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In gleichem Verlag erichten: 


i. Teil: Die allgemeine Bauordnung für das Grofj- 
herzogtum Heſſen. riänterung Des Geſetzes vom 
30. April 1881. In einem Anhang Find mitgeteilt: 1. Die 
Anstiihrungss Verordnung zur allgemeinen Bauordnung. 
II. Tie auf die Stndterweiterung von Mainz ſich beziehendent 
Geſetze. 1899. Bearbeitet von Friede. Pfaff, Nechtsanmalt. 
Preis: Mk. L.—. 


Il. Zeil. Die allgemeine Bauordnung für Das Grof;- 
herjogtum Heſſen. Die Geſetzes-und Verordnungs-Novellen 
nebſt Einleitung und Crläuterungen, die Miniſterialausſchreiben 
und die hauptſächlichſten neuen Lokal-Bauſtatuten und Lokal— 
Baupolizei Reglements enthaltend, nebſt einer tabellariichen Über: 
ſicht und einem ausführlichen Sachregiſter, 1890. Bearbeitet 
von Friedr. Pfaff, Rechtsanwalt. Preis: ME. 4.—. 


II. Zeit. Die allgemeine Bauordnung jür das Groß. 
herzogtum Heſſen. Enthaltend die Änderungen der Aus— 
fübr 4se-Verordnung, die Nachträge und Ergänzungen der 
T :tsvanftatnten, die ſeit Ende 1889 erlaſſenen Ortsbauſtatuten, 
Bau- Bolizeiverordnungen und baupolizeifichen Erlaſſe mit 
einem Sachregijter. Nortgefübrt von Dr. 38. Zeller, Großh. 
Heil. Ober-Rechnungsrat. 1895. Preis: Die. 5. 


über heifiihe Gefete 

und deren erläuternden Ausführungsbeſtimmu' 
von dem Verlag I. Diemer in Wainzau 
katalog gerne zur Berfüg. 
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Buchdruderei von 9. Pridarts, Mainz. 













Seit dem Ericheinen des lesten von Herrn Oberrechnungsrat 
Dr. Zeller herausgegebenen Ergänzungsbandes der allgemeinen Bau- 
Ordnung von Vfaff find nahezu 11 Jahre verfloffen. Die lofale Bau— 
gejeggebung Hat in diefem Jahrzehnt eine äußerſt produftive Tätigkeit 
entfaltet, e3 find Amtsblätter und Ausichreiben von bejonderer Bedeutung 
ergangen, auch hat das neue Reichsrecht Änderungen gebracht. Als bei 
diefer Sadjlage die Verlagsbuhhandlung von J. Diemer zu Mainz 
unter Bezugnahme auf zahlreiche an fie ergangenen behördlichen An- 
fragen den Unterzeichneten um die Herausgabe eine® meuen Er— 
gänzungsbandes bat, glaubte er diefer Bitte um jo mehr entjprechen zu 
jollen, als eine große Anzahl der hier wiedergegebenen Ausführungs- 
vorjchriften von der amtlich angekündigten Reviſion der allgemeinen 
Bau-Ordnung wohl nicht berührt werden dürfte. Nach wie vor fann 
die allgemeine Bau-Ordnung eine Kodififation der Baugefeße nicht dar- 
itellen, die Tofale Baugeſetzgebung wird immer mehr in Anpafiung an 
die Örtlichen WVerhältniffe und den jeweiligen Stand der in erfreulicher 
Entwidelung begriffenen Bautechnik einer eingehenden Ausbildung be- 
dürfen. Das bunte Bild der in dieſem Bande wiedergegebenen ver- 
ichiedenen Beitimmungen dürfte auch für die bevorstehende Reviſions— 
arbeit der allgemeinen Bau:Ordnung von gewilfen Werte fein. Unter 
Beibehaltung bewährter Grundſätze unferer allgemeinen Bau-Ordnung 
wird dad Bedürfnis zu weiter gehenden Ermächtigungen zum Zwecke 
der Befriedigung bejonderer, jo 3. B. ftädtiicher Bedürfniffe fchon aus 
dem Gegenjage der in dem legten Jahrzehnt in Stadt und Land er- 
laffenen Borjchriften erfichtlich jein. 

Der Unterzeichnete it bei der Herausgabe dieſes Bandes von 
Großherzoglihdem Minifterium des Innern, Grofherzoglihem Mini- 
ſterium der Finanzen, Abteilung für Baumefen, und den Großherzog- 
lichen Kreisämtern durch Überlafjung des Materials unterftügt worden 
und gejtattet fich allen Behörden jeinen ehrerbietigjten Dank auch an 
diejer Stelle zu wiederholen. 

Herr Baupolizei-$nipeftor Steinberger war bei der Revifions- 
arbeit tätig und hat das Inhaltsverzeichnis ſowie Sachregiſter bearbeitet, 
auch ihm gebührt der herzlichſte Dauk für ſeine eingehende Mitarbeit. 


September 1906. 


Bürgermeiſter Dr, Gläſſing. 
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I. 


Abänderung der allgemeinen Bauordnung duch das Bürgerlide 
Gefehbug. 


I. 


Gejet, die Ausführung des Bürgerlichen 
Gefebuches betreffend 


vom 17. Juli 1899. 


Artikel 278. 


Das Geſetz, die allgemeine Bauordnung betreffend, vom 30. April 
1881 wird dahin geändert: 


J. An die Stelle des Artifeld 46 tritt folgende Vorſchrift: 
Urtifel 46). 


Für unmittelbar aneinander jtoßende Gebäude genügt als Scheide- 
wand eine Brandmaner. 


Will ein Grundeigentümer an eine jchon bejtehende Brandmauer 
des Nachbars bauen, ohne eine eigene Brandmauer zu errichten, jo kann 


») Die Motive bemerken: „Die Borjchriften des Artifel3 46 der Bauordnung 
geben in zwei Richtungen Anla zu Bedenten. 

Einmal ftehen jte im Widerjpruche mit den Beftimmungen der 88 905, 93 
und 94 bes Bürgerlichen Geſetzbuches, die e3 nicht zulaffen, daß eine Mauer bis zu 
einer beftimmten Höhe im Miteigentume Mehrerer, über dieje Höhe aufwärts aber 
ne 2 einer derſelben ſteht (vgl. auch Pfaff, Komm. z.B. DO. S. 96 

nm. 4). j 

Das zweite Bedenken betrifft da3 Berhältni? des Anbauenden zu den Hypo— 
thefen und anderen dinglichen Rechten, die auf dem vorhandenen Gebäude und jomit 
aud) auf der einen Beltandteil desjelben bildenden Brandmauer laſten (vgl. Brot. d. 
2. Kammer der Landftände Nr. 42 ©. 52). Kommt das zuerft vorhandene Gebäude 
zur Biwangsverfteigerung, jo erwirbt der Erficher das Alleineigentum an der vorher 
gemeinjamen Mauer; er kann deshalb verlangen, daß der jpäter Bauende nochmals 
das Miteigentum erwirbt, er kann aber auch von dem Lepteren nicht daran gehindert 
werden, mit feinem Gebäude die Brandmauer niederzulegen und dadurch dem an— 
gebauten Haufe die eine Seitenwand zu entziehen. 

Aus dieſen Erwägungen ift an Stelle der Verpflichtung zum Erwerbe des 
Miteigentums das Recht auf Beftellung einer Grundbienftbarfeit getreten. Der In— 
I 





- 


KL. 


2 Abänderung der allgemeinen Bauordnung durd das Bürgerliche Geſetzbuch. 


er verlangen‘), daß der Nachbar ihm gegen eine angemefjene Geld- 
entſchädigung eine entjprechende Grunddienjtbarfeit beftellt. 


Die Einräumung des Rechts, die Brandmauer zu erhöhen, fann 
der Anbauende nur injoweit beanjpruchen, al3 eine Erhöhung der Brand- 
mauer nad) den Regeln der Baukunſt zuläffig it. Ein Anipruch auf 
jeitlihe Verlängerung der Brandmauer auf dem Nachbargrundjtüce fteht 
dem Anbauenden nicht zu. 


Die bejtellte Grunddienjtbarfeit geht allen Rechten an dem belafteten 
Grundſtücke, auch den älteren vor. 


Auf den Entjchädigungsanfpruch des Nachbarn finden die Vor— 
Ichriften des $ 1128 des B. G. B. jowie des Art. 53 Abi. 1, Satz 2, 3 
des Einführungsgejeges zum B. G. B. entſprechende Anwendung. 


Die Vorjchriften des Art. 82 Ab. 2, Abi. 3 Sat 1 dieſes Ge- 
jees finden entjprechende Anwendung ?). 


II. Der Artikel 53 wird aufgehoben. 


halt derjelben kann fich entweder darauf bejchränfen, daß der Unbauende die vor» 
handene Brandmauer ganz oder zum Teile zur Anlehnung jeines Baues und dem— 
entiprechend zur Anbringung von Vertiefungen, zum Einlegen von Balfen u. f. w. 
benußt, oder daß er diejelbe, jomweit dies zuläfjig erjcheint, vorher erhöht. 

Mangels einer Vereinbarung ift die Höhe der Geldentichädigung im Rechts— 
wege feitzuftellen.“ 1 

') Der neue Anſpruch auf Beitellung einer Grunddienftbarfeit gegen an— 
gemefjene Entihädigung befteht an Stelle des alten Rechtes auf Mbtretung der 
halben Brandmauer. Der Anipruch jegt die Eriftenz der Brandmauer und normale 
Verhältniffe voraus. Will der Eigentümer der Brandmauer, an welche angebaut 
werden joll, jein Haus etwa aus Anlaß eines geplanten Neu» oder Umbaues be 
jeitigen laffen, jo dürfte wohl eine wörtlihe Auslegung nicht zutreffend jein. Das 
Geſetz hat offenbar diejen Fall nicht treffen und eine jo weit gehende Beſchränkung 
des Hausbefigers nicht einführen wollen. Andernfalls wäre der Hausbeſitzer in 
Folge der Bauprojefte jeines Nachbars in jeiner eigenen Dispofitionsfreiheit ge- 
hemmt und ohne erjichtlihen Grund der Grundiag der in $ 903 B. G. B. aus 
geiprochenen Eigentumsfreiheit verlegt. 

Kommt e3 zur Beftellung der Grundbdienftbarkeit, jo kann allerdings bie 
Dauer de3 Anbanrechtes nicht von der Willkür ded Eigentümerd der Brandmauer 
abhängen. Zwar iſt legterer mangels einer bejonderen Bereinbarung nad $ 1021 
DB. ©. B. nicht zur Erhaltung oder Unterhaltung der Brandmauer verpflichtet, Er 
dürfte aber zur Bejeitigung derjelben zivilrechtlich nicht befugt fein, aucd im öffent- 
lichen Intereſſe dürfte der Zuftand von Wohnungen mit drei Wänden nicht geduldet 
werden. Praktiſch wird man bei Bemefjung der Geldentihädigung für die Grund- 
bienjtbarleit den Fall einer in Zukunft etwa nötigen Bejeitigung der Brandmauer 
veranichlagen müjjen. Es wäre der Wert der Grunddienitbarkeit, abgejehen von 
auderen für die Wertbemeflung in Betraht fommenden Momenten, der Hälfte der 
Brandmauer (einichließlih des Grund und Bodens) gleich zu erachten und die Ver— 
pilichtung zum Ermwerbe der anderen Hälfte feitzulegen im Falle die Brandmauer 
demnächſt für den die Grunddienftbarfeit geftattenden Grundeigentümer wertlos 
werden würde. 


?) Da die beitellte Grunddienftbarfeit, welche nad) $ 879 Abi. 3 des Bürger 


sen Geſetzbuchs mit ihrem gejeglichen Vorrange in das Grundbuch einzutragen ift, 


Geſetz, die Ausführung des B. G. B. betr. 3 


II. 


AUrtifel 53 der allgemeinen Bauordnung ijt durch Artifel 96 des 
Heſſiſchen Ausführungsgejeges erſetzt: 

Die Teilung eines Gebäudes unter verſchiedene Eigentümer iſt nur 
zuläſſig, wenn gleichzeitig eine entſprechende Teilung des Grund und 
Bodens ſtattfindet. 


Im übrigen iſt zu einer ſolchen Teilung die Genehmigung der 
Polizeiverwaltungsbehörde erforderlich. Die Genehmigung darf, unbe— 
ſchadet der Vorſchriften des Art. 72 der allgemeinen Bauordnung vom 


allen älteren Rechten vorgeht, ift zum Schuße dieſer älteren Rechte $ 1128 B. G. B. 
> wer 53 Abi. 1, Sat 2, 3 des Einführungsgeießes zum B. ©. 8. für anwend- 
ar erflärt. 


8 1128 8. G. B.: 


Iſt ein Gebäude verfichert, jo kann der Berficherer bie Berficherungsjumme 
mit Wirfung gegen den Hypothelengläubiger an den Verficherten erjt zahlen, wenn 
er oder der Berjicherte den Eintritt des Schadens dem Hypothefengläubiger angezeigt 
hat und feit dem Empfange der Anzeige ein Monat verjtrichen ift. Der Hypotheken— 
gläubiger kann bie zum Ablaufe der Frift dem Berjicherer gegenüber der Zahlung 
widerjprechen. Die Anzeige darf unterbleiben, wenn fie untunlich ift; in dieſem 
Falle wird der Monat von dem Beitpunft an berechnet, in welchem die Verjicherungs- 
jumme jällig wird. 

Am übrigen finden die für eine verpfändete Forderung geltenden Vorjchriften 
Anwendung ; der Berficherer fann Sich jedoch nicht darauf berufen, daß er eine aus 
dem Grundbud, erfichtlihe Hypothek nicht gefannt habe. 


Artikel 53 Abſ. 1, Sab 2, 3 des Einführungsgejeßes zum B. G. B. lauten: 
Erhebt ein Berechtigter innerhalb der im $ 1128 bejtimmten Frift Widerfpruch gegen 
die Zahlung der Entihädigung an den Eigentümer, jo fann der Eigentümer und 
jeder Berechtigte die Eröffnung eines Verteilungsverfahrend nach den für die Ber- 
teilung des Erlöjes im Falle der Zwangsverſteigerung geltenden Borjchriften be- 


antragen. Die Zahlung hat in diefem Falle an das für das Berteilungsverfahren ' 


zuftändige Gericht zu erfolgen. 


Artifel 82 der Hefj. Ausführungsgejege zum B. G. B. Abi. 2, Ubi. 3, 
Saß 1, 2 lauten: 


Der Eigentümer de3 Grundſtücks, von dem aus die Erhöhung erfolgt ift, 
kann dem Eigentümer des anderen Grundftüds die Benugung des Aufbaues ver- 
bieten, bis ihm für die Hälfte, oder wenn nur ein Teil des Aufbaues benußt werden 
ſoll, für den entiprechenden Zeil der Baufoften Erjat geleiftet wird. Iſt der Bau- 
wert geringer als die Baufoften, jo beftimmt fich der zu erjeßende Betrag nad) dem 
Bauwerte. Die Erjagleiftung kann auch durch Hinterlegung oder Aufrechnung er- 
folgen. Solange das Verbindungsrecht beiteht, hat der Berechtigte den Mehraufwand 
zu tragen, den die Unterhaltung der Mauer infolge der Erhöhung verurjadt. 

Wird die Mauer zum Bmwede der Erhöhung verftärkt, jo ift die Verſtärkung 
auf dem Grundjtüd anzubringen, deffen Eigentümer die Erhöhung unternimmt. Der 
nah Abi. 2 von dem Eigentümer des anderen Grunditüdes zu erjeßende Betrag 
erhöht fih um den entiprechenden Teil der Koften der Berftärfung und des Wertes 
der zu der Verſtärkung verwendeten Grundfläche, injomweit als die Verſtärkung aud) 
für feine Zwecke nötig geweſen wäre. 


I* 


Pr 


* 
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30. April 1881, nur erteilt werden, wenn das Gebäude durch eine 
Sceidewand (Art. 47 der allgemeinen Bauordnung) getrennt wird und 
jeder Teil bejondere FFeuerungsanlagen erhält !). 





) Die Motive bemerken: Der Artikel 96 gibt im weg de den Artifel 53 
der allgemeinen Bauordnung wieder, deſſen Herübernahme im Intereſſe der Zu— 
ſammenſtellung der einſchlägigen Vorſchriften erfolgt. 

Die im Artikel 96 geforderte Teilung des Grund und Bodens ſtellt im Ein— 
klange mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch die privatrechtliche Vorausſetzung der 
Teilbarfeit feft und jchließt eine Teilung nad Stodwerfen aus. Die dur den 
WUrtifel 72 der allgemeinen Bauordnung gemährleiftete Möglichkeit einer Befreiung 
bleibt beftehen. Hinfichtlich der Anfechtung der von der Polizeiverwaltungsbehörde 
erlajjenen Entiheidung ift der Urtifel 71 der allgemeinen Bauordnung maßgebend, 
jo daß eine bejondere Vorſchrift im Artifel 96 entbehrt werden kann. 


II. 


Amtsblätter und Ausſchreiben über die Ausführung der 
allgemeinen Sanordnung. 


El. 


— 


Zu Nr. M.d.%. 11726. Darmftadt, am 27. Mai 1882. 
Betreffend: Handhabung der Baupolizei, insbejondere die Verwendung 
von Zuffiteinröhren zu Schornjteinen. 
Das Großherzogliche Minifterium des Innern und der Juſtiz 


an 
die Großherzoglichen Kreisämter. 

Der $ 64 der Verordnung, die Ausführung der allgemeinen Bau: 
ordnung vom 30. April 1831 betreffend, welcher die teilweile Aus— 
führung der Art. 40 und 41 des letzterwähnten Geſetzes regeln joll, 
beftimmt, daß die Umfangsmanern fowie die Zwijchenwände mehrerer 
nebeneinander liegender Schornfteinröhren nirgends unter 12 cm jtarf 
jein jollen. 

Zu ſolchen Scornfteinröhren wurden bisher vielfah Tuffſtein— 
rohre verwendet, welche in der Mitte der Seitenflächen eine Stärfe von 
nur 8 cm befigen. 

Da die Wandftärfe folder Tuffiteinrohre von jegt an mindejtens 
12 cm betragen muß, aber viele Tuffiteinrohre von geringerer Stärfe 
nody im Handel find, jo wollen wir gejtatten, daß die Zuffiteinröhren 
mit der bisher üblichen Wandftärke, unter Beobachtung der jeitherigen 
— — noch bis zum 1. September I. 3. verwendet werden 
ürfen. 

Sie wollen dies öffentlic) befannt machen und darauf bedadht ſein, 
dag vom 1. September 1. 3. an der $ 64c der im Eingang erwähnten 
Verordnung genau gehandhabt wird. 

v. Stard. 
de Beauclair. 


10. 


Zu Ar. M. 3. 15275. Darnıftadt, am 4. November 1890. 
Betreffend: Errihtung von Schorniteinen. 
Das Großherzogliche Minijtertum des Innern und der Juſtiz 
an 
die Großherzoglichen Kreisämter. 
In unferem lithographierten Ausfchreiben vom 6. Dftober I 
zu Nr. M. 3. 23133 iſt darauf hingewieſen, daß die Vorlaı 


Ip 
v* 
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Zeichnungen, wenn es jich lediglich um den Neubau oder Umbau eines 
Schornfteines handelt (ohne day aljo gleichzeitig ein Neubau, oder eine 
Hauptänderung des Gebäudes jtattfindet), nicht erforderlich ift. 

Es hat ſich, namentlich im Intereſſe der Bauenden, inzwiichen als 
zwedmäßig erwiejen, daß in diejem ‘Falle die baupofigeiliche Genehmigung 
auf Grund bejonderer, dem Baubericht beizufügender Fragebeantwortung, 
weiche eine technijche Begutachtung des Projekts ermöglicht, erteilt wird. 

Wir beauftragen Sie daher, den Großh. Birgermeiftereien, be- 
ziehunggweije Lofalpolizeibehörden der Landgemeinden für folche Fälle 
die Benubung eines Formulars nach dem folgenden Mufter mit vor- 
en Beriht (als Mufter II zu 8 87 d. Ausf. 3. D. vom 

1. Februar 1882) anzuempfehlen. Den Großh. Bürgermeiftereien bezw. 
Lokalpoligeibehorden der Städte iſt das Formular zur Kenntnisnahme 
unter dem Bemerken mitzuteilen, daß beifen Einführung auch für das 
jtädtische Bauweſen fich empfehlen werde. 

Die von Ihnen bezw. den Großh. Bürgermeiftereien (und Lofal- 
polizeibehörden) der Städte zu erteilende baupolizeiliche Genehmigung 
fann auf der hierdurch gegebenen Grundlage erteilt und auf dem Be— 
richte vermerkt werden. 

Schließlich bemerken wir noch, daß es Ihnen, beziehungsweije den 
Großh. Bürgermeiftereien (und den LZofalpolizeibehörden) der Städte un— 
benommen bleibt dann, wenn bejondere Berhältnifje nach Ihrer oder der 
technischen Behörde Anficht die Vorlage von Handrifjen oder Plänen 

Vervollftändigung der Fragenbeantwortung erforderlich erjcheinen 
"lafien würden, jolche von den Geſuchſtellern noch beſonders einzufordern. 


inger. 
Fing Fey. 
Geſchehen. . . . .. Den N 18; 

Betr.: Geſuch des ........ J wegen . . . . .. eines 
Schornſteins. 

Heute erſchien auf dem Bureau der Großh. Bürgermeiſterei der“) 

— N a rar. und erklärte, . . . . . . 0... beabfichtige in dem 

zur Hofreite Me. . gehörigen . . . . .. . . einen neuen Schornſtein 


aufzuführen und bitte um Erteilung der erforderlichen baupolizeilichen 
Genehmigung. Gleichzeitig beantwortete er die vorgeſchriebenen Fragen 
wie folgt: 

l. Soll der Schornſtein an Stelle eines zur Zeit vorhandenen, 
oder abgetragenen Schornjteins errichtet werden ? 

2. Soll die Feuerungsanlage nur zur gewöhnlichen Heizung von 
Wohnräumen, oder joll fie ganz oder teilweise einer gewerblichen Anlage 
und welcher dienen ? 

3. Soll der Schornitein in eine Umfafjungsmauer oder außerhalb 
derjelben zu ftehen fommen ? 

Steht diefe Außenwand auf der Nachbargrenze, oder in welcher 
* Anmerf. Im Falle der Verhinderung des Gebändeeigentümerd kann 
deſſen Bevollmächtigter oder geieglicher Vertreter die Erflärung abgeben. 


N 


—_— 
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Entfernung von derjelben und welche Wandjtärfe joll der Schornftein 
nach außen erhalten ? 

4. Wie viele Röhren foll der Schornftein erhalten ? 

a) Sit der Duerjchnitt derjelben rund oder rechtedig ? 
b) Welches Lichtmaß haben die Röhren? 
ce) Wie viele Heizungen gehen in ein Rohr? 

5. Soll der Scornftein von Grund aus aufgenommen werden 
und jeine Unterftübung von den Fundamenten aus erhalten, oder welche 
ſonſtige Unterjtüßung ? 

6. Wo follen die Reinigungstürchen angelegt werden ? 

7. Soll der Schornftein jenfreht in die Höhe geführt, oder ſoll 
er gejchleift werden und wie hoch liegt jeine obere Endiguug über oder 
unter Dachfirſt? 

8. Aus welchem Material joll der Schornftein errichtet werden 
und welches ift das Material der Dacjeindedung ? 

9. Bejtehen die von der Feuerungs-Einrichtung berührenden Wände 
aus feuerjicherem Material? 

10. Sollen in den neben dem Schornjtein gelegenen Räumen, dem 
Dachraume ꝛc. Stroh, Heu, oder ſonſt leicht Feuer fangende Gegenstände 
aufbewahrt werden ? Borgelefen, genehmigt 

unterjchrieben. 
Zur Beglaubigung 

Wird Großh. Kreisamte ...... unter Beantwortung folgender 
Fragen vorgelegt: 

I. Wer find die Nachbarn und haben diejelben gegen die Schorn- 
jteinanlage nicht3 zu erinnern? 

I. Steht ſonſt fein polizeiliches Hindernis dem Bau entgegen, 
insbejondere verjtößt derjelbe in feiner Weiſe den feuerpofizeilichen Be— 
jtimmungen des $ 64 der Ausführungs- Verordnung zur allgemeinen 
Bauordnung, oder würde derjelbe in irgend einer Weije mißſtändig jein ? 

Gleichzeitig wird beantragt, die nachgefuchte Genehmigung . . . . ... 
zu erteilen. 


7 Ben 


e u are Bea ee 


Dem Großh. Kreisbauamte.... . . . zur gefl. Aeußerung, gegen 
Rüdjendung zu überreichen. 
—— Mil: Hans 
Anl.: 


Großh. Kreisamt ........ 
Dem Großh. Kreisamte mit folgenden Bemerkungen zurüdzureichen : 


Di Te une a ar ie ne ee a ee oe a ar Ta ee nr 


AJ. 6 J 
u Großh. Kreisbauamt. . . . ... 


d ce 
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I. Zu der im Protokoll des .... 2.2... — ——— 
beſchriebenen und demgemäß auszuführenden Schornfleinanlage wird Die 
baupolizeiliche Genehmigung mit Hinweis auf die beſonderen feuer— 
polizeilichen Beſtimmungen des 8 64 der Ausführungsverordnung zur 
allgemeinen Bauordnung vom 1. Febr. 1882 unter der Bedingung erteilt, 
DS en a A a ee a a ee ne EN es re Be 

II. An Großh. Bürgermeifteret ......... mit dem Auftrage: 

a) dem Geſuchſteller die anliegende Ausfertigung vorjtehender 
Berfügung zuzuftellen und wie gejchehen hierunter zu be= 
ſcheinigen; 

b) die Reviſion der Feuerungsanlage demnächſt zu veranlaſſen 
und dann die Akten mit dem Nevifionsbericht einzujenden. 

NEE DEI: 2 
Großh. Kreisamt ........ 

Anl.: 1. Ausf. v. I. 

Daß die Ausfertigung vorftehender Verfügung I dem . . . ... 
— zugeſtellt wurde beſcheiniggtttt 8 

Nachdem . . . . ... heute auf Großh. Bürgermeiſterei angezeigt 
hat, daß rubrizierte Feuerungsanlage fertig geſtellt ſei und er deren 
Reviſion beantrage, wird dieſes Aktenſtück dem Feuerviſitator des Be— 


BR DEIN ee N. v. zur Vornahme der Reviſion mitgeteilt. 
Anl.: IHRER Een || .. .... i 
Großh. Bürgermeifterei .......- 


.— ..—. . .— .n.. r,r, Er Te 


Der Großh. Bürgermeifterei legt der Unterzeichnete diefen Bericht 
mit dem Anfügen wieder vor, daß die Revifion folgende Anftände ergeben 


hat, deren Bejeitigung innerhalb... ...... erfolgen fann. 
ee DEREN) 
” Der Fenervifitator ....... 
Dem Großh. Kreisamte . . . . . . .. mit dem Berichte vorzulegen, 
daß Rubrikat erklärt hat, die Anſtände bis zum. . . ..... beſeitigen 
zu wollen. 
— den.. 
Be Großh. Bürgermeifterei . ....... 
Der Großh. Bürgermeifterei . . . 2.2.2... mit der Anfrage 
wieder vorgelegt, ob die Anjtände bejeitigt find. 
Anl: EI |; EP 
ee Großh. Kreisamt ........ 
Dem Großh. Kreisamte ......... mit dem Berichte zurüd, 
DES a ee Dede DEN Sr lee 
Anl.: nee DE 
ee Großh. Bürgermeifterei . . . . . ... 


1 
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Zu Wr. 8. 3160. Darmftadt, den 31. Mai 1895. 
Betreffend: Die Ausfertigung von Situation: und Ortsbauplänen. 
Der Großherzoglihe Steuerinjpeftor 


an 
Jämtliche Großherzogliche Geometer. 

Nachdem von Großh. Kreisämtern Beſchwerde darüber geführt 
worden iſt, daß die von Großh. Geometern ausgefertigten Situations- 
und Ortsbaupläne vielfach nicht den über deren Anfertigung erlajjenen 
Borjchriften entiprechen, werden Ihnen mit höherer Genehmigung nach— 
jtehend die desfalljigen Beftimmungen zur ftrengen Nachachtung mitgeteilt. 

Insbeſondere wird es auch als unzuläjlig unterjagt, daß jeitens 
Großh. Geometer von anderer Seite gefertigte Pläne mit ihrer Namens- 
unterjchrift verjehen werden und dadurd der Schein ermwedt wird, als 
ob dieje Pläne von Geometern zur Ausführung gelangt wären. 

Endlich wird darauf hingewiejen, daß nad) Art. 2 der allgemeinen 
Bauordnung vom 30. April 1881 beiondere Beitimmungen in Orts— 
jtatuten und Baupolizeiordnungen getroffen werden fünnen. Es wird 
deshalb den Großh. Geometern zur Pflicht gemacht, vor Auzfertigung 
eines Situationg- oder Ortsbauplans ſich an zuftändiger Stelle zu ver: 
läſſigen, ob jolche beiondere Statuten oder Polizeiverordnungen beftehen. 
Bejahendenfall3 haben fich die Großh. Geometer vor der Ausfertigung 
de3 Plans über deren Inhalt zu unterrichten und diejelben ebenjo wie 
die nachſtehend abgedrudten allgemeinen Bejtimmungen genau zu befolgen. 

Dr. Lauer. 
A. Ausfertigung von Sitnationsplänen. 

Die desfallfigen Beitimmungen find in S 85 der Ausführungs- 
verordnung vom 1. Februar 1882 zur allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 in der Faſſung der Verordnung vom 18. Juli 1887 
enthalten und lauten aljo: 

Zur Erlangung der baupolizeilichen Genehmigung für Neubauten 
und Hauptveränderungen an Gebäuden find von dem Bauherrn die zur 
Prüfung und Beurteilung des Bauprojeft3 erforderlichen Pläne in 
doppelter Ausfertigung durch Vermittelung der Lofalpolizeibehörde dem 
Kreisamt vorzulegen. 

Dieje Pläne haben zu enthalten: 

a) Situation des Bauplages und deſſen Umgebung, mit Angabe der 
Himmelögegenden, der anjtogenden Straßen, Wege und Wafjer- 
läufe jowie bejtehender oder projeftierter Baulinien, die Eigentums 
grenzen, benachbarte Gebäude mit Bezeichnung deren Benußung, 
Höhe, Bauart und Eigentümer. Dieje Situation it in dem Maß- 
ſtabe von 1:500 der natürlichen Größe darzuftellen. Für Neu: 
bauten ift der Situationsplan von einem Geometer zu fertigen. 

b) Grundrifjfe für jedes einzelne Stocdwerf vom Keller bis zum Dad)- 
raum, mit Angabe der TFeuerungseinrichtungen. 

c) Mindeftens einen Vertifaldurchichnitt durd) jedes Gebäude, mit 
Angabe der Terrainhöhe und der Höhe der betreffenden Straße 
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d) Anficht nad) der Straße und, wenn das Bauweſen von mehreren 

Straßen aus fihtbar wird, Anfichten von diefen Straßen aus. 

e) Bei Bauveränderungen iſt der beftehende und der künftige Zuftand 
deutlich und durch verjchiedene Farben fenntlic zu machen. Neue 

Bauten find mit roter, bejtehende Bauten aber, ſoweit fie eine 

Aenderung nicht erfahren, mit fchiwarzer und, joweit fie bejeitigt 

werden jollen, mit gelber Farbe zu bezeichnen. 

Die unter b, e, d und e bezeichneten Grundriſſe, Durchſchnitte 
und Anfichten find in dem Maßftabe von 1: 100 darzuftellen. 

In allen Plänen find die wejentlichjten Dimenfionen der Gebäude, 
der einzelnen Räume derjelben und der Konſtruktionsteile mit deutlichen 
Zahlen einzufchreiben. Jedem Plan muß ein Maßftab beigejegt werden. 

Außer den vorstehend bezeichneten Plänen fünnen, injoweit ſolches 
zur Prüfung und Beurteilung eines Bauprojeftes erforderlich erjcheint, 
Detailpläne in größerem Maßſtabe von Gebäudeteilen, Feuerungsanlagen, 
Konjtruftionen 2c. jowie Nivellements des Bauplatzes und der angrenzen: 
den Straßen verlangt werden. 

Für alle einzureichenden Pläne ijt dauerhaftes Material zu ver- 
wenden und in der Regel find diejelben in Aktenformat — 33 cm Höhe 
und 21 cm Breite — zujammengelegt einzureichen. 

Die Situationspläne find von Demjenigen, welcher fie gefertigt 
hat, die Baurifje aber von dem Bauherrn und dem Techniker, von 
welchem ſie herrühren, unter Angabe de8 Datums zu unterzeichnen. 
Die Unterzeichner find für die Richtigkeit der Pläne und der einge: 
tragenen Maßverhältniſſe verantwortlich. 

Für Eijenkonftruftionen, für ungewöhnliche Bauten, oder ſonſt auf 
Erfordern, können zu den Bauplänen fchriftliche Erläuterungen, reviſions— 
fähige Feftigfeitsberechnungen 2c. verlangt werden. Nach Lage der Ber: 
hältniſſe kann die Volizeibehörde auch andere Maßſtäbe als die zu b, c, 
d und e bezeichneten, zulafjen. 

Bei wenig erheblichen Hauptveränderungen, wie veränderten yenjtern 
oder Türen und dergleichen, fann die zur Erteilung des Baubejcheids 
zuftändige Behörde von den Erfordernifjen unter a, b, c, d und e ab- 
ſehen. Es genügt alsdann die Vorlage eines Handrifjes, welche Die 
geplante Abänderung Kar erlichtlih macht. 

B. Uusfertigung bon Ortsbaublänen. 

Die hierfür geltenden Vorſchriften find enthalten im $ 13 der 
Ausführungsverordnung vom 1. Februar 1882 zur allgemeinen Baus 
ordnung jowie in der Bekanntmachung Großh. Minijteriums des Innern 
und der Juſtiz vom 20. Mat 1895, deren Inhalt nachjtehend folgt. 

a) $ 13 der Ausführungsverordnung. 

Zur Feitjegung neuer oder Aenderung beitehender Ortsbaupläne 
bezw. Straßjenanlaaen ift ein volljtändiger Situationsplan im Maßjtabe 
von mindejteng 1/1000 der natürlichen Größe zu fertigen und find in 
demjelben die SFluchtlinien der Straßen und Plätze mit roten, Vor— 
gärtchen oder Vorhöfe mit grünen Linien einzuzeichnen ſowie die Breite 
und Höhenlage der Straßen, nebſt deren Bezeichnung (mindeſtens mit 
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Buchſtaben) einzufchreiben.. Die Höhenlage ift wenigften® an den 
Kreuzungspunften uud da anzugeben, wo das Gefäll wechjelt, und muß 
daraus hervorgehen, daß eine Abwäſſerung der Straßen möglid) ift. 

Bei größeren Plänen und ausgedehnteren Baulinien find zur 
Prüfung der Ausführbarfeit derjelben bejondere NivellementS oder 
Yängen: und Querprofile der betreffenden Straßen anzufertigen. 

Ergänzungen und Abänderungen eines bejtehenden Drtsbauplanes 
find zunächſt auf bejonderen Plänen zu entwerfen und in den Driginal- 
Ortöbauplan erit nach erfolgter Genehmigung einzutragen. 


b) Befanntmahung Großh. Minifteriums des Innern und 
der Juftiz vom 20. Mai 1895, die Anfertigung von Orts— 
bauplänen betreffend. 

Unter Hinweis auf die Beitimmungen in $ 13 der Ausführungs- 
verordnung zur allgemeinen Bauordnung werden die nachſtehenden Vor— 
ihriften zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 

l. Die Pläne find auf Zeichenpapier mit Leinwandunterlage zu 
zeichnen und in der Längsrichtung zu rollen, jo daß die Rolle die 
Heinfte Ausdehnung des Planes zur Höhe erhält. 

2. Inſoweit e8 die Größe des Planes beeinflußt, hat fich diejer 
nur auf diejenigen Gemarfungsgebiete zu erjtreden, für welche die Feſt— 
ſetzung der Baufluchten ftattfinden foll bezw. für die nahe Zukunft in 
Ausfihrt genommen ift. Die Hauptrihtung der längſten Straße joll 
mit der Längsrichtung des Planes übereinjtimmen und überhaupt der 
Plan jo eingerichtet jein, daß er eine möglichjt geringe Höhe erhält. 

3. Bon der Anbringung einer Ueberſchrift kann abgejehen werden, 
jedoch ijt auf der Rückjeite des Planes an einem jeden der beiden Enden 
die Auffchrift: „Ort3bauplan der Gemeinde N.“ jo anzubringen, daß 
ſie gelejen werden fann, ohne den Plan aufrollen zu müſſen. 

4. Der Maßſtab joll in der Regel 1/500 der natürlichen Größe 
betragen. Für ausgedehnte Orte ift zur möglichiten Beichränfung der 
Plangröße ein Maßſtab von 1/1000 der natürlichen Größe anzuwenden. 

5. Die Höhe de3 Planes darf 85 cm nicht überjchreiten. Nötigen- 
falls ijt der Plan in Form zweier oder mehrerer jelbftändiger Teilpläne 
anzufertigen. Die Befeitigung umlegbarer Klappen an dem Plane ijt 
unzuläflig. 

6. Es empfiehlt fi, die Baufluchtlinien zunächſt nur mit Blei 
und erjt nad) erfolgter Genehmigung mit Farbe einzeichnen zu lafjen. 
Ale bereits durch frühere Genehmigung feſtſtehenden Baufluchtlinien 
und Straßenzüge müſſen in den Ortsbauplänen und ingbejondere auch 
in den zur Vorlage kommenden Entwurfsplänen durch ſcharfe Aus— 
‚eichnung und nötigenfalls textliche Beiſchrift in roter Farbe von den 
im age vorliegenden und mit Bleiftift eingezeichneten unterjchieden 
werden 


7. Auf jedem Plan ift die Nordlinie einzutragen, außerdem tft 
das Verhältnis der Planzeihnung zur natürlichen Größe zu vermerken, 


— — 
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aut en Marrkab beizutizen. Ja dem Urtibauplan ſind ferner die 
Aummern der erzielnen Hofreiten eigzzutragen und jümtlihe Straßen 
mit ıbren BereiSaungen zu verieben. Zotern neuprojeftierte Straßen 
noh feine Kımzn beitzen, find diejelben an dem Endvunkten mit Bud 
Haben oder Zı ern zu verieben. 

#. Zoment ‚griedäcte und Eıfenbahnen in dem Planbereiche liegen, 
And bieisisen einiuzerhnen; liegen dieielben in geringerer Entfernung 
als 299 m von den Endounften der ım Plan eingetragenen Straßen- 
jluchtlinien bezw. von den legteren, to ılt Durch Preilrichtung deren Lage 
ım allgemeinen zu fennzeihnen und die Entiernung beizuichreiben. 

%. Zuplifate zu den Irtsbauplänen jind erit nad erfolgter Ge- 
nehmigung und nur jomeit der Gemeindevorſtand die Anfertigung jolcher 
beichliest, anzufertigen. In dieſem Falle iſt die Uebereimitimmung mit 
dem Lriginal dur den Zertertiger auf dem Duplifat zu bejcheinigen 
und aut dem Originalplan zu vermerken, dag ein Duplikat angefertigt 
worden iſt. 

10. Die Ortsvorſtände ſind zu veranlaſſen, die Anfertigung von 
Ortsbauplänen nur unter der Bedingung Ipezifizierter Rechnungsjtellung 
an eine hierzu geeignete Perjon zu übertragen. Die von dem Berfertiger 
zu Stellende (debührenrechmung hat über folgende Punkte nähere Angaben, 
rintretendenfall3 unter Bezeihnung des Zeitaufwandes für die einzelnen 
Arbeitsleiftungen, zu enthalten: 

a) Aufnahme zur Anfertigung des Planes. (Sit jolche erforderlid,, 
jo ift genau anzugeben, wo die Aufnahme, wie und warum jie 
geichah) ; 

b) Aufzeichnung des dermaligen Zultandes; 

e) Eintragung der auf Vorſchlag des Technifers oder Geometers durch 
Gemeindebeſchluß feitgeiegten Baufluchtlinien in Blei; 

4) Nivelliftiiche Aufnahmen zur Feititellung der Waſſerabzüge; 

e) Korrektur des Planes infolge der durc) die techniichen Behörden 

gegen pos. 3 und 4 erhobenen Einwendungen; 

definitive Einzeichnung der Baufluchtlinien nad) erfolgter mini: 
jterieller Genehmigung des betreffenden Drtsbauplanes; 
Matertalverbrauch an: 

I. Bapter, 

2. Mei, Farben und Tuſche; 

Rückvergütung für Reiſekoſten. 

Bei umfangreichen Plänen, durch welche vorausſichtlich erhebliche 
Noften entftehen, empfiehlt es ſich, einen unter Berüdjichtigung der vor: 
beinerften Punkte aufzuftellenden Ueberichlag dem Bertragsabichluffe u: 
dem Berfertiger des Planes zu Grunde zu legen. 


— 


I 


— — 


K 


— 


Als Taxe fir die im Freien oder auf dem Bureau reſp. dem N 


Stadt- oder Semeindelofal zugebradjte Zeit find, jofern nicht andere 
Feſtſehung getroffen wird, die Geometergebühren zu Grunde zu legen. 
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10. 


Zu Nr. M. 3. 11230. Darmitadt, am 26. Dftober 1895. 
Betreffend: Die Durchführung der 83 120a—120d der Gewerbeordnung. 
Das Großherzogliche Minijterium des Innern und der Juſtiz 


an 
die Großherzoglichen Kreigämter. 

Es ijt die Frage bei ums in Anregung gebracht worden, ob es 
ih) empfehlen würde, die Baupolizeibehörden anzumeijen, bei Neubauten, 
Umbauten oder Erweiterungen gewerblicher Anlagen größeren Umfangs 
die Baugeſuche und deren Unterlagen vor Erteilung des Baubejcheids 
dem Gewerbeaufjichtsbeamten zur Prüfung und Aeußerung darüber 
mitzuteilen, ob mit der Baugenehmigung der Erlaß bejonderer Anord- 
nungen auf Grund der 88 120a—120d der Gewerbeordnung im In— 
terejje der Sicherheit für Leben und Gejundheit der Arbeiter jowie im 
Intereſſe der Sittlichfeit zu verbinden fein würden (3. vergl. $ 8 Abi. 2 
der Dienft-Injtruftion für den Fabrik-Inſpektor). 

Der Erlaß einer derartigen Anordnung wurde damit begründet, 
daß die Durchführung der auf Grund der SS 120a—120d von den 
Gewerbeunternehmern zu verlangenden Einrichtungen, 3. B. die Anlage 
von Garderoberäumen, Epjälen, Bedürfnisanftalten, entjprechender Be- 
leuchtungs- und Bentilationgeinrichtungen u.j.w. im Falle des Neu- 
baus, Umbaus oder der Erweiterung einer gewerblichen Anlage meijt 
ohne verhältnismäßig großen Koſtenaufwand bewerfitelligt werden fünne, 
wenn dem Gewerbetreibenden die in Betracht fommenden Borjchriften 
jo rechtzeitig befannt gegeben würden, daß er in der Lage jei, diejelben 
vor Beginn der Bauausführung zu berüdjichtigen. Durd) die Mlitteilung 
der Baupläne an den Fabrik-Inſpektor vor deren Genehmigung durch 
die zuftändige Behörde würden daher einerjeits die Gewerbetreibenden 
vor Nachteilen bewahrt werden fünnen, andererjeit3 werde auch die 
Tätigkeit der FFabrifauffichtsbeamten in Bezug auf die Durchführung der 
in Rede ſtehenden Borjchriften eine wejentliche Erleichterung erfahren. 

Nachdem die in diejer Frage eingeleiteten Erhebungen ihren Ab— 
ihluß gefunden haben, jehen wir ung veranlaßt, in Bezug hierauf das 
Nachfolgende zu bejtimmen: 

l. Den Behörden, welche die Baugenehmigung zu erteilen haben, 
wird empfohlen, vor Erteilung der baupolizeilichen Erlaubnis zum Neu— 
bau, Umbau oder Erweiterung einer gewerblichen Anlage (i. 11.) das 
Baugejud) mit den dazu gehörigen Plänen 2c. dem zuftändigen ;Fabrif- 
Snipeftor zur Prüfung und etwaigen Antragftellung darüber mitzuteilen, 
ob bei der beabfichtigten Neuanlage oder Beränderung der betreffenden 
Anlage bejondere bauliche Einrichtungen im Intereffe der Sicherheit der 
Betriebsftätte und der Betriebsvorrichtungen ſowie der Gejundheit und 
Sittlihfeit der Arbeiter zu treffen fein werden, zu deren Deritellung 
der Gewerbetreibende auf Grund der 88 120a—120d der Gew.-Orh 


anzubalten jein möchte. i 
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Il. Darüber, bei welchen Arten von gewerblichen Anlagen Ddieje 
Mitteilung Pla zu greifen haben wird, kann eine allgemein bindende 
Negel nicht aufgeftellt werden, e8 muß die Beurteilung Ddiejer Frage 
vielmehr dem pflichtmäßigen Ermefjen der zuftändigen Baupolizeibehörde 
iiberlafjen bleiben. Hierbei find folgende Geſichtspunkte zu berüdfichtigen : 

Die Beitimmungen der 88 120a—120d der Gewerbeordnung finden 
auf alle Arten von gewerblichen Anlagen Anwendung, in welcden ge- 
werbliche Arbeiter bejchäftigt werden, mithin nicht nur auf diejenigen 
Anlagen, welche der Aufficht der Fabrik-Inſpektoren umterjtellt find 
(vergl. SS 3 u. 8 Abi. I der Dienjt-Injtruftion für die Fabrik-Inſpek— 
toren), jondern auch auf die in $ 154 Abj. 4 der Gewerbeordnung er- 
wähnten, der Aufjicht der Fabrik-Inſpektoren bis jetzt nicht unterliegenden 
Werkſtätten. 

Die Mitteilung der Baugeſuche an den Fabrik-Inſpektor wird 
namentlich in jolchen Fällen angezeigt erjcheinen, in welchen e3 ſich um 
den Neubau, den Umbau oder die Erweiterung gewerblicher Arbeits— 
räume größeren Umfanges handelt. Selbjtverjtändlic; gehören hierher 
alle diejenigen Anlagen, über deren Einrihtung in den Ausführungs- 
Borichriften zur Gewerbe-Ordnung bejondere Vorjchriften gegeben find 
3: B. Tabafs- und SZigarrenfabrifen, Zündhölzerfabrifen, Bleifarben- 
fabrifen, Hechelräume u. a. m., ferner jolche Betriebe, welche mit be— 
jonderen Gefahren für die darin bejchäftigten Perjonen verbunden find, 
wie Ultramarin-, Farbwaren-, Stearin:, Spiegel-, Buntpapier- und 
Tapetenfabrifen, Drudereien, Holzjchneidereien u.j.w. Auch wenn e3 
ih um Betriebe handelt, welche der Aufſicht der Fabrik-Inſpektoren 
nicht unterjtellt find, kann ji) die Mitteilung der Baugeſuche an den 
Sewerbeauflichtsbeamten unter Umjtänden als zweckmäßig erweiſen, da 
e3 den zuftändigen Behörden jelbitverjtändlich unbenonmen bleibt, ſich 
bei Wahrnehmung der ihnen nach den 88 120a—1204 zufonmmenden 
Dbliegenheiten de3 techniichen Beirats diejes Beamten zu bedienen. 

Andererjeit3 wird die unter | vorgejchriebene Mitteilung ohne 
Natel unterbleiben fünnen, wenn es ſich um bauliche Einrichtungen 
oder Aenderungen Handelt, welche augenicheinlih zu den Vorſchriften 
der SS 120a— 1204 in feiner Beziehung jtehen, ferner, wenn es ſich 
um Betriebsbauten Handelt, die im typischer Form aufgeführt werden 
und von dem Fabrik Inſpektor in Fällen gleicher oder ähnlicher Art 
bereits gutgeheigen find, endfich bei Erweiterungen gewerblicher Anlagen, 
die durch das augenblikliche Betriebsinterefie geboten find und feinen 
Aufichub erleiden können, jofern die jachgemäße Beurteilung folcher Ge- 
juche durdy das polizeiliche Ermefjen und die bautechniiche Begutachtung 
hinreichend gewährleijtet iſt. 

Hierher gehören ferner auch diejenigen Baugefuche, welche die Er: 
richtung oder wejentliche Veränderung von Anlagen der in den SS 16 
und 24 der Gewerbeordnung bezeichneten Art zum Zwecke haben, in- 
joweit nach den bejtehenden Borjchriften bereits in dem der Bau— 
genehmigung vorausgehenden Verfahren über * aſſung der gewerbs 
lihen Anlagen oder deren Veränderung Dir “ingungen, welche 


— 
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in baulicher Beziehung bei der fraglichen Anlage einzuhalten find, unter 
Mitwirkung des Fabrik-Inſpektors feitgeftellt worden find (Art. 68 der 
allgemeinen Bauordnung und $ 92 der Ausführungg-Berordnung vom 
l. Februar 1882). 

III. In allen Fällen, in welchen eine Mitteilung der Baugefuche 
an die Fabrik-Inſpektoren jtattfindet, werden dieje die an jie gelangenden 
Erjuhen umgehend erledigen, jo daß jede nicht durch die Prüfung un— 
bedingt notwendig werdende Verzögerung bei Erledigung der Baugefuche 
vermieden wird. 

IV. In vielen Fällen wird es ſich empfehlen, den Fabrik-Inſpektor 
ion vor Erjtattung des bautechniichen Gutachtens zu hören, da die 
von diefem Beamten aufgejtellten Bedingungen nicht felten zur Um— 
änderung der Pläne führen werden und die umgeänderten Bläne andernfalls 
wieder eine neue baupolizeilihe Prüfung erforderlich machen würden. 

V. Durch $ 2 Ziff. 2 der Verordnung vom 2. Dftober 1895 zur 
Ausführung des Neichsgejeges vom 1. Juni 1891, die Abänderung der 
Gewerbeordnung betreffend (Reg.Bl. Nr. 31), ift die Wahrnehmung 
der den Polizeibehörden durch $ 1204 der Gewerbeordnung zugewiejenen 
Befugnifje, in Abänderung der bisherigen Vorjchriften (vergl. $ 2 der 
außer Kraft getretenen Befanntmahung vom 24. März 1892 R.-Bl. 
er. 11), im allgemeinen denjelben Behörden überwieſen worden, welche 
zur Erteilung der Baugenehmigung zujtändig find, nämlich in den 
Städten, auf welche die Städteordnung Anwendung findet, den Großh. 
Bürgermeijtereien bezw. den in dieſen Städten eingerichteten ftaatlichen 
Bolizeiverwaltungen, im übrigen den Großh. Kreisämtern (vergl. Art. 64 
der allgemeinen Bauordnung in Verbindung mit der Ddiesjeitigen Ver— 
fügung vom 1. Februar 1882, baupolizeiliche und allgemeine polizeiliche 
NED betreffend, an die Großh. Kreisämter Darmjtadt, Offenbadı, 
Gießen, Mainz und Worms). Dieje Behörden werden mithin infolge 
der Begutahtung der Baugejuche durch den Fabrik-Inſpektor vor Erlaß 
des Baubejcheids in der Yage sein, zu beurteilen, welche bejonderen bau— 
lichen Einrichtungen, mit Nüdjicht auf die Art und den Umfang des in 
Trage jtehenden Betrieb von dem Gewerbeunternehmer zu verlangen 
und erforderlichenfall® auf dem in $ 1204 der Gewerbeordnung bezeich- 
neten Wege zur zwangsweiſen Durchführung zu bringen find. Die zu— 
tändigen Behörden haben es hierdurch in der Hand, im den meiften 
Fällen ſchon im Wege entiprechender Verjtändigung des Gewerbeunter- 
nehmers auf eine ſachgemäße Ergänzung oder Abänderung der betreffenden 
Baugejuche hinzuwirken. Sollte auf diejem Wege der gewünſchte Erfola 
nicht zu erzielen jein, jo wird, fofern dies von dem Fabrik-Inſpektor 
beantragt ($ 8 Abj. 2 der Dienſt-Inſtruktion) und nad) Yage der Sadıe 
für erforderlich erachtet wird, dem betreffenden Gewerbeunternehmer durch 
eine bejoudere, gleichzeitig mit dem Baubejcheid zu erlaliende Verfügung 
auf Grund des S 1204 der Gewerbeordnung und unter Hinweis auf 
die Strafbeitimmungen und die zum eventuellen ziwangsweiien Vollzu 
der Anordnung gegebenen Borjchriften (SS 147 bi. 1 Bill. 4 
Ubi. 4 der Gewerbeordnung) die Herjtellung derjenigen bejonder 
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(ihen Einrichtungen aufzugeben jein, welche im gegebenen ‘Falle zur 
Durdjführung der im $ 120a—120d enthaltenen Grundjäße erforder: 
ih und nad) der Beichaffenheit der Anlage ausführbar erjcheinen. 

Unbejchadet der bejtehenden Borjchriften, wonad) bei den die Er- 
richtung oder wejentliche Veränderung von Anlagen der in den 88 16 
und 24 der Gewerbordnung bezeichneten Art betreffenden Bauprojeften 
die in dem Konzejitonsverfahren in baulicher Beziehung fejtgejtellten 
Bedingungen zugleich für die baupolizeiliche Genehmigung maßgebend 
erjcheinen (Art. 68 der allgemeinen Bauordnung und $ 92 der Aus- 
führungs=-Berordnung), und abgejehen von denjenigen Fällen, in welden 
die für erforderlich erachteten bejonderen Anordnungen in bau=, feuer- 
oder gejundheitspolizeilicher Hinficht bereit3 auf Grund der allgemeinen 
Vorſchrift des Art. 67 der allgemeinen Bauordnung getroffen werden 
fönnen, würden wir e3 Dagegen nicht für zuläjlig erachten, daß in dem 
Baubejcheid jelbjt Anordnungen der in $ 120d erwähnten Art in der 
Form der Bedingung für die Bauerlaubnis aufgenommen werden. Hier— 
für erjcheint einerjeit3 die Erwägung maßgebend, daß die baupolizcilidye 
Genehmigung eines Bauwejens nur auf Grund der in der allgemeinen 
Bauordnung und den Hierzu erlaljenen Ausführungsvorjchriften ent- 
haltenen Beſtimmungen verjagt werden darf, andererjeit3 fommt in Be- 
tracht, daß ſowohl die Friſten, alg aud) der Inſtanzenzug für Beſchwerden 
gegen Berfügungen der Wolizeibehörden auf Grund des 8 120d und 
für Beichwerden auf Grund des Art. 71 der allgemeinen Bauordnung 
verjchieden geregelt find, endlich auch die Vorjchriften für den zwangs— 
weijen Vollzug der baupolizeilicdyen und der gewerbepolizeilihen Vor— 
ihriften durchaus verjchieden find (vergl. $ 147 Abj. 4 der Gewerbe- 
ordnung, $2 Ziff. 2 und 3 der Berordnung vom 2. Dftober 1895). 

In denjenigen Fällen, in welchen zur Zeit der Baugenehmigung 
die nötigen Unterlagen zum Erlaß einer Anordnung auf Grund des 
$ 120d der Gewerbeordnung fehlen, was 3. B. dann der Fall jein wird, 
wenn der Bauherr noch nicht in der Lage ift, die Art und den Umfang 
des einzurichtenden Betriebs genau zu jpezifizieren, oder die bei dem 
Betrieb zur Verwendung fommenden Majchinen und Geräte anzugeben 
oder endgültige Auskunft darüber zu geben, ob Perjonen beiderlei Ge— 
schlecht demnächſt in dem Betriebe bejchäftigt werden follen, wird es 
ſich empfehlen, in dem Baubejcheid einen allgemeinen Hinweis auf die 
einschlägigen Vorjchriften der Gewerbeordnung aufzunehmen. Dasjelbe “ 
Verfahren fann auch in folhen Fällen zwedmäßig ericheinen, wenn die 
Anordnung einer baulichen Anlage in Frage jteht, welche ihrer Natur 
nach nicht unbedingt in dem betreffenden Gebäude jelbft errichtet werden 
muß, wie z. B. die Errichtung einer Bedürfnisanftalt, von Näumen zur 
Einnahme von Mahlzeiten und dergleichen. 

Sie wollen ſich für die Folge hiernach bemefjen und die Großh. 
Bürgermeiftereien derjenigen Stadtgemeinden, auf welche die Städte- 
ordnung Anwendung findet, bezw. die daſelbſt beitehenden ftaatlichen | 
Bolizeiverwaltungen unter Mitteilung diejer Verfügung mit entjprechender | 
Weiſung verjehen. Finger. Beſt. 


— 
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Zu Nr. 8. 3530. Darmjtadt, den 30. Juni 1897. 
Betreffend: Die Ausfertigung von Situationd- und Ortsbauplänen. 
Der ———— Steuerinſpektor 


ſämtliche Großferzogliche Geometer. 

Obgleich Ihnen in meinem generellen Ausjchreiben obigen Betreffs 
vom 31. Mai 1895 zu Nr. 8. 3160 ganz ausdrüdlid) die genaue Be- 
folgung der für die Ausfertigung von Situationg- und Ortsbauplänen 
bejtehenden Vorſchriften bei der Ausführung derartiger Pläne an— 
empfohlen worden ift, wird dennoch in der legten Zeit von mehreren 
Großherzoglichen Kreisämtern Bejchwerde darüber geführt, daß die zur 
Vorlage gelangenden Pläne vielfah nicht vorjchriftsmäßig ausgeführt 
jeien. Ein Großherzogliche Kreisamt hebt bejonders hervor, daß die 
in der legten Zeit zur Vorlage gefommenen Ortsbaupläne regelmäßig 
hätten beanjtandet werden müjjen, weil fie mit der Natur nicht über- 
einjtimmten. Bei Aufftellung derjelben jollen anjcheinend die veralteten 
Angaben der betr. Parzellenfarten übernommen worden fein, das not- 
wendige Vergleichen mit dem wirklichen Zuftande in Natur beziehungs- 
weije die neue Vermeſſung der veränderten Gebäude, jowie die richtige 
Einzeichnung derjelben hiernad) in die fraglichen Pläne aber nicht ftatt- 
gefunden haben, jo daß eine Umarbeitung der betr. Pläne habe angeordnet 
werden müljen. Nicht minder führe die Prüfung der Situations- oder 
Lagepläne zu Beanjtandungen. In denjelben jollen des Defteren die 
notwendigften Dimenfionen, bejonder8 aber die Entfernungen der projef- 
tierten Neubauten von den nächitjtehenden Gebäuden beziehungsweije 
von den Eigentumsgrenzen nicht eingetragen jein, obwohl die von den 
Großherzoglichen Bürgermeiftereien in den Bauberichten zu beantwortende 
Frage 10 (conf. Regierungsblatt von 1882 Seite 81) die genaue An— 
gabe diejer Make ausdrücklich verlangt. 

Aucd die für die Beurteilung der Genehmigung der Baugejuche 
erforderliche Breite der anliegenden Ortsſtraßen, jowie die Einzeihnung 
in der Nähe befindlicher Eijenbahnen oder Friedhöfe beziehungsweife die 
Angabe der Entfernungen bis zu den Grenzen derjelben jollen öfters in 
den betr. Plänen fehlen. 

Durh Mängel der vorerwähnten Arten entjtehen nicht nur Ver— 
zögerungen Hinfichtlich der Genehmigung der Baugejuche, jondern es er: 
wachſen auch den betr. Behörden unangenehme Verhandlungen und das 
Anjehen des Geometerjtandes wird dadurch geichädigt. 

Die Berfertiger der Pläne find zwar für deren Richtigkeit ver: 
antwortlich, doch jehe ich mich infolge der vorliegenden Beſchwerden ver- 
anlaßt, Ihnen mit höherer Ermädtigung hierdurch nochmals die genaue 
Befolgung der durch dag Geje vom 30. April 1881, die allgemeine 
Bauordnung betr., durch die Ausführungs : Verordnung zu demjelben 
vom 1. Februar 1882 und durch mein Eingangs genanntes generelles 
Ausjchreiben vom 31. Mai 1895 für die Ausfertigung der Situations- 
und Ortsbaupläne gegebenen Borjchriften mit dem Anfügen anzuempfehlen, 
dab ich bei weiter mir zur Anzeige gebracht werdenden Unrichtigfeiten 

ll 
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in Plänen der beregten Art unnachſichtlich die Beitrafung des betr. 
Geometers zu veranlafjen genötigt jein würde. 
Zum Schluſſe bemerfe ich Ihnen noch, daß diejes Ausichreiben als 
eine Ergänzung meines obengenannten Ausichreibeng vom 31. Mai 1895 
anzujehen und daher diejem in — betr. Sammlung beizuheften iſt. 
Dr. Lauer. 


3. 


— 


Zu Nr. M. d. J. 3278. Darmftadt, am 15. Februar 1898. 
Betreffend: Handhabung der Baupolizei. 
Das Großherzoglihe Minifterium des Innern 


an 
die Großherzoglichen Kreisämter. 

Im Anſchluß an unfere Ausichreiben vom 20. November 1882 
zu Nr. M. 3. 24677 und 25459 (Amtsblatt Nr. 22 von 1882), vom 
3. September 1884 zu Nr. M. 3. 21326 (Amtsblatt Nr. 15 von 1884) 
und vom 5. Juli 1888 zu Nr. M. J. 18310 (Amtsblatt Nr. 5 von 1888) 
benachrichtigen wir Sie, daß, nachdem der Staatsvertrag zwilchen Heſſen 
und Preußen über die gemeinschaftliche Verwaltung des beiderjeitigen 
Eifenbahnbefiges vom 23. Juni 1896 in Kraft getreten ift, Hinfichtlich 
des Geſchäftsgangs, weldyer bei dem Nachfuchen um die polizeiliche Bau- 
Erlaubnis im Sinne des Art. 64 der allgemeinen Bauordnung und bei 
Erteilung der legteren einzuhalten ift, injofern eine Aenderung eingetreten 
iſt, al, wenn e3 ih um Bauten für Zwede jolher Bahnen handelt, 
welche zur Heſſiſch-Preußiſchen Betriebsgemeinjchaft gehören, nicht mehr 
wie jeither, das Großh. Ministerium der Finanzen, jondern für die 
Folge die zuftändigen Verwaltunggorgane der Betriebsgemeinjchaft, bevor 
mit der Ausführung des Baues begonnen wird, unter Vorlage der er- 
torderlihen Pläne nad) Maßgabe der Vorjchriften des Art. 66 der all- 
gemeinen Bauorduung und $ 85 der Ausführungsverordnung zur all» 
gemeinen Bauordnung die Großherzoglicyen Streisämter bezw. die zur 
Erteilung der Bauerlaubnis befugten ftädtiichen Lofalpolizeibehörden um 
eine Neußerung darüber erjuchen werden, ob das Bauwejen zu polizeilichen 
Bedenken Veranlafjung gibt. Für den Fall, dat Bedenken in polizeilicher 
Hinficht gegen die Ausführung des Baumejens nicht beftehen, hat jich 
die jeitend der erjuchten Baupolizeibehörden ergehende Entichließung auf 
die Bemerkung zu bejchränfen, „daß die Ausführung des Baumejens 
polizeilic) nicht beanstandet werde” (vgl. auch vorerwähntes Ausjchreiben 
vom 20. November 1882). 

Die Beftimmung des 8 91 der Ausführungsverordnung zur all- 
gemeinen Bauordnung vom 1. Februar 1892 findet auf joldye Bauten 
analoge Anmwendung. 

Singer. 
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Zu Nr. M.d. 3. 4906. Darmftadt, am 9. März 1898. 
Betreffend: Die Verwendung von Schladeniteinen zu Majftvbauten. 
Das Großherzogliche Minifterium des Innern 


an 
die Großherzoglicheu Kreisämter. 
Nachſtehend teilen wir Ihnen Abjchrift einer an Großherzogliches 
Kreisamt Friedberg ergangenen Verfügung zu Ihrem ebenmäßigen Be- 
meſſen mit. 3.8: v Knorr. 


Abſchrift. zc. am Großherzogliches Kreisamt Friedberg. 

Unter Rüdichlug der Anlagen Ihres Berichts vom 4. I. Mts. er- 
widern wir Ihnen, daß nad) den jeither gemachten Erfahrungen die 
Scladenjteine unbedenklich zu allen baulichen Zwecken Verwendung 
finden fünnen, bei welchen fie nicht einem jehr hohen Druck oder einer 
ungewöhnlich hohen Temperatur ausgejegt find. Vorausſetzung ift hier- 
bei jedoch), daß bei der Herſtellung der Steine die einzelnen Materialien 
jorgfältig verarbeitet werden und daß das fertige Material vor feiner 
Berwendung genügend lange Zeit bis zum Feſtwerden gelagert hat. 
Nacd vorliegenden Atteften über die Nejultate der Unterſuchungen der 
Königlihen Prüfungsitation für Baumaterialien in Berlin entjprechen 
die von den Buderus’jchen Eiſenwerken und von der Firma Albrecht 
Stein u. Komp. in Wetzlar hergeitellten Schladenfteine obigen Boraus- 
jegungen. Wir finden daher bei der Verwendung der Steine Diejer 
Firmen zu Umfafjungs-, Innen-, Brandmanern und Schornjteinen bis 
auf weiteres nichts zu erinnern. Was die ehenmäßige Verwendung von 
Schlackenſteinen anderer Fabriken betrifft, jo behalten wir uns diesbezüg- 
liche Entſchließung, joweit joldhe nad) Maßgabe der allgemeinen Bau- 
ordnung und der Ausführungsverordnnung erforderlic) jein würde, mit 
der Maßgabe vor, daß die Zulafjung erfolgen joll, wenn durch Attefte 
amtlicher Brüfungsbehörden der Nachweis geführt jein wird, daß die 
Fabrikate dem zu jtellenden Anforderungen entjprechen. 

Wir überlafjen Ihnen demgemäß das Weitere zu veranlajjen. 

Dr. Straß. 


Zu Nr. M.d. J. 6749. | Darmftadt, am 28. März 1898. 
Betreffend: Verwendung von Schladenjteinen zu Maifivbauten. 
Das Großherzoglihe Minijterium des Innern 


an 
die Großherzoglichen Kreisämter. 

Im Anſchluß an unfer lithographiertes Ausjchreiben vom 9.1. M. 
zu Nr. M. d. J. 4906 teilen wir Ihnen mit, daß auch die von der 
Firma „Eilenwerfe Hirzenhain und Lollar“ Hergeftellten Schladenfteine 
laut vorgelegtem Zeugnis der Königlichen Prüfungsjtation für Bau— 
aterialien zu Berlin den in obigem Ausjchreiben erwähnten An— 
derungen entiprechen und daher cebenmäßig zu baulichen Zweden 
erwendung finden fünnen. 
:: DB: u Rnore Dr. ra 


—— ul 
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19. 
Zu Nr. M. d. J. 31225. Darmſtadt, am 28. Dezember 1898. 


Betreffend: Die Aufſtellung von Ortsbauplänen. 
Das Großherzogliche Miniſterium des Innern 


an 
die Großherzoglichen Kreisämter. 

Bei den neuerdings aufgeſtellten und uns zur Genehmigung vor— 
gelegten Ortsbauplänen iſt zu Gunſten der Durchführung gradliniger 
Strecken zumeiſt auf beſtehende Verhältniſſe, vorhandene Wege, den Zug 
der Grundſtücke und Gewanngrenzen nicht hinreichend Rückſicht genommen. 
Hierdurch wird häufig nicht allein die Bebaubarkeit der Grundſtücke 
beeinträchtigt und das Intereſſe der Eigentümer derſelben geſchädigt, 
ſondern es führt auch die vielfach ſchablonenhaft ſtattfindende Anlegung 
nur ununterbrochen gradliniger Straßenzüge, wobei auf die künftige 
Geſtaltung und äfthetiihe Wirkung der Bebauung zu wenig Bedadıt 
genommen wird, zu einfürmigen Straßenbildern, während das Be- 
jtreben darauf gerichtet jein müßte, joweit mit den Anforderungen der 
Bwedmäßigfeit vereinbar, eine gewijje Abwechslung in der Geitaltung 
der Straßenbilder zu jchaffen. 

Ferner hat es ſich als mißſtändig erwielen, daß die Ortsbaupläne 
häufig von Geometern, ohne Zuziehung von Bauverftändigen bearbeitet 
werden; erjteren follte vielmehr lediglich die Anfertigung des Situationg- 
plans mit Eintragung der Höhenzahlen, die Projektierung und Ein- 
zeichnung der Straßenfluchten dagegen ausſchließlich Bauverftändigen 
überlafjen werden. 

Die auf diefe Weife entjtandenen Ortsbaupläne fommen nun bei 
ung in der Regel erjt dann zur Vorlage, nachdem fie dag Dffenlegungs- 
verfahren durchlaufen und die Beteiligten fejte Stellung zu dem Plan 
ihon genommen haben. Werden alsdann bei ung Nenderungen an den 
Strafen» oder Baufluchten in Vorjchlag gebracht, jo ſtoßen dieſe Vor— 
Ichläge oft auf den Widerjtand der Beteiligten, ganz abgejehen davon, 
daß durch die erforderliche nochmalige Beichlußfafiung des Ortsvorjtandes, 
Offenlegung des Plans und die fich hieran fchliegenden Amtshandlungen 
viele Zeit und Arbeit verloren geht. Es empfichlt fid) deshalb, ent- 
iprechend dem S 12 der Ausführungsverordnung zur allgemeinen Bau- 
ordnung fchon bei der Aufftellung der Ortsbaupläne, bevor fie dem Ge— 
meinderat zur Beichlußfaffung unterbreitet und offen gelegt werden, den 
oben bezeichneten Gefichtspunften eine entfprechende Berüdfichtigung und 
zwar unter Mitwirkung der technischen Zofalbehörde, jowie der Minijterial- 
abteilung für Bauweſen zu Teil werden zu lafjen. 

Sie wollen deshalb die Großh. Pürgermeiftereien der Land- 
gemeinden in geeigneter Weife davon in Kenntnis ſetzen, daß überall da, 
wo das Bedürfnis nach einer Aufſtellung, Abänderung oder Erweiterung 


eines DOrtsbauplanes eintritt, es zur Vermeidung un 
welche bei nachträglichen Hauptabänderungen der WM n, not- 
wendig ericheint, dem Kreisamt von der geplanten eines 


It 
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Ort3bauplanes, unter Borlegung des von dem &eometer gefertigten, 
noch fein Fluchtlinienprojekt enthaltenden Situationsplang Mitteilung zu 
machen, damit hierauf der Großh. Kreisbauinjpektor, dejjen Mitwirkung 
nad Artikel 35 Ziff. 3 und 4 des Kunſtſtraßengeſetzes von 1896 ge= 
rechtfertigt erjcheint, das Straßenprojeft unter Zugrundelegung Der 
Wünſche der Gemeinde in den Hauptzügen aufjtellt. Das Projekt iſt 
alsdann uns behufs Einholung einer Begutachtung der Meinifterial- 
abteilung für Bauweſen im Entwurf vorzulegen. uch wird ſich in 
geeigneten Fällen eine mündliche Verftändigung mit dem Referenten über 
den Gegenjtand empfehlen. Erjt hiernady wäre die Beichlußfaffung des 
Gemeinderats und anschließend die Offenlegung des Ortöbauplans her- 
beizuführen, jowie die Vorlage an uns behufg definitiver Genehmigung 
zu erwirfen. 

In denjenigen Gemeinden, in welchen die Städteordnung eingeführt 
ift, und ebenjo in folchen Landgemeinden, welche geeignete Bautechnifer 
bejigen, oder für den fraglichen Zwed anzunehmen gewillt find, wird 
die Aufftelung des Projeft3 in der Regel durch diefe Bauverjtändigen 
zu erfolgen haben. Aber auch in diejen Fällen ift dahin zu wirfen, daß 
der projeftierte Plan vor der formellen Beichlußfafjung der Stadt- 
verordnetenverjammlung bezw. des Gemeinderats Ihnen mitgeteilt werde, 
damit Sie und zunächſt davon Vorlage machen. 

Im Intereſſe einer jachverjtändigen Bearbeitung neu aufzuftellender 
oder abänderungsbedürftiger Ortsbaupläne empfehlen wir Ihnen fich 


nach obigem zu bemejjen. 
Rothe. Dr. Neidhart. 


Zu Nr. M.d. J. 2898. Darmjtadt, am 8. Februar 1899. 
Betreffend: Gefuc des Architekten 2. Seuling zu Gießen um Zulaffung 
der jog. Gypsdielen zu Bauzweden. 
Das Großherzogliche Minifterium des Innern 





an 
die Großherzoglichen Kreisämter. 
Nachitehend teilen wir Ahnen Abjchrift einer an Großh. Kreis- 
amt Gießen ergangenen Verfügung zu Ihrem ebenmäßigen Bemefjen mit. 


Rothe. 
Abjchrift. 
Zu Nr. M.d. J. 16405. Darmitadt, am 11. Juli 1898. 
x. an Großherzogliches Kreisamt Gießen. 

Auf Ihre Berichte vom 9. Mai und 3. Juni l. 38. wollen wir 
genehmigen, daß die von dem Rubrikaten fabrizierten, aus Holzwolle, 
Schladenmehl, Schladenjand und Gypsmörtel zujammengejegten Stud 
(Gyp3-)Dielen unter der Bedingung zur Heritellung von Rauchfammern 
zugelafjen werden fönnen, daß Ddiejelben mindejtens 5Va cm jtarf find, 
mit Nut und Feder zujammengelegt werden und die Wände nebit Dede 
innen und außen einen 2 cm jtarfen Studmörtel-VBerpub erhalten. 
Ueber der den Fußboden bildenden Gypsdielenlage müßte ein mindeſtens 
3 cm ftarfer Eftrih aus jogenanntem Zementgyps hergeftellt werden. 

Dr. Neidhart. 
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Zu Nr. M.d. J. 11098. Darmjtadt, am 7. April 1899. 
Betreffend: Die Aufjtellung von Ortsbauplänen. 


Das Großherzoglihe Minifterium des Innern 


an 
die Großherzoglichen Kreisämter. 


In den uns zur Genehmigung vorgelegten Drtsbauplänen find 
vielfach für bereits längit vorhandene Straßen, deren Fluchtlinien nad) 
Maßgabe der allgemeinen Bauordnung noch nicht feitgejegt waren, neue 
Fluchtlinien derart vorgejehen, daß bejtehende Gebäude in größerer An— 
zahl angejchnitten werden. 

Derartige Fluchtlinienfeitjegungen an vorhandenen Straßen, ins— 
bejondere in Landgemeinden, jollen aber unſeres Erachtens nur jtatt« 
finden, wenn und injoweit ein erhebliche3 und dringendes Bedürfnis 
für eine Berbreiterung oder Korreftion der Straße befteht und Aus— 
jiht vorhanden ift, daß die Durchführung der neuen Fluchtlinie in ab— 
jehbarer Zeit erfolgen wird, ſei e8 daß Gebäude in größerer Anzahl 
baufällig find und vorausfichtlih in nicht allzuferner Zukunft dur) 
Neubauten erjeßt werden, jei es daß die Gemeinde gewillt ijt, oder 
eventuell im VBerwaltungswege angehalten werden fann, jpätejten® bei 
jtattfindendem Um- oder Ausbau (vgl. Art. 12 letter Abjab der all- 
gemeinen Bauordnung und 8 22 der Ausführungs-Verordnung) dag be- 
treffende Gebäude zu erwerben und damit die Zurüclegung der Flucht: 
linie zur Verwirklichung zu bringen. 

Würde dagegen eine Aussicht zur Durchführung der neuen Flucht: 
linien in abjehbarer Zeit nicht beftehen und insbejondere auch die Ge— 
meinde den Erwerb von Gebäuden bei Neu: oder Ausbauten nicht von 
vornherein ing Auge fallen, vielmehr die Durchführung der Fluchtlinie 
bis zum etwaigen Eintritt von Brandfällen verjchieben wollen, jo wäre 
die neue Feſtſetzung zwecklos, es würde jogar eventuell eine Vermehrung 
der Mißſtände eintreten, wenn beifpieläweife bei der Bebauung eines 
bisher unbebauten dazwiichen liegenden Grundſtückes die neue zurüd- 
liegende Fluchtlinie eingehalten würde, bei den bejtehenden Gebäuden 
aber für unabjehbare Zeit der Zuftand unverändert bliebe. 

Aus dem Vorſtehenden ergibt jich, daß eine jchablonenhafte Feſt— 
jegung von Fluchtlinien, insbejondere eine rückſichtsloſe Zurüd- und 
Gradlegung in beftehenden Straßen unter allen Umständen zu vermeiden 
ıjt, in jedem einzelnen Falle vielmehr eine den konkreten Verhältniſſen 
und Bedürfniffen Rechnung tragende Prüfung und Entichliegung nad) 
Maßgabe der vorbezeichneten Gefichtspunfte ftattzufinden hat. 

Inſoweit hiernach in einem gegebenen Fall das Bedürfnis und 
die Zwedmäßigfeit einer Zurüclegung oder Storreftion der aus den vor= 
handenen Gebäuden tatjächlich fich ergebenden Fluchtlinie verneint wird, 
fann die leßtere unter Berücdjichtigung des bejtehenden Zuftandes d. i. 
der vorhandenen Gebäudefluchten fejtgejegt werden, wodurch gerade die 
in vielen Fällen nicht nur zuläffige, jondern wünſchenswerte dauernde 
Erhaltung der Eigentümlichkeiten des StraßenbiSes einer Ortichaft ſicher— 


oo % 
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geitellt wiirde. Unter Umftänden fann auch zunächjt von einer Flucht- 
linienfeſtſetzung abgejehen und abgewartet werden, bis die Notwendigkeit 
einer jolchen in Gemäßheit des Art. 4 der allgemeinen Bauordnung fid) 
ergibt; tritt diejelbe ein, jo würde die Feſtſetzung im der Regel ſich 
nicht auf ein einzelnes Grundſtück beichränfen dürfen, jondern müßte zu- 
meift mindejtens auf einen zujammengehörigen Teil des Straßenzuges 
(auf Baublodlänge) ſich erjtreden. Nur ausnahmsweiſe, insbefondere 
wenn die Verhältnifje eine Verſchiebung der endgültigen Entichliegung 
binfichtlich der Geftaltung eines Baublodes für geboten erjcheinen laſſen 
und Mißſtände dabei nicht zu befürchten find, erjcheint die Feitjegung 
zunächit nur für ein einzelnes Grundftüd zuläſſig. — Endlich ift zu 
beachten, daß in Brandfällen auch bei den bereits fejtgejegten Flucht: 
(inien vielfad) eine Nachprüfung fic) empfiehlt, ob nicht etwa die Ge- 
(egenheit zu einer vielleicht wünjchenswerten Abänderung der Flucht— 
linien zu benußen jein würde. 

Wir empfehlen Ihnen auf die Beachtung der vorerörterten Ge- 
jihtspunfte Bedaht zu nehmen und für eine entjprechende Belehrung 
der Ortsvorſtände der Landgemeinden Sorge zu tragen. 

Ein weitere® Eremplar dieſes Ausfchreibens ift für die Großh. 
Kreisbauinjpeftoren beigefügt. 

Rothe. 


Dr. Wörner. 


Zu Nr. M.d. 3. 759. Darmftadt, am 10. Januar 1900. 
Betreffend: Den Stempel in Baujacdhen. 
Das Großherzoglihe Minifterium des Innern 


an 
die Großherzoglichen Kreisämter. 

Unter Bezugnahme auf Ziffer 7 zu Nr. 27 der Erläuterungen 
zu dem Geſetz über den Urfundenftempel vom 12. Auguft 1899 zu 
Nr. M. d. 3. 37204 von 1899 machen wir Sie darauf aufmerkjam, 
daß für Gejuche um Dispenjation von der Befolgung baugefeglicher Be— 
ftimmungen ein Eingabeftempel nicht mehr zu entrichten ift. 

Der nad) Ziffer 16? des Stempeltarifs (Befreiung von Bauvor- 
ichriften) zu entrichtende Stempel wird mit der Dispenjationsverfügung 
von ung in jedem einzelnen Falle fejtgejegt werden. 

Die Erhebung des feitgejegten Stempelbetrags ift vor Aushändigung 
der betreffenden Erlaubnisverfügung an den Interefjenten von Ihnen 
zu bewirken. 

Wegen der gegen die Stempelfeitiegung zuläjfigen Erinnerung ver- 
weifen wir auf die Artikel 27 ff. des Gejeges über den Urfundenjtempel 
vom 12. Auguſt 1899. 

Rothe. 


von u > 
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27. 


Zu Nr. M.d. J. 35268. — Darmſtadt, am 8. Dezember 1900. 
Betreffend: Ausführung der allgemeinen Bauordnung. 
Das Großherzogliche Miniſterium des Innern 
n 


a 
die Großherzoglichen Kreisämter. 

Es erſcheint unerläßlich, daß in den uns vorgelegt werdenden Ent— 
würfen von Ortsbauſtatuten und Ortsbaupolizei-Verordnungen die in 
Frage fommenden Artikel der allgemeinen Bauordnung oder Paragraphen 
der Musführungsverordnung dazu den betreffenden Ausführungsbeftim- 
mungen vorangeltellt oder neben denjelben angemerkt werden. 

Wir beauftragen Sie daher, die Ihnen unterftellten Bürger: 
meiftereien und Ort3-Baupolizeibehörden entiprechend anzuweiſen und 
dafiir Sorge zu tragen, daß alle ung vorgelegt werdende Entwürfe von 
Ortsbauftatuten und Ortsbaupolizei-Berordnungen diefer Vorſchrift ent- 
\prechen. Andernfalls werden diefe in jedem einzelnen Falle zur Er: 
gänzung zurückgegeben werden. 

Rothe. 


Pfeiffer. 


an Ar. M. d. I. 7251. Darmftadt, am 18. März 1901. 
Netreffend: Stempelpflidht der Bau —A— 
Das Großherzogliche — des Innern 


die — —— Kreisämter. 

Nach Wr. 35 pos. VI des Tarifs zum Urkundenſtempelgeſetze 
unterliegt Die Erteilung der baupolizeilichen Genehmigung für Neubauten 
und wejentliche Aenderungen an Gebäuden einer Stempelabgabe von 
10 Pfennigen von jedem vollen Hundert der zu veranichlagenden Koften 
des Baues oder dev Bauänderung. Es find nun Zweifel darüber ge- 
qußert worden, bis zu welchem Bollendungszuftand die Aufwendungen 
hir Nenbanten und bauliche Veränderungen als itempelpflichtiges Bau: 
apttal angehen find Wei Beantwortung dieſer Tage it davon aus— 
angeben, daß bei der Veranſchlagung der Baukoſten die Bauansführungen 
jedenſals imloweit im Weredbmung gezogen werden müffen, al® das 
polizeliche Intereſſe an der Herſtellung reicht. Hiernach fommen im 
weſentlichen Die Koſten dis zur Vollendung des Robbaues in Betracht; 
ſedoch ſind weiter ze BEntwaſſerungs und Blitzſchußsanlagen, Fafjaden- 
SCHULD, dagegen nicht Derftellung und Anſtrich von Deden und 
Wanden im Innern der Gebaude, Aup'ſſieun iad don Maichinen und Ge— 
raten. Veleucbtungsanlagen oder Das Setzen von Toren > Herden zu 
bansdlichem — an veſtebenden Saornſteinen ‚vers! Art. 64 Abi. 1 
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ſolche umfajjen, die nicht genehmigungspflichtig find, jelbjtverftändlid) 
lediglich die erfteren bei der Berechnung des Stempeld in Betracht zu 
ziehen find, jowie daß die Vorſchrift in Yir. 35 pos. VI Abſ. 3 des 
Stempeltarif3, nach welcher die Baugenehmigung für Bauten im Koften- 
betrage bis zu 1000 ME. jtempelfrei ijt, im Sinne von big zu 1000 ME. 
einschließlich aufzufaſſen it. 

Weiter fügen wir an, daß die Baugenehmigungen, welche auf 
Grund von in der vorgejchriebenen Form erlaffenen Lofalpolizeilichen 
Vorſchriften erteilt werden, im der gleichen Weife der Stempelpflicht 
unterliegen, wie die auf Grund der allgemeinen Bauordnung erteilten 
Baugenehmigungen. 

Rothe. 


Zu Nr. M. d. 3. 27704. Darmftadt, am 3. Oftober 1901. 
Betreffend: Die Handhabung der Baupolizei; hier die Ausführung des 
$ 85 der Ausführungs-Verordnung zur allgemeinen Bauordnung. 


Das Großherzogliche Minifterium des Innern 
an 
die Großherzoglichen Kreisämter. 


Die Königliche Eijenbahndireftion Frankfurt a. M. iſt bei ung 
dahin vorftellig geworden, es möchte bei Bauweſen, welche feiteng der 
Gemeinjchaftsbehörden der Staatseijenbahnverwaltung geplant werden, 
die in Gemäßheit des $ 85 der Ausführungs-Verordnung zur allge: 
meinen Bauordnung, in der Faſſung der Verordnung vom 18. Juli 1887, 
bei dem Verfahren zur Erlangung der baupolizeilihen Genehmigung 
erforderliche Vorlage eines von einem Geometer angefertigten Situations- 
planes abgejehen werden. 

Mit Allerhöchiter Genehmigung Seiner Königlichen Hoheit des 
Großherzogs haben wir daher beſtimmt: 

„daß für lediglich dem Eijenbahnbetrieb dienende Neubauten der 
„Staat3»Eijenbahn-Berwaltungen, welche innerhalb eines Bahnhofs— 
„gebieteß errichtet werden, in der Regel die Borlage eines Situations— 
„Plans genügen joll, welder von einem technischen Beamten der 
„Eifenbahn-Verwaltung angefertigt iſt.“ 

Indem wir Sie hiervon zu Ihrem Bemefjen in Kenntnis jeßen, 
erachten wir e3 für jelbjtveritändlich, daß auch in diejen Fällen von der 
Eifenbahn:Berwaltung ein von einem Geometer angefertigter Situations: 
plan auf Anfordern nachzuliefern it, wenn die Baupolizeibehörde aus 
bejonderen Gründen die Vorlage eines jolhen für erforderlich eradıtet. 


Rothe. 


Wörner. 


Pfeiffer. 
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Zu Nr. M.d. J. 3443. Darmftadt, am 13. Februar 1902. 
Betreffend: Handhabung der Baupolizei. 


Das Großherzogliche AOLEENN de3 Innern 


die —— Kreisämter. 

Das nachſtehende Ausſchreiben des Großherzoglichen Miniſteriums 
der Finanzen, Abteilung für Bauweſen, teilen wir Ihnen zur Kenntnis— 
nahme mit. In denjenigen Kreiſen, in welchen die Handhabung der 
Baupolizei in den Städten den Großh. Bürgermeiſtern übertragen iſt, 
ſind die Letzteren hiernach zu bedeuten. 


Rothe. 
Abſchrift. 
Zu Nr. F. M. B. 3348. Darmſtadt, am 1. Februar 1902. 
Betreffend: Wie oben. 
Das Großherzogliche Miniftertum der Finanzen, Abteilung für Bauwejen 
an 
jämtliche unterjtellten Behörden. 

Unter Bezugnahme auf Ziffer 3 des Ihnen mit lithographiertem 
Ausjchreiben vom 18. Dezember 1882 zu Nr. F. M. B. 24341 mit— 
geteilten Amtsblattes Großh. Minifteriums des Innern Nr. 22 vom 
20. November 1882 bejtimmen wir hiermit, mit Ermächtigung fämtlicher 
Minifterien, daß für die Folge die dort erwähnten Aufforderungen an 
die Großh. Kreisämter lediglich von den mit der Ausführung der frag 
lichen Bauwejen beauftragten jtaatlihen Baubehörden (Hochbauämter 
oder bejondere Baubehörden) auszugehen haben, und zwar ohne daß es 
hierzu im Ginzelfalle eines Auftrages durch uns oder das zuftändige 
Miniſterium bedarf. 

Wir erwarten, daß fünftig die Vorjchriften des obenerwähnten 
Antsblattes Nr. 22 ſtets genau eingehalten und die Aeußerungen der 
Baupolizeibehörden möglichjt vor der Ausjchreibung der Arbeiten, auf 
jeden Fall aber vor Beginn der Ausführung des Bauweſens eingeholt 
werden. 

ge3.: v. Biegeleben, 
Bfeiffer. 


1 


Zu Nr WED. J. 29088. Darmitadt, am 10. Januar 1903. 
Reed: Die Handhabung der Baupolizei. 
Das Srofherzogliche Minifterium des Innern 
an 
die Broßberzoglichen Streisämter. 
I yoriten Abſaß unſeres Amtsblattes Nr. 3 vom 15. Februar 


sr tiinum worden, daß die VBorjchrift des $ 91 der Ausführungs- 

dgl anlgeneinen Bauordnung vom 1. Februar 1882 auf 

Wan ann von der Hoſſiſch-Preußiſchen Etjenbahn-Betriebsgemein- 
it erden, analoge Anwendune ° finden habe. 
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Nah den mahgebenden Berwaltungsgrundjägen werden ſolche 
Bauten nicht alle von dem vorgelegten Mintjterium genehmigt, jondern 
für die Feſtſetzung kleinerer Bauausführungen find die Eifenbahndireftionen 
innerhalb der ihnen überwielenen Meittel jelbjt zuftändig. Es jind nun 
Zweifel laut geworden, ob die in unjerem Amtsblatt Nr. 3 von 1898 
angeordnete analoge Anwendung des $ 91 der Ausführungsverordnung 
zur allgemeinen Bauordnung nur bezüglich jolher Bauten der Eijenbahn- 
Betriebsgemeinjchaft zu gelten habe, welche eine minijterielle Genehmigung 
gefunden haben, oder ob fie auszudehnen ſei auf alle von der Eijenbahn: 
Betriebsgemeinjchaft errichteten Bauten. 

Zur Bejeitigung folcher Zweifel bejtimmen wir hiermit, daß der 
8 91 der Ausführungsverordnung zur allgemeinen Bauordnung auf alle 
Bauten der Eijenbahn-Betriebsgemeinjchaft analog anzumenden ift, aljo 
auch auf ſolche Bauten, deren Entwürfe von den Eifenbahndireftionen 
Mainz und Frankfurt a. M. ohne Vorlage an das vorgejegte Minifterium 
endgültig fejtgeftellt werden. 

Dementiprechend find alle diefe Bauten auch nad) $ 101 der Aus- 
führungs-Verordnung zur allgemeinen Bauordnung der Rauhbaurevifion 
nicht unterworfen. 

Rothe. 


v. Bedtold. 


Zu Nr. M.d. J. 25740. Darmitadt, am 2. Dftober 1903. 
Betreffend: Die Abänderung der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 (Art. 46); Hier die Ausfertigung der Mehbriefe. 
Das Großherzogliche Minifterium des Innern 
an 
die Großherzoglichen Kreisämter. 
Das nacdjtehende Ausjchreiben des Großh. Katafteramtes vom 
26. YAuguft 1903 zu Nr. 8. 7888 teilen wir Ihnen zur Kenntnis— 


nahme mit. 
Rothe. 


Abſchrift. 
Zu Nr. K. 7888. Darmſtadt, den 26. Auguſt 1903. 
Betreffend: Wie oben. 
ıc. an die Großh. Kreisvermeflungsämter und Katajtergeometer, 
jowie jämtliche Großh. Geometer. 

Es find in meuerer Zeit Zweifel darüber laut geworden, ob es 
nach dem Art. 46 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 1881 
in feiner ihm durch den Art. 278 des Geſetzes, die Ausführung des 
B. G. B. betreffend, vom 17. Juli 1899 (Neg.-Bl. ©. 133) gegebenen 
neuen Faſſung gejtattet ift, vertragsmäßig die Eigentumsgrenze durch 
eine Brandmauer der Länge nach mit der Wirkung zu legen, daß Die 
jo gebildeten Teile der Brandmauer je in dem Eigentum jedes der beiden 
angrenzenden Bodeneigentümer jteht. 

Zur Nahadıtung bei der Mefbriefausfertigung und Prüfung je 
wir Sie daher davon in Kenntnis, daß nach der übereinftim 
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Auffaffung der Großh. Minifterien der Finanzen und der Yuftiz nach _ 
wie vor dieſe Art der Grenzbehandlung bei Gebäuden zulällig it. Ge— 
hörte die Brandmauer jeither nur zu einem Grundjtüde, jo fann zw 
der Nachbar, welcher fie mitbenugen will, nicht mehr verlangen, daß 
die Mauer gemeinſchaftlich gemacht wird, vielmehr iſt er auf den An- 
ſpruch bejchränft, daß ihm eine entiprechende Grunddienstbarfeit bejtellt 
werde. Dies jchließt aber nicht aus, daß auch in jolhen Fällen jtatt 
der Beitellung einer Grunddienjtbarfeit vertraggmäßig der entiprechende 
Teil des Grund und Bodens mit dem darüber befindlichen Teil der 
Brandmauer an den Nachbar in Eigentum abgetreten wird. 

Baut ein Eigentümer auf jeinem Grundjtüd mehrere Häufer, jo 
jteht e3 in jeinem Belieben, wie er die Grenzen der verjchiedenen Hof: 
reiten legen will; es kann ihm auch nicht verwehrt werden, dieje Grenzen 
durch die Mitte der zwei Häufern dienenden Brandmauer zu ziehen. 

J. V.: gez. Neujchäffer. 


BIER v. Bechtold. 
Zu Nr. M.d. J. 21776. Darmſtadt, am 23. Januar 1904. 
Betreffend: Das Verbot des Aufſtellens von Räuchertöpfen in den 


Rauchkammern. 
Das Großherzogliche — des Innern 


die —— Kreisämter. 

Während früher die Rauchzuführung in die Rauchkammern auf 
indirektem Wege, d.h. aus einer außerhalb der Rauchkammer gelegenen 
Feuerſtätte Durch Vermittelung des Schorniteins erfolgte, ijt infolge der 
Verbreitung des Kohlenbrandes und der Errichtung enger Schornfteine 
eine Wenderung dahin eingetreten, daß nunmehr überwiegend die den 
Rauch erzeugende Feuerquelle ſich in der Rauchfammer jelbjt befindet. Die 
Vorichriften des $ 64 Ziff. 7 der Ausführungsverordnung zur allgemeinen 
Bauordnung (in der Fafjung der Verordnung vom 21. Oftober 1893) find 
diefen veränderten Verhältnifjen nicht angepaßt und es fann auch dag 
in Abſatz 4 ausgeiprochene Verbot der Aufitellung von NRäuchertöpfen 
in den Nauchfammern nicht in vollem Umfange aufrecht erhalten werden. 
Zwar muß das Näuchern mittel3 unverwahrter Räuchertöpfe und finn- 
gemäß auc dag Näuchern mittels des Brandes von freigelagertem Säge- 
mehl oder dergleichen nach wie vor für unzuläflig erachtet werden. Da- 
gegen beitimmen wir nad) Anhörung Großherzoglicher Brandverjicherungs- 
fammer bis auf weiteres, daß unter das vorerwähnte Verbot die Ver— 
wendung feuerſicherer Räuchertöpfe oder feuerficherer Raucherzeugungs- 
öfen oder Herde in den Nauchfanmern nicht einzubegreifen iſt. Als 
fenerficher fann im allgemeinen der Räuchertopf oder Räucherherd bezw. 
Ofen gelten, wenn er von Eiſen oder Eiſenblech hergeftellt ift, auf 
Stollen oder Baditeinen ruht und mit einem durchlochten Blech abgededt 
it. Wiünfchenswert ift jedoch, daß behufs Verhinderung des Eintropfens 
von flüjfigem Fett über dem durchlochten Blech in angemefjenem Abjtand 
noch ein über den Rand vorjtehendes gejchlofjenes Blech angebracht 
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werde oder daß die Näuchervorridtung mit einer gejchlofjenen über- 
jtehenden Platte abgededt ijt und unmittelbar unter diejer ſich die Raud)- 
Öffnungen in den jeitlihen Wandungen befinden. Das Aufbewahren 
des Feuerungsmaterials (Sägemehl oder dergl.) in dem Bodenraum 
wird der Beitrafung nach $ 367 Ziffer 6 des Reichsſtrafgeſetzbuchs 
unterliegen. 

Auch empfehlen wir Ihnen tunlichjt darauf Hinzumwirfen, daß die 
Rauchlammern, in welchen die vorgejchriebenen Räuchervorrichtungen be— 
nußt werden, eine Dede aus feuerficherem Material erhalten, und der 
Fußboden vor der Türe der Kammer auf etwa 1 m Entfernung von 
der Türe geplättet oder zementiert wird. Den Feuervifitatoren wird es 
obliegen, bei ihren periodischen Aundgängen die Rauchkammern von 
innen und außen genau zu unterjuchen und die Aufbewahrung des 
Feuerungsmaterials zu fontrollieren. 

Rothe. 
Dr. Neidhart. 


16. 


Zu Nr. M. d. J. III. 6604. Darmftadt, am 5. Auguft 1904. 
Betreffend: Die Erteilung der Baugenehmigung bei Gebäuden, die für 
den Wirtjchaftsbetrieb beftimmt find. 
Das Großherzogliche Minifterium des Innern 


an 
die Großherzoglichen Kreisämter. 

In einer großen Zahl der Rekurſe, die an uns in Wirtjchafts: 
fonzeffionsgejuchen gelangen, wird von den in den Borinftanzen abge- 
wiejenen Gejuchjtellern geltend gemacht, jie hätten in Erwartung der 
Konzeſſion ihr Haus zu Wirtichaftszweden gebaut und jeien jetzt, wenn 
fie abgewiejen würden, ſchwer geichädigt. 

Wenn fi) auch die Beteiligten in der Negel darüber nicht im 
Zweifel fein fünnen, daß fie mit der erteilten Baugenehmigung noch 
feine Anwartichaft auf die jpätere Erteilung der Wirtſchaftskonzeſſion 
erlangt haben, jo entbehrt dieſes Vorbringen immerhin wenigjtens in 
den Fällen nicht einer gewiljen Berechtigung, in denen aus dem Bau- 
geſuch und den zugehörigen Plänen hervorgeht, daß die herzuftellenden 
Räume zu Wirtichaftszweden dienen jollen. Wird in folchen Fällen die 
Baugenehmigung vorbehaltlos erteilt, jo können fich, die Interefjenten 
leicht zu der Annahme berechtigt halten, das Kreisamt, das die Bau— 
genehmigung erteilt und damit eime teilweije Vorausſetzung zur Ein- 
reihung des Konzeflionsgefuchs gejchaffen hat, werde fich dieſem gegen- 
über bei der Beratung im Kreisausfchuffe wenigſtens nicht direft ab- 
fehnend verhalten. 

E3 erjcheint daher zweckmäßig, den Beteiligten von vornherein 
Klarheit über die betreffenden Berhältnifje zu verichaften. Dies geichieht f 
am einfachften dadurch), daß das Kreisamt vor endgültiger Enticheidung 
über das Baugeſuch dem Gejuchiteller zunächit die Einleitung des pi 
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ſchaftskonzeſſionsverfahrens empfiehlt, damit in diefem die Frage des 
Bedürfnifjes entjchieden werden fann. 

Iſt dies nad) Lage der Berhältniffe nicht angängig, 3. B. weil 
der Bauherr das Haus demmächit verkaufen will, jo wird zwedmäßig 
bei Erteilung der Baugenehmigung ausdrüdlid darauf Hingewiejen, daß 
mit dieſer eine Anwartſchaft auf demnächſtige Konzeffiongerteilung nicht 
erlangt werde. Gegebenenfalls fann auch ausdrüdlich darauf aufmerkfjam 
gemacht werden, daß wegen offenbaren Mangels eines vorhandenen 
Bedürfnifjes die Erteilung einer Wirtſchaftskonzeſſion unwaährſcheinlich ei. 

Wir empfehlen Ihnen, hiernach zu verfahren und den Großh. 
Bürgermeiftereien der Städte, denen die Baupolizei übertragen ift und 
wo der Bedürfnisnachweis gefordert wird, aufzugeben, im Falle des 
Abſatzes 3 dieſes Amtsblattes die Gejuchiteller zunächſt an Sie zu 
verweilen und in Fällen des Abj. 4 nach dem dort Gejagten zu verfahren. 

3. B.: Weber. 
Betri. 


Zu Nr. M.d. J. 15727. Darmjtadt, am 15. Mai 1905. 
Betreffend: Die Ausführung der allgemeinen Bauordnung; bier: die 
freisamtliche Berichteritattung. 
Das Großherzogliche Minifterium des Innern 
an 
die Großherzoglichen Kreisämter. 

In letzter Zeit find uns wiederholt Befreiungsgejuche oder Be— 
ichwerdejachen in Bauangelegenheiten zur Vorlage gebracht worden, wo— 
bei in den Begleitberichten ohne eine ausreichende Schilderung des Tat- 
bejtandes nur auf die Anlagen verwiejen wurde, jo daß Ddiesjeits nad) 
Nücdgabe der Kreisamtsakten nicht mehr zu erjehen war, um was es 
ſich im Einzelfalle gehandelt Hatte. 

Wir empfehlen deshalb, fünftig in der Berichterjtattung die er- 
forderliche überfichtlihe Schilderung der tatlächlichen Verhältniſſe unter 
jeweiligem Hinweis auf die zugehörigen einzelnen Aftenjtüde eintreten 
u laſſen. 

Nicht entiprechend abgefaßte Berichte werden wir zur Bervoll- 
ftändigung zurückgehen laſſen. 
Rothe. 
Kirnberger. 


Zu Nr. M. d. J. 19366. Darmſtadt, am 15. Juni 1905. 
Betreffend: Beitimmungen über den Bau und Betrieb der Warenhäufer. 
Das Großherzogliche Minifterium des Innern 
an 
die Großherzoglichen Kreisämter. 

Die in den letzten Jahren im In- und Auslande ſtattgehabten 
großen Warenhausbrände, welche binnen kürzeſter Friſt das geſamte 
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Gebäude ergriffen und das Leben der in demjelben befindlichen Perſonen 
in ſchwerſter Weile gefährdeten, laſſen es geboten erjcheinen, für die 
Warenhäufer bejondere Maßnahmen in baupotizeilicher, feuer- und ficher- 
heitspolizeiliher Hinficht zu treffen. 

Es jind deshalb die im der Anlage beigefügten „Beftimmungen 
über den Bau und Betrieb der Warenhäujer“ zujammengejtellt worden. 

Als Warenhäufer im Sinne diefer Bejtimmungen find jolche Ge- 
ihäftshäufer anzujehen, welche der Lagerung und dem Verkaufe größerer 
Mengen brennbarer Stoffe dienen und eine größere Menjchenmenge (An- 
gejtellte und faufendes Publikum) andauernd oder vorübergehend aufzu- 
nehmen bejtimmt find. 

Die „Beitimmungen“ haben auf Neubauten und Umbauten von 
Barenhäufern, auf Umbauten von Geihäftshäufern zum Zwede der Ein- 
rihtung als Warenhäujer und auf bejtehende Warenhäujer Anwendung 
zu finden. Sie find nicht dahin zu verjtehen, daß ſie im ihrem ganzen 
Umfang in jedem einzelnen Fall zur Durchführung zu kommen hätten; 
ſie jollen vielmehr nur als Richtſchnur dafür dienen, wie die genehmigungs: 
pflihtigen Entwürfe von Neu: und Umbauten von Warenhäufern geprüft 
und etwa vorhandene Mißſtände bei jchon beftehenden Warenhäuſern 
bejeitigt werden jollen. Gegen eine jchablonenhafte Anwendung jpricht 
ihon der Umftand, daß der Umfang der Warenhäufer und ihre örtliche 
Lage jehr verjchieden find, weshalb auch die in baupolizeilicher, feuer- 
und jicherheitspolizeilicher Hinficht zu jtellenden Anforderungen im Einzel- 
fall verjchieden zu umgrenzen jein werden. Bei Neubauten werden die 
Anforderungen im allgemeinen jchärfer zu ftellen jein, als bei bejtehenden 
Warenhäufern; dies ijt Schon aus den „Beſtimmungen“ felbit zu ent- 
nehmen, die in mancherlei Beziehung für bejtehende Warenhäufer Er- 
leihterungen gegenüber neu zu errichtenden ausdrücklich zulafjen. 

Insbeſondere wird bei beitehenden Warenhäuſern in Betreff der 
baulichen Anlage in jedem einzelnen Fall eine jorgfältige Prüfung ge- 
boten fein, im wie weit die bezüglichen Beſtimmungen ohne ungerecht— 
fertigte Härten durchführbar ericheinen. Andererſeits ſoll es nicht aus- 
geihloffen fein, daß im Einzelfalle Weaßnahmen angeordnet werden, die 
jwar in den „Beitimmungen“ feine ausdrüdliche Erwähnung gefunden 
haben, die aber doc im Hinblif auf den Zwed der Herbeiführung 
grögtmöglichiter Sicherheit als angezeigt erjcheinen. 

Bon Wichtigkeit it es, daß die „Beitimmungen“ bei Gejchäfts- 
häufern, welche duch Hinzunahme oberer (Wohn-) Stodwerfe für Ge- 
häftszwede allmählich zu Warenhäufern werden, zeitig in Anwendung 
gebracht werden. Der Trage, wie in Warenhäujern die Sicherheit von 
Wohnungen und Arbeitsjtätten gewährleijtet wird, wollen Sie auf Grund 
der „Beftimmungen“ Ihre bejondere Aufmerkſamkeit zumenden. 

Bei einer jachgemäßen, den Sonderverhältnijien im Einzelfall 
Rehnung tragenden Handhabung der „Beitimmungen“ ſteht zu hoffen, 
daß die Gejchäftsinhaber in richtiger Erkenntnis der auf ihnen 
laftenden jchweren Verantwortung, eventuell auf entiprechende Belehrung 
hin, den im Öffentlichen Interefje zu jtellenden Anforderungen bi“ 
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der Feuer: und Betriebsficherheit der Warenhäujer freiwillig nachkommen 
werden. Sollten die behördlicherjeitS geftellten Anforderungen auf be- 
harrlihen und ungerechtfertigten Widerftand ftoßen, dann wird mit 
polizeilihen Zwangsmitteln vorzugehen jein. 

Bon dem Erlaf eines bejonderen polizeiliche Befugnifje gewährenden 
Geſetzes oder von der Empfehlung des Erlaſſes bejonderer Polizeiver- 
ordnungen haben wir Abjtand genommen, da zunächjt verjucht werden 
joll, an Handen der bejtehenden einjchlägigen Gejege und Verordnungen 
das vorgeſteckte Ziel zu erreichen. 

Die „Beitimmungen“ find gejchieden in ſolche über die bauliche 
Anlage (unter A) und ſolche über die Benußung und den Betrieb (unter B) 
und in allgemeine Bejtimmungen (unter C). 


Was die Handhabung der „Beitimmungen über die bauliche An- 
lage“ betrifft, jo werden bei Neubauten und bei genehmigungspflichtigen 
Umbauten die zu jtellenden Anforderungen in der Regel in den Baus 
beicheid aufzunehmen jein. Die Grundlagen für den Baubejcheid dürften 
hauptjählih in den Vorjchriften der Artikel 37, 40, 41, 45, 48 Abi. 3 
und 4, der Artikel 51, 55 Abj. 3 und des Artikel 60 der allgemeinen 
Bauordnung, ſowie der zugehörigen Bejtimmungen der Ausführungs- 
verordnung hierzu zu finden fein. Ergänzend fommt Art. 3 der all- 
gemeinen Bauordnung in Betradht. Bezüglich der in Ziffer 42 der 
„Beltimmungen“ erwähnten vom Verband deutjcher Eleftrotechnifer heraus» 
gegebenen Sicjerheitsvorjchriften für die Errichtung eleftriicher Starf- 
jtromanlagen verweifen wir auf unjer Amtsblatt Nr. 15 vom 30. Juli 1904. 

Bei beitehenden Warenhäujern werden die zu fordernden baulichen 
Anlagen im Wege des WBolizeibefehl8 nad) Artifel 80 der Kreig- und 
Provinzial-Drdnung und nach Artifel 56 der Städteordnung zu er- 
zwingen jein. 

Was die Handhabung der „Beitimmungen über die Benugung und 
den Betrieb“ anlangt, jo wird es für die Durchführung der im Einzel» 
fall zu jtellenden Anforderungen polizeilicher Anordnungen bedürfen. 
Als gejegliche Grundlagen für ſolche fünnen in Betracht kommen: 
$ 367 Ziffer 6, $ 368 Nr. 5, 8 St.©.8.; 88 151, 167 P. St. G.; 
88 120a, 120d, 139g, 147 Abſ. 1 Ziff. 4 und Abi. 4 G. O.; Art. 60 
und 61 A. B. O., 8 56 A. V. O. zur A. B. O., Art. 80 der Kreig- 
und ProvinzialOrdnung; Art. 56 St. O. 

Für einen dauernden Erfolg der „Beſtimmungen“ iſt es erforder— 
lich, daß die Polizeibehörden in wiederkehrenden Zeiträumen feſtſtellen, ob 
den auf Grund der „Beſtimmungen“ geſtellten Anforderungen dauernd 
nachgekommen wird. Wir weiſen Sie deshalb an, dafür Sorge zu tragen, 
daß alljährlich mindeſtens einmal zu geeigneter Zeit, insbeſondere bei 
Eintritt der Weihnachtszeit durch die zuſtändige Polizeibehörde, unter 
Zuziehung der entſprechenden Sachverſtändigen, eine Beſichtigung und 
Prüfung des Warenhausbetriebs in ſeiner Geſamtheit ſtattfindet. Ueber 
die Beſichtigung ſind Protokolle aufzunehmen. Ergibt die Beſichtigung, 
daß früher erteilte Anordnungen nicht befolgt we" =, oder daß neue 


— 
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Anordnungen auf Grund der „Beitimmungen“ zu erlajjen find, jo it 
das Nötige polizeilicd in die Wege zu leiten. 

Schließlich bemerken wir noch, daß nichts im Wege fteht, daß 
auch bezüglich fonftiger größeren Gejchäfte, die an fich nicht die Merf- 
male eine® Warenhaufes an jic) tragen, die eine oder andere Vorſchrift 
der „Beitimmungen“ zur Anwendung kommt, jobald die Ueberzeugung 
Pla greift, daß feuer- und ficherheitspolizeiliche Rüdfichten eine An- 
wendung der „Beitimmungen“ angezeigt erjcheinen lafjen. Auch hierauf 
wollen Sie Ihr Augenmerk richten. 

Injoweit an Bürgermeifter von Städten Ihres Kreijes die Er- 
teilung der Baubeſcheide übertragen ift, wollen Sie denjelben ein Erem- 
plar der „Beitimmungen“ zur Verfügung jtellen und denjelben den In— 
halt dieſes Amtsblattes mitteilen. Die benötigten Exemplare der „Be: 
ſtimmungen“ können von unferer Miniſterial-Kanzlei-Inſpektion bezogen 


werden. 
Rothe. 
Dr. Seyferth. 


Anlage zum Amtsblatt Nr. 16 vom 15. Juni 1905. 

Beftimmungen über den Bau und Betrieb der Warenhänfer. 

A. Beitimmungen über die bauliche Anlage. 
| I. Berfaufsräume. 

1. Eiferne Konftruftionsteile (Säulen, Unterzüge, Dedenträger ufw.) 
find glutficher!) einzuhüllen. Eine Umbüllung der an den Außenfeiten 
der Gebäude gelegenen Teile an der äußeren Wandfläche ift nicht er- 
forderlich. 

2. Decken find aus feuerfeſten?) Bauſtoffen herzuſtellen. Decken— 
durchbrechungen in lichthofartiger Ausführung und großen Maßen können 
zugelaſſen werden; es ſind jedoch Entlüftungs-Vorrichtungen in der 
oberen Decke oder deren Nähe einzurichten, die von einer außerhalb der 
Verkaufsräume gelegenen, geſicherten Stelle des Erdgeſchoſſes aus ge— 
handhabt werden können. 

3. Ueber Fenſtern, welche zur Ausſtellung von Waren dienen 
(Schaufenſter), muß die Frontwand in einer Höhe von 1 m feuerfeſt 
geichloffen bleiben und der Sturz der Schaufenjteröffnung mindejteng 
30 em unter den Dedenabjchluß herabreichen. 

In bejonderen Fällen kann eine Verminderung diefer Maße durd) 
Einrehnung von Gefimsausladungen oder überhaupt bei entiprechender 
Konftruftion eine andere Art der Sicherung zur Verhütung des Ueber: 
greifens eines Feuers von Stockwerk zu Stodwerf zugelafjen werden. 

Eine Verminderung obiger Maße ift dann zuläjfig, wenn Die 
Schaufenfter gegen den Innenraum feuerficher?) abgeſchloſſen werden. 

Als — Abſchluß der Schaufenſter iſt hierbei eine Her 





) S. Anhang Ziffer 1. 
2) ©. Anhang Ziffer 2. 
9) ©. Anhang Ziffer 3. 
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jtellung des Abjchluffes in Eijenkonftruftion, welche mit Draht- oder 
Zurferglas verglaft ift, zuzulafjen. 
4. Schaufenftervorbauten find oben feuerficher abzudeden. 


Behufs tunlichjter Verhütung der Uebertragung eines Feuers aus 
den Verfaufsräumen in obere Wohnungen, Arbeitsjtätten oder andere 
Näume zum längeren Aufenthalt von Menfchen find an den Fronten 
unter den gefährdeten Fenſtern diefer Räume jtärfer augladende unver- 
brennliche Geſimſe oder Ueberdachungen anzubringen. Bei beftehenden Ge- 
bäuden jind Ausnahmen zuläjlig. 


Um Unfällen durch Herabfallen großer Scheiben vorzubeugen, 
ſind die Fenſter der oberen Geſchoſſe durch Sprofjen angemefjen zu 
teilen oder bejonders zu fichern. 

5. In größeren Gejchäftsräumen ift behufs Einichränfung eines 
Feuers der Innenraum ar geeigneten Stellen tunlichſt mittel3 feuer- 
fiherer Tiiren oder Rolläden, welche nicht durch Zuggurten, jondern 
Zugketten oder Stahlbänder gehalten werden, Asbejt-Borhänge u. |. w., 
in mehrere Abteilungen zu trennen. Hierbei ift darauf Bedacht zu 
nehmen, daß die Möglichkeit, fich aus den einzelnen Abteilungen zu 
retten, nicht beeinträchtigt wird. An Stelle der vorerwähnten Sicherung 
fönnen auch fejte, umverbrennliche, etwa 1,00 m von der Dede herab- 
reichende Trennungsftreifen an geeigneten Stellen angebracht werden. 


6. Das Kellergeihoß iſt vom Erdgejchoß und jeinen Schaufenjtern 
in neuen Gebäuden feierfeft, in bejtehenden feuerficher abzutrennen; 
Deffmungen find nur ausnahmsweiſe zuläjlig und feuerficher zu ſchließen. 
Es fünmen jedoch zum Seller herabreichende Schaufenster zugelafjen 
werden, falls fie gegen die Innenräume des Erd- und Kellergejchofjes 
feuerficher abgejchloffen find. 

AS feuerficherer Abſchluß der Schaufenster ift hierbei eine Her— 
jtellung des Abjchluffes in Eifenfonftruftion, welche mit Draht oder 
Zurferglas verglaft iſt, zuzulaſſen, im SKellergeichoß jedoch nur für den 
oberen Zeil der Abichlugwand (zum Zweck der Lichtzuführung). 


7. Stellergejchofie von größerem Umfange find durch feuerfeite 
Wände und zwar in der Negel dur) Brandmauern von wenigitens 
25 cm Stärfe in einzelne Abteilungen zu trennen. Dies bat jedenfalls 
zu gejchehen, wenn die Grundfläche 400 qm überjchreitet. Auch dürfen 
die einzelnen Abteilungen feinen größeren Flächenraum als 400 qm ein- 
nehmen. Deffnungen in den vorgejchriebenen Trennungswänden müffen 
durch feuerfichere Türen verjchließbar jein. Jeder Keller oder jede Ab- 
teilung muß einen Ausgang erhalten, welcher entweder unmittelbar oder 
durch einen mit Brandmauern eingefaßten Kellerflur nach nicht über- 
dedten Höfen oder Straßen ausmündet. Weberjchreitet die Grundfläche 
des Kellers oder einer Abteilung 300 qm, fo müſſen je zwei jolcher 
Ausgänge vorhanden jein. Die von einer Abteilung nach) dem Kellerflur 
führenden Deffnungen find durch Drabtglas- oder feuerfichere Türen 
zu jchliegen. Die QTürflügel müſſen nach außen der»rtig aufjchlagen, 


I 
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daß der Verkehr im Flur oder in den Treppenräumen nicht be- 
einträchtigt wird. 

In den Kellerräumen find genügend breite Gänge einzurichten oder 
offen zu Halten, welche durch den Seller oder die Abteilung in voller 
Ausdehnung Führen und tunlichjt in gerader Richtung auf die Ausgänge 
münden. 


Der Keller oder die Kellerabteilungen müfjen Vorrichtungen für 
eine wirfjame Entlüftung, am zwecdmäßigiten durch Feniter, erhalten. 

8. Ohne polizeiliche Genehmigung dürfen feine Holzverjchläge, 
Scheidewände, Feuerjtätten oder jonftige Einbauten im Kellergeſchoß her- 
geitellt werden. 


II. Lager⸗ und Padräume, 


9. Für Lagerräume über, unter und neben Verkaufsräumen haben 
die unter I gegebenen Beſtimmungen entiprechende Anwendung zu finden. 
Yagerräume, in welchen auch Publikum verfehrt, find hierbei den Ver— 
faufsräumen gleich zu achten. 

Lagerräume größeren Umfangs müfjen von den übrigen Gejchäfts- 
räumen durch feuerjichere Türen abgejchloffen fein. Die Trennungs- 
wände müſſen feuerjicher hergeftellt jein. 

10. Für den Fall der Benugung des Dachgejchofjes als Lager- 
raum (vergl. Ziffer 55) dürfen ohne polizeiliche Genehmigung feine 
Holzverjchläge, Scheidewände, ?Feuerjtätten oder jonftige Einbauten her- 
geitellt werden. Das Holzwerf des Dachſtuhls iſt mit einem haltbaren 
feuerficheren Berpuß zu umfleiden. 

Im gleichen Fall kann vorgejchrieben werden, daß das Dachgeſchoß 
feinerlei unmittelbare Berbindung mit den übrigen Gejchäftsräumen 
haben darf, von den Treppenhäujern durch maſſive Wände zu trennen 
it und daß etwaige Deffnungen in den letteren durch fenerjichere Türen 
abzujchließen find. 

11. Für Lagerräume, welche in bejonderen, mit den übrigen Ge— 
Ihäftsräumen nicht zufammenhängenden Gebäuden angeordnet jind, kann, 
fall der Abjtand von den Gejchäftsräumen nur ein geringer ijt, Ziffer 9 
Abi. 2 in Anwendung gebracht werden. Die Anordnung von Fenſtern 
fann außerdem in diejem ‘Falle eventuell unterjagt werden. 


12. Badräume find im wejentlichen den Lagerräumen gleich zu 
achten. 


IlI. Arbeitäräume. 


13. Arbeitgräume und Werfitätten müfjen von den Verfaufsräumen 
oder den mit den erjteren in unmittelbarer Verbindung ſtehenden Lager— 
räumen durch feuerfichere Wände und Türen abgejchlojjen jein und jollen 
einen unmittelbaren Ausgang über dag Treppenhaus ins Freie haben. 

Etwa ein Drittel der Anzahl der Fenſter jedes Arbeitsraum 
mindeitens aber 1 Fenſter, muß in geöffnetem Zujtande je eine ft 
Deffnung von mindestens 0,6 zu 1,10 m lajjen (vergl. auch Ziffer & 
I11* 
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14. Für den Fall der Benugung des Dachgeſchoſſes als Arbeits- 
raum dürfen ohne polizeiliche Genehmigung feine Holzverjichläge, Scheide- 
wände oder ſonſtige Einbauten hergestellt werden. Das Holz- und Eijen- 
werf ijt mit einem haltbaren, feuerficheren Verpuß zu umfleiden. Auch 
müfjen hinreichende Sicherheitsmaßregeln getroffen werden, um bei Ver: 
qualmung des Treppenhaujes die Flucht aufs Dad) und furzen Aufent- 
halt daſelbſt zu ermöglichen (vergl. Ziffer 56). 


IV. Maſchinen- und Seizräume. 


15. Die Majchinen- und Heizräume, fowie die Räume zur Auf- 
bewahrung der Betriebsmittel find durch feuerfefte Wände und Deden 
von den übrigen Gejchäftsräumen zu trennen; als Betriebsmittel find 
insbejondere Kohle, Koks, Spiritus, Benzin, Petroleum, Putzwolle zu 
betrachten. Deffnungen find rauch- und feuerficher abzujchließen. 

Erforderlichenfall® fann die Anordnung eines unmittelbaren Aus- 
gangs nad) der Kellertreppe oder ins Freie vorgejchrieben werden. 


V. Eonftige Geihäftsräume. 


16. Die übrigen, im vorjtehenden nicht genannten Gejchäftsräume 
jind derart anzuordnen, daß fie bei zweckentſprechender Anlage ſtets eine 
hinreichende Sicherheit für die fich darin aufhaltenden Perjonen gewähren. 

17. Ziffer 14 findet entiprechende Anwendung. 


VI Wohnungen. 


18. Falls die oberen Geſchoſſe Wohnungen enthalten (vergl. Ziff. 58), 
jo müſſen diefe in neuen Gebäuden durch bejondere, mit den Gejchäfts- 
räumen in feiner Verbindung jtehende, feuerfeft gebaute, in bejtehenden 
Sebäuden durch feuerfiher von den Geichäftsräumen abgefchlofjene 
Treppenhäufer, welche einen unmittelbaren Ausgang in den Hof oder 
nad) der Straße haben, zugänglich jein. 

19. Ueberhaupt find die Wohnungen von den Geichäftsräumen 
durchgängig in wagrechter und jenfrechter Richtung bei Neubauten feuer- 
jeit, bei beftehenden Bauten feuerjicher abzutrennen. 


VII. Berfehröwege. 


20. Ueber die erforderliche Anzahl, die Breite und Beichaffenheit 
der dem Derfehrsbedürfnis und der Feuer- und Berfehrsficherheit in 
dem Warenhauje genügenden, d. i. der notwendigen Treppen, Ver— 
bindungen und Ausgänge muß im jedem einzelnen Falle Beftimmung 
getroffen werden. 

21. Die notwendigen Treppen müfjen von den Geſchäftsräumen 
getrennte feuerlicere Verbindungen mit der Straße erhalten. Won 
jedem Punkte des Gebäudes aus muß eine Treppe auf höchitens 25 m 
Entfernung erreichbar jein. In den Wänden, welche den Durchgang 
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bezw. die Durchfahrt nad) der Straße von den Geichäftsräumen trennen, 
dürfen Schaufenjter oder Fenfteröffnungen nicht hergeftellt werden ; auch) 
Türöffnungen find dort möglichjt zu vermeiden. 

Die Treppenhäufer find mit Vorrichtungen zu verjehen, welche 
eine wirfjame Entlüftung jicherjtellen und vom Erdgeihoß aus bedient 
werden fünnen. Dieje Entlüftungsvorrichtungen follen nur von ſach— 
verjtändiger Hand in Tätigkeit gelegt werden. Bei bejtehenden Waren- 
häufern fann von diefen Einrichtungen Abjtand genommen werden, wenn 
eine wirfjame Entlüftung von anderer Stelle aus möglich it. 


Verſchläge unter der Treppe find nicht zuläflig. 


22. Innere Treppen zur Verbindung der Berfaufsräume unter fic), 
welche zum Berfehr des Publifums nötig find, bedürfen feines Abſchluſſes, 
werden aber bei Bemefjung der notwendigen Treppen nicht in Anrech: 
nung gebracht. 


Zwiſchen- oder Nebentreppen, welche zum Verkehr der Angeftellten 
nötig jind, müſſen in der Regel feuerficher abgejchloffen werden. Sie 
find nad) dem Keller- und dem Dachgeſchoß in neuen Gebäuden nicht 
auläig, fünnen aber für beftehende Gebäude ausnahmsweiſe geftattet 
werden. 


23. Die Kellertreppen dürfen nirgends in unmittelbarer Verbindung 
mit anderen Treppen ſtehen. Mindeſtens müſſen fie durch feuerfichere 
Türen von denjelben getrennt jein. Sie jollen einen Ausgang ins 
Freie haben (vergl. Ziffer 7). 


24. Wohnungen, Arbeitsjtätten oder andere zum längeren Aufent- 
halt von Menjchen beftimmte Räume müfjen nad) einer Treppe entleert 
werden fünnen, die auch bei völliger VBerqualmung der Gejchäftsräume 
und deren Treppen ficher benußbar bleibt. Die Treppe iſt von den 
Geſchäftsräumen durch mindeitens 25 cm ſtarke Scheidemauern zu trennen. 
Un diefe Treppe muß fich ein feuerficherer Ausgang ins Freie anjchliegen. 
Bei beftehenden Gebäuden können unter befonderen Umftänden Diele 
Treppen durch andere geeignete Rüdzugswege mit feuerficherem Ausgang 
ing Freie erjegt werden. 


25. Ueberhaupt fann, wenn der einzelne Fall dies erheiicht, neben 
den inneren, der VBerqualmung ausgejegten Treppen noch die Schaffung 
jonftiger, im Falle eines Brandes geeigneter Rückzugs- und Nettungs- 
wege, insbejondere auch die Anordnung von Balfonen, Außentreppen 
und feiten Rettungsleitern an geeigneten Stellen am Aeußern und in 
den Höfen der Gebäude von der Volizeibehörde gefordert werden. Falls 
die Rettung nach dem eignen Grundſtück nicht möglich jein jollte, fünnen 
auch Vorkehrungen, die einen Fluchtweg nach benachbarten Srumditücen 
ermöglichen, zugelaffen werden. 


26. Ueber die Größe der Höfe und Anordnung von Durchjahrten, 
ebenjo über die etwa zuläſſige Ueberbauung der Höfe kann jeitens De 
Polizeibehörde bejondere Beitimmung getroffen werden. 
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27. Die für die Entleerung in Betracht kommenden Türen müfjen 
entiprechend breit jein, nach außen aufichlagend und leicht beweglich ein- 
gerichtet werden. 

Kanten- und Schubriegel find unzuläjfig; der Berjchluß muß von 
innen leicht zu öffnen jein. 

Die von den Innenräumen nad den Treppenhäujern führenden 
Türen müfjen bei bejtehenden Gebäuden, wenn das Treppenhaus zugleich 
zur Entleerung von Wohnungen, Arbeitsjtätten uſw. dient (vergl. Ziff. 24), 
wenigjtens auf der Innenſeite mit Eiſenblech beichlagen jein. 


28. Borhänge an den nad) den Treppen und Ausgängen führenden 
Türen find unzuläſſig. Zur Verhinderung des Zuges können dajelbft 
Windfänge angebracht werden. Durch die Türflügel in geöffnetem Zu— 
ftande darf der Berfehr in den Fluren, Treppenräumen ufw. nicht be- 
hindert werden, namentlich dürfen die Treppenhäufer nicht über die freie 
Treppenlaufbreite hinaus bejchränft werden. 


29. Alle Fenjter, mit Ausnahme der Schaufenfter, find zum 
Deffnen einzurichten und dürfen, joweit fie zur Nettungsmöglichfeit be: 
ſtimmt find, nicht vergittert jein. 


VIII. Aufzüge. 


30. Aufzüge ſollen, ſoweit der Betrieb dies zuläßt, im Freien 
oder an der Außenfront der Gebäude, oder in von maſſiven Wänden 
umgebenen Treppenhäuſern oder Lichthöfen angelegt werden und bedürfen 
unter dieſer Vorausſetzung keiner maſſiven, oder dichten, feuerſicheren 
Umſchließung der Fahrbahn. 


31. Sollen dagegen im Innern von Gebäuden übereinander ge— 
legene Räume durch Aufzüge verbunden werden, ſo muß die Fahrbahn 
der Regel nach in ihrer ganzen Ausdehnung durch maſſive oder dichte 
Wände aus feuerſicherem Material abgeſchloſſen werden. Die Schächte 
müſſen an ihrem oberen Ende feuerſicher abgedeckt oder mindeſtens 
0,20 cm über Dach geführt werden; in letzterem Fall kann der Schacht 
durch Glas mit darunter befindlichem Drabhtgitter abgededt werden, doc) 
muß der Schaht dann über der Dachfläche mit Entlüftungsvorrichtungen 
verjehen werden. 


32. Bon der Borjchrift majjiver oder dichter, feuerjicherer Schacht— 
wände find ausgenommen: 

a) Aufzüge, welche im Innern von Gebäuden übereinanderliegende 
Galerien verbinden; 

b) Aufzüge, die nur Keller: und Erdgeihoß oder jonft nur zwei Ge- 
ichofje verbinden, jofern die Fahrbahn an ihrer oberen Mündung 
einen fenerficheren Abſchluß erhält, der auch aus Dedel- oder 
Klappverichluß beitehen kann. 


33. Lichtöffnungen find in den Wandungen auch folher Fahr— 
ſchächte zuläſſig, welche maſſiv oder feuerſicher umjchlojjen jein müfjen. 
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Lichtöffnungen in Wandungen, welche dem Innenraum des Geichäfts- 
haufes zugekehrt find, müſſen aladann durch Drahtglad von mindejtens 
10 mm Stärke dicht und feſt abgefchlofjen werden. In leteren Fällen 
dürfen die Lichtöffnungen eine Größe von 0,05 qm in jedem Geſchoß 
nicht überfteigen. Zugangsöffnungen zu majjiv oder feuerjicher um— 
ſchloſſenen Aufzügen müſſen einen fewerjicheren Abſchluß erhalten. Türen 
zu Aufzugsihächten und umgitterten Fahrbahnen dürfen nicht im die 
Fahrbahn hineinſchlagen. Türen in Fahrförben dürfen nicht aus der 
Fahrbahn herausjchlagen. 
IX. Beleuchtung. 
a) Durdh Mineralöl. 


34. Betroleumbeleuchtung, Spiritusbeleudhtung und ähnliche Be- 
feuchtungsarten dürfen nicht zugelaffen werden. Die Benugung von 
ichweren Mineralölen zur Beleuchtung der Gejchäftsräume, mit Aus— 
nahme der Verfaufsräume, iſt zuläſſig, falls eine zentrale Gas- oder 
eleftriiche Beleuchtungsanlage nicht vorhanden ift. 

35. Stehlampen müſſen einen breiten und jtandfejten Fuß haben. 
Sie dürfen in Berfaufs- und Lagerräumen nicht benußt werden. 

Hängelampen find ficher zu befejtigen, mit Schußichirmen nach 
oben zu verjehen und von brennbaren Gegenständen genügend weit ent= 
fernt zu halten. 

b Durd Gas. 

36. In größeren Warenhäufern fann die Neueinrichtung von Gas— 
beleuchtung in Verkaufs- und Lagerräumen mit leicht entziindbaren Stoffen 
unterjagt werden, wenn der Anichluß des Warenhaufes an ein zur all: 
gemeinen Stromlieferung dienendes Eleftrizitätswerf möglich ift. 

Die Gasmeſſer find nicht unter Treppen aufzuftellen. In größeren 
Warenhäufern fann gefordert werden, daß für die Gasmeljer bejondere 
feuerfejt umjchloffene, Licht und Luft von außen erhaltende Räume ein= 
gerichtet werden. Die Gagleitung muß auch außerhalb des Gebäudes 
leicht abjtellbar fein. 

37. Stehlampen, bewegliche Gasarme und offene Gasflammen find 
in den Verkaufs- und Lagerräumen unzuläffig. Ueber die Verwendbar- 
feit von Gas-Zuglampen wird von Fall zu Fall entjchieden. 

38. Die Beleuchtungstörper müſſen tunlichjt über deu Berfehrs- 
wegen angeordnet umd jtet3 von brennbaren Gegenjtänden genügend weit 
entfernt, jowie gegen Berührung mit denjelben überhaupt gejchüßt jein. 

ec) Durch eleftriihe Anlagen. 

39. Elektrische Beleuchtungsförper find tunlichſt über Den Verkehrs 
wegen anzuordnen. Sie dürfen ſich nicht in der unmittelbaren Nähe 
leicht brennender Stoffe befinden oder von ſolchen Stoffen umbüllt werden. 

40. In den Berfaufs-, Lager- und Arbeitsräumen, jowie in d 
Schaufaften müſſen freiliegende eleftrijche Leitungen bis zur Ded 
Iſolierrohr mit Metallüberzug verlegt werden. 
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Auch die Leitungen unter der Dede find erforderlichenfalls in 
gleicher Weije gegen Beihädigung bejonders zu jchüßen. 

41. Glühlampen, die in der Nähe von entzündlichen Stoffen ſich 
befinden oder angebradjt werden jollen, müſſen mit Schalen, Schirmen, 
Schußgläjern oder Drahtgittern verjehen jein, durch welche die Be- 
rührung der Lampen mit den entziindlichen Stoffen verhindert wird. 

Bogenlampen dürfen ohne Vorrichtung, die ein Herabfallen glühender 
Kohleteilchen verhindern, nicht verwendet werden. 

Bei Bogenlampen mit eingejchlojjenem Lichtbogen (Dauerbrand- 
Lampen) find jedoch befondere Ajchenteller nicht erforderlich). 


42. Elektriſche Injtallationen dürfen nur von berufsmäßigen In— 
itallateuren ausgeführt jein. | 

Im übrigen find für die Ausführung und Unterhaltung der elef- 
triichen Einrichtungen, insbefondere auch von Beleuchtungen, welche ihren 
Standort wechjeln, die vom Berband deutjcher Elektrotechnifer heraus- 
gegebenen und im Großherzogtum Heſſen jeweils ftaatlich anerkannten 
„Sicherheitsvorjchriften für die Errichtung eleftrijcher Starkitromanlagen, 
I Niederijpannung“ maßgebend. 


d) Beleudhtung der Schaufeniter. 


43. Schaufenjter dürfen im allgemeinen nur von der Straße oder 
in der Art beleuchtet werden, daß fich zwijchen den im Schaufenjter 
ausgejtellten Gegenftänden und den Beleuchtungsfürpern nebjt Zeitungen 
eine jtarfe Glasscheibe befindet. Wenn die Schaufenster feuerficher gegen 
die Innenräume abgejchloffen find, fünnen Glühlampen und eleftrijche 
Leitungen zugelafjen werden ; die Glühlampen müſſen jedoch eine bejondere 
Schutzglocke erhalten und die Leitungen in Sjolierrohr mit Metallüberzug 
verfegt werden (vergl. jedoch Ziffer 42). 


e) Notbeleuhtung. 


44. Inſoweit Gas» oder elektrische Beleuchtung eingerichtet ift, 
muß bei allen zur Entleerung bejtimmten Türen und Ausgängen, ſowie 
in den Treppenhäufern eine Notbeleuchtung vorhanden fein. Zur Not» 
beleuchtung find Kerzen in Laternen, Nüböllampen oder jolche elektrische 
Lampen, welche durch eine bejondere Betriebsquelle gejpeilt werden, 
zu verwenden. Auch auf diefe Notbeleuchtung finden die Sicherheits- 
vorichriften des Verbandes deutſcher Elektrotechnifer finngemäße An 
wendung. 

X. Heizung. 

45. Die Einrichtung einer Zentralheizung iſt bei Neuanlagen uns 
bedingt zu fordern. Heizkörper und Heizröhren der Yentralheizungen 
find gegen die Berührung durch bejonders leicht entzündliche Gegenftände 
zu ſchützen. 

46. Kachel- oder Ziegeljteinöfen jollen tunlichjt von außen oder 
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von wenigſtens 50 cm tiefen, mit feuerficheren Türen gefchloffenen Vor: 
gelegen aus geheizt werden. 


47. Eijerne Defen find nur ausnahmsweiſe zuläflig und müfjen 
alsdann mit jtarfen Blechmänteln oder unverrückbar befeftigten Ofen— 
Ihirmen verjehen jein. 

48. Die Rauchrohrleitungen von den Defen zu den Kaminen müſſen 
möglihft furz geführt und, wenn fie aus Eiſen hergejtellt find, mit 
einem bejonderen Schuß verjehen jein. 

Die Heizöffnungen der Defen jind gegen dad Herausfallen von 
Brennſtoffen möglicht zu fihern. Auch ift vor denjelben ein Schußblech 
mit aufgebogenen Rändern anzubringen. 


49. Gasöfen müfjen durch unbewegliche feite Rohre mit der Gas— 
leitung verbunden werden; Schlauchverbindungen find unzuläffig. 


50. Gaskocher, Ga3-Plätteinrichtungen u. j. w. müſſen tunlichſt 
durch feſte Rohre mit der Leitung verbunden werden. Wo Schlauch: 
verbindungen fich nicht umgehen laſſen, find mit Metall oder Asbeſt 
umjponnene Gummijchläuche mit Verjchraubung oder Drahtverband an 
den Hähnen oder Stußen zu verwenden. 

51. Für die Anordnung eleftriicher Heiz und Kochapparate gelten 
ebenfalls die unter Ziffer 42 genannten Sicherheitsvorjchriften. 


XI. Feuerlöfchs und Feuermeldeeinrichtungen. 


52. Hydranten und Feuermelder find nach Bedürfnis und näherer 
Anweiſung auszuführen. 


B. Bejtimmungen über die Benußung und den Betrieb. 
I. Benugung. 


53. Das Kellergejhoß darf nur dann zu Berfaufsräumen benußt 
werden, wenn die darin aufbewahrten Gegenjtände zu den weniger 
leicht brennbaren gehören. 

54. Das Dachgeſchoß darf zu Verfaufsräumen nicht benußt werden. 

55. Für die Benußung des Dachgejchofjes als Lagerraum fönnen 
beiondere Bedingungen auferlegt werden (vergl. aud) Ziffer 10). 

56. Ob und unter welchen Bedingungen das Kellergeſchoß oder 
das Dachgeſchoß (vergl. auch Ziffer 14) als Arbeitsraum oder in anderer 
Weiſe zum längeren Aufenthalt einer größeren Anzahl Menjchen (Küchen, 
Werkſtätten, Atelierd, Kontore und dergleichen) benußt werden darf, 
unterliegt bejonderer behordlicher Prüfung und Genehmigung. 

57. Zu Werkſtätten, in welchen leicht entzündliche Stoffe ver— 
arbeitet werden, insbeſondere Ben und dergleichen, dürfen 
nur jolhe Räume benugt werden, welche ſich nicht in unmittelbarer 
Verbindung mit den Verkaufsräumen oder anderen zum längeren Aufent- 
halt einer größeren Anzahl Menjchen beftimmten Gejchäftsräumen befinden. 
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58. Wohnungen find über den Verkaufsräumen zuzulafien, wenn 
die Beltimmungen unter Ziffer 18 und 19 für die bauliche Anlage ein- 
gehalten find. Erftreden ſich die Gejchäftsräume auf mehr al3 zwei 
Geſchoſſe (Kellergeſchoß nicht eingerechnet), jo fann die Zulafjung von 
Wohnungen über den Gejchäftsräumen verboten oder von bejonderen 
Bedingungen abhängig gemacht werden. 


II. Betrieb. 


59. In den Berfaufsräumen miüffen die für das Publikum be- 
ftimmten Gänge eine rajche Entleerung. der einzelnen Geſchoſſe ermög- 
lichen und tunlichft in gerader Richtung auf die Ausgänge führen. Sie 
müfjen genügend breit jein und jtet3 für den Verkehr frei gehalten werden. 
Die Breite der. für die Entleerung wichtigeren Verkehrswege wird nad) 
der Höchſtzahl der zu erwartenden Bejucher einjchlieglich der in Betracht 
fommenden Angejtellten bemejjen und darf in der Regel nicht geringer 
ala 2,00 m fein. 


60. Zur Verhütung der Uebertragung des Feuers von einem Ge— 
Ihoß zum andern muß Hinter den durchbrochenen Brüftungen der Galerien 
der Lichthöfe ein mindeftens 1,00 m breiter durchgehender Raum von 
allen Gegenjtänden frei bleiben, und dürfen im erjten Stodwerf brenn: 
bare Gegenftände, abgejehen von etwaigen jtarfverglaften Käſten und 
hölzernen Auslage- oder Gejchäftstiichen, innerhalb 2,00 m Abjtand von 
den durchbrochenen Brüftungen bezw. von der größten Ausladung der 
Brüftungsgefimje nicht aufgejtellt werden. 

Falls die Deffnungen der Brüftungen feuerficher (durdy Drahtglas, 
Eijenbleh u. ſ. w.) gejchlojien werden, dürfen diefe Maße auf 0,50 m 
bezw. 1,50 m eingejchränft werden. 

Leicht brennbare Gegenftände dürfen an Brüftungen jowie an 
Säulen oder Treppenwänden nicht derartig aufgehängt oder hinabgeführt 
werden, daß dadurd) eine Uebertragung des Feuers ermöglicht wird. 


61. Die Lagerung brennbarer Gegenſtände darf nicht höher als 
1,5 m unter den Deden erfolgen; bei höherer Zagerung find in aus— 
gedehnten Räumen behufs Einſchränkung des Feuers an geeigneten 
Stellen etwa 1,00 m hohe Schußjtreifen aus unverbrennlicem Material 
unter den Deden anzubringen. Inſoweit die nach Ziffer 5 vorgejehene 
Abtrennung der Gejchäftsräume in mehrere Abteilungen (durch feuer- 
fihere Türen, eijerne Rolläden oder Asbeftvorhänge) vorhanden ift, 
müſſen die Abteilungen allabendlich geichloffen werden. 

In der unmittelbaren Nähe von Defen dürfen feine leicht brenn- 
baren Gegenstände gelagert oder aufgejtellt werden; das Gleiche gilt bei 
Schorniteinreinigungsöffnungen. Insbeſondere dürfen die Deffnungen 
der leßteren jelbjt nicht zugeitellt werden. 

An den zu den Ausgängen führenden Verkehrswegen dürfen be- 
ſonders leicht entzündliche Stoffe nicht ausgelegt werden. 

Selbſt entzündliche und Erplofivjtoffe dürfen überhaupt nicht ge— 
lagert werden. 
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62. Bor den Türen und Ausgängen dürfen Berfaufstiiche oder 
jonjtige die raſche Entleerung beeinträchtigende Gegenftände nicht auf: 
gejtellt werden. 

63. Die Türen und ihre Verjchlüffe müfjen ſtets leicht gangbar fein. 

64. Alle Nottüren find während der Geſchäftsſtunden unverjchlofjen 
zu halten. Wird ausnahmsweiſe ein amderes zugelajjen, jo find die 
Schlüfjel in unmittelbarer Nähe und an leicht erfennbarem und erreich- 
barem Plage, event. unter Glasverſchluß, aufzuhängen. Die Nottüren 
jowie alle nad) den ZTreppenhäujern führende Türen werden zweck— 
mäßigerweife mit Vorrichtungen zum Selbftihluß verjehen. 


65. Die Ausgänge find als jolche mit großer Schrift kenntlich zu 
machen; die nächſten Wege zu ihnen find, joweit e3 erforderlich, durch 
Richtungspfeile an den Wänden zu bezeichnen. Auch die Rückzugswege 
(Not-Ausgänge) find derartig zu bezeichnen, daß jie leicht aufgefunden 
werden fünnen. Dieje Rückzugswege müjjen in jedem Augenblid benuß- 
bar jein. Es find deshalb Türen und auch Fenſter, die zur Rettungs- 
möglichkeit dienen und dafür beſonders bejtimmt jind, ftet3 von Waren 
und anderen Gegenjtänden befreit zu halten. 


66. Treppen, Treppenpodejte, Flure, Seiten- und Zwiſchengänge 
müfjen dauernd von allen Berfehrshindernifjen, Waren und dergl. frei: 
gehalten werden; Ausjchmüdungen an und auf Treppen jind nur aus 
feuerficherem Material geftattet. 


67. Die Zugänge zu den Aufzügen find unter Verſchluß zu halten 
oder mit Einrichtungen zum Selbjtihluß auszuftatten. 


63. Höfe und Durchfahrten find ftets jo weit frei zu Halten, als 
zur Zugänglichkeit im Intereſſe der Feuerſicherheit erforderlich ift. 
Waren, Kiſten, Pacmaterial, Abfälle und dergl. dürfen darin nicht 
dauernd gelagert werden. 

69. Beleuchtungsgegenftände, Kocheinrichtungen und dergl. dürfen 
in der Regel nur in befonderen dazu geeigneten Räumen brennend vor: 
geführt werden. 

70. Bei der Beleuchtungsanlage der Berfaufsräume, insbejondere 
der Schaufenfter dürfen auch zur Herjtellung von nur vorübergehend 
injtallierten, an die Gebrauchsbeleuchtung angejchlofjenen elektrijchen Ein: 
rihtungen, insbejondere der jogenannten Deforationsbeleuchtung, Ber: 
jonen, welche in der Inftallationstechnit unerfahren find (eigenes Laden— 
perjonal oder lediglich Deforateur oder Tapezier) nicht verwendet werden. 
Es müſſen vielmehr, wie unter Ziffer 42 vorgejchrieben, hierzu ſtets 
berufsmäßige Installateure herangezogen werden. 

71. Die unter Ziffer 44 vorgejchriebene Notbeleuchtung iſt jeden 
Abend bei eintretender Dunkelheit in Betrieb zu jeten. 


72. Petroleum und Spiritusfocher und Oefen find verboten. 
barf 73. Die Aufbewahrung von Heizmaterial in der Nähe der Defen 
arf nur in gejchlofjenen, feuerjicheren Gefäßen erfolgen. — 
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74. Rauchen ift in den Verkaufs- und Lagerräumen, ſowie in 
den Betriebgftätten verboten. Das Gleiche gilt von dem Mitbringen 
glimmender Zigarren u. ſ. w. Dies iſt durch Anjchläge in ausreichender 
Zahl und Größe mit deutlicher Aufschrift fenntlich) zu machen. Für 
die Befolgung des Berbots hat der Gejchäftsinhaber tunlichft Sorge 
zu tragen. 


75. Leicht verbrennliche Abfälle dürfen in den Verkaufsräumen 
und Betriebsjtätten nicht angehäuft werden. Ihre Bejeitigung hat jeden 
Tag noch vor Schluß des Gejchäfts zu erfolgen. 


76. Die Feuerlöſch- und Feuermeldeeinrichtungen, die Entlüftungs- 
vorridhtungen und die bejonderen für einen Brandfall dienenden Angriffs: 
und Rettungswege find nach näherer Anweilung zu beichaffen und dauernd 
betriebsfähig zu erhalten. Iſt die Anlegung eines Feuermelders nicht 
gefordert, jo jind Hinweije betreffs des nächjtbelegenen Feuermelder3 an 
geeigneten Stellen anzubringen. 


77. Auf Erfordern ift bei ausgedehnten Anlagen eine Alarm- 
Vorrichtung hHerzujtellen. Die Angejtellten müſſen über das, was fie 
beim Ertönen der Mlarmvorrichtung im Interefje der Sicherheit zu tun 
haben, durch eine Anweifung, welche auf Verlangen der Polizeibehörde zur 
behördlichen Prüfung vorzulegen ift, genau unterrichtet gehalten werden. 


78. Auch kann bei jehr ausgedehnten Anlagen oder zu Zeiten 
beſonders gejteigerten Gejchäftsbetriebs dem Gejchäftsinhaber die Haltung 
einer entiprechenden ‘Feuerwache angejonnen werden. 


79. Es iſt Vorſorge zu treffen, daß eine Ueberfüllung der Ver— 
faufsräume nicht jtattfindet. Die Befolgung dieſer Vorjchrift ift durch 
die Polizeibehörde in geeigneter Weife zu überwachen. Leßtere fann 
bejtimmen, wie viel Berjonen höchſtens gleichzeitig in dem dem Publikum 
zum Verkehr überlafjenen Berfaufsraume anwejend jein dürfen. 


80. Der Gejichäftsinhaber hat die eleftrijche Anlage alljährlich der 
Belihtigung durch einen eimmandfreien Sachverſtändigen unterziehen zu 
laſſen. Der Nachweis darüber, daß diejer Beitimmung genügt tft, muß 
auf Erfordern, eventuell durch Vorlegung eines entiprechend geführten 
Revifionsbuches geführt werden. 

81. Die Bolizeibehörde hat dafür zu jorgen, daß die vorgejchriebene 
alljährliche Belichtigung der Feuerungs-Anlagen vor Beginn der Heiz: 
periode durch die Feuervilitatoren erfolgt. 


C. Allgemeine Bejtimmungen. 


82. Inden zur baupofizeilihen Genehmigung vorzulegenden Plänen 
jind außer den Angaben über den Zwed und Quadratinhalt der einzelnen 
Räumlichkeiten die Verkehrswege und deren Breite einzutragen 

Außerdem kann von der Baupolizeibehörde mit Einreichung der 
Baupläne die Vorlage einer jchriftlichen Erläuterung über den beab- 
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fihtigten VBetrieb mit Angabe der Größe der Berfaufsräume, der Zahl 
der Stodwerfe derjelben, der Anzahl der bejchäftigten Perſonen bei 
normalem Betrieb und der vorgejehenen Sicherungen gegen Feuersgefahr 
(Beleuchtung, Ausgänge, Lölchvorrichtungen) verlangt werden. 

Diefe Erläuterungen fünnen auch auf den Bauplänen oder einem 
Abdruck derjelben in geeigneter, überjichtlicher Weife eingetragen werden, 
in welchem Falle es einer weiteren jchriftlichen Erläuterung nicht bedarf. 


Anhang. 


1. Unter „glutficherer” Ummantelung im Sinne dieſer Beftim- 
mungen ift eine Umhüllung der Eijenkonftruftionen durch jchlechte Wärme: 
leiter verjtanden, welche den Zwed erfüllt, im Brandfalle die Ueber- 
tragung hoher Wärmegrade auf die Eijenteile und die damit verbundenen 
ſchädlichen Einwirkungen (Verminderung der Tragfähigkeit, jorwie Form— 
änderungen des Eijens und deren Folgen) zu verhindern oder doch mög- 
lichjt lange hinauszufchieben. Die Ummantelung joll gleichzeitig wider- 
ſtandsfähig gegen mechanische Angriffe (Erjchütterungen, Stöße, Wafjer- 
anprall) jein und darf die Eijenteile nicht angreifen. (Durch Rojtbildung 
oder andere chemiiche Umjeßungen.) 


2. Als „feuerfeit“ im Sinne dieſer Beitimmungen werden Kon— 
ftruftionen der Deden und Wände bezeichnet, welche ein nach technijchen 
Begriffen höchſtes Maß von FFeuerficherheit gewährleiften, d. h. jolche 
Konftruftionen, deren Material, Bejtand und Feſtigkeit in ihrem Zu— 
jammenhang unter der Einwirkung eines ftarfen Feuers im wejentlichen 
unverändert bleiben. In den Beitimmungen wird der Begriff „Feuerfeit“ 
nur mit Beziehung auf Neubauten, bei welchen erhöhte Anforderungen 
geitellt werden fünnen, gebraudt. Im allgemeinen jind Mauerwerf aus 
widerijtandsfähigen, natürlichen oder gebrannten Steinen, Beton, ferner 
Eifen in ſolcher Verbindung mit Mauerwerk oder Beton, daß die Eijen- 
teile in dieſe Materialien volljtändig eingebettet oder jonjt genügend 
gegen die Einwirkung des Feuers (und Wafjeranpralls) geichügt find, 
als feuerfefte Konftruftionen zuzulafjen. 


3. As „feuerſicher“ im Sinne diejer Beitimmungen werden Kon— 
ftruftionen bezeichnet, welche eine unbedingte Feuerſicherheit zwar nicht 
gewährleiiten, welche aber immerhin noch ein relatives Maß, d. h. einen 
für den jeweils vorliegenden Fall für ausreichend zu erachtenden Grad 
von Feuerſicherheit bejigen. 3. B. werden Konjtruftionen, bei denen 
Gyps im irgend einer Form in Verbindung mit Eijen verwandt wird, 
als feuerficher zu bezeichnen fein. Im übrigen ift der Begriff „feuer— 
ficher* in ausgedehnterem Maße als der Begriff „feuerfeſt“ anwendbar, 
injofern er fich ſowohl auf jelbjtändige, raumabſchließende Konftruftionen 
(Rabigwände, feuerfichere Türen, Oberlichtabdekungen u. dergl.) al3 auch 
auf nur Schügende Befleidungen und Verblendungen von an fich nicht 
feuerjicheren Konftruftionen (3. B. Verpug von Holz- und Fachwerks— 
wänden oder Treppenunterfichten u. dergl.) beziehen kann. 
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Feuerſichere Türen müſſen einen wirffamen Schuß gegen Feuer 
und Rauch gewähren und deshalb — abgejehen von ihrer feuerficheren 
Ausführung — dicht ſchließen, womöglich mit Selbftichließern oder Zu— 
werfvorrichtungen verjehen jein und im Brandfalle gut gangbar bleiben. 
Als feuerfichere Türen werden glatte Brettüren, welche beiderjeitig und 
an dem Rande mit Eijenblech beichlagen jind, zugelaffen. Dieſe Türen 
jollen auch unverbreunliche dicht jchliegende Türfutter und majlive 
Schwellen erhalten. Bei Zulafjung eiferner Türen als feuerfichere 
Türen ijt die jeweils vorgejehene Konftruftion der Türe bejonderer 
Prüfung zu unterwerfen. 


23. 


— 


Zu Ar. M.d. 3. 29171. Darmjtadt, am 9. September 1905. 
Betreffend: Die Handhabung der Baupolizei; bier: Regelung des Ber- 
hältnifjes diejer zum Denkmalſchutz. 


Das Großherzogliche Minifterium des Innern 
an 
die Großherzoglichen Streisämter. 


Zur Regelung de3 Berhältnifjeg der Baupolizei zum Denfmal- 
ſchutz beftimmen wir folgendes: 

1. Betrifft ein Baugeſuch ein unter Denkmalſchutz ftehendes Bau— 
benfimal oder die Umgebung eines Baudenfmals, auf welche der Denk— 
malſchutz ſich erjtredt, und ergibt fi aus dem Inhalt des Baugefuchs, 
daß die Artifel 1, 2 und 11 (Einholung einer Genehmigung) oder 15 
und 17 (Erftattung einer Anzeige) des Denfmaljchußgejeges vom 
16. Juli 1902 zur Anwendung zu fommen haben, fo empfiehlt es fich, 
vorerjt die Entjcheidung über das Baugeſuch auszujegen und den Geſuch— 
jteller unter Mitteilung hiervon zur Einleitung des erforderlichen be: 
jonderen Verfahrens auf Grund des Denkmalſchutzgeſetzes aufzufordern. 
Iſt legteres erledigt, iſt insbeſondere 
durch das Kreisamt (mit beſonderer Verfügung) oder den Denk— 
malpfleger oder durch die ſonſt berufenen Organe und Behörden 
iiber die Genehmigungserteilung oder deren Bedingungen rechts⸗ 
kräftig entſchieden, oder iſt im Falle der Artikel 15 und 17 

b) auf die Vorſchläge des Denkmalpflegers eingegangen worden oder 
e) die nach Artikel 17 vorgejchriebene Friſt, ohne daß die Berhand- 
lungen Des Dentmalpflegers Erfolg Hatten, abgelaufen, 
fo ijt, wie folgt, zu verfahren: 

Im Kalle ec hat ohne weiteres Entſcheidung auf das Baugeſu 
zu ergehen, wobei in dem Beſcheide am Schluſſe lediglich zu geluch 
it, daß „nach Mitteilung des Denfmalpflegers die Vorschriften des 
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Art. 15 und 17 des Denfmaljchußgejeges vom 16. Juli 1902 erfüllt 
worden jind“. 

In den vorangeführten Fällen a und b ift vor Entjcheidung 
über das Baugeſuch zu prüfen, ob die vorgelegten Pläne bezw. Die 
beabjichtigten Bau-Ausführungen der in dem bejonderen Verfahren auf 
Grund des Denktmaljchußgejeges ergangenen Entſcheidung oder den an— 
genommenen Borjchlägen des Dentmalpflegers entipreden, und ver- 
neinendenfall3 vorerft die Uebereinftimmung zu veranlafjen. In dem 
aladann zu erlaffenden Baubejcheid iſt lediglih ein allgemeiner Hin: 
weis, etwa de3 Inhalts aufzunehmen, daß „im übrigen auf die Be- 
ſtimmungen de3 Denfmaljchußgejeges vom 16. Juli 1902 und die auf 
Grund derjelben getroffenen Entjcheidung vom... ...... (oder 
Vereinbarung vom ........ ) verwiejen werde". 


Eine Aufnahme von Vorſchriften auf Grund der Beitimmungen 
des Denfnialichußgejeges in den Baubejcheid in Form der Bedingung 
für die Bauerlaubnig — injoweit die betreffenden Anordnungen nicht 
auch ſchon auf Grund der allgemeinen Beitinmungen des Art. 67 
der allgemeinen Bauordnung (vergl. aud) Art. 3 derjelben) getroffen 
werden fünnen — würden wir dagegen micht für zuläflig erachten. 
Hierfür erjcheint einerjeit3 die Erwägung maßgebend, daß die bau— 
polizeilihe Genehmigung eines Baumwejens nur auf Grund der in der 
allgemeinen Bauordnung und deren Ausführungsvorjchriften enthaltenden 
Beltimmungen verjagt werden darf; andererſeits fommt in Betracht, 
daß jowohl die in erjter Inſtanz zuftändigen Behörden (nad) der 
allgemeinen Bauordnung die Sreisämter oder die dazu ermächtigten 
Städte-Bürgermeiftereien; nach dem Denkmalſchutz-Geſetz nur die Kreis: 
ämter oder die Denkmalpfleger) verjchtedene fein können, als auch der 
Inſtanzenzug, das Bejchwerdeverfahren, die Friſten ꝛc. verjchieden ge— 
regelt * (nad) der allgem. Bauordnung ſ. Art. 71; nad) dem Denk— 
maljchußgejeß j. Art. 5, 11, 15, 17). 

Berlangt indeſſen der Gejuchiteller auf die in Abſatz 1 Diefer 
Ziffer empfohlene Mitteilung und Aufforderung Hin alsbaldige Ent- 
jheidung über fein Baugejudh vor Erledigung des Denkmalſchutzver— 
fahren® oder follte aus jonftigen Gründen eine Ausjeßung diefer Ent- 
Iheidung nicht angebracht erjcheinen, jo ijt dem ergehenden Bejcheide 
anzufügen, daß „derjelbe unbejchadet der Beitimmungen des Denfmal- 
ihuß-Gejeges, der nad) dieſen einzuhaltenden bejonderen Verfahren 
und erforderliden Genehmigungen 2c. erlaljen jei, und dem Geſuchs— 
jteller feine Anſprüche auf Ausführung des genehmigten Bauweſens im 
Widerſpruch mit den Beltimmungen des Denkmalſchutzgeſetzes gewährt 
werden“. 


2. In den Fällen des Urtifel 23 des Denkmalſchutzgeſetzes hat 
das zuftändige Kreisamt zunächit den Denkmalpfleger zu hören. Es 
wird empfohlen, in derartigen hierzu geeignet jcheinenden Fällen den 
Denfmalpfleger auch zu den mit den Gemeindevorjtänden 2c. etwa er: 


forderlich werdenden Berhandlungen zuzuziehen. 
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3. Für die Bürgermeijtereien der Stadtgemeinden, denen die 
Handhabung der Baupolizei und die Erteilung der Baugenehmigung 
übertragen ift, jowie für die Sreisbauinfpeftoren iſt je ein weiteres 
Eremplar des Amtsblatte3 angeſchloſſen. 

3 V.: Weber. 
Dr. Stammler. 





Zu Nr. M.d. J. 39083. Darmjtadt, am 11. Dezember 1905. 
Betreffend: Den Erlaß von DOrtsbauftatuten und Baupolizeiordnungen. 


Das Großherzogliche Minifterium des Innern 
an 
die Großherzoglichen Kreigämter. 

Um die Prüfung der bei uns zur Genehmigung vorzulegenden 
Drtsbauftatuten (Ortsbaujagungen) und Baupolizetordnungen zu er- 
feihtern, empfehlen wir Ihnen, fünftighin bei der Vorlage von Ent- 
wirfen der genannten Art jeweils bei den einzelnen Paragraphen (am 
geeignetiten außerhalb des Tertes am Rand) anzugeben, aus welchen 
der bereit3 erlafjenen Drtsbauftatuten oder Baupolizeiordnungen die in 
den Entwurf aufgenommenen Beſtimmungen herübergenommen worden 
jind oder an welche ältere Borjchriften fie ſich anlehnen. 

Rothe. 
Kirnberger. 


| | II. 
Ortsbanftatuten und Sokal-Baupolizei- Ordnungen auf Grund der 
allgemeinen Sanorduung vom 30. April 1881. 


A. Provinz; Starkenburg. 


DOrtsbau-Statut für Die Gemeinde Auerbad). 

Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, betr. 
die Allgemeine Bauordnung und der 88 3—9 der Berordnung vom 
1. Februar 1882, betr. die Ausführung der Allgemeinen Bauordnung, 
ift durh Beichluß des Gemeinderats vom 28. Juni 1898 nad An— 
hörung des Großh. Bürgermeijters, jowie des Kreisausſchuſſes und mit 
Genehmigung Großh. Miniiteriums des Innern vom 3. Auguft I. 38. 
zu Nr. M.d. J. 17610, bezw. vom 4. Oftober 1898 zu Nr.M.d. %.23100 
nachſtehendes DOrtsbauftatut erlaſſen worden: 

Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 
8 1. 

Sind zur Schliegung eines Gemeindewegs Grundſtücke jeiteng der 
Gemeinde auf dem Weg der Enteignung erworben worden, jo werden . 
diejelben an die unmittelbar angrenzenden Grundbefiger in Eigentum 
abgetreten, wenn dies die Anlieger innerhalb zweier Monate nach er- 
gangenem nteignungsausfpruch bei Großh. Bürgermeijteret verlangen 
und für das an jie abzutretende Gelände der Gemeinde die durch Die 
Erwerbung der Grundjtüce entitandenen Koſten zurüdzahlen. 

Sleicyzeitig Haben die Anlieger auf Verlangen der Gemeinde den 
geichlofjenen Gemeindeweg nad) dem Durchichnittspreis des in Abi. 1 
erwähnten Gejamtgeländes zu übernehmen. 

Zu Urt. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
8 2, 

Da durd) den genehmigten Duͤsbauplan für Anlegung neuer Straßen 
hinreichend Vorſehung getroffen worden iſt, dürfen außerhalb des Be— 
reichs des Ortsbauplans Gebäude nicht errichtet werden. 

Ausnahmen hiervon können im Einzelfalle nach Maßgabe des Ge— 
ſetzes geſtattet werden. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
8 9. 

In den noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, die nach 
diefen Straßen ihren Ausgang haben, nur an den Strahenenden, welche 
fih an jchon eröffnete Straßen anſchließen, oder im Anſchluß an jchon 
beitehende Häuſer errichtet werden. 

SA. 

Soll in einer uneröffneten Straße ein Gebäude errichtet werden, 
welches nicht Eckhaus an eimer jchon eröffneten Straße wird und lich 
auch nicht an ein jchon erbautes Haus in der uneröffneten Straße an- 
ichließt, jedoch nach diejer Straße jeinen Ausgang erhalten joll, \o kann 
die mit Genehmigung des Ortsvorjtandes gejtattet werden. 


in. 
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8 5. 

In den Fällen der 88 3 und 4 find alle Vorkehrungen zur Fahr— 
und Gangbarmahung, Entwäfjerung und Beleuchtung der Straße von 
dem Bauenden auf feine Kojten zu bewirken. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8 6. 

Bei der Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer 
ihon bejtehenden Straße, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandenen, 
bisher unbebauten Straßen und Straßenteilen haben die an die Straße 
angrenzenden Grundbefiger unter den Vorausjeßungen und innerhalb der 
Grenzen des Artikel 21 der allgemeinen Bauordnung denjenigen Teil 
der von der Gemeinde für Ankauf des nötigen Straßengeländes auf- 
gewandten Koften zu erjegen, welcher den Betrag von 0,75 ME. für 
den qm überjteigt. 

Auf. BD. z. U. B. O. 8 37 Abi. 2. 

7 


8 7. 

Wenn Trottoirs im bereits hergeftellten und eröffneten Straßen 
neu angelegt oder erneuert, bezw. jeither nur gepflajterte oder befiejte 
Fußwege in erhöhte Trottoird umgewandelt werden, müſſen die Kojten 
wie folgt getragen werden: 

1. Die Gemeinde übernimmt Us derjelben. 

2. Die übrigen Koften tragen die angrenzenden Eigentümer der 
Grundftücde im Verhältnis der Länge ihrer Straßenfront. 

3. Die Herftellung von Vorrichtungen zur Ableitung des Waſſers 
von den anliegenden Grundjtüden in die beitehenden Straßenrinnen oder 
Kanäle tragen die Eigentümer der Grundftüce jelbft. 

Ob umd wie weit Trottoirs in jolchen Straßen bergejtellt werden 
jollen, jowie die Art der Heritellung derjelben und der Wallerabführung 
wird durch den Ortsvorſtand für die einzelnen Straßen bejonders be= 
jtimmt. 

Das Pflaſtern, Aiphaltieren, Zementieren ꝛc. derjenigen Trottoirs, 
deren Wandjteine bereits gejeßt find, die aber bisher nur mit Kies 
binterfüllt waren, ift als Neuanlage von Trottoirs zu betrachten, deren 
Kojten den Anliegern gemäß Abſatz 1 Ziffer 2 zu tragen obliegt. 

Die vorjtehenden Beitimmungen gelten auch für neu angulegende 
Straßen mit der Maßgabe, daß der Gemeindevoritand den Zeitpunkt 
der Heritellung zu bejtimmen hat und zwar ohne Rückſicht darauf, ob 
die angrenzenden Grundſtücke jchon bebaut find oder nicht, wenn nicht 
der Bebauung eine oder des andern derjelben wejentliche Hinderniffe, 
worüber der Gemeinderat zu entjcheiden hat, im Wege ftehen jollten. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 

Stallungen, Scheumen, Remiſen, Waſchküchen, Abtritte und ähnliche 
Nebengebäude dürfen nicht an öffentliche Straßen und Plätze gejtellt 
werden. Ausnahmen hiervon find nur bei äußeriter Raumbejchränfung 
und unter der Bedingung zuläjlig, daß derartige Nebengebäude mit dem 
Hauptgebäude in harmonische Verbindung gebracht “oder für jich das 


x 
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Ausjehen eines Wohngebäudes erhalten, jedenfall aber das Anſehen 
der Straße nicht beeinträchtigen. 


Gebäude oder Räume, in denen mit läjtigem Geräujch verbundene 
Gewerbe betrieben werden, oder in denen beläftigender Rauch, Dampf 
und übelriechende Luft erzeugt wird, dürfen feine Deffnungen nach der 
Straße haben. Liegen ſolche Räume Hinter der Baufluchtlinie, jo muß 
die Entfernung der Deffnungen von dieſer mindeitens 10 m betragen. 

Gebäude oder Räume vorerwähnter Art dürfen überhaupt an 
ſolchen Straßen, die den Charakter von Billenftraßen tragen oder ihrer 
Anlage nad) Villenviertel zu bilden beftimmt find, nicht errichtet oder 
eingerichtet werben. 8 10 


Die dem $ 16 der deutichen Gewerbeordnung unterliegenden An— 
lagen follen in der Regel auf das wejtlich der Main-Nedar-Bahn ge- 
legene Gelände beichränft bleiben. 

Ausnahmen können zum Zweck dev Vergrößerung bejtehender An— 
fagen diejer Art gejtattet werden. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 


&1l. 

Das BZurücdjegen der Gebäude Hinter die genehmigte Bauflucht- 
linie fan ausnahmsweije mit Genehmigung de3 Drtsvorjtandes geftattet 
werden, wenn der Bauherr, weldyer das Gebäude hinter die Bauflucht: 
linie zurücklegen will, ſich verpflichtet: 

a) alles zwiſchen der Straßenfluchtlinie und der zurüdverlegten Bau— 
fluchtlinie befindliche Yand mit Gartenanlagen oder jonjt nicht miß— 
tändigen Anlagen zu verjehen und wie die Vorgärten ($ 12) ab- 
zujchließen und 

b) die zurücdverlegte Bauflucht parallel der genehmigten Bauflucht: 
linie zu legen. 8 12 


Das zwiichen der Straßenfluchtlinie und der im Ortsbauplan feit- 
gejegten, bezw. im einzelnen Falle nach $ 11 dieſes Statutes zurid- 
verlegten Banfluchtlinie liegende Gelände ijt, vorbehaltlich einer nad) 
S 6 der Baupolizei-Drdnung zuläjfigen baulichen Verwendung als Vor— 
garten anzulegen, al3 jolcher ordnungsgemäß zu unterhalten und mittelit 
metallener Gitter, welche in die Straßenfluchtlinie einzurüden find, nad) 
der Straße hin abzujchliegen. Diejer Gitterabichluß kann auf höchſtens 
0,75 m hohem maffivem Sodel oder auch ohne jolchen errichtet werden 
und ift mit Delfarbe anzujtreichen. Abweichungen von lebterer Vor— 
Ichrift, insbejondere durcd; Anbringung maſſiver Mauerteile, fünnen aus 
befonderen Gründen von der Bolizeiverwaltungsbehörde geitattet werden. 

Sceidemanern und nicht durchbrochene Wände im Worgartenfand 
dürfen die Höhe von 1,80 m nicht überjteigen. 

Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung 
Ss 13. 

Jedes bebaute Grundſtück muß mindeitens einen Abtritt Haben; 

der, wenn irgend möglich, an einer Außenwand liegen, jedenjal 
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eine ins Freie führende mindeſtens 0,5 qm große Fenfteröffnungen haben 
joll und von der Straße aus gejehen, nicht in mißſtändiger Weiſe zur 
Ericheinung fommen darf. 

Die Abortgrube ift mit gutem, dauerhaften Mauerwerk in Zement- 
mörtel zu umgeben, zu überwölben, der Boden mit doppelter Badijtein- 
lage, über Kreuz in Zementmörtel verlegt, zu plätten und die Innen— 
wandungen mit Zementmörtel wafjerdicht zu tünchen. Die Entleerungs- 
öffnung muß mindejtens 62 auf 62 cm groß und mit gußeiſernem im 
dicht jchließende Falze eingreifendem Dedel abgededt jein. 

Das in die Grube führende Abortrohr it jo anzulegen, daß eritere 
und der Abort wirkſam ventiliert werden. Zu dieſem Behufe iſt das 
Abfallrogr bis nahe zum Boden der Grube fort und über dem oberiten 
Abortſitz in gleicher NRohrweite bis iiber Dach weiter zu führen. 

Der DOrtsvorjtand behält fich vor. in den Fällen, wo auf dem be— 
bauten Grundſtück vorwiegend Landwirtichaft betrieben wird, Ausnahmen 
von dieſer Beitimmung zu gejtatten. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 14. 

Hinter- und Seitengebäude dürfen an der Haupt: und Bahnhof- 
ſtraße in der Negel nicht früher erbaut werden als die Vordergebäude. 
Zu einer Abweichung hiervon iſt die Genehmigung des Drtsvorjtandes 
erforderlih. Auch ſollen die Fluchten derjelben möglichſt rechtwinfelig 
oder parallel zu denjenigen der Vordergebäude angelegt fein. 

Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
S 15. 

Alle in der Haupt und Bahnhofitraße zu errichtenden Wohn- 
häujer oder Nebengebäude mit Feuerungsanlagen müſſen maſſiv erbaut 
werden. Ber majiiven Gebäuden überhaupt müfjen die Umfangsmauern 
im oberiten Stodwerf eine Stärke von mindeſtens 45 cm bei Bruchitein- 
mauerwerf und 25 cm bei Baditeinen haben. Bei Bruchiteinmauern 
muß die Stärfe nach unten von Stocdwerf zu Stocdwerf um mindeitens 
je 10 em, bei WBaditeinen alle zwei Stodwerfe um mindeſtens einen 
halben Stein zunehmen. Bei diefen Dimenfionen find Stodwerfhöhen 
nicht über 4 m im Lichten und Zimmertiefen nicht iiber 7 m vorgejehen. 
Werden dieje Dimenfionen überjchritten, jo find auch die Mauerjtärfen 
entiprechend zu vergrößern. 

Bei Knie und Manjardenftöcden ift ebenfalls eine Minimaljftärfe 
von 45 cm bei Bruchitein- und 25 cm bei Badjteinmauerwerf einzuhalten. 

Die Außenmauern von Treppenhäufern bedürfen der Berjtärfung 
nad) umten nicht, wenn jie 45 cm bezw. 1Y/s Stein ftarf bei nicht mehr 
als 12 m Höhe aufgeführt find. 

Stockwerksaufſetzungen auf beitehende Gebäude find nur dann zu— 
(älfig, wenn dieſe Minimalmape noch ohne Anblendung an beftehende 
Mauern eingehalten werden fünnen. 

Mit Genehmigung des Ortsvoritandes fanı auch das oberfte Stod- 
werk eines Haupt und Nebengebäudes in gefälliger Holztonftruftion 
ausgeführt werden. 


— 
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S 16. 

Einjtöcige Gebäude ohne Feuerung, einjtöcdige Schuppen und Lager=- 
häujer u. dergl. find in Fachwerksbau, Aborte, jowie Ställe für Klein- 
und FFedervieh in Holzbau zuläjfig, infoweit nicht nach Art. 45 und 48 
der allgemeinen Bauordnung anderweite Vorjchriften fich ergeben. 

17 


Zu allen äußeren Mauern der Vorder-, Hinter: und Nebengebäude 
dürfen nur natürliche oder gebramnte Steine (Badjteine) verwendet 
werden. Der Mörtel muß mit Kalk oder Zement hergeftellt jein. Lehm, 
Tuff» und ähnliche Steine dürfen nur zur Ausmauerung innerer Fach- 
wände benußt werden. 

$ 18. 

Gartenhäufer mit Feuerungen zu nur zeitweiler Benugung fünnen 
un Fachwerk geitattet werden, wenn jie mindejten® 4 m von der nach» 
barlihen Grenze und von anderen Gebäuden entfernt ftehen. 


Bu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung. 


$ 19. 
In den neueren, an den Ausgängen des Ortes gelegenen Teilen 
der Darmjtädter-, Heidelberger- und Bahnhofitraße jowie in dem 3. 3. 
projeftierten Willenviertel nördlid) des Drtes und öſtlich der Kreisitraße 
Darmjtadt— Heidelberg jollen, vorbehältlid) der Beftimmung in $ 21, 
nur Gebäude errichtet werden, welche mindeftens zwei Stocdwerfe hoch 
find und, joweit es ji) um Wohngebäude handelt, einen villenähnlichen 
Charakter haben. Nach Anhörung des Drtsvorjtandes fünnen Aus— 
nahmen hiervon von dem Großherzoglichen Kreisamte zugelaffen werden. 
| 8 20. 
Innerhalb der Ludwigſtraße fünnen einjtöcdige Gebäude nur mit 
Knieſtock errichtet werden. | 
8 21. 


Villenartige Gebäude, welche hinter die normale Baufluchtlinie zu 
jtehen fommen ($ 11), können auch in den in $ 19 erwähnten Orts— 
teilen einjtödig erbaut werden, wenn fie jonjt in ihrem Aeußeren nicht 
mißſtändig erjcheinen und vom Sodel bis zur Dachgefimsoberfante 
mindeſtens 5 m Höhe erhalten. 

8 22. 

Bei allen Neubauten und Hauptreparaturen iſt auf eine gefällige, 
arhiteftonische Ausführung der von der Straße aus fichtbaren Faſſaden 
Rückſicht zu nehmen. 

8 23. 

Alle an einer Straße ſtehenden und von derſelben aus ſichtbaren 
neuen Gebäude und Mauereinfriedigungen find ſpäteſtens nach Ablauf 
von 3 Jahren vom Zeitpunfte ihrer Eindeckung bezw. Aufführung tm 
Rohbau ab mit Verpug und Anftrich zu verjehen, falls die Umfafjungs- 
wände nicht aus jauber behauenen Steinen oder Blendbadijteinen be- 
ſtehen. Aeltere Gebäude find im Verpuß und Anſtrich jtet3 in jolchem 
Zuftande zu erhalten, daß deren Ausſehen nicht mihftändig evjcheint. 
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Zum Anftrih dürfen feine biendenden Farben verwendet 
werden. 
Auerbad, den 19. Oftober 1898. 
Großherzogliche Bürgermeifterei Auerbach. 
Trayfer. 


Baupolizet-Ordnung für Die Gemeinde Auerbad). 

Auf Grund des Art. 2 des Gejehes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der SS 6 und 8 der Verordnung 
vom 1. Februar 1832, die Ausführung der allgemeinen Bauordnung 
betreffend, wird nad) Anhörung des Gemeinderat® und der Großh. 
Bürgermeifteret und nad Zuftimmung des Kreisausſchuſſes mit Ge— 
nehmigung des Großh. Minifteriums des Innern vom 3. Auguft I. 3. 
zu Ar. M.d. J. 17610 bezw. vom 4. Dftober 1898 zu Nr. M. d. 3. 23100, 
für die Gemeinde Auerbach verordnet was folgt: 

Zu Art. 28 der allgemeinen Bauordnung. 
—31 

Zur Errichtung von Bau- und Tünchergerüſten oder Bauzäunen 
an öffentlichen Straßen und Plätzen bedarf es der Genehmigung Groß— 
herzoglicher Bürgermeiſterei und des Straßeneigentümers. 

Die Gerüſte ꝛc. find feſt, ſicher und jo feſt aufzuführen, daß Un— 
glücksfälle tunlichſt verhütet und öffentliche Errichtungen, wie Brunnen, 
Kanäle, Rinnſteine, Laternen uſw. gehörig geſchützt werden. Das Pflaſter 
der Fahrbahnen und die Trottoirbefeſtigungen dürfen durch die Gerüſte 
nicht leiden. Das Eingraben der Rüſtſtangen iſt verboten, dieſelben 
müſſen vielmehr auf Schwellen gejtellt werden, welche nicht mehr als 
20 cm über die äußeren Stangen nad der Straße Hin vorragen 
dürfen. Wird ausnahmsweiſe das Eingraben zugeitanden, jo geichieht die 
nötige Wiederheritellung auf Koſten der Hauseigentüimer durch die Gemeinde. 

Zu Urt. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
8 2. 

Bei Errichtung von Gebäuden an öffentlichen Straßen und Plägen 
wird ein Vorſpringen vor die Straßenfluchtlinie in folgenden Fällen 
geitattet: 

a) Fundamentmanern in der Erde und Sodel dürfen bi zu 0,25 m 
vor die Straßenfluchtlinie voripringen. 
Architektonische Verzierungen, Fenſtergewandungen, Verdachungen 
und Gefimje dürfen erit auf eine Höhe von 2 m von dem Straßen: 
niveau ab und in feiner größeren Ausladung als 0,45 m in den 
Luftraum der Straße hineinragen, bei geringerer Höhe wird Die 
zuläjftge Ausladung auf böchitens 0,15 m bejchränft. 
Balkone und gut abgewällerte Wetterdächer dürfen den Luftraum 
einer mindeftens 10 m breiten Straße mir dann in Anſpruch 
nehmen, wenn diefelben mit ihrer Unterkante mindeitens 3 m über 
dem Straßennivean liegen, die Breite der Fußſteige nicht über- 
ichreiten und mindeftens 3 m wagerechten Abitand von der Nach— 
bargrenze erhalten. 





b 


— 


— 
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d) Waren- und Ausftellfäften, welche in die Baufluchtlinie hinein- 
ragen, dürfen ohne polizeiliche Genehmigung nicht angelegt werden. 
Dauernd befejtigte derartige Anlagen find überhaupt nicht jtatthaft. 

e) Das Unbringen von auf die Straßenfluchtlinie vorfpringenden 
Hafen und ähnlichen Vorrichtungen zum Aushängen von Fleiſch, 
Waren und dergleichen ijt verboten. Mit der Außenwand parallel 
laufende Firmenjchilder dürfen mit polizeilicher Genehmigung nur 
angebracht werden, wenn ihre Ausladung in die Straßenfluchtlinie 
nicht mehr ala 0,25 m beträgt. Ebenjo dürfen in die Straßen: 
fluchtlinie voripringende Firmenſchilder nur mit polizeilicher Ge— 
nehmigung und in einer Höhe von 3 m über dem Straßenniveau 
und nicht über Trottoirbreite neu gejtattet werden. 

f) Marquijen müffen jo befeitigt jein, daß ihr tiefiter Punkt mindeſtens 
2,25 m über dem Straßenniveau liegt. 

In derjelben Höhe künnen Blumenfajten, wenn jie in die Straße 
vorjpringen, jedoch nur unter der weiteren Bedingung angebracht werden, 
daß ſie mwafjerdicht bejchaffen jind, alſo durch Abfließen von Wafjer 
Niemand beläjtigen fünnen. 

8 38. 

Kellerfeniterläden nad) der Straße zu dürfen weder jeitlich an— 
gejchlagen werden, nod) den Verfehr auf der Straße hindern. Fuß— 
abfrager in der Straßenlinie müfjen in den Trittſtufen der Treppen 
oder in den Fußſteig jo eingelafjen werden, daß fie mit demfelben in 
eine Ebene zu liegen kommen. 

8 4. 


Nah der Straße aufichlagende Feniter und Läden dürfen nur in 
einer Höhe von mindejtens 2,25 m von ihrer Unterfante an gerechnet 
über der Straßenebene angebracht werden. Türen und Tore dürfen ſich 
nicht in die Straße öffnen. Anlagen, die dieſer Vorſchrift nicht ent- 
iprechen, müfjen, wenn dies von der VBerwaltungsbehörde im öffentlichen 
Interefje angeordnet wird, innerhalb einer bejtimmten Friſt entfernt, 
bezw. vorjchriftsmäßig geändert werden. 

$ 5. 

Treppen und Sellereingänge, welche über die Straßenfluchtlinte 
vorfpringen, müſſen desgleichen, wenn dies das öffentliche Intereſſe er- 
heijcht, innerhalb einer von der Ortspolizeibehörde zu. beitimmenden Fruit 
entfernt bezw. vorjchriftsmähßig geändert werden. 

Dermalen vorhandene in der Straße liegende Kellereingänge 
mit Falltüren müffen, fo lange ihre Bejeitigung nicht verlongt wird, 
mit Eijen von hinreichender Stärfe in einer Ebene mit dem Fuhiteig 
liegend bededt werden. In die Fußiteige vorjpringende Vergitterungen 
find verboten. 

S 6. 


Fällt die Baufluchtlinie mit der Straßenfluchtlinie nicht zuſammen, 
jo ift die Anlage von Terraſſen, bededten Eingängen, Lauben und 
Gartenhäufern vor die Baufluchtlinie zu gejtatten, injofern jolche in Ver- 


— 
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bindung mit dem Hauptgebäude feinen Mißſtand bilden. Die Straßen 
fuchtlinie ift unter allen Umſtänden einzuhalten. 

Die Erlaubnis zu ſolchen Vorbauten ift jedoch nur als eine jeder- 
zeit widerrufliche zu erteilen und kann aus derjelben vom Bauherrn für 
\ich und feine Nechtsnacdjfolger fein Anspruch auf Koften= oder Schaden- 
erjaß für den Fall hergeleitet werden, daß die Bejeitigung ſolcher Vor— 
bauten im öffentlichen Intereſſe, aljo 3. B. zu Straßenverbreiterungs- 
zweden u. ſ. f. jpäter verlangt wird. 

Zu Urt. 32 der allgemeinen Bauordmung. 


Das von den Dächern, Balkonen oder jonftwie nad) der Straße 
und öffentlichen Platzen abfließende Waſſer iſt mittelit Dachrinnen und 
Ablaufröhren bis zur Erde und von da in gepflajterten Rinnen oder 
bei erhöhten Fußiteigen mittelft eijerner Rinnen in die Straßengoſſe zu 
führen; alle diefe Teile find in gutem Zuſtande zu erhalten; ihre An— 
lage erfolgt mach bejonderen von Großh. Bürgermeiſterei zu erlaljenden 
Beſtimmungen. 

Bei Anlagen an öffentlichen, im Eigentum des Kreiſes ſtehenden 
Straßen erfolgt ſolches nach Weiſung des Großh. Kreisamts. 

88. 

Ueberdeckte Rinnen, ſowie Ueberbrückungen von Straßengoſſen 
müſſen in der Straßenebene liegen. Dieſelben können nur gegen be— 
ſonderen Revers geſtattet werden und ſind von dem Anlieger auf eigene 
Koſten nach näherer Angabe herzuſtellen und jederzeit in gutem Zu— 
ſtande zu erhalten. 

9. 

Für die Ableitung des Regenwaſſers aus den Hofreiten ſowie des 
Abfallwaſſers, d. i. des gewöhnlichen Küchenwaſſers, Schwenkwaſſers, 
Badewaſſers, Waſchküchenwaſſers ze. in die Strafenrinnen, ind auf 
Koiten des Beſitzers ſolche Einridtungen zu treffen, daß das Waſſer 
feinen richtigen Abflug findet und daran nicht gehindert wird. 

Sollten für die Folge zur Entwäljerung einzelner Straßen und 
Baugquartiere durch die Gemeinde bejondere Kanäle angelegt werden, jo 
kann diejelbe Die angrenzenden Hausbejiger anhalten, Küchenausgüſſe 
und jonitiges Abfallwaſſer aus ihren Hofreiten auf eigene Kojten nach 
näherer Weifung in diefe Kanäle einzuleiten. 

‚Für die Abrührung der Abwaſſer aus gewerblichen Anlagen können 
im einzelnen ‚Fall bejondere VBorjchriften gegeben werden. 

Ss 1. 

‚seite Stoffe, wie Ktüchenabfälle, Ktehricht, Schutt, Sand, Schlamm 
u. dergl. m., menschliche und tierische Abgangsitoffe dürfen nicht nach den 
Rinnen bezw. Straßenfanälen abgeführt werden. 

s 1l. 

Wenn jolche Abfallwaſſer in eine Sidergrube — aljo mit durd)- 
läſſigem Boden — eingeleitet wurden und jich Die Möglichkeit herausstellt, 
ſolche Waſſer durch einen Kanal zu befeitigen, jo muß die Grube ent» 
fernt werden und die Ableitung in diefer Weile erfolgen. 
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Zu Art. 33 der allgemeinen Bauordnung. 
& 12. 

Ausgüſſe aus Küchen, Brennereien, Brauereien uſw. an der gegen 
Straßen und öffentliche Plätze gerichteten Seite von Gebäuden find 
verboten und müjjen, falls jie an der Nebenjeite von Gebäuden angebracht 
und von der Straße aus fichtbar jind, oder die Nähe der Straßen dies jonjt 
erforderlicd; macht, vorbehältlich der Anwendbarkeit von $ 9 Abj. 2 diejer 
Baupolizeiordnung, mit bis aufden Boden gehenden Röhren verjehen werden. 

Diejen Vorjchriften widerjprechende. Anlagen jind, wenn es das 
öffentliche Intereſſe erheiicht, binnen einer von der Ortspolizeibehörde zu 
bejtimmenden Frijt zu bejeitigen bezw. jachgemäß umzuändern. 

Zu Art. 35 der allgemeinen Banordnung. 
8 13. 

Winkel und Reule müſſen gegen die Straße abgejchlojjen werden, 
wenn der Zugang nur von der Straße aus möglich ift, durch eine in 
der Hegel verjchloiien zu haltende Türe, andernfalls durch eine mindeitens 
2 m hohe Mauer, die in Material, Bewurf und Tünch mit dem zu— 
gehörigen Gebäude übereinitimmt. 

Zu Art. 36 der allgemeinen Bauordmung. 
$ 14. 

Borhandene an Straßen oder öffentlichen Pläben gelegene Dünger- 
jtätten, Jauchenbehälter, Pfuhlgruben, Yagerpläße für Abfälle, Kehricht 
u. dergl. jind in ordnungsmäßiger Weife zu verdeden und nad) der 
Strafe mit einer mindejtens 1,7 m hohen Mauer, welche in ent= 
Iprechender Form herzustellen iſt, abzufchliegen. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. , 
8 15. 

Zur Anlegung eines Stalles oder eines Gebäudes, welches zur 
Aufbewahrung von Gegenjtänden bejtimmt iſt, deren Zerſetzung oder 
Ausdünſtung dem Mauerwerk nachteilig jein kann, an einer gemeinjchafte 
fihen oder an einer dem Nachbar ausſchließlich gehörenden Mauer ift 
die Eimvilligung des Eigentümers der legteren erforderlich. Ohne dieſe 
Einwilligung muß das betr. Gebäude durc) eine bejondere Mauer von 
der benachbarten Mauer getrennt und außerdem ein Abitand zwiſchen 
beiden Mauern gelafjen werden, wie ihn die Bolizeibehörde im einzelnen 
Falle für nötig erachtet. 

$ 16. 

Neuanzulegende Abtritts-, Dünger: und Bfuhlgruben müſſen voll 
fommen wafjerdicht hergeitellt und mindeitens in einem Abjtand von 
1 m von der Grenze des Nachbar entfernt errichtet werden. Aus— 
nahmen fönnen bei bejchränften Raumverhältniſſen von der Polizei— 
verwaltungsbehörde zugelajjen werden. 

817. 

Verfehlungen gegen vorſtehendes Lokalpolizeireglement, ſowie die 
polizeilichen Beſtimmungen der 88 9, 12, 13, 14, 17 und 23 des Orts— 
bauſtatuts vom heutigen unterliegen den Rechtsfolgen der Art. 79 und 80 | 


der allgemeinen Bauordnung. 
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8 18. 

Eine vom Ortsvorjtand zu wählende Orts-Bau-Kommiſſion, welche 
aus drei Mitgliedern zu bejtehen Hat und im welcher der Bürgermeijter 
bezw. deſſen Stellvertreter den Borjig führt, joll jtet3 den Befolg des 
Drtsbauftatut3 und dieſer Baupolizeiordnung beſonders überwachen. 

Bensheim, den 19. Dftober 1898. 

Sroßherzoglicyes Kreisamt Bensheim. 
Gro3, 
Geheimer Regierungsrat. 


Nachtrag zum Ortsbauftatut für die Gemeinde Auerbach 
vom 19. Oftober 1898. 

Auf Grund des Artifel8 2 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 und der 88 3—9 der Ausführungsverorduung hierzu 
vom 1. Februar 1882 werden zufolge Bejchlujfes des Gemeinderats 
vom 19. Auguft 1903 nad) Anhörung des Kreisausfchuffes und mit 
Genehmigung Großh. Minijteriums des Innern vom 8. Sept. 1903 zu 
Nr. M. d. 3. 23754 für das zur ausjchließlich villenartigen Bebauung 
beitimmte Gebiet, fiir welches der Bebauungsplan unterm 24. Juni 1903 
zu Nr. M. d. 3. 15761 genehmigt wurde (j. g. II. Villenviertel) 
folgende bejondere jtatutariiche Vorſchriften erlaſſen: 

Zu Urt. 9, 30 und 59 der allgemeinen Bauordnung. 
51; 

Einheitlihe Baufluchtlinien find nicht einzuhalten; dagegen hat der 

SGebändeabitand von der Straßenfluchtlinie mindejtens 5 m zu betragen. 


S . 

Das zwischen Straße und Gebäudeflucht befindliche Gelände it 
mit Sartenanlagen oder font nicht mißftändigen Anlagen zu verjehen 
und einzufriedigen. 

Zu Art. 42, 44 und 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 38. 

Die Gebäude können einzeln jtehen oder in Gruppen vereinigt 
werden. Bei einer Gruppenbildung dürfen mehr wie drei Gebäude 
nicht vereinigt werden. 

84. 

Der Abſtand der Einzelgebäude bezw. der Gruppen von der 
Nachbargrenze muß mindeſtens 3 m betragen. Ein Vorſpringen der 
Treppen, Veranden ufiv. in dieſe Zwilchenräume ift geftattet, jedoch muß 
zwiichen den nachbarlichen Gebäudeteilen ein lichter Raum von mindeſtens 
3 m freibleiben. 

85. 

Die Gebäude dirfen außer dem Erdgeſchoß nicht mehr als 2 Ober- 
geſchoſſe erhalten. 

Ein ganz oder teilwerje ausgebauter Dachjtod wird einem be— 
jonderen Erdgeſchoß gleichgerechnet und jchließt daher das zweite Ober« 
geihoß aus. Ausnahmsweiſe jollen jedoch einzelne bewohnbare Räume 
in Giebeln oder Tiirmen nicht als befonderes Obergeſchoß gerechnet werden. 
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86. 

‚Für die Umfaſſungswände des oberſten Stockwerks kann auch Holz— 
fachwerk mit mindeſtens 13 em ſtarker Hintermauerung, im Dachgeſchoß 
auch ohne letztere zugelaſſen werden. 

RT 

Tie Ausführung von Dachgeſimſen, Altanen, Gallerien, Gängen 
und Treppen in Holz, jowie die Verwendung einzelner Bretter- und 
Schindelverfleidungen zur Ausichmüdung der Gebäude an den Außen- 
jeiten ift nad; Maßgabe der Beftimmungen der Artifel 54 und 55 der 
allgemeinen Bauordnung und des $ 75 der Ausführungsverordnung 
dazu geitattet. 


S8. 

Die von der Straße aus jichtbaren Gebäudefeiten find in har- 
moniichem Zulammenhang mit den Faſſaden in architektonisch gefälliger 
Weiſe auszubilden. Das gilt auch für die Einfriedigungen jowie etwa 
errichtet werdende Seiten- und Hintergebäude. 

Auerbach, den 23. September 1903. 

Sroßherzogliche Bürgermeijterei Auerbad). 
In Erledigung: Schmidt. 


I. Radıtrag zum Ortsbauitatut der Stadt Bensheim 
vom 7. Auguſt 1888. 
S 6a. 

Bei der Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer 
ſchon beftehenden Straße, ſowie bei dem Anbau an ſchon vorhandenen 
bisher unbebauten Straßen und Straßenteilen haben die an die Straße 
angrenzenden Grumdbejiger unter den VBorausjegungen und innerhalb 
der Grenzen des Artifel 21 der allgemeinen Bauordnung denjenigen 
Teil der von der Gemeinde für Ankauf des nötigen Straßengeländes 
aufgewwendeten Koſten zu erjeßen, welcher den Betrag von 1 ME. für 
den Quadratmeter überiteigt. 

Borjtehender, vom Gemeinderat zu Bensheim bejchloffener Nach— 
trag zum Ortsbauftatut der Stadt Bensheim vom 7. Auguſt 1888 ift 
nah Anhörung des Bürgermeiſters, jowie vorgängiger Begutachtung 
durch den Kreisausſchuß von Großherzoglichem Minijterium des Innern 
durch Verfügung vom 31. März 1897 zu Nr. M. d. 3. 6898 ge- 
nehmigt worden. 

Bensheim, den 3. Mai 1897. 

Sroßherzogliches Kreisamt Bensheim. 
Gros, 
Geheimer Regierungsrat. 


II. Nachtrag zum Ortsbauftatut für Das im Norden und 
Nordoften der Stadt Bensheim zu errichtende Villenviertel 
vom 7. Auguit 1888. 
Auf Grund des Artifeld 2 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 ift durch Beſchluß des Gemeinderats vom 21, 
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1898 nad) Anhörung des Kreisausichufjes und mit Genehmigung Groß— 
herzoglihen Miniftertums des Innern vom 17. März 1899 zu Wr. 
M. d. 3. 7322 Nachjtehendes al! Nachtrag zum Drtsbauftatut für 
die Stadt Bensheim vom 7. Auguft 1888 bejtimmt worden. 


Die im Norden und Nordoften der Stadt Bensheim zwijchen der 
Kreisitraße Darmjtadt-Heidelberg (Auerbacheritraße) und der Hochitraße 
— beide Straßen einjchlieglih — (jogen. Villenviertel) zu errichtenden 
Wohngebäude müſſen in einem villenartigen Stil erbaut werden und 
mindejtens 8,0 m von der Straßenfluchtlinie entfernt zu stehen kommen. 

s ‚82 

Hinter und Nebengebäude müſſen, ſoweit fie von einer Straße 
aus ſichtbar find, in einem mit denjenigen des Hauptgebäudes tunlichit 
übereinjtimmenden, jedenfalls architektonisch nicht mißſtändigen Stil er— 
baut werden. Zu deren Errichtung iſt ebenjo, wie zu Einfriedigungen der 
Baupläße nad) der Straße hin, EINEN Genehmigung erforderlich. 


8 
Zu allen Bauten in dem — Villenviertel — auf welches 
im übrigen die Beſtimmungen des Ortsbauſtatuts vom 7. Auguſt 1888 
nebſt Nachtrag vom 3. Mai 1897 und der Baupolizeiordnung vom 
7. Auguſt 1888 Anwendung finden — behält ſich, ſoweit ſie genehmigungs— 
pflichtig ſind, der Gemeinderat die Genehmigung ſeiner Baukommiſſion 
vor, gegen deren Beſchlüſſe dem Bauherrn der Rekurs an das Kreisamt 
offen ſteht. 
Bensheim, den J. April 1899. 
Sroßherzogliches Kreisamt Bensheim 
Gros, 
Großh. Geheimer Regierungsrat. 


1. Ubänderung Des S II der BEER UEEIUNUS für Die 
Stadt Bensheim 
vom 7. Auguſt 18838. 
sıl. 

Wenn jolche Abfallwaſſer in eine Sidergrube — aljo mit durch): 
läſſigem Boden — eingeleitet wurden und ji die Möglichkeit beraus- 
jtellt, jolche Waſſer durch einen Kanal zu bejeitigen, jo muß die Grube 
entfernt werden und die Ableitung in dieſer Weiſe erfolgen. 

Menichliche und tierische Erfremente (Koth und Urin) dürfen nicht 
in Steergruben geleitet werden. 

Borjtehende vom Gemeinderat zu Bensheim bejchlojiene neue Faſſung 
des $ 11 der Baupolizeiordnung der Stadt Bensheim vom 7. Auguit 
1888 iſt nach Anhörung des Bürgermeifters, ſowie nad) vorgängiger 
Begutachtung durch den Kreisausſchuß von Großh. Meinifterium des 
Innern durch Verfügung vom 12. Februar 1901 zu Nr. M.d.%. 3312 
genehmigt worden. 

Bensheim, den 18. Februar 1001, 

Großherzogliches reise Koi. 
Sro’ 
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Baupolizei-Ordnung für den Kreis Bensheim. 
(Bergiträßer Anzeigeblatt Nr. 150 vom 19. Dezember 1901.) 

Auf Grund des Geſetzes vom 30. April 1881, die allgemeine 
Bauordnung betreffend, ſowie die Ausführungsverordnung vom 1. TFe- 
bruar 1882, wird mit Zuſtimmung des Kreisausjchuffes und mit Ge- 
nehmigung Großh. Miniſteriums des Innern zu Ar. M.d. 3. 11994 
vom 10. Mai 1901 für die Gemeinden des Kreifes Bensheim angeordnet 
wie folgt: 

Zu Art. 62 und 66 der allgemeinen Bauordnung. 

& 1]. 

Die Genehmigung zu neuen Bauten, Aulagen und Veränderungen 
im Sinne der allgemeinen Bauordnung wird durch jchriftlichen Beſcheid 
Großh. Kreisamts erteilt. 

Die Baugejuche jind bei der zujtändigen Bürgermeifteret zu Protofoll 
zu erklären. Dem Geſuche jind die dem $ 85 der Ausführungsverordinung 
vom 1. Februar 1882 in der durch die Verordnung vom 18. Juli 1887 
bejtimmten Fallung entiprechenden Pläne in doppelter Ausfertigung 
beizufügen. Diejelben müſſen insbejondere auch bejondere Zeichnungen 
über das Kellergeſchoß, jedes einzelme Stocdwerf jowie über die Dach— 
konſtruktion enthalten und aus dauerhaften Paptermaterial in Akten— 
format — 33 cm Höhe, 21 cm Breite — injoweit es unter Einhaltung 
des vorgejchriebenen Maßjtabes der Pläne möglich tft, bejtehen. Soweit 
tunlich, ift für jede Zeichnung ein bejonderes Blatt zu verwenden. 
Sedenfalls dürfen die Pläne das Aftenformat nur nach einer Richtung 
hin überjchreiten und müſſen diejelben dann in Mftenformat zuſammen— 
gefaltet, aucd; mit äußerer und innerer Aufjchrift verjehen fein. Die 
Baupläne find von dem Bauherrn und den Techniker, von welchen fie 
herrühren, unter Angabe des Datums zu unterzeichnen. 

Jeder Lageplan ijt von demjenigen, welcher ihn angefertigt Hat, 
unter Angabe des Datums zu unterzeichnen und muß Flur und Par— 
zellennummer des Baugrundjtüids und der benachbarten Grundjtüde, 
jowie die Richtung der Hausentwählerung in blauer Farbe enthalten. 

Sofern dag Kreisamt weitere Erläuterungen u. j. w. im Sinne 
des 8 85 Abſatz 2 und 5 der Ausführungsverordnung vom 1. Februar 
1882 in der Faſſung der Verordnung vom 18. Juli 1887 verlangt, 
jind fie in doppelter Ausfertigung einzureichen. BZutreffenden Falls Hat 
der Bauherr auc die jeßige bezw. zukünftige Hausnummer des be— 
treffenden Gebäudes anzugeben. 


S 2. 

Alle Baugefuche werden auf dem Bureau der Bürgermeiſterei drei 
Tage lang unter Anzeige an die Nachbarn zu deren Einſicht offen ges 
legt. Etwaige Einwendungen find daſelbſt zu Protokoll zu erklären. 
Bereinbarungen der Beteiligten find vor dem zuitändigen Urtsgeridht 
abzufchliegen und der Bürgermeijterei in vierfacher Ausfertigung vorzu— 
legen. 

£ Nach Ablauf der dreitägigen Friſt jind die Baugeluche nebit a 
Anlagen unter Beifügung einer Beicheinigung über die vollzogene 
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fegung und die erfolgte Anzeige an die Nachbarn mit dem vorge 
ichriebenen Bericht ($ 87 der Ausführungsverordnung vom 1. Februar 1882) 
unverzüglich dem Kreisamt vorzulegen. 

3 


8 8. 

Nah Errichtung des Schnurgerüjt3 hat der Bauende bei Ge- 
bäuden an öffentlichen Straßen oder Pläten dem zuitändigen Baus 
fontrolleur behufs Revifion der Fluchtlinie Schriftliche Anzeige zu eritatten. 

Mit der Ausführung des Baues darf nicht eher begonnen werden, 
als bis die Nichtigkeit der abgejtedten Baulinie feftgejtellt und durch 
den Abnahmejchein des Baufontrolleurs, welcher innerhalb längitens vier 
Tagen vom Tage der fchriftlichen Anzeige an gerechnet, erteilt wird, 
betätigt iſt. 

Die Bauenden haben von der Beendigung des Rauhbaues, und 
zwar vor Beginn der VBerpußarbeiten behufs Erwirfung der amtlichen 
Nevifion, der Bürgermeifterei Anzeige zu erjtatten und mit dem Beginn 
der Berpußarbeiten jo lange zu warten, bis die Reviſion jtattgefunden 
hat. Die Revijion joll vor Ablauf von 8 Tagen, von Anzeige Der 
Beendigung des Rauhbaues an gerecjnet, erfolgen. Bei derjelben müſſen 
die Eijenkonftruftionen jo weit fichtbar fein, daß die Make kontrolliert 
werden fünnen. Reviſionen fünnen übrigens auch in ſonſt geeigneten 
Fällen von Aıntswegen vorgenommen werden. Die Bauenden haben 
die bei den Mevifionen entdeckten Mängel binnen der ihnen vorge- 
jchriebenen Friſt bejeitigen zu laſſen und jofort nach erfolgter Bejeitigung 
der Birgermeifterei Anzeige zu erjtatten, damit die Nachrevifion ftatt- 
finden kann. Die Koſten der Nachrevifion trägt ebenfall® der Bauherr. 

84 

Ueber alle Reviſionen, bei welchen der Bauherr oder ein Stell— 
vertreter desſelben zugegen ſein ſoll, wird ein Abnahmeſchein ausgeſtellt. 

Wird die Vornahme der Reviſion durch irgend welche Umſtände 
verhindert, ſo wird ein neuer Termin feſtgeſetzt, deſſen Koſten dem 
Bauherrn zur Laſt fallen, ſofern nicht die Verhinderung durch ein Ver— 
ſchulden des Baukontrolleurs eingetreten iſt. 

85. 

Der dem Bauherrn durch Vermittelung der Bürgermeiſterei zu— 
geſtellte Baubeſcheid nebſt Plänen, ſowie die Abnahmeſcheine müſſen 
auf der Bauſtelle während der Arbeitsſtunden zugänglich ſein und find 
dem revidierenden WBaupolizeibeamten oder Technifer auf Verlangen 
vorzuzeigen. 

Dieje haben das Necht, jederzeit die Baujtelle, Anlagen und Eine 
richtungen zu bejichtigen. 

Die Bürgermeijtereien (Lofalpolizeibehörden) find verpflichtet, Zu- 
widerhandlungen gegen die Bauvorichriften oder den Baubeicheid ent- 
gegenzutreten und Die weiteren Ausführungen vorschriftswidriger Bauten 
zu ſiſtieren. Hat die Bürgermeifterei dem Bauenden Einhalt geboten, 
jo hat die Fortſetzung des Baues bis zur Einholung der freisamtlichen 
Entiheidung zu unterbleiben. Grjcheint bei den Unterjuchungen eine 
Aufräumung der Baunftelle oder bei der Reviſion ein Abjchlagen des 


Ve 
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vorzeitig angebrachten Verputzes notwendig, jo ijt der Bauherr ver- 
pflichtet, dieje Arbeiten auf Verlangen des Beamten auf feine Koſten 
vornehmen zu lafjen. 

— — 


Für die polizeiliche Aufſich über die Banausführungen jind von 
dem Bauherrn Gebühren in nachfolgenden Süßen an die Kreiskaſſe zu 
leiſten: 

I. Für Beſichtigung von Gebäuden bezw Hofreiten einſchließlich 
der in denſelben befindlichen Feuerungsanlagen, von Umänderungen von 
Gebäuden und von Kellern: 


1) bei einem Bauwert bis zu 2000 ME. . . . . . 3Mk. 
Br, = „ bon über 2000— 3500 Mt. . — 
7 “= = 900— 5000 _ 53 
oe : „ 5000— 7500 „ 1 ; 
2) — FE „.. 7500— 10000 B ; 
6) , „10000 ME. für je 1000 Mt. 

oder einen überſchießenden Teil dieſer Summe . . 1, 

jedoch höchſtens . . 25 „ 


I. Für Befichtigung von Kaminen und Feuerungs- 
anlagen allein . . 

III. Für die ſämtlichen Nachreviſionen, welche behufs Feft- 
ftellung der Bejeitigung der bei einer früheren Revilion vorge- 
fundenen Anftände erforderlich werden, in allen Fällen ohne 
Unterjchied des Bauwerts . . 2 

In den in 8 4 letzter Satz erwähnten Fällen iſt jeder weiter er- 
forderliche Revifionstermin mit 2 ME. zu bezahlen. 

8 7. 

BZuwiderhandlungen gegen dieje Polizeiverordnung werden, injoweit 
nit die einjchlägigen Vorſchriften des Reichsſtrafgeſetzbuchs und des 
BPolizeiftrafgejeges Anwendung finden, nach den Beltimmungen der Ar: 
tifel 79 und 80 der allgemeinen Bauordnung bejtraft. 


88. 
Der Tag, an welchem dieſe Wolizeiverordnung in Kraft tritt, 
wird vom Großh. Kreisamt en beitimmt 
Bensheim, den 14. Dezember 1901. 
Großherzogliches Kreisamt Bensheim. 
Gros. 


II. Nachtrag zur Baupolizei⸗Ordnung der Stadt Bensheim. 

Auf Grund des Artifel3 2 der allgemeinen Bauordnung von 
30. April 1881 ift nach Anhörung der Stadtverordneten-Berjammlung, 
mit Zuftimmung des Sreisausjchuijes und mit Genehmigung Großh. 
Minifteriums des Innern vom 2. März 1904 zu Nr. M. d. 3. 5065 
Nachitehendes als II. Nachtrag zur Baupolizeiordnung für die Stadt 
Bensheim vom 7. Auguft 1838 bejtimmt worden. 





16 III. Ortsbauftatuten und Lolal-Baupolizei-Ordnungen. 


l. An Stelle des $ 11 in der abgeänderten Faſſung vom 18. Februar 
1901 treten nachfolgende Beſtimmungen. 

Zu Artikel 32 der allgemeinen Bauordnung. 

Brauchwaffer, jowie Fäkalien dürfen mur in undurchläflige, gut 
abgeichlojjene, mittelft Abfuhr zu entleerende Gruben, nicht aber in 
jog. Sidergruben oder Gruben mit Ueberlauf geleitet werden. 

Diefer Vorſchrift wideriprechende beitehende Anlagen find binnen 
Jahresfriſt vorichriftsmäßig abzuändern. Dagegen darf Regenwaſſer 
in Sidergruben aufgenommen werden, injolange nicht feine Einleitung 
in einen Straßenfanal erfolgen fann. 

Sit jedoch die Möglichkeit hierfür gegeben, jo muß unter gfeich- 
zeitiger Bejeitigung der Gruben die Wafjerabführung in die Stanäle 
erfolgen. 

Sind Straßentanäle vorhanden, jo fünnen auch die Brauchwäſſer, 
nicht aber die Fäfalien, in die Kanäle eingeführt werden; hierbei find 
die von der Drtspolizeibehörde in gejundheitlichem Intereſſe in jedem 
einzelnen Fall vorgeichriebenen Einrichtungen zu treffen. 

Wird gegen dieje Bejtimmungen gefehlt, jo fann der Anſchluß 
unterfagt oder, Falls er jchon beiteht, bejeitigt werden. 

Im Falle der Nichtbefolgung der von der Ortspolizeibehörde ge- 
troftenen Anordnungen iſt dieſe befugt, auf Kojten des Säumigen die 
erforderlichen Arbeiten und Heritellungen ausführen zu lafjen. 

II. Es werden folgende neue Paragraphen gebildet: 

Zu Artikel 39 der allgemeinen Bauordnung. 
S 17a. 

Das zwiichen der Straße und der zurückliegenden Baufluchtlinie 
liegende Vorgartenland iſt in gefälliger Form abzuichließen: 

$ 17b. 

In geichloffenen Orts» und Straßenteilen find alle Hofreiten und 
unüberbaute Grundſtücke nach der Straße Hin durch eine angemejjene 
Einfriedigung abzugrenzen. ($ 17a.) 

Da, wo joldye Einfriedigungen noch nicht bejtehen oder dieſer 
Borichrift nicht entiprochen wird, muß die ordnungsmäßige Herftellung 
auf Anordnung der Großh. Bürgermeifterei Bensheim binnen Drei 
Monaten geichehen. Ausnahmen können nach Anhörung der Stadt- 
verordneten-Berjammlung durch die Baupolizeibehörde geftattet werden. 

Zu Artikel 65 der allgemeinen Bauordnung. 

8 17c. 

Zur Errichtung von Hinter und Nebengebäuden im fog. Villen- 
viertel (1. $ 5 Ziff. 4 des Nachtrags zum Ortsbauftatut vom 5. März 
1904), jowie von Einfriedigungen jeder Art an Straßen und öffent— 
lichen Plägen iſt baupolizeilihe Genehmigung erforderlid). 

Bensheim, am 5. März 1904. 

Sroßherzogliche Bürgermeifterei Bensheim. 
Dr. Frenay. 
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III. Nachtrag zum Ortsbauftatut der Stadt Bensheim. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 iſt duch Beſchluß der Stadtverordneten » Verjammlung vom 
25. Februar 1903 und 6. Jannar 1904 nad) Anhörung des Kreis: 
ausichujles und mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern 
vom 2. März 1904 zu Nr. M. d. J. 5065 Nachitehendes als III. Nach» 
trag zum Ortsbauftatut für die Stadt Bensheim vom 7. Auguft 1888 
beitimmt worden. 

sl. 

Die SS 6 und 11 des Ortsbauftatuts vom 7. August 1888 und 
die Nachträge zu legterem vom 3. Mai 1897 und 1. April 1899 werden 
aufgehoben und durch nachfolgende Beitimmungen evjeßt. 

Zu Art. 21, Abi. 1, 2 und 5 der allgemeinen Bauordnung. 
8 2. 

Bei der Anlegung einer neuen oder der Verlängerung einer jchon 
bejtehenden Straße, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandenen bisher 
unbebauten Straßen und Straßenteilen haben die an die Straße an- 
grenzenden Grumdbejiger unter den Vorausſetzungen und innerhalb der 
Grenzen des Art. 21 der U. B.-D. der Stadt zu erjegen: 

l. Denjenigen Teil der für den Ankauf des nötigen Straßengeländes 
aufgewendeten Kojten, welcher den Betrag von I ME. für den qm 
überjteigt. 

2. Die Koſten für die Erdarbeiten zur Herftellung des Straßenförpers. 

3. Die Koſten für die den Bedürfnifien des Verkehrs entiprechende 
erite Einrichtung der Straße mitteljt Chauſſierung der Fahrbahn 
und Bflafterung der Gojien. 

Soll eine vorher micht chaujlierte Straße von vornherein mit 
Pflajter veriehen werden, jo haben die Anlieger nur diejenigen Kojten 
zu tragen, welche durch Chauſſierung entitehen würden. Die Mehrkoſten 
der Pflafterung trägt die Stadt. Der Mehrfoftenbetrag wird, im Falle 
hierüber Meinungsverichiedenheiten entftehen jollten, durch einen vom 
Großh. Kreisamt zu bezeichnenden Sacverjtändigen endgiltig Feitgeitellt. 

Die Verpflichtung eines Anliegers zur Erjtattung der Kojten unter 
Boj. 2 und 3 joll 10 ME. für dem laufenden Meter nicht überjteigen. 

S 2a. 

Bor der Erwerbung des nötigen Straßengeländes wird die Stadt- 
verordneten - Berfammlung den Wert desjelben abjchägen. Wird auf 
Grund Ddiejer Abſchätzung eine gütliche Einigung mit den Eigentümern 
nicht erzielt, jo Haben die VBorjchriften des Geſetzes „die Enteignung von 
Grundeigentum betreffend“ zur Anwendung zu fommen. 

8 


So. 

Die nah) 8 2 den Grundbeiigern obliegenden Leiitungen find zu 
erfüllen, jobald die dort erwähnten Aufwendungen von der Stadt ge- 
macht bezw. die Herjtellungen erfolgt jind und ber bezügliche Koſten— 
aufwand feitgeitellt ift. Die Erteilung der Bauerlaubnis kann in dieſem 
Falle von der vorherigen Erfüllung der betr. Verpflichtungen abhän 
gemacht werden. 


2 


— 
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Juſoweit das Straßengelände von der Stadt noch nicht erworben 
oder die Herftellung der in $ 2 Poſ. 2 und 3 erwähnten Art noch nicht 
erfolgt jind, fann die Erteilung der Bauerlaubnis von Stellung einer 
die Fünflige Erfüllung der betr. Verpflichtungen ficherjtellenden Sicher: 
heitsleiftung abhängig gemacht werden. Die Sicherheit ijt in bar oder 
in börjengängigen Wertpapieren oder durch Hypothefbeitellung zu leiften. 
Ihre Höhe richtet ſich nach dem aufzujtellenden Koftenvoranjchlag unter 
Berücjichtigung der Beſtimmungen des $ 2 lebter Abſatz. 

Zu Art 21, Abj. 4 der allgemeinen Bauordnung. 

4 


84. 

Die Koſten der Neuanlage von Bürgerſteigen in neuherzuſtellenden 
und die Koſten der Neuanlage oder weſentlichen Umänderung von ſolchen 
in bereits beſtehenden Straßen und Straßenteilen find der Stadt von 
den Anliegern nach Verhältnis der Frontlängen ihrer auf die betreffen- 
den Straße aufitopenden Grundſtücke zur Hälfte zu erftatten. 

Dieje Verpflichtung fällt weg, wenn bei Umänderungen die legte 
Herjtellung vor weniger als 25 Jahren ganz oder zum größten Teil zu 
Laſten der Anlieger erfolgt war. 

Die Befeftigung bisher mit Kies hinterfüllter Bürgerjteige durch 
Pflaſter, Asphalt oder dergl. gilt als weſentliche Umänderung. 

Bei Umänderung von bejtehenden Bürgerfteigen hat das zur Um: 
änderung noch verwendbare Material den Anliegern zugut zu kommen; 
der Wert des an Ort und Stelle nicht verwendbaren Materials wird 
bei Berechnung der Herftellunggfoften nicht in Abzug gebrad)t. 


S 5. 

Für das jogen. Billenviertel im Norden und Nordoften der Stadt 
zwilchen der Kreisſtraße Darmjtadt — Heidelberg und der Hochſtraße — 
beide einschließlich) — auf welches im Uebrigen alle nad) obiger Ein— 
leitung noch giltigen Beſtimmungen des Drtsbauftatut3 vom 7. Augujt 
1888 mit den durch gegenwärtigen Nachtrag bedingten Aenderungen und 
Zufägen und die Baupolizeiordnung für die Stadt Bensheim vom 
7. Auguſt 1888 nebſt etwaigen Nachträgen Anwendung finden, gelten 
folgende, bejondere Vorſchriften: 

Zu Art. 13, letzter Abjaß der allgemeinen Bauordnung. 
1. Zur Benugung al® Bauplab in diejen Vierteln ift, abgejehen von 
dem zum Borgarten erforderlichen Gelände, eine Fläche nicht mehr 
geeignet: 
a) wenn ſie weniger als 600 qm enthält oder 
b) wenn auf ihr fein Gebäude von 6 m Front und 9 m Tiefe 
mit zweiſeitiger Beleuchtung errichtet werden kann. 

Ausnahmen fünnen unter bejonderen VBerhältniffen durch die Bau- 
polizeibehörde mit Zuftimmung der Stadtverordneten-Verfammlung ge- 
ftattet werden. ’ 

Zu Art. 29 u. 30 Abi. 2 u. 59 der allgem. Bauordnung. 

2. Die zu errichtenden Wohngebäude müſſen in einem villenartigen 
Stil erbaut werden und mindejtens 6 = om der Straßenflucht- 
(inie entfernt zu jtehen fommenn; 
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3. Die Stellung des Gebäudes innerhalb des zu bebauenden Grund- 
jtüdes ift dem Bauenden überlaffen. Weicht diejelbe von der 
Parallellinie zur Straßenfluchtlinie ab, fo it die Genehmigung 
der Stadtverordneten-VBerfammlung Hierzu erforderlich. 
Rijalitvorbauten und Veranden dürfen nicht vor die Baufluchtlinte 

voripringen, dagegen iſt dag Hervortreten von Freitreppen und Terrafjen 
in einer Tiefe bis zu 3 m geftattet, jofern jolche Anlagen die Höhe des 
Sodels bezw. die Höhe des Fußbodens des Erdgeichoffes nicht über- 
ſchreiten. 

Das Vortreten von Balkonanlagen vor die Baufluchtlinie kann 
nach Anhörung der Stadtverordneten-Verſammlung durch die Baupolizei— 
behörde geſtattet werden. | 

Zu Urt. 37 Abi. 2 der allgemeinen Bauordnung. 

4. Hinter» und Nebengebäude müſſen, joweit jie von einer Straße 
aus jichtbar find, in einem mit demjenigen des Hauptgebäudes 
tunlichjt übereinftimmenden, jedenfall® architektonisch nicht miß— 
tändigen Stil erbaut werden. 

Bensheim, am 5. März 1904. 

Großherzogliche Bürgermeifterei Bensheim. 
Dr. Frenay. 


IV. Nachtrag zum Ortsbauftatut der Stadt Bensheim. 
Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 und der SS 3 und 7 der Ausführungsverordnung zu 
derjelben vom 1. Februar 1882 wird auf Beichluß der Stadtverordneten- 
Verfammlung vom 13. November 1903 nad) Anhörung des Kreisaus- 
7* und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern vom 
7. März 1904 zu Nr. M. D. J. 5776 des Ortsbauſtatut der Stadt 
Bensheim, wie folgt abgeändert und ergänzt: 
An Stelle des S 9 des DOrtsbauftatut3 vom 7. Auguft 1888 tritt 
jolgende Bejtimmung: 
Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
Fabrifanlagen, insbejondere alle größeren indujftriellen Unter- 
nehmungen follen in der Regel auf den zwiichen der Bensheim-Wormjer 
Bahn und füdlich der Kreisitraße Bensheim —Lorſch liegenden Stadtteil 
beichränft bleiben. 
Ausgenommen hiervon find Vergrößerungen bejtehender Anlagen. 
Bensheim, den 22. März 1904. 
Großherzogliche Bürgermeifterei Bensheim. 
Dr. Frenay. 


Drtsbauftatut für die Gemeinde Bicenbach 
(Bergiträßer Anzeigeblatt Nr. 103 vom 6. September *" 
Auf Grund des Artikel 2 des Geſetzes vom 30. April 
* „Allgemeine Bauordnung und der 88 3—9 der Vero 
1. Februar 1882, betr. die Ausführung. der allgemeinen 2 
iſt durch Beichluß des Gemeinderats vom 16. Juni 1900 nad, 
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des Großh. Bürgermeifters, jowie des Kreisausjchujfes und mit Ge— 
nehmigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern vom 21. Auguſt 
1900 zu Nr. M. d. 3. 23754 nachitehendes Ortsbauſtatut erlajjen 
worden. 
Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 
37. 

Sind zur Schließung eines Gemeindewegs Grundjtüde Seitens 
der Gemeinde auf dem Wege der Enteignung erworben worden, jo 
werden diejelben an die unmittelbar angrenzenden Grundbefiger in Eigen- 
tum abgetreten, wenn dies die Anlieger innerhalb zweier Monate nad) 
ergangenem Enteignungsaugsipruch bei Großh. Bürgermeijterei verlangen 
und für das an fie abzutretende Gelände der Gemeinde die durch die 
Erwerbung der Grundftüde entftandenen Koften zurüdzahlen. 

Gleichzeitig haben die Anlieger auf Verlangen der Gemeinde den 
gejchloffenen Gemeindeweg nad) dem DurchichnittspreisS des in Ab. 1 
erwähnten Gejamt-Geländes zu übernehmen. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
8 2. 

Da dur) den genehmigten Drtsbauplan für Anlegung neuer 
Straßen hinreichend Vorſehung getroffen worden iſt, dürfen außerhalb 
des Bereichs des Ortsbauplans Gebäude nicht errichtet werden. 

Ausnahmen hiervon fünnen im Einzelfalle nad) Maßgabe des Ge- 
ſetzes geitattet werden. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
533. 

In den noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, die nach 
dieſen Straßen ihren Ausgang haben, nur an den Straßenenden, welche 
ſich an ſchon eröffnete Straßen anſchließen, oder im Anſchluß an ſchon 
beſtehende Häuſer errichtet werden. 

84. 

Soll in einer uneröffneten Straße ein Gebäude errichtet werden, 
welches nicht Eckhaus an einer ſchon eröffneten Straße wird und ſich 
auch nicht an ein ſchon erbautes Haus in der uneröffneten Straße an— 
ſchließt, jedoch nach dieſer Straße ſeinen Ausgang erhalten ſoll, ſo kann 
dies mit Genehmigung des Ortsvorſtandes geftattet werden. 

8 5. 

In den Fällen der SS 3 und 4 find alle Vorkehrungen zur Fahr— 
und Gangbarmachung, Entwällerung und Beleuchtung der Straße von 
dem Bauenden auf jeine Koſten zu bewirken. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8 6. 

Bei der Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer 
Ihon beitehenden Straße jowie bei dem Anbau an Schon vorhandenen, 
bisher unbebauten Strafen und Straßenteilen haben die an die Straße 
angrenzenden Grundbefiger unter den Vorausfegungen und innerhalb der 
Grenzen de3 Art. 21 der allgemeinen Bauordnung denjenigen Teil der 
von der Gemeinde für Mnfauf des mötigen Straßengeländes auf- 
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gewandten Kojten zu erjegen, welcher den Betrag von 0,50 ME. für 
den qm überjteigt. 
Ausf. BD. 3. U. B.O. 8 37 Ubi. 2. 
7 


Wenn Trottoir in bereit3 hergeftellten und eröffneten Straßen 
neu angelegt oder erneuert, bezw. feither nur gepflafterte oder befiejte 
Fußwege in erhöhte Trottoirs umgewandelt werden, müſſen die Koſten 
wie folgt geiragen werden: 

1. Die Gemeinde übernimmt ein Drittel derjelben; 

2. die übrigen Koften tragen die angrenzenden Eigentümer der Grund- 
jtüdfe im Verhältnis der Länge ihrer Straßenfront; 

3. die Herjtellung von Vorrichtungen zur Ableitung des Waſſers von 
den anliegenden Grundftüden in die bejtehenden Straßenrinnen 
oder Kanäle tragen die Eigentümer der Grundſtücke jelbit. 

Ob und wie weit Trottoirs in ſolchen Straßen hergeftellt werden 
follen, jowie die Art der Herftellung derjelben und der Wafjerabführung 
wird durch den Drtsvorftand für die einzelnen Straßen befonders beſtimmt. 

Das Pflaftern, Asphaltieren, Zementieren ꝛc. derjenigen Trottoirg, 
deren Wandjteine bereit3 gejegt find, die aber bisher nur mit Kies 
Hinterfüllt waren, ijt al3 Neuanlage von Trottoirs zu betrachten, deren 
Koſten den Anliegern gemäß Abi. 1 Ziffer 2 zu tragen obliegt. 

Die vorjtehenden Beſtimmungen gelten auch für neu anzulegende 
Straßen mit der Maßgabe, daß der Gemeindevorftand den Zeitpunkt 
der Herftellung zu bejtimmen hat und zwar ohne Rüdjicht darauf, ob 
die angrenzenden Grundſtücke jchon bebaut find oder nicht, wenn nicht 
der Bebauung eines oder des andern derjelben wejentliche Hindernifie, 
worüber der Gemeinderat zu enticheiden hat, im Wege ftehen follten. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
8 8. 

Stallungen, Scheunen, Nemijen, Waſchküchen, Abtritte und ähn- 
lihe Nebengebäude dürfen nicht an öffentliche Straßen und Pläße ge- 
jtellt werden. Ausnahmen hiervon find nur bei äußerjter Raum— 
beſchränkung und unter der Bedingung zuläſſig, daß derartige Neben- 
gebäude mit dem Hauptgebäude in harmonische Verbindung gebracht 
werden oder für ſich das Ausjehen eines Wohngebäudes erhalten, jeden- 
fall3 aber das Anſehen der Straße nicht beeinträchtigen. 

9 


Gebäude oder Räume, in denen mit läftigem Geräuſch verbundene 
Gewerbe betrieben werden, oder in denen beläſtigender Rauch, Dampf 
und übelriechende Luft erzeugt wird, Dürfen feine Definungen nad) der 
Straße haben. Liegen ſolche Räume hinter der Baufluchtlinie, jo 
muß die Entfernung der Deffnungen von diejer mindeften® 10 m 
betragen. 

Gebäude oder Räume vorerwähnter Art dürfen überhaupt an 
ſolchen Straßen, die den Charakter von Villenftraßen tragen oder ihrer 
Anlage nad) Villenviertel zu bilden bejtimmt find, nicht errichtet OD 
eingerichtet werden. 
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8 10. 

Die dem $ 16 der deutjchen Gewerbeordnung unterliegenden An- 
lagen follen in der Regel auf das nördlich außerhalb des Bereichs des 
Ortsbauplans gelegene Gelände bejchränft bleiben. 

Ausnahmen fünnen zum Zwed der Vergrößerung beftehender An- 
lagen diefer Art gejtattet werden. 


Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 


s 11. 

Das Zurückſetzen der Gebäude Hinter die genehmigte Baufluchtlinie 
fann ausnahmsweife mit Genehmigung des Drtsvoritandes gejtattet 
werden, wenn der Bauherr, welcher das Gebäude Hinter die Bauflucht- 
linie zurüclegen will, ſich verpflichtet: 

a) alles zwijchen der Straßenfluchtlinie und der zurücverlegten Bau- 
fluchtlinie befindliche Land mit Gartenanlagen oder ſonſt nicht 
mißitändigen Anlagen zu verjehen und wie die VBorgärten ($ 12) 
abzuschließen und 

b) die zurücdverlegte Bauflucht. parallel der genehmigten Bauflucht— 
linie zu legen. 

8 12. 

Das zwilchen der Straßenfluchtlinie und der im Ortsbauplau feſt— 
gejegten bezw. im einzelmen Falle nach $ 11 diejes Statuts zurüdver- 
legten Baufluchtlinie liegende Gelände iſt, vorbehältlich einer nad) $ 6 
der Baupolizei-Ordnung zuläffigen baulichen Verwendung, als Vorgarten 
anzulegen, als joldyer ordnungsgemäß zu unterhalten und mitteljt metallener 
Gitter, welche in die Straßenbaufluchtlinie einzurücden find, nach der 
Straße bin abzuichließen. Diejer Gitterabihluß kann auf höchſtens 
0,75 m hohem maſſivem Sodel oder auch ohne jolchen errichtet werden 
und iſt mit Delfarbe anzuftreichen. Abweichungen von leßterer Vor— 
Ichrift, inSsbeiondere durch) Anbringung maſſiver Mauerteile fünnen aus 
beionderen Gründen von der Boltzeiverwaltungsbehörde geitattet werden. 

Scheidemauern und nicht durchbrochene Wände im Vorgartenland 
dürfen die Höhe von 1,80 m nicht überiteigen. 

Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
E18, 

Jedes bebaute Grundſtück muß mindeitens einen Mbtritt haben, 
der, wenn irgend möglich an einer Außenwand liegen, jedenfall3 aber 
eine ing Freie führende mindeltens 0,5 qm große Fenjteröffnung haben 
ſoll und von der Straße aus gejehen nicht in minftändiger Weije zur 
Ericheinung fommen darf. 

Die Abortgrube iſt mit vollitändig undurchläfliger ausreichend 
starker Sohle und Wandungen herzuftellen und die Innenflächen ſind 
mit Zement waſſerdicht zu tünchen. Die Entleerungsöffnung muß 
mindeitens 62 auf 62 cm groß und mit gußeiiernem in dichtichließende 
Falze eingreifendem Dedel abgededt jein. 

Das in die Grube führende Abortrohr iſt jo anzulegen, daß eritere 
und der Abort wirffam ventiliert werden. Zu diefem Behufe iſt das 
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Abjallrohr bis nahe zum Boden der Grube fort und über dem oberiten 
Abortiig in gleicher Rohrweite bis über Dach weiter zu führen. 

Der Drtsvorjtand behält jich vor, in den Fällen, wo auf dem 
bebauten Grundſtück vorwiegend Landwirtichaft betrieben wird, Aus— 
nahmen von diejer Beltimmung zu geitatten. 


Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 


14. 

Hinter- und Seitengebäude dürfen an der Bahnhofitrage und den 
ſich hieran anschließenden mit Vorgärten verjehenen Straßen in der 
Regel nicht früher erbaut werden, als die Vordergebäude. Zu einer 
Abweihung Hiervon it die Genehmigung des Ortsvorſtandes erforder- 
ih. Auch jollen die Fluchten derjelben möglichſt rechtwinklig oder 
parallel zu denjenigen der VBordergebäude angelegt jein. 

Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 15. 

Alle in den in $ 14 genannten Straßen zu errichtenden Wohn- 
häufer oder Nebengebäude mit Feuerungsanlagen müſſen maſſiv erbaut 
werden. Bei maſſiven Gebäuden überhaupt müfjen die Umfangs- 
mauern im oberjten Stodwerf eine Stärke von mindestens 45 cm bei 
Bruchiteinmauerwerf und 25 cm bei Baditeinen haben. 

Bei Bruchjteinmauern muß die Stärfe nad) unten von Stodiwerf 
zu Stockwerk um mindeiteng je 10 cm, bei Baditeinen alle zwei Stodwerfe 
um mindeftens einen halben Stein zunehmen.. Bei diefen Dimenfionen find 
Stockwerkhöhen nicht über 4 m im Lichten und Zimmertiefen nicht über 
7 m vorgeiehen. Werden diefe Dimenfionen überjchritten, jo find auch 
die Mauerjtärfen entjprechend zu vergrößern. 

Bei Knie- und Manſardenſtöcken it ebenfalls eine Minimaljtärfe 
von 45 cm bei Bruchiteinen und 25 cm bei Badijteinmauerwerf einzu— 
halten. Die Außenmauern von Treppenhäufern bedürfen der Ver— 
ftärfung nach unten nicht wenn jie 45 cm bezw. 1Y Stein jtarf bei 
nicht mehr als 12 Meter Höhe aufgeführt find. 

Stodwerfsaufjfegungen auf bejtehende Gebäude jind nur dann zu— 
läjig, wenn diefe Minimalmaße noch ohne Anblendung an bejtehende 
Mauern eingehalten werden können. 

Mit Genehmigung des Ortsvorſtandes fann auch das oberite Stod- 
werk eines Haupt» und Nebengebäudes in gefälliger Holzkonſtruktion 
ausgeführt werden. 

$ 16. 

Einſtöckige Gebäude ohne Feuerung, einjtödige Schuppen und 
Lagerhäuſer und dergleichen jind in Fachwerksbau, Aborte, jowie Ställe 
für Klein- und Federvieh in Holzbau zuläſſig, im joweit nicht nach 
Art. 45 und 48 der A. B.-D. anderweite VBorfchriften ich ergeben. 

17. 
Zu allen äußeren Mauern der Vorder-, Hinter- und Neben 


8 
— 
werden. Der Mörtel muß mit Kalt oder Zement beraeftell 







dürfen nur matürliche oder gebrannte Steine (Baditeine) ve 


24 III. Ortsbauftatuten und Lofal-Baupolizei-Ordnnungen. 


Lehm-, Tuff» und ähnliche Steine dürfen nur zur Ausmauerung innerer 
Fachwände benutzt werden. 
8 18. 

Gartenhäuſer mit Feuerungen zu vorübergehender Benutzung 
können in Fachwerk geſtattet werden, wenn ſie mindeſtens 4 m von der 
nachbarlichen Grenze und von anderen Gebäuden entfernt ftehen. 

Zu Art 59 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 19. 

In den in $ 14 genannten Straßen jollen nur Gebäude errichtet 
werden, welche, joweit es jich um Wohngebäude handelt, einen villen= 
ähnlichen Charakter haben. 

$ 20. 

Billenartige Gebäude, welche Hinter die normale Baufluchtlinie zu 
jtehen kommen ($ 11), fünnen auch in den in $ 19 erwähnten Orts— 
teilen einjtöcdig erbaut werden, wenn fie ſonſt in ihrem Aeußeren nicht 
mißſtändig erjcheinen. 

s 21. 

Ber allen Neubauten und Hauptreparaturen iſt auf eine gefällige 
architeftonische Ausführung der von der Straße aus fichtbaren Faſſaden 
Rückſicht zu nehmen. 

8 22. 

Ale an einer Straße jtehenden und von derjelben aus jichtbaren 
neuen Gebäude- und Manereinfriedigungen jind ſpäteſtens nach Ablauf 
von drei Jahren vom Zeitpunkt ihrer Eindeckung bezw. Aufführung im 
Nohbau ab mit VBerpuß und Anftrich zu verjehen, falls die Umfaſſungs— 
wände nicht aus jauber behauenen Steinen oder Blendbaditeinen bejtehen. 

Ueltere Gebäude find im Verpug und Anjtrich ſtets in ſolchem 
Zuſtand zu erhalten, daß deren Ausjegen nicht mißjtändig erjcheint. 

Zum Anſtrich dürfen feine blendenden Farben verwendet werden. 

Bickenbach, den 28. Auguſt 1900. 

Großherzogliche Bürgermeiſterei Bickenbach. 
Rau. 


Baupolizei⸗Ordnung für Die Gemeinde Bickenbach. 

Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der SS 6 und 8 der Verordnung 
vom 1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen Bauordnung 
betreffend, wird nad) Anhörung des Gemeinderats und der Großh. 
Bürgermeifterei und nach Zuftimmung des Kreisausjchuffes mit Ge— 
nehmigung des Großherzoglichen Minifteriums des Innern vom 21. Auguft 
1900 zu Nr. M. d. 3. 23754 für die Gemeinde Bickenbach verordnet 
was folgt: 

Zu Artikel 28 der allgemeinen Bauordnung. 
Er 

Zur Errihtung von Bau- und Tünchergerüften oder Bauzäunen 
an öffentlichen Straßen und Plägen bedarf es der Genehmigung Großh. 
Bürgermeifterei und des Straßeneigentümers. 
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Die Gerüjte ꝛc. find feſt, Jicher und ſo aufzuführen, daß Unglüds- 
fälle tunlichht verhütet und öffentliche Einrichtungen, wie Brunnen, 
Kanäle, Rinnfteine, Laternen uw. gehörig geichügt werden. Das 
Pilafter der Fahrbahnen und die Trottoirbefeftiguugen dürfen durch die 
Gerüjte nicht leiden. Das Eingraben der Rüftitangen iſt verboten, die— 
jelben müjjen vielmehr auf Schwellen gejtellt werden, welche nicht mehr 
als 20 cm über die äußeren Stangen nad) der Straße hin vorragen 
dürfen. Wird ausnahmsweile das Eingraben zugeftanden, jo geichieht 
. nötige Wiederherftellung auf Koſten der Hauseigentiimer durch Die 

emeinde. 


Zu Artikel 30 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 2. 

Bei Errihtung von Gebäuden an üffentlichen Straßen und Pläßen 
wird ein Voripringen vor die Straßenfluchtlinie in folgenden Fällen 
geitattet : 

a) Fundamentmauern in der Erde und Sodel dürfen bis zu 0,25 m 
vor die Straßenfluchtlinie voripringen. 
Architektoniſche Berzierungen, Fenſtergewandungen, Berdachungen 
und Geſimſe dürfen erit auf eine Höhe von 2 m von dem Straßen: 
niveau ab und in feiner größeren Ausladung als 0,45 m in den 
Luftraum der Straße hineinragen, bei geringerer Höhe wird die 
zuläſſige Ausladung auf höchſtens 0,15 m beichräntft. 
Balkone und gut abgewäljerte Wetterdächer dürfen den Luftraum 
einer mindeltens 10 m breiten Straße nur dann in Anſpruch 
nehmen, wenn Diejelben mit ihrer Unterfante mindejten® 3 m 
über dem Straßenniveau liegen, die Breite der Fußſteige nicht 
überjchreiten und mindejteng 3 m wagrechten Abjtand von der 
Nachbargrenze erhalten. 
Waren und Ausjtellkäften, welche in die Baufluchtlinie Hinein- 
ragen, Dürfen ohne polizeiliche Genehmigung nicht angelegt werden. 
Dauernd befejtigte derartige Anlagen find überhaupt nicht jtatthaft. 
Das Anbringen von auf die Straßenfluchtlinie voripringenden 
Hafen und ähnlichen Borrichtungen zum Aushängen von Fleiich, 
Waren und Dderal. ijt verboten, Mit der Außenwand parallel 
laufende Firmenſchilder dürfen mit polizeilicher Genehmigung nur 
angebracht werden, wenn ihre Ausladung in die Straßenfluchtlinie 
nicht mehr als 0,25 m beträgt. Ebenjo dürfen in die Straßen 
fluchtlinie voripringende Firmenjchilder nur mit polizeilicher CI — 
nehmigung und in einer Höhe von 3 m über dem Straßennivear 
und nicht über Trottoirbreite neu gejtattet werden. 
Marquijen müfjen jo befetigt fein, daß ihr tiefiter Punkt mindejten 
2,25 m über dem Straßenniveau Liegt. 

In derjelben Höhe fünnen Blumenfajten, wenn fie in die 
Straßen vorjpringen, jedoch nur unter der weiteren Bedingung 
angebracht werden, dal fie waſſerdicht beichaften find, aljo durd) 
Abfliegen von Waller niemand beläjtigen künne 
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83. 

Kellerfenfterläden nach der Straße zu dürfen weder jeitlich an— 
geichlagen werden, noch den Verkehr auf der Straße hindern. Fuß— 
abtrager in der Straßenlinie müfjen in den Trittjtufen der Treppen 
oder in den Fußſteig jo eingelafjien werden, daß fie mit demjelben im 
eine Ebene zu liegen fommen. 

84. 

Nach der Straße aufſchlagende Fenſter und Läden dürfen nur im 
einer Höhe von mindeltens 2,25 m von ihrer Unterfante an gerechnet, 
über der Straßenebene angebracht werden. Türen und Tore dürfen 
fich nicht in die Straße öffnen. Anlagen, die dieſer Vorjchrift nicht 
entjprechen, müfjen, wenn dies von der Verwaltungsbehörde im öffent— 
lichen Intereffe angeordnet wird, innerhalb einer bejtimmten Friſt ent— 
fernt bezw. vorjchriftsmäßig geändert werden. 

Treppen und SKellereingänge, welche über die Straßenfluchtlinie 
vorjpringen, müſſen desgleichen, wenn dies das öffentliche Intereſſe er= 
heifcht, innerhalb einer von der UOrtspolizeibehörde zu bejtimmenden 
Friſt entfernt bezw. vorſchriftsmäßig umgeändert werden. 

Dermalen vorhandene in der Straße liegende Kellereingänge mit 
Falltüren müſſen, jo lange ihre Beleitigung nicht verlangt wird, mit 
Eiſen von hinreichender Stärfe in einer Ebene mit dem Fußſteig 
liegend, bedect werden. In die Fußſteige vorjpringende Vergitterungen 
find verboten. 

86. 

Fällt die Baufluchtlinie mit der Straßenfluchtlinie nicht zuſammen, 
ſo iſt die Anlage von Terraſſen, bedeckten Eingängen, Lauben und 
Gartenhäuſern vor die Baufluchtlinie zu geſtatten, inſofern ſolche in 
Verbindung mit dem Hauptgebäude keinen Mißſtand bilden. Die 
Straßenfluchtlinie iſt unter allen Umſtänden einzuhalten. Die Erlaubnis 
zu ſolchen Vorbauten iſt jedoch nur als eine jederzeit widerrufliche zu 
erteilen und kann aus derſelben vom Bauherrn für ſich und ſeine Rechts— 
nachfolger fein Anipruch auf Koſten oder Schadenerjfag für den Full 
hergeleitet werden, daß die Bejeitigung ſolcher VBorbauten im öffentlichen 
Intereſſe, alſo 3. B. zu Straßenverbreiterungszweden u. ſ. f. Ipäter 
verlangt wird. 

Zu Artifel 32 der allgemeinen Bauordnung. 

7. 

Das von den Dächern, Balkonen oder ſonſtwie nach der Straße 
und öffentlichen Plätzen abfließende Waller iſt mittelit Dachrinnen und 
Ablaufröhren bis zur Erde und von da in gepflajterten Rinnen oder 
bei erhöhten Fußiteigen mitteljt eifernen Ninnen in die Straßengofje zu 
rühren. Alle dieſe Teile find ftets in qutem Zuſtand zu erhalten; ihre 
Anlage erfolgt nad) bejonderen von Großh. Bürgermeifterei zu er— 
lajienden Beltimmungen, Bei Anlagen an öffentlichen, im Eigentum 
des Kreiſes ftehenden Straßen erfolgt jolches nad) Weiſung des Großh. 
Kreisamts. 
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S 8. | 
Ueberdedte Rinnen, jowie Ueberbrüdungen von Straßengofien 
müſſen in der Straßenebene liegen. Diejelben fünnen nur gegen be- 
jonderen Revers gejtattet werden und jind von dem Anlieger auf eigene 
Koften nach näherer Angabe herzuftellen und jederzeit in gutem Zu— 
ftand zu unterhalten. 


$ 9. 

Für die Ableitung des Regenwaſſers aus den Hofreiten ſowie des 
Abfallwaſſers, d. i. de3 gewöhnlichen Küchenwaſſers, Schwenkwaſſers, 
Badewafjerd, Wajchküchenwaflers x. in die Straßenrinnen, find auf 
Koſten des Beſitzers ſolche Einrichtungen zu treffen, daß das Wafler 
jeinen richtigen Abfluß findet und daran nicht gehindert wird. 

Sollten für die Folge zur Entwäjjerung einzelner Straßen und 
Bauquartiere durch die Gemeinde bejondere Straßenfanäle angelegt 
werden, jo kann Ddiejelbe die angrenzenden Hausbefiger anhalten, Küchen- 
ausgüffe und jonjtiges Abfallwaſſer aus ihren SHofreiten auf eigene 
Koiten nad) näherer Weilung in dieſe Kanäle einzuleiten. 

Für die Abführung der Abwaſſer aus gewerblichen Anlagen fünnen 
im einzelnen Fall bejondere Vorjchriften gegeben werden. 

$ 10. 

seite Stoffe, wie Küchenabrälle, Kehricht, Schutt, Sand, Schlamm 
u. d. m., menschliche und tierische Abgangsitoffe dürfen nicht nach den 
Rinnen bezw. Straßenfanälen abgeführt werden. 

8 11. 

Wenn jolche Abfallwafjer in eine Sidergrube — aljo mit durd)- 
läffigem Boden — eingeleitet wurden und ſich die Möglichkeit heraus- 
ſtellt, ſolche Waſſer durch einen Kanal zu befeitigen, jo muß die Grube 
entfernt werden und die Ableitung in diefer Weiſe erfolgen. 

Zu Urtifel 33 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 12. 

Ausgüffe aus Küchen, Brennereien, Brauereien u. |. w. an der 
gegen Straßen und öffentliche Pläte gerichteten Seite von Gebäuden 
ind verboten und müſſen, falls fie an der Nebenfeite von Gebäuden 
angebracht und von der Straße aus fichtbar find, oder die Nähe 
der Straße dies ſonſt erforderlid; macht, vorbehältlich der Anmwendbar- 
feit von $ 9 Abi. 2 diejer Baupolizeiordnung, mit bis auf den Boden 
gehenden Röhren verjehen werden. 

Diejen Vorſchriften widerjprechende Anlagen jind, wenn es das 
öffentliche Intereſſe erheiicht, binnen einer von der Ortspolizeibehörde 
zu bejtimmenden Friſt zu bejeitigen bezw. jahgemäß umzuändern. 

Zu Artifel 35 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 13. 

Winkel und Reule müſſen gegen die Straße abgejchloffen werden, 
wenn der Zugang nur von der Strafe aus möglich ift, durch eine in 
der Regel verfchlofjen zu haftende Türe, andernfalls durch eine mindeſtens 
2 m hohe Mauer, die in Material, Bewurf und Tünch mit dem zuge— 
hörigen Gebäude übereinstimmt. 


— 
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Bu Artifel 36 der allgemeinen Bauordnung. 
8 14. 

Vorhandene, an Straßen oder öffentlichen Plätzen gelegene Dünger- 
ftätten, Jauchenbehälter, Bruhlgruben, Lagerpläße für Abfälle, Kehricht 
und dergl. find in ordnungsmäßiger Weile zu verdeden und nad) der 
Straße mit einer mindejtens 1,7 m hohen Mauer, welche in entiprechender 
Form herzuftellen it, abzuſchließen. 

Zu Artifel 37 der allgemeinen Bauordnung. 
& 15. 

Zur Anlegung eines Stalles oder eines Gebäudes, welches zur 
Aufbewahrung von Gegenftänden beftimmt it, deven Berjegung vder 
Ausdünftung dem Mauerwerk nachteilig jein fann, an einer gemeinjchaft- 
(ihen oder an einer dem Nachbar ausichlieglich gehörenden Mauer iſt 
die Einwilligung des Eigentümers der letzteren erforderlich. Ohne diefe 
Einwilligung muß das betr. Gebäude durch eine bejondere Mauer von 
der benachbarten Mauer getreunt und außerdem ein Abjtand zwiſchen 
beiden Mauern gelafjen werden, wie ihn die Volizeibehörde im einzelnen 
Falle für nötig erachtet. 

$ 16. 

Neuanzulegende Abtritt3:, Dünger: und Pfuhlgruben müfjen voll- 
fommen waſſerdicht hergeftellt und mindeitens in einem Abjtand von 
einem Meter von der Grenze des Nachbars entfernt errichtet werden. 
Ausnahmen können bei bejchränften Raumverhältniſſen von der Polizei: 
verwaltungsbehörde zugelaffen werden. 

8:17. 

Berfehlungen gegen vorjtehende Baupolizeiordnung, jowie die poli- 
zeilihen Beitimmungen der $ ©, 12, 13, 14 ‚17 und 23 des Ortsbau— 
Itatut3 vom heutigen unterliegen den Rechtsfolgen der Artikel 79 und 80 
der allgemeinen Bauordnung. 

$ 18. 

Eine vom Ortövorftand zu wählende Orts-Bau-Kommiſſion, welche 
aus drei Mitgliedern zu beftehen hat und in welcher der Birgermeijter 
bezw. dejjen Stellvertreter den Vorſitz führt, joll jtets den Befolg des 
Ortsbauftatuts und dieſer Baupolizeiordnnung bejonders überwachen. 

Bensheim, den 28. Auguſt 1900. 

Sroßherzogliches Kreisamt Bensheim. 
Gros. 


Ortsſtatut über die Aufführung von Gebäuden in den 
dem Hochwaſſer ausgeſetzten Ortsteilen von Bürſtadt. 


Auf Grund der Artikel 2 und 44 der allgemeinen Bauordnung 
d. d. 30. April 1881, der SS 4 und 8 der Ausführungs-Verordnung 
zur allgemeinen Bauordnung d. d. 1. Februar 1882, ſowie des Artifel 8 
der Zandgemeinde-Ordnung d. d. 15. Juni 1874 wird auf Grund Be- 
ſchluſſes des Gemeinderats d. d. 31. Januar 1898 und mit Genehmigung 
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des Großh. Minifteriums des Innern d. d. 10. März 1898 zu Wr. 
M. 3. 5127 verordnet, was vis 


Innerhalb der durch) — gefährdeten Bezirke der Gemeinde 
Bürſtadt muß bei allen Wohngebäuden (auch ſolchen aus Holz mit 
Lehmfachwerk), welche neu errichtet oder weſentlich umgebaut werden, 
alles Sockelmauerwerk mindeſtens einen Meter hoch über die Erde ge— 
führt und überhaupt bei allen Gebäuden ohne Unterſchied, ſowohl das 
Sodelmauerwerf, als auch das übrige Mauerwerk mindeftens 50 cm 
über den befannten höchſten Stand des Hochwafjers aus guten Bruch 
jteinen, oder im Falle jolche nicht, oder nur mit unverhältnismäßigen 
Opfern von Seiten der Bauenden, worüber der Gemeindevorstand zu 
enticheiden hat, zu erlangen find, aus guten weiß gebrannten Backſteinen 
und überall mit Kaltmörtel aufgefuhrt werden. 

82. 

Bei Erneuerung von Gefachen bei bejtehenden Fachwerfsbauten 
müſſen die Gefache ebenfall3 bis zu der im vorjtehenden Paragraphen 
erwähnten Grenze mit Badjteinen von der dort erwähnten Bejchaffen: 
heit und Kalfmörtel gut ausgemauert werden. 


8 3. 

Die nad) Maßgabe der Verordnung vom 23. Juni 1891 feftgejtellten 
Grenzen des Ueberſchwemmungsgebiets find unter Susiebung Des zu— 
jtändigen Wafjerbauamts in den Ortsbauplan einzutragen. Ebenſo find 
innerhalb des Bereichs des Ortsbauplans die mahgebenden Wafferhöhen 
durch Nivellement und Marken an * Punkten zu fixieren. 


84 
Die Beſtimmungen der SS 1 und 2 ſind einzuhalten, auch wenn 
diefelben im Baubejcheide nicht ausdrücklich erwähnt find. Bauherrn 
und Bauhandwerfer, welche dagegen verfehlen, haben die im Art. 80 
der allgemeinen Bauordnung bezeichneten Nachteile zu gewärtigen. 
Bürftadt, den 15. März 1898. 
Sroßherzogliche Bürgermeifterei Bürjtadt. 
Dfenlod. 


Ortsbanftatut für die Gemeinde Bürftadt. 

Auf Grund des Art. 2 der allgeıneinen Bauordnung vom 30. April 

1881 und der SS 3—9 der Verordnung über die Ausführung derjelben 

vom 1. Februar 1882 iſt durch Beichluß des Gemeinderats vom 

8. Dezember 1900 und mit Genehmigung Großherzoglihen Minijteriums 

des Innern vom 11. Februar 1901 zu Nr. M. d. J. 1737 nad) 
ſtehendes Ortsſtatut errichtet worden: 
81, 

Bei der Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer 
Ion beftehenden Stroßsudoivie bei dem Anbau an jchon vorhandenen, 
bt unbebauten und Straßenteilen ist der Aufwand: 

” *- die Erwe ” Straße nötigen Geländes, 
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2. für die den Bedürfniſſen des Verkehrs eutiprechende erjte Ein— 
rihtung der Straße mitteljt Weberführung der Fahrbahn mit 
Kies und Pflaſterung der Goſſen, 

von den an die Straße grenzenden Grundbefigern nad; Maßgabe des 
8 3 zu tragen bezw. zu erjegen, jobald auf ihren betreffenden Grund» 
jtüden neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu ftehen 
fommen, oder ihren Ausgang nach der neuen Straße erhalten. Zu 
diejen Berpflichtungen fünnen die au einer Straßenjeite angrenzenden 
Eigentümer nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite, und wenn 
dieje Straßenbreite mehr als 16 Meter beträgt, nicht für mehr als 
8 Meter herangezogen werden. 

Bon Eckbauplätzen iſt obige Eutfchädigung von den beiden Seiten 
des an die beiden Straßen grenzenden Grundſtücks zu tragen. 

8.2. 

Die Koften der im $ I nicht ausdrüdlich angeführten Arbeiten, 
welche zu einer ordnungsmäßigen Herſtellung des Straßenfürpers, einer 
den Bedürfniſſen des Verkehrs entiprechenden Einrichtung der Fahrbahn 
und Herjtellung der Fußſteige weiter erforderlidy jind, werden von der 
Gemeinde allein getragen. 

Die nah $ 1 der Gemeinde zu erjeßenden Kojten werden wie 
folgt feitgejeßt: 

a) für den Quadratmeter Straßengelände 1 ME, 

b) für den Quadratmeter Gosjenpflafter 4 Mk., 

e) für Ueberführung der Fahrbahn mit Kies für den Quadratmeter 
20 Pfennig. 

84. 

Den angrenzenden Grundbeſitzern kann die Erlaubnis zur Er— 
richtung von Gebäuden an einer neu anzulegenden oder bereits er— 
öffneten Straße verſagt werden, ſolange ſie nicht die Zahlung der nach 
Obigem zu tragenden Koſten geleiſtet oder die von dem Gemeinderat zu 
beſtimmende Kaution geſtellt haben. 

85. 

Die den Grundbeſitzern in Gemäßheit des Art. 21 der Bauordnung 
und diejes Ortsjtatuts obliegenden Leiſtungen unterliegen der Beitreibung 
im Verwaltungsweg in Gemäßbeit des Geſetzes vom 30. September 1893 
und der Verordnung vom 7. März 1894. 

Bürſtadt, den 8. Dezember 1900. 

Großherzogliche Bürgermeiſterei Biürjtadt. 
Ofenloch. 


Orlsbauftatut für Die Gemeinde Hofheim. 
(„Bergiträßer Anzeigeblatt“ Mr. 49 vom 25. April 1904.) 
Auf Grund des Artikels 2 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 und dev SS 3, 5, T und 9 der Ausführungsverordnung 
Dazu vom 1. Februar 1882 werden zufolge MP hlujjes des Gemeinderats 
vom 12. November 1903 nad) zuſtim— wtachtung durch Den 


I uf, 
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Kreisausihuß mit Genehmigung Großherzoglichen Miniſteriums des 
Innern vom 9. April 1904 zu Nr. M d. 3. 3579 für die Gemeinde 
Hofheim als Ergänzung zu dem DOrtsjtatut vom 17. Dezember 1894 
die nachſtehenden weiteren Beitimmungen erlajjen. 


81. 
Zu Artikel 21 der allgemeinen Bauordnung. 

Bei der Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer 
ſchon beftehenden Straße, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandenen, 
bis jet unbebauten Straßen und Straßenteilen ijt der Aufwand: 

1. für die Erwerbung des zur Straße nötigen Geländes, 

2. für die den Bedürfnifien des Verkehrs entjprechende erfte Ein- 
richtung der Straße mitteljt Ueberfahrung der Fahrbahn mit Kies 
und Pflaſterung der Goſſen von den an die Straße grenzenden 
Grundbefigern nad) Maßgabe der in 8 3 getroffenen Beftimmungen 
zu tragen bezw. zu erjegen, ſobald auf ihren betreffenden Grund— 
jtüden neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu 
jtehen kommen, oder ihren Ausgang nad) der neuen Straße erhalten. 
Zu dieſen Verpflichtungen fünnen die an eine Straßenfeite an- 

grenzenden Eigentümer nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite, 
und wenn diejelbe mehr als 16 Meter beträgt, nicht für mehr als 
8 Meter herangezogen werden. 

Bei Edbauplägen ift obige Entjchädigung für beide Seiten des 
an die beiden Straßen grenzenden Grundjtüds von dem betr. Eigen- 
tümer zu fragen. 


8 2. 

Die Koften der in $ 1 nicht ausdrücklich angeführten Arbeiten, 
welche zu einer ordnungsmäßigen Herjtellung des Straßenförpers, einer 
den Bedürfniffen des Verkehrs entiprechenden Einrichtung der Fahrbahn 
und Heritellung der Fußjteige weiter erforderlich find, werden von der 
Gemeinde allein getragen. 

Die nad) $ 1 der Gemeinde zu erjeßenden Koſten werden wie 
folgt feſtgeſetzt: 

a) Für den Quadratmeter Straßengelände 1 Marf, 

b) für den Quadratmeter Goſſenpflaſter 4 Marf, 

ce) für Ueberfahrung der Fahrbahn mit Kies für den Quadratmeter 
20 Pfennig. 


UI 


84. 

Den angrenzenden Grundbeſitzern kann die Erlaubnis zur Er— 
richtung von Gebäuden an einer neu anzulegenden oder bereits er— 
öffneten Straße verſagt werden, ſolange ſie nicht die Zahlung der nach 
Obigem zu tragenden Koſten geleiſtet oder die von dem Gemeinderat 
zu beſtimmende Kaution geſtellt haben. 


8 5. 
Die den Grumdbejigern in Gemäßheit des Art. 21 der allge- 
meinen Bauordnung und diejes Ortsbauftatuts obliegenden Leif 
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unterliegen der Beitreibung im Verwaltungsweg in Gemäßheit des Ge— 
ſetzes vom 30. September 1893 und der Verordnung vom 7. März 1894. 
86. 
Vorſtehende Beſtimmungen treten mit dem Tage ihrer Veröffent— 
lichung im Kreisblatt in Kraft. 
Hofheim, den 14. April 1904. 
Sroßherzogliche Ei Hofheim. 
Bad. 


Baupolizet-Orpnung für Die Gemeinde Jugenheim. 

Auf Grund des Art. 2 des Gefeges vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der SS 6 und 8 der Verordnung 
vom 1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen Bauordnung 
betreffend, wird nad) Anhörung des Gemeinderat? und der Großh. 
Bürgermeifterei und nach Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes mit Ge— 
nehmigung des Großherzoglichen Minifteriumg des Innern vom 3. August 
1900 zu Nr. M. d. J. 21682 für die Gemeinde Jugenheim verordnet 
wie folgt: 

Zu Art. 28 der allgemeinen Bauordnung. 
81. 

Zur Erridtung von Baur und QTünchergerüften oder Bauzäunen 
an öffentlichen Straßen und Pläben bedarf es der Genehmigung der 
Großh. Bürgermeifterei und des Straßeneigentümers. 

Die Gerüjte 2c. find feſt, ficher und jo aufzuführen, daß Unglüds- 
fälle tunlichſt verhütet und öffentliche Einrichtungen wie Brunnen, Kanäle, 
Ninnfteine, Laternen uw. gehörig geichüßt werden. Das Pflafter der 
Fahrbahnen und die Trottoirbefejtiguugen dürfen durch die Gerüfte nicht 
leiden. Das Eingraben der Rüſtſtangen ift verboten, diejelben müſſen 
vielmehr auf Schwellen gejtellt werden, welche nicht mehr als 20 cm 
über die äußeren Stangen nad) der Straße Hin vorragen dürfen. Wird 
ausnahmsweiſe das Eingraben zugejtanden, jo gejchieht die nötige Wieder- 
herjtellung auf Koften der Hauseigentümer durd) die Gemeinde. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
S 2. 

Ber Errichtung von Gebäuden an üffentlichen Straßen und Plätzen 
wird ein Borjpringen vor die Straßenfluchtlinie in folgenden Fällen 
geltattet: 

a) Fundamentmauern in der Erde und Sodel dürfen bis zu 0,25 m 

vor die Straßenfluchtlinie voripringen. 

b) Architeftonische Berzierungen, Fenitergewandungen, Verdachungen 
und Gejimje dürfen erit auf eine Höhe von 2,2 m von dem 
Straßenniveau ab und in feiner größeren Ausladung al® 0,45 m 
in den Luftraum der Straße bineinragen, bei geringerer Höhe 
wird die zufällige Ausladung auf höchitens 0,15 m bejchränft. 
Balkone und gut abgewäſſerte Wetterdächer dürfen den Luftraum 
einer mindeftens 10 m breiten Straße mur dann in Anjpruch 
nehmen, wenn diefelbe mit ihrer Unterfante mindeitens 3 m über 


c 


— 


— 
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dem Straßenniveau liegen, die Breite der Fußſteige nicht über— 
ſchreiten und mindeſtens 3 m wagrechten Abſtand von der Nach— 
bargrenze erhalten. 

Waren und Ausſtellkäſten, welche in die Baufluchtlinie hineinragen, 
dürfen ohne polizeiliche Genehmigung nicht angelegt werden. 
Dauernd befeſtigte derartige Anlagen ſind überhaupt nicht ſtatthaft. 
Das Anbringen von auf die Straßenfluchtlinie vorſpringenden 
Haken und ähnliche Vorrichtungen zum Aushängen von Fleiſch, 
Waren und dergl. iſt verboten. Mit der Außenwand parallel 
laufende Firmenſchilder dürfen mit polizeilicher Genehmigung nur 
angebracht werden, wenn ihre Ausladung in die Straßenflucht- 
(inte nicht mehr als 0,25 m beträgt. Ebenjo dürfen in Die 
Straßenfluchtlinie vorjpringende Firmenſchilder nur mit polizeilicher 
Genehmigung und im einer Höhe von 3 m über dem Straßen- 
niveau und nicht über Trottoirbreite neu gejtattet werden. 
Marquiſen müſſen jo befeftigt jein, daß ihr tiefjter Punkt mindeſtens 
2,25 m über dem Straßenniveau liegt. 

In derjelben Höhe fünnen Blumenkaſten, wenn fte in die Straße 
vorjpringen, jedoch nur unter der weiteren Bedingung angebracht werden, 
daß ſie waſſerdicht bejchaffen find, alſo durch Abfliegen von Waſſer 
Niemand beläftigen fünnen. 


= 


e 


— 
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Kellerfenſterläden nach der Straße zu dürfen weder ſeitlich an— 
geſchlagen werden, noch den Verkehr auf der Straße hindern. Fuß— 
abkratzer in der Straßenlinie müſſen in den Trittſtufen der Treppen 
oder in den Fußſteig ſo eingelaſſen werden, daß ſie mit demſelben in 
eine Ebene zu liegen kommen. 

84. 

Nach der Straße aufſchlagende Fenſter und Läden dürfen nur in 
einer Höhe von mindeſtens 2,25 m von ihrer Unterkante an gerechnet 
über der Straßenebene angebracht werden. Türen und Tore dürfen 
ih nicht in die Straße öffnen. Anlagen, die diejer Vorſchrift nicht 
entjprechen, miüjjen, wenn dies von der VBerwaltungsbehörde im üffent- 
lihen Intereſſe augeordnet wird, innerhalb einer bejtimmten Friſt ent- 
fernt bezw. vorjchriftsmähig umgeändert werden. 

8 5. 

Treppen und Sellereingänge, welche über die Straßenfluchtlinie 
voripringen, müſſen desgleichen, wenn dies das öffentliche Intereſſe er: 
beiicht, innerhalb einer von der Ortspolizeibehörde zu beitimmenden Friſt 
entfernt bezw. vorichriftsmäßig ummgeändert werden. 

Dermalen vorhandene in der Straße liegende Ktellereingänge mit 
Falltüren müſſen, jo lange ihre Bejeitigung nicht verlangt wird, mit 
Eiſen von hinreichender Stärfe in einer Ebene mit dem Fußſteig liegend be 
det werden. In die Fußſteige voripringende VBergitterungen ſind verboten, 

ip 






N . 
Fällt die Baufluchtlinie mit der Straßenfluchtlinie nicht zuſam 
jo iſt die Anlage von Terrajien, bededten Eingängen, Yauben 
3 
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Gartenhäujern vor die Baufluchtlinie zu geftatten, injofern ſolche in 
Verbindung mit dem Hauptgebäude feinen Mißſtand bilden. Die 
Straßenfluchtlinie ift unter allen Umständen einzuhalten. Die Erlaubnis 
zu ſolchen Vorbauten iſt jedoch nur als eine jederzeit widerrufliche zu 
erteilen und fann aus derjelben vom Bauherrn für fich und feine Rechts— 
nachfolger fein Anſpruch auf Kojten oder Schadenerjaß für den Fall 
hergeleitet werden, daß die Bejeitigung jolcher Vorbauten im öffentlichen 
Intereſſe, aljo 3. B. zu Straßenverbreiterungszweden u. ſ. f. jpäter ver: 
langt wird. 
Zu Art. 32 der allgemeinen Bauordnung. 
7. 

Das von den Dächern, Balkonen oder jonjtwie nad) der Straße 
und öffentlichen Plätzen abfließende Wafjer ijt mittelft Dachrinnen und 
Ablaufröhren bis zur Erde und von da in gepflafterten Rinnen oder 
bei erhöhten Fußſteigen mittelft eifernen Rinnen in die Straßengofie zu 
führen. Alle dieje Teile jind ftetS in gutem Zujtande zu erhalten; ihre 
Anlage erfolgt nach bejonderen von Großh. Bürgermeijterei zu erlafjen- 
den Beitimmungen. Bei Anlagen an öffentlichen, im Eigentum des 
Kreijes stehenden Straßen erfolgt jolches nah Weifung des Großh. 
Kreisamts. 

S 8. 

Ueberdedte Rinnen, jowie Ueberbrüdungen von Straßengoffjen 
müjjen in der Straßenebene Liegen. Diejelben fünnen nur gegen be- 
jonderen Nevers gejtattet werden umd find von dem Anlieger auf eigene 
Koſten nach näherer Angabe herzustellen und jederzeit in gutem Zuftand 
zu erhalten. 

Ss 9. 

Für die Ableitung des Negenwafjers aus den Hofreiten, ſowie 
des Abfallwafjers, d. i. des gewöhnlichen Küchenwaſſers, Schwenkwaſſers, 
Badewaſſers, Waſchküchenwaſſers ꝛc. in die Straßenrinnen, find auf 
Koiten des Beſitzers ſolche Einrichtungen zu treffen, daß das Waſſer 
feinen richtigen Abflug findet und daran nicht gehindert wird. 

Sollten für die Folge zur Entwäfjerung einzelner Straßen und 
Baugquartiere durch die Gemeinde bejondere Straßenfanäle angelegt 
werden, jo fann diejelbe die angrenzenden Hausbefiger anhalten, Küchen— 
ausgüſſe und ſonſtiges Abfallwafjer aus ihren Hofreiten auf eigene 
Koſten nach näherer Weiſung in dieſe Kanäle einzuleiten. 

Für die Abführung der Abwaſſer aus gewerblichen Anlagen können 
im einzelnen Fall beiondere Freisamtlich zu genehmigende VBorjchriften 
gegeben werden. 

S 10. 

Feſte Stoffe, wie Küchenabfälle, Kehricht, Schutt, Sand, Schlamm 
u. d. m., menschliche und tierische Abgangsftoffe dürfen nicht nach den 
Rinnen bezw. Straßenfanälen abgeführt, jondern dürfen nur in waſſer— 
dichte Gruben, welche entiprechend Abſ. 2 des 8 13 des Drtöbauftatuts 
gebaut jein müſſen, geleitet werden. 
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Zu Urt. 33 der allgemeinen Bauordnung. 
8: 21: 

Ausgüſſe aus Küchen, Brennereien, Brauereien u. j. w. an der 
gegen Straßen und öffentliche Pläte gerichteten Seite von Gebäuden 
find verboten und müſſen, falls fie an der Nebenjeite von Gebäuden 
angebradjt und von der Straße aus jichtbar find, oder die Nähe der 
Straße dies ſonſt erforderlihd macht, vorbehältlih der Anwendbarkeit 
von 5 9 Abi. 2 Ddiejer Baupolizei- Ordnung mit bis auf den Boden 
gehenden Röhren verjehen werden. 

Diejen Vorſchriften widerjprechende Anlagen find, wenn es das 
öffentliche Intereſſe erheifcht, binnen einer von der Drtspolizeibehörde 
zu bejtimmenden Friſt zu bejeitigen bezw. jachgemäß umzuändern. 

Zu Art. 35 der allgemeinen Bauordnung. 
& 12. 

Winkel und Reule müfjen gegen die Straße abgejchlojjen werden, 
wenn der Zugang nur von der Straße aus möglich ift, durch eine in 
der Regel verjchlofien zu haltende Türe, andernfalls durch eine mindeftens 
2 m hohe Mauer, die in Material, Bewurf und Tünch mit dem zu- 
gehörigen Gebäude übereinftimmt. 


Zu Art. 36 der allgemeinen Bauordnung. 
8 13 


S . 

Vorhandene, an Straßen oder öffentlichen Plätzen gelegene Dünger— 
ftätten, Jauchenbehälter, Pfuhlgruben, Lagerpläge fir Abfälle, Kehricht 
und dergl. find in ordnungsmäßiger Weile zu verdeden und nad) der 
Straße mit einer mindeftens 1,7 m hohen Mauer, weldye in ent- 
Iprechender Form herzuftellen ift, abzufchließen. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 14. 

Zur Anlegung eines Stalles oder eines Gebäudes, welches zur 
Aufbervahrung von Gegenjtänden bejtimmt ift, deren Zerjegung oder 
Ausdünjtung dem Mauerwerk nachteilig fein kann, an einer gemeinjchaft- 
lichen oder an einer dem Nachbar ausjchlieglich gehörenden Mauer ijt die 
Einwilligung des Eigentümers der leßteren erforderlih. Ohne dieje 
Einwilligung muß das betr. Gebäude durch eine befondere Mauer von 
der benachbarten Mauer getrennt und außerdem ein Abjtand zwijchen 
beiden Mauern gelafjen werden wie ihn die Volizeibehörde im einzelnen 
Falle für nötig eradıtet. 

Ss 15. 

Neuanzulegende Abtritts:, Dinger: und Bfuhlgruben müjjen voll- 
fommen wajjerdicht hergeftellt und mindeftens in einem Abftand von 
einem Meter von der Grenze des Nachbars entfernt errichtet werden. 
Ausnahmen fönnen bei beichränften Raumverhältniſſen von der Polizei- 
verwaltungsbehörde zugelafien werden. 

8S 16. 

Berfehlungen gegen vorjtehende Baupolizei- Ordnung, jomie 

Beitimmungen der SS 9, 12, 13, 14, 17 und 23 des Ortsbauft 


3% 
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werden. Ausnahmen hiervon find nur bei äußerſter Raumbejchränfung 
und unter der Bedingung zuläjlig, dab derartige Nebengebäude mit dem 
Hauptgebäude in harmonische Verbindung gebracht werden oder für ſich 
das Anjehen eines Wohngebäudes erhalten, jedenfalls aber das Anfehen 
der Straße nicht beeinträchtigen. 

9. 

Gebäude oder Räume, in denen mit läjtigem Geräujch verbundene 
Gewerbe betrieben werden, oder in denen beläftigender Rauch, Dampf 
und übelriechende Luft erzeugt wird, dürfen feine Deffnungen nad) der 
Straße haben. Xiegen jolche Räume hinter der Baufluchtlinte, jo muß 
die Entfernung der Deffnungen von dieſer mindeftend 10 m betragen. 

Gebäude oder Räume vorerwähnter Art dürfen überhaupt an 
ſolchen Straßen, die den Charakter von Billenitraßen tragen oder in 
ihrer Anlage nad illenviertel zu bilden beftimmt find, nicht errichtet 
oder eingerichtet werden. 

$ 10. 

Die dem 8 16 der deutjchen Gewerbeordnung unterliegenden An— 
lagen rollen in der Regel auf das weitlich gelegene Gelände der Neben- 
bahn bejchränft bleiben. 

Ausnahmen können zum Zweck der Vergrößerung bejtehender An— 
lagen Ddiejer Art gejtattet werden. 

Bu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
s 11. 

Das Zurückſetzen der Gebäude hinter die genehmigte Bauflucht- 
linie fann ausnahmsweije mit Genehmigung des Ortsvorjtandes gejtattet 
werden, wenn der Bauherr, welcher das Gebäude hinter die Bauflucht- 
linie zurücklegen will, jich verpflichtet: 

a) alles zwijchen der Straßenfluchtlinie und der zurücdverlegten Baus 
fluchtlinie befindliche Land mit Gartenanlagen oder jonjt nicht m 
jtändigen Anlagen zu verjehen und wie die Vorgärten (8 12) 
abzuschließen und 

b) die zurücverlegte Bauflucht parallel der genehmigten Bauflucht- 
linie zu legen. 

8 12. 

Das zwiichen der Straßenfluchtlinie und der im Ortsbauplan feſt— 
gejegten bezw. im einzelnen Falle nach $ 11 des Statutes zurüdverlegten 
Baufluchtlinie liegende Gelände ijt, vorbehältlich einer nah 8 6 der 
Baupolizei-Ordnung zulälfigen baulichen Verwendung, al® Vorgarten 
anzırlegen, als jolcher ordnungsgemäß zu unterhalten und mitteljt metallener 
Gitter, welche ın die Straßenbaufluchtlinie einzurüden find, nad) der 
Straße hin abzuschließen. Diejer Gitterabichluß kann auf höchſtens 
0,755 m hohem maſſivem Sodel errichtet werden und ift mit Delfarbe 
anzuftreichen. Abweichungen von legterer Vorjchrift, insbejondere durch 
Anbringung majjiver Mauerteile fünnen aus bejonderen Gründen von 
der Rolizeiverwaltungsbehörde gejtattet werden. 

Scheidemauern und nicht durchbrochene Wände im VBorgartenland 
dürfen die Höhe von 1,80 m nicht überjteigen. 
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auch nicht an ein jchon erbautes Haus in der umeröffneten Straße an- 
Ihließt, jedoch nach Ddiejer Straße jeinen Ausgang erhalten joll, jo 
fann dies mit Genehmigung des Ortsvorjtandes gejtattet werden. 


S 5. 

In den Fällen der SS 3 und 4 find alle Borfehrungen zur Fahr: 
und Gangbarmahung, Abwäſſerung und Beleuchtung der Straße von 
dem Bauenden auf feine Koften zu bewirken. 

Zu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 


8 6. 

Bei der Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer 
ihon bejtehenden Straße jowie bei dem Anbau an jchon vorhandenen, 
bisher unbebauten Straßen und Straßenteilen haben die an die Straßen 
angrenzenden Grundbejiger unter den VBorausiegungen und innerhalb 
der Grenzen des Art. 21 der allgemeinen Bauordnung denjenigen Teil 
der von der Gemeinde für Ankauf des nötigen Straßengeländes aufge- 
wandten Kojten zu erjegen, welcher folgende Beträge iüberfteigt: in der 
Bahnhofftraße und der fortzujegenden Darmſtädterſtraße 1,50 ME., in 
allen übrigen Straßenteilen 50 Pig. für den qm. 

Ausf. BD. 3. U. B.O. 8 37 Ab. 2. 


Wenn Trottoird in bereits hergeftellten und eröffneten Straßen 
neu angelegt oder erneuert, bezw. jeither nur gepflafterte oder befiejte 
Fußwege in erhöhte Trottoirs umgewandelt werden, müfjen die Koften 
wie folgt getragen werden: 

l. Die Gemeinde übernimmt ein Drittel derjelben; 

2. Die übrigen Koften tragen die angrenzenden Eigentümer der 
Grundjtüde im Verhältnis der Länge ihrer Straßenfront; 

3. Die Heritellung von Vorrichtungen zur Ableitung des Waſſers von 
den anliegenden Grundjtüden in die beitehenden Straßenrinnen 
oder Kanäle tragen die Eigentümer der Grundftüce jelbit. 

Ob und wie weit Trottoirs in jolchen Straßen hergeitellt werden 
jollen, fowie die Art der Herjtellung derjelben und der Wafjerabführung 
wird durch den Ortsvorſtand für die einzelnen Straßen bejonders bejtimmt. 

Das Pflajtern, Ajphaltieren, Zementieren ꝛc. derjenigen Trottoirs, 
deren Wandſteine bereits geſetzt find, die aber bisher nur mit Kies 
dinterfüllt waren, ijt als Neuanlagen von Trottoirs zu betrachten, deren 
Koiten den Anliegern gemäß Abi. 1 Ziffer 2 zu tragen obliegt 
_ „Die vorftehenden Bejtimmungen gelten auch für nen anzulegende 
Straßen mit der Maßgabe, daß der Gemeindevorjtand den Zeitpunkt 
der Herjtellung zu bejtimmen hat und zwar ohne Rückſicht darauf, ob 
die angrenzenden Grundftüce ſchon bebaut find oder nicht, wenn nicht 
der Bebauung eines oder des andern derjelben wejentliche Hinderniſſe, 
worüber der Gemeinderat zu enticheiden hat, im Wege ftehen foll. 

Zu Urt. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
88. 

Stallungen, Scheunen, Remiſen, Waſchküchen, Abtritte und ähnliche 

Nebengebäude dürfen nicht an öffentliche Straßen und Plätze geſtellt 
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t, wenn Ne 45 cm bezw. 1!e Stein jtarf bei 


ee aufgeführt find. 
zur beitchende Gebäude jind nur dann zus 


“more noch ohne Anblendung an bejtehenden 


” . Tinten. 
+ Trrsvoritandes fann auch das oberite Stock— 
iengebaudes in gefälliger Holzkonjtruftion 


s 16. 
ne Feuerung, einſtöckige Schuppen und Lager— 
> 0 Fachwerksbau, Aborte jowie Ställe für 
>osoau zuläffig, inſoweit nicht nad) Art. 45 
—  adrewerte Vorſchriften fich ergeben. 

x 17. 

Kern der Vorder-, Hinter: und Nebengebäude 

am Steine (Backſteine) verwendet werden. 
Lehm-, Tuff: 


Der Zement hergeftellt jein. 
vw wur zur Ausmauerung innerer Fachwände 


* 
= 


e. 


x 18. 

\ .erungen zu vorübergehender Benugung 
— werden, wenn fie mindejten® 4 m von der 
> ei anderen Gebäuden entfernt ftehen. 
>. allgemeinen Bauordnung. 

x 19. 
vr, Alsbacher-, Bahnhof-, Darmitädter-, 
Billen- und Bwingenbergerftraße follen 
sen um 8 21 nur Gebäude errichtet werden, 
_ mverfe hoch find, und foweit es fih um 
or willenähnlichen Gharafter haben. Nach 

Ss konnen Ausnahmen hiervon von dem 


rt zugelallen werden. 
Ss 20 a 
Straßen fünnen einjtödige Gebäude ſowie 


u mot in Ihrem Aeußeren nicht mißſtändig 


% N \ 
2.21. 
N eo be binter die normale Baufluchtlinie zu 
auch in dem im S 19 erwähnten Orts- 
wenn Ne ſonſt in ihrem Aeußeren nicht 


ur N ‘ 
> vn Soöckel an bis zur Dachgeiimsoberfante 


Ge 5 

Sn — 
“nr sd dauptreparaturen iſt auf eine gefällige 
ui. von der Straße aus ſichtbaren Faſſaden 


—E 
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8:29, 

Alle an der Straße jtehenden und von Dderjelben aus Jichtbaren 
neuen Gebäude: und Mauereinfriedigungen ſind jpätejtens nad) Ablauf 
von drei Jahren vom Zeitpunkt ihrer Eindedung beziedungsweile Auf: 
führung im Rohbau ab mit VBerpuß und Anftrich zu verjehen, falls die 
Umfaſſungswände nicht aus jauber behauenen Steinen oder Blendbad- 
fteinen bejtehen. 

Yelterere Gebäude jind im Verpug und Anſtrich ftets in jolchem 
Zuftand zu erhalten, daß deren Ausjehen nicht mißſtändig erjcheint. 

Für deren Anſtrich dürfen feine blendenden Farben verwendet 
werden. 

S 24. 

Vorjtehendes Statut tritt mit dem Tage jeiner Berdffentlichung 
im Streisblatt in Wirkfamteit. 

Jugenheim, den 10. Auguſt 1900. 

Großherzogliche Bürgermeijterei Jugenheim. 
Loos. 


Ortsbauſtatut für Die Gemeinde Lindenfels. 
(Veröffentlicht in Nr. 62 des „Bergſträßer Anzeigebl.“ vom 28. Mat 1904.) 
Auf Grund des Artikel 2 des Geſetzes vom 30. April 1881 betr. 
die Allgemeine Bauordnung und der 88 3, 5, 7 u. 9 der Berordnung 
vom 1. Februar 1882 beir. die Ausführung der allgemeinen Bauordnung 
it durch Beichluß des Gemeinderats vom 27. Februar 1902 nach An- 
hörung des Großh. Bürgermeiiters, ſowie des Kreisausichufjes und mit 
Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 9. April 1904 zu 
Nr. M. d. 3. 1628 nachſtehendes DOrtsbauftatut erlaffen worden. 
Bu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 


Sind zur Schliegung eines Gemeindewegs Grundftüde jeitens der 
Gemeinde auf dem Wege der Enteignung erworben worden, jo werden die- 
jelben an die unmittelbar angrenzenden Grundbefiger in Eigentum ab- 
getreten, wenn dies Die Anlieger innerhalb zweier Deonate nad) ergangenem 
Enteignungsausſpruch bei Großh. Bürgermeifterei verlangen und fir das 
an ſie abzutretende Gelände der Gemeinde die durch die Erwerbung Der 
Grundſtücke entjtandenen Koften zurüdzahlen. 

Gleichzeitig haben die Anlieger auf Verlangen der Gemeinde den 
gejchloffenen Gemeindeweg nad) dem Durchjchnittspreis des in Mb 
erwähnten Geſamt-Geländes zu übernehmen. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
8 2, 

In den noch nicht eröffneten und fertig hergeſtellten Str 
dürfen Gebäude, die nach diejen Straßen ihren Ausgang haben, mm 
den Straßenenden, welche fih an jchon eröffnete Straßen anſchließ 
oder im Anjchluß an ſchon beitehende Häufer errichtet werden 

8 3. 
Soll in einer uneröffneten und noch nicht fertig bergejtellten 
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Straße ein Gebäude errichtet werden, welches nicht Edhaus an einer 
ihon eröffneten Straße wird und ſich auch nicht an ein jchon erbautes 
Haus in der uneröffneten Straße anjchließt, jedod) nach diefer Straße 
jeinen Ausgang erhalten joll, jo fann dies mit Genehmigung des Orts— 
vorſtandes gejtattet werden. 

84. 

In den Fällen der SS 2 und 3 find alle Vorkehrungen zur Fahr— 
und Gangbarmadhjung, Entwäljerung und Beleuchtung der Straße von 
dem PBanenden auf jeine Kojten zu bewirken. 

Bu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8 5. 

Bei der Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer 
ſchon beftehenden Straße jowie bei dem Anbau an ſchon vorhandenen, 
bisher unbebauten Straßen und Straßenteilen haben die an die Straße 
angrenzenden Grundbefiger unter den WBorausjegungen und innerhalb 
der Grenzen des Art. 21 der allgemeinen Bauordnung denjenigen Teil 
der von der Gemeinde für Ankauf des nötigen Straßengeländes aufge- 
wandten Kojten zu erjeßen, welcher den Betrag von 1Mk. für den qm 
überjteigt. 

Ausf. Ber. -DOrdng. 3. allg. Bau— Ordnung $ 37 Abſ. 2. 
S 6 


Menn Fußſteige in bereits hergeftellten und eröffneten Straßen 
neu angelegt oder erneuert, bezw. feither nur gepflajterte oder befiejte 
Fußwege in erhöhte Fußfteige umgewandelt werden, müſſen die Kojten 
wie folgt getragen werden: 

1. Die Gemeinde übernimmt ein Drittel derjelben. 
2. Die übrigen Koften tragen die angrenzenden Eigentümer der Grund» 
ftüde im Berhältnis der Länge ihrer Straßenfront. 

Db und wieweit Fußſteige in jolchen Straßen hergeitellt werden 
jollen, fowie die Art der Heritellung derjelben wird durch den Orts: 
vorjtand für die einzelnen Straßen bejonders bejtimmt. 

Das Pilaftern, Aiphaltieren, Zementieren 2c. derjenigen Fußſteige, 
deren Wandſteine bereits geſetzt ſind, die aber bisher nur mit Kies 
hinterfüllt waren, iſt als Neuanlage von Fußſteigen zu betrachten, deren 
Koſten den Anliegern gemäß Abſ. 1 Ziff. 2 zu tragen obliegt. 

Die vorstehenden Beitimmungen gelten auch für neu anzulegende 
Straßen mit der Maßgabe, dat der Gemeindevorjtand den Zeitpunkt 
der Herftellung zu beftimmen hat und zwar ohne Räückſicht darauf, ob 
die angrenzenden Grundſtücke ſchon bebaut find, oder nicht, wenn nicht 
der Bebauung eines oder des andern derjelben wejentliche Hinderniſſe, 
worüber der Genteinderat zu enticheiden hat, im Wege ftehen jollten. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 7. 

Die Erbauung von Stallungen, Scheunen, Remiſen, Waſchküchen 
und ähnlichen Nebengebäuden an öffentlichen Straßen und Plägen iſt 
nur unter der Bedingung zuläffig, day derartige Nebengebäude mit dem 
Hauptgebäude in Harmonische Verbindung gebracht werden, oder für fich 
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das Ausſehen eine? Wohngebäudes erhalten, jedenfalls aber das An- 
jehen der Straße nicht beeinträchtigen 
8 


Gebäude oder Räume, in denen mit läjtigem Geräufch verbundene 
Gewerbe betrieben werden, oder in denen beläftigender Rauch, Dampf 
und übelriechende Quft erzeugt wird, dürfen feine Deffnungen nad) der 
Straße haben. Liegen folche Räume Hinter der Baufluchtlinie, jo muß 
die Entfernung der Deffnungen von diefer mindeitend 10 m betragen. 
Ausnahmen fünnen zum Zwede der Vergrößerung bejtehender Anlagen 
diefer Art gejtattet werden. 

Zu Urt. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
89. 

Das Zurücjegen der Gebäude Hinter die genehmigte Baufluchtlinie 
fann ausnahmsweiſe mit Genehmigung des Drtsvorftandes geſtattet 
werden, wenn der Bauherr, welcher das Gebäude hinter die Bauflucht: 
linie zurüdlegen will, ſich verpflichtet: 

a) alles zwiſchen der Straßenfluchtlinie und der zurüdverlegten 
Baufluchtlinie befindlichen Land» mit Gartenanlagen oder ſonſt nicht 
mißjtändigen Anlagen zu verjehen und wie die Vorgärten ($ 11) 
abzujchließen. 

b) Die zurüdverlegte Bauflucht in der Regel parallel zur ge- 
nehmigten Baufluchtlinie anzunehmen. 

Zu Urt. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 10. 

Jedes bebaute Grundjtüd muß mindejtens einen Abiritt haben, 
der wenn irgend möglich, an einer Außenwand liegen, jedenfalls aber eine 
ing Freie führende mindejtens 0,5 qm große Fenfteröffnung haben foll 
und von der Straße aus gejehen nicht in mißjtändiger Weiſe zur Er- 
iheinung fommen darf. Die Abortgrube ift mit gutem, dauerhaften 
Mauerwerk in Zementmörtel zu umgeben, zu überwölben, der Boden 
mit doppelter Badijteinlage, über Kreuz in Zementmörtel verlegt, zu 
plätten und die Innenwandungen mit Bementmörtel waflerdicht zu 
tünchen. Die Entleerungsöffnung muß mindejtens 62 auf 62 cm groß 
und mit gußeijernem im dicht jchließende Falze eingreifendem Dedel 
abgededt fein. Wbortgrube und Abort follen ventiliert fein. Zur Ben- 
tilation fann das Abtrittsrohr dienen, wenn deſſen untere Deffnung nie- 
mals durch den Grubeninhalt verichlojjen wird. Diejes oder ein be 
ſonderes Bentilationsrohr von der Weite des Abtrittsrohres muß über 
Dach geführt werden. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
ER, 

Bei allen Neubauten und Hauptreparaturen iſt auf eine gefällige 
architektonische Ausführung der von der Straße aus fichtbaren Faſſaden 
Rückſicht zu nehmen. 

s 12. 

Alle an einer Straße jtehenden und von derjelben aus Jichth 

neuen Gebäude und Mauereinfriedigungen find ſpäteſtens nad V 
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Dt drei Jahren, vom Zeitpunkt ihrer Eindedung beziehungsweile Auf: 
führung im Rohbau ab, mit VBerpuß, Fugenbeſtrich oder Ausfugung zu 
verjehen, je nachdem das Mauerwerk aus gewöhnlichen Ziegeln, Brud)- 
jteinen oder Verblendbaditeinen bejteht. Ebenjo find alle Holzteile in 
gleicher Friit anzuftreichen. Aeltere Gebäude find im VBerpuß und An— 
strich jtetS in jolhem Zuſtand zu erhalten, daß deren Ausſehen nicht 
mißftändig erjcheint. Zum Anftrich dürfen feine blendenden Farben ver- 
wendet werden. 

878, 

Eine vom Ortsvorſtand zu wählende Orts-Bau-Kommiſſion, welche 
aus drei Mitgliedern zu bejtehen hat, und in welcher der Bürgermeiiter 
oder deſſen Stellvertreter den Borfig führt, joll jtetsS den Befolg des 
Drtsbauftatuts und der Baupolizeiordnung bejonders überwachen. 


Lindenfels, den 19. Mai 1904. 
Großh. Bürgermeifterei Lindenfels. 
Schnellbäder. 


Baupolizei⸗Ordnung für die Gemeinde Lindenfels. 

Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der SS 3, 4, 6, 8 und 9 der 
Verordnung vom 1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen 
Bauordnung betreffend, wird nach Anhörung des Gemeinderats und 
der Großh. Bürgermeilterei und nad) Zuftimmung des Kreisausjchufies 
mit Genehmigung des Großh. Minijteriums des Innern vom 9. April 
1904 zu Nr. M. d. 3. 1628 für die Gemeinde Lindenfeld verordnet, 
was folgt: 

Zu Art. 23 der allgemeinen Bauordnung. 
1. 

Zur Errichtung von Bau- und QTünchergerüften oder Bauzäunen 
an öffentlichen Straßen und Plätzen bedarf es der Genehmigung Großh. 
Bürgermeifterei und des Straßeneigentümers. 

Die Gerüste find feſt, ſicher und jo aufzuführen, daß Unglüdsfälle 
tunlichit verhütet und öffentliche Einrichtungen, wie Brunnen, Kanäle, 
Ninnjteine, Laternen ujw. gehörig geihügt werden. Das Pflafter der 
Fahrbahnen und die Fußjteigbefeftigungen dürfen durch die Gerüfte 
nicht leiden. Das Eingraben der Nüjtitangen iſt verboten, Diejelben 
müſſen vielmehr auf Schwellen gejtellt werden, welche nicht mehr als 
20 em über die äußeren Stangen nad) der Straße hin vorragen dürfen. 
Wird ausnahmsweiſe das Eingraben zugeftanden, jo geichieht die nötige 
Wiederherftellung auf Koften der Hauseigentümer durch) die Gemeinde. 


Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 


$ 2. 


Bei Errichtung von Gebäuden an öffentlichen Straßen und Pläßen 
wird ein VBorjpringen vor die Straßenfluchtlinie in folgenden Fällen 
geitattet : 
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a) Fundamentmauern in der Erde dürfen bis 25 cm, das Sodel- 
mauerwerf über der Erde bis zu 8 cm vor die Straßenfluchtlinte 
vorjpringen. 

) Architeftonische Verzierungen, Fenfterumrahmungen, Vordachungen 

und Gefimje dürfen bei Straßen unter 5 m Breite erjt auf eine 

Höhe von 3,50 m, bei Straßen von 5 und mehr Meter Breite 

auf eine Höhe von 2 m vom Straßenniveau ab und in feiner 

größeren Ausladung als 40 cm in den Luftraum der Straße 
hineinragen, bei geringerer Höhe wird die zuläjlige Ausladung 
auf höchſtens 5 cm beſchränkt. 

Balkone und gut abgewäfjerte Wetterdächer dürfen den Luftraum 

einer Straße nur dann in Anjpruch nehmen, wenn diejelben mit 

ihrer Unterfante mindejtens 4 m über dem Straßenniveau liegen 
nicht mehr wie 1,50 m vorjpringen und, im Falle fie aus nicht 
feuerficherem Material bergeitellt jind, mindeiten® 3 m wagredhten 

Abjtand von der Nahbargrenze erhalten, andernfalls genügt ein 

das 1'/2 fache des Vorſprungs betragender Abjtand von der Nach— 

bargrenze. 

Waren und Ausjtellfäften dürfen in Straßen von weniger als 

10 m Breite, höchitens 15 em und in breiteren Straßen höchftens 

30 cm vor die Straßenfluchtlinie vorjtehen. 

Das Anbringen von auf die Straßenfluchtlinie vorjpringenden 

Hafen und ähnlichen Vorrichtungen zum Aushängen von Waren 

und dergl. iſt verboten. Mit der Außenwand parallel laufende 

Firmenſchilder dürfen mit polizeilicher Genehmigung nur ange- 

bracht werden, wenn ihre Ausladung in die Straßenfluchtlinie 

nicht mehr als 5 cm beträgt. Ebenjo dürfen in die Straßen- 

Huchtlinie vorjpringende Firmenjchilder nur mit polizeilicher Ge- 

nehmigung und in einer Höhe von 4 m über dem Straßenniveau 

und nicht über 1 m Länge meu gejtattet werden. 
f) Marquiſen müſſen jo befeitigt jein, daß ihr tiefiter Punkt minde- 
itend 2,25 m über dem Straßenniveau Liegt. 

In derjelben Höhe fünnen Blumenfajten, wenn fie in die Straße 
voripringen, jedoch nur unter der weiteren Bedingung angebracht werden, 
daß Sie wafjerdicht beichaffen iind, aljo durch Abfliegen von Wafjer 
Niemand beläftigen fünnen. 


= 


— 


c 


d 


— 


e 
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83. 

Kellerfenſterläden nach der Straße zu dürfen weder ſeitlich ange— 
ſchlagen werden, noch den Verkehr auf der Straße hindern. Fußabkratzer 
in der Straßenlinie müfjen in den Trittjtufen der Treppen oder in den 
Fußſteig fo eingelaffen werden, daß fie mit demjelben in eine Ebene zu — 
liegen fommen. 

84. 

Treppen und Kellereingänge, welche über die Straßenfluchtlin 
vorſpringen, müſſen, wenn dies das öffentliche Intereſſe erheiſcht, innei 
halb einer von der DOrtspolizeibehörde zu bejtimmenden Friſt entfernt 
bezw. vorschriftsmäßig umgeändert werden. 
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Dermalen vorhandene in der Straße liegende Kellereingänge mit 
Falltüren müſſen, jo lange ihre Bejeitigung nicht verlangt wird, mit 
Eijen von hinreichender Stärfe in einer Ebene mit dem Fußſteig liegend 
bededt werden. In die ‚zußiteige vorjpringende Vergitterungen sind 
verboten. 

S 5: 

‚Fällt die Baufluchtlinte mit * Straßenfluchtlinie nicht zuſammen, 
oder iſt das Zurückſetzen des Gebäudes hinter die Baufluchtlinie aus— 
nahmsweiſe gejtattet (vergl. $ 9 des Ortsbauſtatuts), jo iſt die Anlage 
von Terraſſen, bededten Eingängen, Yauben und Gartenhäufern vor die 
Baufluchtlinie zu gejtatten, imjofern jolche in Verbindung mit dem Haupt: 
gebäude feinen Mißſtand bilden. Die Straßenfluchtlinte tft unter allen 
Umftänden einzuhalten. Derartige Vorbauten dürfen nicht über die 
Hälfte der Vorgartentiefe, und beträgt diefe mehr al® 6 m, nicht über 
3 m vortreten. Den übrig bleibenden Teil der VBorgartentiefe kann die 
Gemeinde jederzeit zur Straßenverbreiterung beranziehen. 

Ss 6. 

Das zwijchen der Srraentuchtinie und der im Ortsbauplan feit- 
gejegten bezw. im einzelmen Falle nah) S 10 des Ortsbauftatuts zurüd- 
verlegten Baufluchtlinte liegende Gelände iſt mittelft nicht mißjtändiger 
Einfriedigungen aus Holz, Eifen oder Mauerwerk, welche in die Straßen: 
fluchtlinie einzurüden jind, nach der Straße hin abzuichliegen. Eiſerne 
oder hölzerne Gitterabjchlüffe fünnen auf einem bis zu 1 m hoben 
majfiven Sodel oder auch ohne einen jolchen errichtet werden und find 
mit Anftrich zu verjehen. 

Scheidemauern umd nicht durchbrochene Wände im Borgartenland 
dürfen die Höhe von 1,80 m nicht überjteigen. 

Zu Art 31 der allgemeinen Bauordnung. 
7 


An denjenigen, im dem genehmigten Ortsbauplan für Lindenfels 
vorgeiehenen beiderjeit3 angebauten oder anzubauenden Straßen, welde 
eine Breite von 8 m und darımter haben, darf die Höhe der Privat 
gebäude, von der Straßenoberflähe bis zur Dachtraufe gemejjen, 10 m 
nicht überjteigen. 

Im übrigen gelten die Beitimmungen in Abjaß 2 bis 4 des 
Art. 31 der Allg. Bauordnung. 

Zu Art. 32 der allgemeinen Bauordnung. 


Da3 von den Dächern, Balfonen oder jonftwie nach der Straße 
und öffentlichen Plätzen — Waſſer iſt mittelſt Dachrinnen und 
Ablaufröhren bis zur Erde und von da in gepflaſterten Rinnen 
bei erhöhten Fußſteigen mittelſt eiſernen Rinnen in die —* | 
zu führen. Alle dieſe Teile find itets in gutem Zujtandzuserhalten: 
ihre Anlage erfolgt nach beionderen von "rofl Bürge 
erlafjenden Beſtimmungen 

Bei Anlagen an öffentlichen, ım Eigentum ie 
Straßen erfolgt jolches nah Weiliung des Groß 
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89. 

Ueberdedte Rinnen, ſowie Ueberbrüdungen von Straßengojjen 
müſſen in der Straßenebene liegen. Diejelben fünnen nur gegen be- 
\onderen Revers geftattet werden und find von dem Anlieger auf eigene 
Kojten nad) näherer Angabe herzustellen und jederzeit in gutem Zujtand 
zu erhalten. 

8 10. 

Für die Ableitung des Regenwaſſers aus den Hofreiten, jowie des 
Abfallwafjers, d. i. des gewöhnlichen Küchenwaſſers, Schwenkwaſſers, 
Badewaſſers, Wajchfüchenwafjers x. in die Straßenrinnen find auf 
Kojten des Beligers ſolche Einrichtungen zu treffen, daß das Waſſer 
jeinen richtigen Abfluß findet und daran nicht gehindert wird. 

Sollten für die Folge zur Entwäljerung einzelner Straßen und 
Bauviertel durd) die Gemeinde bejondere Straßenfanäle angelegt werden, 
\o fann diejelbe die angrenzenden Hausbefiger anhalten, Küchenausgüſſe 
und ſonſtiges Abfallwaſſer aus ihren Hofreiten auf eigene Kojten nad) 
näherer Weiſung in diefe Kanäle einzuleiten. 

Für die Abführung der Abwafjer aus gewerblichen Anlage fünnen 
im einzelnen Fall bejondere Vorjchriften gegeben werden. Die Abführung 
von Küchen» und Abjallwaljer in Straßen, in denen wegen zu geringen 
Gefälles oder mangels genügender Einrichtungen Mißſtändigkeiten hervor- 
getreten oder zu befürchten find, fann von der Drtspolizeibehörde ver- 
boten werden. 

s1l. 


seite Stoffe, wie Küchenabfälle, Kehricht, Schutt, Sand, Schlamm 
u. dergl. m., menjchliche und tierische Abgangsstoffe dürfen nicht nad) 
den Rinnen bezw. Straßenfanälen abgeführt werden. 

Bu Art. 33 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 12. 

Ausgüffe aus Kirchen, Brennereien, Brauereien u.j.w. an der 
gegen Straßen und öffentliche Plätze gerichteten Seite von Gebäuden 
ind verboten und müſſen, falls fie an der Nebenjette von Gebäuden 
angebracht und von der Straße aus fichtbar ſind, oder die Nähe der 
Straße dies ſonſt erforderlich macht, vorbehältlidh der Anwendbarkeit 
von 8 9 Abi. 2 diejer Baupolizeiordnung, mit bis auf den Boden 
gehenden Röhren verjehen werden. 

Dieſen VBorjchriften widerjprechende Anlagen find, wenn es das 
öffentliche Intereſſe erheiicht, binnen einer von der Ortspolizeibehörde 
zu bejtimmenden Friſt zu bejeitigen bezw. jachgemäß umzuändern. 

Zu Art. 35 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 13. 
Winkel und Reule müſſen gegen die Straße abgejchloiien werden, 
der Zugang nur von der Straße aus möglich ift, durch eine im 
gel Bei, zu haltende Türe, andernfalls durch eine mindejteng 
Mauer, die in Material, Bewurf und Tünch mit Dem 
_ übereinftimmt. 
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Zu Urt. 36 der allgemeinen Bauordnung. 
8 14. 

Vorhandene, an Straßen oder öffentlichen Blägen gelegene Dünger- 
jtätten, Jauchenbehälter, Piuhlgruben, Lagerpläge für Abfälle, Kehricht 
und dergl. find in ordnungsmäßiger Weiſe zu verdeden und nach der 
Straße mit einer mindejtens 1,70 m hohen Mauer, welche in ent- 
jprechender Form herzujtellen iſt, abzuschließen. 

Zu Urt. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
S 15. 

Nenanzulegende Abtritts-, Dinger- und Pfuhlgruben müjjen voll- 

fommen wajjerdicht hergestellt werden. 
S 16. 

Zur Anlegung eines Stalle® oder eined Gebäudes, welches zur 
Aufbewahrung von Gegenjtänden beitimmt iſt, deren Zerfebung oder 
Ausdünſtung dem Mauerwerk nachteilig ſein kann, an einer gemein— 
ſchaftlichen oder an einer dem Nachbar ausſchließlich gehörenden Mauer 
iſt die Einwilligung des Eigentümers der letzteren erforderlich. Ohne 
dieſe Einwilligung muß das betr. Gebäude durch eine beſondere Mauer 
von der benachbarten Mauer getrennt und außerdem ein Abjtand zwijchen 
beiden Mauern gelajjen werden, wie ihn die Volizeibehörde im einzelnen 
Falle für nötig erachtet. 

Ss 17. 

VBerfehlungen gegen vorjtehende Baupolizetordnung, jowie die Be— 
timmungen der S$ 8, 11 und 12 des Ortsbauftatuts vom heutigen 
unterliegen den Nechtsfolgen der Artikel 79 und 80 der allgemeinen 
Bauordnung. 

Bensheim, den 19. Mai 1904. 

Großh. Kreisamt Bensheim. 
Eckſtein. 


Drtsbauftatut für Die Gemeinde Lorſch. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der Ausführungsverordnung zu derjelben vom 1. Februar 1882 
iſt durch Beichlug des Gemeinderats vom 12. Februar 1904 nad) An- 
börung des Gr. Bürgermeiſters und Begutachtung jeitens des Kreisaus- 
ſchuſſes mit Genehmigung Gr. Minifterium® des Innern vom 26. Sep- 
tember 1904 zu Nr. M.d. J. 20224 nachitehendes DOrtsbauftatut für 
die Gemeinde Lorich erlaffen worden: 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
Sl. 

Rei der Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer 
ichon beitehenden Straße, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandenen 
bisher unbebauten Straßen und Straßenteilen, haben die an die Straße 
angrenzenden Grundbeſitzer unter den VBorausjeßungen und innerhalb 
der Grenzen des Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung, die von der 
Semeinde für Anfauf des nötigen Straßengeländes aufgewendeten Kojten 
ganz zu tragen bezw. zu erjegen. 
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Bei Anlage von Fußſteigen an bereits hergejtellten und eröffneten 
Straßen oder bei Umwandlung von jeither nur gepflajterten oder befiejten 
Fußſteigen in erhöhte Fußiteige ſind die Koſten wie folgt zu tragen: 

l. Die Gemeinde übernimmt die Hälfte. 

2. Die übrigen Koften tragen die angrenzenden Grundbefiger nad) 
Verhältnis der Länge ihrer die Straße berührenden Grenzen. 
Bensheim, den 29. September 1904. 

Großh. Kreisamt Bensheim 
Eckſtein. 


Baupolizei-Ordnung für Die Gemeinde Seeheim. 

Auf Grund des Art. 2 des Gejeßes vom 30. April 1881, Die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der 85 6 und 8 der Verordnung 
vom 1. Februar 1832, die Ausführung der allgemeinen Bauordnung 
betreffend, wird nad) Anhörung des Gemeinderat und der Groß. 
Bürgermeijterei und nah Zuftimmung des Kreisausſchuſſes mit Ge— 
nehmigung des Großherzoglichen Meinifteriums des Innern vom 19. 
Juni 1901 zu Nr. M. d. 3. 17138 für die Gemeinde Seeheim ver- 
ordnet wie folgt: 

Zu Art. 28 der allgemeinen Bauordnung. 
& 1. 

Zur Errihtung von Bau- und Tünchergerüften oder Bauzäunen 
an dÖffentlihen Straßen und Plätzen bedarf e3 der Genehmigung der 
Großh. Bürgermeifteret und des Straßeneigentimers. 

Die Gerüfte 2c. ſind feſt, ſicher und jo aufzuführen, daß Unglücks— 
fälle tunfichjt verhütet und öffentliche Einrichtungen, wie Brunnen, 
Kanäle, Rinnjteine, Zaternen 2c. gehörig geihügt werden. Das Pflajter 
der Fahrbahnen und die Trottoirbefeftigungen dürfen durch die Gerüjte 
nicht leiden. 

Das Eingraben der Rüſtſtangen iſt verboten, diejelben müſſen 
vielmehr auf Schwellen gejtellt werden, welche nicht mehr als 20 cm 
über die äußeren Stangen nad) der Straße Hin vorragen dürfen. Wird 
ausnahmsweile das Eingraben zugejtanden, jo geichieht die nötige 
Wiederheritellung auf Koſten der Hauseigentümer durch die Gemeinde. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
8 2. 

Bei Errihtung von Gebäuden an öffentlichen Straßen und Plätzen 
wird ein Vorjpringen vor die Straßenfluchtlinie in folgenden Fällen ge- 
itattet: 

a) Fundamentmauern in der Erde und Sodel dürfen bis zu 0,25 m 
über die Straßenfluchtlinie vorjpringen. 

b) Architeftonische Verzierungen, Fenftergemandungen, Verdachungen 
und Gefimje dürfen erft in Höhe von 2,2 m vom Straßenniveau 
ab und im feiner größeren Ausladung als 0,45 m in Dem 
raum der Straße hineinragen, bei geringerer Höhe m 
uläffige Ausladung auf höchſtens 0,15 m beichräntt. 
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e) Balfone und gut abgewäfjerte Wetterdächer dürfen den Luftraum 
einer mindejtens 10 m breiten Straße nur dann in. Anjprud 
nehmen, wenn diejelben mit ihrer Unterfante mindejtens 3 m über 
dem Straßenniveau liegen, die Breite der Fußjteige nicht über: 
jchreiten und mindeſtens 3 m wagrechten Abſtand von der Nachbar: 
grenze erhalten. 

d) Waren: und Ausitellfaften, welche in die Baufluchtlinie Hinein- 
ragen, dürfen ohne polizeiliche Genehmigung nicht angelegt werden. 
Dauernd befejtigte derartige Anlagen find überhaupt nicht jtatthaft. 

e) Das Anbringen von vor die Straßenfluchtlinie vorjpringenden 
Hafen und ähnlichen Vorrichtungen zum Aushängen von Fleiſch, 
Waren und dergi. iſt verboten. Mit der Außenwand parallel 
laufende Firmenjchilder dürfen mit polizeilicher Genehmigung nur 
angebracht werden, wenn ihre Ausladung in die Straßenfluchtlinie 
nicht mehr als 0,25 m beträgt. Ebenjo dürfen in die Straßen- 
fluchtlinie voripringende Firmenſchilder nur mit polizeilicher Ge- 
nehmigung und in einer Höhe von 3 m über dem Straßenniveau 
und nicht über Trottoirbreite neu gejtattet werden. 

Marauijen müſſen jo befeftigt jein, daß ihr tiefiter Punkt mindeſtens 

2,25 m über dem Straßennivean liegt. In derjelben Höhe 

fünnen Blumenfajten, wenn fie in die Straße vorjpringen, jedoch 

nur unter der weiteren Bedingung angebracht werden, daß jie 
wafjerdicht bejchaffen jind, d. h. durch Abfliegen von Waſſer 
niemand beläftigen können. 

8 3. 

Kellerfenjterläden nach der Straße zu dürfen weder jeitlih an- 

geihhlagen werden, noch den Verkehr auf der Straße hindern, Fuß— 

abfrager in der Straßenlinie müfjen in den Trittſtufen der Treppen 
oder in den Fußjteig jo eingelaljen werden, daß fie mit demjelben in 
eine Ebene zu liegen kommen. 


f 


— 


84. 

Nach der Straße aufſchlagende Fenſter und Läden dürfen nur in 
einer Höhe von mindeſtens 2,25 m von ihrer Unterkante an gerechnet 
über der Straßenebene angebracht werden. Türen und Tore dürfen 
ih nicht im die Straße öffnen. Anlagen, die diefer Vorſchrift nicht 
entiprechen, müjjen, wenn dies von der Verwaltungsbehörde im üffent- 
fihen Intereſſe angeordnet wird, innerhalb einer beftimmten Friſt ent: 
fernt bezw. vorjchriftsmäßig umgeinber werden. 


5. 

Treppen und Kellereingänge, ” welche über die Straßenfluchtlinie vor— 
jpringen, müjjen desgleichen, wenn dies das Öffentliche Interefje erheifcht, 
innerhalb einer von der Ortspolizeibehörde zu bejtimmenden Friſt ent: 
jernt bezw. vorjchriftsmäßig umgeändert werden. 

Dermalen vorhandene, in der Straße liegende Kellereingänge mit 
Falltüren müſſen, jo lange ihre Befeitigung nicht verlangt wird, mit 
Eiſen von hinreichender Stärke in einer Ebene mit dem Fußfteig liegend 
bededt werden. In die Fußſteige voripringende Vergitterungen find verboten. 
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$ 6. 

Fällt die Baufluchtlinie mit der Straßenfluchtlinie nicht zujammen, 
jo ijt die Anlage von Terrajjen, bededten Eingängen, Lauben und "Garten- 
bäujern vor die Baufluchtlinie zu gejtatten, injofern jolche in Berbin- 
dung mit dem Hauptgebäude feinen Mißſtand bilden. Die Straßenflucht- 
linie ijt unter allen Umftänden einzuhalten. Die Erlaubnis zu ſolchen 
Vorbauten ijt jedoch nur als eine jederzeit widerrufliche zu erteilen und 
fann aus derjelben vom Bauherrn für fich und jeine Rechtsnachjolger 
fein Anſpruch auf Koften- oder Schadenerjag für den Fall hergeleitet 
werden, daß die Bejeitigung ſolcher Borbauten im öffentlichen Intereſſe, 
aljo 3. B. zu Straßenverbreiterungszweden u. j. w. jpäter verlangt wird. 

Zu Art. 32 der allgemeinen Bauordnung. 


8 7. 

Das von den Dächern, Balfonen oder jonjtwie nad) der Straße 
und öffentlichen Plätzen abfließende Wafjer iſt mittelft Dachrinnen und 
Ablaufröhren bis zur Erde und von da in gepflajterten Rinnen oder 
bei erhöhten Fußſteigen mittelft eijernen Rinnen in Die Straßengofje zu 
führen. Alle diefe Teile find jtet3 in gutem Zuftand zu erhalten; ihre 
Anlage erfolgt nach bejonderen, von Großh. Bürgermeifterei zu er— 
laſſenden Bejtimmungen. Bei Anlagen von öffentlichen im Eigentum 
des Kreiſes jtehenden Straßen erfolgt jolches nad) Weiſung des Großh. 
Kreisamts. 

88. 


Ueberdeckte Rinnen, ſowie Ueberbrückungen von Straßengoſſen 
müſſen in der Straßenebene liegen. Dieſelben können nur gegen be— 
ſonderen Revers geſtattet werden und ſind von dem Anlieger auf eigene 
Koſten nach näherer Angabe herzuſtellen und jederzeit in gutem Zuſtande 
zu erhalten. 

89. 

Für die Ableitung des Regenwaſſers aus den Hofreiten, jowie des 
Abfallwaſſers, d. i. des gewöhnlichen Küchenwaſſers, Schwenkwajjers, 
Badewaſſers, Waſchküchenwaſſers zc. in die Straßenrinnen find auf 
Koften des Beſitzers ſolche Einrichtungen zu treffen, daß das Waſſer 
jeinen richtigen Abfluß findet und daran nicht gehindert wird. 

Sollten für die Folge zur Entwäſſerung einzelner Straßen und 
Bauquartiere durch) die Gemeinde bejondere Straßenfanäle angelegt 
werden, jo kann diejelbe die angrenzenden Hausbefiger anhalten, Küchen- 
ausgüfje und jonjtiges Abfallwajjer aus ihren Hofreiten anf eigene 
Koſten nach näherer Weilung in dieje Nanäle einzuleiten. 

Für die Abführung der Abwafjer aus gewerblichen Anlagen fünnen 
im einzelnen Fall beſondere freisamtlich zu genehmigende Borichriiten 
gegeben werden. 

$ 10. 

Feſte Stoffe, wie Küchenabfälle, Kehricht, Schutt, Sarıd, Schlamm 
und dergl., menjchliche und tieriiche Abgangsstoffe dürfen nicht nach 
. Rinnen bezw. Straßenfanälen abgeführt, jondern dürfen nur in wall 
4» 
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dichte Gruben, welche entjprechend Abſ. 2 des $ 13 des Ortsbauſtatuts 
gebaut jein müſſen, geleitet werden. 
Zu Art. 33 der allgemeinen Bauordnung. 
8 LI. 

Ausgüſſe aus Küchen, Brennereien, Brauereien u. ſ. w, an der 
gegen Straßen und öffentliche Plätze gerichteten Seite von Gebäuden 
ſind verboten und müſſen, falls ſie an der Nebenſeite von Gebäuden 
angebracht und von der Straße aus ſichtbar ſind, oder die Nähe der 
Straße dies ſonſt erforderlich macht, vorbehältlich der Anwendbarkeit 
von $ 9 Abj. 2 diefer Baupolizei-Ordnung, mit bis auf den Boden 
gehenden Nöhren verjehen werden. 

Diefen Vorſchriften wideriprechende Anlagen find, wenn es das 
Öffentliche Intereffe erheiicht, binnen einer von der Ortspolizeibehörde 
zu beftimmenden Friſt zu befeitigen bezw. jachgemäß umzuändern. 

Zu Art. 35 der allgemeinen Bauordnung. 
8 12. 

Winkel und Reule müfjen gegen die Straße abgejchlojjen werden, 
wenn der Zugang nur von der Strafe aus möglich ift, durch eine in 
der Regel verichloffen zu haltende Türe, andernfalls durd) eine mindejtens 
2 m hohe Mauer, die im Material, Bewurf und Tünch mit dem zu- 
gehörigen Gebäude übereinjtimmt. 

Zu Art. 36 der allgemeinen Bauordnung. 
8 13. 

Vorhandene, an Straßen oder Oifentlichen Plägen gelegene Dünger- 
jtätten, Jauchenbehälter, Pfuhlgruben, Lagerpläge für Abfälle, Kehricht 
und dergl. jind in ordnungsmähiger Meile zu verdeden und nach der 
Straße mit einer mindejtens 1,7 m hohen Mauer, welche in entiprechen- 
der Form herzuftellen ift, abzuſchließen. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
S 14. 

Zur Anlegung eines Stalles oder eines Gebäudes, welches zur 
Aufbewahrung von Gegenständen beitimmt it, deren Zerjegung oder 
Ausdünftung dem Mauerwerk nachteilig fein fann, an einer gemeinichaft- 
lichen oder an einer dem Nachbar ausjchlieglic) gehörenden Mauer tjt 
die Einwilligung des Eigentümers der legteren erforderlih. Ohne dieje 
Einwilligung muß das betr. Gebäude durch eine bejondere Mauer von 
der benachbarten Mauer getrennt und außerdem ein Abjtand zwiſchen 
beiden Mauern gelaſſen werden, wie ihn die Volizeibehörde im einzelnen 
‚alle für nötig erachtet. 

8 15. 

Neuanzulegende Abtritts:, Dinger- und Pfuhlgruben müfjen voll- 
fommen woajjerdicht bergeitellt und mindejtens in einem Abjtand von 
einem Meter von der Grenze des Nachbars entfernt errichtet werden. 
Ausnahmen fünnen bei beſchränkten Raumverhältniſſen von der Polizei- 
verwaltungsbehörde zugelafien werden. 

8 16. 
Verfehlungen gegen vorjtehenr “jordnung, jowie Die 


\ 
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Beitimmungen der 88 9, 12, 13, 14, 17 und 22 des DOrtsbauftatuts 
vom heutigen unterliegen den Nechtsfolgen der Artifel 79 und 80 der 
allgemeinen Bauordnung. 

8 17. 

Eine vom Ortsvorſtand zu wählende Orts-Baukommiſſion, welche 
aus drei Mitgliedern zu bejtehen hat und in welcher der Bürgermeifter 
bezw. dejjen Stellvertreter den Vorſitz führt, Toll itets den Befolg des 
Ort3baujtatut3 und diejer Baupolizei-Drdnung bejonders überwachen. 

Bensheim, den 27. Auguft 1901. 

Sroßherzogliches Kreisamt Bensheim. 
: 83, Eckſtein. 


Ortsbauftatut Der Gemeinde Secheim. 

Auf Grund des Wrtifel® 2 der allgemeinen Bauordnung von 
30. April 1881 und der 88 3—9 der Ausführungsverordnung zu der- 
jelben vom 1. Februar 1882 ift auf Beichluß des Gemeinderats vom 
11. März und 4. Mai 1901 nad) Anhörung des Kreisausſchuſſes und 
mit Genehmigung Großh. Minijteriums des Innern vom 19. Juni 1901 
u Nr. M. d. J. 17138 nachitehendes DOrtsbauftatut errichtet worden. 

Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 1. 

Sind zur Schließung eines Gemeindewegs Grundjtüce feitens der 
Gemeinde auf dem Wege der Enteignung erworben worden, jo werden 
diejelben an die unmittelbar angrenzenden Srundbefiger in Eigentum 
abgetreten, wenn dies die Anlieger innerhalb zweier Monate nad) er— 
gangenem Enteignungsausipruch bei Großh. Birgermeifterei verlangen 
und für das an ſie abzutretende Gelände der Gemeinde die Durch die 
Ermwerbung der Grundftücde entjtandenen Koften zurüdzahlen. 

Gleichzeitig haben die Anlieger auf Verlangen der Gemeinde den 
geichloffenen Gemeindeweg nad) dem Durchichnittspreis des in Abi. 1 
erwähnten Gejamtgeländes zu übernehmen. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
2 





Da durch den genehmigten Ortsbauplan für Anlegung neuer 
Straßen hinreichend Vorſehung getroffen worden iſt, Dürfen außerhalb 
des Bereichs des Ortsbauplans Gebäude nicht errichtet werden. 

Ausnahmen hiervon fünnen im Einzelfalle nah Maßgabe des Ge— 
ſetzes gejtattet werden. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
83. 

In den noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, die nach 
dieſen Straßen ihren Ausgang haben, nur an den Straßenenden, welche 
ſich an ſchon eröffnete Straßen anreihen, oder im Anſchluß an ſchon 
beſtehende Häuſer errichtet werden. 

84. 

Soll an einer noch nicht eröffneten Straße ein Gebäude exn 

werden, welches nicht Eckhaus an einer jchon eröffneten Str 
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und ſich auch nicht an ein jchon erbautes Haus in der uneröffneten 

Straße anjchließt, jedoch nach dieſer Straße feinen Ausgang erhalten 

joll, jo fan dies mit Genehmigung des Ortsvorjtandes gejtattet werden. 
5 


5.0. 

In den Fällen der SS 3 und 4 find alle Vorkehrungen zur Fahr— 
und Sangbarmahung, Abwäflerung und Beleuchtung der Straße von 
dem Bauenden auf jeine Kojten zu bewirfen. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
S 6. 

Bei der Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer 
ſchon beftehenden Straße, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandenen, 
bisher unbebauten Straßen und Straßentetlen haben die an die Straßen 
angrenzenden Grundbefiger unter den Vorausfegungen und innerhalb 
der Grenzen des Art. 21 der allgemeinen Bauordnung denjenigen Teil 
der von der Gemeinde für Anfauf des nötigen Straßengeländes auf- 
gewandten Koſten zu eriegen, welcher den Betrag von- 50 Pig. pro 
Quadratmeter überjteigt. 

Ausf.-B.-D. 3. WU. B.O. $ 37 Abi. 2. 

F 


Wenn Trottoirs in bereits hergeſtellten und eröffneten Straßen 
neu angelegt oder erneuert, bezw. jeither nur gepflaſterte oder bekieſte 
Fußwege in erhöhte Trottoir umgewandelt werden, müſſen die Koften 
wie folgt getragen werden: 

1. Die Gemeinde übernimmt ein Drittel derjelben; 

2. die übrigen Koften tragen die angrenzenden Eigentümer der Grund- 
jtüde im Verhältnis der Länge ihrer Straßenfront; 

3. die Herftellung von Vorrichtungen zur Ableitung des Maflers von 
den anliegenden Grundſtücken in die beftehenden Straßenrinnen 
oder Kanäle tragen die Eigentümer der Grundſtücke jelbit. 

Ob und wie weit Trottoirs in ſolchen Straßen hergeitellt werden 
jollen, ſowie die Art der Heritellung derjelben und der Wafjerabführung 
wird durch den Ortzvorftand für die einzelnen Straßen befonders be- 
ftimmt. Das Pflaſtern, Aiphaltieren, Zementieren 2c. derjenigen Trot- 
toirs, deren Wandfteine bereits geſetzt find, die aber bisher nur mit 
Kies binterfüllt waren, it als Neuanlage von Trottoirs zu betrachten, 
deren Koſten den Anliegen gemäß Abſ. 1 Ziffer 2 zu tragen obliegt. 

Die vorftehenden Beltimmungen gelten auch für neu angulegende 
Strafen mit der Mafgabe, daß der Gemeindevorjtand den Zeitpunkt 
der Herftellung zu bejtimmen hat und zwar ohne Rüdficht darauf, ob 
die angrenzenden Grundſtücke jchon bebaut find oder nicht, wenn nicht 
der Bebanung eines oder des andern derjelben wejentliche Hinderniſſe, 
worüber dev Gemeinderat zu enticheiden hat, im Wege jtehen jollten. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung: 
8, 

Stallungen, Scheunen, Remiſen, Wajchküchen 
liche Nebengebäude dürfen nicht an öffentliche — 
stellt werden. Ausnahmen hiervon find 
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beihränfung und unter der Bedingung zuläjjig, daß derartige Neben: 
gebäude mit dem Hauptgebäude in harmonische Verbindung gebracht 
werden oder für ſich das Ausjehen eines Wohngebäudes erhalten, jeden- 
fall aber das Anjehen der Straße nicht beeinträchtigen. 


89 

Gebäude oder Räume, in denen mit läſtigem Geräuſch verbundene 
Gewerbe betrieben werden, oder in denen beläſtigender Rauch, Dampf 
und übelriechende Luft erzeugt wird, dürfen keine Oeffnungen nach der 
Straße haben. Liegen ſolche Räume hinter der Baufluchtlinie, ſo 
muß die Entfernung der Oeffnungen von dieſer mindeſtens 10 m be- 
tragen. 

Gebäude oder Räume vorerwähnter Art dürfen überhaupt an 
jolhen Straßen, die den Charakter von Villenſtraßen tragen oder ihrer 
Anlage nad Villenviertel zu bilden bejtimmt find, nicht errichtet oder 
eingerichtet werden. 

8 10. 

Die dem $ 16 der deutjchen Gewerbeordnung unterliegenden An— 
lagen jollen in der Regel auf das nordweitlich des Drtes gelegene Ge— 
lände beichränft bleiben. Ausnahmen fünnen zum Zweck der Ber- 
größerung bejtehender Anlagen diejer Art gejtattet werden. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
s 1l. 

Das Zurücdjegen der Gebäude hinter die Baufluchtlinie fann aus- 
nahmsweife mit Genehmigung des Ortsvorſtandes gejtattet werden, wenn 
der Bauherr, welcher das Gebäude Hinter die Baufluchtlinie zurüclegen 
will, ſich verpflichtet: 

a) alles zwijchen der Straßenfluchtlinte und der zurücdverlegten Bau— 
fluchtlinie befindliche Land mit Gartenanlagen oder jonjt nicht mi 
ftändigen Anlagen zu verjehen und wie die Vorgärten ($ 12) ab- 
zujchließen und 

b) die zurüdverlegte Bauflucht parallei der genehmigten Bauflucht- 
linie zu legen. 

s 12. 

Das zwiſchen der Straßenfluchtlinte und der im Ortsbauplan feit- 
gejegten bezw. im einzelnen Falle nad) $ 11 diejes Statuts zurückver— 
legten Baufluchtlinie liegende Gelände tft, vorbehältlich einer nad) S 6 
der Baupolizei-Ordnung zuläjligen baulichen Verwendung als Vorgarten 
anzulegen, als jolcher ordnungsgemäß zu unterhalten und mittelit 
metallener Gitter, welche in die Straßenbaufluchtlinie einzurücden ind, 
nach der Straße Hin abzujchließen. Diejer Gitterabſchluß kann auf 
höchſtens 0,75 m hohem maſſivem Sodel errichtet werden und iſt mit 
Delfarbe anzuftreihen. Abweichungen von leßterer Borjchrift, ins— 
beiondere durch Anbringung maſſiver Mauerteile können bei bejonderen 
Gründen von der Polizeiverwaltungsbehörde geitattet werden. 

Sceidemauern und nicht durchbrochene Wände im Vorgartenland 
dürfen die Höhe von 1,80 m nicht überjteigen. 
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Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
8 13. 

Jedes bebaute Grundſtück muß mindeſtens einen Abtritt haben, 
der wenn irgend möglich an einer Außenwand liegen, jedenjall® aber 
eine ing Freie Führende mindejtens 0,35 qm große Fenſteröffnung haben 
joll und von der Straße aus gejehen nicht im mißjtändiger Weiſe zur 
Erjcheinung fommen darf. 

Die Abortgrube iſt, wenn nicht durchgängig in Stampfbeton aus- 
geführt, mit gutem dauerhaftem Mauerwerk in Zementmörtel zu um: 
geben und zu überwölben. Der Boden ift mit doppelter Baditeinlage, 
über Kreuz in Zementmörtel verlegt zu plätten. Die Innenwandungen 
jind mit Zementmörtel waſſerdicht zu tünchen. Die Entleerungsöffnung 
muß mindeſtens 60/60 cm groß und mit qußeifernem in dichtichließende 
Falze eingreifendem Dedel abgededt jein. 

Das in die Grube führende Abortrohr it jo anzulegen, daß erjtere 
und der Abort wirffam ventiliert werden. Zu diefem Behufe iſt das 
Abfallrohr in dem Gewölbejcheitel der Grube ein- und von da über dem 
oberjten Abortjit in gleicher Rohrweite bis über Dach weiter zu führen. 

Der Ortsvorſtand behält jich vor, in den Fällen, wo auf dem be- 
bauten Grundjtüd vorwiegend Landwirtſchaft betrieben wird, Ausnahmen 
von dieſer Beitimmung zu gejtatten. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 14. 

Hinter- und Seitengebäude dürfen in der Negel nicht früher er- 
baut werden, al3 die Bordergebäude. Zu einer Abweichung hiervon 
it die Genehmigung des Ortsvorjtandes erforderlih. Auch ſollen die 
‚sluchten derjelben möglichjt rechtwinfelig oder parallel zu denjenigen der 
Vordergebäude angelegt jein. 

Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 15. 

Alle in der Berg-, Bahnhofs-, Billen-, Melita-, Ernjt-Ludwig- 
Straße und Darmitädterjtraße zu errichtenden Wohnhäufer und Seiten- 
gebäude mit Feuerungsanlagen müſſen im unterjten Stod maſſiv erbaut 
werden. Bei maſſiven Gebäuden überhaupt müſſen die Umfaſſungs— 
mauern im oberiten Stocdwert eine Stärfe von mindejtens 45 cm bei 
Bruchiteinen, und 25 em bei Baditeinen haben. 

Bei Bruchjteinmanern muß die Stärke nach unten von Stodwerf 
zu Stockwerk mindeitens je 10 em, bei Baditeinen alle zwei Stodwerfe 
um mindeſtens einen halben Stein zunehmen. Bei diefen Dimenfionen 
ind Stodwerfhöhen nicht über 4 m im Lichten und Zimmertiefen nicht 
über 7 m vorgejehen. Werden dieje Dimensionen überjchritten, jo find 
auc die Mauerjtärfen entiprechend zu vergrößern. 

Ber Knie- und Manjardenitöcden tt ebenfalls eine Minimalftärfe 
von 45 em bei Bruchſteinen und 25 cm bei Baditeinmauerwerf ein- 
zuhalten. Die Außenmauern von Treppenhäuſern bedürfen der Ver— 
jtärfung nach unten nicht, wenn fie 45 em beim. 1! Stein ftarf bei 
nicht mehr als 12 Meter Höhe aufgeführt fr 
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Stodwerfauffegungen auf bejtehende Gebäude find nur dann zu— 
läjfig, wenn dieſe Minimalmaße noch ohne Anblendung an bejtehende 
Mauern eingehalten werden fünnen. 

8 16. 

Einjtödige Gebäude ohne Feuerung, einftödige Schuppen und 
Lagerhäuſer und dergi. find in Fachwerksbau, Aborte jowie Ställe für 
Klein: und Federvieh in Holzbau zuläjlig, infoweit nicht nach Art. 45 
und 48 der U. B.-D. anderweite Vorjchriften jich ergeben. 

$ 17. 

Zu allen äußeren Mauern der VBorder:, Hinter: und Nebengebäude 
dürfen nur natürliche oder gebrannte Steine (Badijteine) verwendet 
werden. Der Mörtel muß mit Kalk oder Zement hergeftellt jein. Lehm-, 
Tuff- und ähnliche Steine dürfen nur zur Ausmauerung innerer Fach— 
wände benußt werden. 

s 18. 

Gartenhäufer mit Feuerungen zu vorübergehender Benugung können 
in Fachwerk gejtattet werden, wenn fie mindejten® 4 m von der nad): 
barlidhen Grenze und von anderen Gebäuden entfernt jtehen. 


Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 19. 

Innerhalb Bahnhof, Darmjtädter-, Villen- und Ernſt-Ludwig— 
jtraße jollen nur Gebäude errichtet werden, welche mindejtens 2 Stod- 
werfe hoch jind oder einen villenartigen Charafter haben, wenn ie jonit 
in ihrem Weußeren nicht mißjtändig erjcheinen und vom Sodel an bis 
zur Dacdgelimsoberfante mindejtens 4,5 m Höhe erhalten. Nach An- 
hörung des Drtsvorjtandes fünnen Ausnahmen hiervon von dem Großh. 
Kreisamt zugelaffen werden. 

Ss 20. 

Innerhalb aller übrigen Straßen fünnen einftöcige Gebäude ohne 

Knieftod nur nad) Anhörung des Gemeinderates genehmigt werden. 
8 21. 

Bei allen Neubauten und Hauptreparaturen ijt auf eine gefällige 
architektonische Ausführung der von der Straße aus fichtbaren Faſſaden 
Rückſicht zu nehmen. 

8 22. 

Alle an einer Straße ſtehenden und von derſelben aus ſichtbaren 
neuen Gebäude und Mauereinfriedigungen ſind ſpäteſtens nach Ablauf 
von drei Jahren, vom Zeitpunkt ihrer Eindeckung beziehungsweile Auf- 
führung im Rohbau ab, mit Verpuß und Anſtrich zu verjehen, falls die 
Umfafjungswände nicht aus jauber behanenen Steinen oder Blendback 
jteinen bejtehen. 

Ueltere Gebäude jind im Verpuß und Anſtrich ſtets in joldyem 
Zuſtand zu erhalten, daß deren Anſehen nicht mißſtändig ericheint. 

Für deren Anftrich dürfen feine blendenden ‘Farben verme 
werden. 








Bam... 
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8 28. 
Borjtehendes Statut tritt mit dem Tage jeiner Veröffentlichung 
im Streisblatt in Wirkjamteit. 
Bensheim, den 21. Auguſt 1901. 
Großherzogliches Kreisamt Bensheim. 
J. V.: Editein. 


Ortsbauſtatut für Die Gemeinde Zwingenberg. 
(Beröffentlicht im „Bergiträßer Anzeigeblatt" Nr. 109 vom 20. September 1900.) 

Auf Grund des Artifel 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, betr. 
die Allgemeine Bauordnung und der 88 3—9 der Berordnung vom 
I. Februar 1882 betr. die Ausführung der Allgemeinen Bauordnung, 
ift durch Beichluß des Gemeinderats vom 21. Dezember 1898 nad) An- 
hörung des Großh. Bürgermeiiters, ſowie des Kreisausſchuſſes und mit 
Genehmigung Großherzoglihen Minijteriumg des Innern vom 11. Sep- 
tember 1900 zu Nr. M. d. 3. 25815 nacdjitehendes DOrtsbauftatut er- 
lafjen worden. Ä 


Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 


81. 

Sind zur Schließung eines Gemeindewegs Grundftüce jeitens der 
Gemeinde auf dem Weg der Enteignung erworben worden, jo werden 
diefelben an die ummittelbar angrenzenden Grundbefiger in Eigentum 
abgetreten, wenn dies die Anlieger innerhalb zweier Monate nach er: 
gangenem Enteignungsausipruch bei Großh. Bürgermeifterei verlangen 
und für das an fie abzutretende Gelände der Gemeinde die durch die 
Erwerbung der Grundjtüde entitandenen Koften zurüdzahlen. 

Gleichzeitig haben die Anlieger auf Verlangen der Gemeinde den 
gejchlojienen Gemeindeweg nach dem Durchichnittspreis des in Abi. 1 
erwähnten Geſamt-Geländes zu übernehmen. 


Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 

Da dur den genehmigten Drtsbauplan für Anlegung neuer 
Straßen hinreichend Vorjehung getroffen worden it, dürfen außerhalb 
des Bereichs des Ortsbauplans Gebäude nicht errichtet werden. 

Ausnahmen hiervon können im Einzelfalle nach Maßgabe des Ge— 
jeßes geitattet werden. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
8 8. 

In den noc nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, die nad 
diejen Straßen ihren Ausgang haben, nur an den Straßenenden, welche 
ih an jchon eröffnete Strafen anschließen, oder ım Anjchluß an ſchon 
beitehende Häuſer errichtet werden. 

84. 

Soll in einer uneröffneten Straße ein Gebäude errichtet werden, 
welches nicht Eckhaus an einer ſchon eröffneten Straße wird und ſich 
auch nicht an ein Schon erbautes Haus in der uneröffneten Straße an— 


6 
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ſchließt, jedoch nach dieſer Straße ſeinen Ausgang erhalten ſoll, ſo kann 
dies mit Genehmigung des a geitattet werden. 


In den Fällen der SS 3 und 4 jind alle Vorkehrungen zur Fahr- 
und Gangbarmahung, Entwäjjerung und Beleuchtung der Straße von 
dem Bauenden auf jeine Kojten zu bewirten. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
6 


Bei der Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer 
jchon beftehenden Straße jowie bei dem Anbau an Schon vorhandenen, 
bisher unbebauten Straßen und Straßenteilen haben die an die Straße 
angrenzenden Grundbefiger unter den Vorausſetzungen und innerhalb 
der Grenzen des Art. 21 der allgemeinen Bauordnung denjenigen Zeil 
der von der Gemeinde für Ankauf des nötigen Straßengeländes auf- 
gewandten Koften zu erjeßen, welcher den Betrag von 0,75 ME. für 
den qm eg 

Ausf. BD. N a 


Wenn Trottoirs in bereits — und eröffneten Straßen 
neu angelegt oder erneuert, bezw. ſeither nur gepflaſterte oder bekieſte 
Fußwege in erhöhte Trottoirs umgewandelt werden, müfjen die Kojten 
wie folgt getragen werden: 

1. Die Gemeinde übernimmt ein Drittel derjelben ; 

2. die übrigen Koſten tragen die angrenzenden Eigentümer der Grund— 
jtüde im Verhältnis der Länge ihrer Straßenfront ; 

3. die Herjtellung von Vorrichtungen zur Ableitung des Wafjers von 
den anliegenden Grundftüden im die bejtehenden Straßenrinnen 
oder Kanäle tragen die Eigentümer der Grundftüce jelbit. 

Ob und wie weit Trottoirs in jolchen Straßen hergejtellt werden 
jollen, jowie die Art der Herftellung derfelben und der Wafjerabführung 
wird durch den Ortsvorſtand für die einzelnen Straßen bejonders be- 
jtimmt. 

Das Pflaftern, Ajphaltieren, Zementieren 2c. derjenigen Trottoirs, 
deren Wandjteine bereit3 gejegt find, die aber bisher nur mit Kies 
hinterfüllt waren, iſt als Neuanlage von Trottoirs zu betrachten, deren 
Koften den Anliegern gemäß Abſ. 1 Ziff. 2 zu tragen obliegt. 

Die vorjtehenden Beltimmungen gelten auch für men anzulegende 
Straßen mit der Mafgabe, daß der Gemeindevorjtand den Zeitpunft 
der Herftellung zu beftimmen hat und zwar ohne Nüdficht darauf, ob 
die angrenzenden Grundſtücke fchon bebaut find oder nicht, wenn nicht 
der Bebauung eines oder des andern derjelben wejentliche Hindernifie, 
worüber der Gemeinderat zu enticheiden hat, im Wege jtehen jollten. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
88. 
Stallungen, Scheunen, Remiſen, Waſchküchen, Abtritte und ähn 


liche Nebengebäude dürfen nicht am öffentliche Straßen und Pläße ge 


ftelt werden. Ausnahmen hiervon find nur bei äußerſter 


f 
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beichränfung und unter der Bedingung zuläſſig, daß derartige Neben: 
gebäude mit dem Hauptgebäude in harmonische Verbindung gebracht 
werden oder für fich das Ausjehen eines Wohngebäudes erhalten, jeden- 
falls aber das Anſehen der Straße nicht beeinträchtigen. 

9. 

Gebäude oder Räume, in denen mit läftigem Geräujch verbundene 
Gewerbe betrieben werden, oder in denen beläftigender Rauch, Dampf 
und übelriechende Luft erzeugt wird, dürfen feine Deffnungen nad) der 
Straße haben. Liegen jolhe Räume hinter der Baufluchtlinie, jo muß 
die Entfernung der Deffnungen von diefer mindejtens 10 m betragen. 

Gebäude oder Räume vorerwähnter Art dürfen überhaupt an 
ſolchen Straßen, die den Charakter von Billenjtraßen tragen oder ıhrer 
Anlage nad Villenviertel zu bilden beftimmt find, nicht errichtet oder 
eingerichtet werden. 

$ 10. 

Die dein $ 16 der deutjchen Gewerbeordnung unterliegenden An— 
lagen ſollen in der Regel auf das weitlich der Main-Nedar-Bahn ge: 
legene Gelände bejchränft bleiben. 

Ausnahmen fünnen zum Zwed der Vergrößerung bejtehender An- 
lagen diefer Art geitattet werden. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
sıl. 

Das Zurücdiegen der Gebäude hinter die genehmigte Baufluchtlinie 
kann ausnahmsweife mit Genehmigung des Ortsvorſtandes gejtattet 
werden, wenn der Bauherr, welcher das Gebäude hinter die Bauflucht- 
linie zurücklegen will, jich verpflichtet: 

a) alles zwilchen der Straßenfluchtlinie und der zurüdverlegten Bau— 
fluchtlinie befindlihe Land mit Gartenanlagen oder ſonſt nicht 
migjtändigen Anlagen zu verjehen und wie die Vorgärten ($ 12) 
abzuichließen und 

b) die zurücverlegte Bauflucht parallel der genehmigten Baufluchtlinte 
zu legen. 

s 12. 

Das zwiſchen der Straßenfluchtlinie und der im Ortsbauplan 
reitgejegten bezw. im einzelnen Falle nach S 11 diejes Statutes zurüd- 
verlegten Baufluchtlinie liegende Gelände iſt, vorbehältlich einer nad) 
S 6 der Baupolizet- Ordnung zuläjligen baulichen Verwendung, als 
Vorgarten anzulegen, als jolcher ordnungsgemäß zu unterhalten und 
mittelft metallener Gitter, welche in die Straßenbaufluchtlinte einzu- 
rüden find, nach der Straße hin abzuichliegen. Diejer Gitterabjchluf 
fann auf böchitens 0,75 m hohem maſſivem Sodel oder auch ohne 
jolchen errichtet werden und iſt mit Olfarbe anzuitreichen. Abweichungen 
von legterer Vorſchrift, insbeiondere durd, Anbringung maſſiver Mauer: 
teile, können aus beionderen Gründen von der PBolizeiverwaltungsbehörde 
geitattet werden. 

Scheidemauern und nicht durchbrocher Bände im Borgartenland 
dürfen die Höhe von 1,80 m nicht übe“ 
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Bu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 13. 

Jedes bebaute Grundſtück muß mindeitens einen Abtritt haben, 
der, wenn irgend möglich, an einer Außenwand Liegen, jedenfall® aber 
eine ing Freie führende mindejtens 0,5 qm große Fenfteröffnung haben 
joll und von der Straße aus gejehen, nicht in mißſtändiger Weile zur 
Ericheinung fommen darf. 

Die Abortgrube ift mit gutem, dauerhaftem Mauerwerk in Zement- 
mörtel zu umgeben, zu überwölben, der Boden mit doppelter Baditein- 
lage, über Kreuz in Zementmörtel verlegt, zu plätten und die Innen— 
wandungen mit Zementmörtel wajjerdicht zu tünchen. Die Entleerungs- 
Öffnung muß mindejtens 62 auf 62 cm groß und mit qußeilernem in 
dichtichliegende Falze eingreifendem Deckel abgededt jein. 

Das in die Grube führende Abortrohr iſt ſo anzulegen, daß erjtere 
und der Abort wirfjam ventiliert werden. Zu dieſem Behufe ijt das 
Abfallrohr bis nahe zum Boden der Grube fort- und über dem oberiten 
Abortjig in gleicher Rohrweite bis über Dad) weiterzuführen. 

Der Drtsvorjtand behält jich vor. in den Fällen, wo auf dem 
bebauten Grundftüd vorwiegend Landwirtichaft betrieben wird, Aus- 
nahmen von dieſer Beitimmung zu gejtatten. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 14. 

Hinter- und Seitengebäude dürfen an der Haupt- und Bahnhof- 
ftraße und der Alsbacher Straße in der Regel nicht früher erbaut 
werden, als die Vordergebäude. Zu einer Abweichung hiervon iſt Die 
Genehmigung des Drtsvorjtandes erforderlich. Auch jollen die Fluchten 
derjelben möglichjt rechtwinflig oder parallel zu denjenigen der Vorder— 
gebäude angelegt jein. 

Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
8 15. 

Ale in der Haupt: und Bahnhofftraße zu errichtenden Wohn- 
häufer oder Nebengebäude mit Feuerungsanlagen müſſen maſſiv erbaut 
werden. Bei majjiven Gebäuden überhaupt müſſen die Umfangs- 
mauern im oberjten Stodwerf eine Stärke von mindeitens 45 em bei 
Bruchſteinmauerwerk und 25 em bei Baditeinen haben. 

Bei Bruchſteinmauern muß die Stärfe nad) unten von Stocdwerf 
zu Stodwerf um mindejtens je 10 cm, bei Baditeinen alle zwei Stodwerfe 
um mindeftens einen halben Stein zunehmen. Bei diejen Dimenftonen find 
Stodwerfhöhen nicht über 4 m im Lichten und Zimmertiefen nicht über 
7 m vorgejehen. Werden diefe Dimenfionen überichritten, jo Sind auch 
die Mauerftärfen entjprechend zu vergrößern. 

Bei Knie- und Manſardenſtöcken iſt ebenfalls eine Minimaljtärke 
von 45 cm bei Bruchiteinen und 25 cm bei Badjteinmauerwert einzu- 
halten. Die Außenmauern von Treppenhäufern bedürfen der Ber 
tärfung nah unten nicht, wenn fie 45 em bezw. 1". Stein itark bei 
nicht mehr ala 12 Meter Höhe aufgeführt find. 





62 III. Ortöbauftatuten und Lokal-Baupolizei-Ordnungen. 


Stodwerfsaufjeßungen auf bejtehende Gebäude jind nur dann zu: 
läjfig, wenn dieje Minimalmaße noch ohne Anblendung an bejtehende 
Mauern eingehalten werden fünnen. 

Mit Genehmigung des Ortsvorjtandes kann auch das oberjte Stod- 
werk eines Haupt und Nebengebäudes in gefälliger Holzkonſtruktion 
ausgeführt werden. 

$ 16. 

Einſtöckige Gebäude ohne Feuerung, einſtöckige Schuppen und 
Lagerhäufer und dergleichen find in Fachwerksbau, Aborte, jowie Ställe 
für Klein- und sFedervieh in Holzbau zuläfjig, injoweit nicht nach 
Urt. 45 und 48 der U. B.-D. anderweite Vorjchriften fid) ergeben. 

17. 

Zu allen äußeren Mauern der Border-, Hinter: und Nebengebäude 
dürfen nur natürliche oder gebrannte Steine (Baditeine) verwendet 
werden. Der Mörtel muß mit Kalk oder Zement hergeitellt jein. 
Lehm-, Tuff und ähnliche Steine dürfen nur zur Ausmauerung innerer 
Fachwände benußt werden. 

Ss 18. 

Gartenhäufer mit Feuerungen zu nur zeitweiler Benußung fünnen 
in Fachwerk gejtattet werden, wenn ſie mindejtens 4 m von der nach— 
barlihen Grenze und von anderen Gebäuden entfernt jtehen. 

Zu Int 59 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 19. 

In den neueren an den Ausgängen des Ortes gelegenen Teilen 
der Kreisſtraße —— und Zwingenberg—Alsbad), ſowie 
in der Bahnhofftraße zwiichen Bahnhof und Hauptitraße jollen vor- 
behäftlihh der Beitimmung in 8 21, mur Gebäude errichtet werden, 
welche mindeſtens zwei Stochwerfe hoch find und joweit e8 fi) um 
Wohngebäude Handelt, einen villenähnlichen Charakter Haben. Nach An- 
hörung des Drtsvoritandes fünnen Ausnahmen hiervon von dem Groß— 
herzoglichen Kreisamte zugelaffen —5 

Ss 20. 

An der Kreisſtraße Zwingenberg Robau fünnen einjtödige Gebäude 

nur mit Knieſtock errichtet werden 
21. 

Villenartige Gebäude, BON, hinter die normale Baufluchtlinie zu 
jtehen fommen (S 11), können auch in den in 8 19 u. 20 erwähnten 
Ortsteilen einftödig erbaut werden, wenn fie jonjt in ihrem Aeußeren nicht 
mißitändig ericheinen und vom Sodel bis zur Dachgelimsoberfante min- 
deitens 5 m Höhe erhalten. 


> 
8 22. 


Bei allen Neubauten und Hauptreparaturen iſt auf eine gefällige 
architeftonische Ausführung der von der Straße aus jichtbaren Fafjaden 
Rückſicht zu nehmen. 

Ss 23. 

Alle an einer Straße ftehenden und von derjelben aus fichtbaren 

neuen Gebäude- und Mauereinfriedigungen jind jpätejtens nach Ablauf 


. 


E 
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von drei Jahren vom Zeitpunkt ihrer Eindeckung beziehungsweife Auf- 
führung im Rohbau ab mit Verpuß und Anjtrich zu verjehen, falls die 
Umfafjungswände nicht aus jauber behauenen Steinen oder Blendbad- 
jteinen bejtehen. 

Ueltere Gebäude find im Verpuß und Anftrich jtets in jolchem 
Zuftand zu erhalten, daß deren Ausjehen nicht mißjtändig erjcheint. 

Zum Anftrich dürfen feine blendenden Farben verwendet werden. 

Zwingenberg, den 13. September 1900. 

Sroßherzogliche Bürgermeifterei Zwingenberg. 
Zerwed. 


Baupolizei-Ordnung für die Gemeinde Zwingenberg. 

Auf Grund des Art. 2 des Gejehes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der SS 6 und 8 der Verord- 
nung vom 1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen Bauord- 
nung betreffend, wird nach Anhörung des Gemeinderats und der Großh. 
Bürgermeijterei und nach Zuftimmung des Kreisausſchuſſes mit Ge— 
nehmigung des Großh. Minifteriums des Innern vom 11. September 
1900 zu Nr. M.d. 3. 25,815 für die Gemeinde Zwingenberg verordnet 
was folgt: 

Zu Urt. 28 der allgemeinen Bauordnung. 
81. 

Zur Erridtung von Bau: und QTünchergerüften oder Bauzäunen 
an öffentlichen Straßen und Plätzen bedarf es der Genehmigung Großh. 
Bürgermeijterei und des Straßeneigentümers. 

Die Gerüfte ꝛc. find feſt, ficher und fo aufzuführen, daß Unglüds- 
fälle tunlichjt verhütet und öffentliche Einrichtungen, wie Brunnen, 
Kanäle, Rinnjteine, Laternen uſw. gehörig gejchüßt werden. Das Pflajter 
der Fahrbahnen und die Trottoirbefejtigungen dürfen durch die Gerüſte 
nicht leiden. Das Eingraben der Rüſtſtangen ift verboten, Ddiejelben 
müſſen vielmehr auf Schwellen geftellt werden, welche nicht mehr als 
20 cm über die äußeren Stangen nad) der Straße hin vorragen Dürfen. 
Wird ausnahmsweiſe das Eingraben zugejtanden, jo gejchieht Die nötige 
Wiederheritellung auf Koften der Hauseigentümer durch die Gemeinde. 

Bu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
8 2. 

Bei Errichtung von Gebäuden an öffentlichen Straßen und Pläßen 
wird ein Vorjpringen vor die Strakenfluchtlinie in folgenden Fällen 
geitattet:: 

a) Fundamentmauern in der Erde und Sockel dürfen bis zu 0,25 m 
vor die Straßenfluchtlinie voripringen. 

b) Arditeftonifche Verzierungen, Fenitergewandungen, Verdahungen 
und Geſimſe dürfen erjt auf eine Höhe von 2 m von Dem 
Straßenniveau ab und in feiner größeren Ausladung als 0,45 m 
in den Luftraum der Straße bineinragen, bei geringerer Höhe 
wird die zuläjfige Ausladung auf höchſtens 0,15 m bejchrä 
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ce) Balkone und gut abgewäfjerte Wetterdächer dürfen den Luftraum 
einer mindejtens 10 m breiten Straße nur dann in Anſpruch 
nehmen, wenn diejelben mit ihrer Unterfante mindejtens 3 m über 
dem Straßenniveau liegen, die Breite der Fußſteige nicht überichreiten 
und mindeſtens 3 m wagrechten Abjtand von der Nachbargrenze 
erhalten. 

Waren und Ausjtellfäjten, welche in die Baufluchtlinie Hineinragen, 
dürfen ohne polizeiliche Genehmigung nicht angelegt werden. 
Dauernd befejtigte derartige Anlagen find überhaupt nicht jtatthaft. 
Das Anbringen von vor die Straßenfludhtlinie vorjpringenden 
Hafen und ähnlichen Vorrichtungen zum Aushängen von Fleisch, 
Waren und dergl. ift verboten. Mit der Außenwand parallel 
laufende Firmenjchilder dürfen mit polizeilicher Genehmigung nur 
angebracht werden, wenn ihre Ausladung in die Straßenfluchtlinie 
nicht mehr als 0,25 m beträgt. Ebenjo dürfen in die Straßen- 
fluchtlinie voripringende FFirmenjchilder nur mit polizeilicher Ge- 
nehmigung und in einer Höhe von 3 m über dem Straßenniveau 
und nicht über Trottoirbreite neu gejtattet werden. 

Marquijen müfjen jo befeitigt jein, daß ihr tiefiter Punft mindejtens 
2,25 m über dem Straßenniveau Liegt. 

In derjelben Höhe können Blumenfajten, wenn fie in die Straße 
vorjpringen, jedoch nur unter der weiteren Bedingung angebracht 
werden, daß Sie waſſerdicht beichaffen find, alfo durch Abfliegen 
von Wafjer niemand beläjtigen fünnen. 

83. 
Kellerfeniterläden nad) der Straße dürfen weder jeitlich angejchlagen 
werden, noch den Verkehr auf der Straße hindern. Fußabfrager in der 
Straßenlinie müffen in den Zrittjtufen der Treppen oder in den Fuß— 
fteig jo eingelafjen werden, daß fie mit demjelben in eine Ebene zu 
liegen kommen. 


d 


— 


e 


— 


f 


— 


S4. 

Nach der Straße aufſchlagende Fenſter und Läden dürfen nur in 
einer Höhe von mindeſtens 2,25 m von ihrer Unterfante an gerechnet, 
über der Straßenebene angebradjt werden. Türen und Tore dürfen jich 
nicht in die Straße öffnen. Anlagen, die diejer Vorſchrift nicht ent- 
jprechen, müſſen, wenn dies von der Verwaltungsbehörde im Öffentlichen 
Intereffe angeordnet wird, innerhalb einer bejtimmten Friſt entfernt 
bezw. vorſchriftsmäßig umgeändert werden. 

8 5. 

Treppen und Stellereingänge, welche über die Straßenfluchtlinie 
vorjpringen, müflen desgleichen, wenn dies das öffentliche Intereſſe er- 
heiicht, innerhalb einer von der DOrtspolizeibehörde zu bejtimmenden 
Friſt entfernt bezw. vorſchriftsmäßig umgeändert werden. 

Dermalen vorhandene in der Straße liegende Kellereingänge mit 
Falltüren müffen, jo lange ihre Bejettigung nicht verlangt wird, mit 
Eifen von binreichender Stärke in einer Ebene mit dem Fußſteig liegend, 
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bedeckt werden. In die Fußiteige vorjpringende Vergitterungen find 
verboten. 

Fällt die Baufluchtlinie mit der Straßenfludhtlinie nicht zufammen, 
jo ift die Anlage von Terrafien, bededten Eingängen, Lauben und 
Sartenhäujern vor die Baufluchtlinie zu gejtatten, infofern jolche in 
Verbindung mit dem Hauptgebäude feinen Mißſtand bilden. Die 
Straßenfluchtlinie ift unter allen Umftänden einzuhalten. Die Erlaubnis 
zu ſolchen Vorbauten ift jedoch nur als eine jederzeit widerrufliche zu 
erteilen und fann aus derjelben vom Bauherrn für ſich und feine Rechts— 
nachfolger fein Anſpruch auf Koſten oder Schadenerfag für den Fall 
hergeleitet werden, daß die Bejeitigung jolcher Borbauten im öffentlichen 
Intereſſe, alfo z. B. zu Straßenverbreiterungszweden u. j. f. jpäter ver- 
langt wird. 

Zu Art. 32 der allgemeinen Bauordnung. 
8 7. 

Das von den Dächern, Balkonen oder jonjtwie nad) der Straße 
und Öffentlichen Plätzen abfliegende Wafjer iſt mittelft Dachrinnen und 
Ablaufröhren big zur Erde und von da in gepflafterten Rinnen oder 
bei erhöhten Fußſteigen mittelft eiferner Rinnen in die Straßengofje zu 
führen. Alle dieje Teile find ftets in gutem Zuftand zu erhalten ; ihre 
Anlage erfolgt nach befonderen von Großh. Bürgermeijterei zu erlafjen- 
den Beitimmungen. Bei Anlagen an öffentlichen, im Eigentum des Kreiſes 
ftehenden Straßen erfolgt jolhes nach Weifung des Großh. Kreisamts. 

8 


Ueberdedte Rinnen, ſowie Weberbrüdungen von Straßengofjen 
müjjen in der Straßenebene liegen. Diejelben fünnen nur gegen be- 
fonderen Revers geftattet werden und find von dem Anlieger auf eigene 
Koften nach näherer Angabe herzuftellen und jederzeit in gutem Zuftand 
zu unterhalten. 


8 9. 

Für die Ableitung des Regenwaſſers aus den Hofreiten, jowie des 
Abfallwafjers, d. i. des gewöhnlichen Küchenwaſſers, Schwenfwafjers, 
Badewafjers, Waſchküchenwaſſers ꝛc. in die Straßenrinnen, find auf 
Kojten des Beſitzers jolche Einrichtungen zu treffen, daß das Waller 
jeinen richtigen Abfluß findet und daran nicht gehindert wird. 

Sollten für die Folge zur Entwäfjerung einzelner Straßen und 
Bauquartiere durch die Gemeinde bejondere Straßenfanäle angelegt 
werden, jo fann diejelbe die angrenzenden Hausbejiger anhalten, Küchen- 
ausgüfje und jonftiges Abfallwaſſer aus ihren SHofreiten auf eigene 
Koften nach näherer Weijung in diefe Kanäle einzuleiten. 

Für die Abführung der Abwafjer aus gewerblichen Anlagen fünnen 
im einzelnen Falle bejondere VBorjchriften gegeben werden. 

Ss 10 


Feite Stoffe, wie Küchenabfälle, Kehricht, Schutt, Sand, Schlamm 
u.d.m., menfchliche und tierische Abgangsſtoffe dürfen nicht mach den 
Rinnen bezw. Straßenfanälen abgeführt werden. 

5 ——— 
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8 11. 

Wenn jolche Abfallwafjer in eine Sidergrube — alſo mit durch— 
läffigem Boden — eingeleitet wurden und fich die Möglichkeit herausſtellt, 
jolhe Wafjer durch einen Kanal zu bejeitigen, jo muß die Grube ent- 
fernt werden und die Ableitung in diefer Weiſe erfolgen. 

Zu Urt. 33 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 12. 

Ausgüffe aus Küchen, Brennereien, Brauereien u.j.w. an der 
gegen Straßen und öffentliche Pläte gerichteten Seite von Gebäuden 
jind verboten und müſſen, falls fie an der Nebenjeite von Gebäuden 
angebradjt und von der Straße aus fichtbar find, oder die Nähe der 
Straße dies ſonſt erforderlich macht, vorbehältlich der Anwendbarkeit von 
$ 9 Abf. 2 diejer Baupolizei-Ordnung, mit bis auf den Boden gehenden 
Röhren verjehen werden. 

Diejen Vorſchriften widerjprechende Anlagen find, wenn es das 
öffentliche Intereſſe erheijcht, binnen einer von der Drtspolizeibehörde zu 
bejtimmenden Friſt zu bejeitigen bezw. jachgemäß umzuändern. 

Zu Urt. 35 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 13. 

Winkel und Reule müfjen gegen die Straße abgejchlofjen werden, 
wenn der Zugang nur von der Straße aus möüglic) ift, durd) eine in der 
Regel verichlojjen zu haltende Türe, andernfalls durch eine mindeſtens 
2 m hohe Mauer, die an Material, Bewurf und Tünch mit dem zuge- 
hörigen Gebäude übereinjtimmt. 

Zu Art. 36 der allgemeinen Bauordnung. 
S 14. 

Vorhandene, an Straßen oder öffentlichen Plätzen gelegene Dünger- 
ftätten, Jauchenbehälter, Pfuhlgruben, Lagerpläge für Abfälle, Kehricht 
u. dergl. find in ordnungsmäßiger Weiſe zu verdeden und nad) der 
Straße mit einer mindeitens 1,7 m hohen Mauer, welche in entiprechen- 
der Form herzustellen ijt, abzuſchließen. 

.3u Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 15. 

Zur Anlegung eines Stalles oder eines Gebäudes, welches zur 
Aufbewahrung von Gegenjtänden bejtimmt ift, deren Zerſetzung oder 
Ausdünjtung dem Mauerwerk nachteilig jein fann, an einer gemeinjchaft- 
lihen oder an einer dem Nachbar ausjchlieklich gehörenden Mauer ift 
die Einwilligung des Eigentümers der legteren erforderlih. Ohne dieje 
Einwilligung muß das betr. Gebäude durch eine befondere Mauer von 
der benachbarten Mauer getrennt und außerdem ein Abjtand zwifchen 
beiden Mauern gelafien werden, wie ihn die Volizeibehörde im einzelnen 
Falle für nötig erachtet. 

8 16. 

Neuanzulegende Abtritts:, Dünger- und Pfuhlgruben müfjen voll- 
fommen woafjerdicht hergeitellt und mindestens in einem Abftand von 
einem Meter von der Grenze des Nachbars entfernt errichtet werden. 
Ausnahmen fünnen bei bejchränften Raumverhältniffen von der Polizei- 
vermwaltungsbehörde zugelaffen werden. 
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8 17. 

Verfehlungen gegen vorftehendes Lofalpolizei-Reglement, jowie die 
polizeilichen Beftimmungen der 88 9, 12, 13, 14, 17 und 23 des Orts— 
bauftatut3 vom heutigen unterliegen den Rechtsfolgen der Art. 79 u. 80 
der allgemeinen Bauordnung. 

& 18. 

Eine vom Ortsvorſtand zu mwählende Ort3-Baufommijfion, welche 
aus drei Mitgliedern zu beitehen hat und in welcher der Bürgermeiſter 
bezw. deſſen Stellvertreter den Vorſitz führt, joll ftets den Befolg des 
Drtsbauftatuts und diefer Baupolizeiordnung bejonders überwachen. 

Bensheim, den 13. September 1900. 

Sroßherzogliches Kreisamt Bensheim. 
Gros. 


Baupolizei-Ordnung für Die Gemeinde Arheilgen. 

Auf Grund des Artikels 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der SS 3—9 der Verordnung 
vom 1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen Bauordnung 
betreffend, wird nad) Anhörung des Gemeinderats und der Großherzog— 
lihen Bürgermeiſterei Arheilgen unter Zuftimmung des Kreis-Ausſchuſſes 
und mit Genehmigung Großherzoglihen Miniſteriums des Innern vom 
20. Juni 1900 zu Nr. M. d. 3. 15928 für die Gemeinde Arheilgen 
verordnet wie folgt: 

Bu Urt. 8 der allgemeinen Bauordnung. 
s 1. 

Zur Erridtung von Bau- und ZTünchergerüften an öffentlichen 
Straßen und Plätzen bedarf es der Genehmigung der Birgermeifterei. 

Die Gerüfte find feit, ficher und jo aufzujtellen, daß Unglüdsfälle 
möglichſt verhütet und öffentliche Einrichtungen, wie Brunnen, Kanäle, 
Ninniteine, Zaternen u. j. w. gehörig gejchügt werden. 

Das Pflafter der Fahrbahnen und die Befeftigung der Fußſteige 
dürfen durch die Gerüfte nicht notleiden. Im Falle ſich Mißſtände 
herausstellen ift die Großh. Bürgermeifterei nah) Anhörung des Ge- 
meinderat3 befugt, für die Hauptitraßen die Unterlage von Schwellen 
unter die Rüftitangen zu verlangen. 

Zu Urt. 32 der allgemeinen Bauordnung. 
2. 

Alle Gebäude, welche ihre Traufjeite nach der Straße erhalten, 
müſſen zur Ableitung des Wafjers von den Dächern mit Dachtandeln 
und Abfallröhren verjehen jein, welche in den Hauptitraßen mitteljt direkt 
an fie anjchliegenden, überdedten qußeifernen Rinnen nad) der Goſſe Hin 
entwäſſern. Die Wafjerabführung in offenen, quer über den Fußſteig 
laufenden Rinnen ift daſelbſt unzuläſſig. 

Die gußeijernen Rinnen müſſen mit der Ebene des Fußſteigs ab 
gleihen und beiderjeitö mit einer Neihe gleich breiter, jauber aerichteter 

flafterjteine eingefaßt jein. 
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Ueberbrüdungen von Straßengofjen jind ausnahmsweile und nur 
dann zuläſſig, wenn vorher jchriftliche Erlaubnis von der Großh. Bürger- 
meilterei erwirft worden ift. Sie müſſen ebenfall mit der Ebene des 
Fußſteiges abgleichen und aus geriefelten gußeifernen Platten bejtehen. 

Die Ausführung der Entwäljerungsrinnen gleichwie der Goſſen— 
überbrüdungen gejchieht ausschließlich durch die Großh. Bürgermeiſterei. 
Die Koften werden vorlagsweile aus der Gemeindekaſſe beitritten und 
find von den Pflichtigen innerhalb jehs Monaten nad) Fertigſtellung 
der Arbeiten zurüczuerjtatten, wobei nötigenfall® das Beitreibungs— 
verfahren in Anwendung zu fommen hat. \ 

S 


84. 
Feſte Stoffe, wie Küchenabfälle, Kehricht, Schutt, Schlamm, Aſche, 
Putz- und Seifenwaſſer dürfen nicht auf die Straße entleert oder ab— 
geführt werden. 


85. 

Der Eigentümer einer Entwäſſerungsanlage oder Anſchlußleitung 
an die Gemeinde-Kanaliſation hat dieſelbe regelmäßig zu reinigen, ins— 
beſondere die Sinkkaſten innerhalb der Hofreiten nach Erfordernis, 
mindeſtens aber alle 14 Tage ſowie jeweils nach beſonders heftigen 
Regengüſſen zu entleeren und mit friſchem Waſſer zu ſpülen. 

Zu Art. 33 der allgemeinen Bauordnung. 
8 6. 

Ausgüffe aus Küchen, Brennereien, Brauereien an den gegen 
Straßen und öffentliche Plätze gerichteten Seiten von Gebäuden Jind 
verboten und miüffen, falls jie an der Nebenfeite von Gebäuden ans 
gebradht und von der Straße und öffentlichen Plätzen fichtbar find, oder 
die Nähe der Straße dies jonjt erforderlich macht, mit bis auf den 
Boden gehenden Röhren verjehen jein. 

Diejen Vorjchriften wideriprecjhende Anlagen find binnen 6 Monaten 
nad) dem Erſcheinen diefer Polizeiordnung zu bejeitigen, bezw. um- 
zuändern. 

Zu Art. 79 der allgemeinen Bauordnung. 


87. 


Verfehlungen gegen vorſtehende Baupolizei-Ordnung unterliegen 
der Beſtrafung nach $ 367 d. N.-Str.:G.-B. und Art. 79 und 80 der 
allgemeinen Bauordnung, jowie den in Art. 80 der legteren angedrohten 
Rechtsfolgen. 

Darmftadt, am 7. Auguſt 1900. 

Großherzogliches Kreisamt Darmitadt. 
J. V.: Wid. 


Ortsbauſtatut für die Gemeinde Arheilgen. 

Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die all— 
gemeine Bauordnung betreffend, und der SS 3—9 der Verordnung vom 
1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen Bauordnung betreffend, 
wird nach Anhörung des Gemeinderats und der Großh. Bürgermeiſterei 
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Arheilgen unter Zuitimmung des Kreis-Ausschuffes und mit Genehmigung 
Großherzoglichen Minijteriums des Innern vom 20. Juni 1900 zu 
Nr. M. d. 3. 15928 fir die Gemeinde Arheilgen verordnet wie folgt: 
Zu Art. 4 der allgemeinen Bauordnung. 
81. 

Die Bau- und Straßenfluchten ſind durch den Ortsbauplan be— 
ſtimmt. Von den in dieſem vorgeſehenen neuen Straßen ſollen indes 
zunächſt nur bebaut werden dürfen: 

A. Im neuen Bauquartier an der Darmitädter Strafe. 

l. Die Darmitädter Straße nebjt den beiderjeitigen Querſtraßen bis 
zu den nächſten PBaralleljtragen und die nächjtweitliche Barallel- 
Itraße jelbit bis zur Bahnhofſtraße, jowie die Reitbahn. 

B. Im neuen Bahnhofäpiertel. 

2. Die Bahnhofsitrafe nebſt jämtlichen nördlich von ihr gelegenen 
rg zwilchen dem Main-Nedar:- Bahnhof und der Frankfurter 

traße. 

3. Die nächſte ſüdliche Paralleljtraße zur Bahnhofitraße nebft den 
zwijchen diejen beiden Straßen gelegenen Duerjtraßen. 

c. Im öftlihen Baugqnartier. 

4. Der verlängerte Woogsweg nebit den zwilchen Ddiefem und der 
Dieburger Straße vorgejehenen Straßen bis zur Kreisjtraße nad) 
— 

D. Im neuen Bauquartier am Bahnhof Kranichſtein. 

5. Die Kreisſtraße nach Kranichſtein von dem dermaligen Ortsende 
bis jenſeits (jidlich) des Bahnhofs nebſt der verlaſſenen Kreis— 
ftraße diesſeits (nördlich) des Bahnhofs und den zwijchen der 
jegigen und ehemaligen Kreisſtraße vorgejehenen Straßen. 

6. Die Straßen längs des Bahnhofs und der Bahn nebit der Straße 
von dem neuen Kreisftraßenübergang bis zum Dreijchlägermweg. 

Bei eintretendem Bedürfnis beitimmt der Gemeinderat, ob und 
welche weitere, im Ortsbauplane vorgejehene Straßen zur Bebauung 
zugelaljen werden jollen. 

8 2. 


Der Termin zur Eröffnung der im Drtsbauplane vorgejehenen 
Straßen bejtimmt unbejchadet der bejtehenden geieglichen Vorſchriften 
(vergl. Art. 20 Abj. 1 der allgemeinen Bauordnung) der Gemeinderat. 
Bis zu diefem Zeitpunkte trifft die Gemeinde feinerlei Berpflichtung hin- 
fihtlich des für die Straßen erforderlichen Geländeanfaufs, jowie hin- 
jihtlih der Bereftigung, Entwäſſerung und Beleuchtung der Straßen. 
(Bergl. $ 5 diejes Statut3.) 

Zu Art. 13 der nn Bauordnung. 


Zur Benugung als en ai eine Fläche nicht mehr geeignet: 
a) wenn ſie weniger als 70 qm enthält, 
b) wenn fie die in $ 15 Abſ. 1 und 2 diejes Statuts vorgeschriebenen 
Mindejtabmeifungen nicht mehr ermöglicht. 


? 
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Zu Urt. 17 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 4. 

Sind zum Zwecke der Schließung eines Gemeindewegs Grund— 
ſtücke ſeitens der Gemeinde erworben worden, ſo werden dieſelben auf 
Verlangen der unmittelbar angrenzenden Grundbefißer an diefe in Eigen 
tum abgetreten unter folgenden Bedingungen: 

a) Das Verlangen muß innerhalb einer Friſt von ſechs Monaten 
nach erfolgter Erwerbung diefer Grundſtücke jchriftlich bei Großh. 
Bürgermeifterei fundgegeben werden, 
die Anlieger müſſen ſich bereit erflären, fiir das an jie abzutretende 
Gelände der Gemeinde die vollen Nojten der Erwerbung der 
Grundſtücke zurücdzuzahlen. Aus dem Preife des Geländes und 
den Unfojten bei der Erwerbung berechnet ſich mit Rüdjicht auf 
die Größe der Fläche der Einheitspreis, welcher für den Duadrat- 
meter von den Anliegern zu zahlen ift. 

Der zur Abtretung fommende Gemeindeweg ijt mit dem gleichen 
Preis für den Quadratmeter der Gemeinde zu vergüten, wie Die 
Grundſtücke. War der Preis mehrerer Grundftüde an der neuen 
Straße verjchieden, jo wird ein Mittelpreis für den Verfauf aus 
den Gejamtfoften der Erwerbung fejtgeftellt. — Den Geſamtkoſten 
der Erwerbung werden auch Zinfen zu 4 Prozent des Erwerbs- 
preije3 zugejchlagen im Falle fic die Erwerbung jeines der An— 
fieger durch ihre Schuld über 8 Monate, von der Zeit der Er- 
werbung an gerechnet, verzögert. 


u Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. | 
3 g g 


b 


— 


85. 

Außerhalb der durch den Ortsbauplan feſtgeſtellten Bauquartiere | 
jollen in der Regel feine neuen Gebäude errichtet werden. Ausnahmen 
bedürfen der Genehmigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern 
nad) vorheriger Anhörung des Gemeinderats. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
S 6. 

In den nod nicht eröffneten Straßen joll das Bebauen nur an 
den Enden, welche auf jchon eröffnete Straßen aufftoßen, gejtattet werden. 

Der Bauende hat aber dann das zur neuen Straße erforderliche 
ganze Gelände, joweit jein Beſitztum reicht, unentgeltlich abzutreten und 
war frei von allen Laſten. 

87 

Soll außer dem in $ 6 vorgejehenen Fall ein Gebäude in einer 
nod) nicht eröffneten Straße errichtet werden, jo kann dieſes gejtattet 
werden, wenn der Gemeinde das ganze Ztr ——— vor dem projek— 
tierten Baue einschließlich des vor dem zugehörigen Gelände gelegenen 
Straßenteil® bis zur nächſten eröffneten Querjtraße, beziv. 6 er 
bereit3 fir die Gemeinde in Eigentum erworbenen Steg 
und lajtenfrei zur Beniigung al3 Strafen fo lanas 
jtellt wird, bi8 der in S 6 erwähnte Ankauf ſte 
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Grenzen an die neu eröffnete Straße zwei eröffnete Querſtraßen, 
jo beftimmt der Gemeinderat, nach welcher Straße zu das Gelände zu 
erwerben iſt. 

Bei bereits beftehenden Straßen, bei denen Grundjtüde bis zur 
neuen Fluchtlinie freizulegen find, Teiftet die Gemeinde den betreffenden 
Eigentümern für den Quadratmeter eine Entichädigung von 70 Big. 

Tritt der entgegengejegte Fall ein, dann hat der betreffende Eigentümer 
den gleichen Betrag für den Quadratmeter an die Gemeinde zu bezahlen. 


a) Bis zu dem Zeitpunfte, an welchem eine Straße jeitens der Ge— 
meinde eröffnet wird, find alle diejenigen Vorkehrungen, welche 
durch die Bürgermeifterei in Bezug auf Einebnung der Straßen: 
fahrbahn, Herjtellung der Wafjerabläufe, joweit erforderlich, durch 
Pflafterung von Rinnen, jowie Einebnung und Bekieſung des 
Fußſteiges, gefordert werden jollten, und zwar bis zur nächjten 
hierzu geeigneten Querjtraße, von dem betr. Eigentümer, und 
wenn es mehrere jind, unter gegenjeitiger jolidarijcher Haftbarfeit 
derjelben auf eigene Koſten und Gefahr zu bewirken. 

Entjtehen der Gemeinde aus einer etwaigen Verſäumnis Kojten, 
jo ift diejelbe jederzeit befugt, den Zugang über ihr Eigentum zu 
verbieten und zu verhindern, falls nicht voller Erſatz der Kojten 
durch Hinterlegung einer der Großh. Bürgermeijterei ausreichend 
ericheinenden Kaution jicher geftellt wird. 

So lange die Straße nicht volljtändiges Eigentum der Gemeinde 
und nicht eröffnet iſt, kann weder auf Chauſſierung noch Pflafterung 
der Goſſen oder Beleuchtung Anfpruch gemacht werden. 

Ss 9 


b 


— 


S . 

Sobald der größere Teil der meuen Straße, big zur nächften 
Querjtraße gerechnet, als bebaut anzufehen ift und die Gemeinde das 
Gelände in Eigentum hat, joll die Straße eröffnet und fahrbar gemacht, 
jowie die Pflafterung der Goſſen umd die Beleuchtung der Straße her- 
geftellt werden. 

Zu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8 10. 

Die Gemeinde übernimmt alle Koften der Befeitigung der Fahr- 
bahn auf deren ganze Breite und derjenigen der Fußpfade auf je 
1,0 m Breite. Die Kojten der übrigen Befejtigung, welche ebenfalls 
durch die Großh. Bürgermeifterei auszuführen ift, werden vorlagsweie 
aus der Gemeindekaſſe beitritten, alddann im Berhältnis der Länge der 
Grundſtücke an der Straße ausgejchlagen und von den Befigern inner- 
balb ſechs Monaten nad) Vollendung der Arbeit durch die Gemeindefajje 
erhoben. Bei Zahlungsjäumigkeit hat nötigenfalls das Weitreibungs: 
verfahren in Anwendung zu fommen. 

s.1ı. 

Die Fußiteige, jowie die Floßrinnen werden, wenn mit bejonderer 
Genehmigung Gerüftitangen, Sprießen und Bauzäune eingegraben waren, 
auf Koften des Hauseigentümers wieder in den früheren Zuſtand gebracht, 
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wenn nicht Großh. Bürgermeifterei aus bejonderen Gründen veranlaft 
ilt, die Anwendung von Schwellen zum Zwecke der Befeftigung der Ge— 
rüftftangen anzuordnen. | 
Zu Urt. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
8 12. 

Stallungen, Scheunen, Speicher, Remiſen, Waſchküchen, Abtritte 
und ähnliche Anlagen jollen in der Pegel nicht an die öffentlichen 
Straßen und Plätze gejtellt werden. 

Eine Ausnahme hiervon fann wegen bejonderer Verhältniſſe unter 
der Bedingung zugelafjen werden, daß derartige Nebengebäude mit dem 
Hauptgebäude in eine gefällige architektonische Verbindung gebracht 
werden; ebenjo find die im öffentlichen Interejje errichteten Gebäude 
von obiger Beitimmung ausgeſchloſſen. 

$ 13 

Räume, in denen mit lautem Geräuſch verbundene Gewerbe be- 
trieben werden, oder in denen Rauch, Dampf oder Gaje erzeugt werden, 
dürfen in der Regel Definungen nad) der Straße nicht haben. 

Liegen die vorgenannten Räume Hinter der Baufluchtlinie, jo muß 
die Entfernung der Deffnungen von derjelben mindejtens 5 m betragen. 
Zu Urt. 44 der allgemeinen Bauordnung. 

8 14. 

Das Sodelmauerwerf der Wohngebäude ift majjiv nur aus Bruch- 
oder hart gebrannten Steinen mit gutem Kalkmörtel nicht unter ?/s Meter 
hoch über dem höchſten Punkt der Straße herzuftellen. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 15. 

Ein neu zu errichtendes Wohnhaus an einer Straße, jofern jolches 
nicht ala Nebenbau aufgeführt wird, muß mindeftens eine &iebelfront 
von 6 m haben. 

Die Gebäude, bei welchen die Traufjeite nach der Straße gebt, 
müffen mindeſtens 8 m Straßenfront und 6 m Tiefe haben. 

Sämtliche auszuführende Stodwerfshöhen der bewohnten Räume 
jind, joweit der $ 22 nichts anderes bejtimmt, im Lichten nicht unter 
2,60 m herzuitellen. 

Die Dachwohnungen in Knieſtöcken müſſen eine Höhe von mindeftens 
2,40 m haben. 

Nebenbauten, jowie Einfriedigungen müſſen, ſoweit fie an Die 
Straße grenzen, im richtigen Verhältnis ihrer Bauart zu den Haupt- 
gebäuden ausgeführt jein. 

Aufaßbeftimmungen betreffg der in offener Bauweife zu errichtenden 
Hofreiten. 
Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 16. 

Ueberall da, wo im Ortsbauplane Vorgärten vorgejehen find, foll 
die ſog offene Bauweiſe eingehalten werden. Hofreiten mit landiirt- 
Ichaftlihem oder ;Fabrif- oder dergl. Betriebe jind daſelbſt unzuläffig. 
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Sämtliche Gebäude jollen in diejen, nur für beſſere Hofreiten bejtimmten 
Straßen nad) Außen gefällig erjcheinen und dementiprechend auch die 
Hintergebäude, joweit jie von der Straße aus fichtbar find (vergl. $ 19 
Abi. 2) in die Erjcheinung treten. 
Zu Urt. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 17. 

Die in dem Ortöbauplane vorgejehenen Baufluchten jind nur in- 
joweit maßgebend, als fie die geringjte Breite der Vorgärten angeben. 
Eine größere Breite fir die legteren ift daher zuläſſig. Rijalite, Türme, 
Unterfahrten, Vordächer, Veranden, Balkone, Freitreppen und dergl. 
Borjprünge dürfen in die Vorgärten vor die Bauflucht höchſtens bis zur 
halben, überdachte Zugänge auf Widerruf big zur ganzen Vorgarten- 
breite vortreten. 

Zu Urt. 39 der allgemeinen Bauordnung. 
8 18. 

Die Hofreiten müfjen gegen die Straße hin mitteljt durchbrochener 
Einfriedigung aus Holz, Metall oder Stein derart abgegrenzt werden, 
daß genügender Einblid in den Garten verbleibt und der Gebäudejodel 
noch von der Straße aus fidhtbar ift. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
19. 
* Die Hauptgebäude müſſen von einander mindeſtens 3,0 m entfernt 
eiben. 

Dasjelbe gilt für Nebengebäude, welche an die Straße oder in 
einem geringeren Abjtande als ca. 15 m von der Straße zu ftehen kommen. 
$ 20. 

Die Errichtung von Gruppenhäufern ift zuläffig, wenn folche nicht 
mipftändig und die Bauten mit einander in harmonijchen Zufammenhang 
gebracht erjcheinen. Derartige Gruppenhäufer müſſen aber gleichzeitig 
zur Ausführung kommen. 

g 21. 

Das Gelände joll gegen das Gebäude hin etwas anfteigen und 
demgemäß die untere Begrenzungslinie des Sockels mindeftens 25 cm 
über die Fahrbahnmitte zu liegen fommen. 

8 22. 

Die lichte Stodwerfshöhe muß mindeftens 3,0 m betragen; Dad)- 
zimmer jollen mindejtens 2,4 m im Lichten Hoch fein. 

Einjtödige Häufer find nur dann zuläffig, wenn fie noch einen 
Knieftod erhalten und ihre Trauffante mindeftens 4,5 m über Sodel- 
oberfante zu liegen kommt. 

In den Wohnräumen, welche an den von der Straße aus ficht- 
baren Hausſeiten gelegen find, jollen die Hauptfenfter eine lichte Fläche 
von mindeftens 1,80 qm erhalten. 

Zu Art. 65 der allgemeinen Bauordnung. 
g 23. 

Nebengebäude find gleichfall3 genehmigungspflichtig und müſſen 

im Charakter des Hauptgebäudes gehalten werden. Diejelben dürfen 


— 


74 IH. Ortsbaujtatuten und Lolal-Baupolizei-Drdnnungen. 


höchſtens 1'/e Stod hoch und müfjen mindeftend "er Stod niedriger 
gehalten werden als das Hauptgebäude. 

Zu Einfriedigungen iſt gleichfall® die freisamtliche Genehmigung 
zu erwirfen. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8 24. 

Die Fußiteige jind jämtlicy mit erhöhter Trottoirfante zu verjehen 
und von den Beligern der Hofreiten — joweit Dies nicht von der Ge— 
meinde geichieht (vergl S 10 Abi. 2) — bis zu leßteren auf die Breite 
der Toreinfahrt mit jegmentartiger Verbreiterung gegen die Fahrbahn 
hin zu chaujfieren und zu überfiefen. Im bejonderen Fällen fann eine 
dauerhaftere Befejtigung vorgejchrieben werden. 

Arheilgen, am 7. Auguft 1900. 

Großherzoglihe Bürgermeijterei Arheilgen. 


Abänderung des Ortsbauftatuts für Die Gemeinde Arheilgen 
vom 7. Auguſt 1900. 

Auf Grund des Artikel 2 des Gelege vom 30. April 1881, Die 
allgemeine Bauordnung betr., wird durch Beichluß des Gemeinderats 
vom 19. Mai 1903 mit Genehmigung des Großherzogl. Mintjteriums 
des Innern vom 4. Januar 1904 zu Nr. M.d. %. 35923 nachſtehender 
Nachtrag zum DOrtsbauftatut vom 7. Augujt 1900, defjen Beitimmungen 
jofort in Kraft treten, erlafien. | 

Einziger Artikel. 

Der $ I des Drtsbauftatuts für die Gemeinde Arheilgen vom 
7. Auguſt 1900 erhält folgende Faſſung: 

Zu Urt. 4 der allgemeinen Bauordnung. 

Die Bau- und Straßenfluchten find durch den Ort3bauplan be- 
jtimmt. Won den in dieſem vorgejehenen neuen Straßen jollen indes 
zunächſt nur bebaut werden dürfen: 

A. Im neuen Bauquartier an der Darmitädter Strafe. 

1. Die Darmftädter Straße nebit den beiderjeitigen Querftraßen bis 
zu den nächſten Baralleljtrafen und die nächitweitliche Parallelſtraße 
jelbit bis zur Bahnhofitraße, jowie die Neitbahn. 

B. Im neuen Bahnhofäpiertel. 

2. Die Bahnhoritrage nebit jämtlichen nördlich von ihr gelegenen 
Straßen zwilchen dem Main-Nedarbahnhof und der FFrankfurterftraße. 
©. Im öftlichen Baugquartier. 

3. Der verlängerte Woogsweg nebjt den zwiichen dieſem und der 
Dieburgeritraße vorgejehenen Straßen bi8 zur Kreisitraße nad) Kranichftein. 
D. Im neuen Bauguartier am Bahnhof Aranichitein. 

4. Die Kreisftraße nah Kranichitein von dem dermaligen Orts— 
ende bis jenſeits (jüdlich) des Bahnhofs nebit der verlaſſenen Kreisftraße 
diesſeits (nördlich) des Bahnhofs und den zwiichen der jebigen und ehe— 
maligen Kreisitrage vorgejehenen Straßen. 

5. Die Straßen längs des Bahnhofs und der Bahn nebft der 
Straße von dem neuen Kreisitraßenüber bis zum Dreiichlägerweg. 


* 
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Bei eintretendem Bedürfnis bejtimmt der Gemeinderat, ob und 
welche weiteren, im Ortsbauplan vorgejehenen Straßen zur Bebauung 
zugelaffen werden jollen. 

Arheilgen, den 15. Februar 1904. 

Großherzogliche Bürgermeijterei Arheilgen. 
Benz. 


Rahträge zum Ortsbauftatut für die Haupt und 
Nefidenzitadt Darmftadt 
Nachtrag betr. die Bebauung der Mathildenhöhe vom 28. Juli 1898. 


J. 
Hinſichtlich des zur ausſchließlich villenartigen Bebauung beſtimmten 
Teils des Mathildenhöhegrundſtücks, begrenzt durch die Erbacherſtraße, 
Stiftsftraße, nördlich durch das Grundſtück des Alicehojpitald und die 
von dieſem ſüdlich nach der Erbacherftraße führende Straße, werden 
folgende bejondere ortsjtatutarische a getroffen: 


8. 

Einheitliche Baufluchtlinien Kb nicht einzuhalten, dagegen hat der 
geringjte Gebäudeabjtand über die Straße mindeſtens 15 Meter und 
der lichte Zwilchenraum zwiſchen Gebäudevorjprüngen, wie Treppen, 
Erfern u. j. w. mindeſtens 12 Dieter zu betragen. Längs der Erbacher— 
ſtraße dürfen die zu errichtenden Gebäude über die in dem Bebauungs- 
plan rot punftierte Linie, die teil 8, teil3 10 Meter Hinter der Straßen- 
flucht liegt, nicht vorgerüdt werden. 

Eine Verbreiterung der Straßen und Wege auf Anjuchen oder im 
Intereſſe der Anlieger, auf Koſten der Stadt, iſt ausgeichlofjen. 

S 2. 

Die Gebäude können einzeln ſtehen oder in Gruppen vereinigt 
werden. 

Bei der Gruppenbildung dürfen nicht mehr als höchſtens 4 Häufer 
vereinigt werden. 

Der Abitand der Einzelgebäude bezw. der Gruppen von der 
Nachbargrenze muß mindeitens 3 Meter betragen. 

Ein Borjpringen von Treppen, VBeranden u. j. w. in Dieje 
Zwiſchenräume iſt geftattet, jedoch muß zwijchen den nachbarlichen 
Gebäudeteilen ein lichter Raum von mindejtens 3 Meter frei bleiben. 

8 3. 

Die Wohngebäude, welche innerhalb des unter I bezeichneten Ge— 
biete3 errichtet werden, dürfen nur Ein-Familien-Häufer fein. Diejelben 
dürfen außer dem Erdgeichoß nicht mehr als ein Obergeſchoß und ein 
Dachgeſchoß erhalten. 

8 4. 


Die Umfangswände der Wohngebäude jind im Sodel und im 
Erdgeſchoß aus majjivem Mauerwerk aufzuführen. Holzfachwerk kann 


| 


bei jtrifter Einhaltung des im $ 2 angegebenen ee · 
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Obergeſchoß mit mindejtens 13 Zentimeter ſtarker Hintermauerung, im 
Dachgeſchoß auch ohne ſolche zugelajjen werden. 

Die Ausführung von Dachgelimjen, Altanen, Gallerieen, Gängen 
und Treppen in Holz, jowie die Verwendung einzelner Bretter» und 
Schindel-VBerkleidungen zur Ausihmüdung der Gebäude an den Außen— 
jeiten it nach Maßgabe der Beitimmungen der Art. 54 und 55 der 
Allgemeinen Bau-Drdnung und des $ 75 der Ausführungs-Verordnung 
zu derjelben gejtattet. 

II. 

Für die Bebauung der außerhalb des unter J genannten Bezirks 
auf der Mathildenhöhe anzulegenden Straßen, insbeſondere für die öſt— 
liche Verbindungsſtraße vom Hochreſervoir bis zur Dieburgerſtraße und 
für die Fortſetzung dieſer Verbindungsſtraße an der Oſtſeite des Hoch— 
reſervoirs und von da ab in öſtlicher Richtung bis zur nächſten, bereits 
in den Stadtbauplan aufgenommenen Straße gelten die vorſtehenden Be— 
ſtimmungen nicht. 

S 5. 

Die 9 Meter breite, weftliche Berbindungsitraße von der Mathilden- 
höhe nad) der Dieburgeritraße, längs der Ditgrenze des Alicehojpitals, 
gilt als unbebaubare Fahrſtraße. 

S 6. 

Hinfichtlih der von der Dieburgerjtraße nad) dem Hochrejerpoir 
und von da ab in öjtlicher Richtung weiter führenden Straße wird ge— 
ſchloſſene Bauweiſe zugelafien. Für den zwiichen Dieburgerjtraße und 
Hochrejervoir liegenden Teil jind Borgärten nicht angeordnet, für den 
übrigen Zeil bleibt Bejtimmung in diejer Hinficht vorbehalten. 

Darmjtadt, den 1. Auguft 1898. 

Großherzogliche Bürgermeiiterei Darmftadt. 
Morneweg. 


Auf Beihluß der Stadtverordnneten-Verfammlung vom 11. No- 
vember v. 33. und mit Genehmigung Großh. Minijteriums des Innern 
vom 5. Auguft d. 38., zu Nr. M. d. 3. 18493, erhält der 8 45a des 
Ortsbauftatuts für die Stadt Darmjtadt folgenden Nachtrag: 

1. Für die Südjeite der Heerdwegſtraße, zwiſchen Martins- und 
Nieder-Ramjtädteritraße, wird offene Bauweiſe vorgejchrieben. 

2. Die an dem erwähnten Straßenteil zu errichtenden VBordergebäude 
müſſen von den Nahbargrenzen mindejtens 3 Meter entfernt 
bleiben, jedoch fann im Cinzelfall ein geringerer Abjtand von 
der Grenze zugegeben werden, wenn durch ortögerichtlich proto- 
follierte Uebereinktunft der Nachbarn der Gebäudeabitand von 
6 Meter gewahrt und gegen jpätere Abänderung gefichert wird. 

3. Zwiſchen Sodel und Dachtraufe dürfen nur 2 zum dauernden 
Aufentgalt von Menjchen bejtimmte Geſchoſſe angeordnet werden, 


E 
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Wir bringen denjelben hierdurch) zur öffentlichen Kenntnis, mit 
dem Anfügen, daß die reſp. Beitimmungen ſofort in Kraft treten. 
Darmjtadt, den 19. Auguſt 1898. 
Großherzogliche Bürgermeifterei Darmitadt. 
Mornemeg. 


Nah Beſchluß der Stadtverordneten-Verfammlung vom 17. Febr. 
1898 und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern vom 
30. Juli 1898 zu No. We. d. 3. 17742 erhält das DOrtsbauftatut für 
die Stadt Darmjtadt folgenden Nachtrag: 

„zür die Parzelle Flur I, No. 5060 der Gemarkung 
Befjungen wird bejtimmt, daß auf derjelben die Errichtung von 
nur 3 Wohngebäuden villen- oder landhausartigen Charakters und 
zwar nur an den Eden der Barzelle mit 5 Meter breiten Vor— 
gärten erfolgen darf. 

Die Gebäude dürfen über Sodel nur noh 2 Hauptgejchojje 
erhalten und müſſen in allen Außenſeiten in gefälliger arditef- 
tonischer Ausbildung zur Erſcheinung gelangen. 

Die Errichtung Fleinerer Hintergebäude kann genehmigt werden, 
injofern diejelben von den Straßen aus nicht mißſtändig ericheinen.“ 
Wir bringen dies mit dem Anfügen zur öffentlichen Kenntnis, 

daß die getroffenen Beitimmungen jofort in Kraft treten. 

Darmftadt, den 4. November 1898. 

Sroßherzogliche Bürgermeifterei Darmitadt. 
Mornemweg. 





Auf Beihluß der Stadtverordneten - Berfammlung vom 2. Mai 
1901 und mit Genehmigung Großh. Minijteriumg des Innern, vom 
21. Augujt 1901, zu Nr. M. d. J. 23915, Hat das Drtsbauftatut 
folgenden Nachtrag erhalten: 

Für das jogenannte Heerdiwegviertel zwiſchen Nieder-Ramjtädter- 
ftraße, Heerdweg, Martinsjtrage und Scießhausftraße wird — unter 
gleichzeitiger Aufhebung des Nachtrags zum Ortsftatut vom 14. Aprif 
1899, welcher ſich auf eine villenartige Bebauung der Straße G zwijchen 
der Verlängerung der Straße „Grüner Weg“ und den Straßen F bezw. 
E bezieht — die offene Bauweije für alle Teile, außer den unter $ 2 
und $ 9 aufgeführten, gemäß folgenden Bejtimmungen vorgejchrieben: 

> 1 


Die Gebäude können einzeln jtehen oder in Gruppen vereinigt 
werden. Bei der Gruppenbildung dürfen nicht mehr als höchitens 3 Häufer 
und nur bis zu einer Gejamtfrontlänge von 40 m vereinigt werden. 
Eine Gruppenbildung fann nur genehmigt werden: 

wenn, abgejehen von nachjtehender Ausnahme, ſämtliche Eigentümer 

der Grundftüde, auf denen die Gruppe errichtet werben Toll, über 

einen gemeinjamen Faljadenplan urkundlich ſich geeinigt haben. 

Ausnahmsweije kann die Genehmigung für das erſte Gebäude 
einer Gruppe auch ohne gemeinfamen Plan dann erteilt werden, w 
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eine Einigung der beteiligten Grundbeſitzer über einen ſolchen Plan nicht 
zu erzielen ift. Die jpäter zu errichtenden Gebäude müfjen alsdanı in 
der Weiſe ausgerührt werden, daß jie mit dem erften entiweder ein 
architeftonijches Ganzes bilden oder ſich in ardhiteftonisch gefälliger Weile 
an dasſelbe anſchließen. 

Der zuerſt Bauende iſt jedoch verpflichtet, nach Maßgabe eines 
zur Genehmigung vorzulegenden Planes die von der Straße aus ſicht— 
baren Teile der Brandmauer auf feine Koſten in gefälliger Weije aus- 
zubilden — jei es durch architektonische Gliederung des Mauerwerfs, 
durch Verputz, Anbringen von Liſenen, Quaderungen zc. oder durch An- 
bringen gemujterter Spalierwände und Bepflanzung. 

9» 


8 2. 

Der Abjtand der Einzelgebäude bezw. der Gruppen von der Nad)- 
bargrenze muß mindeſtens 3 m betragen, jedoch fann im Einzelfalle ein 
geringerer Abjtand von der Grenze zugegeben werden, wenn durch rechts- 
giltige Uebereinkunft der Nachbarn der Gebäudeabitand von 6 m ge- 
wahrt und gegen jpätere Abänderung gejichert wird. 

Ferner wird ein Vorjpringen von Treppen, Beranden, Erfern u. j. w. 
in dieſe Zwilchenräume gejtattet, jedoch muß zwiſchen den nachbarlichen 
SGebäudeteilen ein lichter Raum von mindeitens 3 Meter frei bleiben. 

Ausgenommen von den Beitimmungen diefe® Paragraphen wird 
die nördliche Seite der Straße E zwilhen Mojer- und Hochſtraße, für 
welche die gejchlojiene Bauweiſe wre wird. 


Die Gebäude dürfen außer Erdgeſchoß nicht mehr als 2 Ober— 
geſchoſſe erhalten. Ein ganz oder teilweiſe ausgebauter Dachſtock wird 
einem beſonderen Obergeſchoß gleich gerechnet und ſchließt daher das 
zweite Obergeſchoß aus. Ausnahmsweiſe ſollen jedoch einzelne bewohn— 
bare Räume in Giebeln oder Türmen nicht als beſonderes Obergeſchoß 
gerechnet werden. An Straßenſtrecken von nicht mehr als 10 m Breite 
dürfen die Gebäude über dem Erdgeſchoß nur ein Obergejchoß und ein 
ausgebautes Dachgeſchoß befommen. 

Ss 4. 

Die Errichtung von Seiten und Hintergebäuden iſt nur mit be- 
jonderer Genehmigung der Baupolizei und unter den von derjelben etwa 
zu Stellenden bejonderen Bedingungen zuläflig. 

$ 5. 

Alle von den Straßen aus fichtbaren Außenſeiten der Vorder-, 
Hintere und Seitengebäude müſſen eine gefällige architektonische Aus: 
bildung erhalten. 

8 6. 

Die an den freien Play zwijchen Wittmanns- und Moferjtraße, 
der Straße D und K anitoßenden Gebäude müſſen monumentalen 
Charafter erhalten. 

87. 

Bei jtrifter Einhaltung des in S 2 angegebenen Gebäudeabjtandes 

fann für die Umfangswände des oberjten Stocdwerf3 Holzfachwerk mit 


mw 


“ 
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mindeitens 13 cm ftarfer Hintermauerung, im Dachgejchoß aud) ohne 
legtere, zugelafjen werden. 

Die Ausführung von Dachgefimjen, Altanen, Gallerieen, Gängen 
und Treppen in Holz, jowie die Verwendung einzelner Bretter- und 
Scindelverkleidungen zur Ausihmüdung der Gebäude an den Außen 
jeiten ift nach Maßgabe der Beitimmungen der Artikel 54 und 55 der 
Allgemeinen Bauordnung und des $ 75 der Ausführungs-Verordnung 
zu derjelben geftattet. Die Vorjchriften dieſes Paragraphen finden auf 
die unter $ 6 erwähnten Gebäude feine Anwendung. 


88. ; 

In denjenigen Straßen, an welchen Abtreppungen oder hohle 
Straßenwandungen (fonfave Baufluchtlinien) vorgejehen find, iſt Die 
Stellung der Gebäude nad der Einzeichnung im Bebauungsplan tun- 
lichſt einzurichten. 

89. 

Borftehende Beltimmungen haben Geltung für das ganze Bau- - 
quartier mit Ausnahme des Heerdwegs zwiſchen Martinsitraße und 
Nieder-Ramjtädterftraße, jowie der Martinsjtraße füdlich des Heerdwegs, 
für welche legteren Straßen bereits bejondere Statuten beftehen. 

Wir bringen dies mit dem Anfügen zur öffentlichen Kenntnis, daß 
die betreffenden Beſtimmungen jofort in Kraft treten. 

Darmjtadt, den 12. September 1901. 

Großherzogliche Bürgermeijterei Darıntadt. 
Mornemweg. 


Nach Beichluß der Stadverordneten-Verfammlung vom 11. Auguft 
1898 und mit Genehmigung Großh. Ministeriums des Innern vom 
6. März 1899 zu Nr. M. d. 3. 5790 wird in dem Ortäbaujtatut 
hinter $ 24 ein Nachtrag als $ 24a eingejchaltet. Wir bringen denjelben 
nachjtehend mit dem Anfügen zur öffentlichen Kenntnis, daß die darin 
getroffenen Beitimmungen jofort in Kraft treten. 

S 24a. 

„Hinſichtlich des zur ausschließlichen Erbauung von Wrbeiter- 
wohnungen bejtimmten Baublods öſtlich der Kreuzung von Pallaswieſen— 
ſtraße und Gräfenhäuferweg wird beftimmt: 

1. Die Gebäude fünnen einzeln jtehen oder zu je zwei vereinigt 
werden, wenn damit eine befriedigende Gejamtwirfung erzielt wird. Der 
Abitand der Einzelgebäude oder der Gruppen von der Nachbargrenze 
muß mindeftens zwei Meter betragen. 

2. Die Gebäude dirfen 8* dem Erdgeſchoß nur ein Oberge— 
ſchoß oder ein ausgebautes Dachgeſchoß erhalten.“ 

Darmſtadt, den 27. März 1899. 

Großherzogliche Bürgermeiſterei Darmſtadt. 
Morneweg. 

Auf Beſchluß der Stadtverordneten-Verſammlung von 26. Januar 

1899 und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern vom 


El 
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1. Mai 1899, zu Nr. M. d. 3. 13052, erhält das Ortsbauftatut für 
die Stadt Darmftadt die unten folgenden Nachträge und Ergänzungen, 
deren Beitimmungen jofort in Kraft treten. 

$ 22b. 

„Eine künſtleriſch befriedigende Gejtaltung der Straßen-Anfichten 
der entlang der inneren Ringftraße zwifchen Frankfurter und Kranich— 
jteinerjtraße zu errichtenden Gebäude, entiprechend dem Charakter diejer 
Straße, wird zur Bedingung gemacht. 

Bei offener Bauweije jind auch die von der Straße aus ficht- 
baren Seitenanfichten der Gebäude entiprechend auszubilden.“ 

S 42a. 

„Die Länge der Baufronten an der inneren Ringjtraße zwijchen 
Frankfurter- und Kranichjteinerjtraße darf nicht unter 12 Meter be- 
tragen. 

Nur bei Zujammenziehung mehrerer Gebäude und einheitlicher 
ardhiteftonischer Ausbildung der Straßenanfichten fann von diejem 
Mindeſtmaß abgejehen werden. 

Edhäujer müffen eine Gejamtlänge von nicht unter 21 Meter be- 
figen, in der Weile, daß die eine Front mindeſtens "eine Länge von 
9 Meter hat.“ 

Ss 45b. 

„sn der inneren Ringſtraße zwiſchen Franffurter- und Kranich— 
jteinerjtraße find, zur Vermeidung der häßlichen Brandgiebel, die Bau- 
pläße auf die ganze Breite, aljo bis zu den beiderjeitigen Grenzen, zu 
überbauen. 

Eine Dispenjation von dieſer Beitimmung kann nur erfolgen. 
wenn nad) vorheriger Verjtändigung mit dem Nachbar beide Angrenzer 
einen Abjtand von 3 Meter von der betreffenden gemeinjchaftlichen 
Grenze einhalten. 

Im Einzelfalle it auch ein geringerer Abftand von der Grenze 
zuläflig, wenn durch ortögerichtlich protofollierte Uebereinfunft der Nach— 
barn der Gebäudeabitand von 6 Meter gewahrt und gegen jpätere Ab- 
änderungen gefichert wird. 

Außerdem joll dem $ 46 des Drtsbauftatuts, welcher bejtimmt, 
in welchen Straßen Gebäude unter 3 Stochwerfen über Sodel nicht 
errichtet werden dürfen, zugelegt werden: 

8) — Ringſtraße von der Frankfurter- bis zur Kranichſteiner— 
traße.“ 

Dagegen iſt in $ 44 des Ortsbauſtatuts, worin die Straßen auf— 
geführt find, in welchen Ausnahmen mit einftödigen Bauten gejtattet 
jind, zu Streichen: 

12) „Innere Ringstraße zwischen Frankfurter- und Kranichiteinerjtraße.“ 

Darmitadt, den 20. Mai 1899. 

SGroßherzogliche Bürgermeiſterei Darmitadt. 
Morneweg. 
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Auf Beichluß der Stadtverordnneten-Verfammlung vom 26. Januar 
1899 und mit Genehmigung Großh. Minijteriums des Innern, vom 
30. Mai 1899, zu Nr. M. d. J. 15507, erhält das Drtsbauftatut 
für die Stadt Darmjtudt folgenden Nachtrag, defjen Beltimmungen jofort 
in Kraft treten. 


1. 
Für den Teil der Annaftraße zwifchen Wilhelminen- und Heidel- 
bergeritraße wird für beide — offene Bauweiſe vorgeſchrieben. 


Die an dem erwähnten — zu errichtenden Vordergebäude 
können einzeln ſtehen oder in Gruppen vereinigt werden. 

Bei der Gruppenbildung dürfen nicht mehr als höchſtens 3 Häuſer 
vereinigt werden. 

Der Abſtand der Einzelgebäude bezw. der Gruppen von der 
Vachbargrenze muß mindeſtens 3 Meter betragen, jedoch kann im 
Einzelfalle ein geringerer Abſtand von der Grenze zugegeben werden, 
wenn durch rechtsgiltige Uebereinkunft der Nachbarn der Gebäudeabftand 
von 6 Metern gewahrt und gegen jpätere Abänderung gejichert wird. 


3. 
Die Gebäude dürfen außer dem Erdgeſchoß nicht mehr als ein 
Obergejhoß und ein Dachgeſchoß enthalten. Yieber dem leßteren ijt nur 
ein Dadhraum ohne bewohnbare Räume zuläffig. 
Darmjtadt, den 21. Juni 1899. 
arapbergaglide Bürgermeifterei Darmftadt. 
Mornemeg. 





Auf Beihluß der Stadtverordnneten-VBerfammlung vom 2. Juni 
1898 und mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 
9. Dezember 1899, zu Nr. M. d. 3. 35697, erhält dag Ortsbau— 
ftatut für die Stadt Darmjtadt folgenden Nachtrag, deſſen Beitimmungen 
jofort in Kraft treten. 

$ 50a. 

„sn der AUleranderftraße, Magdalenenitraße und an dem Ballon- 
plage ijt bei Neu- und Umbauten für die Straßenanficht der Charakter 
und Bauſtil der dort beftehenden Gebäude aus dem Ende des 17. Jahr— 
hundert3 beizubehalten.“ 

Darmftadt, den 28. Dezember 1899. 

Großherzogliche Bürgermeijterei Darmitadt. 
Mornemweg. 





Auf Beichluß der Stadtverordnieten-Berfammlung vom 11. Auguſt 
1898 und mit a Großh. Minifteriums des Innern vom 
21. Juni 1900, zu Nr. M. d. 3. 15809, erhält der 8 24 des Orts- 
bauſtatuts folgen Faſſung: 

„Die dem $ 16 der Geuiidien Gewerbeordnung unterliegenden Ans 
fagen jollen in der Regel auf dag nördlich des Griesheimer 
6 
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weitlih der Main-Nedar-Bahn, nordweftlich der DOdenwaldbahn und 
weitlich der Frankfurterſtraße befindliche Stadtquartier bejchränft 
bleiben. Ausgenommen hiervon ſind Vergrößerungen bejtehender An- 
lagen. 

In dem genannten Quartier, mit Ausnahme der Feldbergſtraße 
und des in 8 24a erwähnten, ausjchließlih zur Erbauung von 
Arbeiterwohnungen bejtimmten Baublocks, an der Kreuzung von 
Pallaswiejenitrage und Gräfenhäuferweg , find Wohngebäude mur 
injofern zuläjlig, al8 fie den in dem Betrieb tätigen PBerjonen mit 
ihren Familien zur Wohnung dienen.“ 

Wir bringen dies mit dem Anfügen zur öffentlichen Kenntnis, 
daß die getroffenen Beitimmungen jofort in Kraft treten. 
Darmſtadt, den 4. Juli 1900. 


BD Bürgermeiſterei Darmitadt. 
3 B.: Schliephafe. 





Auf Beihluß der Stadtverordneten-VBerfammlung vom 21. März 
1901 und mit Genehmigung Großh. Miniftertums des Innern vom 
8. Mai 1901, zu Nr. M. d. 3. 11559, erhält das Ortsbauftatut für 
die Stadt Darmjtadt an Stelle des hiermit aufgehobenen Nachtrags 
vom 30. Mai 1900 folgenden Nachtrag, deſſen Beitimmungen jofort in 
Kraft treten: 

Für die Martinsjtraße jüdlich des Heerdwegs wird offene Bau- 
weile gemäß folgender Beitimmungen vorgejchrieben: 


J. 


Die Gebäude können einzeln ſtehen oder in Gruppen vereinigt 
werden. Bei der Gruppenbildung dürfen nicht mehr als höchſtens 
3 Häuſer und nur bis zu einer Geſamtfrontlänge von höchſtens 40 m 
vereinigt werden. Eine Gruppenbildung kann nur genehmigt werden 

wenn, abgeſehen von nachſtehender Ausnahme, ſämtliche Eigentümer 

der Grundſtücke, auf denen die Gruppe errichtet werden foll, über 
einen gemeinfamen Faſſadenplan urkundlich ſich geeinigt haben. 

Ausnahmsweile kann die Genehmigung für das erjte Gebäude 
einer Gruppe aud) ohne gemeinfamen Plan dann erteilt werden, wenn 
eine Einigung der beteiligten Grundbefißer über einen jolden Plan 
nicht zu erzielen ift. Die fpäter zu errichtenden Gebäude müſſen 
alsdann in der Weiſe aufgeführt werden, daß fie mit dem erjten 
entweder ein architeftonisches Ganzes bilden oder fich in architektonisch 
gefälliger Weile an dasjelbe anschließen. 

Der zuerit Bauende ift jedoch verpflichtet, nah Maßgabe eines 
zur Genehmigung vorzulegenden Planes die von der Straße aus 
Jihtbaren Teile der Brandmanern auf feine Kojten in gefälliger 
Weile auszubilden, — fei e8 durch architektonische Gliederung des 
Mauerwerks, durch Berpuß, Anbringen von Lijenen, Quaderungen 
oder durd Anbringen gemufterter Spalierwände und Bepflanzung. 
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II. 

Der Abjtand der Einzelgebäude bezw. der Gruppen von der Nad)- 
bargrenge muß mindejtend 3 m betragen. 

Ein Borjpringen von Treppen, Veranden u. |. w. in dieje Zwijchen- 
räume ijt gejtattet, jedoc muß zwijchen dem nachbarlichen Gebäufichkeiten 
ein lichter Raum von mindeſtens 3 m frei bleiben. 

II. 

Die Gebäude dürfen außer dem Erdgeihoß nicht mehr als 2 Ober- 
geichofie erhalten. Ein ganz oder teilweiſe ausgebauter Dachſtock wird 
einen bejonderen Obergeſchoß gleich gerechnet und ſchließt daher das 
2. Dbergeihoß aus. Ausnahmsweiſe jollen jedoch einzelne bewohnbare 
Räume in Giebeln oder Türmen nicht als bejonderes Obergeſchoß ge- 
rechnet werden. 

Bei jtrifter Einhaltung des in Il. angegebenen Gebäudeabftandes 
fan für die Umfangswände des oberſten Stodwerf3 Holzfachwerf mit 
mindeften® 13 em ſtarker Hintermauerung, im Dachgeſchoß auch ohne 
feßtere, zugelafjen werden. 

Die Ausführung von Dachgefimjen, Altanen, Gallerien, Gängen 
und Treppen in Holz, jowie die Verwendung einzelner Bretter und 
Scyindelbefleidungen zur Ausſchmückung der Gebäude an den Außen- 
jeiten it nach) Maßgabe der Bejtimmungen der Art. 54 und 55 der 
Allgemeinen Bauordnung und des 8 75 der Ausführungs-VBerordnung 
zu derjelben geftattet. 

Darmjtadt, den 20. Mat 1901. 


Großherzogliche Bürgermeifterei Darmstadt. 
Morneweg. 


Auf Beſchluß der Stadtverordneten-Verfammlung vom 16. November 
1899 bezw. 21. März 1901 und mit Genehmigung Großh. Ministeriums 
des Innern, vom 8. Mai 1901, zu Nr. M. d. 3. 11559, erhält das 
Drtsbauftatut für die Stadt Darmjtadt folgenden Nachtrag, deſſen Be- 
ſtimmungen jofort in Kraft treten: 

Für die Heidelbergerjtraße üftlicherfeits von der Sandftraße bis 
zur Wilhelmsftraße, von der Hermannsjtraße bis zur Befjungerjtraße 
und von der Weinbergſtraße ab nach Süden, 

weſtlich von der Riedeſelſtraße bis zur Ejchollbrüderitraße, von 
der Annaftraße bis zur Wilhelmsjtraße und von der Ahajtrage nad) 
Süden wird offene Bauweiſe gemäß folgender Beitimmungen vorgejchrieben : 


I. 

Die Gebäude fünnen einzeln jtehen oder in Gruppen vereinigt 
werden. Bei der Gruppenbildung dürfen micht mehr als höchitens 
3 Häujer und nur bis zu einer Gejamtfrontlänge von höchitens 40 m 
vereinigt werden. Eine Gruppenbilding kaun nur genehmigt werden 

wenn, abgejehen von nachitehender Ausnahme, Jämtliche Eigentümer 

der Grundjtücde, auf denen die Gruppe errichtet werden joll, über 
einen gemeinfamen Fafjadenplan urkundlich fich geeinigt habe 
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Ausnahmsweije kann die Genehmigung für das erjte Gebäude 
einer Gruppe auch ohne gemeinjamen Plan dann erteilt werden, 
wenn eine Einigung der beteiligten Grundbefiger über einen jolchen 
Plan nicht zu erzielen ift. Die jpäter zu errichtenden Gebäude 
müſſen alsdann in der Weile aufgeführt werden, daß fie mit dem 
erjten entweder ein architeftoniches Ganzes bilden oder ſich in 
architektonisch gefälliger Weile an dasjelbe anjchließen. 

Der zuerjt Bauende ijt jedoch verpflichtet, nad) Maßgabe eines 
ur Genehmigung vorzulegenden Planes die von der Straße aus 
Fhtbaren Teile der ne auf feine Koſten in gefälliger 
Weiſe auszubilden, — jei ed durch architektonische Gliederung des 
Mauerwerks, durch Verputz, Anbringen von Liſenen, Duaderungen ıc. 
oder durch Anbringen gemufterter Spalierwände und Bepflanzung. 

IL: 
Der Abſtand der Einzelgebäude bezw. der Gruppen von ber Nad)- 
bargrenze muß mindeften® 3 m betragen. 
Ein Vorjpringen von Treppen, Veranden u. j. w. in dieſe Zwiſchen— 
räume iſt gejtattet, jedoch muß zwiſchen den nachbarlichen Gebäudeteilen 
ein lichter Raum von mindeſtens 3 m frei bleiben. 


III. 


Die Gebäude dürfen außer dem Erdgeſchoß nicht mehr ala 2 Ober- 
geichofje erhalten. Ein ganz oder teilweile ausgebauter Dachftod wird 
einem bejonderen Obergejchoß gleich gerechnet und jchließt daher das 
2. Obergeſchoß aus. Ausnahmsweiſe jollen jedoch einzelne bewohnbare 
Räume in Giebeln oder Türmen nicht als bejonderes Obergeſchoß ge- 
rechnet werden. 

Bei ftrifter Einhaltung des in II. angegebenen Gebäudeabftandes 
fann für die Umfangswände des oberjten Stockwerks Holzfachwerk mit 
mindeſtens 13 cm jtarfer Hintermauerung, im Dachgeſchoß auch ohne 
legtere, zugelajjen werden. 

Die Ausführung von Dachgeſimſen, Altanen, Gallerien, Gängen 
und Treppen in Holz, jowie die Verwendung einzelner Bretter und 
Schindelverfleidungen zur Ausihmüdung der Gebäude an den Außen- 
jeiten ijt nad) Maßgabe der Beitimmungen der Art. 54 und 55 der 
Allgemeinen Bauordnung und des $ 75 der Ausführungs-Verordnung 
zu derjelben gejtattet. 

Darmſtadt, den 20. Mai 1901. 


Großherzogliche Bürgermeifterei Darınftadt. 
dorneweg. 


Auf Beſchluß der Stadtverordneten-Verſammlung vom 2. Mai 1901 
und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern vom 30. Mai 
1901, zu Nr. M. d. J. 15242, erhält das Ortsbauftatut für die Stadt 
Darmjtadt folgenden Nachtrag, dejjen Beſtimm⸗u ſofort in Kraft 


treten: 





A. Provinz Starfenburg, 12) Darmftadt, Nahträge zum Ortsbauftatut. 85 


„su der Eichbergitraße dürfen die Gebäude außer dem Erdgeſchoß 
höchſtens nur ein Obergefchoß und ein Dachgeſchoß erhalten.“ 
Darmftadt, den 7. Juni 1901. 
Großherzoglihe Bürgermeifterei Darmftadt. 
Mornemweg. 





Auf Beſchluß der Stadtverorbneten-Verfammlung vom 21. März 
1901 und mit Genehmigung Großherzoglichen Miniftertums des Innern 
vom 15. Juli 1901, zu Nr. M. d. %. 19520, Hat der am Schluffe 
des $ 44 des Ortsbauſtatuts eingefchaltete Nachtrag die folgende, ab- 
geänderte Faſſung erhalten: 

Die an dem Wingertsgäßchen zwilchen Sandberg- und Weinberg- 
ftraße zu errichtenden Gebäude dürfen außer dem Erdgeſchoſſe nur ein 
Ober- und ein bewohnbares Dachgeſchoß mit Manſardendach haben. 

Ueber der Dede des Manjardenjtodes darf das Dad nicht fteiler 
als 45° jein. Die größte zuläffige Tiefe der Häufer wird auf 9 m 
feftgejeßt. Hinter- und Seitengebäude dürfen nicht errichtet werden. 

ir bringen dies mit dem Anfügen zur öffentlichen Kenntnis, daß 
die betreffenden Beſtimmungen jofort in Kraft treten. 

Darmjtadt, den 24. Juli 1901. 

Großherzogliche Bürgermeifterei Darmftadt. 
3. B.: Schliephake. 


Auf Beichluß der Stadtverordnneten-Verfammlung vom 12. September 
1901 und mit Genehmigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern 
vom 15. Dftober 1901, zu Nr. M. d. 3. 29565, erhält dag Ortsbau— 
ftatut für die Stadt Darmftadt folgenden Nachtrag, deſſen Beftimmungen 
jofort in Kraft treten: 

„sn der Hermannsſtraße und Weyprechtitraße dürfen die Gebäude 
außer dem Erdgeſchoß höchſtens noch ein Obergefhoß und ein Dach- 
geſchoß erhalten. 

Das Erdgeihoß und ebenſo ein ganz oder teilweiſe ausgebautes 
Dachgeſchoß gelten als Stodwerfe, jedoch jollen einzelne bewohnbare Räume 
in Giebeln oder Türmen als bejonderes Stodwerf nicht angejehen werden.“ 

Darmftadt, den 24. Oftober 1901. 

Großherzogliche Bürgermeifterei Darmftadt. 
Morneweg. 

Auf Beichluß der Stadtverordneten-Verfammlung vom 2. Mai 1901 
und mit Genehmigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern vom 
18. Oftober 1901, zu Nr. M. 4 3. 29573, hat das Drtsbauftatut 
folgenden Nachtrag erhalten: 

S 47a. 

„Die in dem Bezirk der Stadt zu errichtenden Gebäude ($ 40 
Abjag 1 der Ausführungsverordnung zur allgemeinen Bauordnung) 4 
dürfen, ſofern fonftige Vorjchriften nicht abweichende Bejtimmungen 


treffen, nicht mehr als 4 Stodwerte haben, ü 
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Das Erdgeihoß und ebenjo ein ganz oder teilweiſe ausgebautes 
Dachgeſchoß gelten als Stockwerke im Sinne des erſten Abſatzes, jedoch 
ſollen einzelne bewohnbare Räume in Giebeln oder Türmen als be— 
ſonderes Stockwerk nicht angeſehen werden.“ 

Wir bringen dies mit dem Anfügen zur öffentlichen Kenntnis, daß 
die getroffene Beitimmung fofort in Kraft tritt. 

Darmstadt, den 29. Dftober 1901. 

Großherzoglihe Bürgermeijterei Darmſtadt. 
Morneweg. 


Auf Beſchluß der Stadtverordneten-Verſammlung vom 19. Juli 
1901 und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern vom 
14. November 1901 zu Nr. M.d. J. 33018 hat die Banpolizeiordnung 
folgenden Nachtrag erhalten: 

S 32a. 

Mindeitens die Hälfte der Gefamtfläche eines jeden im dem jogen. 
Heerdiwegviertel liegenden Bauplages (ſiehe Ortsitatut vom 12. September 
1901) joll unbebaut bleiben. Bei Eckhäuſern fann eine Bebauung bis 
zu */s des Grundſtücks gejtattet werden. VBorgärten werden im die un— 
bebaute Fläche nur eingerechnet, wenn und inſoweit fie die Tiefe von 
5 m überschreiten. 

Darmjtadt, den 18. Dezember 1901. 

Großherzogliche Biirgermeifterei Darmftadt (Baupolizei). 
Dr. Gläſſing. 


Auf Beihluß der Stadtverordnieten-VBerfammlung vom 14. Februar 
und 21. November 1901 umd mit Genehmigung Großh. Miniſteriums 
des Innern vom 2. Jannar 1902, zu Nr. M. d. 3. 37629, erhält das 
Ortsbauftatut für die Stadt Darmitadt seiten Nachtrag, deſſen Be— 
ſtimmungen ſofort in Kraft treten. 

1. 


Für den Baublock zwiſchen Friedhofsallee. Mathilden-, Gervinus-, 
Wieners- und Heinrichsſtraße wird die offene Bauweiſe vorgeſchrieben 
derart, daß die in der Heinrichsſtraße zu errichtenden Gebäude mindeſtens 
4 m, Die in der Gervinus-, Mathildenſtraße und Friedhofsallee zu er— 
richtenden Gebände mindeltens 3 m von der Nachbargrenze entfernt 
bleiben müſſen. Der Abitand zweier Gebäude in der Heinrichsſtraße 
hat mindelten® 8 m, in der Gervinus-, Matbildenitraße und Friedhofs— 
allee mindeſtens 6 m zu betragen und zwar auch in denjenigen Fällen, 
in denen die Frontlänge dev Bebäude genau beſtimmt iſt. 

Ein geringerer Abſtand von der Grenze fann im Einzelfalle zu— 
gegeben werden, wenn durch rechtsgültige Lebereinfunft der Nachbarn 
der Gebäudeabitand von 6 bezw. S m gewahrt und gegen jpätere Ab- 
änderung gelichert wird. 

Ein Boripringen überdeckter Bor und Unterfahrten, Bortreppen, 
Veranden u. dergl. im dieſe Zur” ue iſt geitattet, jedoch muß 


& 
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zwifchen den nachbarlichen Gebäudeteilen ein lichter Raum von 4 bezw. 
3 m frei bleiben. 
2 


Die an der Ede der Friedhofsallee, Wienerd- und Heinrichajtraße 
zu errichtenden Gebäude müſſen in eine Gruppe zufammengefaßt werden, 
deren Länge in der Heinrihsitraße 18 m und in der Friedhofsallee 
19 m betragen muß. 

Zwiſchen den beiden Edgebäuden an der Heinrichzitraße ift jtatt 
der einzeljtehenden. Gebäuden auc) eine Gruppe zuläifig, deren Länge 
jedoch mindeſtens 40 m betragen muß. Für diefe Gruppenbildungen 
jind im Webrigen die Beitimmungen des Drtsflatuts für die Martins- 
ftraße jüdlich des Heerdwegd vom 30. Mai 1900 unter I maßgebend. 

3. 

Sämtliche, durd) die Straßenzüge gebildeten Eden jind auszubauen. 
Die Frontlänge der Gebäude an der Heinrichsjtraße muß, vorbehältlid) 
der Beitimmungen unter 2 diefes Statuts, 16 m, an der Gervinusftraße 
18 m, an den übrigen Straßen darf fie nicht unter 10 m und nicht 
über 15 m betragen. 

4 


Die Gebäude an der Heinrichsjtraße dürfen eine größte Tiefe von 
15 m, diejenigen an den übrigen Straßen eine jolche von 14 m erhalten. 


5. 

Die Gebäude an der Heinrichsſtraße, ſowie an der Ede der 
Wienersſtraße —Friedhofsallee dürfen außer dem Erdgeſchoß nicht mehr 
als zwei Obergejchojie, diejenigen an der Gervinus-, Mathildenftraße 
und ?Friedhofsallee nicht mehr als ein Obergeſchoß erhalten. 

Ein ganz oder teilweile ausgebauter Dachſtock wird einem bejon- 
deren Obergeſchoſſe gleich gerechnet. 

Ausnahmsweiſe jollen jedoch einzelne bewohnbare Räume in Giebeln 
oder Türmen nicht als bejonderes Obergeſchoß gerechnet werden. 

Bei jtrifter Einhaltung des oben angegebenen Gebäudeabitandes 
fann für die Umfangswände des oberen Stod3 Holzfachwerk mit mindeſtens 
13 cm jtarfer Hintermauerung, im Dachgeſchoß auch ohne legtere, zu— 
gelafjen werden. 

Die Ausführung von Dachgefimjen, Altanen, Gallerien, Gängen und 
Trepven in Holz, jowie die Verwendung einzelner Bretter- und Schindel- 
verfleidungen zur Ausſchmückung der Gebäude an den Außenjeiten ift 
nad) Maßgabe der Beitimmungen der Artikel 54 und 55 der allgemeinen 
Bauordnung und des 8 75 der Ausführungsverordnung zu Dderjelben 
geitattet. 

6. 

Die Gebäude müſſen nach allen Seiten eine gefällige architektonische 
Ausbildung erhalten und villen- oder landhausähnlichen Charakter tragen. 

Die Dächer find an den Zwifchenräumen zugefehrter Gebäudejeiten d 
abzuwalmen. Ausnahmen fann in einzelnen Fällen die Baupolizei 


geitatten. 
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T. 

Es dürfen nur Gebäude errichtet werden, die ausjchließlich oder 
zum überwiegenden Teil Wohnzweden dienen. Anlagen mit Motoren: 
betrieb und alle jonjtigen Anlagen, die beim Betriebe, namentlich) durch 
Verbreitung jchädlicher Dünfte, ftarfen Rauch oder durch Erregung un- 
gewöhnlichen Geräusche, Nachteile, Gefahren oder Beläftigungen für die 
Umgebung, insbefondere für den Friedhof und den Verkehr von und zur 
demjelben herbeiführen, jowie Wirtjchaften, find verboten. 

Die Errihtung von Hinter und Seitengebäuden ift unzuläffig. 

8 


Der $ 45a des Ortsbauſtatuts (Bekanntmachung vom 6. Februar 
1897) wird hiermit aufgehoben. 

Darmftadt, den 18. Januar 1902. 

Großherzogliche Bürgermeijterei Darmitadt. 
Mornemweg. 

Auf Beſchluß der Stadtverordneten-Berfanmlung vom 12. Juni 
1903 und mit Genehmigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern 
vom 18. Auguft 1903, zu Nr. M. d. 3. 19681, erhält das Ortsbau- 
jtatut für die Stadt Darmjtadt folgenden Nachtrag, dejjen Beltimmungen 
jofort in Kraft treten: 

$ 1. 

In der inneren Ningjtraße zwijchen Gutenberg: und Dieburger: 
jtraße, ferner in der Liebfrauenftrage zwijchen Gutenberg- und Dieburger: 
itraße und in der Straße „Hohlerweg“ dürfen die Gebäude außer dem 
Erdgeſchoß höchſtens noch zwei Obergeſchoſſe erhalten. Ein ausgebautes 
Dahgeihoß wird einem bejonderen —— gleich gerechnet. 


Alle von den Straßen aus fihtbaren Außenjeiten der Vorder-, 
Hinter» und Seitengebäude müffen eine gefällige, architektonische Aus: 
bildung erhalten. 


Zur Vermeidung fichtbarer — ſind die Bauplätze auf 
die ganze Breite, alſo bis zu den beiderſeitigen Grenzen, zu überbauen. 
Es können aber auch einzelſtehende Häuſer oder Gruppen errichtet werden, 
wenn nach vorheriger Verſtändigung mit dem Nachbar beide Angrenzer einen 
Abſtand von 3 m von der betreffenden gemeinſchaftlichen Grenze einhalten. 

Im Einzelfalle ift aud) ein geringerer Abitand von der Grenze 
zuläffig, wenn durch ortsgerichtlich protokollierte Uebereinkunft der Nach— 
barn der Gebäudeabſtand von 6 m gewahrt und gegen ſpätere Abände— 
rungen gejichert wird. 

84. 
Die Länge der Baufronten darf nicht unter 12 m betragen. 
Darmjtadt, den 27. Auguſt 1903. 
rer Bürgermeifterei Darmitadt. 
J. B.: Dr. Gläſſing. 


u 


A. Provinz Starfenburg, 12) Darmftadt, Nachträge zum Drtsbauftatut. 89 


Auf Beihluß der Stadtverordneten:VBerfammlung vom 16. April 
1903 und mit Genehmigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern 
vom 18. August 1903, zu Nr. M. d. 8 19681, erhält das Ortsbau— 
jtatut für die Stadt Darmitadt folgenden Nachtrag: 

„Für die innere Ringftraße zwijchen Kranichjteiner- und Guten- 
bergjtraße finden die gleichen Beſtimmungen, wie ſie für die innere Ning- 
ftraße zwilchen Frankfurter- und Kranichſteinerſtraße durch Nachtrag 
vom 20. Mai 1899 erlaffen worden find, Anwendung.“ 

Wir bringen dies mit dem Anfügen zur Öffentlichen Kenntnis, daß 
die getroffene Beſtimmung fofort in Kraft tritt. 

Darmitadt, den 27. Auguft 1903. 

Großherzogliche Bürgermeifterei Darmftadt. 
3. V.: Dr. Gläffing. 


Auf Beichluß der Stadtverordnneten-VBerfammlung vom 12. Juni 
1903 und mit Genehinigung Großherzoglichen Minifteriums de3 Innern 
vom 17. Auguſt 1903, zu Nr. M. d. 3. 19680, erhält das Ortsbau— 
jtatut für die Stadt Darmjtadt Hinfichtlich der Bebauung des Lukas: Wegs 
zwiſchen Dieburgerftraße und Platanenweg folgenden Nachtrag, defjen 
Beitimmungen jofort in Kraft treten. 

81. 

Bon der Straßenfluchtlinie der Dieburger Straße ab auf eine 
Länge von 50 m dürfen die Gebäude außer dem Erdgeihof 2 Ober- 
gejchofje und 1 ausgebautes Dachgeſchoß, fir den übrigen, höher ge: 
fegenen Straßenteil außer dem Erdgefhoß jedoch nur 1 Obergeſchoß 
und I ausgebaute® Dachgeſchoß erhalten. 

Ueber dem ausgebauten Dachgeſchoß dürfen feinerlei bewohnbare 
Räume mehr untergebracht und die Firſthöhe darf nicht über 6 m über 
dem Dedengebälf des Dachſtocks angeordnet werden. 

Der Uebergang der drei» in die zweiftödige Bauweiſe ift unter 
Bermeidung eines fichtbaren Brandgiebeld in architektoniſch gefälliger 
Weije zu bewirken. 

8 2. 


Die Erridtung von Hintergebäuden, jowie von Seitengebäuden oder 
mit dem Vorderhaus in Verbindung ftehenden Seitenflügeln ift unzuläffig. 


83. 
Alle von der Straße aus ſichtbaren Außenſeiten der Gebäude 
müfjen eine gefällige architektonische Ausbildung erhalten. 
Darmjtadt, den 22. September 1903. 
Großherzogliche Bürgermeifterei Darmitadt. 
Morneweg. 
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Auf Beſchluß der Stadtverordneten-VBerfammlung vom 10. Sept. 
1903, nad) Anhörung des Kreisausichufjes und mit Genehmigung Großh. 
Minifteriums des Innern vom 31. Dezember 1903, zu Nr. M. d. 3. 
33892, erhält das Ortsbauftatut für die Stadt Darmitadt, gemäß den 
Beftimmungen in Urt. 29 und 37 Abjag 2, jowie Art. 59 ber All- 
gemeinen Bauordnung und $ 78 der Ausführungs-Verordnung zur All— 
gemeinen Bauordnung, unter Aufhebung der entgegenftehenden Bejtim- 
mung in $ 46 de3 Drtsbauftatuts, Hinfichtlic) der Bebauung der Dft- 
jeite der Wilhelminenjtraße zwiichen Wilhelminenplag und Karlsitraße 
folgenden Nachtrag, deſſen Beitimmungen jofort in Kraft treten: 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
$1. 

Die Erridtung von Anlagen mit Motorenbetrieb und alle jonjtigen 
Anlagen, die beim Betriebe namentlich durch Verbreitung jchädlicher 
Dünſte, jtarfen Rauches oder durch Erregung ungewöhnlichen Geräufches, 
Nachteile, Gefahren oder Beläftigungen für die Umgebung herbeiführen, 
ſowie Wirtichaften find verboten. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
2 


Hinter- und Seitengebäude find uur injoweit zuläſſig, als fie als 
Zubehör zu den Wohnungen des VBorderhaufes, wie Stallungen, Remijen, 
Wohnungen für Kutjcher und dergleichen in Betracht fommen. 

u Art. 59 der nen Bauordnung. 


33 
Für jämtliche Grundftüce wird, unbejchadet der bejtehenden Licht 
rechte, geſchloſſene Bauweiſe vorgeſchrieben. 


84. 

Die Gebäude dürfen außer dem Erdgeſchoß nicht mehr als 2 Ober: 
geichofle erhalten. in ganz oder teilweije ausgebauter Dachſtock wird 
einem bejonderen Obergeſchoß gleich gerechnet und jchließt daher das 
2. Obergeſchoß aus. 

Oberhalb des 2. Obergeſchoſſes oder des Dachſtockes ind Giebel 
nur bis zu einem Drittel der Faſſadenbreite zuläſſig. 

8 5. 

Brandmauerteile, die von der Straße aus ſichtbar find, müſſen, 
eutſprechend den von der Großh. Bürgermeiſterei — Baupolizei — zu 
ſtellenden beſonderen Bedingungen, in architektoniſch gefälliger Weiſe aus 
gebildet ſein. 

S 6. 

Edbauten werden als an ber Wilhelminenftrahe liegend angejehen. 

Das Gebäude Ede der Wilhelminen- und Karlsſtraße ift in ein: 
heitlicher Fafjade von gleiher Höhe nach den drei Frontſeiten ber 
Karls: und Wilhelminenftraie auszubilden. 

Darmftadt, den 20. Januar 1904. 

Sroßherzogliche Bürgermeiſterei Darmſtadt. 
Morneweg. 
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Nah Anhörung der Stadtverordneten-Berjammlung und mit Ge— 
nehmigung Großherzoglihen Minijtertums des Innern vom 15. Februar 
1904 zu Nr. M. d. 3. 35096 wird hiermit auf Grund des Artifels 56 
der Städte-Ordunng, jowie der Artikel 2 und 80 der allgemeinen Bau— 
ordnung folgendes bejtimmt: 

ER 

Außer dem Erdgeichoß und den drei folgenden Obergeſchoſſen 
diirfen weitere Räume als jelbjtändige Wohnungen oder Wohnungs- 
Mieträume zum längeren oder dauernden Aufenthalt von Menjchen 
nicht benutzt werden. 

Die nah) S 47a Abſatz 2 des Ortsbauftatuts3 vom 29. Oktober 
1901 oberhalb des vierten Gejchofjes zugelaflenen einzelnen bewohnbaren 
Räume, welche nicht als bejonderes Stodwerf im Sinne diejer Vor 
Ichrift zählen, dürfen nur als Zubehörräume zu den Wohnungen der 
unteren Gejchoffe oder als Schlafräume für Angehörige des Haushaltes 
eingerichtet werden. Oberhalb diejer einzelnen bevohnbaren Räume bezw. 
oberhalb des Kehfgebälts dürfen weitere Wohn: oder Schlafräume im 
Dachraum nicht eingerichtet werden. 

Die zugelaflenen einzelnen Räume dürfen nur entiprechend der in 
Abja 2 angegebenen Einrichtung benugt werden. Eine Vermietung der 
Räume zu jelbjtändigen Wohnungen ijt verboten. 

S 2. 

Dieje Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündigung in Kraft. 
Auf Gebäude, welche vor Inkrafttreten Ddiefer Verordnung errichtet 
worden find, finden die VBorjchriften derielben feine Anwendung. Wenn 
in Solchen Gebäuden Näume oberhalb des nach $ 1 diejer Verordnung 
benugbaren Dachgeichofies zu Wohn- oder Schlafzweden benutzt werden, 
jo fann ihre fernere Benußung polizeilich unterjagt werden, wenn Ge- 
fahr für Leben und Gejundheit von Menſchen zu befürchten it, ins: 
bejondere aus der Benußung oder der Lage oder baulichen Einrichtung. 


Verfehlungen gegen vorjtehende Beltimmungen ziehen, jofern Die 
Sroßherzogliche Bürgermeifterei im öffentlichen Intereſſe eine Beitrafung 
für angemejjen erachtet, für die Zuwiderhandelnden Gelditrafe bis zu 
dreißig Mark nach ich, inſoweit nicht die Strafvorjchriften des Art. 80 
der allgemeinen Bauordnung anwendbar find. Neben der Strafe fann 
die Großherzogliche Bürgermeifterei auf Grund des Artikels 56, Zur. 3 
der Städte-Ordnung die erforderlichen Zivangsmahregeln behufs Räumung 
unvorschriftsmäßiger Gelaſſe auf Koſten der Schuldigen anordnen. 

Darmitadt, den 11. März 1904. 

Großherzogliche Bürgermeifterei Darmitadt (Baupolizei). 
Dr. Gläſſing. 


Auf Beihluß der Stadtverordneten: Berfammlung vom 13. August 
1903 und mit Genehmigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern 
vom 26. März 1004, zu Nr. M.d. J. 5068, erhält das Ortsbauftatut 
für die Stadt Darmjtadt, gemäß der Beitimmung in Artikel 37 
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der allgemeinen Bau-Ordnung folgenden Nachtrag, deijen Beitimmung 
jofort in Kraft tritt: 

„In dem von der Wilhelminen:, der Heidelberger-, ber Heinrichs» 
und der Wilhelmstraße eingeichloffenen Stadtteil find Hinter» und Seiten» 
gebäude nur injoweit zuläffig, als fie al3 Zubehör zu den Wohnungen 
des Borderhaufes, wie Stallungen, Remifen, Wohnungen für Kutſcher 
und dergleichen, in Betracht kommen.“ 

Darmijtadt, den 15. April 1904. 
Großherzogliche Bürgermeifterei Darmftadt. 
orneweg. 





Auf Beſchluß der Stadtverordneten-Verſammlung vom 6. Auguſt 
1903, nach Anhörung des Kreisausſchuſſes und mit Genehmigung Groß— 
bergeglichen Minifteriumd de3 Innern vom 21. Upril 1904, zu Nr. 

. d. J. 11360, erhält das DOrtsbauftatut für die Stadt Darınftadt, 
— den Beſtimmungen in Artikel 59 der Allgemeinen Bauordnung 
und $ 78 der Ausführungs-Verordnung zur Allgemeinen Bauordnung, 
folgenden Nachtrag, deſſen Beitimmung jofort in Kraft tritt: 


Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
50b 


8 
Für die Kirchſtraße iſt bei Neu- und Umbauten der Charakter 
und Bauſtil des am Ende des 16. Jahrhunderts errichteten Rathauſes 
am Marktplatz beizubehalten. 
Darmſtadt, den 4. Mai 1904. 
Großherzogliche Bürgermeiſterei Darmſtadt. 
Morneweg. 


Auf Beſchluß der Stadtverordneten-Verſammlung vom 5. Mai 1904, 
ſowie nach Anhörung des Kreisausſchuſſes und mit Genehmigung Großh. 
Miniſteriums des Innern vom 11. Juli 1904, zu Nr. M. d. J. 21592, 
erhält das Ortsbauftatut für die Stadt Darmjtadt, gemäß den Beitim- 
mungen in Artifel 29 und 37 Abſatz 2, jowie Artikel 44 und 59 der 
allgemeinen Bau-Ordnung und $ 78 der Ausführungs-Verordnung zur 
allgemeinen Bau-Ordnung folgenden Nachtrag, deſſen Beſtimmungen 
jofort in Kraft treten: 


sl. 

Für die innere Ringftraße zwiichen Dieburgerjtraße und dem ver- 
längerten Alerandraweg, für die Verbindungsſtraße zwiſchen der inneren 
Ringstraße und dem verlängerten Alerandraweg fowie fiir die Nordfeite 
des verlängerten Alerandrawegs bis zur inneren Ningftraße wird die 
offene und für die beiden Baublöde zwiſchen dem verlängerten Alerandra- 
weg, der inneren Ningftraße, dem Seitersweg, der Erbacderitraße und 
der Berbindungsftraße zwiſchen Erbacherftraße und dem verlängerten 
Ulerandraweg wird die geichloffene Bauweiſe vorgeichrieben. 

Statt der geichlofjenen ift jedoch auch die offene Bauweiſe hier 
zuläffig, jofern das Sichtbarwerden von Brandmauern vermieden wird, 
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und Gewißheit beiteht, daß bei dem Uebergang zur offenen Bauweiſe 
feinerlei Mißſtände entjtehen. 
8 2. 


Soweit die offene Bauweiſe zur Ausführung vorgejchrieben ift 
oder zur Ausführung fommt, gelten folgende Beitimmungen : 

a) Die Gebäude können einzeln ftehen oder in Gruppen vereinigt 
werden. 

Bei der Gruppenbildung dürfen nicht mehr als 2 Häufer und 
nur bis zu einer Gejamtfrontlänge von 30 m vereinigt werden. 

Gruppenbildungen fünnen nur genehmigt werden, wenn eine ein- 
heitliche architektonische Durchbildung derjelben beabfichtigt ift und 
die Gruppe auf einmal zur Ausführung gelangt. 

Bauliche Aenderungen an ausgeführten Gruppenbautenffind nur 
injoweit zuläſſig, als dadurd) die einheitliche architektonische Wirkung 
derjelben nicht beeinträchtigt wird. 

Es ift unftatthaft, Teile von Gruppenbauten durch Anftrich 
oder Verpuß derart hervorzuheben, daß dadurch die Wirfung der 
Öruppe ala Ganzes gejtört wird. 

b) Der Abjtand der Einzelgebäude von der Nachbargrenze muß 
mindeſtens 3 m, derjenige der Gruppen mindejten® 4 m betragen, 
jedoch kann im Einzelfalle ein geringerer Abjtand von der Grenze 
zugegeben werden, wenn durch rechtsgiltige Uebereinkunft der Nach— 
barn der Gebäudeabitand von 6 m, bezw. 7 m, bezw. 8 m ge- 
wahrt und gegen jpätere Abänderung gefichert wird. 

Ferner wird ein Vorſpringen von Treppen, Beranden, Erfern ufw. 
in diefe Zwijchenräume gejtattet, jedoch muß zwijchen den nad)- 
barlichen &ebäudeteilen ein Lichter Raum von mindeften® 3 m, 
bezw. 4 m frei bleiben. 

c) Die Gebäude dürfen außer dem Erdgeſchoß nicht mehr als ein 
Obergeſchoß und ein Dachgeſchoß erhalten. 

Ueber dem legteren ift nur ein Dachraum, der keinerlei bewohn— 
bare Räume enthalten darf, zuläſſig. 


8 3. 

Die furze Strede der inneren Ringftraße zwijchen dem verlängerten 
Aerandrameg und dem Seiteröweg muß unter allen Umftänden ala 
ardhiteftonisch einheitliche Gruppe ausgebaut werden. 

Soweit Gebäude zu einer Gruppe bei gejchlofjener Bauweiſe ver- 
einigt werden follen, gelten auch hier die in $ 2a gemachten Vorjchriften. 
Bei der gejchlofjenen Bauweise gelten die Beitimmungen unter $ 2c. 

Nur für die Nordjeite des Seiterswegs und der anjchließenden 
Erbacherſtraße, ſowie für die Gruppe an der inneren Ringftraße zwijchen 
dem verlängerten Alerandraweg und dem Seitersweg fünnen die Gebäude 
außer dem Erdgeſchoß nocd 2 Obergeſchoſſe erhalten. Ein völlig aus- 
gebautes Dachgeſchoß ift im dieſem Falle nicht mehr zuläfjig. Giebel 
Ind daher nur bis zu Ns der ganzen Frontlänge geftattet. In dem 
teilweife ausgebauten Dachftod und in den vorgenannten Giebeln fünnen 
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nur jolhe Räume eingerichtet werden, die als Zubehör zu den unten 
befindlichen Wohnungen dienen. 
Die Dachfirſte der Ddreiftödigen Gebäude dürfen feinesfalls die 
Höhe von 16 m über der Fahrbahn überfteigen. 
4 


Die Errichtung von Seiten: und Hintergebäuden ift unzuläflig. 


8 5. 

Die Bauerlaubnis wird bei jämtlichen Gebäuden des fraglichen 

Bauviertel3 nur für ſolche Gejuche erteilt, die in architeftonischer Hinficht 

eine befriedigende Geſtaltung des Aeußeren zeigen. Alle von den Straßen 

aus fichtbaren Gebäudejeiten, auc die von der Straße aus jichtbaren 

Rückanſichten der in geichloffener Bauweiſe aufgeführten Gebäude, müſſen 
eine gefällige architektonische Ausbildung erhalten. 

6 


Die Verwendung von Holzfachwert für die Umfafjungswände des 
Obergeſchoſſes und Dachgeſchoſſes it zuläſſig. Außerdem iſt die Aus- 
mauerung diejes Fachwerks mit Tuffiteinen gejtattet. 

ea 


St. 

Es dürfen mur Gebäude errichtet werden, die ausſchließlich Wohn- 
zweden dienen. Anlagen mit Motorbetrieb und alle fonjtigen Anlageır, 
die beim Betrieb, namentlich durch Verbreitung jchädlicher Dünfte, ſtarken 
Rauchs oder durch Erregung ungewöhnlichen Geräufchs Nachteile, Ge- 
fahren oder Beläftigungen für die Umgebung herbeiführen, ſowie 
Wirtichaften find verboten. 

Dieje Beitimmung joll für das Pumpwerk der Gebrüder Wiener 
am Seitersweg, Flur 38 Nr. 242°10 und 243 und von Jean Diichinger 
an der Erbacderitraße, Flur 111 Nr. 410 und 44Nro, jowie auf die 
Brauereianlage von Balentin Wagner, Flur 3 Nr. 52, feine Geltung 
haben. 

Darmitadt, den 22. Juli 1904. 
Sroßherzogliche Bürgermeiiterei Darmitadt. 
3. B.: Jaeger. 


Auf Beihluß der Stadtverordneten-Berfammlung vom 25. Mär; 
1904 wird mit Zuſtimmung des Kreisausichnijes und mit Genehmigung 
Großh. Miniftertums des Innern vom 11. Juli 1904 zu Nr. M. d. J. 
21539 für die unten unter $ 32b bezeichneten Quartiere nachitehender 
Nachtrag zur Baupolizeiorduung der Stadt Darmſtadt gemäß den Be 
ſtimmungen in Artikel 30 und 37 der allgemeinen Bauordnung erlafjen. 

Ss 32b. 

Mindejtens die Hälfte der Geſamtfläche eines jeden Bauplatzes 
der an der Inneren Ringſtraße zwischen Dieburgeritraße und Seiters- 
weg, der Verbindungsitraße zwilchen der Inneren Ningftraße und der 
Erbacheritraßie, dem verlängerten Alexandraweg, der Nordieite des Seiterd- 
weg und der anfchließenden Erbacherſtraße bis zum Prinz Chriftiand: 
weg, der Verbindungsſtrecke zwiſchen dieſem und dem Alexandraweg 
liegt (fiehe Ortsjtatut vom 22. Sul I all unbebaut bleiben, Bei 
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Edhäufern kann eine Bebauung bis zu 4 des Grundflüds gejtattet 
werden. 

Vorgärten werden in die unbebaute Fläche nur eingerechnet, in- 
joweit fie die Tiefe von 5 Meter überjchreiten. 

Längs der Erbacherftraße und des Seiterswegs iſt bei Errichtung 
von Bauten ein Vorſpringen vor die Baufluchtlinie nur nah Maßgabe 
der Beitimmung in $ 1f der Baupolizeiordnung gejtattet. 

Darmjtadt, den 23. September 1904. - 

Großherzogliche Bürgermeijterei (Baupolizei). 
Dr. Gläſſing. 


Auf Beſchluß der Stadtverordneten-Verjammlung vom 13. Juli 1905, 
nad) Begutachtung durch den Kreis-Ausſchuß und mit Genehmigung Großh. 
Ministeriums des Innern vom 23. Nov. 1905, zu Nr. M. d. J. 29415, 
erhält das Drtsbauftatut der Stadt Darmjtadt gemäß Art. 2 und 59 
der Allgemeinen Bauordnung für die in der Nedarjtraße, Nheinftraße, 
Louiſenplatz, Louiſenſtraße nördlich des Louiſenplatzes, Mathildenplatz, 
Wilhelminenſtraße, Wilhelminenplatz, Ernſt-Ludwigsplatz, Marktplatz, 
Schillerplatz, Schloßgraben und Hoftheaterplatz zu errichtenden Neu— 
bauten und Hauptveränderungen folgenden Nachtrag, deſſen Beſtimmungen 
ſofort in Kraft treten: 

81. 

Die äußere Architektur eines jeden Hauſes ſoll von einheitlicher 
harmoniſcher Wirkung ſein und insbeſondere eine geſchmackvolle Gliederung 
ſowie angemeſſene Verteilung der Flächen und Maße enthalten. 

2 


Bei der Ausführung der äußeren Architektur ſind folgende Grund— 
ſätze zu beachten: 

a) Es ſoll nur echtes (natürliches) Material verwendet werden. 

b) Zink iſt nur zuläſſig bei Randverkleidungen, Abdeckungen und 
Dachgauben, bei letzteren jedoch nur, ſofern ſie ſich nicht als Fort— 
ſetzung der Faſſade darſtellen. 

e) Zement, Bad» und Blendſteine ſollen zur Bildung hervortretender 
Architefturteile nicht verwandt werden, auch joll die Berwendung 
von Bad- und Blendjteinen für ausgedehnte Faſſadenflächen nicht 
itattfinden ; 

d) Hausfafjaden, welche Lediglich durch reine Eijenkonstruftionen ge- 
bildet jind, jind zu vermeiden. 

Zu Urt. 78 der allgemeinen Bauordnung. 


83. 
Die Anftrich- und Verpußarbeiten find der Baupolizeibehörde recht: 
jeitig vor Beginn mitzuteilen. 
Zu Urt. 85 der allgemeinen Bauordnung. 
S 4. 
Die Baupolizeibehörde kann vor Erteilung der Baugenehmigung 
die Einreichung einer Zeichnung der geplanten Faljade ſowie der Verputz— 
arbeiten im Maßſtab von 1:50 anordnen. Aus der Zeichnung und der 
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ihr beizufügenden Erläuterung muß das bei dem Bau jowie defjen äußerer 
Arditeftur zur Verwendung kommende Material genau erkennbar jein. 
Darmjtadt, den 28. November 1905. 
Großergogliche Vürgermeifterei Darmitadt. 
I. 3 : Dr. SLäj ing. 


Baupolizei-Ordnung für die Gemeinde Eberftadt. 

Auf Grund des Art. 2 des Gejebes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der SS 6 und 8 der Verordnung 
vom 1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen Bauordnung 
betreffend, wird nad) Anhörung des Gemeinderats und der Großh. 
Bürgermeiſterei Eberjtadt unter Zuftimmung des Kreisausſchuſſes und 
mit Genehmigung Großh. Minijteriums des Innern vom 3. März 1899 
zu Nr. M. d. J. 5831 für die Gemeinde Eberjtadt verordnet, wie folgt: 


Zu Urt. 8 der allgemeinen Bauordnung. 
l 


Zur Errichtung von Bau: und Tünchergerüſten an öffentlichen 
Straßen und Plägen bedarf e3 der Genehmigung der Bürgermeifterei. 

Die Gerüjte find feit, ficher und jo aufzuftellen, daß Unglüdsfälle 
möglichit verhütet und öffentliche Einrichtungen, wie Brunnen, Kanäle, 
Ninnfteine, Laternen u. j. w. gehörig geſchützt werden. 

Das Pflaſter der Fahrbahnen und die Befeftigung der Fußſteige 
dürfen durch die Gerüfte nicht Not leiden. Im Falle jih Mipftände 
herausſtellen, it die Großh. Bürgermeijterei nad) Anhörung des Gemeinde- 
rat3 befugt, für Hauptitraßen die Unterlage von Schwellen unter die 
Rüſtſtangen zu verlangen. 


Zu Urt. 32 der allgemeinen Bauordnung. 
2 


Ale Gebäude, welche ihre Trauffeite nad) der Straße erhalten, 
müſſen zur Wbleitung des Waſſers von den Dächern mit Dachkandelu 
und Abfallröhren verjehen jein, welche mitteljt direft an fie anjchließender, 
überdedter gußeiferner Rinnen nad) der Gofje hin entwäflern. Die 
Wafjerabführung in offenen, quer über den Fußfteig laufenden Rinnen 
iſt unzuläſſig. 

Die gußeiſernen Rinnen müſſen mit der Ebene des Fußſteigs 
abgleichen und beiderſeits mit einer Reihe gleich breiter, ſauber gerichteter 
Pflaſterſteine eingefaßt ſein. 

Ueberbrückungen von Straßengoſſen ſind ausnahmsweiſe und nur 
dann zuläſſig, wenn vorher ſchriftliche Erlaubnis von der Großh. Bürger— 
meiſterei erwirkt worden iſt. Sie müſſen ebenfalls mit der Ebene des 
Fußſteiges abgleichen und aus geriefelten gußeiſernen Platten beſtehen. 

83. 

Die Ausführung der Entwäſſerungsrinnen gleich wie der Goſſen— 
überbrückungen geſchieht ausſchließlich durch die Großh. Bürgermeiſterei. 
Die Koſten werden vorlagsweiſe aus der Gemeindekaſſe beſtritten und 
ind von dem Pflichtigen alsbald nah Aufforderung zurüdzuerftatten, 
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wobei nötigenfall® das Steuerbeitreibungsverfahren in Anwendung zu 
ftommen hat. 


84. 

Feſte Stoffe, wie Küchenabfälle, Kehricht, Schutt, Schlamm, Aſche, 
Putz- und Seifenwafjer dürfen nicht auf die Straße entleert oder ab- 
geführt werden. 

85. 

Der Eigentümer einer Entwäljerungsanlage oder Anjchlupleitung 
an die Gemeinde-Fanalijation hat diejelbe vegelmäßig zu reinigen, ins— 
bejondere die Siuffaften innerhalb der Hofreiten nad) Erfordernis, 
mindeftens aber alle 14 Tage, ſowie jeweils nach bejonders heftigen 
Regengüfjen zu entleeren und mit friſchem Wafler zu jpülen. 

Bu Urt. 33 der allgemeinen Bauordnung. 
S 6. | 

Ausgüffe aus Küchen, Brennereien, Brauereien an den gegen 
Straßen und Plätze gerichteten Seiten von Gebäuden find verboten und 
müfjen, fall fie an der Nebenjeite von Gebäuden angebradjt und von 
der Straße und öffentlichen Plätzen fichtbar find, oder die Nähe der 
Straße dies jonft erforderlich macht, mit biß auf den Boden gehenden 
Röhren — ſein. 

Dieſen Vorſchriften widerſprechende Anlagen ſind binnen 6 Monaten 
nach dem Erſcheinen dieſer Polizeiordnung zu beſeitigen bezw. umzuändern. 


Zu Art. 79 der allgemeinen Bauordnung. 
7 


87. 

Verfehlungen gegen vorjtehende Baupolizei- Drdnung unterliegen 
der Beitrafung nad) $ 367 D. R.-Str.-G.-B. und Art. 79 und 80 der 
allgemeinen Bauordnung, jowie den in Art. 80 der letzteren angedrohten 
Rechtsfolgen. 

Darmftadt, den 12. Juli 1900. 

Großherzogliches Kreisamt Darmftadt. 
v. —— 


Ortsbauſtatut für die € Gemeinde Eberftadt. 
Auf Grund des Art. 2 des Gejeßes, betreffend die allgemeine Bau. 
ordnung vom 30. April 1881, ſowie der 88 3—9 der Berordnung zur 
Ausführung desjelben vom 1. Februar 1882 und des Art. 48, VI, 3 
der Kreis- und Provinzialordnung vom 12. Juni 1874 wird mit Ge- 
nehmigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern vom 3. März 
1899 zu Nr. M. d. 3. 5831 zufolge Beichluß des Gemeinderats zu 
Eberjtadt und nad Anhörung des Kreisausſchuſſes für die Gemeinde 

Eberftadt folgendes DOrtsbauftatut errichtet : 
Bu Urt. 4 der allgemeinen Bauordnung. 

8 1. 

Die Grenzen der Bebauung find durch den Drtsbauplan 
In diefem Plan, welcher auf der Großh. Bürgermeifterei in 
Ihäftsftunden zur Einſicht offen Liegt, find die Eigentumsgr 






gegebeit.. 
d 
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Ihwarzen, die Straßenfluchten mit roten und die Baufluchten da, wo 
fie mit den Straßenfluchten nicht zujammenfallen, mit grünen Linien 
bezeichnet. 

Den Termin einer zu eröffnenden Straße, welche im Ortsbauplan 
vorgejehen, bejtimmt, unbeſchadet der in Artifel 20 Abſatz 1 der all- 
gemeinen Bauordnung hierüber getroffenen geſetzlichen Beſtimmung, der 
jeweilige Gemeinderat und hat bis zu dieſem Zeitpunft die Gemeinde 
feinerlei Verpflichtung in betreff Tragung von Haupt und Nebentoften 
bei Ankauf von Immobilien. (Siehe $ 5 diejes Statut?.) 

‚Folgende Straßen machen jedoch eine Ausnahme hiervon: 

a) Darmjtädter Straße, 

b) Pfungftädter Straße, 

ce) Mihltal-Straße, 
da diejelben mit Errichtung dieſes Statut3 und nad Beichluß des Ge- 
meinderat3 zur Bebauung freigegeben wurden und zwar die Darmjtädter 
Straße bis zum Eingang des Waldes, die Pfungjtädter Straße bis zur 
Main-Nedar-Bahn und die Mühltalſtraße bis zum Felſenkeller. 

Die beiden erjteren Straßen dürfen jedoch nur anfjchließend an 
den bereit3 bebauten Ortsteil bebaut werden, wenn der Anjchluß an 
da3 Gemeinde-Waſſerwerk gewünſcht wird. 

Zu Urt. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


8 2. 

Zur Benugung als Bauplag ift eine Fläche nicht mehr geeignet: 

a) wenn fie weniger als 70 Quadratmeter enthält, 

b) wenn jie die in $ 14 Abſ. I und 2 diejes Statutes vorgejthriebenen 
Mindeftabmefjungen nicht mehr ermöglicht. 

Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 
8 3. 

Sind zum Zwede der Schließung eines Gemeindewegs Grundftüce 
jeitend der Gemeinde erworben worden, jo werden Ddiejelben auf Ver— 
langen der unmittelbar angrenzenden Grundbeſitzer an dieſe unter 
folgenden Bedingungen in Eigentum abgetreten: 

a) Das Berlangen muß innerhalb einer Frift von 6 Monaten nad) 
erfolgter Erwerbung dieſer Grunditüde ſchriftlich bei Großh. 
Bürgermeiſterei fund gegeben werden. 

b) Die Anlieger müſſen ſich bereit erflären, für das an fie ab» 
zutretende Gelände der Gemeinde die vollen Kojten der Erwerbung 
der Grundſtücke zurücdzuzahlen. Aus dem Preiſe des Geländes und 
den Unfoften der Erwerbung berechnet ſich mit Rüdficht auf die 
Größe der Fläche der Einheitspreis, welder für dag Quadrat- 
meter von den Anliegern zu zahlen ift. 

Der zur Abtretung fommende Gemeindeweg iſt mit dem gleichen 

Preis für das Quadratmeter der Gemeinde zu vergüten wie Die 

Grundftüde. War der Preis mehrerer Grundftüde an der neuen 

Straße verschieden, jo wird ein Meittelpreis aus den Geſamtkoſten 

der Erwerbung feitgejtell. Den Gejamtfoften der Erwerbung 
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werden auch BZinjen zu 4 Prozent des Erwerbpreijes zugejchlagen, 
im Falle fich die Erwerbung jeitens der Anlieger durch ihre Schuld 
über 8 Monate, von der Zeit der Erwerbung an gerechnet, ver- 
jögert. 

Bu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 


S 4. 
Außerhalb des Bereichs des Drtsbauplans jollen in der Regel 
feine Gebäude errichtet werden. 
Bu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
5 


In den noch nicht eröffneten Straßen ſoll das Bebauen nur an 
den Enden, welche auf ſchon eröffnete Straßen aufſtoßen, geſtattet werden. 
Der Bauende Hat aber das zur neuen Straße erforderliche ganze Ge- 
lände, joweit fein Beſitztum reicht, jo lange unentgeltlich zur freien Ver— 
fügung zu ftellen, bis die Straße al3 ausgebaut angefehen werden fann, 
worauf diejelbe für einen durch den jeweiligen Gemeinderat feitzujeßen- 
den Preis jeitens der Gemeinde angefauft wird. 

6 


Soll außer dem in $ 5 vorgejehenen Fall ein Gebäude in einer 
noch nicht eröffneten Straße errichtet werden, fo faun dies gejtattet 
werden, wenn der Gemeinde das ganze Straßengelände vor dem projef- 
tierten Baue einfchließlich des vor dem zugehörigen Gelände gelegenen 
Straßenteild bis zur nächjten eröffneten Querftraße, bezw. biß zu der 
bereit für die Gemeinde erworbenen Straßenflädhe koſten- und laftenfrei 
zur Benugung als Straße jo lange zur Verfügung geftellt wird, bis 
der in $ 5 erwähnte Anfauf feitens der Gemeinde jtattfinden Fann. 

Ein Anſchluß an das Gemeinde-Wafjerwerf kann in diefem Falle 
erit dann erfolgen, wenn der Bauende die zu legende Teiljtrede auf 
eine Koften ausführen läßt, diefer Betrag wird demfelben erjt dann 
ohne Zinjenvergütung zurüderjtattet, wenn die Straße als eröffnet an- 
gefehen werden kann und weitere Anjchlüffe gewünſcht werden. 
Grenzen an die neu eröffnete Straße zwei eröffnete Querſtraßen, 
ſo beftimmt der Gemeinderat, nach welcher Straße zu das Gelände zu 
erwerben iſt. 

Bei bereit bejtehenden Straßen, bei denen Grundftüde biß zur 
neuen Fluchtlinie freizulegen find, leiftet die Gemeinde den betreffenden 
Eigentümern für das Quadratmeter 1 Mark Entjchädigung. 

Tritt der entgegengefegte Fall ein, dann hat der betreffende Eigen- 
tümer den gleichen Betrag für das Quadratmeter an die Gemeinde zu 
bezahlen. 

8 7. 

a) Bis zu dem Zeitpunfte, an welchem eine Straße feitens der 
Gemeinde eröffnet wird, find alle diejenigen Vorkehrungen, welche durch) 
die Bürgermeifterei in Bezug auf die Einebnung der Straßenfahrbahn, 
Herftellung der Wafjerabläufe, foweit erforderlich, durch Pflafterung von 
Rinnen, jowie Einebnung des Fußfteigs, wenn nötig Bekieſung desfelben, 
gefordert werden follten und zwar bis zur nächjten hierzu geeigneten 

7* 
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Duerftraße von dem betreffenden Eigentümer und, wenn es mehrere 
find, unter gegenfeitiger jolidarischer Haftbarfeit auf eigene Kojten zu 
bewirfen. 

Entjtehen der Gemeinde aus einer etwaigen Verſäumnis Koften, 
jo ift diefelbe jederzeit befugt, den Zugang über ihr Eigentum zu ver- 
bieten und zu verhindern, fall3 nicht voller Erjag der Koſten durch 
Dinteriegung einer der Großh. Bürgermeijterei ausreichend erjcheinenden 

aution jicher gejtellt wird. 

b) Sp lange die Straße nicht vollftändiges Eigentum der Gemeinde 
und nicht eröffnet ift, fanı weder auf Chauffierung noch Pflafterung 
der Gofjen oder Beleuchtung Anspruch gemacht werben. 


8 8. 

Sobald der größere Teil der neuen Straße, bis zur nächiten 
Querſtraße gerechnet, als bebaut anzufehen ift und die Gemeinde das 
Gelände in Eigentum Hat, joll die Straße eröffnet und fahrbar gemacht, 
jowie die Pflafterung der Gofjen und die Beleuchtung der Straße her- 
geftellt werden. 

89 


Die Gemeinde übernimmt alle Koften der Pflafterung bei 10 m 
breiten Straßen auf 6 m Fahrbahn und 1 m Trottoir, was fich bei 
Straßen von geringerer Breite nad) Verhältnis verringert. 

Den Teil des Fußſteigs, welchen die Gemeinde nicht auf ihre 
Koſten pflaftern läßt, hat jeder Eigentümer, fo weit jein Befigtum reicht, 
auf jeine Koſten ordnungsmäßig nad) den Anordnungen des jeweiligen 
Gemeinderats herzuftellen und zu unterhalten. Weigert fi) der Eigen- 
tämer dies zu tun, dann iſt die Gemeinde befugt, es auf feine Koften 
vorzunehmen. 

8 10. 


Die Fußfteige jowie die FFloßrinnen werden, wenn mit bejonderer 
Genehmigung Gerüftitangen, Spriefen und Bauzäune eingegraben 
werden, auf Koften des Hauseigentümers wieder in den früheren Zu— 
ſtand gebradht, wenn nicht Großh. Bürgermeifterei aus bejonderei 
Gründen veranlaßt ift, die Anwendung von Schwellen zum Zweck der 
Befeftigung von Gerüftitangen anzuordnen. 


Zu Urt. 29 der allgemeinen Bauordnung. 


s 11. 

Stallungen, Scheunen, Speicher, Remiſen, Wafchfüchen, Abtritte 
und Ähnliche Anlagen dürfen im allgemeinen nicht an die öffentlichen 
Straßen und Plätze geftellt werden. 

Eine Ausnahme hiervon kann wegen bejonderer Berhältniffe unter 
der Bedingung zugelajien werden, daß derartige Gebäude mit dem Haupt- 
gebäude in eine gefällige architeftonische Verbindung gebracht werden; 
ebenjo find die zur öffentlichen Benutzung aufgeftellten Bedürfnishäuschen 
oder jonjtige im öffentlichen Interefje notwendigen Gebäude von obiger 
Beitimmung ausgejchlofjen. 
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8 12. 

Räume, in denen mit fautem Geräuſch verbundene Gewerbe be- 
trieben werden, oder in denen Rauch, Dampf oder Gaje erzeugt werden, 
dürfen in der Regel Deffnungen nach der Straße nicht haben. 

Liegen die in dem erften Abjag genannten Räume hinter der Bau- 
fluchtlinie, jo muß die Entfernung der Deffnungen von derjelben mindeſtens 
5 m betragen. 

Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 


Das Sodelmauerwerf der Wohngebäude ift maſſiv nur aus Bruch» 
oder hartgebrannten Badjteinen mit gutem Kalkmörtel nicht unter 75 cm 


hoch über dem höchften Punkt der Straße herzuftellen. Innerhalb des 


Ueberjchiwemmungsgebietes der Modau find hierzu nur Bruchſteine zuläffig. 
Zu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 14. 

Ein neu zu errichtendes Wohnhaus an einer Straße, jofern folches 
nicht als Nebenbau aufgeführt wird, muß mindestens eine Giebelfront 
von 6 m haben. 

Die Gebäude, bei welchen die Traufjeite nach der Straße geht, 
müfjen mindejteng 8 m Straßenfront und 6 m Tiefe haben. 

Sämtliche auszuführende Stodwerfshöhen der zu bewohnenden 
Räume find im Lichten nicht unter 2,60 m herzuftellen. 

Die Dahmwohnungen in Knieftöden müfjen eine Höhe von mindeſtens 
2,50 m haben. 

Nebenbauten, fowie Einfriedigungen müſſen, joweit fie an die 
Straße grenzen, im richtigen Verhältnis ihrer Bauart zu den Haupt» 
gebäuden ausgeführt werden. 


I. Nachtrag zur Baupolizei: Drbnung für die Gemeinde 
Eberftadt, 
insbefondere für die Bebauung des Villenquartiers zwijchen Station 
Ludwigshöhe und dem Hotel „Waldfriede”. 

Auf Grund des Artikel 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der 88 6 und 8 der Verordnung 
vom 1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen Bauordnung be- 
Ireffend, wird nad Anhörung des Gemeinderats und der Großh. Bürger: 
meijterei Eberjtadt unter Zuftimmung des Kreisausſchuſſes und mit Ge— 
nehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 8. Mai 1901 zu 
Nr. M. d. 3. 11557 für die Gemeinde Eberjtadt verordnet wie folgt: 


Bu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
1 


& 1. 

Rifalite, Türme, Unterfahrten, Vorhallen, Vordächer, Veranden, 
Balkone, FFreitreppen und dergleichen Vorſprünge dürfen in Die Vor 
gärten höchſtens bis zur halben Borgartenbreite, überdachte Zugänge da— 
gegen auf Widerruf bis zur ganzen Borgartenbreite vor die Bauflucht 
vortreten. 





f 
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Zu Art 3% der aliremeizen Banordnung. 
> 
— > t . * 
Scheidemauern ar den Serien der Sarfriedizungen und nicht durd)- 
brochene Kine ar Perueriıd u»r 175 m ſind nicht zuläffig. 
53 
Die Hoftenten masea gegen die Scede bin mittelſt durchbrochener 


Einfriedigungen aus Doi;, Verl 20er Steinen derart abgegrenzt werben, 
daß eim gemigender Eir2.:d ın den ıfurten verbleibt und der Gebäude: 
jodel ven der S 

Zu Art 65 der ul 


ett:pe 033 röter 
Isemeinen Bauordnung. 
+ 
Kebengebüude Mrd, auch wenn te mist an der Straße ꝛc. ftehen 


IL. Nachtrag zum Ortsbauftatut für Die Gemeinde Eberfiadt, 
im 


Trtsbauplan mit Borgärten 


oder Ztragenteile. 


vorgeiebenen Zırı 

Auf Grund des Artikels 2 des Geſezes, betreffend die allgemeine 
Bauordnung vom 30. April 1381, jomwie der 3—9 der Verordnung 
zur Ausführung destelben vom 1. Februar ISS2 und des Art. 48, VI, 3 
der Kreis: und Provinzialordnung vom 12. Sunt 1374 wird mit Ge- 
nehmigung Großherzoglichen Miniſteriums des Innern vom 8. Mai 
1,01 zu Ar. M. d. 3. 11557 zufolge Beſchluß des Gemeinderats zu 
Cberitadt und nah Anbörung des Kreisausſchuſſes für die Gemeinde 
Eberſtadt folgender Nachtrag zum Urtäbauitatut errichtet: 

Zu Urt. 21 Abi. 4 der allgemeinen Bauordnung. 

8 

Tas weſtliche Bankett der Kreisſtraße Darmſtadt —Eberſtadt ſowie 
bes alten Eberſtädter Weges wird auf I m Breite von den Wandſteinen 
ab mit Weviaitprlaiter befeitigt. Deſſen Ro'ten werden vorlagsweije aus 
ber Gemeindekaſſe beitritten und auf die Beſitzer der beiderfeitigen Hof— 
reiten nah Maßgabe der Grunditudstronten anzgeichlagen. 

Tie Rıicteritattung der Beträge hat ipätejtens 6 Monate nad) Auf: 
forderung jeitens der Großherzoglichen Bürgermeiſterei zu erfolgen, 
andernfalls das Steuerbeitreibungsverfahren in Anwendung zu fommen hat. 


Zu Urt. 29 der allgemeinen Bauordnung. 


[er 
[ri 
3 


b 
S 
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* 
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2, 

Die in dem Ortsbauplane durchaus mit ‘Farbe angelegten (nicht 
mie die übrigen nur farbig umränderten) Baublöde, jollen für öffentliche 
Gehäude oder für jonftige monumental gehaltene Gebäude oder Gebäude: 
yruppen vorbehalten bleiben, fiir welche das Erforderliche insbefondere 
u Amfichtfich der Höhe u. |. w. vorzuichre'"n, der die Baugenehmigung 
tzinen Pohörbe überlafjen bleibt. 


3 a = 
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Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
3 


S 3. 

Die in dem Ortsbauplan eingezeichneten Baufluchten find mur in» 
joweit maßgebend, al3 fie die geringite Breite der Vorgärten angeben. 
Eine größere Breite für die legteren ift daher zuläffig. 

Zu Urt. 29, 37, 44 und 59 der allgemeinen Bauordnung. 
4 


Ueberall da, wo im Ortsbauplane VBorgärten vorgejehen find, ſoll 
die jogenannte offene Bauweije eingehalten werden. Dajelbft dürfen nur 
villenartige Wohnhäuſer nebſt Zubehörungen, nicht aber aka mit 
fandwirtjchaftlichen oder Fabrif- und dergleichen Betrieben errichtet 
werden. Süntlihe Gebäude müſſen nach Außen mit Rückſicht auf die 
offene Bauweije von allen Seiten gefällig erjcheinen. 

> 


In dem jogenannten Waldvillenviertel zwiſchen der Bellunger 
Gemarfungsgrenze und dem Waldende beim Hotel Waldfriede müſſen die 
Hauptgebäude von den Grenzen der Nachbarhofreiten mindeſtens 5 m 
oder von einander mindeſtens 10 m entfernt bleiben, während die Neben- 
gebäude einen geringjten Abjtand von 3 m von der Nachbargrenze er— 
halten und in der Regel hinter den Vordergebäuden ſtehen müſſen. 

In allen übrigen mit Vorgarten vorgeſehenen Straßen müſſen 
die Hauptgebäude von den Grenzen der Nachbarhofreiten oder von ein- 
ander mindeſtens 3 m entfernt bleiben. 

Das im Abſatz I und 2 Gefagte gilt joweit anwendbar auch für 
Nebengebäude, welche an die Straße oder in einem geringeren Abjtande 
al3 ca. 15 m von der Straße zu ftehen kommen. 

6 


S 6. 

Nebengebäude dürfen höchſtens 1! Stock hoch und müſſen 
mindejtens "s Stod niedriger als das Hauptgebäude gehalten werden, 
bei angemejjener Höhe des Dachſtocks (vergl. $ 9), jowie im Charakter 
de3 Hauptbaues gehalten fein. 


8 7. 

Die Errichtung von Doppel» und dreifachen Villen oder Zwillings— 
Hintergebäuden mit gemeinjchaftlicher Brandmauer iſt zuläflig, wenn 
fegtere nicht mißftändig und die Bauten mit einander in harmonischen 
Zuſammenhange gebracht erjcheinen. 

Wird eine Villengruppe nicht gleichzeitig ausgeführt, jo kann das 
zuerjt eingereichte Baugejuch nur dann genehmigt werden, wenn ich die 
beteiligten Grundeigentümer zur jpäteren Auzführung der Gebäudegruppe 
nad einem gemeinjamen Faſſadenplan verpflichten. 

Ausnahmsweiſe kann die Genehmigung für das erſte Gebäude einer 
Gruppe auch ohne gemeinfamen Plan dann erteilt werden, wenn eine 
Einigung der beteiligten Grumdeigentümer über einen folchen micht zu 
erzielen ift. Die jpäter zu errichtenden Gebäude müfjen alsdann in ber 
Weile ausgeführt werden, daß fie mit dem erjten entweder ein 34 
tektoniſches Ganze bilden oder fih in architektonisch gefälliger Weile 
dasjelbe anjchliegen. So lange das jpäter zu erbauende Gebäude me 
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nicht errichtet ift, find die fichtbar bleibenden Teile der Brandmauer des 
erjten Gebäudes in architektoniſch aniprechender Weile auszubilden (etwa 
durch angepußte Lijenen, Anbringung von SHolzipalieren mit Be: 
pflanzung u. |. w.). 


88. 
Gegen das Gebäude Hin ſoll das umgebende Gelände etwas an- 
jteigen und der Hausſockel (einſchließlich Sodelgurt) eine Höhe von 
mindejten® 75 cm erhalten. 


89. 

Die lichte Stodhöhe muß mindeftend 3 m betragen, Dachzimmer 
jollen mindejtens 2,50 m hodj fein. 

Einjtöcdige Häufer find nur dann zuläffig, wenn fie noch einen 
Knieſtock erhalten und ihre Trauffante mindejtens 4,5 m über Sodel: 
oberfante zu liegen kommt. 

Abgejehen von einzelnen Aufbauten (Türmchen, Attifen, Giebeln 
und dergl.) follen höhere als 2". Stod hohe Gebäude in der Regel 
nicht errichtet werden, wobei die Höhe des Daches in angemejjenem Ber: 
hältnifje zur ganzen Gebäudehöhe ſtehen ſoll. 

Darmftadt, den 10. Mai 1901. 

Großherzogliches Kreisamt Darmitadt. 
3. B.: Wid. 


III.Nachtrag zum Ortsbauſtatut fürdie Gemeinde Eberftadt. 

Auf Grund der Art. 2 und 20 Abſ. 1 des Geſetzes vom 30. April 
1881, die allgemeine Bauordnung betreffend, wird zufolge Beichlufjes 
de3 Gemeinderats und nach Begutachtung ſeitens des Kreis-Ausſchuſſes 
mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 28. März 1905 
zu Nr. M. d. J. 9128 für die Gemeinde Eberjtadt nachftehender Nad)- 
trag zum Ortsbauftatut erlafjen. 

Einziger Baragraph. 

In dem neuen Bauguartier ſüdlich der Ningjtraße und zwiſchen 
Bickenbacher und Seeheimer Kreisſtraße joll zunächſt nur bebaut werden 
diirfen das Gebiet nördlich) der in dem Ortsbauplan mit blau gejtrichelter 
Linie eingezeichneten Bebauungsgrenze, das iſt bis auf eine Entfernung 
von ca. 150 Meter von der Ringſtraße. 

Eberjtadt, den 19. April 1905. 

Großherzogliche Bürgermeiſterei Eberſtadt. 
Schäfer. 


Ortsbauſtatut für die Gemeinde Nieder⸗Ramſtadt. 
Auf Grund des Art. 2 und © Der a meinen Bauordnung vom 


30. April 1881 und der SS 3—9 der Mlusfiihrungsperordnung dazu vom 
1. Februar 1882, des Art. 48 VIB der Kreis- und Provinzialordmung, 
jowie des Art. 8 der B— iſt durch Beſchluß des 
Gemeinderats vom 19. November 1895 nad) Auhö eisaus 







hufjeg und mit Genehmigung von). Miniſteri 


a 
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11. Juni 1897 zu Nr. M. d. 3. 13228 nachitehendes Drtsbauftatut 
errichtet worden: 


Zu Art 17 der allgemeinen Bauordnung. 
1 


81. ; 

- Sind zum Zwede des Eingehens eines Gemeindeweges Grundftücke 
jeitend der Gemeinde erworben worden, jo werden diejelben auf Ver: 
langen der unmittelbar angrenzenden Srundbefiger an dieje unter folgenden 
Bedingungen in Eigentum abgetreten: 

a) Die Anlieger müſſen fich bereit erklären, für das an fie abzı- 
tretende Gelände der Gemeinde die vollen Kojten der Erwerbung 
der Grundſtücke zurüdzuzahlen. Aus dem Preiſe des Geländes 
und den Unfoften bei der Erwerbung beredjnet ſich mit Rückſicht 
auf die Größe der Fläche der Einheitäpreis, welcher per Quadrat: 
meter von den Anliegern zu zahlen ift. 

b) Der zur Abtretung kommende Gemeindeweg ift mit dem ‚gleichen 
Preiſe per Quadratmeter der Gemeinde zu vergüten, wie die vor: 
erwähnten Grundftüde. War der Preis mehrerer Grundſtücke 
verschieden, jo wird ein Meittelpreis für den Berfauf aus den 
Gejamt-Koften der Erwerbung feftgejtellt. Die Grundſtücks— 
Angrenzer find verpflichtet, wenn jolche Wege eingehen, den an 
ihr Grundftüd angrenzenden Teil von dem Tage an, an dem der 
Weg eingeht, zu übernehmen und ſämtliche dadurch entjtehende 
Koften und Lajten zu tragen. 


Zu Art. 18 der ———— Bauordnung. 


82 
Außerhalb der durch den DOrtsbaupları fejtgeitellten Baugquartiere 
jollen. feine neuen Gebäude errichtet werden. 


Zu Art. 20 der Be Bauordnung. 


5 3 
In den noc) nicht eröffneten Straßen fol da3 Bebauen nur an 

den Enden, welche ſchon auf eröffnete Straßen aufjtoßen, geftattet werden. 
Der Bauende hat aber dann das zur neuen Straße In ihrer ganzen 
Breite erforderliche Gelände, foweit fein Befigtum reicht, an die Ge— 
meinde um ben Preis von 65 Pfg. per Quadratmeter abzutreten und 
zwar frei von allen Laſten. 

84. 


Wird das Bauen an noch nicht eröffneten Straßen jedoch geſtattet, 
dann haben ſich der oder die Bauenden vorher zu verpflichten, ſich auf 
eigene Koſten von ihren Gebäuden bis zu einer eröffneten Querſtraße, 
auf welche die projeftierte Straße ftößt, für Abfahrt und Wafjerabfluf; 
zu ſorgen und die diesbezüglichen Anlagen zu unterhalten bis zu dem 
Zeitpunfte, an welchem die Straße von der Gemeinde eröffnet wird. 

8 5. 

Bevor eine Straße eröffnet ift, kann weder auf Pflafterung der 
Soljen und Fußſteige, Chauffierung der Fahrbahn, noch auf Beleuchtung 
Mprud; gemacht werden. Sollte der Bauende derartige Anlagen auf 


[" 
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eigene Koften herſtellen, jo hat derjelbe bei einer jpäteren Eröffnung 
der Straße feinerlei Entjchädigung * zu beanſpruchen. 
5 6 


Die Gemeinde leiftet nach Eröffnung der Straße für das von ihr 
u übernehmende Straßengelände eine Rüdvergütung von 65 Pfg. per 
uadratmeter. 


8 7. 

Bis zu dem Zeitpunkt, an welchem eine Straße von Seiten der 
Gemeinde eröffnet wird, find alle Vorkehrungen in Bezug auf die Ein- 
ebnung der Straßen Fahrbahn und des Fußſteigs, insbejondere aud), 
wenn es nötig, die Ueberfahrung des leßteren mit Sand oder Kies, und 
zwar bis zur nächiten Querjtraße, von den betreffenden Eigentümern 
auf eigene Koften und Gefahr zu bewirken. 


Bu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8 


Die Gemeinde übernimmt nad) der nad) Art. 20 der allgemeinen 
Bauordnung erfolgten Eröffnung einer Straße die Koſten der Pflafterung 
oder Ehauflierung der Fahrbahn in einer Breite von 5 m bei 10 m 
Straßenbreite und die Pflafterung der auf beiden Seiten der Fahrbahn 
a ag Goſſen in einer Breite von 0,75 m. 

Die Fußfteige läßt die Gemeinde auf Kojten der Anlieger in ent- 
Iprechender Weile befeftigen, worunter mindeftens genügende Schotter- 
oder Schladenbettung mit entiprechendem Kiesübertrag zu verftehen ift. 

Werden Teile der Straßenbefeitigung bejchädigt, jo hat derjenige, 
welcher den Schaden verurjacht hat, der Gemeinde den durd) die Wieder: 
herjtellung erwachjenden Aufwand zu erjegen. 

Zu Urt. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
9. 

Das Sockelmauerwerk der Wohngebäude iſt maſſiv aus gutem 
Baumaterial, nicht unter 60 em hoch über dem höchſten Punkt der 
Straße an dem betreffenden Gebäude herzuſtellen. 

Bei Läden und landwirtſchaftlichen Anlagen kann eine geringere 
Höhe zugegeben werden. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 


Die Minimalmaße der Hauptitochwerke der Wohnräume find im 
Lichten nicht unter 2,40 m und für Seller nicht unter 2 m anzunehmen. 
Darmftadt, den 24. Juni 1897. 
SGroßherzogliches Kreisamt Darmjtadt. 
v. Marquard. 


Nachtrag zum Ortsbauktatut für Die Gemeinde 
Nieder-Ramftadt. 
Tür das Villen-Quartier. 
Auf Grund des Artikels 2 der Allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 und der 88 3—9 der Ausführungs-Verordnung zu 
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derjelben vom 1. Februar 1882 ijt durch Beichluß des Gemeinderats 
vom 24. April 1899 nad) Anhörung des Kreisausſchuſſes und mit 
Genehmigung Großherzogl. Minijteriums des Innern vom 19. August 
1899 zu Nr. M. d. 3. 23272 nacjjtehender Nachtrag zum Orts-Bau— 
ftatut errichtet worden: 
Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung (u. $ 38 der 
Ausführungs-Berordnung). 
81 


Die Fußſteige ſind in ſämtlichen Straßen mit erhöhter Trottoir— 
fante zu verſehen und bis zur letzteren auf die Breite der Toreinfahrt 
mit bogenförmiger Verbreiterung gegen die Fahrbahn mittelſt Pflafterung, 
Blättung, Aſphalt oder dergleichen in dauerhafter Weije zu befeftigen. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
2 


82. 

Die in dem Drtöbauplan eingezeichneten Baufluchten find nur 
infoweit maßgebend, als jie die geringite Breite der Vorgärten angeben. 
Eine größere Breite für die letzteren iſt daher zuläſſig. Auch da, wo 
im Ortsbauplan Straßen und Bauflucht zuiammenfallen, ift das Zurück— 
weichen der Gebäude Hinter die Bauflucht geitattet. NRifalite, Türme, 
Unterfahrten, Borhallen, Vordächer, Beranden, Balkone, ;Freitreppen, 
und dergleichen Vorjprünge dürfen in die Borgärten teilweiſe vor Die 
Bauflucht, nicht aber vor die Straßenflucht vortreten. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung (S 78 der 
Ausführungs-VBerordnung). 
838. 

Es dürfen nur villenartige Wohnhäufer nebſt Zubehörungen, nicht 
aber Hofreiten mit Kandwirtiehaftfichen oder Fabrik- und dergleichen 
Betrieben errichtet werden. Sämtliche Gebäude müfjen Außen gefällig 
eriheinen. 

84. 


Die Hauptgebäude müſſen von den Grenzen der Nachbar-Hof— 
reiten mindeſtens 5 Meter oder von einander mindeſtens 10 Meter 
entfernt bleiben, während die Nebengebäude einen geringſten Abſtand 
von 3 Meter von der Nachbargrenze erhalten und in der Regel hinter 
den Vordergebäuden ftehen müſſen. 

5. 

Die Errichtung von Doppel- und dreifachen Villen oder hinteren 
Zwillingsgebäuden mit gemeinſchaftlicher Brandmauer iſt zuläſſig, wenn 
letztere nicht mißſtändig und die Bauten miteinander in harmoniſchem 
— gebracht erſcheinen. 

Die Villengruppen bezw. die hinteren Zwillingsgebäude find gleich— 
zeitig auszuführen. 
86. 

Die Hausſockel müſſen (einſchließlich Sockelgurt) eine Höhe von 
mindeſtens 0,75 m erhalten und im der unteren Begrenzungslinie bei 
diret an der Straße ftehenden Gebäuden um "/so der Fußſteigbreite 
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über der Fahrbahnmitte, bei jolchen mit Vorgärten mindeften® 25 cm 
darüber zu liegen kommen. 
8 7. 


Die lichte Stodhöhe muß mindeſtens 3 m betragen; Dachzimmer 
jollen mindeſtens 2,40 m hoch fein. 

Einjtödige Häufer find nur dann zuläffig, wenn fie noch einen 
Knieftod erhalten und ihre Trauffante mindeſtens 4,5 m über Sodel- 
oberfante zu liegen kommt. 

Abgejehen von einzelnen Aufbauten (Türmen, Attifen und der: 
gleichen) follen höhere als 21. Stud hohe Gebäude in der Regel nid)t 
errichtet werden, wobei die Höhe des Daches in angemefjenem Berhält- 
nijje zur ganzen Gebäudehöhe jtehen joll. 

Zu Art. 59 und 65 der allgemeinen Bauordnung. 
88. 

Nebengebäude ſind gleichfalls genehmigungspflichtig und müſſen 
im Charakter des Hauptbaues gehalten ſein. Dieſelben dürfen niedriger, 
jedenfalls aber nicht höher als die Hauptgebäude errichtet werden. 

89 


8 

Die Hofreiten müſſen gegen die Straße hin mittelſt durchbrochener 
Einfriedigungen aus Holz, Metall oder Steinen derart abgegrenzt werden, 
daß ein genügender Einblid in den Garten verbleibt und der Gebäude- 
jodel von der Straße aus fichtbar it. 

An Stelle der Gitter fünnen für einzelne Einfriedigungsteile auch 
Mauern mit Dedplatten in einer für die Straßenanficht nicht mißftändigen 
Weiſe zugelafjen werden. 

Nieder-Ramftadt, am 10. November 1900. 

Großh. Bürgermeifterei Nieder-Ramijtadt. 


Nahtrag zur Baupolizei⸗Ordnung für die Gemeinde 
Nieder-Ramitadt. 

Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
Allgemeine Bau-Ordnung betreffend, und der SS 6 und 8 der Verordnung 
vom 1. Februar 1882, die Ausführung der Allgemeinen Bau-Ordnung 
betreffend, wird nad) Anhörung des Gemeinderats und der Großherzug- 
lichen Bürgermeifterei und nah Zuitimmung des Kreis-Ausſchuſſes mit 
Genehmigung Großberzoglihen Minifteriums des Innern vom 19. Auguit 
1899 zu Nr. M.d. %. 23272 für die Gemeinde Nieder-Ramjtadt ver: 
ordnet, wie folgt: 

81. 

Alle direkt an der Straße gelegenen Gebäude, welche ihre Traufe 
nach der Straßenſeite haben, müſſen zur Ableitung des Waſſers von 
Dächern mit Dachkandeln und Abfallröhren verſehen ſein, welche ſtets 
in gutem Zuſtande zu erhalten ſind. Die Abfallröhren müſſen bis zum 
Fußſteig herabreichen und unmittelbar in die in dem letzteren gelegenen 
überdeckten Rinnen einmünden. Die Waſſerabführung in offenen, quer 
über den Fußſteig laufenden Goſſen iſt unzuläſſig. 
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Die gußeifernen Rinnen müſſen mit ihrem Dedel in der Ebene 
des Fußſteigs liegen und beiderjeit3 mit je einer Reihe gleich breiter, 
jauber gerichteter Pflafterfteine eingefaßt fein. 

2 


Die Ausführung der Fußfteigbefejtigungen gleichwie der gußeiſernen 
Entwäjjerungsrinnen hat ausnahmslos durd) die Großherzoglicdye Bürger- 
meijterei zu erfolgen. 

Ihre Koften werden vorlagsweiſe aus der Gemeindefafje bejtritten 
und find von dem betreffenden Hofreitebefiger fpätejtens drei Monate 
nach Aufforderung an die Gemeinde zurüczuerftatten, widrigenfalls das 
Steuerbeitreibungsverfahren in Anwendung zu kommen hat. 

3 


8 3. 

Feſte Stoffe, als Küchenabfälle, Kehricht, Schutt, Sand, Schlamm, 
Arche und dergleichen dürfen nicht auf die Straße abgelagert, auch un- 
reine Flüſſigkeiten, als Küchenabwaſſer und dergleichen nicht nach den 
Straßengofjen geleitet werden. 

Darmjtadt, am 10. November 1900. 

Großherzogliches Kreisamt Darmitadt. 
v. Örancy. 


Ortsbauftatut für die Gemeinde Ober-Ramitadt. 

Auf Grund des Art. 2 der Allgemeinen Bau-Drdnung vom 
30. April 1881 und der $ 3—9 der Ausführungsverordnung hierzu 
vom 1. Februar 1882 ift durh Beihluß des Gemeinderat3 vom 
28. Mai 1894 bezw. vom 6. Mär; und 30. Juli 1895 unter Zuftimmung 
des Kreis-Ausjchuffes und mit Genehmigung des Großh. Ministeriums 
des Innern und der Juftiz vom 9. Juli 1895 zu Nr. M.d.3.16117 
nachſtehendes DOrtsbauftatut errichtet worden: 


Bu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


8 1. 
In der Regel ſoll ein Bauplag einschließlich Hofraum nicht unter 
100 qm FFlächenraum enthalten. Wo dies die örtlichen Berhältnifie 
nicht zulaffen, kann ein geringerer Flächeninhalt zugelafjen werden, in 
feinem Falle aber unter 70 qm. 
Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 
2 


82. 

Sind zum Zwede des Eingehens eines Gemeindewegs Grundſtücke 

jeitens der Gemeinde erworben worden, jo werden diejelben auf Ver— 

langen der unmittelbar angrenzenden Grundbefiger an dieſe unter 
folgenden Bedingungen in Eigentum abgetreten: 

a) Das Verlangen muß innerhalb einer Friſt von ſechs Monaten 
nad) erfolgter Erwerbung diefer Grundftüde durch die Gemeinde 
bei Großherzoglicher Bürgermeifteret gejtellt werden. 

b) Die Anlieger müſſen Sich bereit erklären, für das an ſie abzu- 
tretende Gelände der Gemeinde die vollen Koſten der Erwerbung 





der Grundjtüde zurüdzuzahlen. Aus dem reife des FE, 
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und den Unfojten bei der Erwerbung berechnet fi) mit Rückſicht 

auf die Größe der Fläche der Einheitöpreis, welcher per Quadrat- 

meter von den Anliegern zu zahlen ift. 

Der zur Abtretung fommende Gemeindeweg iſt mit dem gleichen 
Breije per Quadratmeter der Gemeinde zu vergüten, wie die vorerwähnten 
Grundftüde. War der Preis mehrerer Grundftüde verjchieden, jo wird 
ein Mittelpreis für den Verkauf aus den Gejamtkoften der Erwerbung 
feftgeftellt. Denfelben werden auch Zinjen zu vier Prozent des Erwerbs- 
preifes zugeichlagen, im Falle fi) die Erwerbung jeitens der Anlieger 
durch ihre Schuld über acht Monate von der Erwerbung durch die Ge- 
meinde an gerechnet verzögert. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 


83. 
Außerhalb der durch den Ortsbauplan feſtgeſtellten Bauquartiere 
ſollen in der Regel keine neuen Gebäude errichtet werden. 
Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 


S 4. 
Das Bauen ſoll in der Regel nur an bereit? eröffneten Straßen 
ſtattfinden. 
55. 


An noch nicht eröffneten Straßen kann das Bauen nur dann ge— 
ſtattet werden, wenn der oder die Bauenden ſich vorher verpflichten, 
auf eigene Koſten von ihren Gebäuden bis zu einer der eröffneten Quer— 
ſtraßen, auf welche die projektierte Straße ſtößt, für Abfahrt und Waſſer— 
abfluß zu jorgen und zu unterhalten bis zu dem Zeitpunkte, an welchem 
die Straße von der Gemeinde ur wird. 


3 6 
Die Eröffuung der Straße findet ftatt, jobald das Gelände Eigen- 
tum der Gemeinde geworden und die Straße mindeftens zur Hälfte be- 
baut ift. 
Bevor eine Straße eröffnet iſt, kann weder auf Pflajterung der 
Sofjen und Fußfteige, Chauffierung der Fahrbahn noch auf Beleuchtung 
Auſpruch gemacht werden. 


8 7. 

Im Fall der Gemeinderat ein Bedürfnis als vorhanden annimmt, 

kann eine Straße eröffnet werden, auch bevor jchon die Hälfte bebaut ift. 
8 


In den noch nicht eröffneten Straßen joll das Bebauen nur an 
den Enden, welche auf jchon eröffnete Straßen jtoßen, gejtattet werben. 
Der Bauende hat aber dann das zur neuen Straße erforderliche Ge- 
(ände, joweit fein Befigtum reicht, an die Gemeinde um den Preis von 
M. 1.60 per qm abzutreten und zwar frei von allen Laſten. 

89. 

Die an neuanzulegenden oder bereit3 neu angelegten Straßen 
Bauenden haben zu den Erwerbungsfoften des Straßengeländes beider- 
jeits je Ya nad Verhältnis der Länge ihres Befigtums, welches die 
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Straße begrenzt, beizutragen, jodaß die Hälfte der Koften von den 
Anliegern, die andere Hälfte von der Gemeinde getragen werden. Bei 
der Erwerbung des Straßengelände8 macht die Gemeinde die Vorlage 
der Kojten und erhebt alddann von den an die Straße Bauenden den 
oben erwähnten pflichtgemäßen Anteil. 


Bu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8 10. 

Die Koften der Chauffierung reſp. Pflafterung der Fahrbahn, 
Floßrinnen und Fußfteige an den eröffneten Straßen übernimmt die 
Gemeinde. Die Straßenanlieger haben jedoch die Ueber- oder Unter: 
führung der Wafjerabflüfje aus ihren Hofreiten oder Grundftüden durch 
die Fußfteige nach der Straßenfloßrinne, foweit dies überhaupt geftattet 
ift, auf eigene Koften in einer von der Gemeinde näher angegebenen 
Weije herzuftellen und zu unterhalten. Das Gleiche gilt auch für bereits 
ausgebaute Ortsſtraßen, wo Fußfteige umgepflaftert rejp. neu hergeftellt 
werden. 

8 11. 

Erforderliche Kanalanlagen in neuen jowohl, als auch in bereitz 
bejtehenden Straßen des Orts werden durc die Gemeinde hergeftellt. 
Die Befiger der angrenzenden Grundjtüde haben die Kojten der Kanal— 
anlage zu tragen, die nach der Länge der Grundftüde an der Straße 
auf die Anlieger ausgejchlagen und erhoben werden; dieje Verpflichtung 
der Anlieger tritt ein, jobald auf ihren betreffenden Grundjtüden neue 
oder ältere Gebäude an die Baufluchtlinien zu ftehen kommen oder 
jobald die Grundſtücke nad) der fanalifierten Straße zu entwäfjert werden 
oder von der Kanalanlage jonit Gebraud) gemacht wird. 

8 12. 


Die Benugung des Fußjteigegeländes jeitens eines Anliegerd zur 
Anlage von Bentilations-, Licht: oder Einfüllungsöffnungen kann jeiteng 
der Gemeinde nur in ftet3 widerruflicher Weiſe geitattet werden, wenn 
fi der Anlieger zur Zahlung einer Rekognitionsgebühr von 2 ME. per 
Jahr und Deffnung verpflichtet. 

8 13. 

Stallungen, Scheunen, Speicher, Remiſen, Waſchküchen, Abtritte 
und ähnliche Anlagen jollen in der Regel nicht an die öffentlichen Straßen 
und Pläge gejtellt werden. Eine Ausnahme Hiervon fann wegen be— 
jonderer Berhältnifje unter dev Bedingung zugelaffen werden, daß der- 
artige Nebengebäude mit den Hauptgebäuden in eine architeftonijch- 
gefällige Verbindung gebracht werden, oder fir fich dag Ausfehen eines 
Wohngebäudes haben. 

8 14. 

Räume, in denen mit lautem Geräuſch verbundene Gewerbe be» 
trieben oder in denen Rauch, Dampf oder Gafe erzeugt werden, dürfen 
in der Regel Deffnungen nach der Straße nur dann haben, wenn fie 
über fünf Meter Entfernung von der Straßenfluchtlinie zurücliegen. 


* 
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Zu Urt. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
8 15. 
Das Zurückverlegen der Gebäude Hinter die Baufluchtlinie kann 
unter folgenden Bedingungen gejtattet werden: 

a) Wenn die durch das Zurückverlegen Hinter die Baufluchtlinie von 
der Straße aus fichtbaren Grenzmauern der Nahbarhäujer auf 
Koften des Beſitzers des zurüdliegenden Haufes mit Genehmigung 
des Nachbars entiprechend deforiert oder mindeſtens entjprechend 
verpußt und angejtrichen werden. 

b) Wenn das zwijchen der Baufluchtlinie und der Front des zurück— 
gelegten Haujes befindliche Land mit Gartenanlagen oder jonjt 
nicht mißjtändigen Anlagen verjehen und mit einem eifernen Gitter 
auf im Marimum 0,75 Meter hohen majfiven Sodel abge- 
ſchloſſen wird. 

c) In der Regel muß die zurücverlegte Bauflucht parallel mit der 
Straßenbauflucdht liegen. Scheidemauern und nicht durchbrochene 
Wände in derartigen Vorgärten dürfen die Höhe von 1,75 Meter 
nicht überfteigen. 

Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
8 16. 
Die Fußbodenhöhe im Erdgeichoß muß bei Wohnhäufern mindefteng 
0,75 Meter über der Straßenfrone liegen; bei Ladeneinrichtungen iſt 
eine geringere Höhe, jedoch nicht unter 45 em zuläſſig. Bei Fach— 
werfsbauten, welche eine Wohnung nicht enthalten, müffen die Schwellen 
mindeitens 30 cm über der Straßenfkrone liegen. Das Sodelmauerwerf 
muß ſtets maſſiv in gutem Kalfmörtel aufgeführt werden. 
Bu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
17 


Die Straßenfront eines meu zu erbauenden Wohngebäubes foll 
betragen: 
a) in der Alefeld-, Bahnhof, Darmftädter-, Ernft-Ludwigs-, Poſt-, 
Turner- und Wehrſtraße nicht unter 7 m. 
b) in allen übrigen Straßen nicht unter 6 m. 
18 


Eine geringere Straßenfront fann zugegeben werben, wenn Dies 
die örtlichen Verhältniffe erheifchen oder das zu errichtende Gebäude als 
Glied eines ſchon beftehenden Gebäudes desjelben Beſitzers betrachtet 
werden fann, auch in der äußeren Erjcheinung fic nicht als felbftändiges 
Haus geltend macht. 

8 19. 

Die Höhe der in den genannten Straßen zu errichtenden Gebäude 
joll von der Straßenfrone bis an den Dachfuß gerechnet nicht unter 
5 m betragen, in allen übrigen Straßen nicht unter 4 m. Dieje Höhen 
gelten nicht für Ans und Berbindungsbauten, welche ihrer äußeren Er- 
ſcheinung nach fein jelbjtändiges Gebäude bilden. 

Die Höhe derjelben iſt vielmehr in architeftonisch-gefällige Ver— 
bindung mit den bereit3 bejtehenden Gebäuden zu bringen. 
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820. - 

Die Minimalmaße für Hauptjtodwerfe der Wohnräume find im 
Lichten nicht unter 2,60 m, für Dachgejchofje nicht unter 2,40 m und 
für Keller nicht unter 2,00 m anzunehmen. 

Alle an eröffneten Straßen (iegenden Grundſtücke müſſen in ge- 
fälliger.Weije eingefriedigt werden. 


8 22. 
Die Dächer der Vordergebäude follen, jofern es der Bauftil der- 
jelben nicht anders erheifcht, nicht jteiler als 45 Grad fein. 
Darmftadt, den 2. Auguft 1895. 
Großherzogliches Kreisamt Darmitadt. 
I B.: Buchinger. 


Nachtrag zum Ortsbauftatut für Die Gemeinde 
Ober-Ramitadt. 

Auf Grund der Artikel 2 und 20 Abſatz 1 des Geſetzes vom 
30. April 1881, die Allgemeine Bauordnung betreffend, wird zufolge 
Beihluffes des Gemeinderat? mit Genehmigung des Großh. Miniſteriums 
de3 Innern vom 29. Juli 1904 zu Nr. M. d. J. 23759 für die Ge- 
meinde Ober-Ramſtadt nachjtehender Nachtrag zum Ortsbauftatut erlafjen. 

Einziger Baragraph. 

In dem neuen Baugquartier an der Ammerbacd fol zunächſt nur 
das Gebiet nördlich von der in dem Ortsbauplan Blatt IV mit blau- 
geftrichelter Linie eingezeichneten Bebauungsgrenze gelegen bebaut werden. 

Dber-Ramftadt, am 14. Auguſt 1904. 

Großherzogliche Bürgermeiftei Ober-Ramftadt. 
Fritſch. 


Baupolizei⸗Ordnung für die Gemeinde Traiſa. 
Bebauung des Billenquartiers auf der „fleinen Hohl“. 

Auf Grund des Art. 2 der Allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der 88 3—9 der Ausführungsverordnung hierzu vom 1. Februar 
1882 iſt durch Beichluß des Gemeinderats zu Traifa vom 30. Januar 
bezw. 17. April 1899 unter Zuftimmung des Kreisausichuffes und mit 
Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 15. Auguſt 1899 
zu Nr. M. d. 3. 23135 die nachjtehende Baupolizei-Drdnung für das 
Villenquartier der Gemeinde Traija auf der „Eleinen Hohl“ errichtet 
worden. 

81. 


Alle direkt an der Straße gelegenen Gebäude, welche ihre Traufe 
nah der Straßenfeite haben, müfjen zur Ableitung des Wafjers von 
Dähern mit Dachkandeln und Abfallröhren verjehen fein, welche ſtets 
m gutem Zuftande zu erhalten find. Die Abfallröhren müfjen bis zum 
Fußſteig herabreichen und unmittelbar in die in dem letzteren gelegenen 

8 
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überdedten Rinnen einmünden. Die Wafjerabführung in offenen, quer 
über den Fußſteig laufenden Goſſen tft unzuläjlig. 

Die gußeifernen Rinnen müfjen mit ihrem Dedel in der Ebene 
des Fußſteigs liegen und beiderjeit3 mit je einer Reihe gleich breiter 
jauber gerichteter Pflafterfteine —— ſein. 


Die Ausführung der Sußfteiobefeftigungen gleichwie der gußeijernen 
Entwäfjerungsrinnen hat ausnahmslos durch die Großh. Bürgermeifterei 
zu erfolgen. Ihre Koften werden vorlagsweije aus der Gemeindekaſſe 
beftritten und find von dem betreffenden Hofreitenbefiger ſpäteſtens drei 
Monate nad Aufforderung an die Gemeindefafje zurüdzuerftatten, 
widrigenfall® das Steuerbeitreibungs - Verfahren in Anwendung zu 
fommen bat. 


8 3. 

Feſte Stoffe als Küchenabfälle, Kehricht, Schutt, Sand, Schlamm, 
Aſche u. dergl. dürfen nicht auf die Straße abgelagert, auch unreine 
Flüſſigkeiten, Küchenabwaffer u. dergl. nicht nach den Straßengofjen ge- 
leitet werden. 

Darmftadt, den 1. Dftober 1899. 

Großherzoglicyes Kreisamt Darmitadt. 
v. Marquard. 


Nachtrag zum Ortsbauftatut für Die Gemeinde Zraile. 
Bebauung des BVillenquartiers auf der „Eleinen Hohl“. 

Auf Grund des Art. 2 der Allgem. Bauordnung vom 30. April 
1881 und der 88 3—9 der Ausführungsverordnung hierzu vom 1. Februar 
1882 ift durd) Beichluß des Gemeinderats zu Traifa vom 30. Januar 
bezw. 17. April und 15. September 1899 unter Zuftimmung des Kreis- 
ausfchuffes mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 
15. August 1899 zu Nr. M. d. 3. 23135 der nachjtehende Nachtrag 
zum Ortsbauftatut für die Gemeinde Traifa Hinfichtlich der Bebauung des 
Villenquartier8 auf der „Leinen Hohl“ errichtet worden: 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung ($ 38 der Aus— 
führungs-VBerordnung). 
sı 


Die Fußſteige find in jämtlihen Straßen mit erhöhter Trottoir- 
fante zu verjehen und bis zur letteren auf die Breite der Toreinfahrt 
mit bogenförmiger Verbreiterung gegen die Fahrbahn mittelſt Pflafterung, 
Plättung, Aſphalt oder dergl. in dauerhafter Weiſe zu befeitigen. 

Zu Urt. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
5 2 

Die in dem Ortsbauplan eingezeichneten Baufluchten find nur in— 

joweit maßgebend, als fie die geringite Breite der Vorgärten angeben. 


Eine größere Breite für die lesteren it daher zuläſſig. Auch da, wo 
im Ortsbauplane Straßen: und Bauflucht zujamm — iſt das Zus 
rüdweichen hinter die Bauflucht geitattet. Nil "nterfahrten, 


— 


2 Zedi.by \ 
" 
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Vorhallen, Vordächer, Veranden, Balfone, Freitreppen und dergl. Vor— 
jprünge dürfen teilweije in VBorgärten vor die Bauflucht, nicht aber vor 
die Straßenflucht vortreten. 


Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung ($ 78 d. A.V.). 


8 3. 

E3 dürfen nur villenartige Wohnhäufer nebft Zubehörungen, nicht 
aber Hojreiten mit landwirtichaftlichen oder Fabrik» und dergl. Betrieben 
errichtet werden. Sämtliche Gebäude müfjen nad) Außen gefällig er- 
ſcheinen. (Vergl. $ 10.) 

84. 


Die Haupt- und Nebengebäude müſſen von den Grenzen der Nachbar— 
hofreiten mindeſtens 3,0 m oder von einander mindeſtens 6,0 m ent» 
fernt bleiben, da es nicht gerechtfertigt erjcheint, die Nebengebäude in 
einer geringeren Entfernung von einander zu errichten als die Haupt- 
gebäude, wenn erjtere durch legtere, von der Straße aus gejehen, ge- 
dedft werden jollen. Auch jollen die Nebengebäude in der ar hinter 
den Vordergebäuden zu jtehen kommen. 


85. 

Die Errihtung von Doppel- und dreifachen Billen oder hinteren 
Zwillingsgebäuden mit gemeinjchaftlicher Brandmauer ift zuläffig, wenn 
(egtere nicht mißftändig und die Bauten mit einander in harmonischen 
Zuſammenhange gebracht erjcheinen. 

Die Villengruppen bezw. Hinteren REN find gleich- 
zeitig auszuführen. 


3 6 

Die Hausſockel müſſen leinſchließlich Sodelgurt) | eine Höhe von 
mindeſtens 0,75 m erhalten und in der unteren Begrenzungzlinie bei 
direft an- der Straße ftehenden Gebäuden um "so der Fußſteigbreite 
über der Fahrbahnmitte, bei jolchen mit Vorgärten mindejten® 25 cm 
darüber zu liegen kommen. 

8.7. 

Die lichte Sodelhöhe muß mindeſtens 3,0 m betragen, Dachzimmer 
jollen minbdeftens 2,40 m hoch fein. 

Einſtöckige Häufer find nur dann zuläjfig, wenn fie noch einen 
Knieftod erhalten und ihre Trauffante mindeftens 4,5 m über Sodel- 
oberfante zu liegen kommt. 

Abgejehen von einzelnen Aufbauten (Türmchen, Attiken und dergl.) 
jollen höhere als 292 Stod hohe Gebäude in der Regel nicht errichtet 
werden, wobei die Höhe des Daches in angemefjenem VBerhältnifje zur 
ganzen Gebäudehöhe jtehen joll. 

Zu Art. 59 und 65 der allgemeinen Bauordnung. 

$ 8. 
4 Nebengebäude ſind gleichfalls genehmigungspflichtig und müſſen — 
u, Charakter des Hauptbaues gehalten fein. Diejelben dürfen "n 







"iedenfalls aber nicht höher als die Hauptgebäude errichtet we 
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89. 

Die Hofreiten müfjen gegen die Straße Hin mittelft dDurchbrochener 
Einfriedigungen aus Holz, Metall oder Steinen derart abgegrenzt werden, 
daß ein genügender Einblid in den Garten verbleibt und der Gebäude- 
jodel von der Straße aus fichtbar iſt. An Stelle der Gitter fünnen 
für einzelne Einfriedigungsteile aud) Mauern mit Dedplatten in einer 
für die Straßenanficht nicht mißftändigen Weile zugelafjen werden. 

Als untere Begrenzungslinie ift die für den Sodel der direkt an 
den Straßen ftehenden Gebäude vorgejchriebene Höhenlage ($ 6) ein- 
zubalten. 

Darmftadt, den 1. Oftober 1899. 

Großherzogliches Kreisamt Darmitadt. 
v. Marquard. 








Drtsbau Statut für Die Gemeinde Babenhausen 
über die Bildung einer die Bebauung in der Umgebung des Schloſſes 
augfchließenden Zone, jowie über die Bebauung der Weftjeite der Straße 

vom Bahnhof nad) Seligenjtadt, zwiichen Gerſprenz und Ohlenbach. 

Mit Genehmigung des Großherzoglichen Minifteriums des Innern 
vom 26. April 1901 zu Nr. M. d. 3. 11088 wird auf Beichluß des 
DOrt3vorftandes zu Babenhaufen und nad zujtimmender Begutachtung 
durch den Kreisausichuß zur Ausführung der allgemeinen Bauordnung 
vom 30. April 1881 auf Grund der Art. 2, 18 und 29 Abſatz 2 der- 
jelben und der 88 3—9 der Ausführungsverordnung zu derjelben vom 
1. Februar 1882 für das dem Schloſſe zu Babenhaufen benachbarte 
Bauquartier beſtimmt: 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung Zu 8 7.Wbj. 2 
der Ausführungsverordnung. 
811. 

Innerhalb der in zugehörigem Lageplan dunkelgrün bezeichneten 
Bebauungsgrenze dürfen Bauten im Sinne des Art. 23 der allgemeinen 
Bauordnung und Anlagen der in $ 16 der Gewerbeordnung genannten 
Art nicht neu errichtet werden. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 2. | 

Hintergebäude der Hauptgebäude an der weltlichen Seite der 
Straße Bahnhof Babenhaujen-Geriprenz Uebergang find mit ihrer dem 
Schloſſe zu gerichteten Außenwand höchitens 35 m von der Baufludıt- 
linie der Fahrſtraße entfernt und parallel mit derjelben aufzuftellen. 

Zu Urt. 29 der allgemeinen Bauordnung. 


8 8. 
Die in $ 1 vorgejehenen Bebauungsbeichränfungen gelten nicht 
für den Staat, jowie auch nicht für das Großh. Haus, jo lanne 
Schloß zu deſſen Familieneigentum gehört. 
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Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung Zu $ 78 der 
Ausführungsverordnung. 
4 


8 4. 

Für die Weſtſeite der Straße nad) Seligenjtadt zwijchen Gerjprenz 
und Ohlenbach wird offene Bauweiſe gemäß folgenden Beitimmungen 
vorgejchrieben : 

1. Die Gebäude müffen einzeln jtehen oder in Gruppen ver- 
einigt werden. 

Iſt von einer Gebäudegruppe zunächſt nur ein Gebäude genehmigt 
worden, jo müſſen die jpäter zu errichtenden Gebäude diefer Gruppe 
aladann in der Weije aufgeführt werden, daß fie mit dem erſtgenehmigten 
entweder ein architeftonisches Ganzes bilden oder fich-in architektoniſch 
gefälliger Weife an dasjelbe anfchließen. 

2. Der Abjtand der Einzelgebäude bezw. der Gruppen von der 
Nahbargrenze muß mindeften® 3 m betragen. Ein Vorjpringen von 
Treppen, Veranden u.j.w. in dieſe Zwilchenräume ift gejtattet, jedoch 
muß zwijchen den nachbarlichen Gebäudeteilen ein lichter Raum von 
mindejtens 3 m frei bleiben. 

Zu Art. 30 Ab. 2 der allgemeinen Bauordnung. 

3. Das Zurüdjegen der Gebäude hinter die Baufluchtlinie ift mit 
Zuftimmung des Großherzoglichen Kreisamts Dieburg zuläſſig, jedoch 
müſſen alsdann die Gebäudefluchten in einem Abjtand von mindeltens 
3 m von der Straßenfluchtlinie und parallel zu diefer angenommen 
werden. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung Zu $ 78 der 
Ausführungsverordnung. 

4. Die Gebäude dürfen ** dem Erdgeſchoß nicht mehr als 
2 Obergeſchoſſe erhalten. Ein ganz oder teilweiſe ausgebauter Dachſtock 
wird einem bejonderen Obergeſchoß gleichgerechnet und jchließt daher das 
zweite Obergeſchoß aus. 

Ausnahmsweiſe ſollen jedoch mit Genehmigung des Gemeinderats 
einzelne bewohnbare Räume in Giebeln oder Türmen nicht als beſonderes 
Obergeſchoß angeſehen werden. 

Zu Art. 37 Abſ. 2 u. Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
Zu 859 der Ausführungsverordnung. 

5. Die Seiten» und Hintergebäude jeder Hofreite müfjen jo auf- 
geitellt werden, daß fie von dem innerhalb der Verlängerung der Seiten- 
grenzen der Hofreiten liegenden Straßenteile nicht gefehen werden fünnen. 

Die nah) dem Schlofje zu gelegenen Seiten der Hinter- und Seiten- 
gebäude dürfen mit Türen nicht verjehen werden. 

Die von dem Schloß, jowie die von der Straße aus fichtbaren 
Zeile der Seiten- und Hintergebäude müſſen mit dem Vorderhaufe in 
architektoniſcher Beziehung übereinftimmen. 

Dieburg, 27. Juni 1901. 

Großherzogliches Kreisamt Dieburg. 
Lohmann. 


— — 





118 „ II. Ortsbauftatuten und Lolal-Baupolizei-Orbnungen. 


Poligei-Berordnung für den Kreis Dieburg, 
die Beichaffenheit und Lage der zum Betriebe von Gaft- und Schanf- 
wirtichaften bejtimmten Räumlichkeiten, jowie den Wirtjchaftsbetrieb betr. 
(Veröffentlicht in Nr. 100 des „Odenwälder Boten“ vom 15. Dezember 1897.) 


Mit Bezug auf $ 33 3. 2 der Gewerbeordnung, in der Faljung 
des Neichsgejfeges vom 1. Juni 1891, ſowie auf Grund des Art. 78 
der Kreißordnung vom 12. Juni 1874 wird mit Zuftimmung des Kreis- 
ausjchuffes und mit Genehmigung Großh. Ministeriums des Innern vom 
4. Dezember 1897 zu Wr. M. d. 3. 26797 für den Kreis Dieburg 
folgendes beſtimmt: 

81. 

Salt: und Schankwirtjchaften dürfen nur an jolchen Orten betrieben 
werden, wo der öffentliche Verkehr und die polizeiliche Beauffichtigung 
ungehindert ftattfinden fan. Sie find unterfagt an Orten, von wo dem 
Wirtichaftsbetrieb eine Gefährdung der öffentlichen Ordnung, Sicherheit 
und Sittlichkeit zu befürchten ift. 

S 2. 

In unmittelbarer Nähe von Kirchen, Schulen oder anderen öffent- 
lichen Gebäuden, Kranfenhäujern oder öffentlihen Heilanftalten dürfen 
Kegelbahnen und Tanzböden nicht errichtet werden. 


8 3. 

Räumlichkeiten, welche den Beligern oder dritten Perſonen als 
Wohnräume dienen, oder in welchen jonftige gewerbliche Verrichtungen 
oder Handelsgejchäfte betrieben werden, dürfen, abgejehen von befonderen 
vorübergehenden Anläffen, zu Wirtihaftszweden nicht benußt werden. 

Die Wohn- und Schlafräume des Wirtes, des Dienftperfonals 
und anderer Hausbewohner jollen von den Gajträumen gejchieden jein, 
auch nicht als ausschlieglicher Durchgang zu letzteren dienen. 

84. 

Der Zugang zu den für den Gaſt- und Schankwirtſchaftsbetrieb 
bejtimmten Räumen bezw. der Ausgang aus denjelben muß außerhalb 
und innerhalb des Haufes ein durchaus gefahrlojer und bequemer jein. 
Namentlich müſſen etwaige Treppen genügend breit, nicht zu teil, mit 
teften Geländern verjehen und ausreichend hell bezw. mit genügender 
Beleuchtung verjehen jein. 

S 5. 

Der Eingang jeder Wirtichaft muß nach Einbruch der Dunfelheit, 
jo lange ala noch Gäſte in derjelben find, durch eine hinreichend helle 
und von außen fichtbare Laterne beleuchtet fein. Der Eintritt in das 
Wirtslofal iſt für das Polizeiperjonal offen zu Halten, jo lange noch 
Säfte in demjelben anmejend find. So lang letterer Fall vorliegt, muß 
dag Wirtszimmer beleuchtet ein. 


Die zum Betriebe der Saft: und Scankwirtichaften beftimmten 
Räumlichkeiten (einjchließlich der Schlafräume) müſſen troden unterfellert, 
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mit Fenftern zum hinreichenden direften Zulaß von Licht und Luft, auch 
fo weit erforderlich, mit jonftigen, zur SHerftellung eines genügenden 
Zuftwechjels dienenden Vorrichtungen (Ventilationgeinrichtungen) verjehen, 
überhaupt in ihrer ganzen Anlage jo beſchaffen jein, dp ſie die Ge— 
Kunden der darin Verweilenden in feiner Weiſe gefährden. 

8 7. 

Jede Gaſtwirtſchaft muß mindeſtens zwei Schlafzimmer für Gäjte 
haben, von denen jedes einen gefonderten Ausgang auf den Hausflur 
befist. Ausnahmen fann die obere Bolizeibehörde bei bejtehenden Wirt- 
ihaften und für kleinere Gemeinden gejtatten. 

8 8. 

Die zum gemeinfamen Aufenthalt der Gäfte dienenden Räume der 
Gaft- und Schankwirtichaften müfjen mindeftens eine lichte Höhe von 
3 m bejigen. Wird die Konzeflion für ein Lokal nachgefucht, in welchem 
jeither ſchon Wirtichaft betrieben wurde, jo kann in bejonders berüd- 
jichtigensmwerten Fällen eine geringere Höhe für zuläffig erflärt werden. 

Die Eingänge zu den Abſatz 1 erwähnten Räumen müfjen außen 
eine deren Beitimmung bezeichnende Aufichrift tragen. 


89. 

Für jede Gaft- und Schankwirtfchaft müfjen der Größe des Lokals 
entjprechende, mit den erforderlichen Einrichtungen für Abſchluß und 
hinreichenden direkten Zufluß von friiher Luft verjehene, ſowie aus: 
reichend helle Bedürfnisanftalten vorhanden fein, deren Zugang nid)t 
durch Wohnräume, Küche, Laden oder ähnliche Wirtfchaftsräume führen 
darf, ſondern ſtets unbehindert und bei eintretender Dunkelheit ausreichend 
beleuchtet jein muß. s 

10. 


Jede Wirtichaft ſoll insbeſondere mindeftens ein Piſſoir und einen 
den Gäften zur Verfügung ftehenden Abtritt haben. Die Abtrittsanlage 
muß den im Einzelfalle geltenden baupolizeilichen und ortsſtatutariſchen 
Vorſchriften entjprechen. 

8S 11. 

Der direkte Einblid in das Bifjoir ift mittelft Vorraums oder 
Schirmwand abzujchließen. 

12. 

Der Boden des Piſſoirs ift wafjerdicht herzustellen, mit Gefälle 
und an der tiefiten Stelle mit einer Ableitungsvorrichtung nad) einer 
Grube zu verjehen. 

8 13. 

Abtritte und Piſſoir dürfen nicht an oder in der Nähe der Straßen- 
fluchtlinie neu angelegt werden. 

8 14. 

In Eleineren Orten und bei beftehenden Wirtjchaften fann von ben 
Hinsichtlich der Piſſoirs gegebenen Vorjchriften Dijpenfation durch das 
Kreisamt erteilt werden. 
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8 15. 

Die Trintgefäße müfjen in den Wirtichaften nach jedesmaligem 
Gebrauch mit reinem Wafjer ausgejpült werden. 

Zu dieſem BZwede Haben ſich die Wirte und Zäpfer in ihren 
Wirtichaftslofalen genügend großer Schwenkfübel mit öfter zu erneuern- 
dem reinem Waffer zu bedienen. 

8 16. 

Mit jedem Geſuch um Erteilung einer Wirtſchaftskonzeſſion ift auf 
Verlangen und insbejondere bei neu zu errichtenden Wirtichaften gleich— 
zeitig ein ordnungsmäßiger Plan im Mapftabe von 1 zu 100 der natür- 
lihen Größe in doppelter Ausfertigung einzureichen, aus weldem die 
in Betracht fommenden Berhältnifje, insbejondere die Lage der Wirt: 
Ichaftsgebäude zu der Straße und den benachbarten Gebäuden, die innere 
Einrihtung jämtliher Räumlichkeiten des Haujes, unter Angabe der 
Höhen:, Längen- und Breitendimenfionen, jowie die Lage der Bedürfnis- 
anjtalten erfichtlich ſein müfjen. 


17. 

Auf den Wirtjchaftsbetrieb zu vorübergehenden Zweden finden vor- 

jtehende Beftimmungen feine Anwendung. 
8 18. 

Konzeffionsinhaber und deren Stellvertreter, welche den durch dieſe 
Bolizeiverordnung gegebenen oder den bei Erteilung der Konzejfion auf: 
erlegten bejonderen Berpflichtungen zumwiderhandeln, werden mit Geld: 
itrafe von 1—90 ME. bejtraft, joweit nicht ihre Beitrafung nad) 8 147 
pos. 1 der Gewerbeordnung oder $ 80 der allgemeinen Bauordnung 
stattfindet. Diejelben haben außerdem die zwangsweiſe Bejeitigung des 
rechtswidrigen Zuftandes in Gemäßheit des Art. 80 der Kreisordnung 
zu gewärtigen, gemäß $ 53 der Gewerbeordnung. 

8 19. 

Diefe Bolizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung in 
Kraft. Mit diefem Zeitpunfte finden die $$ 3—-16 diefer Verordnung auf 
alle zur Zeit beftehenden und neu zu errichtenden Wirtichaften Anwendung. 
Dagegen findet 8 1 auf bejtehende Wirtichaften erſt bei Neukonzeſſio— 
nierung anläßlich des Wechjels des Konzeſſionsinhabers, der $ 2 über» 
haupt nur auf neu zu fonzejfionterende Wirtichaftslofalitäten Anwendung. 

Wenn bei beitehenden Wirtichaften bejondere Herftellungen er- 
forderlich werden, um jene mit den VBorjchriften diefer Verordnung in 
Einflang zu bringen, wird Großh. Kreisamt, jofern längjtens binnen 
14 Tagen nad dem Inkrafttreten der Verordnung hierum nachgejucht 
wird, eine entiprechende Friſt hierzu gewähren. 

Dieburg, am 3. Dezember 1897. 

Sroßherzogliches Kreisamt Dieburg. 
ge3.: Heß. 


DOrtsbauftatut für Die Gemeinde Dieburg. 
Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bau-Ordnung von 
30. Aprif 1881 und der $53—5, 7 und 9 der Ausführungsverordnung 
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zu derjefben vom 1. Februar 1882 wird auf Beichluß des Gemeinderats 
zu Dieburg nad) Anhörung der Großh. Biürgermeifterei daſelbſt und 
Begutahtung duch den Kreisausfhuß mit Genehmigung Großherzogl. 
Minifteriums de3 Innern vom 9. März 1903, zu Nr. M. d. 3.5050, 
für die Kreisftadt Dieburg nachjtehendes Ortsbauftatut errichtet: 
Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 
1 


81. 

Jede als Bauplag zu benugende Fläche muß an der Straße eine 
Breite von mindejtens 6 m und eine Tiefe von mindeftens 8 m haben, 
jedoch mindejtens 60 qm enthalten. 

Zu Urt. 17 der allgemeinen Bauordnung. 
2. 


3 
Die bei der Schließung eines Gemeinderweges von der Gemeinde 
erworbenen Grundjtüde find den Eigentümern der angrenzenden Grund: 
ſtücke auf deren Verlangen unter folgenden Bedingungen abzutreten: 

a) die Anlieger müfjen binnen ſechs Monaten nach der Ueberjchreitung 
vorgedachter Grundftüde im Grundbuche jchriftlich entiprechenden 
Antrag stellen und zugleich: 

b) fich bereit erklären, für das an fie abzutretende Gelände der Ge- 
meinde Die Erwerbungstoften nach Verhältnis der Größe der von 
ihnen beanjpruchten Teile der gedachten Grunditüde zu vergüten. 

Die Erwerbungskoften find hierbei in der Weiſe zu berechnen, 
daß der Summe der ren für die von der Gemeinde er- 
worbenen Liegenfchaften: 1. die jämtlichen durch die Erwerbung 
erwachjenen Unkoſten 2 2. die Zinſen zu vier und einhalb 
Prozent der vorgedadhten Kaufpreife vom Tage de3 Erwerbes an 
hinzugefchlagen werden. Für den zur Abtretung gelangenden Ge: 
meindeweg ijt der Gemeinde pro qm der gleiche Preis zu ent- 
richten, wie für die abzutretenden nebenliegenden Grundjtüde. 

Zu Urt. 18 der a — Bauordnung. 


$ 3 

Außerhalb des Bereiches de3 Drtsbauplanes dürfen neue Gebäude 
nicht errichtet werden, fofern es fich nicht um Fabriken und jonjtige 
Anlagen Handelt, welche in bebauten Quartieren für die Beſitzer oder 
Bewohner der benachbarten Grundjtüde und des benachbarten Geländes 

erhebliche Nachteile oder Beläftigungen herbeiführen fönnten. 

Zu Urt. 20 der allgemeinen Bauordnung. 

4. 


8 
Die Eröffnung der im Ortsbauplane vorgeſehenen Ortsſtraßen 
erfolgt nach dem jeweiligen Bedürfniſſe auf Beſchluß des Gemeinderats. 
Vorher wird die Gemeinde das in die zu eröffnende Straße fallende 
Gelände erwerben und die Straße für den öffentlichen Verkehr und den 
Anbau fertig Stellen. 


85. 
Die Herftellung und Eröffnung einer Straße muß aber, abgejehen 


von dem in Art. 20, Abſatz 1, der allgemeinen Bauordnung vorgejehenen. | 


Fälle, jedenfalls dann erfolgen, wenn die Beſitzer der am Die, 


⸗ 
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angrenzenden Baupläge entjprechenden Antrag jtellen und wenn die— 
jelben mindeſtens zwei Drittel der Gejamtlänge beider Straßenfronten 
inne haben und fic) gleichzeitig zur jofortigen Hinterlegung einer Kaution 
erbieten, auf welche die Beſtimmungen des $ 13 dieſes DOrtsbauftatuts 
Anwendung finden. 


S 6. 

In noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, welche nach 
diefen Straßen ihren Ausgang haben jollen, nur dann errichtet werden, 
wenn fie ji an jchon erbaute Häufer unmittelbar anveihen. 

7 


Abgejehen von dem im $ 6 gedachten Falle kann die Aufführung 
von Gebäuden an den im Ort3bauplane vorgefehenen, aber noch nicht 
eröffneten Straßen dann gejtattet werden, wenn der Bauluftige 

a) die Eriftenz eine8 fahrbaren Weges zu dem Bauplak nachweijt, 
oder einen jolchen jofort auf eigne Kojten herjtellt; 

b) für den Ablauf des Waſſers durch Anlage einer wafjerdichten 
Grube oder einer Goſſe jorgt, deren Bejchaffenheit im Baubejcheide 
vorzujchreiben ift ; 

ec) dartut, daß durch den betreffenden Bau die zweckmäßige Einteilung 
der in Frage fommenden Baufigur in Baupläße nicht gehindert wird. 

Zu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
88. 

Bei Anlegung einer neuen, bei Verlängerung einer bejtehenden 
Straße, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandenen, bisher unbebauten 
Straßen und Straßenteilen haben die an die Straße angrenzenden 
Grundbefiger den Aufwand für die Erwerbung des zur Straße nötigen 
Geländes zu tragen bezw. zu erjeßen, jobald auf ihren betreffenden 
Grundſtücken neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu 
jtehen fommen, oder ihren Ausgang nach der neuen Straße erhalten. 
Zu diefer Verpflichtung fünnen die an eine Straßenjeite angrenzenden 
Eigentümer nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite, und wenn 
dieſe Breite mehr als 16 m beträgt, nicht für mehr als 8 m beran- 
gezogen werden. 


89. 

Bei Berechnung der Geländekoften jind die Koften des gejamten 
Geländes, einschließlich der Koften für die auf die Straßenfreugungen 
tallenden Flächen, zujammen zu rechnen und den Eigentümern nad) 
Verhältnis der Länge ihrer die Straße berührenden Grenze zur Laft 
zu legen. 

In diefe Berechnung iſt jedoch eine Vergütung für das Gelände 
der in die neu anzulegende Straße fallenden, der Gemeinde bereits 
gehörigen Wege und Straßen nicht aufzunehmen, folches vielmehr von 
der Gemeinde unentgeltlich zur Straßenanlage zu verwenden. 

8 


Ss . 
Die Großh. Bürgermeifterei bejtimmt in jedem einzelnen ‘alle, 
inwieweit das Gelände nad) Mafgabe der feitgejegten Baufluchtlinien 
an die Gemeinde abzutreten ift. Der Gemeinderat wird jodann den 
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Wert des zur Straße fallenden Geländes abſchätzen. Auf Grund diejer 
Abſchätzung ftellt die Bürgermeifterei die Berechnung auf und teilt die— 
jelbe dem Eigentümer mit. 

8 11. 


Wenn eine gütliche Einigung über die nad) $ 10 ftattfindenden 
Feſtſetzungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen ift, jo kommen die 
Vorschriften des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigentum zur 
Anwendung. 

$ 12. 

Die Erhebung und Beitreibung der auf Grund der in den vor— 
bemertten Paragraphen enthaltenen Verpflichtungen zu zahlenden Koften 
erfolgt auf dem fir die Erhebung und Beitreibung der Gemeinde-Ein- 
fünfte vorgejchriebenen Wege. 

13. 

Zur Sicherung der in $ 8 und 9 genannten Verpflichtungen kann 
von dem Grundeigentümer die Hinterlegung einer Kaution, deren Höhe 
der Gemeindevoritand zu bejtimmen hat, verlangt werden, bevor Die 
Genehmigung zur Gebäudeerrichtung erteilt wird. Die Kaution iſt bei 
dem Großh. Bürgermeifter zu Hinterlegen, welcher für gehörige Auf- 
bewahrung und demnächftige Rückgabe derjelben Sorge trägt. 

8 14. 

Wenn Fußfteige neu angelegt oder umgelegt werden, find die 
Koſten wie folgt zu tragen: 

a) Bei erhöhtem Fußfteig hat die Stadt die Wandfteine auf ihre 
Koſten zu liefern und zu jegen; 

b) von den übrigen Koften tragen die Anlieger, einerlei ob die Grund: 
jtüde bebaut oder nicht bebaut find, im Verhältnis der Länge ihrer 
Straßenfronte und in einer Gefamtbreite bis zu 3 m ein Drittel; 
die weiteren zwei Drittel ebenjo wie die Durch eine größere Breite 
wie 3 m entjtehenden Koften trägt die Stadt. 

Ob und inwieweit Fußjteige in den Straßen neu hergejtellt oder 
umgelegt werden jollen, jowie die Art der Herjtellung derjelben wird 
durch den Gemeindevorstand für die einzelnen Straßen bejonders bejtimmt. 
Die Herftellungen erfolgen nur durch die Stadt. 

Die vorstehenden Beſtimmungen gelten für bereits bejtehende und 
neu anzulegende Straßen mit der Maßgabe, daß der Gemeindevoritand 
den Zeitpunkt der Herftellung zu beitimmen hat und zwar ohne Rüd- 
ht darauf, ob die angrenzenden Grundſtücke jchon bebaut find oder 
niht. Die Stadt bleibt jedoch zur Herjtellung der im Ortsbauplan vor- 
gejehenen Straßen verpflichtet, jobald die gejeglichen Borausjegungen 
— — Art. 20, Abſchnitt 1, zweiter Satz der A. B. O. — erfuͤllt 
werden. 

Zu Urt. 29 der allgemeinen Bauordnung. 


8 15. 
1. An den nadjtehenden Straßen: 
Roßdorf —Aſchaffenburg (von der Geriprenzbrüde bis zur Kreuzung 
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mit der Straße Langen— Micheljtadt), der Steinftraße, der Bahn— 
hofsſtraße und dem Marftplag dürfen nur zwei» oder mehrſtöckige 
re en oder einem Wohnhaus ähnliche Gebäude errichtet 
werden. 

Diefe Gebäude müfjen ftet3 mit den ZTraufjeiten gegen Die 
Straße gejtellt werden. 

2. In dem durch die Siüdenlage und deren Verlängerung bis zur 
Staatöftraße nad) Groß-Umftadt, der Straße Langen— Michelitadt, 
des Bahnhofs und der Gerjprenz umſchloſſenen Stadtteil dürfen 
Anlagen der im 8 16 der Gewerbeordnung erwähnten Art nicht 
errichtet werden. Ausgenommen hiervon find die vorhandenen 
Wafjertriebwerfe, deren Umwandlung in eine Anlage der im $ 16 
der Gewerbeordnung bezeichneten Art mit Rückſicht auf die vor- 
handene Wafjerfraft gejtattet werden joll. 

3. Räume, in denen Rauch, Dampf, in einer die auf der Straße 
Berkehrenden beläftigenden Weife, übelriechende Luft erzeugt wird, 
oder in denen lärmende Gewerbe betrieben, oder übelriechende 
Stoffe gelagert werden, dürfen feine Deffnungen nad) der Straße 
haben. 

4. Stallungen, Scheunen, Speicher, Remiſen, Wajchfüchen, Abtritte 
und ähnliche Anlagen dürfen in der Negel nicht an öffentliche 
Straßen und Pläbe gejtellt werden. Ausnahmen hiervon fünnen 
befonderer Verhältnifje wegen unter der Bedingung nad) Maßgabe 
de3 Art. 72 der allgemeinen Bauordnung zugelafjen werden, daß 
derartige Nebengebäude mit dem Hauptgebäude in eine gefällige 
architektonische Verbindung gebracht werden und für ſich das Aus— 
jehen eines Wohnhauſes erhalten. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
8 16. 
Das Zurücjegen von Gebäuden hinter die Straßenfludhtlinie kann 
unter folgenden Bedingungen gejtattet werden: 

a) die zurückverlegte Baufluchtlinie muß mit der Straßenfluchtlinie 
parallel laufen und mindeſtens 4 m von leßterer entfernt fein; 
b) das zwijchen der Straßen- und Banfluchtlinie liegende Gelände 
darf nur al8 Vorgarten benutzt und nicht mit irgendwie miß- 

ftändigen Anlagen verjehen werden; 

ce) das vorgedachte Vorgartenland ift in Gemäßheit der Vorſchrift des 
8 24 einzufriedigen. 


8 17. 
Scheidemauern und nicht durchbrochene Wände im Vorgartengelände 
dürfen, vom höchiten Punkte des von denjelben begrenzten Geländes aus 
gemefien, die Höhe von 1,80 m nicht überfteigen. 
| Zu Urt. 34 der allgemeinen Bauordnung. 


8 18. 
Jedes neu zu bebauende Grundſtück muß mindejtens einen Mbtritt 
haben. Derjelbe mu an einer Außenwand des Gebäudes liegen und 
eine mindejtens 0,3 qm große Fenfteröffnung Haben, welche von der 
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Straße aus gejehen nicht mißjtändig erfcheinen darf. Im Innern ift 
die Grube zu zementieren und wajjerdicht Herzuftellen. Die Wände der 
Grube müſſen glatt, der Boden muldenfürmig gejtaltet werden. Die 
Eden find nad) einem Halbmejjer von mindejtens 10 em auszurunden. 
Die Abtrittögrube ijt ferner zu überwölben. Die Ueberwölbung ift auf 
ber äußeren Seite mit Zement» oder Traßmörtel gut zu überziehen. 
Jede Abtrittögrube muß eine Reinigungsöffnung erhalten. Dieſelbe 
muß mindeſtens 0,50—0,60 qm groß jein und jentrecht über dem tiefiten 
Punkte des Bodens der Grube liegen. Sie ijt mit einem gut jchließenden 
Dedel zu verjehen. Jede Abtrittsgrube joll durch das über Dach zu 
führende Abtrittsrohr ventiliert werden. Das Abtrittörohr ift derart 
in die Grube einzuführen, daß defjen untere Deffnung durch den Gruben- 
inhalt nie verjchlofjen werden kann. Die Deffnungen der Abtrittsſitze 
müffen mit gut jchließendem Dedel verjehen werden. Bei Aborten im 
Freien fällt die Beſtimmung betr. der Rohre weg. 
$ 19. 

Jede Abtrittögrube muß mindejtend einmal im Jahre vollftändig 
entleert werden. Außerdem kann die jofortige Entleerung oder Des— 
infizierung der Abtrittögruben aus baulichen oder Gejundheitsrüdjichten 
von der Bolizeibehörde jederzeit verlangt werden. Der Grubeninhalt 
iſt mittelft dichtgeſchloſſener Fäller jofort auf das Feld zu verbringen. 
Unmittelbar nad) der Entleerung ift die Grube wieder zu jchließen. 
Gleichzeitig find etwaige Verunreinigungen der Hofräume, Straßen ufw. 
jorgfältig zu bejeitigen. 

Zu Urt. 44 der allgemeinen Bauordnung. 


$ 20. 
Bei Wohngebäuden muß die Fußbodenhöhe des Erdgeſchoſſes 
mindefteng 50 cm über der Erdoberfläche liegen. 
Bu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 21. 
Die Faſſade jedes an einer Straße zu errichtenden Gebäudes muß 
mindejtend 6 m laug jein. Ausnahmen hiervon find nur zuläjfig, wenn: 
a) der Neuban als Teil eines jchon beftehenden, dem Bauluftigen 
gehörigen Gebäudes angejehen werden fann; 
b) die a Verhältnifje dazu zwingen, unter jenes Maß herunter 
zu gehen. 


8 22. 
Bilden die Baufluchtlinien einen jpigen Winkel, jo ift die Ede 
jtet3 abzujchrägen. 
8 23. 
Die geringjte zuläſſige Höhe eines jeden Stodwerfes beträgt 2,75 m 
im Lichten. Knieſtöcke und Manjardendächer mit BZwerghäufern find 
hierbei nicht als bejonbere Stodwerfe anzujehen, müſſen jedocd im 
Lichten mindeftens 2,40 m hod) fein. Die geringjte zuläjfige Höhe eines 
an einer öffentlichen Straße oder einem Plate zu erricytenden Gebäudes 


beträgt vom Sodel bis zum Dachgefimje gemefjen 4 m. — 
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8 24. 

Bei allen Neubauten und Hauptänderungen von Gebäuden an der 
Straßenfeite ift auf eine gefällige ardjiteftunische Ausführung Rückſicht 
zu nehmen. Dasjelbe gilt für infriedigungen und jonftige Bauten, 
welhe an der Straßenfeite neu hergejtellt oder wejentlich verändert 
werden jollen. 


8 25. 

Ale an einer Straße ftehenden Gebäude, Mauern, Tore, Ein- 
friedigungen und jonjtige Bauten müfjen ſtets in einem ſolchen Zuftande 
gehalten werden, daß ſie fir dag Ausſehen der Straße nicht mißftändig 
erjcheinen. Für den Anſtrich dürfen blendende Farben nicht verwendet 
werden. Neubauten, mit Ausnahme von Blendſtein- oder jauberem 
Steinmauerwerf, find binnen drei Jahren mit Verpuß und Anſtrich zu 
verjehen. 

8 26. 

Das Ortsbauftatut für die Gemeinde Dieburg vom 30. Mai 1891 
tritt außer Kraft. 

Dieburg, den 17. März 1908. 

Großherzogliches Kreisamt Dieburg. 
Lochmann. 





Ortsbauftatut für die Gemeinde Habitzheim. 

Mit Genehmigung Großherzoglichen Miniſteriums des Innern 
vom 21. Januar 1899, zu Nr. M. d. J. 1803, und mit Zuſtimmung 
des Kreisausſchuſſes des Kreiſes Dieburg ward nad) Anhörung des 
Ortsvorſtandes zu Habitheim nachfolgendes Drtsbauftatut erlafjen. 


sl - 
Außerhalb des Bereichs des Ortsbauplans dürfen in der Regel 
feine Gebäude errichtet werden. 


2. 

Die Gemeinde behält ji) das Recht vor, die Reihenfolge für die 
Eröffnung der nad) dem Ortsbauplan anzulegenden Straßen zu bejtimmen. 
8 3. 

In den noch nicht eröffneten Straßen joll das Bebauen nur an 
den Enden, welche auf jchon eröffnete Straßen aufjtoßen, gejtattet werden. 

Der Bauende hat aber dann das zur neuen Straße erforderliche 
ganze Straßengelände, joweit jein Beſitztum reicht, an die Gemeinde um 
den Preis von 1 ME. den qm abzutreten und zwar frei von allen Lajten, 

84. 

Soll außer dem in 8 3 vorgeſehenen Fall ein Gebäude in einer 
noch nicht eröffneten Straße errichtet werden, jo kann dieſes geitattet 
werden, wenn der Gemeinde das ganze Straßengelände von dem pro- 
jetierten Baue, einschließlich des vor dem zugehörigen Gebäude gelegenen 
Straßenteile® bis zur nächjten eröffneten Querſtraße bezw. bis zu der 
bereit für die Gemeinde in Eigentum erworbenen Straßenflädhe, kojten- 
und laftenfrei in Eigentum abgetreten wird. Grenzen an die neu pro- 
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jeftierte Straße zwei eröffnete Querftraßen, jo Beftimmt der Gemeinderat, 
nad) welcher Straße zu das Gelände zu erwerben ift. 
Nach der Eröffnung der Straße leiftet die Gemeinde eine Rüd- 
vergütung von 1 Mark pro Quadratmeter Straßengelände. 
5 


8 5. 

Bis zu dem Beitpunfte, zu welchem eine Straße feitens der Ge: 
meinde eröffnet wird, find alle Vorkehrungen in Bezug auf die Ein- 
ebnung ujw. der Straßenfahrbahn und Fußbanquets, ingbefondere auch, 
wenn nötig, die Ueberfahrung mit Sand oder Kies und zwar bis zur 
nächſten eröffneten Querſtraße von dem betreffenden Eigentümer und, 
wenn es mehrere find, von diefen unter gegenfeitiger folidarifcher Haft- 
barfeit auf eigene Koften und Gefahr zu bewirken. Solange die Straße 
nicht volljtändig Eigentum der Gemeinde und nod) nicht eröffnet ift, 
fann weder auf Pflaſterung der Goffen, noch auf Chauffierung der Fahr— 
bahn, noch auf Beleuchtung Anſpruch gemacht werden. 

6. 


Sobald der größere Teil der neuen Straße bis zur nächſten 
Duerjtraße gerechnet al3 bebaut anzufehen ift und die Gemeinde das 
Gelände in Eigentum bat, joll die Straße eröffnet und fahrbar gemacht 
jowie die Pflafterung der Gofjen bewirkt werden. 

7 


Die Gemeinde übernimmt nach der gemäk Artikel 20 der allge- 
meinen Bauordnung erfolgten Eröffnung einer Straße die Koften der 
Pflafterung oder EChauffierung der Fahrbahn in einer Breite von 6 m 
bei 10 m Straßenbreite und die Pflafterung der auf beiden Seiten der 
Fahrbahn anzulegenden Goffen. 

Die Fußſteige läßt die Gemeinde auf Koften der Anlieger in 
entjprechender Weije befejtigen, worunter mindeftens genügende Schotter- 
oder Schladenbettung mit entjprechendem Kiesübertrag zu verftehen ift. 

Werden Teile der Straßenbefeftigung bejchädigt, jo hat derjenige, 
welcher den Schaden verurjacht hat, der Gemeinde den durch die Wieder- 
berjtellung erwacjenden Aufwand zu erjegen. 

8 


Das Sodelmauerwerf der Wohngebäude ift mafjiv aus gutem 
Baumaterial nicht unter 60 cm hoch über den höchſten Punkt der Straße 
an dem betreffenden Gebäude herzuftellen. 

Bei Läden und landwirtichaftlihen Anlagen kann eine geringere 
Höhe zugegeben werden. 


89. 

Die Bebauungsgrenze gegen den Friedhof zu iſt durch Einzeid)- 
nung im Ortsbauplan bejtimmt. 

Weitere Bebauungen außerhalb des Drtsbaupland dürfen nur 
durch Höhere Genehmigung nad) vorausgegangenem Gemeinderatsbejchluß 
vorgenommen werden. 

Dieburg, den 16. Februar 1899. 

Großherzogliches Kreisamt Dieburg. 
3 V.: Welder 


p 
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Ortsbauftatut für Die Gemeinde Langitadt. 
Auf Grund des Artikel 2 der Allgemeinen Bauordnung und der 
88 3—9 der Ausführungsverordnung zu derjelben wird auf Beſchluß 
des Gemeinderat? und mit Genehmigung Großherzogliden Minifteriung 
des Innern vom 3. November 1896 nachjtehendes DOrtsbauftatut erlafjen. 


Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


8S 1. 
Bon der Benügung als Bauplag find ausgeſchloſſen: 

a) Flächen unter 60 qm; 

b) Flächen, auf denen fein Gebäude von 5 m Länge in der Straßen- 
fluht und 7,50 m Tiefe mit zweijeitiger Beleuchtung errichtet 
werden fann. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 


S 2. 
Außerhalb des Drtsbauplanes dürfen keine Gebäude errichtet werden. 
Bu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 


838. 

In den für den öffentlichen Verkehr und den Anbau noch nicht 
fertig gejtellten Straßen oder Straßenteilen dürfen Gebäude nur an 
den Straßenenden, die auf ſchon bejtehende Straßen aufjtoßen oder im 
Anſchluß an jchon beftehende Häufer errichtet werden. 

Zu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
84. 

Für den Quadratmeter des in neue oder zu verlängernde Straßen 
fallenden Geländes wird bei Eröffnung der Straße von der Gemeinde 
1.60 Mk. für Gelände an beitehenden Straßen, 1 ME. für jonjtiges 
Gelände bezahlt, für welchen Preis das Gelände laftenfrei abzutreten 
it. Dagegen wird die Straßen-Befeftigung und Entwäflerung auf 
Koſten der Gemeinde ausgeführt werden. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
8 5. 

Bei dem Zurüdjegen von Gebäuden Hinter die Straßenflucht ijt 
ein Abjtand von mindeſtens 3 m von derjelben einzuhalten und muß 
alles zwilchen der Straße und Bauflucht befindliche Land mit Garten- 
anlage oder in ſonſt nicht mißſtändiger Weiſe verjehen und unterhalten, 
eine der Straßenflucht gleichlaufende Bauflucht eingehalten und das 
Gebäude vor der Bauflucht eingefriedigt werden. 

Zu Urt. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
S 6. 

Jeder Abort muß in eine gemauerte Grube münden. Jede Abort- 
grube ijt zu überwölben und mit einem dicht ſchließenden Schachtdedel 
zugänglich herzuftellen, an dem muldenförmig herzuftellenden Boden und 
Wänden mit Zement zu tünchen. 

Kein Abort darf eine Ableitung in Gräben, Bäche oder Kanäle 


% 


haben. 
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Zu Urt. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8.7. 

Neben- und Hintergebäude, die in einer Tiefe von mehr ala 20 m 
von der Straßenflucht errichtet werden, müſſen durch eine Durchfahrt 
nad) $ 56 der Ausführungs-Verordnung zur Bauordnung zugänglich jein. 

Zu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 


Räume, in denen Menjchen wohnen oder arbeiten, find im Lichten 
nicht unter 2,40 m hoch auszuführen. Gebäude, welche mit der Trauf- 
jeite an Straßen oder Öffentliche Bläße gejtellt werden, müfjen mit einer 
Manjarde verjehen jein. 

Dieburg, den 11. November 1896. 

GroßHerzogliches Kreisamt Dieburg. 
| Heß. 


Drtsbau- Statut für die Gemeinde Richen. 


Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung und der 
SS 3—9 der Ausführungsverordnung zu derjelben wird auf Beſchluß 
des Gemeinderats von Richen und mit Genehmigung Großherzoglichen 
Minifteriums des Innern vom 18. Juli 1898 nachjtehendes Ortsbau— 
ſtatut erlaflen. 


Bu Urt. 13 der allgemeinen Bauordnung. 
1 


81. 
Bon der Benutzung als Bauplak find ausgeichlofien: 
a) Flächen unter 60 qm. 

(ähen, auf denen fein Gebäude von 5 Meter Länge in der 
Straßenfluht und 7 qm Tiefe mit zweijeitiger Beleuchtung unter 
Wahrung der VBorichriften des Art. 37 der Bauordnung Abjag 1 
bis 3 errichtet werden kann. 


Bu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
> 2 


82. 
Außerhalb des Drtsbauplanes dürfen feine Gebäude errichtet werden. 
Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
3 3 


S 3. 
Bon den nad) dem Ortsbauplan neu anzulegenden Straßen joll die 
„Gartenſtraße“ zunächſt angelegt — 


In den noch nicht eröffneten — und Straßenteilen dürfen 
Gebäude, welche nach dieſen Straßen ihren Ausgang haben, nur dann 
errichtet werden, wenn das zur Straße erforderliche Gelände bis zur 
nächſten Querſtraße — bezw. ſofern das zu errichtende Gebäude Eckhaus 
von einer ſchon eröffneten Straße wird, oder ſich an ein in der nicht 
eröffneten Straße bereits errichtetes Gebäude anreiht, auf die Länge 
des Baugrundſtücks der Gemeinde zum Preiſe von 1 ME. 50 Pig. pro 
Duadratmeter foften- und laftenfrei zur Verfiigung geftellt wird. 


— 


— 
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Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 


8 5. 

Das AZurüdjegen von Gebäuden Hinter die Baufluchtlinie kann 
durch Gemeinderatsbeihluß unter folgenden Bedingungen genehmigt 
werden: 

I. Das Gebäude muß einen Abjtand von mindejtens 3 m von der 

Baufluchtlinie Haben. 

2. Das Gebäude muß parallel der Straßenfluchtlinie errichtet werden. 
3. Das zwiichen der Baufluchtlinie und der Front des zurüdgelegten 

Gebäudes befindliche Land muß mit Gartenanlagen oder fonft nicht 

mißftändigen Anlagen verjehen und mit metallenem Gitter auf 

einem im Marimum 0,75 m hohen Sodel, welcher in die Straßen- 
fluchtlinie einzurücken ift, eingefriedigt werden. 
Bu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 


8 6. 

Abtritts- und Pfuhlgruben müſſen jo dicht hergeftellt werden, daß 
ein Durchdringen von Flüſſigkeit aus derjelben ausgejchloffen if. Zu 
diefem — ſind dieſelben aus hartgebrannten Backſteinen oder lager— 
haften Bruchſteinen in Zementmörtel aufzumauern, oben zu überwölben, 
mit Zementmörtel glatt zu putzen und der Boden muldenförmig nach 
einem unter der Reinigungsöffnung befindlichen Punkte herzuſtellen. 
Letztere iſt mit einem gut ſchließenden eiſernen Deckel mit Rahmen zu 
verſehen und muß mindeſtens 40—50 cm groß ſein. Abtritte und 
Piffoirs, die von der Straße aus fichtbar find, müffen mit Türen ge- 
ichloffen werden. 

Beliger von Wirtjchaften an üffentlichen Straßen find verpflichtet, 
die nötigen Aborte und Piſſoirs im Innern ihrer Hofreiten jo au— 
zulegen, daß dadurch in janitäts- und fittenpolizeilicher Hinficht Feine 
Mißſtändigkeiten entjtehen. 

Zu Urt. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8.7. 

Neben: und Hintergebäude, die in einer Tiefe von mehr ala 20 m 
von der Straßenflucht errichtet werden, müjjen durch eine Durchfahrt 
nad) $ 56 der Ausführungsverorduung zugänglich fein. Neben- und 
Hintergebäude dürfen nicht früher als die Vordergebäude errichtet werden. 

Zu Art. 38 der allgemeinen Bauordnung. 
88. 

In einem Umfreis von SO m vom FFriedhofe dürfen feine Wohn: 
gebäude errichtet und feine für hauswirtichaftliche Zwecke bejtimmten 
Brunnen angelegt werden. 


Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 


9. 

Die Umfaſſungswände aller Wohnhäuſer müſſen maſſiv in Mauer— 
werf ausgeführt werden. Dasjelbe gilt für alle mehrſtöckigen und alle 
Gebäude mit Feuerungsanlagen, welche im Bereiche des Ortsbauplanes 
ausgeführt werden jollen. 
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Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
10. 

a) Räume, in denen Menjchen wohnen oder arbeiten, find im Lichten 
nicht unter 2,80 m hoch auszuführen. Gebäude, welche mit der 
Traufjeite an Straßen oder öffentliche Plätze gejtellt werden, 
müſſen mit einer Manfarde verjehen jein. 

b) Bilden die Baufluchtlinien einen fpigen Winkel, jo iſt die Ede 
ſtets abzujchrägen. 

e) Alle an einer Straße ſtehenden Gebäude, Mauern, Einfriedigungen 
und ſonſtige Bauten müſſen ſtets in einem solchen Zuftande ge— 
halten werden, daß ſie fir das Ausfehen der Straße nicht miß— 
jtändig erfcheinen. Für eventuellen Anftrih dürfen blendende 
Farben nicht verwendet werden. 

Dieburg, den 9. Auguſt 1898. 
Großherzogliches Kreisamt Dieburg. 
Heß. 


Verordnung der Stadi Beerfelden, 
betreffend die Anlage und Einrichtung der Aborte, Pfuhlgruben, 
Dungſtätten und Einfriedigungen. 

Nach Anhörung des Ortsvorſtandes und der Lokalpolizeibehörde 
zu Beerfelden und unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes wird mit 
Ermächtigung Großherzoglichen Miniſteriums des Innern vom 27. Juni 
1899 zu Nr. M. 3. 17290, auf Grund des Art. 78 der Kreis— 
ordnung uud der Art. 33 bis 36, 79 und 80 der allgemeinen Baus 
ordnung vom 30. April 1881 verordnet wie folgt: 


51 

Alle unmittelbar an Ortsſicaßen gelegenen Dungſtätten, Lager— 
plätze für Kehricht und dergleichen, ebenſo die in offenen Hofreiten in 
einem Abſtande von weniger als 4 m von Ortsſtraßen entfernt gelegenen 
derartigen Anlagen, müfjen gegen die Straße mit einer, wenigftens 
1,50 m hohen maſſiven Mauer, oder einer 1 Meter hohen, auf einem 
Mauerjodel von mindejtens 50 cm Höhe ruhenden beweglichen, mit 
Anſtrich verjehenen Bretterwand abgejchlofjen jein. 


52 
Alle Pfuhlgruben und Zauchebehälter ind nad) oben durch eine 
dichte und genügend feite, ordnungsmäßige Abdeckung zu jchließen. Boden 
und Seitenwände derjelben find undurdjläffig herzuftellen. 
83. 
Zur Neuanlage der in 88 1 und 2 erwähnten PBehälter und 


Gruben ift Genehinigung der Großherzoglichen Bürgermeijterei Beerfelden 
einzuholen. 
S 4. 


Ausnahmen von den Vorjchriften der 88 1 und 2 fünnen in be 


jonderen Fällen durch Großherzogliches Kreisamt bewilli gt werden. _ 
9* 








— 
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85. 
Die Winkel zwiſchen den Häuſern müſſen durch Mauern oder durch 
dichte mit Anſtrich verſehene Türen abgeſchloſſen ſein. 
6 


In zwiſchen den Häuſern befindlichen Winkeln darf das Regen— 
waſſer von Dächern, ſowie das Abfallwaſſer aus Küchen und Waſch— 
füchen nur dann abfließen, wenn die Winkel gepflaftert find. Andern- 
falls find Dachtraufen und Ablaufröhren anzubringen. Die Dadhtraufen 
find durch Kändel mit den Nöhren zu verbinden. 

8.7. 

Gärten innerhalb der Stadt müſſen nad) der Straße zu mit 
ordnungsmäßigen Einfriedigungen aus Holz oder Eijen oder mit Mauern 
verjehen jein, welche in gutem Zuſtande erhalten werden müſſen. 

8 


Die nad) den SS 1, 2, 5, 6 und 7 vorgejehenen baulichen Aen— 
derungen und Herjtellungen müſſen bis zum I. Dezember 1899 vollendet 
jein. In ftreitigen Fällen kann von Großherzoglichem Kreisamt nad) 
Anhörung des Ortsvorftandes eine geeignete Friſt erteilt werden. 

s 9 


Süumige unterliegen gemäß Art. 80 der Bauordnung einer Geld- 
jtrafe bi8 zu 50 Marf oder entiprechender Haftſtrafe. Zugleich wird 
die Ausführung der unterlafjenen Herjtellung auf Kojten der Säumigen 
polizeilich angeordnet. 

Erbach, am 21. Yuli 1899. 

Großherzogliches Kreisamt. 
ey. 


Verordnung Der Kreisitadt Erbad), 
betreffend die Anlage und Einrichtung der Aborte, Pruhlgruben, Dung- 
jtätten und Einfriedigungen. 

Nah Anhörung des DOrtsvorjtandes und der Lofalpolizeibehörde 
zu Erbad) und unter Zuftimmung des Kreisausjchuffes wird mit Er- 
mächtigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern vom 12. April 
1899 zu Nr. M. 3. 9546 auf Grund des Art. 78 der Kreisordnung 
und der Art. 33 bis 36, 79 und 80 der allgemeinen Bauordnung von 
30. April 1881 verordnet wie folgt: 

8S1. 

Alle unmittelbar an Ortsſtraßen gelegenen Dungſtätten, Lager— 
pläte für Kehricht und dergleichen, ebenjo die in offenen Hofreiten in 
einem Abjtand von weniger als 4 m von Ortsjtraßen entfernt ge- 
(egenen derartigen Anlagen, müſſen gegen die Straße mit einer wenigftens 
1,50 m hohen maffiven Mauer, oder einer 1 m hohen, auf einem 
Mauerjodel von mindeftens 50 cm Höhe ruhenden, beweglichen, mit 
Anftrich verjehenen Bretterwand abgejchlojfen jein. Mauer und Bretter: 
wand müſſen dicht gefugt jein, jo daß Flüſſigkeit auf die Straße nicht 
ablaufen kann, und müſſen in gutem Zujtande ordnungsmäßig erhalten 
werden. 
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8 2. 
Alle Pfuhlgruben und Jauchebehälter find nad) oben durch eine 
Dichte und genügend feſte, ordnungsmäßige Abdeckung zu jchließen. 
Boden und Seitenwände derjelben find undurchläſſig herzuftellen. 


8 3. 
Zur Reuanlage der in $ 1 und 2 erwähnten Behälter und Gruben 
ift Genehmigung einzuholen. 


Ausnahmen von den Vorichriften des $ 1 und 2 können in be— 
jfonderen Fällen durch Großherzogliches Kreisamt bewilligt werden. 


85. 
Die in den 88 1 und 2 vorgejehenen baulichen Aenderungen müſſen 
bis fpäteftens 1. November 1899 ausgeführt fein. 


8 6. 

Die in Eden und Winfeln zwifchen den Häufern angelegten Aborte 
miüffen mit Röhren aus Gußeijen oder Steingut verjehen fein, welche 
in Abortgruben oder luftdicht verjchlofjene Tonnen führen. 

Ale Winkel müſſen gepflaftert oder zementiert fein. Nach der 
Straße zu müſſen diefelben durch Mauern oder durch dichte mit Anftrich 
verjehene Türen abgeſchloſſen jein. 


8 7. 
Die Abortgruben müſſen undurchläſſig wie die Pfuhlgruben ($ 2) 
angelegt und dicht gejchlofjen fein. 


8. 

In die Winfel-Abortgruben darf das Regenwaſſer feinen Abfluß 
haben. Im zwifchen den Häufern befindlichen Winkeln darf das Regen- 
waſſer von Dächern, ſowie das Abfallwaffer aus Küchen und Wajch- 
füchen nur dann abfließen, wenn die Winkel gepflaitert jind. Andernfalls 
find Dadıtraufen anzubringen. Diefe Dachtraufen längs eines unge- 
pflafterten Winkels find mit Kandeln und bis zur Erde herabführenden 
Ablaufröhren zu verjehen. 


89. 

Die Hofreiten und Gärten innerhalb der Stadt müfjen nad) der 
Straße zu mit ordnungsmäßigen Einfriedigungen aus Holz oder Eijen 
oder mit Mauern verjehen fein, welche in gutem Zuftande erhalten 
werden müjjen. 

8 10. 

Alle Abgänge flüffiger Art, welche ſich beim Mebgereibetrieb er- 
geben, jowie die Spülwafjer daraus müſſen durch Rinnen von den 
Betriebsftätten in undurchläffig hergeftellte und dicht verdedte Gruben 
geleitet werden. 

Die Gruben der Mebger jind im Sommer alsbald nad) dem 
Schlachten, im Winter wöchentlich mindeftens einmal zu_ entleeren. 


8 11. 
Die nach) SS 6 bis 10 etwa erforderlichen Herjtellungen müffen bi: 
zum 1. Dezember 1899 vollendet fein. Im ftreitigen Fällen kann von 
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SGroßherzoglihem Kreisamt nad) Anhörung des Ortsvorſtandes eine 
geeignete Friſt erteilt werden. 
12. 

Säumige unterliegen gemäß Art. 80 der Bauordnung einer Geld- 
itrafe bis zu 50 Marf oder entiprechender Haftitrafe. Zugleich wird 
die Ausführung der unterlafjenen Herjtellungen auf Koften der Säumigen 
polizeilich angeordnet. 

Erbadh, am 15. April 1899. 

—— Kreisamt. 
ed. 





Polizeiverorpnung für den Kreis Erbadı 
über die Anlage von Badöfen, die im freien errichtet werden und dem 
Hausbedarf dienen jollen. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und des 8 64 Ziffer 11 der Ausführungsverordnung hierzu vom 
1. Februar 1882, jowie der Art. 48 V und 78 des Gejeges vom 12. Juni 
1874, die innere Verwaltung und Vertretung der Kreiſe und der Pro— 
vinzen betr., wird mit Zujtimmung des Kreisausichuffe® und mit Ge- 
nehmigung Großherzoglichen Ministeriums des Innern und der Juſtiz 
vom 2. April 1892 zu Nr. M. 3. 8701 und 1. November 1901 zu 
Nr. M. 3. 31309 für den Kreis Erbach bejtimmt: 

1. Die Umfangswände von Badüfen, die im Freien errichtet werden 
und dem Hausbedarf dienen jollen, jind von feuerficherem Material 
in der fir Brandmauern vorgeichriebenen Stärke auszuführen und 
das Dad) ift mit feuerſicherem Material zu deden. 

2. Zu dem Badofengewölbe und den Zugfanälen find gut gebrannte 
Baditeine zu verwenden. Die Außenjeiten des Gewölbes und der 
Kanäle find wenigitens 5 cm jtarf mit Lehm zu überziehen. Ein- 
Ichließlich des Lehmüberzugs joll die Stärke des Badofengewölbes 
wenigitens 30 cm, die der Wände und Deden der Bugfanäle 
wenigitens 17 cm betragen. 

3. Das Holzwert vom Dad), jowie Balfen und Pfetten müfjen von 
der Außenjeite des Badofengewölbes und der AZugfanäle einen 
Abjtand von mindeltens 50 cm haben. Der Abitand des Holz- 
werf3 von der Ausmündung der Zugfanäle und des Mundlochs 
joll wenigitens 1,25 m betragen. 

4. Der Dachraum über dem Badofen darf nicht zur Lagerung von 
Holz, Stroh und dergleichen benußt werden. 

Erbad, am 23. November 1901. 
Sroßherzogliches Kreisamt Erbach. 
Schliephake. 
Berordnung, 
betreffend die Anlage und Errichtung der Aborte, Pfuhlgruben, Dung— 
ftätten und Einfriedigungen in König. 
Nach Anhörung des Drtsvorjtandes und der Lofalpolizeibehörde 
zu König und unter Zujtimmung des Kreisausfchuffes wird mit Er- 
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mächtigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern vom 9. Januar 
1900, zu Nr. 3. M. 306, auf Grund des Art. 78 der Sreißordnung 
und der Art 33 bie 36, 79 und 80 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 verordnet wie folgt: 


8 1. 

Alle unmittelbar an der Kreisftraße, der Kimbacherjtraße und der 
Straße vom Scloßplage nah) dem Schulhaufe gelegenen Dungjtätten, 
Lagerpläge für Kehricht und dergleichen, ebenſo die in offenen Hofreiten 
in einem Abſtand von weniger als 4 m von Ortzjtraßen entfernt ge- 
fegenen derartigen Anlagen, müſſen gegen die Straße mit einer wenigfteng 
1,50 m hohen mafjiven Mauer, oder einer 1m hohen, auf einem Mauer- 
fockel von mindeſtens 59 em Hohe ruhenden, beweglichen, mit Anſtrich 
verſehenen Bretterwand abgeſchloſſen ſein. Mauer und Bretterwand 
müſſen dicht gefugt ſein, ſo daß Flüſſigkeit auf die Straße nicht ab— 
laufen kann, und müſſen in gutem Zuſtande ordnungsmäßig erhalten 
werden. Für die anderen Straßen genügt eine Einfriedigungsmauer 
von 50 em Höhe. 


82. 

Alle Pfuhlgruben und Jauchebehälter ſind nach oben durch eine 
dichte und genügend feſte, ordnungsmäßige Abdeckung zu ſchließen. 
Boden und Seitenwände derſelben ſind undurchläſſig herzuſtellen. 

83. 

Zur Neuanlage der in 88 1 und 2 erwähnten Behälter und Gruben 

iſt Genehmigung Großherzoglicher Bürgermeifterei einzuholen. 


84. 
Ausnahmen von den VBorfchriften der 88 1 und 2 können in be- 
fonderen Fällen durch Großherzogliches Kreisamt bewilligt werden. 
85. 
Die in den SS 1 und 2 vorgejehenen baulichen Aenderungen müfjen 
bis ſpäteſtens 1. Mai 1900 ausgeführt fein. 


Ss 6. 
Nach der Straße zu müſſen die Winkel durch Mauern oder durd) 
dichte mit Anftrich verjehene Türen Aoſer ſein. 


Die Abortgruben müſſen unducchläſſig wie die Pfuhlgruben ($ 2) 
angelegt und dicht gejchloffen fein. 


In zwiichen den Häufern befinbichen Winkeln darf das Regen» 
waſſer von Dächern, jowie das Abfallwaffer aus Küchen und Waſch— 
füchen nur dann abfließen, wenn die Winfel gepflaitert find. Andernfalls 
find Dadtraufen anzubringen. Diefe Dachtraufen längs eines unge- 
pflafterten Winfel3 find mit Handeln und bis zur Erde herabführenden 
Ablaufröhren zu verjehen. 

89. 

Die Hofreiten, Bauplätze und Gärten innerhalb der Stadt müſſen 

nach der Straße zu mit ordnungsmäßigen Einfriedigungen aus 
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oder Eijen oder mit Mauern verfehen jein, welche in gutem Zuftande er- 
halten werden müſſen. 
$ 10. 

Alle Abgänge flüffiger Art, welche jich beim Mebgereibetrieb er- 
geben, jowie die Spülwafjer daraus, müjjen dur) Rinnen von den 
Betriebsftätten in undurdhläffig hergeftellte und Dicht verdedte Gruben 
geleitet werden. 

Die Gruben der Mebger find im Sommer alsbald nah dem 
Schlachten, im Winter wöchentlich mindeſtens einmal zu entleeren. Der 
Inhalt ift dann alsbald auf das Feld zu verbringen und es find Die 
feften Stoffe dort gut zu vergraben. 


13: 

Die nad) SS 6 bis 10 etwa erforderlichen Herjtellungen müſſen big 
zum 1. Mai 1900 vollendet fein. In ftreitigen Fällen kann von Groß— 
herzoglihem Kreisamt nad) Anhörung des Ortsvorftandes eine geeignete 
Friſt erteilt werden. * 

12. 


Säumige unterliegen einer Geldſtrafe bis zu 50 Mk. oder ent— 
ſprechender Haftſtrafe. Zugleich wird die Ausführung der unterlaſſenen 
Herſtellungen auf Koſten der Säumigen polizeilich angeordnet. 

Erbach, am 17. Januar 1900. 

rt Kreisamt. 


ey 


Verordnung der Stadt Michelftadt, 
betreffend die Anlage und Einrichtung der Aborte, Pfuhlgruben, Dung- 
ftätten und Einfriedigungen. 

Nach Anhörung des Ortsvorjtandes und der Lofalpolizeibehörde 
zu Michelftadt und unter Zuftimmung des Kreisausſchuſſes wird mit 
Ermächtigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern vom 3. Januar 
1900 zu Nr. M. 3. 35 auf Grumd des Art. 78 der Kreigordnung und 
der Art. 33 bis 36, 79 und 80 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 verordnet, wie folgt: 


81. 

Alle unmittelbar an Ortsſtraßen gelegenen Dungitätten, Zagerpläße 
für Kehricht und dergleichen, ebenfo die in offenen Hofreiten in einem 
Abſtand von weniger ald 4 m von Ortsitraßen entfernt gelegenen Der: 
artigen Anlagen, müſſen gegen die Straße mit einer wenigjtens 1,50 m 
hohen maffiven Mauer, oder einer Im hoben, auf einem Mauer- 
jodel von mindejtens 50 cm Höhe ruhenden, beweglichen, mit Anſtrich 
verjehenen Bretterwand abgeichlofjen fein. Mauer und Bretterrvand 
müſſen dicht gefugt fein, jo daß Flüſſigkeit auf die Straße nicht ab- 
laufen fan, und müſſen in gutem Zuftande ordnungsmäßig erhalten 
werden. 


8 2. 
Pfuhlkübel dürfen nur verdedt über die Straße getragen werden, 
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8 3. 

Alle Pfuhlgruben und Fauchebehälter find nach oben durch eine 
dichte und genügend fefte, ordnungsmäßige Abdeckung zu jchließen. 
Boden und Seitenwände derjelben find undurdjläffig herzuftellen. 

Zur Neuanlage der in $ 1 und vorjtehend in Abjag 1 erwähnten 
Behälter und Gruben ift Genehmigung einzuholen. 

4 


Ausnahmen von den Borfhriften der 88 1 und 3 fünnen in be- 
jonderen Fällen durch Großherzogliches Kreisamt bewilligt werden. 
5 


Die in den 881 und 3 vorgefehenen baulichen Aenderungen müjjen 
bis ſpäteſtens 1. Juli 1900 ausgeführt jein. 
6 


Die in Eden und Winkeln zwijchen den Häufern angelegten Aborte 
müſſen mit Röhren aus Gußeifen oder Steingut verjehen jein, welche in 
Abortgruben oder Iuftdicht verjchloffenen Tonnen führen. 

Ale Winkel müfjen gepflaftert und zementiert jein. Nach der 
Straße zu müffen diejelben durch Mauern oder durdy dichte mit Ans 
jtrich verjehene Türen abgejchlofjen fein. 

7 


Die Abortgruben müſſen undurchläffig wie die Pfuhlgruben ($ 3) 
angelegt und dicht geſchloſſen fein. 
8 


88. 

In die Winkel-Abortgruben darf das Regenwaſſer feinen Abfluß 
haben. Im zwifchen den Häufern befindlichen Winfeln darf das Regen- 
waffer von Dächern, jowie das Abfallwafier aus Küchen und Wajd)- 
füchen nur dann abfließen, wenn die Winfel gepflaftert find. Andern— 
falls find Dachtraufen anzubringen. Diefe Dachtraufen längs eines 
ungepflafterten Winkels find mit Handeln und bis zur Erde herab— 
führenden Ablaufröhren zu verjehen. 

8 


S . 

Die Hofreiten und Gärten innerhalb der Stadt müſſen nach der 
Straße zu mit ordnungsmäßigen Einfriedigungen aus Holz oder Eijen, 
oder mit Mauern verjehen fein, welche in gutem Zuſtande erhalten 
werden müffen. 


Ss 10. 

Alle Abgänge flüffiger Art, welche ſich beim Mebgereibetrieb er- 
geben, ſowie die Spülwafjer daraus, müfjen dur Ainnen von den 
Betriebaftätten in undurchläſſig hergeftellte und dicht verdedte Gruben 
geleitet werden. 

Die Gruben der Mebger find im Sommer alsbald nad dem 
Schlachten, im Winter wöchentlich; mindeſtens einmal zu entleeren. 


8 11. 

Die nad) 88 6 bis 10 etwa erforderlichen Herjtellungen müfjen bis 
zum 1. Juli 1900 vollendet fein. Im ftreitigen Fällen kann von Groß— 
Far Kreisamt nach Anhörung des Ortsvorftandes eine geeignete 

rift erteilt werben. 
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Ss 12. 

Säumige unterliegen einer Geldftrafe bis zu 50 Marf oder ent- 
iprechender Haftitrafe. Zugleich wird die Ausführung der unterlafjenen 
Herftellungen auf Koften der Säumigen polizeilich angeordnet. 

Eh, am 6. Januar 1900. 

Großherzogliches Kreisamt. 
Fey. 
Drtsbauftatut für die Gemeinde Steinbad. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und des $ 7 der Ausführungsverordnung Hierzu vom 1. Februar 
1882, wird auf Grund des Beichluffes de3 Gemeinderat3 von Stein 
badı nach Vernehmung des Kreisausschuffes mit Genehmigung Groß— 
herzoglichen Minifteriums des Innern vom 18. Oftober, zu Nr. De. 
d. 3. 23145, das nachitehende Drtsftatut für die Gemeinde Steinbach 
erlaſſen. 

Zu Art. 4 der allgemeinen Bauordnung. Zus$ 11—13 der 
Ausführungsverordnung. 
8SI. 

Die Grenzen der Bebauung find durch den Ortsbauplan gegeben. 
Die Eigentumsgrenzen find dajelbit mit jchwarzen, die Straßenfludtlinien, 
welche zugleich die Vorgartenfluchten bilden, mit grünen und die Bau 
fluchten mit roten Linien bezeichnet. 

Zu Art. 10 der allgemeinen Bauordnung Zu 8 20 der 
Ausführungsverordnung. 
2 


8 2, 
Die Bebauung an den Straßen in der nmächlten Umgebung des 
Klofters (der Einhard-Bafilifa) jol nicht an den dem Klofter direkt zu- 
gewendeten Seiten, jondern nur auf den dem Kloſter entgegengejegten 
Straßen:Seiten zuläſſig fein. 
Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung Zu $ 26 der 
Ausführungsverordnung. 
Ss 3 


Zur Bebauung ift eine ‚Fläche nicht mehr geeignet, wenn auf ihr 
fein freier Hofraum von mindeiten® 50 qm verbleibt, wenn feine der 
Vorſchrift des Art. 37 Abſ. 1 der allgemeinen Bauordnung entiprechende 
Zugänglichkeit geichaffen werden kann, oder wenn beitehende Brunnen: 
anlagen, Brunnenleitungen oder andere gemeinnügige Anlagen auf der 
betreffenden ‘Fläche gefährdet werden. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. Zu 8 31 der 
Ausführungsverordnung. 
4 


84. 

Außerhalb), der durch den Ortsbauplan feſtgeſetzten Bauquartiere 
joffen neue Gebäude nicht errichtet werden. Ausnahmen können jedoch 
nach Maßgabe des Art. 18 der allgemeinen Bauordnung, beziehungs- 
weile des Art. 31 Abſatz 2 und 3 der Ausführungsverordnung hierzu 
geftattet werden. 


2 


> 
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Zu Art. 20 ber allgemeinen Bauordnung. ZuS$ 35, 36 der 
Ausführungsverordnung. 
5 


88. 

1. Dem Gemeinderat iſt es vorbehalten, unbeſchadet der Vor— 
ſchriften des Art. 20 Abſatz 1 Satz 2 und Abſatz 2 der allgemeinen 
Bauordnung den Zeitpunkt zu beftimmen, wann an bereit bejtehenden 
Wegen oder Straßen zur Herjtellung der Straßen und zu dem Er- 
werb des Geländes zwilchen der neuen und der alten Straßengrenze 
geichritten werden ſoll. 

2. Für das zwijchen der neuen Straßengrenze und einem alten 
Weg, oder Straßengrenze gelegenen Gelände, welches ohne jegliche Laſten 
an die Gemeinden abgetreten werden muß, wird alsdann von der Ge- 
meinde eine entjprechende Entichädigung bezahlt. 

3. Den Beitpunft, wann die im Ortsbauplan eingezeichneten Straßen 
eröffnet werden follen, fowie den Umfang, in dem dies gejchehen joll, 
bejtimmt unbejchadet der VBorfchrift de3 Art. 20 Abſatz 1 Sat 2 der 
allgemeinen Bauordnung der Gemeinderat. 

4. In noch nicht eröffneten Straßen kann nur an den Endpunften, 
wo jolche auf bereits beftehende Straßen aufftoßen, mit der Bebauung 
vorgegangen werden. 

5. Der Bebauende hat in diefem Falle das ganze Gelände hierzu, 
jowie zur Straße auf feine Kojten zu erwerben; die Gemeinde gewährt 
demfelben aber für das zur Straße nötige Gelände, welches ohne jegliche 
Laften an fie abgetreten werden muß, nad) Eröffnung der Straße eine 
entiprechende Entichädigung. 

6. Zur vollftändigen Planierung oder Chauſſierung ꝛc. iſt Die 
Gemeinde erft alsdann verpflichtet, wenn der größte Teil der Straße 
(f. Art. 20 Abſatz 1 Sat 2 und Abſatz 2 der allgemeinen Verordnung) 
verbaut jein wird. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung Zu 8 48 der 
Ausführungsverordnung. 
6 


86. 

Stallungen, Abtritte und ſolche Anlagen, in denen beläſtigender 
Rauch und übelriechende, der Geſundheit ſchädliche Luft erzeugt wird, 
ſowie ſonſtige Nebengebäude, ſollen an die Haupt-, Orts- oder Kreis— 
Straßen, ſowie an die Straßen der Umgebung des Kloſters nicht ge— 
ſtellt werden. 

Zu Art. 39 der allgemeinen Bauordnung Zu $ 49 der 
Ausführungsverordnung. 
37 


87. 

Die Zurückſetzung einzelner Gebäude hinter die Baufluchtlinie 
fann in bejonderen Ausnahmefällen nach Anhörung des Gemeinderats 
gejtattet werden. 

Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. Zu $ 55 der 
Ausführungsverordnung. 
8 


Neun anzulegende Abtritts· Dünger- und Pfuhlgruben müſſen voll» 
ftändig dicht Deroefteift werden. 


im 
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Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. Zu & 78 der 
BERLODERHOADELOTNANEG, 


Die an dem freien Plab am Zioſter zu errichtenden Gebäude ſind 
im Aeußern in architektoniſch gefälliger Weiſe den lokalen Verhältniſſen 
entſprechend auszugeſtalten. 


$ 10. 
Gegenwärtiges Statut tritt mit feiner Veröffentlihung im Kreis— 
blatt in Kraft. 
Steinbad, den 13. November 1902. 
Großherzogliche Bürgermeifterei Steinbad). 
Had. 


Polizei Ordnung für Die Gemeinde Steinbad). 

Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1871, die 
allgemeine Bauordnung betr., und der 88 6 und 8 der Ausführungs: 
verordnung hierzu vom 1. Februar 1832 wird nach Anhörung des 
Gemeinderat3 und der Bürgermeifterei unter Zuftimmung des Kreis— 
ausſchuſſes und mit Genehmigung Großherzoglichen Mintfteriums des 
Innern vom 18. Dftober 1902 zu Nr. M. d. 3. 23145 für die Ge- 
meinde Steinbach verordnet, wie folgt. 

Zu Urt. 36 Ab. 1 und 2 der allgemeinen Bauordnung. 
8 1. 

Alle unmittelbar an der Straße gelegenen Dungitätten, Lagerpläße 
für Kehrricht und dergleichen, ebenso die in offenen Hofreiten in einem 
Abftand von weniger als 4 m von der Drtsftraße entfernt gelegenen 
derartigen Anlagen, müſſen gegen die Straße mit einer wenigſtens 
1,50 m hoben mafliven Mauer oder einer 1m hohen, auf einem Mauer: 
jodel von mindeftens 50 cm Höhe ruhenden, beweglichen, mit Anstrich 
veriehenen Bretterwand abgeichloffen fein. Mauer und Bretterwand 
müſſen dicht gefügt fein, jo daß Flüffigfeit auf die Straße nicht durch— 
laufen fann. 

Zu Art. 36 der — Bauordnung. 


Alle Pfuhlgruben und Jounge hatter ſind nach oben durch eine 
dichte und genügend fefte, ordnungsmäßige Abdeckung zu ſchließen. Boden 
und Seitenwände derjelben find undurchläſſig herzuitellen. 


Zu Art. 65 der allgemeinen Bauordnung. 


8 3. 
Zur Neuanlage der in 88 1 und 2 erwähnten Behälter und Gruben, 
an Straßen und öffentlichen Plägen ift Genehmigung Großherzoglichen 
Kreisamt3 einzuholen. 
Zu Art. 36 Abi. 2 der allgemeinen Bauordnung. 


84. 
Ausnahmen von den Vorfchrifter | und 2 können in be- 
jonderen Fällen durch Großherzoglich erwilligt werden. 
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Zu Urt. 35 Abi. 3 der BILIEMEIREN Bauordnung. 


59 
Nach der Straße zu müfjen die Winfel durch Mauern oder dichte, 
mit Anſtrich verjehene Türen abgejchlofjen fein. 
Zu Urt. 34 und 36 der allgemeinen Bauordnung. Zu $53 
der Ausführungsverordnung. 


Die Abortgruben müfjen, wie die Pfuhlgruben undurdläffig und 
dicht geichloffen angelegt jein. 
Zu Art. 32 und 35 der allgemeinen Bauordnung. 
7 


In zwilchen den Häufern befindlichen Winkeln darf das Regenwajier 
von Dächern jowie das Abfallwafjer von Küchen und Waſchküchen nur 
dann abfließen, wenn die Winfel gepflaftert find. Andernfalls ſind 
Dadtraufen anzubringen. Dieſe Dachtraufen längs eines ungepflafterten 
Winkels find mit Kandeln und bis zur Erde herabführenden Ablauf: 
röhren zu verjehen. 

Zu Art. 39 der allgemeinen Verordnung Bu $ 62 der 
Ausführungsverordmung. 
8 


8 8. 
Die Hofreiten, Baupläge und Gärten innerhalb des Ortes müfjen 
nach der Straße zu mit ordnungsmäßigen Einfriedigungen aus Holz 
oder Eijen oder mit Mauern verjehen jein, welche in gutem Zuſtande 
erhalten werden müſſen. 
Zu Art. 32 und 36 der allgemeinen Bauordnung. 
9 


89. 

Alle Abgänge flüffiger Art, welche ſich beim Mebgereibetrieb er: 
geben, jowie die Spülwafjer daraus, dürfen nicht nad) der Straße ab- 
geführt, jondern müſſen durch Rinnen von den Betriebstätten in un— 
durchläſſig Hergeftellte und dicht verdedte Gruben geleitet werden. Die 
Gruben der Mebger jind im Sommer al&bald nad) dem Schlachten, im 
Winter wöchentlih mindejtens einmal zu entleeren. Der Inhalt ift 
dann alsbald auf das Feld zu verbringen und es find die feiten Stoffe 
dort gut zu vergraben. 

Ss 10. 

Auf alle Zunviderhandlungen gegen vorjtehende Borjchriften finden 
die Beſtimmungen des Art. 80 der allgemeinen Bauordnung An— 
wendung. 

Erbad, den 13. November 1902. 

Großherzogliches Kreisamt Erbad). 
Schliephake. 


Ortsbauſtatut für die Gemeinde Aſtheim 
über die Aufführung von Gebäuden im Hochwaſſergebiete. 
Zur Erreichung einer beſſeren Beſchaffenheit und Konſtruktion der 
Gebäude der Gemeinde Aſtheim wird nach Maßgabe des Art. 44 der 
allgemeinen Bauordnung mit Genehmigung Großherzoglichen Minifteriumg 


Be t 
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des Innern und der Juſtiz vom 6. Nov. 1895 zu Nr. M. 3. 30706 
folgendes beſtimmt: 
8 1. 

In der Gemeinde Aftheim muß bei allen Wohngebäuden (auch 
jolhen aus Fachwerk) welche neu errichtet oder wejentlic) umgebaut werden, 
alles Sodelmauerwerf mindeitens 1 m hoch über die Erde geführt und 
überhaupt bei allen Gebäuden ohne Unterichied das Mauerwerk mindeſtens 
0,50 m über den bekannten höchſten Stand des Hochwafjers aus guten 
Bruchjteinen, oder aus guten hartgebrannten Badjteinen in Kaltmörtel 
aufgeführt werden. 

8 2. 

Bei Gebäuden aus Holz: und Lehmwerk müfjen die Gefache im 
salle des Neubaues ebenfalls zu der im vorjtehenden Paragraphen er— 
wähnten Grenze mit Badjteinen von der dort erwähnten Bejchaffenheit 
und Kalkmörtel gut ausgemauert werden. Dasjelbe gilt für die Er- 
neuerung von Gefachen bei beitehenden Fachwerksbauten. 

3 


Die maßgebenden Wafjerhöhen find nach Nivellement und durch 
Marken an geeigneten jejten Punkten durch Großh. Wafjerbauamt Mainz 
zu bezeichnen. 

Ss 4. 

Diefe Beitimmungen find einzuhalten, auch wenn Ddiejelben im 
Baubeſcheide nicht ausdrüdlicd; erwähnt find. 

Bauende und Bauhandwerker, welche dagegen fehlen, haben die in 
Art. 80 der allgemeinen Bauordnung bezeichneten Nachteile zu gewärtigen. 

Groß-Gerau, den 9. November 1895. 

Großherzogliches Kreisamt Groß-Gerau. 
v. Löw. 





Drtsbauftatut für Die Gemeinde Bilhofsheim. 
Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 umd der SS 3—9 der Verordnung über Ausführung derjelben 
vom 1. Februar 1882 wird auf Autrag des Gemeinderat® nad) An- 
hörung des Kreisausſchuſſes und mit Genehmigung Großh. Minifteriums 
des Innern vom 16. September 1898 zu Nr. M. 3. 22022 für die 
Gemeinde Biichofsheim nachjtehendes Drtsbauftatut erlajjen. 
Zu Urt. 4 der allgemeinen Bauordnung. 
81. 
Für die Straßen» und Baufluchtlinien, jowie für die Grenzen der 
Bebauung ift der Ortsbauplan maßgebend. 
Zu Urt. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


8 2. 
Zur Benugung als Bauplag ift eine Fläche nicht mehr geeignet: 
a) wenn fie weniger als 100 qm enthält, 
b) wenn auf ihr fein Gebäude von 6 m Front und 9 m Tiefe mit 
zweifeitiger Beleuchtung unter Wahrung der VBorjchriften des 
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Art. 37 der allgemeinen Bauordnung und $ 56 der Ausführungs- 
verordnung errichtet werden fann. 
Zu Art. 18 der EEE InEN Bauordnung. 


83 
Außerhalb des Bereichs des Ortsbauplans dürfen in der Regel 
keine Gebäude errichtet werden. 
Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
4 


Die Eröffnung einer Straße oder eines Straßenteil3 muß dann 
erfolgen, wein die Straße oder der Straßenteil an eine bereits eröffnete 
und hergejtellte planmäßige Straße ſich anjchließt, das für die Straße er- 
jorderlihe Gelände ins Eigentum der Gemeinde übertragen worden und 
der größte Teil der neuen Straße, big zur nächſten Querjtraße gerechnet, 
ala bebaut anzujehen ift. 


85. 
Die Gemeinde behält ſich das Recht vor, die Reihenfolge der 
Straßen in dem neuen Drt3bauplan zu bezeichnen, in welder die Her- 
itellung der Straßen oder Die — derſelben zu erfolgen hat. 


86 

In den Straßen und Straßenteilen, welche noch nicht den bau— 
polizeilichen Beftimmungen gemäß für den öffentlichen Verkehr und An— 
bau fertig geftellt find, dürfen Gebäude, die nach diefer Straße ihren 
Ausgang haben, in der Regel nur an den Enden, welche an jchon er— 
öffnete Straßen aufjtoßen, oder im Anjchluß an bereits bejtehende 
Häufer errichtet werde. 

Hierbei ift unter Straßenteil immer die zwijchen zwei Straßen- 
freuzungen liegende Strede, einjchließlih der Straßenfreuzungen, zu 
verjtehen. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
s 7. 

Die Koften der Chauſſierung oder Pfläfterung von neuen Straßen 
und daran zur Anlage und Pfläfterung kommenden Gofjen trägt die 
Gemeinde und hat diejelbe die Abnahme des Regenwaſſers zu über» 
nehmen. Die Herftellung von Vorrichtungen zur Ableitung des Wajjers 
von den anliegenden Grundftüden in die Straßenrinnen oder Kanäle 
tragen die Eigentümer der Grundſtücke jelbit. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
8 


S 8. 

Aborte und ähnliche Nebengebäude, deren Anlage für dag Ausjehen 
der Straßen mißjtändig erſcheint, dürfen an Straßen und Plätzen nicht 
errichtet werden. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
9 


89. 

Das Zurücdlegen der Gebäude Hinter die normale 3 
kann dann gejtattet werden, wenn diejelben parallel der jejtgejegten 
Straßenfluchtlinie geftellt werden, eine bejjere anfprechende Austattung 
erhalten und das zwijchen der Straßenfluchtlinie und den Gebäudes 
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anfichten befindliche Gelände mit Ausſchluß jeder anderen Benutzung nur 
als Vorgarten angelegt, in gefälligem Anſehen erhalten und mit einem 
metallenen Gitter auf einem micht über 75 em hohen Sodel einge- 
friedigt wird. 
Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 10. 
Räume, in welchen Menjchen wohnen oder arbeiten follen, müſſen 
eine Stodhöhe von mindejtens 2,60 m, Knieſtöcke und Manfarden eine 
jolche von 2,40 m im Lichten erhalten. 


Zu Urt. 61 der allgemeinen Bauordnung. 


8:11. 

Alle an den Straßen jtehenden Gebäude, Mauern und jonftige 
Einfriedigungen find ftets in einem guten Zuftande bezw. Verpuß und 
Anftrih zu erhalten. Bei Vernachläſſigung kann die Bürgermeiſterei 
eine Erneuerung binnen Jahresfriſt anordnen. 

Für den Anstrich dürfen feine grellen oder blendenden Farben ver: 
wendet werden. 

8 12. 

Borftehendes Drtsbauftatut tritt mit jeiner Veröffentlihung im 
Kreisblatt in Kraft. 

Groß-Gerau, den 20. September 1898. 

Großherzogliches — Groß-Gerau. 
v. 2öw. 


Baupolizeiordnung der Gemeinde Bilhofsheim. 

Mit Genehmigung Großherzoglichen Miniſteriums des Innern vom 
16. Sept. 1898 zu Wr. M. 3. 22022 und mit Zuftinunung des Kreis» 
ausjchuffes wird nach VBernehmung der Gemeindevertretung ſowie der 
Lofalpolizeibehörde von Bischofsheim auf Grund der Urt. 2, 30, 32, 
33, 35, 36, 37, 39 und 65 der allgemeinen Bauordnung und des $ 8 
der Verordnung über Ausführung derjelben vom 1. Februar 1882 für 
die Gemeinde Biſchofsheim nachjtehende Baupolizeiordnung erlafjen. 

Zu Urt. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
—3z31 

Bei Einrichtung oder Umbau und Veränderung von Hausfronten 
bezw. die Straßen begrenzenden Gebäuden wird ein Vorſpringen vor 
die Straßenfluchtlinie geſtattet: 

a) Für Fundamente und Sockel bis zu 10 cm. 
b) Für Verzierungen, Geſimſe, Verdachungen und Fenftergewände in 
einer Höhe unter 2 m höchſtens 20 cm. 
©. Ä 

Aushängeichilder, Waren» und Blumenkaſten u. ſ. w., welche über 
die Straßenfluchtlinte vorjpringen, dürfen in einer Höhe unter 2,30 m 
nicht angebracht werden. Das Anbringen von in die Straßenfluchtlinie 
hineinragenden Haken und ähnlichen Bor »en zum Aushängen von 
Fleiſch, Waren und dergleichen ift ve 


A. Provinz Startenburg, 28) Biſchofsheim, Baupolizei-Orbnung. 145 


8 3. 

Die nad) der Straße aufgehenden Fenſter und Läden find jo ein- 
zurichten, daß fie beim Deffnen bis an die Mauerflucht zurücgejchlagen 
und dort befejtigt werden können. 

Zu Urt. 32 der allgemeinen Bauordnung. 


S 4. 

Bei Neubauten und Abänderung des Dachſtuhls beitehender Ge— 
bäude müfjen zur Ableitung des Waſſers an den Dächern gegen die 
Straßenjeite Dachrinnen und Ablaufröhren, welche bis zum Boden der 
Straße reichen, angebracht werden. 

Die Anlage der die Trottoirg durchziehenden Rinnen, durch welche 
das Regen- und Abfallwafjer von den Häufern und Hofreiten in die 
Straßengofjen geleitet wird, ift Sache des betreffenden Eigentümers und 
fünnen ſolche auf Koften desjelben von der Gemeinde hergeftellt werden. 

Zu Art. 32 der allgemeinen Bauordnung. 
85 

Ausgüffe aus Küchen, Fabriken u. ſ. w. an der gegen Straßen und 
Öffentliche Pläße gerichteten Seite von Gebäuden find verboten und müfjen, 
fall3 jie an der Nebenfeite der Gebäude angebracht und von der Straße 
oder von Öffentlichen Plätzen aus fichtbar find, oder die Nähe der Orts— 
ſtraße es ſonſt erforderlich macht, mit bis auf den Boden gehenden 
Röhren verjehen werden. 

Diejer Vorjchrift widerjprechende Anlagen find binnen ſechs 
Monaten nad) dem Erjcheinen diefer Bolizeiverordnung zu befeitigen 
und abzuändern. 

Zu Art. 45 der allgemeinen Bauordnung. 
8 6. 

Winfel und Reule, welche auf die Straße münden, müfjen gegen 
(egtere mit Mauern, Türen oder Toren von 1! m Höhe abgejchlojjen 
werden. 

Zu Urt. 36 der allgemeinen Bauordnung. 
7 


Die Anlegung neuer, jorwie die Erweiterung bejtehender Dünger- 
jtätten, Fauchebehälter oder Pfuhlgruben, Lagerpläge für Abfälle und 
dergleichen an der Ortsſtraße oder außerhalb des Ortes an der Kreis: 
ſtraße ijt verboten. Bei bejtehenden derartigen Anlagen ift ein ver- 
dedender Abſchluß gegen die N, anzubringen. 


Jedes überbaute Grundjtiid — mindeſtens einen Abtritt haben, 
der in Häuſern, wenn irgend möglich, an einer Außenwand liegen, jeden: 
falls aber eine ins Freie führende, mindestens 0,4 qm große Fenſter— 
Öffnung Haben joll und von der Straße aus gejehen, nicht in miß— 
ftändiger Weile zur Ericheinung fommen darf. Abtritts- und P 
gruben 2c. müſſen mit einer mindejtens 25 em itarten Baditein- 
40 cm jtarfen Bruchitein-Umfafjungsmauer verfehen fein. Der Bo 
ift mit doppeltem Badjteinmauerwerf zu plätten, das Ganze iff 
Zementmörtel auszuführen und mit einem ftarken Zementverpu 

10 
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verjehen, jo daß die Grube abjolut wajjerdicht iſt. Die Grube ift zu 
überwölben und mit einer mindejten® 50 bis 60 cm weiten Einjteig- 
Öffnung mit gut jchliegendem, ſtarkem, möglich metallenem Dedel zu 
verjehen. Der Boden muß nad der Einjteigöffnung fallen und direft 
unter derjelben eine muldenartig tiefere Stelle ſich befinden. Meltere, 
mangelhafte derartige Einrichtungen müſſen vorjchriftsmäßig neu her— 
geftellt werden. 


Ss 9. 

Brunnen müfjen, jofern der Nachbar in einen geringeren Abſtand 
nicht einmwilligt, wenigjtens 1,5 m von der benachbarten Grenze entfernt 
bleiben. Alle Schadtbrunnen müfjen mit über dem Erdboden erhabenen 
Rand verjehen und jo verwahrt werden, daß feinerlei Flüjfigfeiten oben 
hinein gelangen fünnen. 

Zu Art. 39 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 10. 

Unüberbaute Grundſtücke oder unüberbaute Teile derjelben an den 
Ortöftraßen und öffentlichen Plägen müſſen mit einer dauerhaften Ein- 
friedigung verjehen jein. Zu diejem Behufe ijt entweder eine majfive 
Mauer oder ein majliver Sodel von mindejtens "s m Höhe mit auf: 
gejegten Stadeten von Eiſen oder Holz in einer Gefamthöhe von 1,5 m 
aufzuführen. 

Dieje Vorſchrift bezieht ſich ſowohl auf unbebaute Baupläge in 
ſonſt bebauten Straßen, als aud) auf Höfe, Gärten und Vorgärten, die 
in Straßenfluchtlinien liegen. Einfriedigungen, welche den obigen Vor— 
ſchriften micht entſprechen, Sind, jobald ſie mißjtändig find, auf An- 
fordern der Bürgermeifterei binnen 6 Monaten durch ordnungsmäßige 
zu erjeßen. 

Zu Art. 65 der allgemeinen Bauordnung. 


Die Genehmigung des Großherzoglichen Kreisamt3 oder der von 
demjelben beauftragten Lofalpolizeibehörde ift auch zur Heritellung oder 
wejentlichen Veränderung von baulichen Anlagen der im Art. 134 des 
Volizeiltrafgeieges bezeichneten Art, ſowie zu den in Art. 23 der all- 
gemeinen Bauordnung weiter aufgeführten Bauten, jofern fie an eine 
öffentliche Straße oder einen öffentlihen Play zu jtehen fommen, zu 
erwirfen. 

$ 12. 

Auf alle Zumiderhandlungen gegen vorjtehende Vorſchrift finden 
die Beftimmungen der Art. 79 und 80 der allgemeinen Bauordnung 
Anwendung. 

8 18. 

Vorſtehende Baupolizeiordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver— 
Öffentlichung im Kreisblatt in Kraft. 

Groß-Gerau, den 20. September 1898. 

Großherzogliches — Groß⸗Gerau. 
v. Löw. 
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Abänderung der a — für die Gemeinde 
Biihofsheim. 

Auf Grund des Art.2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der 88 3—9 der Ausführungsverordnung zu derjelben vom 
1. Februar 1882 iſt auf Beichluß des Gemeinderats der Gemeinde 
Biihofsheim und nad Anhörung des Kreisausſchuſſes die nachjtehende 
Abänderung der Baupolizeiordnung für die Gemeinde Biſchofsheim von 
Großherzoglichem Minifterium des Innern durch Verfügung vom 10. Ok— 
tober 1900 zu Nr. M. d. 3. 27779 genehmigt worden. 

Der 1. Sa des $ 8 der Baupolizeiordnung erhält folgende 
Faſſung: 

„Jedes überbaute Grundſtück muß mindeſtens einen Abtritt haben, 
der in Häuſern, wenn irgend möglich, an einer Außenwand liegen, 
jedenfalls aber eine ins Freie führende, mindeſtens 0,2 qm große 
Fenſteröffnung haben ſoll, und von der Straße aus gejehen nicht in 
mißjtändiger Weife in Erjcheinung fommen darf.“ 

Diefe Abänderung tritt mit dem Tage der Belanntmadhung im 
Kreisblatt in Kraft. 
Groß-Gerau, den 12. Oftober 1900. 
Großpergogliäes Kreisamt Groß-Gerau. 
Bichmann. 


Ortsbauſtatut für die Gemeinde Buttelborn. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der SS 3—5, 7 und 9 der Ausführungsverordnung zu der= 
jelben vom 1. Februar 1882 ift durch Beichluß des Ortövorjtandes von 
Büttelborn, ſowie nad) vorgängiger Begutachtung durch den Kreis— 
ausſchuß und mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 
12. September 1904, zu Nr. M. d. J. 28273, für die Gemeinde Büttel 
born nadjtehendes Drtsbaujtatut errichtet worden. 

Bu Urt. 4 der allgemeinen Bauordnung. 
1 


81. 
Für die Straßen: und Baufluchtlinien ſowie für die Grenzen der 
Bebauung ift der Drtsbauplan maßgebend. 
u Art. 13 der ie Be Bauordnung. 


52 
Zur Benutzung als Bauplatz ift eine Fläche nicht mehr geeignet: 

a) wenn jie weniger al3 100 qm enthält, 

b) wenn auf ihr fein Gebäude von 6 m Front und 9 m Tiefe mit 
zweijeitiger Beleuchtung unter Wahrung der Vorſchriften des 
Art. 37 der allgemeinen Bauordnung errichtet werden Fann. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 


33 
Außerhalb des Bereich des Ortsbaupfanes dürfen in Der na 


feine Gebäude errichtet werden. 
Ausnahmen können im Einzelfalle mit Rückſicht auf 
ftimmung, örtliche Lage oder jonftige Verhältniffe der bec 
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Bauten nad) Anhörung des Gemeindevorjtandes vom Großh. Minifterium 
des Innern gejtattet werden. 
Zu Urt. 20 der allgemeinen Bauordnung. 


84. 
Die Reihenfolge der für die Bebauung frei zu gebenden Bau- 
quartiere wird wie folgt fejtgejeßt: 
Il. Bauquartiere zunächſt der Darmftädter Straße im fogenannten 
Pfützgarten. 
2. Die nördlich angrenzenden Bauquartiere nach der Weiterſtädter 
Straße hin in der jogenannten Hahngajie. 


8 5. 

In Straßen und Straßenteilen, welche noch nicht den baupolizei— 
lichen Beſtimmungen gemäß für den öffentlichen Verkehr und Anbau 
fertiggeſtellt ſind, dürfen Gebäude, die nach dieſer Straße ihren Aus— 
gang haben, in der Regel nur an den Enden, welche auf ſchon er— 
öffnete Straßen aufſtoßen, oder in Anſchluß an bereits beſtehende Häuſer 
errichtet werden. Hierbei iſt unter Straßenteil immer die zwiſchen zwei 
Straßenkreuzungen liegende Strecke einſchließlich der Straßenkreuzungen 
zu verſtehen. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 


S 6. 

Aborte und ähnliche Nebengebäude, deren Anlage für das Aus- 
jehen der Straßen mißſtändig erjcheint, dürfen an Straßen und öffent- 
lihen Plätzen nicht errichtet. werden. 

Bu Urt. 30 der allgemeinen Bauordnung. 


8.7. 

Das Zurüdjegen der Gebäude Hinter die Baufluchtlinie fann mit 
Zuftimmung des Gemeinderats von der Baupolizeibehörde gejtattet 
werden. Die Gebäude find alsdann in der Negel parallel der feit- 
gejegten Baufluchtlinie zu ftellen, auch müſſen die Faſſaden Dderjelben 
eine architektonisch anfprechende Ausbildung erhalten und ift das zwijchen 
der Straßen-Baufluchtlinie und den Gebäuden befindliche Gelände mit 
Ausſchluß jeder anderen Benugung nur als Vorgarten anzulegen, in 
gefälligem Anjehen zu erhalten und in gefälliger Weiſe einzufriedigen 
(vergl. 8 9 der Baupolizeiordnung). 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 8. 

Die an Straßenkreuzungspunften für die Folge zu errichtenden 
Häuſer müſſen wenigftens zweiltöcig oder mit Ninieftod ev. Manjarde 
verjehen werden. 

89. 

Ale an Straßen ftehende Gebäude, Mauern und jonjtige Ein- 
friedigungen Sind jtet3 in einem guten Zuſtande bezw. VBerpuß und 
Unſtrich zu erhalten. Bei Vernacläffigung fann die Bürgermeifterei 
eine Erneuerung binnen Jahresfriſt anordnen. Zum Anſtrich dürfen 
feine grellen oder biendenden ‚Farben verwendet werden. 
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8 10. 

Vorjtehendes Ortsſtatut tritt am 1. November 1904 in Kraft. 

Büttelborn, den 17. Auguſt 1904. 

Großherzogliche Bürgermeijterei Biüttelborn. 
Senßfelder. 
Baupolizei-Ordpnung für die Gemeinde Bättelborn. 

Auf Grund des -Art. 2 der allgemeinen Bauordnung und der 
ss 3, 4, 6, 8 und 9 der Ausführungsverordnung hierzu wird nad) 
Vernehmung des Gemeinderates und des Großh. Bürgermeifters, mit 
Zuftimmung des Kreisausichufjes und Genehmigung Großherzoglichen 
Minifteriums des Innern vom 12. September 1904, zu Nr. M. d. J. 
23273, nacjitehende Baupolizeiordnung für die Gemeinde Büttelborn 
erlaſſen. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
81. 

Bei Errichtung von Gebäuden oder Umbau und Veränderung von 
Hausfronten an Öffentlichen Straßen und Plägen wird ein Borfpringen 
vor die Straßenfluchtlinie geftattet: 

a) Für Fundamente und Sodel bis zu 10 cm. 
b) Für Verzierungen, Gejimje, Verdachungen und Fenftergewände in 
einer Höhe unter 2 m höchſtens 20 cm. 
2 


Aushängichilder, Waren: und Blumenkaſten 2c., welche mehr als 
25 cm über die Straßenfluchtlinien vorjpringen, dürfen in einer Höhe 
unter 2,30 m nicht angebracht werden. 

8 3. 

Die nad) der Straße aufgehenden Fenſter und Läden jind jo ein- 
zurihten, daß fie beim Deffnen bis an die Mauerflucht zurücgeichlagen 
und befeftigt werden fünnen. 

Zu Urt 32 der allgemeinen Bauordnung. 
84. 

Bei Neubauten und Abänderung des Dachſtuhls beſtehender Ge— 
bäude müſſen zur Ableitung des Waſſers an den Dächern gegen die 
Straßenſeite Dachrinnen und Ablaufröhren, welche bis zur Straßen- 
oberfläche reichen, angebracht werden. Die Anlage der die Trottoire 
durchziehenden Ninnen, durch welche das Regenwaſſer und Abfallwaſſer 
von den Häujern und Hofreiten in die Straßengofien geleitet wird, it 
Sache des betreffenden Eigentümers und fünnen folche auf Koſten des- 
jelben von der Gemeinde hergeftellt werden. 

Zu Urt. 33 der allgemeinen Bauordnung. 
85. 

Ausgüffe aus Küchen und fabrifartigen Anlagen an der gegen 
Straßen und öffentlichen Plägen gerichteten Seite von Gebäuden find 
verboten und müſſen, falls fie an der Nebenjeite der Gebäude angebracht 
und von der Straße oder von öffentlichen Plätzen aus fichtbar find oder 
die Nähe der Ortsftraße es fonft erforderlich macht, mit bis auf den 
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Boden gehenden Röhren verjehen werden. Diefer Vorfchrift wider— 
Iprechende Anlagen find binnen einem Jahre nad) dem Inkrafttreten 
diejer Polizeiverordnung zu bejeitigen oder abzuändern. 
Bu Urt. 35 der allgemeinen Bauordnung. 
6 


8 6. 
Winkel und Reufe, welche auf die Straßen münden, müfjen gegen 
legtere mit Mauern, Türen oder Toren von 1's m Höhe abgeichlofien 
werden. . 
Zu Art. 36 der allgemeinen Bauordnung. 
7 


Die Anlegung neuer, jowie die Erweiterung beftehender Dünger- 
jtätten, Jauchebehälter oder Pfuhlgruben, Lagerpläge für Abfälle und 
dergleichen an der Ortsjtraße oder außerhalb des Orts, an Kreisſtraßen 
ift verboten. Bei beftehenden derartigen Anlagen ift ein verdedender 
Abſchluß gegen die Straßen anzubringen. 

Zu Art. 36 und 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 


Neu anzulegende Abtritt3-, Dünger: und Pfuhlgruben müfjen voll- 
fonımen dicht hergeitellt und mindefteng: in einem Abjtande von 1m von 
der Grenze des Nachbars entfernt errichtet werden. Der Abſchluß darf 
ein Austreten von Abfallwaſſer und Jauche überhaupt nicht geitatten, 
der Boden ift gut mit Zement ꝛc. zu dichten, zu pflaftern, oder ſonſt in 
jachgemäßer Weiſe zu befejtigen. Gegrabene Brunnen müfjen, jofern 
der Nachbar in einen geringeren Abjtand nicht einwilligt, mindeſtens 
1,50 m von der nadhbarlichen Grenze und mindeitens 5 m von Abtritts-, 
Dünger und Jauchegruben 2c. entfernt bleiben. 

Zu Art. 39 der allgemeinen Bauordnung. 


Unüberbaute Grundftüde oder unüberbaute Teile derjelben an den 
Ortsftraßen und öffentlichen Plägen müjjen mit einer dauerhaften Ein- 
friedigung verjehen jein. Zu diefem Behufe ift entweder eine majfive 
Mauer oder ein majliver Sodel mit aufgejegten Stafeten von Eijen 
oder Holz in einer Gefamthöhe bis zu 1a m aufzuführen. Geſtattet 
ist auch ein Lattenzaun von derjelben Höhe, welcher jederzeit in einem 
guten Zustande jein muß. Dieje Vorſchrift bezieht ſich ſowohl auf 
unbebaute Baupläge an eröffneten Straßen, als auch auf Höfe, 
Gärten und Vorgärten, die an Straßenfludjtlinien liegen. Vorjtehenden 
Vorſchriften nicht entiprechende Einfriedigungen find auf Anordnung der 
Bürgermeitjterei innerhalb Jahressrift ordnungsmäßig abzuändern. 

Zu Art. 61 der allgemeinen Bauordnung. 
8S 10. 

Räume, in welchen Menſchen wohnen oder arbeiten jollen, müſſen 
in Hauptjtodwerfen eine lichte Höhe von mindeſtens 2,60 m, in Dach— 
geihoflen von mindeſtens 2,40 m Höhe haben. 

Zu Art. 65 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 11. 
Die Genehmigung des Großh. Kreisamts oder der von demfelben 
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beauftragten Lofalpolizeibehörde ift auch zur Herſtellung wejentlicher 
Beränderung von baulichen Unlagen der in Urt. 134 des Polizei— 
jtrafgejeges bezeichneten Art, jowie zu den in Art. 23 der allgemeinen 
Bauordnung weiter aufgeführten Bauten, ſofern fie an eine öffentliche 
Straße oder einen öffentlichen Plab fommen, zu erwirfen. 

S 12. 

Auf alle Zuwiderhandlungen gegen vorjtehende VBorfchriften finden 
die Beitimmungen der Art. 79 und 80 der allgemeinen Bauordnung 
Anwendung. 

8 13. 

Borjtehende YBaupolizeiverordnung tritt am 1. November 1904 
in Kraft. 

Groß-Gerau, den 27. Zuli 1904. 

Sroßherzogliches Kreisamt Groß-Gerau. 
3. B.: Dr. Kehrein. 


Drtöbauftatut für Die Gemeinde Dornberg. 

Auf Grund des Art. 2, 18, 34 und 44 der allgemeinen Bau- 
ordnung dom 30. April 1881 und der 88 3—9 der Ausführungs- 
verordnung vom 1. Februar 1882 wird auf Antrag des Gemeinderats 
zu Dornberg, nad) Anhörung des Kreisausichuffes und mit Genehmigung 
Großherzoglichen Miniſteriums de3 Innern für die Gemeinde Dornberg 
nachftehendes Ortsbauſtatut errichtet: 





81. 
Außerhalb der durch den Ortsbauplan feftgeftellten Bauquartiere 
jollen in der Regel feine neuen Gebäude errichtet werden. 


8 2. 
Die Gemeinde behält ſich das Recht vor, die Reihenfolge der nad) 
dem Ortsbauplan anzulegenden Straßen zu bejtimmen. 
3 


Aborte und ähnliche Gebäude, deren Anlage für das Ausfehen der 
Straße mißſtändig erjcheint, dürfen an Straßen und öffentlichen Plägen 
nicht errichtet werden. 

S 4. 

Bei allen Wohngebäuden, welche neu errichtet oder wejentlich 
umgebaut werden, muß alles Sodelmauerwerf mindejtend 1 m über den 
befannten höchſten Stand des Hochwaſſers maſſiv aus Bruchfteinen 
bezw. gut gebrannten Badjteinen ausgeführt werden. Die maßgebenden 
Wafjerhöhen find an geeigneten feiten Punkten bezeichnet. 

85 


Dieje Beitimmungen find einzuhalten, auch wenn dieſelben im 
Baubejcheide nicht ausdrüdfih erwähnt find. Bauende und Pauhand- 
werfer, welche dagegen fehlen, haben die in Art. 80 der allgemeinen 
Bauordnung bezeichneten Nachteile zu gemwärtigen. 

Groß-Gerau, den 17. Oftober 1896. 

Großherzogliches Kreisamt Groß-Gerau. 
v. Löw. 





— — 
— 
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Drtsbauftatut für die Gemeinde Dornheim. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der 88 3—5, 7 u. 9 der Ausführungsverordnung zu der- 
jelben vom 1. Februar 1882 ijt durch Beſchluß des Gemeinderat vom 
4. Dftober 1902 nad) Anhörung des Bürgermeifters, jowie vorgängiger 
Begutachtung durch den Kreisausſchuß und mit Genehmigung Großh. 
Minifteriums des Innern vom 18. September 1903 zu Nr. M. d. F. 
— für die Gemeinde Dornheim nachſtehendes Ortsbauſtatut errichtet 
worden. 

Zu Art. 4 der allgemeinen Bauordnung. 
1 


81. 

Die Grenzen der Bebauung und die Baufluchtlinien find durch 
den DOrtsbauplan, welcher auf der Biürgermeifterei zur Einficht offen 
liegt, bejtimmt. 

Zu Urt. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


8 2. 
Zur Benußung als Bauplatz ijt eine Fläche nicht mehr geeignet: 

a) wenn diejelbe weniger als 100 qm enthält, 

b) wenn auf ihr fein Gebäude von 5 m front und 9 m Tiefe mit 
zweifeitiger Beleuchtung unter Wahrung der Borjchriften des 
Art. 37 der allgemeinen Bauordnung errichtet werden fann. 

Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 


83. 

Sind zum Zwecke der Scliefung eines Gemeindewegd Grund: 
jtücfe jeitend der Gemeinde erworben worden, jo werden diefelben auf 
Berlangen der unmittelbar angrenzenden Grundbefiger an dieje in Eigen- 
tum abgetreten unter folgenden Bedingungen: 

a) das Verlangen muß innerhalb einer Friſt von 6 Monaten nad) 
erfolgter Erwerbung diejer Grundſtücke jchriftlic) bei Großherzog— 
licher Bürgermeiſterei fund gegeben werden. 

b) Die Anlieger müſſen fich bereit erflären, für das an fie abzu- 
tretende Gelände der Gemeinde die vollen Kojten der Erwerbung 
der Grundjtüde zurüdzuzahlen. 

ec) Aus dem Preiſe des Geländes und den Unkoſten bei der Er— 
werbung berechnet fich mit Rüdjicht auf die Größe der Fläche der 
Einheitspreis, welcher pro Quadratmeter von den Anliegern zu 
zahlen it. War der Preis bei der Erwerbung mehrerer Grund: 
jtüde an der neuen Straße verjchieden, jo wird ein Mittelpreis 
für den Berfauf aus den Gejamtfojten der Erwerbung fejtgeftellt. 

d) Der zur Abtretung kommende Gemeindeweg ijt auf Verlangen des 
Gemeindevorftandes mit dem gleichen Preis pro Quadratmeter der 
Gemeinde zu vergüten wie die Grunditüde. 

Zu Urt. 18 der allgemeinen Bauordnung. 


84. 

Außerhalb des Bereiches des Ortsbauplanes dürfen feine Gebäude 
errichtet werden. Ausnahmen fünnen im Einzelfalle mit Rückſicht auf 
die Beitimmung, örtliche Yage oder jonjtigen Verhältniſſe der beabjich- 
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tigten Bauten, nad) Anhörung des Gemeindevorjtandes, vom Großh. 
Minifterium des Innern geftattet werden. 
Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
5 


85. 

Ueber die Eröffnung und Herſtellung neuer Straßen, ſowie über 
die Reihenfolge, in welcher die nach dem Ortsbauplan anzulegenden 
Straßen und Bauquartiere zu eröffnen ſind, beſchließt unbeſchadet der 
Beſtimmung in Art. 20, Abſ. 1, Satz 2 der allgemeinen Bauordnung 
der Gemeindevoritand. 

8 6. 

In den Straßen und Straßenteilen, welche noch nicht den bau— 
polizeilihen Bejtimmungen gemäß für den öffentlichen Verkehr und den 
Anbau fertig hergeftellt find, dürfen Gebäude, die nad) diefer Straße ihren 
Ausgang haben, in der Negel nur au den Enden, welche auf jchon er- 
öffnete Straßen aufjtoßen, oder im Anjchluß an bereits beftehende Häufer 
errichtet werden. Hierbei ijt unter Straßenteil immer die zwijchen zwei 
Straßenfreuzungen liegende Strede einschließlich der Straßenkreuzungen 
zu verftehen. 

87. 

Abgejehen von dem im $ 6 gedachten Falle kann die Aufführung 
von Gebäuden an den im Ortsbauplan vorgejehenen, aber noch nicht 
eröffneten umd fertig geftellten Straßen dann geftattet werden, wenn Der 
dorum Nachſuchende: 

a) das VBorhandenjein eines fahrbaren Weges zu dem Bauplag nad): 
weilt, oder einen folchen fofort auf eigene Koſten herftellt, 

b) für den Ablauf des Waſſers durch Anlage einer wafjerdichten 
Grube oder einer Goſſe jorgt, deren Beichaffenheit im Bau— 
bejcheide vorgejchrieben werden fann, 

ec) dartut, daß durch den betreffenden Baujdie zwedmäßige Ein- 
teilung der in Frage fommenden Baufigur in Baupläge nicht 
gehindert wird, 

d) für die etwa nötig werdende Beleuchtung des Weges jorgt. 

Zu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
38 


88. 
Ob und inwieweit Goſſen und Fußſteige in den Straßen neu 
hergeſtellt oder umgelegt werden ſollen, ſowie die Art der Herſtellung 
derſelben und der Waſſerabflußvorrichtungen wird durch den Gemeinde— 
vorſtand für die einzelnen Straßen beſonders beſtimmt. Die Aus— 
führung der Neuherſtellung ſowie die Unterhaltung erfolgt nur durch 
die Gemeinde. 
Ss 9. 
Die Kosten für Neuanlegung von Sofjenpflaiter, jowie von Fuß— 
jteigen biß zu einer Breite von 1 m, von der Goſſe gemejjen, werden 


von der Gemeinde allein getragen. Die Kojten für die Heritellung des 
übrigen Teils der Fußiteige haben die Angrenzer ohne Nüdlicht d 
ob ihre Grundftücde bebaut find oder nicht, im Verhältnis © | 


ihrer die Straße berührenden Grundjtüdsgrenzen zu tragen. 
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forderfihen Ausfüllarbeiten find auf Verlangen des Ortsvorſtandes un: 
gefäumt von den Angrenzern koſtenlos zu bewerkijtelligen. 


8 10. 

Die Koften für die Herftellung der Vorrichtungen zur Ableitung 
des Waſſers von den anliegenden Grundjtüden in die Straßenrinnen 
oder Kanäle tragen die Eigentümer der Grundjtüde. 

11. 

Die Kojten, welche die Anlieger treffen, werden von der Gemeinde 
vorgelegt und von den Unliegern zurüderhoben. Auf Anſuchen einzelner 
Anlieger fünnen jedoch die Kojtenanteile, welche diejelben treffen, raten 
weife von denjelben zurüderhoben werden. Bei Zahlungsjäumigfeit er- 
folgt die Beitreibung nad) den Vorjchriften über Einbringung der Ge- 
meindeabgaben. 

g 12. 

Die Unterhaltung der bereits beitehenden Fußſteige und Goſſen 
übernimmt ebenjo, wie die der men angelegten, die Gemeinde; die Kojten 
etwaiger Umlegung und Neuherftellung der erjtgenannten Fußfteige und 
Goſſen werden gemäß $ 9 und 10 getragen. Wird das Aufreißen und 
das hierdurch nötige Wiederheritellen von Fußiteigen und Golfen durch 
die Anlieger veranlaßt, fo werden die erforderlichen Arbeiten auf deren 
Rechnung ebenfall® durch die Gemeinde vorgenommen. 

8 13. 

Anſprüche an das alte Material bei einer etwaigen Verlegung 
haben die Anlieger nicht, dasjelbe fällt der Gemeinde zu als Erjag für 
die Unterhaltung. 


Zu Urt. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
; 14 


Abtritte und Piſſoirs dürfen nicht an öffentliche Straßen und 

Pläße gejtellt werden. 
$ 15. 

Räume, in denen mit lautem Geräufch verbundene Gewerbe be- 
trieben werden, oder in denen Rauch, Dampf, üibelriechende oder ungefunde 
Luft erzeugt wird, dürfen feine Deffnungen nad der Straße haben. 
Liegen folche Gebäude hinter der Baufluchtlinie, jo muß die Entfernung 
der Deffnungen von derjelben mindeſtens 5 m betragen. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 


$ 16. 

Das Zurüdjegen der Gebäude hinter die Baufluchtlinie fann mit 
Zuftimmung des Gemeinderates von der Baupolizeibehörde geftattet 
werden. Die Gebäude find alsdann in der Megel parallel zur feitge- 
ſetzten Baufluchtlinie zu ftellen ; auch find deren Faſſaden architektoniſch 
anfprechend auszubilden. Der Bauherr hat alsdann die durch BZurüd- 
weichen Hinter die Baufluchtlinie von der Straße aus jichtbar werdenden 
Flächen der Grenzmauern der Nachbargebäude mit Genehmigung der 
betreffenden Eigentümer auf jeine Kojten glatt zu verpußen und an- 
zuftreichen. 
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8 17. 

Das zwifchen der Straßenfluchtlinie und Baufluchtlinie gelegene 
Gelände muß als Vorgarten oder freier Vorhof in gefälligem Anjehen 
erhalten werden, und in gefälliger Weiſe eingefriedigt fein. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
18. 

Hinter» und Seitengebäude dürfen in der Negel nicht früher er: 
richtet werden, al3 die Vordergebäude; auch müfjen die Fluchten der- 
jelben möglichft rechtwinfelig oder parallel mit den VBordergebäuden und 
in regelmäßiger Form angelegt fein. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
g 19. 

Die Minimalhöhenmahe für Stodwerfe, in welchen Menſchen 
wohnen oder arbeiten, find im Lichten für Hauptſtockwerke nicht unter 
2,70 m und für Dad- und Zwiſchengeſchoſſe nicht unter 2,40 m zu 
nehmen. 

g 20. 

Bei allen Neubauten und Hauptreparaturen iſt auf eine gefällige 
bauliche Ausführung der von der Straße aus fichtbaren Faſſaden und 
Einfriedigungen Rüdficht zu nehmen. 

2] 


Mit Verputz und Anftrich verjehene Gebäude und Mauer: 
einfriedigungen, welhe an einer Straße ftehen oder von der Straße 
aus fihtbar find, find jtet3 im Verpug und Anftrich in einem jolchen 
Zuftand zu erhalten, daß ihr Ausſehen nicht mißftändig erjcheint. Für 
den Anftrich dürfen feine grellen und blendenden oder gejundheitzjchäd- 
liche Farben verwandt werden. Die Einfahrten bei neuen und bejtehenden 
Hofreiten find mit Türen und Toren von gefälliger Anordnung mit 
einem nicht mißjtändigen Anftrich zu verjehen. 

22. 

Mehrere Häufer, die unter einem Dache liegend ein Gebäude 
bilden, find auch hinfichtlich ihrer baulichen äußeren Erjcheinung wie 
ein Gebäude zu behandeln; dasjelbe gilt von Baugruppen. Bilden 
mehrere Häufer ein Gebäude, jo ift auch der Anftrich ganz gleich zu 
halten. Im Falle das Gebäude mehreren Beligern gehört und eine 
Einigung derjelben über die äußere Herjtellung und deren Bedürfnis 
nicht zuftande fommt, jo entjcheidet nach Anhörung der Großh. Bürger: 
meiſterei das Großh. Kreisamt. 

828. 

Bei Vernachläſſigung von Verputz und Anſtrich kann der Gemeinde— 
vorſtand eine Erneuerung binnen Jahresfriſt anordnen und im Weige— 
rungsfalle auf Koſten der Eigentümer herſtellen laſſen. Die Vorlage 
der Gemeinde kann alsdann von dem betreffenden Eigentümer nach den 
Beſtimmungen des $ 12 dieſes Statuts zurückerhoben werden. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. ln 
S 24. 
Bei der Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung. ei 
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ihon bejtehenden Straße, wie bei dem Anbau an jchon vorhandenen 
bisher unbebauten Straßen und Straßenteilen haben die Grundbefiger 
außer den ſchon im Ortsbauftatut gewahrten Verpflichtungen, jobald auf 
ihren Grundjtücden neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie 
zu ftehen fommen oder ihren Ausgang nad) der neuen Straße erhalten, 
die Koften des Ermwerbes des zur Heritellung der Straße erforderlichen 
Geländes aufzubringen. Zu diefer Verpflichtung werden die am einer 
Straßenfeite angrenzenden Eigentümer nicht für mehr als ein Drittel 
der Straßenbreite herangezogen; jomit tragen die angrenzenden Eigen- 
tümer zufammen zwei Drittel der Unkoſten; ein Drittel der Unfojten 
übernimmt die Gemeindefafje. Die Gemeinde leistet Vorlage und werden 
die betreffenden Stoften von den angrenzenden Eigentümern auf Anfordern 
an die Gemeindefafje zurückbezahlt. Bei Zahlungsjäumigfeit erfolgt die 
Beitreibung nah den Borjchriften über Einbringung der Gemeinde- 
abgaben. 
8 25. 

Die Beitimmungen diejes Drtsbauftatuts finden auch dann Anz 
wendung, wenn diejelben nicht ausdrücdlich im Baubeſcheid erwähnt find. 
8 26. 

Dieſes Ortsbauftatut tritt mit Wirkung vom 1. Oftober 1903 au 
in Kraft. 
Dornheim, 9. Juli 1903. 
Großherzogliche Bürgermeifterei Dornheim. 
Dieb el. 


Baupolizei-Ordnung der Gemeinde Dornheim. 

Auf Grund des Artifels 2 der allgemeinen Bauordnung und der 
Ss 3, 4, 6, 8 und 9 der Ausführungsverordnung hierzu wird nad) 
Vernehmung des Gemeinderates und des Großh. Bürgermeifter8 mit 
Zuftimmung des Kreisausichuffes und Genehmigung Großh. Minifteriums 
des Innern vom 18. September 1903 zu Nr. M. d. 3. 25232 nad)- 
jtehende Baupolizeiordnung für die Gemeinde Dornheim erlafien. 

Zu Art. 28 der — Bauordnung. 


51 
Zur Errichtung von Bau= und Tünchergerüften darf das Pflaſter 
der Fahrbahn und Fußiteige nur mit Genehmigung Großh. Bürger: 
meifterei aufgebrochen werden. Die Gerüfte find nach den Unfallver- 
hütungsvorichriften zu errichten, und müſſen Brunnen, Laternen u. ſ. w. 
gehörig gejhüßt werden. Auf anderen als gepflafterten Fußfteigen dürfen 
Serüftitangen nur auf Schwellen, welche nicht mehr ald 20 cm über 
die äußeren Gerüftftangen hervorragen dürfen, aufgeftellt werden. Wird 
ausnahmsweiſe das Eingraben geftattet, jo geſchieht die Wiederherftellung 
auf Koften der Anlieger durch die Gemeinde. 
Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
8 2. 
Bei Erridtung von Gebäuden an Öffentlichen Straßen und Plätzen 
wird ein Vorjpringen vor die Straßenfluchtlinie geftattet: 
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a) Bei Sodel über der Erde bis zu 20 cm. 

b) Bei Treppenanlagen dag Vorlegen eines Treppentrittes bis zu 
30 cm. 

c) Balkone dürfen den Luftraum einer mindeften® 10 m breiten 
Straße nur dann in Anjpruch nehmen, wenn diejelben mit ihrer 
Unterfante mindeften® 3 m über der Straßenebene liegen, die 
Breite der Fußſteige nicht überjchreiten und mindeſtens 3 m wag- 
rechten Abjtand von der Nachbarsgrenze erhalten. 

d) Waren» und Ausjtellfäften, die in die Baufluchtlinie hineinragen, 
dürfen ohne ort3polizeiliche Genehmigung nicht angelegt werden. 
Dauernd befejtigte derartige Anlagen Find überhaupt nicht ftatthaft. 

e) Das Anbringen von in die Straßenfluchtlinie vorjpringenden 
Firmenſchildern ift zuerft bei einer Höhe von 3 m über der Fuß- 
jteigebene erlaubt. Dagegen künnen mit der Außenwand parallel 
laufende Firmenfchilder in geringerer Höhe, mit ort3polizeilicher 
Genehmigung angebracht werden, wenn ihre Ausladung in die 
Straßenfluchtlinie nicht mehr als 25 cm beträgt. 

f) Marquifen, Straßenjpiegel u. |. w. müfjen jo befeftigt fein, daß ihr 
tieffter Bunft mindeſtens 2,25 m über der Fußfteigebene liegt und 
dürfen die Breite des Fußiteigd nicht überragen. In derjelben 
Höhe können Blumenkaſten, jedoch nur unter der weiteren Bedingung 
angebracht werden, daß fie wafjerdicht beichaffen find, aljo durd) 
Abfließen von Wafjer niemand beläftigen fünnen. 


8 3. 

Fußabkratzer in der Straßenfluchtlinie müjjen in den Treppenftufen 
oder in den Fußſteig jo eingelafjen werden, daß fie mit demjelben in 
eine Ebene zu liegen fommen. 

S 4. 


Nah der Straße aufichlagende Fenſter und Läden dürfen bei Neu- 
bauten nur in einer Höhe von mindeſtens 1,80 m von ihrer Unterfante 
an gerechnet über der Straßenebene angebradjt werden. Türen und 
Tore dürfen ſich in der Negel nicht in die Straße öffnen. Bei vor- 
handenen Türen und Toren kann im polizeilichen Interefje ihre Um— 
änderung nachträglich diefer Bejtimmung gemäß angeordnet werden. 

S 5. 

Benttlationd-, Licht- oder Einfüllöffnungen für Kellerräume und 
Souterraing, welche in den Fußiteig Hineinreichen, müffen in gleicher 
Höhe mit der Fußſteigfläche durch eijerne, tiefgeriefelte Platten oder 
Gitter oder mit jtarfem Rohglas auf genügender Unterftübung bededt fein. 

8 6. 

Bei Gebäuden, die hinter der Baufluchtlinie errichtet werden, ilt 
die Anlage von Terraſſen, bededten Eingängen, Lauben und Garten- 
häujern erlaubt, injofern jolche mit dem Hauptgebäude in feinem Vi 
verhältnis ſtehen. Die Erlaubnis zu ſolchen Borbauten ijt jedod) ei 
widerruflihe und kann aus derjelben fein Anspruch auf Koſten ı, 


Schadenerfag für den Fall hergeleitet werden, daß deren u u 


M_ 
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öffentlihen Interefje (3. B. zur Straßenverbreiterung event. Straßen: 
neuanlage) jpäter verlangt wird. 


Zu Art. 32 der allgemeinen Bauordnung. 


8 7. — 

Feſte Stoffe wie Küchenabfälle, Kehricht, Schutt, Sand, Schlamm, 
Aſche und dergleichen, ſowie menſchliche und tieriſche Abgangsſtoffe dürfen 
nicht durch Hausleitungen nach den Straßenrinnen oder in Sickergruben 
abgeführt werden. Regen und reines Abfallwaſſer von Brunnen kann 
mit Genehmigung des Gemeindevorſtandes nach den Straßenrinnen ab— 
geleitet werden. 

88. 


Sickergruben nur zur Aufnahme von Regen- und Brunnenwaſſer 
ſind geſtattet, ſofern letztere direkt in die Sickergrube ablaufen. Andere 
Abwäſſer dürfen nicht in Sickergruben oder außer Gebrauch geſetzte 
Brunnen geleitet werden; wo ſolches der Fall, iſt die Sidergrube reip. 
der Brunnen zu verbieten. 

89. 


Der Eigentümer einer Entwäfjerungsanlage ift verpflichtet, diejelbe 
jtet3 in gutem Zuftande zu erhalten. Er hat jederzeit die zur Kontrolle 
angeordnete Unterſuchung zu dulden. 


Zu Urt. 33 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 10. 

Ausgüffe aus Küchen, Fabriken, Brennereien, Brauereien u. |. w. 
an der gegen Straßen und öffentliche Pläße gerichteten Seite von Ge— 
bäuden jind verboten. 

Zu Art. 34 und 37 der allgemeinen Bauordnung. 

s ıl. 

Jedes überbaute Grundjtüd muß mindejtens einen Abtritt Haben, 
der in Häufern, wenn irgend möglich, an einer Außenwand liegen, jeden- 
falls aber eine ins Freie führende mindeitens 0,12 qm große Fenſter— 
öffnung haben fol, und von der Straße aus gefehen, nicht in miß— 
jtändiger Weije zur Erjcheinung fommen darf. ‚Abtritt3- und Pfuhlgruben 
u. ſ. w. müſſen mit einer mindeitens 25 cm jtarfen Badftein- oder 40 cm 
jtarfen Bruchfteinumfafiungsmauer verjehen fein. Der Boden ift mit 
doppeltem Badjteinmanerwerf zu pfätten oder zu betonieren; das Ganze 
it mit Zementmörtel auszuführen und mit einem ftarfen Zementverpu 
zu verjehen, jo daß die Grube abjolut waſſerdicht ift. Die die One 
au überwölben und mit einer mindeiteng 50—60 cm Delle kriege 
Öffnung mit gut ſchließendem jtarfen, möglichit eiſernen 
ſehen. Der Boden muß nach der Einjteigöffmun 2 
unter derjelben eine muldenartige tiefere jihuhg 
bafte, derartige Einrichtungen müſſen von 
werben. Im Weigerungsfalle it die Gemeiß 
vorzunehmen und find die Kojten vom 
Drtsbauftatuts zu erheben. 
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Zu Art. 35 der allgemeinen Bauordnung. 
8 12. 

Da, wo dermalen der Inhalt von Abtritten und Piſſoirs, ſowie 
andere Abwafjer mit Ausnahme des Schnee: und Regenwaſſers in 
Winkel (Reule) geleitet werden, ijt diefer Zuftand big zum 1. April 
1904 zu bejeitigen. 


5 1 

Winkel und Reule müffen eboefehloffen werden und zwar: 

a) wenn der Zugang durch die begrenzenden Gebäude möglich tit, 
durch eine mindeſtens 2 m hohe Stafetenwand auf einem mindejtens 

75 cm hohen mafjiven Sodel ; die Wand iſt jo auszuführen, daß 

jie nicht mißjtändig für die Straße wird; 

b) wenn der Zugang nur von der Straße aus möglich iſt, durch 
eine Stafetentür, die verjchlofjen zu halten iſt. 
Zu Urt. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 14. 

Zur Anlegung eines Stalles, Salzmagazins, überhaupt eines Ge: 
bäudes, das zur Aufbewahrung von Gegenjtänden beftimmt ift, deren 
Zerſetzung oder Ausdünftung dem Gebäude nachteilig fein fanıı, an einer 
gemeinjchaftlichen oder dem Nachbar ausfchlielich gehörenden Wand, ift 
die Einwilligung des Eigentümers der leßteren erforderlih. Ohne die 
Einwilligung muß das Gebäude durch eine beiondere Mauer von der 
benadhbarten Wand getrennt, außerdem derjenige Zwijchenraum zwischen 
beiden Mauern gelafjen werden, den die Ortspolizeibehörde in den ein- 
zelnen Fällen für nötig erachtet. 

15. 

Brunnen müſſen, fofern der Nachbar in einen geringeren Abjtand 
nicht einwilligt, wenigjtens 1,5 m von der benachbarten Grenze entjernt 
bleiben. Alle Schachtbrunnen müfjen mit über dem Erdboden erhabenen 
Rande verjehen und jo verwahrt werden, daß feinerlei Flüffigfeiten 
hinein gelangen können. 

8 16. 

Neuanlagen von Abort: und Pfuhlgruben, ſowie Dingerjtätten 
ind jo auszuführen, da diejelben möglichjt weit, mindeſtens aber 5 m 
von den eigenen oder benachbarten Schadhtbrunnen entfernt find. Das 
Terrain ift jo zu benugen und einzuebnen, daß Ddasjelbe zwiſchen 
Brunnen und Grube oder Diüngerftätte nach den legteren hin abfällt 
und unter feinen Umjtänden etwas von der Jauche in den Brunnen 
gelangen fan. 

8 17. 

Wenn in Hofreiten mit durchläffigem Sand- oder Kiesboden die 

$ 16 vorgeichriebene Mindeftentfernung zwiſchen Grube oder Dünger: 

4 * und Schachtbrunnen nicht genügende Sicherheit dafür bietet, 










juchewafier undicht gewordener Gruben oder Düngerftätten vom 
mu raehalten wird, jo iſt entweder der Abjtand größer 3 
»d die Umfangswände des Brunnens mit einer ge- 


von mindeſtens 0,25 m Stärfe bis auf eine Tiefe 
mzu umgeben. al 
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8 18. 

Schon bejtehende Gruben und Düngerftätten, die ſich in einer ge— 
ringeren Entfernung als 5 m von Schadhtbrunnen befinden, fünnen be- 
jtehen bleiben, wenn nicht vom Großh. Kreisamt nah Anhörung des 
Großh. Kreisgefundheitgamts deren Entfernung verlangt wird. 

Zu Art. 39 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 19. 

Unüberbaute Grunditüde oder umüberbaute Teile derfelben an 
Straßen und öffentlichen PBlägen müfjen mit einer dauerhaften und ge- 
fälligen Einfriedigung von mindeftens 1,5 m Höhe verjehen fein. Diele 
Vorſchrift bezieht jich jowohl auf unbebaute Bauplätze in jonjt angebauten 
Straßen, als auch auf Höfe, Gärten u. ſ. w. 

Zu Art. 62 der allgemeinen Bauordnung. 
20. 

Bei Beginn eines Neubaues und vor Erridtung des Schnurgerüjtes 
it Großh. Bürgermeijterei Anzeige zu erjtatten, behufs Reviſion der 
Fluchtlinie; e3 darf mit dem Bau nicht eher begonnen werden, bis die 
Nichtigkeit der abgeftedten Baulinie fejtgejtellt und polizeilich bejcheinigt 
it. BZutreffenden Falles muß dieſe Beicheinigung innerhalb 24 Stunden 
geichehen. Die entjtehenden Kojten trägt der Bauherr. Diejelben find 
nach $ 12 des Ortsbauſtatuts an die Gemeindekaſſe zu entrichten. 

Zu Art. 65 der allgemeinen Bauordnung. 
8 21. 

Die Genehmigung des Großh. Kreigamtes oder der von derjelben 
beauftragten Baupolizeibehörde ift auch zur Herjtellung oder wefentlichen 
Veränderung von baulichen Anlagen der im Art. 134 des Polizeiftraf- 
gejegez, jowie zu den in Artikel 23 der allgemeinen Bauordnung weiter 
aufgeführten Bauten zu erwirfen. 

8 22. 

Bei bereits vorhandenen Anlagen kann durch die Großh. Bürger- 
meijterei binnen einer von dieſer feitzufegenden Friſt die Herftellung, 
Umänderung oder Bejeitigung von Einrichtungen, welche mit den Vor— 
Ihriften des Art. 30 Abſ. 6 der allgemeinen Bauordnung, den Be: 
jftimmungen des Ortsbaujtatut3 oder der Baupolizeiordnung in Wider: 
Ipruch jtehen, angeordnet werden. Im Weigerungsfalle wird die Her: 
jtellung u. ſ. w. auf Koften der Eigentümer durchgeführt und erfolgt als- 
dann die Erhebung der entjtehenden Koften nad) Maßgabe des 8 12 
des Ortsbauſtatuts. 

$ 23. 

Verfehlungen gegen vorjtehende Baupolizeiordnung und dag Orts— 
baujtatut unterliegen den Strafen und Rechtsfolgen der Art. 79 und 80 
der allgemeinen Banordnung 

S 24 

Diefe Baupolizeiordnung tritt m 
ab in Kraft. 

Groß-Gerau, den 2 

Großherzoglich 


J. J 


Ottober 1903 
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Nachtrag zu dem Orisbauftatut und Der Baupolizei- 
Drpnung der Stadt Gernsheim. 

Auf Beihluß des Ortsvorftandes von Gernsheim und nad) Be- 
gutachtung bezw. Zuftimmung des Kreißaugsfchuffes wurden mit Ge— 
| des Großh. Minifteriums des Innern vom 15. Dezember 1903 
zu Nr d. J. 33114 folgende Abänderung des Ortsbauftatut3 und 
der Baupolizeiordnung der Stadt Gernsheim vorgenommen: 


A. Drtsbau-Statut. 


8 15. 

Sn der MUeberjchrift ift der Artikel 59 der A.B.O. noch an— 

zuziehen. 
$ 19. 

Ein Zurüdjegen der Gebäude hinter die feitgelegte Baufluchtlinie 
ift nur unter folgenden Bedingungen gejtattet: 

a) Das zwifchen der Baufluchtlinie und der zurückverlegten Gebäude- 
flucht befindliche Gelände ift mit Gartenanlagen oder jonft nicht 
mißjtändigen Anlagen zu verjehen, ordnungsmäßig zu unterhalten 
und wie die Vorgärten abzujchließen. 

b) Die Gebäudeflucht muß in der Regel parallel zur Baufluchtlinie 
liegen. 

c) Die durch das Zurückverlegen Hinter die Baufluchtlinie von der 
Straße aus jichtbaren Flächen der Grenzmauern der Nachbar- 
gebäude find auf Koften der Bauenden mit Genehmigung des betr. 
Nachbars entiprechend architeftonisc) auszubilden oder mindeftens 
glatt zu verpußen und anzuftreichen. 

$ 20 
wird gejtrichen. 
S 25. 

Der Schlußſatz erhält folgende Faſſung: 

Mit bejonderer Genehmigung des Gemeindevorjtandes kann der 
obere Stod eines Gebäudes in gefälliger Holzkonſtruktion ausgeführt 
werden. Die Außenwände von Wohnräumen find alsdann in einer 
Stärfe von mindeſtens 13 cm zu Hintermauern. 

26 


8 26. 

Diejer Paragraph erhält folgende Faſſung: 

Einftödige Gebäude jeder Art find ın Fachwerksbau, Aborte jomwie 
Ställe für Klein- und Federvieh in Holzbau zuläſſig. Durch diefe Be- 
ftimmungen werden die Vorjchriften der Artikel 45 und 48 der allge— 
meinen Bauordnung nicht berührt. 

$ 27. 

Diejer Paragraph erhält fofgenbe Faſſung: 

Der Mörtel für die in dauerhaftem Material aufzuführenden 
Außenwände aller Gebäude muß mit Kalk oder Zement hergeſtellt ſei 
Lehm⸗, Tuff oder ähnlihe Steine dürfen nur zur Ausmaue 
innerer Fachwerkswände verwendet werden. Hierbei iſt 
stattet. 






aI 
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| $ 33. 

Diejer Paragraph erhält folgende Faſſung: 

Innerhalb des durch Hochwaljer gefährdeten Gebietes muß bei 
Wohngebäuden, auch jolhen aus Holz mit Fachwerk, welche neu er- 
richtet oder umgebaut werden, der Sodel jowie der Fußboden des Erd- 
geichofjes mindeſtens 0,50 m über dem bekannten höchſten Hochwaſſer— 
Itand angelegt werden. Für das Sodelmauerwerf ijt bei allen Bauten 
das beite Material zu verwenden. Bei ?Fachmauerwerfsbauten darf 
das Holzwerk erft in der vorgenannten Höhe beginnen. Stehen in einer 
Straße bereit3 Bauten, jo iſt die Sodelhöhe der Neu- oder Umbauten 
der Sockelhöhe der bejtehenden Bauten möglichſt anzupafjen und diejes 
auf den einzureichenden Bauplänen erjichtlich zu machen. 

B. Baupolizei:Ordnung. 
Ss 20 


S . 

Diejer Paragraph erhält folgende Faſſung: 

Die Einfahrten bei neuen und bejtehenden Hofreiten jind mit 
Toren und Türen von gefälliger Anordnung mit Delfarbenanftrich zu 
verjehen. Das zwilchen der Straßenflucht- und der zurücliegenden Bau- 
fluchtlinie befindliche Gelände iſt mit gefälliger Einfriedigung von 1,75 
bis 2 m Höhe abzujchliegen. Werden Holz- oder Metallgitter an- 
gebracht, jo müjjen Ddiejelben auf mindeftens 0,75 m hohen maifiven 
Sodeln errichtet werden. Scheidemauern und nicht dDurchbrochene Wände 
im Gelände dürfen die Höhe von 1,75 m nicht überjchreiten. 

Dieje Vorjchrift bezieht ſich ſowohl auf Vorgärten als auch auf 
unbebaute Baupläße in ſonſt angebauten Straßen, Höfe, Gärten ıc. 

or Abänderungen treten mit Wirkung vom 1. März 1904 
in Kraft. 

Groß-Gerau, den 8. Januar 1904. 

Großherzogliches Kreisamt. 
3. V.: Dr. Kehrein. 





Ortsbauftatut der Stadt Groß-Gerau. 
Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der SS 3—9 der Ausführungsverordnung zu derjelben vom 
1. Februar 1882 ijt durch Beichluß des Gemeinderates der Stadt Groß 
Gerau vom 14. Januar 1897 und nad) Anhörung des Kreisausſchuſſes 
und mit Genehmigung Großh. Minijteriums des Innern vom 25. März 
1898 zu Nr. M. d. 3. 6158 nachjtehendes Ortsbauftatut errichtet worden. 
Zu Urt. 4 der allgemeinen Bauordnung. 


Sl. 

Die Grenzen der Bebauung und der Baufluchtlinien find durch 
den DOrtsbauplan, welcher auf der Bürgermeifterei zur Einficht offen 
liegt, bejtimmt. 

Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 
9 


82. 
Zur Benutzung als Bauplag iſt eine Fläche nicht mehr geeignet: 
a) Wenn diejelbe weniger als 100 qm ent” 
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b) Wenn auf ihr fein Gebäude von 5 m front und 9 m Tiefe mit 
zweileitiger Beleuchtung unter Wahrung der Vorſchriften des 
Art. 37 der allgemeinen Bauordnung errichtet werden fann. 

Bu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 3. 

Sind zum Zwede der Schließung eines Gemeindewegs Grund- 
jtüde feiteng der Stadt erworben worden, jo werden diejelben auf Ver— 
fangen der unmittelbar angrenzenden Grundbejiger an dieje in Eigentum 
abgetreten unter folgenden Bedingungen: 

a) Das Berlangen muß innerhalb einer Frift von 6 Monaten nad) 
erfolgter Erwerbung dieſer Grundſtücke jchriftlih bei Großh. 
Bürgermeifterei fund gegeben werden. 

b) Die Anlieger müfjen ſich bereit erklären, für das an ſie abzutretende 
Gelände der Stadt die vollen Kojten der Erwerbung der Grund- 
ſtücke zurüd zu zahlen. 

c) Aus dem Preije des Geländes und den Unkoſten bei der Erwerbung 
berechnet jich mit Rüdjicht auf die Größe der ‘Fläche der Einheits- 
preis, welcher pro Quadratmeter von den Anliegern zu zahlen ift. 
War der Preis bei der Erwerbung mehrerer Grumdjtüde an der 
neuen Straße verjchieden, jo wird ein Mittelpreis für den Verkauf 
aus den Gejamtkoften der Erwerbung feitgeitellt. 

d) Der zur Abtretung fommende Gemeindeweg ijt auf Verlangen des 
Gemeindevorjtandes mit dem gleichen Preis der Stadt zu vergüten, 
wie die Grundſtücke. 


"Bu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 


SA. 

Außerhalb des Bereiches des Drtsbauplanes dürfen feine Gebäude 
errichtet werden. Ausnahmen fünnen im Einzelfalle mit Rückſicht auf 
die Beitimmung, örtliche Lage oder jonjtigen Verhältnifje der beabſich— 
tigten Bauten, nad) Anhörung de Gemeindevorjtandes® vom Großh. 
Minifterium des Innern geftattet werden. 


Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
5 


Ueber die Eröffnung und Herſtellung neuer Straßen, ſowie über 
die Reihenfolge, in welcher die nach dem Ortsbauplan anzulegenden 
Straßen und Bauquartiere zu eröffnen ſind, beſchließt der Gemeinde— 
vorſtand. 

86. 


In Straßen und Straßenteilen, welche noch nicht den bau— 
polizeilichen Beſtimmungen gemäß für den öffentlichen Verkehr und den 
Anbau fertig hergeſtellt ſind, dürfen Gebäude, die nach dieſer Straße 
ihren Ausgang haben, in der Regel nur an den Enden, welche auf 
ihon eröffnete Straßen aufitoßen, oder im Anjchluß an bereits bejtehende 
Häufer errichtet werden. Hierbei ift unter Straßenteil immer die zwijchen 
zwei Straßenfreuzungen liegende Strede einjchließlih der Straßen- 
freuzungen zu verftehen. 

11* 
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87. 

Abgejehen von dem im 8 6 gedachten Falle kann die Aufführung 
von Gebäuden an den im DOrt3bauplau vorgejehenen, aber noch nicht 
eröffneten Straßen dann geftattet werden, wenn der darum Nacjjuchende: 

a) die Erijtenz eine8 fahrbaren Weges zu dem Bauplatz nachweilt, 
oder einen ſolchen jofort auf eigne Koſten heritellt; 

b) für den Ablauf des Waſſers durd Anlage einer waflerdichten 
Grube oder einer Goſſe jorgt, deren Beichaffenheit im Baubejcheide 
vorzujchreiben ift; 

ce) dartut, daß durch den betreffenden Bau die zweckmäßige Einteilung 
der in Frage kommenden Baufigur in Bauplätze nicht gehindert 
wird; 

d) für die etwa nötig werdende Beleuchtung des Weges jorgt. 

8 


8. 

Die Baupläße jollen in der Regel in ſenkrechter Linie zur Straßen— 
flucht ftehen. Wo dies durch die Lage der Grundjtüde nicht gegeben 
ift, fünnen die Beftimmungen des Art. 69 der allgemeinen Bauordnung 
in Kraft treten. 

Zu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
89. 

Ob umd in wie weit Gofjen und Fußfteige in den Straßen neu 
hergeftellt oder umgelegt werden jollen, ſowie die Art der Herftellung 
derjelben und der Wafjerabflußvorrichtungen wird durch den Gemeinde: 
vorftand für die einzelnen Straßen bejonders bejtimmt. Die Neuber: 
jtellung jowie die Unterhaltung erfolgt nur durch die Stadt. 

$ 10. 

Werden Fußjteige oder Gofienpflafter neu angelegt, jo find die 
Koften wie folgt zu tragen: 

a) Die Wandjteine hat die Stadt auf ihre Koften zu liefern umd zu 
ſetzen. 

b) Von den übrigen Koſten tragen die Anlieger, einerlei ob die 
Grundſtücke bebaut ſind oder nicht, im Verhältnis zur Länge ihrer 
Straßenfront in einer Geſamtbreite bis zu 3 m ein Viertel und 
die Stadt drei Viertel. Sollten Fußiteige breiter fein als 3 m, 
jo übernimmt die Stadt von diejer Grenze an die Stellung des 
a wogegen die Anlieger für den Arbeitslohn aufzutommen 

aben. 

SL}, 

Die Koften für die Heritellung der Vorrichtungen zur Ableitung 
des Wajjers von den anliegenden Grundjtücden in Die Ektubenchnnen 
oder Känäle tragen die Eigentümer der Grundſtücke. 

8 12. 

Die Koſten, welche die Anlieger treffen, werden von der Ge- 
meinde vorgelegt und von den Anliegern zurück erhoben. Auf Anjuchen 
einzelner Anlieger fünnen jedod) die Ko” *eile, welche diejelben treffen, 
ratenmweije von denſelben zurück erh 
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Bei Zahlungsfäumigfeit erfolgt die Beitreibung nach den Vor— 

schriften iiber Einbringung der Gemeindeabgaben. 
8 13. 

Die Unterhaltung der bejtehenden Fußſteige und Gofjen übernimmt 
die Stadt, die Koften der Umlegung und Neuherjtellung werden gemäß 
88 10 und 11 getragen. Wird das Aufreißen und das hierdurch nötige 
Wiederheritellen von Fußſteigen und Gofjen durch die Anlieger ver: 
anlaft, jo werden die erforderlichen Arbeiten auf deren Rechnung eben- 
jalls durch die Stadt vorgenommen. 

14. 

Anfprüche an das alte Material, bei einer etwaigen Verlegung, 
haben die Anlieger nicht. Dasjelbe fällt der Stadt zu als Erjaß für 
die Unterhaltung. 

g 15. 

Sollten Bentilations-, Licht- oder Einfüllöffnungen für Keller- 
räume oder Souterraind durch Neuanlage eines Fußfteiges teilweiſe oder 
ganz verjchüttet werden, jo foll den Juterejien des Anliegers möglichſt 
Rechnung getragen werden. Die Anlage des Fußfteiges kann jedoch hier- 
durch nicht verhindert werden. Die hierdurch entitehenden Koſten jollen 
zu gleichen Teilen von der Stadt und den Anliegern getragen werden. 

Dieje Anlagen jollen auf Widerruf von der Stadt genehmigt, her- 
geftellt und die Koften, welche die Anlieger treffen, nach $ 12 zurüd 
erhoben werden. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
8 16. 

An der Frankfurterftraße, Fahrgafie, Rathausftraße, Galgengafje, 
Darmftädter-, Gernsheimer- und Kirchſtraße, Sandböhl, der Niedergajie, 
an der Kreiäftraße nach Oppenheim und Mainz fowie an den freien 
Plägen dürfen nur zwei- und mehrjtödige Häufer oder wohnhausähnliche 
Gebäude und einjtödige Wohnhäufer mit Knieſtock errichtet werden und 
zwar möglichjt mit der Traufjeite nach der Straße. Kommen lehtere 
mit der Trauffeite an die Straße zu ftehen, jo müſſen diefelben eine 
Manjarde haben. Eckhäuſer an allen Straßeneden jollen in der Regel 
mindeſtens zweiftödig gebaut jein. 

Ss 17. 

Stallungen, Schenern, Speicher, Remijen, Wajchküchen, Abtritte, 
Piſſoirs und ähnliche Nebengebäude dürfen nicht an Öffentliche Straßen 
und Plätze geftellt werden. Ausnahmen hiervon unterliegen der Ge— 
nehmigung des Großh. Kreisamt3 oder jind nur bei äußerjter Raum: 
befhränfung und ſtets nur unter der Bedingung zuläflig, daß derartige 
Nebengebäude mit dem Hauptgebäude in harmonische Verbindung ge- 
bracht werden, oder für fich das Ausjehen eines Wohngebäudes erhalten, 
feinesfalls aber das Anfehen der Straße beeinträchtigen. 

$ 18. 

Räume, in denen mit lautem Geräufch verbundene Gewerbe be- 

trieben werden, oder in denen Rauch, Dampf, übelriechende oder ungeſunde 
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Luft erzeugt wird, dürfen feine Definungen nad der Straße haben. 
Liegen jolhe Räume hinter der Baufluchtlinie, jo muß die Entfernung 
der Deffnungen von derfelben mindejten® 5 m betragen. 
Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 19. 

Das Zurüdlegen der Gebäude hinter die Baufluchtlinie fann von 
dem Gemeindevorjtand dann geftattet werden, wenn Ddiejelben parallel 
der feitgejegten Baufluchtlinie gejtellt werden und eine befjere, an— 
ſprechendere architektoniſche Ausftattung erhalten. Der Bauherr Hat als— 
dann die durch Zurückweichen Hinter die Straßenfludtlinie von der 
Straße aus jihtbar werdenden Grenzmauern der Nachbargebäude mit 
Genehmigung der Eigentümer auf jeine Kojten glatt zu verpußen und 
anzuftreichen. 


8 20. . 

Das zwiichen der Straßenfluchtlinie und der Baufluchtlinie gelegene 
Gelände muß ald Vorgarten oder freier Vorhof in gefälligem Anſehen 
erhalten werden und im gefälliger Weife eingefriedigt fein. Der Ge- 
meindevorftand fann für ganze Straßen oder einzelne Straßenteile das 
Zurücklegen der Gebäude Hinter die Straßenfludhtlinie bejchließen; für 
die Gebäude müſſen alsdann bejondere Baufluchtlinien bejtimmt werden. 
Etwaige Scheidewände und undurchbrochene Mauern dürfen alsdann 
nicht iiber 1,80 m body jein. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
s 21. 

Hinter: und Seitengebäude dürfen in der Hegel nicht früher er- 
richtet werden als die VBordergebäude, auch müfjen die Fluchten der— 
jelben wenn möglich rechtwinfelig oder parallel mit den Vordergebäuden 
und in regelmäßiger Form angelegt jein. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 22. 

Die Minimalhöhenmape für Stochwerfe, in welchen Menſchen 
wohnen oder arbeiten, find im Lichten für Hauptſtockwerke nicht unter 
2,70 m, für Steller nicht unter 1,80 m und für Dad): und Zwifchen- 
geichoffe nicht unter 2,40 m zu nehmen. 

g 23. 

Bei allen Neubauten und Hauptreparaturen iſt auf eine gefällige 
architektonische Ausführung der von der Straße aus fichtbaren Fafjaden 
Rückſicht zu nehmen. 

Ss 24. 

Mit VBerpug und Anjtrich verjehene Gebäude und Mauer: 
einfriedigungen, welche an einer Straße jtehen oder von der Straße aus 
fichtbar find, find ftets im Verputz und Anftrich in einem jolchen Zu— 
jtande zu erhalten, daß ihr Ausjehen nicht mißftändig erjcheint. ‘Für 
ben Auſtrich dürfen feine grellen und blendenden oder geſundheitsſchäd— 
lichen Farben verwandt werden. Die Einfahrten bei neuen und beftehenden 
Dofreiten find mit Türen und Toren von gefälliger Anordnung mit 
rien wicht mißftändigen Anſtrich zu verſehen. 
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$ 25. 

Mehrere Häufer, die unter einem Dache liegend ein Gebäude 
bilden, find auch Hinfichtlich ihrer architeftonischen äußeren Erjcheinung 
wie ein Gebäude zu behandeln; dasjelbe gilt von Baugruppen. Bilden 
mehrere Häufer ein Gebäude, jo ift auch der Anftrich ganz zleich zu 
halten. Im Falle das Gebäude mehreren Befigern gehört, und eine 
Einigung derjelben über die äußere Herjtellung und deren Bedürfnis 
nicht zu Stande fommt, jo entjcheidet nad) Anhörung der Großh. Bürger- 
meijterei das Großh. Kreisamt. 

$ 26. | 

In gemeinjchaftlichem Eigentum befindliche Gebäude oder Zwillings- 
häufer mit nicht über Dad) gehenden Brandmauern dirfen nur in 
gleihem Verputze gehalten und mit gleicher Farbe angeftrichen werden. 

27. 

Bei Vernachläffigungen auf Verpuß und Anftrich kann der Ge— 
meindevorjtand eine Erneuerung binnen Jahresfrift anordnen und im 
Weigerungsfalle auf Koften der Eigentümer herſtellen lafjen. Die Vor- 
lage der Gemeinde fann alsdann von dem betreffenden Eigentümer nach 
den Beitimmungen des $ 12 dieſes Statut3 zurüd erhoben werden. 

S 28. 

Die Beltimmungen dieſes Ortsbauſtatuts finden auch dann An— 
wendung, wenn diejelben nicht ausdrücklich im Baubejcheid erwähnt find. 
8 29. 

Diejes Drtsbauftatut tritt mit jeiner Beröffentlihung im Kreisblatt 
in Kraft. 

Groß-Gerau, den 14. April 1898. 

Großherzogliches Kreisamt Groß-Gerau. 
v. Löw. 


Baupolizei-Orpnung für Die Stadt Grof-Geram. 

Auf Grund des Art. 2 des Gejeßes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der SS 6 und 8 der Verordnung 
vom 1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen Bauordnung 
betreffend, wird nach Anhörung des Gemeinderats und der Bürger- 
meijterei Groß-Gerau unter Zuftimmung des Kreisausjchujfes und mit 
Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 25. März 1898 
zu Nr. M.d. J. 6158 für die Stadt Groß-Gerau verordnet, wie folgt: 

Zu Art. 28 der allgemeinen Bauordnung. 
sl. 

Zur Errichtung von Bau= und Tünchergerüften darf das Pflafter 
der Fahrbahn und Trottoire nur mit Genehmigung Großh. Bürger- 
meijterei aufgebrochen werden. Die Gerüfte jind nad) den Unfall« 
verhütungs-Borjchriften zu errichten und müſſen Brunnen, Laternen ac. 
gehörig geihügt werden. Auf anderen als gepflajterten Trottoiren 
dürfen Gerüftitangen nur auf Schwellen, welche nicht mehr als 20 cm 


über die äußeren Gerüjtitangen hervorragen dürfen, aufgeftellt werden. 
— 


Alten 
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Wird anänabpiäiodiie das Eingraben geitattet, jo gejchieht die Wieder- 
berjtellung auf Koften der Anlieger durch die Stadt. 


Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
S 2. 
Bei Errihtung von Gebäuden an öffentlichen Straßen und Plätzen 
wird ein Borjpringen vor die Straßenfluchtlinie gejtattet: 

a) Bei Fundamentmauern in der Erde bis zu 25 cm; Ausnahmen 
fünnen von Großh. Kreisamt mit Zuftimmung des Gemeinde- 
vorjtandes gejtattet werden. 

b) Sodel über der Erde bis zu 20 cm. 

c) Bei Treppenanlagen das Vorlegen eines QTireppentrittes bis zu 

30 cm. 
Architektoniſche Verzierungen, Fenjtergewände, Berdahungen und 
Geſimſe dürfen erjt auf einer Höhe von 2 m über der Ebene der 
Fußſteige und im feiner größeren NAusladung al® 45 cm in den 
Luftraum der Straße hineinragen. Bei geringerer Höhe wird dies 
Map auf höchſtens 20 cm beſchränkt. Wo e3 die Architektur 
eines Baues erheilcht, fünnen Ausnahmen vom Großh. Kreisamt 
mit Zuftimmung des Gemeinderats gejtattet werden. 
Balkone und gut abgewäfjerte Wetterdächer dürfen den Luftraum 
einer mindeſtens 10 m breiten Straße nur dann in Anjprud) 
nehmen, wenn diejelben mit ihrer Unterfante mindeiten® 3 m über 
der Straßenbaufläche liegen, die Breite der Fußfteige nicht über- 
ichreiten und mindejtens 3 m wagredhten Abjtand von der Nad)- 
bargrenze erhalten. 

Waren- und Ausſtellkäſten, Die in die Baufludtlinie Hineinragen, 

dürfen ohne vrtspolizeiliche Genehmigung nicht angelegt werden. 

Dauernd befeftigte derartige Anlagen jind überhaupt nicht jtatthaft. 

Tas Anbringen von in die Straßenfluchtlinie vorjpringenden 

Firmenſchildern iſt zuerit bei einer Höhe von 3 m über der 

Irottoirfläche erlaubt. ‘Ferner iſt das Anbringen are und 

ähnlichen Vorrichtungen zum Aushängen von Fleiſch, Waren und 

dergleichen verboten. Dagegen können mit der Außenwand parallel 
laufende Firmenſchilder, in geringerer Höhe, mit ortspolizeilicher 

Genehmigung angebracht werden, wenn ihre Ausladung in die 

Straßenfluchtlinie nicht mehr als 25 em beträgt. 

\ Maramien, Straßenipiegel x. müſſen jo befeltigt fein, daß ihr 
tieſſter Punkt mindeſtens 2,25 m uber der Trottoirfläche liegt, 
und dürſen Die Breite des Trottoirs nicht überragen. Im der- 
jelben Hohe können Blumenkäſten, jedoch nur unter der weiteren 
Beding: ung angebracht werden, daß ſie waſſerdicht bejchaffen find, 
No durd sen von Waller Niemand beläjtigen fünnen. 

\ ı nıcht unter 75 cm, von 
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oder in den Fußiteig jo eingelaiten werden, das fie mit denjelben in 
eme Ebene zu liegen fommen. 


Q 
J 


4. 

Nah) der Straße aufſchlagende Fenſter und Laden dürfen bei 
Neubauten nur in einer Höhe von mindeitens 1,80 m von ihrer Unter- 
fante an gerechnet über der Straßenebene angebracht werden. Türen 
und Tore dürfen ji) in der Kegel nicht in die Straße öffnen. Bei 
vorhandenen Türen und Toren fann in polizeilichen Intereſſe ihre Um— 
änderung nachträglich diejer Beitimmung gemäß angeordnet werden. 

S 3. 

Ventilations-, Licht- oder Einfüllöffnungen für Kellerräume oder 
Souterraing, welche in das Trottoir hineinreihen ($ 15 des Ortsbau— 
itatut3), müſſen in gleiher Höhe mit der Trottoirflähe durch eijerne, 
tiefgeriefelte Platten oder Gitter oder mit itarfem Robglas, auf genügender 
Unterjtügung, bededt werden. 

& 6. 

Bei Gebäuden, die Hinter der Baufluchtlinie errichtet werden, iſt 
die Anlage von Terrajjen, bededten Eingängen, Yauben und Garten- 
häuſern erlaubt, injfofern joldye mit dem Hauptgebäude feinen Mißſtand 
bilden. Die Erlaubnis zu ſolchen Borbauten iſt jedoch eine widerrufliche 
und kann aus derjelben fein Anſpruch auf Koiten und Schadenerjag für 
den Fall hergeleitet werden, daß deren Entiernung im öffentlichen Inter— 
eſſe (3. B. zur Straßenverbreiterung 2c.) jpäter verlangt wird. 

Zu Art. 32 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 17. 

Das von den Dächern abfliegende Waſſer ift mittelft Dachrinnen 
und Ablaufrohren bi3 zur Erde und von da in die gepflajterten Rinnen 
oder bei erhöhten Fußſteigen, nah Vorſchrift in die Straßengofje, zu 
führen. Alle dieje Teile find jtets in gutem Zuftande zu erhalten, 
ihre Anlage erfolgt nach bejonderen, von Großh. Bürgermeiſterei zu er— 
laſſenden Beitimmungen. Bei Anlagen an Kreisſtraßen erfolgt jolches 
nad Anweilung des Großh. Kreisbauinjpeftors. Wo erforderlich, kann 
die Entwäljerung von Balkonen mittelit bis auf den Fußſteig herab- 
gehender Abfallröhren verlangt werden. 

S 8. 

Ueberdedte Rinnen, jowie Weberbrüdungen von Straßengofien 
müfjen in der Straßenebene liegen. Diejelben fünnen nur gegen be- 
jonderen Revers gejtattet werden und find von dem Anlieger auf eigene 
Kojten nad; näherer Angabe herzuftellen und jederzeit gut zu unter» 
halten. 

89. 

Feſte Stoffe, wie Küchenabjälle, Kehricht, Schutt, Sand, Schlamm, 
Aſche und dergleichen, ſowie menjchlihe und tierische Abgangsſtoffe 
dürfen nicht durch Hausleitungen nah den Straßenrinnen, den Stadt: 
graben oder in Sidergruben abgeführt werden. Regen- und reines 
Abfallwaſſer von Brunnen kann mit Genehmigung des Gemeindevor- 
ftandes nach den Straßenrinnen und dem Stadtgraben abgeleitet werden. 
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8 10. 
Sidergruben nur zur Aufnahme von Regen- und Brunnenwafjer 
jind geftattet, jofern diejelben direkt in die Sickergrube ablaufen. Andere 
Abwäfjer dürfen nicht in Sidergruben oder außer Gebrauch geſetzte 
Brunnen gefeitet werden, wo folches der Fall, ift die Sidergrube reip. 
der Brunnen zu verbieten. 
BT 

Der Eigentümer einer Entwäljerungsanlage ift verpflichtet, diejelbe 
jtet3 in gutem Zuftande zu erhalten. Er hat jederzeit die zur Kontrolle 
angeordnete Unterjuchung zu dulden. 

Zu Art. 33 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 12. 

Ausgüſſe aus Küchen, Fabriken, Brennereien, Brauereien zc. an 
der gegen Straßen und öffentliche Pläge gerichteten Seite von Gebäuden 
ind verboten. 

Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
8 13. 

„Jedes überbaute Grundjtid muß mindeitens einen Abtritt haben, 
der in Häufern, wenn irgend möglicd), an einer Außenwand liegen, jeden: 
jall3 aber eine ins Freie führende, mindeftens 0,4 qm große Fenſter— 
öffnung haben foll und von der Straße aus gejehen, nicht in mißftändiger 
Weiſe zur Erjcheinung kommen darf. Abtritts- und Pfuhlgruben :c. 
müſſen mit einer mindeftens 25 cm ftarfen Badjtein- oder 40 em ſtarken 
Bruchſtein-Umfaſſungsmauer verjehen jein. Der Boden ift mit doppeltem 
Baditeinmanerwerk zu plätten, oder in gleiher Stärke zu betonieren, 
das Ganze ift mit Zementmörtel auszuführen und mit einem ftarfen 
Zementverpug zu dverjehen, jo daß die Grube abjolut wajjerdicht it. 
Die Grube ijt zu überwölben und mit einer mindeltens 50 bis 60 cm 
weiten Einjteigöffnung mit gut ſchließendem ſtarkem, möglichſt metallenem 
Dedel zu verjehen. Der Boden muß nach der Einfteigöffnung fallen 
und direft unter derjelben eine muldenartige tiefere Stelle fi) befinden. 
Aeltere mangelhafte derartige Einrichtungen müſſen vorichriftsmäßig neu 
bergeftellt werden. Im Weigerungsfalle iſt die Gemeinde verpflichtet, 
Die Neparatur vorzunehmen und ſind die Koſten vom Eigentümer wie 
in $ 12 des Ortsbanftatut3 zu erheben. 

Zu Art. 35 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 14. 

Da, wo dermalen der Inhalt von Abtritten und Piſſoirs, ſowie 
alle Abwaſſer mit Ausnahme des Schnee- und Regenwaſſers in Winkel 
Reule) geleitet wird, iſt dieſer Zuſtand binnen ſechs Monaten vom 
Erſcheinen dieſer Polizeiverordnung an zu beſeitigen. 

$ 15. 

Winkel und Renule müſſen abgejchlojien werden und zwar: 

a) wenn der Zugang durch die begrenzenden Gebäude möglich iſt, 
durch eine mindejtens 2 m hohe Stafetenwand auf einen mindeftens 

75 em hohen majliven Sodel, die " zuführen iſt, daß ſie 

nicht mißſtändig fir die Ztrahe 
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b) wenn der Zugang nur von der Straße aus möglich ift, durch eine 

Stafeten-Tür, die verjchloffen zu halten ift. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 16. 

Zur Anlegung eines Stalles, Salzmagazins, überhaupt eines 
Gebäudes, das zur Aufbewahrung von Gegenftänden bejtimmt ift, deren 
Zeriegung oder Ausdünftung dem Gebäude nachteilig fein fann, an 
einer gemeinfchaftlihen oder dem Nachbar ausſchließlich gehörenden 
Wand ift die Einwilligung des Eigentümers der leßteren erforderlich. 
Ohne die Einwilligung muß das Gebäude durd) eine bejondere Mauer 
von der benachbarten Wand getrennt, außerdem derjenige Zwijchenraum 
zwiichen beiden Mauern gelafjen werden, den die Drtspolizeibehörde in 
den einzelnen Fällen für nötig erachtet, 

8 17. 

Brunnen müffen, jofern der Nachbar in einen geringeren Abjtand 
nicht einwilligt, wenigiten® 1,5 m von der benachbarten Grenze entfernt 
bleiben. Alle Schadytbrunnen müfjen mit über dem Erdboden erhabenen 
Rand verjehen und jo verwahrt werden, daß feinerlei Flüffigfeiten oben 
hinein gelangen fünnen. 

8 18. 

Neuanzulegende Düngerftätten find mit gemauerten Umfangswändent ' 
aus Badjteinen von 0,25 m oder aus Bruchſteinen mit entjprechend 
größerer Stärfe, die 0,50 m über die umjchließende Hoffläche vorftehen, 
zu umgeben. 

Um das Durdjidern der Jauche zu verhindern, find der Boden 
und die Seitenwände der Gruben durch Einbringung einer mindejteng 
0,25 m jtarfen gejtampften Lettenjchicht zu überdeden bezw. zu Hinter- 
füllen. Zur Sicherung des dichten Beitandes der Grubenjohle ift die 
gejtampfte Lettenjchicht des Bodens durch eine Abpflafterung abzudeden. 

S 19. 

Neuanlagen von Abort- und Pfuhlgruben, jowie Diüngerftätten 
jind jo auszuführen, da diefelben möglichjt weit, mindeftens aber 5 m 
von den eignen oder benachbarten Schadhtbrunnen entfernt find. Das 
Terrain ift jo zu benußen und einzuebnen, daß dasſelbe zwijchen 
Brunnen und Grube oder Düngerftätte nad) den leßteren Hin abfällt 
und unter feinen Umjftänden etwas von der Jauche in den Brunnen 
gelangen kann. 

Wenn in Hofreiten mit durdhläffigem Sand- oder Kiesboden die 
im Abſatz 1 diejes Paragraphen vorgejchriebene Mindeftentfernung zwifchen 
Grube und Düngerftätte und Schachtbrunnen nicht genügende Sicherheit 
dafür bietet, daß das Jauchenwaſſer undicht gewordener Gruben oder 
Düngerjtätten von den Brunnen abgehalten wird, jo ift entweder der 
Abjtand größer zu nehmen, oder es find die Umfangswände des Brunnens 
mit einer geftampften Lettenjchicht von mindeftens 0,25 m Stärfe bis 
auf eine Tiefe von mindeftens 1,75 m zu umgeben. 

20 


S 20. 
Schon beftehende Gruben und Düngerftätten, die fich 
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geringeren Entfernung als 5 m von Schadtbrunnen befinden, fünnen 
beitehen bleiben, wenn nicht vom Großh. Kreisamt nad) Anhörung des 
Großh. Kreisgefundheit3amts deren Entfernung verlangt wird. 
Zu Art. 39 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 21. 

Unüberbaute Grundjtüde oder unüberbaute Teile derjelben an 
Straßen und öffentlichen Plägen müfjen mit einer dauerhaften und 
gefälligen Einfriedigung von mindeftens 1,5 m Höhe verjehen jein. 
Diefe Vorjchrift bezieht fich jowohl auf unbebaute Baupläße in jonft 
angebauten Straßen, als auch auf Höfe, Gärten ꝛc. 

Zu Art. 58 der allgemeinen Bauordnung. 
8 22. 

Für Funken jpeiende und Ruß auswerfende Schorniteine gewerb- 
licher Betriebsjtätten im gejchloffenen Stadtbezirke kann die Anbringung 
von obige Uebeljtände verhindernden Vorrichtungen in ſachgemäßer Aus 
führung angeordnet werden. 

Zu Art. 62 der allgemeinen Bauordnung. 
8 23. 

Bei Beginn eines Neubaues und vor Errichtung des Schnur- 
gerüftes ift Großh. Bürgermeiſterei Anzeige zu erjtatten behufs Revilion 
der Fluchtlinie und darf mit dem Bau nicht eher begonnen werden, bis 
die Richtigkeit der abgeſteckten Baulinie feſtgeſtellt und polizeilich beſcheinigt 
iſt. Butreffenden Falles muß dieſe Beicheinigung innerhalb 24 Stunden 
geichehen. Die entitehenden Kojten trägt der Bauherr. Diejelben find 
nad) $ 12 des Ortsbauftatut3 an die Gemeindefafje zu entrichten. 

Zu Art. 65 der allgemeinen Bauordnung. 
8 24. 

Die Genehmigung des Großh. Kreisamts oder der von derjelben 
beauftragten Baupolizeibehörde ift auch zur Herjtellung oder wejentlichen 
Veränderung von baulichen Anlagen der in Art. 134 des Rolizeiftraf- 
gejeges, jowie zu den in Art. 23 der allgemeinen Bauordnung weiter 
aufgeführten Bauten zu erwirfen. 

g 3. 

Bei bereit3 vorhandenen Anlagen kann durch die Großh. Bürger- 
meifterei oder das Großh. Kreisamt binnen einer von dieſer feitzu- 
jeßenden Frift die Herjtellung, Umänderung oder Beleitigung von Ein— 
rihtungen, welche mit den VBorjchriften des Art. 30 Abſatz 6 der allge- 
meinen Bauordnung, den Beitimmungen des Drtsbauftatut3 oder der 
Baupolizeiordnung in Wideripruch ftehen, angeordnet werden. Im 
Weigerungsfalle wird die Herftellung ꝛc. auf Koften der Eigentümer 
durchgeführt und erfolgt aladann die Erhebung der entitehenden Kojten 
nach Maßgabe des S 12 des Ortsbauftatuts. 

8 26. 

Verfehlungen gegen vorjtehende Baupolizeiordnung und das Orts- 
baujtatut unterliegen den Strafen und Nechtsfolgen der Art. 79 und 80 
der allgemeinen Bauordnung. 
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827. 
Dieſe Baupolizeiordnung tritt mit dem Tag ihrer Verkündigung 
im Kreisblatt in Kraft. 
Groß-Gerau, den 6. April 1898. 
Großherzogliches —— Groß-Gerau. 
v. Löw. 


Abänderung des DOrtsbauftatuts und Der Baupolizei- 
Ordnung für die Stadt Groß-Gerau. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der SS 3—9 der Ausführungsverordnung zu derjelben vom 
1. Februar 1882 find auf Beichluß des Gemeinderats der Stadt Groß— 
Gerau und nad) Anhörung des Kreisausichuffes die nachjtehenden Ab— 
änderungen de3 Drt3bauftatuts und der Baupolizei-Ordnung für die Stadt 
Groß-Gerau von Großh. Minifterium des Innern dur Verfügung 
vom 3. November 1899 zu Nr. M. d. J. 31490 genehmigt worden: 

Abänderung: 1. des Ortsbauftatuts: 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung joll in $ 2 der Bau— 
polizeisÖrdnung unſeres Ortsbauftatut3 die „Pos. i geftrichen” werden. 

Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung wird in $ 13 der Bau- 
polizei-Ordnung hieſigen Statut3 im 1. Sat „O,4 qm großen Fenſter— 
Öffnung in 0,1 qm große Fenfteröffnung“ abgeändert und im 3. Satz 
hinter „zu platten“ die Worte „oder in Stärfe von mindejten3 10 cm 
zu betonieren“ eingejchoben. 

2. der Baupolizei-Ordnung: 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung $ 8a. Bei der Anlegung 
einer neuen, oder bei der Verlängerung einer jchon beftehenden Straße, 
wie bei dem Ausbau an jchon vorhandenen bisher unbebauten Straßen 
und Straßenteilen Haben die Grundbejiger außer den ſchon im Orts— 
baujtatut gewahrten Verpflichtungen, jobald auf ihren betreffenden Grund- 
jtüden neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu ftehen 
fommen, oder die Grundftüde einen Ausgang nad) der neuen Straße 
erhalten, nad) Maßgabe der Borjchriften des Art. 21 der allgemeinen 
Bauordnung die Koften des Erwerbs de3 zur Herftellung der Straße 
erforderlichen Geländes aufzubringen. 

Zu diefer Verpflihtung werden die an einer Straßenjeite an- 
grenzenden Eigentümer nicht ir mehr als die Hälfte der Strafenbreite 
und wenn dieje Breite mehr als 16 m beträgt, nicht für mehr als 8 m 
Breite herangezogen. 

Groß-Gerau, den 16. November 1899. 

Großherzogliches Kreisamt Groß-Gerau. 
v. Löw. 


Auf Grund Mag Gefepes vom 30. April 1881, die allgemeine 
Bauordnung br’ wie der Ausführungsverordnung vom 1. Februar 
— 882 wird ır des Kreisausjchufjes und mit Genehmigung 
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Großh. Minifteriums des Innern vom 19. April 1900 zu Nr. M. d. 
= ee für den Kreis Groß-Gerau folgende Baupolizeiordnung 
erlaſſen: 
Zu Art. 65 der allgemeinen Bauordnung. 
1 


Außer den in Artifel 64 der allgemeinen Bauordnung aufgeführten 
Fällen ift die Genehmigung des Großh. Kreisamtes zu erwirfen, bevor 
mit der Ausführung des Baues begonnen werden darf: 

1. zur Errichtung oder Umänderung von Gebäuden jeder Art, Kellern, 
Brunnen, Brunnenſchachten, Zifternen, unterirdischen Wegen ; 

2. zur Herjtellung von Düngerjtätten, Abtritts-, Jauche- und anderen 
ähnlichen Gruben, insbejondere auch jolche für technifche Etab- 
liſſements; 

3. zur Herſtellung von Einfriedigungen aus Mauerwerk, Holz, Metall 
oder aus verſchiedenem Material, 

ſofern die unter 1, 2 und 3 genannten Bauten an öffentlichen Straßen 
oder Pläße zu liegen fommen, einerlei, ob e3 fih um einen Neubau 
oder Anbau auf einer neuen, oder einer zu baulichen Anlagen bereits 
benugten Stelle, oder um einen Umbau, Auf- oder Höherbau oder um 
Reparaturen oder neue Einrichtungen handelt. 
Berfahren zur Erwirfung der Bauerlaubnis. 
Ä 8 2. 

Die Genehmigung zu neuen Bauten, Anlagen und Beränderungen 
im Sinne der allgemeinen Bauordnung und des 8 1 diefer Baupolizei- 
ordnung wird duch jchriftlichen Bejcheid des Großh. Kreisamts erteilt. 

Die nah) Art. 66 der allgemeinen Bauordnung vorzulegenden 
Pläne find für jedes Gebäude mit fünftiger jelbftändiger Nummer 
getrennt einzureichen. Diejelben müjjen den Vorjchriften des 8 85 der 
Ausführungsverordnung vom 1. Februar 1882 in der Faſſung der 
Verordnung vom 18. Juli 1887, welche nachſtehend abgedrudt ift, 
genau entiprechen. 

$ 85*) der Musführungsverordnung der allgemeinen Bauordnung 
in der Faflung der Verordnung vom 18. Juli 1887. 

Zur Erlangung der baupolizeilichen Genehmigung für Neubauten 
und Hauptveränderungen an Gebäuden find von dem Bauherrn die zur 
Prüfung und Beurteilung des Bauprojekt erforderlihen Pläne in 
doppelter Ausfertigung durch VBermittelung der Lofalpolizeibehörde dem 
Kreisamt vorzulegen. 

Diefe Pläne haben zu enthalten: 

a) Situation des Bauplatzes und defjen Umgebung, mit Angabe der 
Himmelsgegenden, der anftogenden Straßen, Wege, Waſſerläufe, 
Dämme und Eijenbahnen, ſowie bejtehender oder projektierter 


* Anmerkung: Bur Neuanlage oder Umbau, eines Schornfteins ift im all» 
gemeinen die Vorlage eined Planes nicht erforderlih. Es genügt die Genehmigung 
unter Hinweis auf die einichlägigen Beltimmungen und die vorzunehmende Revifion 
der neuen Anlage zu erteilen, Berfügung Großh. Minifteriums des Innern und der 
ZJuftiz an die Großh. Kreisämter vom 16. Oftober 1884 au 23133. 


a 
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Baulinien, die Eigentumsgrenzen, benachbarte Gebäude mit Be- 

zeihnung deren Benugung, Höhe, Bauart und Eigentümer. Dieje 

Situation ift in dem Maßſtabe von 1:500 der natürlichen Größe 

Darzuftellen. Für Neubauten iſt der Situationsplan von einem 

Geometer zu fertigen. 

db) Grundrifje für jedes einzelne Stodwerf von Keller bis zum Dach— 
raum, mit Angabe der ae erden gi 

ce) Mindeſtens einen Vertikaldurchſchnitt durch jedes Gebäude, mit 
Angabe der Terrainhöhe und der Höhe der betreffenden Straße. 

d) Anſicht nad) der Straße und, wenn das Bauweſen von mehreren 
Straßen aus fihtbar wird, Anfichten von diefen Straßen aus. 

€) Bei Bauveränderungen ift der beftehende und der fünftige Zuſtand 
deutlich und durch verjchiedene Farben fenntlic zu machen. Neue 

Bauten jind mit roter, bejtehende Bauten aber, joweit fie eine 

Venderung nicht erfahren, mit fchwarzer und joweit fie bejeitigt 

werden jollen, mit gelber Farbe zu bezeichnen. 

Die unter b, c, d und e bezeichneten Grundrifje, Durchichnitte 
und Anfichten find in dem Maßſtab von 1: 100 darzuitellen. 

In allen Plänen find die wejentlichjten Dimenfionen der Gebäude, 
der einzelnen Räume derjelben und der Konjtruftionsteile mit deutlichen 
Zahlen einzufchreiben. Jedem Plan muß ein Maßjtab beigejegt werden. 

Außer den vorjtehend bezeichneten Blänen fünnen, injoweit jolches 
zur Prüfung und Beurteilung eines Bauprojekte erforderlich erjcheint, 
Detailpläne in größerem Maßſtabe von Gebäudeteilen, Feuerungsanlagen, 
Konftruftionen u. j. w., jowie NivellementS de3 Bauplaßes und der 
angrenzenden Straßen verlangt werden. 


Für alle einzureichenden Pläne iſt dauerhaftes Material zu ver: 
wenden, und in der Negel find diejelben in Altenformat — 33 Benti- 
meter Höhe und 21 Zentimeter Breite — zujammengelegt einzureichen. 

Die Situationspläne find von demjenigen, welcher fie gefertigt hat, 
die Baurifje aber von dem Bauherren und dem Techniker, von welchem 
fie herrühren, unter Angabe des Datums zu unterzeichnen. Die Unter: 
zeichner find für die Richtigkeit der Pläne und der eingetragenen Maß— 
verhältnijfe verantwortlich). 

Für Eijenfonftruftionen, für ungewöhnliche Bauten, oder ſonſt auf 
Erfordern, können zu den Bauplänen jchriftliche Erläuterungen, revifiong- 
fähige Feltigkeitsberechuungen 2c. verlangt werden. Nach Lage der 
Verhältniſſe kann die Polizeibehörde auch andere Mafftäbe als die zu 
b, ec, d und e bezeichneten zulafjen. 

Bei wenig erheblichen Hauptveränderungen, wie veränderten Fenſtern 
oder Türen und dergleichen, kann die zur Erteilung des Baubejcheibs 
zuftändige Behörde von den Erfordernifjen unter a, b, c, d und e ab- 
jehen. Es genügt al3dann die Borlage eines Handriffes, welcher die 
geplante Abänderung Far erſichtlich macht. 

Feder Situationzplarn muß Flur und Parzellennummer des Baus 


grumdftüdes und der benachbarten Grundſtücke enthalten. —— 








176 III. Ortsbauftatuten und Zofal-Baupolizei-Drdnungen. 


unter Ziffer 1, 2 und 3 des $ 1 diejer Verordnung genannten Bauten 
genügt in der Regel die Vorlage eines Handrijjes. 
8 3. 

Die Geſuche um Baugenehmigung find bei den Großh. Bürger— 
meiftereien, bei welchen auch Antragsformulare erhältlich find, vorzu- 
bringen und von diejen dem Großh. Kreisamt vorzulegen. 

Dem Gejuh muß eine Berechnung der Koften des Baues oder 
Bauänderung beigegeben jein, da hiernad) die Höhe der Stempelabgabe 
ſich bemißt*); e8 werden nach pos. 35 VI. des Tarifs zum Gejeg über 
den Urfundenjtempel vom 12. August 1899 erhoben: 


Bei Erteilung der baupolizeilichen Genehmigung für Neubauten 

und wejentliche Aenderungen an Gebäuden, jowie bei Befriftung 

der Baugenehmigung zehn Pfennig von jedem vollen Hundert der 
zu veranjchlagenden Koſten des Baues oder der Bauänderung. 

‚Für eine nachträgliche Aenderung der Baugenehmigung wird der 

Stempel nad) dem Betrag berechnet, um welchen die Baufoften ſich 

erhöhen ; tritt eine folche Erhöhung nicht ein, jo ift der Stempel von 

1 Mark zu erheben. Die Baugenehmigung für Bauten im Kojten- 

betrage bis zu 1000 Mark ift jtempelfrei. 

84. 

Die Bauenden find verpflichtet, die Baugenehmigung vor Beginn 
der Bauausführung zu erwirfen und die gemäß $ 3 dieſer Baupolizei- 
Drdnung zu berechnende Stempelabgabe zu entrichten. Vor erfolgter 
Stempelverwendung wird die Baugenehmigung nicht erteilt.**) 


) Unmerfung: Art 21 des Gejeßes über den Urkundenſtempel vom 
12, Auguft 1899: 

Wer zur Entrihtung der Stempelabgabe verpflichtet ift, hat den für die 
Stempelberehnung maßgebenden Wert, jofern ſich derjelbe nicht jchon aus dem Jn- 
halte des Gejchäfts ergibt oder jonft befannt ift, anzugeben. 

Kommt ein Beteiligter der Aufforderung der zuftändigen Behörde, den Wert 
anzugeben, innerhalb der fejtgeießten Friſt nicht nach ober gibt er ſchuldvoll einen 
u geringen Wert an, jo wird der Wert von der Behörde nad freiem Ermeſſen 
"eftaefest Die Kojten eines etwaigen Ermittelungsverfahrens hat der Beteiligte zu 
tragen. 

Gegen den Beihluß, durch welchen einem Beteiligten die Koften der Ermittelung 
auferlegt werden, findet die jofortige Beichwerde an die der Behörde, weldhe den 
Beſchluß erlafien hat, ummittelbar vorgejegte Dienftitelle ftatt. Die Beſchwerde if 
binnen einer rift von zwei Wochen, welche mit der Belanntgabe des Beſchluſſes 
beginnt, jchriftlich oder zu Protofoll entweder bei der Stelle, welche den Beſchluß 
erlafien hat, oder bei der für die Entjcheidung über die Beichwerde zuftändigen 
Etelle einzulegen. Cine weitere Beichwerde findet nicht ftatt. 

Die Beitreibung der rechtsfräftig feitgeiegten Koſten erfolgt im gleicher Weiſe 
wie die Beitreibung rüdjtändiger Stempelabgaben. 

"*) Urt. 18 des Geſetzes über den Urkundenftempel vom 12. Auguſt 1899: 

Die mit der Stempelverwendung betrauten Behörden haben auf genaue Be- 
folgung der Stempelvorjchriften zu achten und rechtzeitig die Veibringung der er- 
forderlihen Stempelzeichen zu veranlafien. 

Bor erfolgter Stempelverwendung bürfen die ftempelpflichtigen Urkunden nicht 
ausgehändigt, hg ug Auszüge oder Abſchriften von denjelben nicht erteilt 
und Beicheinigungen über ihren Anhalt nit ausgeftellt werden. 
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85. 

Die Bauenden ſind ferner verpflichtet, die Fluchtlinien durch einen 
Geometer auf ihre Koſten abſtecken zu laſſen und für genaue —2 
der Fluchtlinien, der allgemeinen baupolizeilichen Vorſchriften, des ge— 
nehmigten Bauplans und der bei der Genehmigung erteilten beſonderen 
Vorſchriften durch die Bauhandwerker Sorge zu tragen. 

Die dem Bauherrn durch Vermittlung der Großh. Bürgermeiſterei 
mit einem Exemplar der Pläne zugeſtellte ſchriftliche Ausfertigung der 
Baugenehmigung und der nach erfolgter Rauhbaubeſichtigung erteilte 
Abnahmeſchein (cf $ 7 unten) müſſen auf der Bauſtelle während der 
Arbeitöftunden zugänglich jein und find den revidierenden Baupolizei- 
beamten auf Verlangen vorzuzeigen. Dieſe haben das Necht, jederzeit 
die Baustelle, Anlagen und Einrichtungen zu befichtigen. Die Großh. 
Yürgermeiftereien find verpflichtet, Zumwiderhandlungen gegen die Baus 
vorjchriften oder den Baubejcheid entgegenzutreten und die weitere Aus— 
führung vorjchriftswidriger Bauten zu fiftieren. Hat die Großh. Bürger- 
meijterei dem Bauenden Einhalt geboten, was durch Zuftellung eines 
Ihriftlichen Beſcheids zu gejchehen hat, jo hat die Fortſetzung des Baues 
bis zur eingeholten Entſcheidung Großh. Kreisamt3 zu unterbleiben. 
Erjcheint bei den Unterjuchungen eine Aufräumung der Bauftelle not- 
wendig, jo ift der Bauherr verpflichtet, jolche auf Verlangen des Be- 
amten auf jeine Koften vornehmen zu lafjen. 


$ 6. 

Nah Beendigung des Rohbaues und vor Beginn der Verpuß- 
arbeiten haben die Bauenden der Großh. Bürgermeifterei behufs Be- 
wirkung der amtlichen Revifion jchriftlich Anzeige zu erftatten und mit 
dem Beginn der Verpubarbeiten zu warten, bis die Reviſion ftatt- 
gefunden hat. Bei derjelben müſſen die Eijenkonftruftionen fo weit ficht- 
bar jein, daß die Maße kontrolliert werden fünnen. NRevifionen können 
übrigens auch in fonft geeigneten Fällen von Amtswegen vorgenommen 
werden. 

Die bei den Revifionen entdedten Mängel haben die Bauenden 
binnen der ihnen vorgejchriebenen Frift befeitigen zu laffen und fofort 
nad erfolgter Bejeitigung der Großh. Bürgermeifterei Anzeige zu er- 
ftatten, damit die Nachrevifion jtattfinden fann. Die Koften der Nach— 
reviſion trägt ebenfall3 der Bauherr. 

8 7. 

Ueber alle Rauhbaurevifionen, bei welchen der Bauherr oder ein 
Stellvertreter desjelben zugegen jein joll, wird ein Abnahmeſchein aus- 
gejtellt. Mit dem Weiterbau bezw. mit der Ingebrauchnahme des 
vollendeten Baues oder einer Anlage darf nicht früher begonnen werden, 
ala bis nach erfolgter Revifion der polizeiliche Abnahmeſchein fic in den 
Händen ded Bauherrn oder deſſen Stellvertreter8 befindet. 

Wird die Revifion durch den Mangel der Zugänglichkeit der Bau— 
ftelle oder deshalb verhindert, weil der Bau troß der von dem Bau— 
herren angezeigten Beendigung des Rohbaues in wejentlichen Teilen noch 
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nicht fertiggeftellt ift, jo wird ein neuer Termin auf Koften des YBau- 
herrn anberaumt. 
AUMHESgehADTEn, 
5 8 


Für die polizeiliche Aufficht über die Bauausführungen find von 
dem Bauherrn Gebühren in nachfolgenden Sätzen an die Kreiskaſſe zu 
leiſten: 

J. Für Beſichtigungen von Gebäuden einſchließlich der in denſelben 
befindlichen Feuerungsanlagen von Umänderungen an Gebäuden und 
Kellern: 


1. bei einem Bauwert bis zu 1000 Mt. . . . 2 Mt. 
> „ von über 1000—6000 Mt... 5 „ 
ee „nr VOM... 7, 
4. 10000 ME. 


für je "5000 Mt. 2 Mt. mehr, jedoch höchſtens 30 „ 
Für Belichtigung mehrerer zur derfelben Hof: 
reite gehöriger Gebäude und jonftiger, genehmig: 
ungspflichtiger Bauten desjelben Beſitzers diefelben 


Süße, jedoch zujammen höchſtens . . 30 „ 
II. Für Beſichtigung von Kaminen und fonftigen 
reuerungsanlagen . . a _ 


III. Für Befichtigung don Brunnen, Brunnen 
ſchachten, Zijternen, Düngerftätten, Abtritt®:, Jauche- 
oder ähnlichen Gruben, ſowie Einfriedigungen . . 2; 

IV. Für die Nachrevifionen behufz Feftftellung 
der Befeitigung der bei der früheren Revifion vor» 
efundenen Anftände in allen ONER * ua 
a Bauwerks . . 2. 

g 9. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Polizeiverordnung werden, inſo— 
weit nicht die einschlägigen Vorjchriften des Reicheftrafgefegbuchs oder 
des Polizeiſtrafgeſetzes Anwendung finden, nad) den Beitimmungen der 
Art. 79 und 80 der allgemeinen Bauordnung nit Geldjtrafe bis zu 
150 ME. oder mit Haft beftraft. 


Dieſe Baupolizei-Ordnung tritt mit dem 3. Mai 1900 in Kraft. 
Groß-Gerau, den 27. April 1900. 
Sroßherzoglihes Kreisamt Groß-Gerau. 
. B.: Edftein. 


Ortsbauftatut für Guſtavsburg. 

Für die Anlegung und Veränderung von Straßen und freien 
Plätzen auf der Guftavsburg, Gemarkung Ginsheim, wird auf Grund 
des Artifel3 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 1881 und 
der 88 3, 5, 7 und 9 der Musführungsverordnung zu derfelben vom 
L: Februar 1882 auf Beſchluß des Gemeinderats zu Ginsheim, nad 
Anhörung des Bürgermeifters ſowie Begutach durch den Rreis- 


u ——⸗ 
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ausſchuß mit Genehmigung Großherzoglichen Minijteriums des Innern 
vom 22. Juni 1904 zu Nr. M. d. 3. 19204 nachjtehendes Ortsbau— 
ftatut erlafien. 

Bu Urt. 4 der allgemeinen Bauordnung. 


#1: 

Für die Straßen und Baufluchtlinien, jowie für die Grenzen der 
Bebauung ift der Ortsbauplan maßgebend. 

Bu Art. 10 der —— Bauordnung. 
2. 

Inwieweit Straßen nur an einer Seite bebaut werden dürfen, iſt 
in dem Straßenbaufluchtplan angegeben und zwar Straße I auf der 
Weſtſeite, Straße II und Koftheimerftraße auf der Dftjeite, Straße III 
und VI auf der Südfeite und Straße XXXI und Bahnhofitraße auf 
der Norbdfeite. 

Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


8 3. 
Zur Benugung als Bauplag iſt eine Fläche nicht mehr geeignet: 

a) wenn fie weniger als 200 qm enthält, 

b) wenn auf ihr fein Gebäude von 8 m Front und 9 m Tiefe mit 
zweijeitiger Beleuchtung unter Wahrung der Art. 37 und 38 der 
allgemeinen Bauordnung errichtet werden fann. 

Bu Urt. 17 der allgemeinen Bauordnung. 


S 4. 

Sind zur Schließung eines Gemeindewegs Grundjtüde jeitens der 
Gemeinde erworben worden, jo werden diejelben an die unmittelbar an— 
grenzenden Grundbefiger in Eigentum abgetreten, wenn dies die Anlieger 
innerhalb zweier Monate nach erfolgter Erwerbung bei Großherzoglicher 
Bürgermeijterei verlangen und für dag an fie abzutretende Gelände der 
Gemeinde die vollen Koften für Erwerbung der Grundftüde zurüdzahlen. 

Gleichzeitig haben die Anlieger auf Verlangen der Gemeinde den 
geichlofjenen Gemeindeweg nach dem Durchjchnittspreis des in Abſatz I 
erwähnten Gejamtgeländes zu übernehmen. 

Eröfinung und Serftellung der Straßen, 
Zu Urt. 20 der allgemeinen Bauordnung. 


85. 

Die Gemeinde behält fid) das Recht vor, die Reihenfolge der 
Straßen in dem Drtöbauplan zu bezeichnen, in welcher die Eröffnung 
und die Herftellung zu erfolgen hat. Als in erjter Linie zu eröffnende 
Straßen werden bezeichnet: Die Straßen für die Bauquartiere: I, II, 
IV, V, XL, XII, XII, XIV, XXIL, XXIII, XXIV, XXVIL XL, XLI, 
L, LV, LVI, LVII und LVIII. In den Straßen oder Straßenteilen, 
welche noch nicht den baupolizeilihen Bejtimmungen gemäß; für ben 
öffentlichen Berfehr und den Anbau fertig hergejtellt find, dürfen Ge- 
bäude, die nach diefen Straßen ihren Ausgang erhalten jollen, in ber m” 
Regel nur an den Enden, welche auf jchon eröffnete Straßen aufitoßen, 
errichtet werden. Hierbei ift unter Straßenteil die zwijchen zwei Straßen: 


freuzungen liegende Strede einer Straße zu verjtehen. 
12% —— 
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Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
86. 

Bei Anlegung einer neuen, oder bei Verlängerung einer ſchon be— 
ſtehenden Straße, wie bei dem Anbau an ſchon vorhandenen, bisher 
unbebauten Straßen und Straßenteilen ſind von den Grundbeſitzern, 
jobald auf ihren betreffenden Grundftüden neue oder ältere Gebäude an 
die neue Baufluchtlinie zu ftehen fommen, oder die Grundftüde einen 
Ausgang nah der neuen Straße erhalten, nah Maßgabe der Bor- 
ichriften des Art. 21 der allgemeinen Bauordnung aufzubringen bezw. 
zu erjegen: 

a) Die Koften des Erwerbs des zur Herſtellung der Straße erforder- 
lichen Geländes. 

Bei Berechnung der von den einzelnen Angrenzern zu tragenden 

Kosten werden die Koften des Erwerbs für die gefamte Straßen- 

anlage, einfchließlic der für die Straßenfreuzungen zuſammen ge= 

rechnet und auf die einzelnen Anlieger im Verhältnis der Länge 
ihrer die Straße berührenden Grenzen ausgejchlagen ; 

b) die Koften für SHerftellung der Bürgerfteige im Verhältnis der 
die Straße berührenden Grenzen. Die Art der Herftellung der 
Bürgerjteige wird von dem Gemeinderat bejtimmt. 

e) Einen durch bejonderes Ortsſtatut feitzujegenden Beitrag für die 
etwwaige Herjtellung einer Kanaliſation. 

8 


Vor Erteilung der Bauerlaubnis ſind von dem Eigentümer, wenn 
die Straße bereits hergeſtellt iſt, die in $ 6 erwähnten Koften der Ge— 
meinde Ginsheim bar zu erjegen, oder es ift, wenn die Herftellung der 
Straße noch nicht ftattgefunden Hat, zur Sicherung der in $ 6 feit- 
gejegten Leiftungen von den Beligern eine Sicherheit zu ftellen. Zur 
Beitimmung der Sicherheit wird von der Gemeinde ein Boranfchlag 
über die Koften der ganzen Straßenjtrede aufgeftellt und hiernach die— 
jelbe auf die einzelnen Frontlängen ausgeſchlagen. Nach der endgültigen 
Abrehnung wird gegen die entiprechende Barzahlung die Sicherheit 
wieder freigegeben. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 8. 

Sceunen, Abtritte, Stallungen, Wajchfüchen, Remifen oder andere 
Nebengebäude dürfen nicht an öffentlihe Straßen und Plätze geftellt 
werden. Sollte jedoch bei bejchränften Haumverhältniffen eine Aus: 
nahme hiervon zugelafjen werden, jo find derartige Nebengebäude nad) 
Beitimmung des Großh. Kreisamtes in gefällige architektonische Ver: 
bindung mit dem Hauptgebäude zu bringen, dürfen aber feinesfalls 
das Anjehen der Straße beeinträchtigen. 

9 


Räume, in denen durch irgend welche Verhältniſſe läftiges Geräuſch, 
ebenjo Rauch oder übelriehende und ungejunde Luft entſteht, dürfen 
eine Deffnungen nach der Straße haben. 

Ausnahmen fünnen nur gejtattet w wen die betreffende. 


itized by Google 
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Gebäude Hinter der Bauflucht zurücdliegen und die Entfernung der 
Deffnungen von diefer mindeitens 10 m beträgt. 


$ 10. 
Gewerbliche Anlagen follen in der Regel nur füdlich der Eijen- 
bahnlinie Darmjtadt-Mainz errichtet werden. 


Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
; 11 


Das Zurücklegen der Gebäude Hinter die normale Baufluchtlinie 
kann dann gejtattet werden, wenn diejelben, wo tunlich, parallel der feſt— 
gejegten Baufluchtlinie geftellt werden, wenn durch die Zurüdjeßung 
nadhbarliche Brandmauern nicht in mißftändiger Weiſe fichtbar werden 
und ferner das zwijchen der Straßenfluchtlinie und den Gebäudeanfichten 
befindliche Gelände mit Ausjchluß jeder anderen Benugung nur als 
Vorgarten angelegt, in gefälligem Anjehen erhalten und eingefriedigt wird. 


8 12. 

Wenn nah $ 11 Gebäude Hinter die Baufluchtlinie zurückgeſetzt 
werden, iſt die Anlage von Terrafjen, bededten Eingängen, Lauben, 
Gartenhäuschen erlaubt, injofern folche in Verbindung mit dem Haupt- 
gebäude nicht mißftändig erjcheinen und nicht vor die Straßenfluchtlinie 
vorjpringen. Scheidemauern im Vorgartenland dürfen die Höhe von 
1,80 m nicht überjteigen. Die an den äußeren Enden der Hofreiten 
‚mit zurücgejegten Gebäuden von der Straße aus fichtbaren Grenzmauern 
der Rachbargebäuden hat der Bauherr mit Genehmigung diefer Nachbarn 
auf feine Koften zu verpußgen und anftreichen zu laſſen und nach Vor- 
jchrift der Ortspolizeibehörde zu unterhalten. 


Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 


8 18. 
Neu anzulegende Abtrittsgrudben müſſen vollflommen dicht hergeftellt 
werben. 


Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
14 


Die Höhe eines Hintergebäudes bis zur Trauffante — bei Manjarden- 
dächern bis zur halben Dachhöhe — darf das Maß der Entfernung 
zwifchen diejem —— und den ihm auf demſelben Grundſtücke zu— 
nächſt gegenüberliegenden Gebäude nicht überſchreiten. 

Ebenſo darf die Höhe desſelben nicht die zuläſſige Höhe des Vorder— 
gebäudes überſchreiten. 

8 15. 

Hinter- und Seitengebäude dürfen nicht früher wie die Vorder— 
gebäude errichtet werden, auch müſſen die Fluchtlinien derſelben in der 
Regel rechtwinkelig bezw. parallel mit denen der Vordergebäude und in 
regelmäßiger Form angelegt ſein. 

Zu Urt. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
16 


S 16. 
Bei allen Wohngebäuden (auch ſolchen aus Holz und Fachwerk), 
welche neu errichtet oder wejentlich umgebaut werden, muß alles Sodel- 
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mauerwerf mindeften® 1 m hoch über Erde geführt und überhaupt bei 
allen Gebäuden ohne Unterjchied das Mauerwerk mindeſtens 50 cm über 
den befannten höchſten Stand des Hochwafjers mafjiv aus Bruchjteinen 
bezw. aus hart gebrannten Badjteinen oder aus einem andern anerkannt 
widerjtandsfähigen Material ausgeführt werden. Die Grenzen des Hod)- 
wafjergebietes find nach den auf Grund des $ 1 der Verordnung vom 
23. Juni 1891, die Ausführung des Gejeßes vom 14. Juni 1887, das 
Dammbauweſen und das Wafjerred)t betreffend, bei der Großh. Bürger: 
meifterei Ginsheim niedergelegten Karten in den Ort3bauplan einzutragen. 
Die maßgebenden Wafjerhöhen werden mit Genehmigung Großh. Kreis- 
amt3 Groß-Gerau durch Nivellement und Marken an geeigneten feften 
Punkten bezeichnet. Die Fußbodenhöhe des Erdgeſchoſſes muß bei 
Wohngebäuden mindeſtens 1,25 m über der Erdoberfläche liegen. 

Die Schwellen von Bauten, welche feine Wohnungen enthalten, 
müſſen 0,50 m von der Erdoberfläche abjtehen. Bei Ladenanlagen kann 
eine niedere Höhenlage zugegeben werden. 


Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 17. 
Die Minimalmaße für Stocdwerfe, in welchen Menjchen wohnen 
oder arbeiten, find im Lichten nicht unter 2,40 m für Keller-, Dad)- 
und Zwilchengejchofje und von 2,60 m für Hauptjtodwerfe zu nehmen. 


8 18. 

Auf bejonderen Beſchluß des Gemeinderat kann von der Orts— 
polizeibehörde angeordnet werden, daß binnen 3 Jahren, nachdem ein 
Gebäude an der Straße unter Dach gebracht worden, dasjelbe mit Ver- 
puß und Anſtrich zu verjehen ift, falls die Umfangswände nicht aus 
behauenen Steinen oder Blendjteinmauerwerf beftehen. Aus bejonderen 
Gründen kann von der Ortspolizeibehörde die Frift nad) Anhörung des 
Gemeinderats verlängert werden. 

8 19. 

Alle an Straßen ftehende Gebäude, Mauern und jonftige Ein- 
friedigungen find ftets in ſolchem Zuftande bezw. Verputz und Anſtrich 
zu erhalten, daß fie für das Ausjehen der Straße nicht mißjtändig werden. 

8 20. 

Für den Anſtrich dürfen Farben nicht verwendet werden, welche 
blenden oder der Gejundheit jchädlich, oder welche mißftändig für die 
Straße find. . 

Ss 21. 

Diefes Ortsbauftatut tritt am 1. August 1904 in Kraft. 

Das Drtsbauftatut vom 1. Juni 1897 ift damit aufgehoben, 

Sinsheim, den 16. Mai 1904, 

Sroßherzogliche Bürgermeifterei Ginsheim. 
Rauch. 


1 
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Baupolizei-Ordnung für Guftavsburg. 


Mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 22. Juni 
1904 zu Nr. M. 8 19204 und mit Zuftimmung des Kreisausſchuſſes 
wird nach Vernehmung der Gemeindevertretung, jowie der Lokalpolizei— 
behörde von Ginsheim auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Baus 
ordnung und der SS 3, 4, 6, 8, 9 der Ausführungsverordnung zu der— 
jelben für die Guftavsburg nachſtehende Baupolizeiordnung erlafjen. 


Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
8 1. 

a) Sodel, jowie andere Bauteile, als Fenfterbänfe, Gurten ꝛc. dürfen 
in einer geringeren Höhe als 2,50 m über den Fußjteigen nur 
bi3 15 cm vor die Straßenfluchtlinie vorfpringen. 

b) Ueber diejer Höhe dürfen Verdachungen und Stodgurten bis zu 
40 cm vor die Straßenfluchtlinie vorjpringen. 

ce) Aushängeichilder, Waren- und Blumenkaſten u. j. w., welche über 
die Straßenfluchtlinie vorjpringen, dürfen in einer Höhe unter 
2,30 m nur dann angebracht werden, wenn diejelben nicht mehr 
al3 20 cm vor die Straßenfluchtlinie vorjpringen und allabendlich 
abgenommen werden. Das Anbringen von Hafen und ähnlichen 
Vorrichtungen zum Aushängen von Fleiſch, Waren und dergleichen 
an den Straßen ijt verboten. 

d) en der Straße jeitlich aufichlagende Kellerfenfterläden find nicht 
geitattet. 

e) Türe und Tore dürfen nicht nad) der Straße aufgehen oder über 
die Straßenfluchtlinie vorjpringen. 

Nach der Straße auffchlagende Fenfter und Läden dürfen nur 
in einer Höhe von mindeftens 2,25 m über der Straßenebene an— 
gebracht werden. 


Zu Art. 32 der allgemeinen Bauordnung. 
8 2. 

Alle Gebäude, welche ihre Traufe nad) der Straßenjeite haben, 
müfjen zur Ableitung des Wafjer3 von den Dächern, Schugdächern 
u. ſ. w. mit Dachrinnen (Kandeln) und Abfallröhren verjehen fein, welche 
ſtets in gutem Buftande zu erhalten find. 

Die Abfallröhren müſſen bi8 an den Boden reichen. 


8 3. 

In die Goffen ift nur die Ableitung des Regenwaſſers geftattet. 

Die Abführung oder Verbringung unreiner Abwafjer aller Art, 
fowie von Kiüchenabfällen, Kehricht, Schutt, Schlamm, Aſche u. |. w. 
menschlicher oder tierischer Abgangsftoffe in die Gofjen iſt unzuläflig. 

84. 

Sollen Rinnen mit Ueberdeckungen durch Fußſteige nach den 
Straßengofjen gelegt werden, jo müſſen die Abdecplatten auf gleicher 
Höhe der Fußſteige liegen. Diejelben find auf Koften des Anlegers 
herzuftellen und it gut zu unterhalten. 


u‘ 
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Zu Art. 33 der allgemeinen Bauordnung. 
85. 

Befinden ſich an der Nebenſeite von Gebäuden Ausgüſſe, welche 
von der Straße aus ſichtbar ſind, ſo müſſen dieſelben ebenfalls mit bis 
auf den Boden gehenden Abfallröhren verſehen werden. 

Zu Art. 36 der ——— Bauordnung. 
6. 

Der Boden der Düngerſtätten und Pfuhlgruben iſt gut mit Letten 
u dichten und zu pflaſtern oder in ſonſt ſachgemäßer Weiſe zu be— 
aiged Dieſe Beſtimmung findet auch auf bereits beſtehende Anlagen 
dieſer Art Anwendung. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung, 
7 


Abtrittd-, Dünger- und Pfuhlgruben müfjen mindejtend in einem 
Abftande von 1,00 m von der Grenze des Nachbars entfernt errichtet 
werden. Ausnahmen können bei befchränften NRaumverhältnifjen von 
der Ortspolizeibehörde zugelafjen werden. 

Der Abſchluß der Gruben darf ein Austreten von Abwäſſer und 
Sauche iiberhaupt nicht gejtatten. 

Zu Urt. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
S 8. 

Ställe für Rindvieh und Schweine müfjen gegen das darunter 
liegende Erdreich möglichjt wafjerdicht hergeftellt werden und dürfen Die 
Abwäſſer nur in Gruben nad) Vorjchrift des 8 7 eingeleitet werden. 

g 9. 

Gegrabene Brunnen müfjen in ihren Lichten mindeſtens 1,50 m 
von der Nachbargrenze entfernt bleiben. Im Falle anderer Berein- 
barung der Nachbarn kann von diefer Beſtimmung abgejehen werden, 
wenn janitäre Gründe nicht im Wege jtehen. 

$ 10. 

Mindeitens ein Viertel der Gejamtfläche eines jeden innerhalb des 
Bebauungsplanes liegenden Bauplapes jol unbebaut bleiben, ein Bor- 
garten wird hierbei nicht eingerechnet, wenn er die für die Straße feit- 
gejegte normale Breite nicht überjchreitet. Andernfalls wird die Mehr- 
fläche obigem Viertel zugerechnet. 

Gebäude, welhe an zwei Straßen liegen, find von diejer Be— 
ftimmung ausgenommen. Auf bebauten Grundftüden mit Hofräumen 
von geringerem Flächeninhalt darf im Fall des Umbaues oder Neubaues 
die frühere Größe unter der Vorausjegung beibehalten werden, daß Die 
Zahl der bis dahin vorhandenen Stocdwerfe nicht vermehrt wird. Eine 
Verkleinerung jolcher Hofräume unter die bisherige Größe ift unzuläffig. 

Für gewerbliche, namentlich mit Feuersgefahr verbundene Anlagen, 
bezw. für Gebäude, in welchen feuergefährliche Stoffe lagern, fann ein 
größerer Hofraum vorgejchrieben werden. Zwijchen auf demjelben Grund- 
ſtück zu erbauenden gegenüberjtehenden Gebäuden muß ein freier Abitand 
von mindeitens 5 m liegen. 
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41: 

Sind auf einem Grundftüd feine Seiten- oder Hintergebäude vor- 
Handen, die zujammen mehr ald 50 qm Grundfläche haben, jo kann der 
Zugang von der Straße die Breite von 1,10 auf 2,60 m Höhe haben 
und braucht nicht zum Durchfahren eingerichtet zu fein. 

Zu Art. 39 der allgemeinen Bauordnung. 


8 12. 

Die Borgärten find mittelft einer gefälligen Einfriedigung, welche 
in die Straßenfluchtlinie einzurüden ift, abzufchließen. Ebenjo müſſen 
die noch unbebauten Grundſtücke vor der Pflafterung der Straße jeitens 
der Eigentümer mit einer nicht mißftändigen Einfriedigung verjehen 
werden. | 

Zu Art. 60 der allgemeinen Bauordnung. 
8 13. 

In Gebäuden, welche für die Aufnahme einer größeren Menjchen- 
zahl beftimmt find; in Gebäuden, in welchen feuergefährliche Gewerbe 
betrieben werden, ſowie in Fabriken, Magazinen, Speichergebäuden wird 
die Lage, Anzahl und Beſchaffenheit der Treppen und Zugänge zu den— 
ſelben in jedem einzelnen Falle feſtgeſetzt. In ſämtlichen Gebäuden vor— 
bezeichneter Art ſind die von allen Räumen nach den Vorplätzen, Korri— 
doren und Treppenhäuſern führenden Türen, ſowie alle Türen, welche 
man in ſolchen Räumen bis ins Freie zu durchgehen hat, nach außen 
aufſchlagend anzubringen. Auch iſt in ſolchen Räumen für eine ge— 
nügende Anzahl von Ausgangstüren Sorge zu tragen. 

Die offen ſtehenden äußeren Türen müſſen bis an die Mauer— 
fläche zurückſchlagen und daſelbſt befeſtigt werden fünnen, oder ſich ganz 
in die Leibung der Mauer legen. 

Zu Art. 61 der allgemeinen Bauordnung. 
14. 

Souterraind und SKellergejchofjfe dürfen zu Wohn- und Sclaf- 
räumen, Küchen, Werkjtätten, Verkaufs- und Wrbeitslofalen, jowie 
Stallungen nicht benugt werden, jondern dürfen nur den allgemeinen 
üblihen Kellerzweden dienen. 

Zu Art. 77 der allgemeinen Bauordnung. 


S 15. 

Die von dem Großh. Kreisanıte erteilte und dem Bauherrn durch 
Vermittelung der Bürgermeifterei zugejtellte chriftliche Ausfertigung der 
Baugenehmigung und vevidierten Bauzeichnung, jowie die Abnahme- 
icheine müfjen auf der Bauftelle während der Arbeitsftunden zugänglid) 
jein und find den revidierenden Baupolizeibeamten auf Verlangen vor- 
juzeigen. Dieſe Beamten haben das Recht, jederzeit die Bauftelle, An— 
lage und Einrichtungen zu bejichtigen, Zuwiderhandlungen gegen die 
Bauvorfchriften oder den Baubefcheid entgegen zu treten md, wenn Ge— 
fahr im Verzug ift, felbjt die weitere Ausführung des Baues zu filtieren. 
Erfcheint bei diefen Unterfuchungen eine Aufräumung und dergleichen 
auf der Bauftelle notwendig, jo ift der Bauherr verpflichtet, jolche auf 
Verlangen des Beamten vornehmen zu lafjen. 
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8 16. 

Die Fluchtlinie ift durch einen Geometer auf Koften des Bauherrn 
abfteden zu lajjen und der Bürgermeifterei hiervon vor dem Beginn der 
Errichtung des Schnurgerüftes Anzeige zu machen. 

Bu Art. 80 der allgemeinen Bauordnung. 
S 17. 

Berfehlungen gegen vorjtehende Baupolizei-Ordnung und das Orts— 
bauftatut vom 16. Mai 1904 unterliegen den Strafen und Rechtsfolgen 
der Art. 79 und 80 der allgemeinen Bauordnung. 

8 18. 

Die Baupolizei-sOrdnung tritt am 1. Augujt 1904 in Kraft. 

Die Baupolizei-Ordnung vom 1. Juni 1897 ift damit aufgehoben. 

Groß-Gerau, den 8. Juni 1904. 

Großherzogliches Kreisamt Groß-Gerau. 
%. B.: Dr. Kehrein. 





Wir bringen die vom Gemeindevorjtand von Rüfjelsheim beantragte, 
von Großh. Minijterium des Innern durch Verfügung vom 14. Januar 
1897 zu Nr. M. 3. 849 genehmigte Abänderung des $ 12 des Orts— 
bauftatut3 in Rüſſelsheim zur Kenntnis. Die neue Faſſung des $ 12 
des genannten Statuts lautet: 

„su der Darmitädter Straße jollen nur Gebäude von mindejtens 
zwei Stodwerfen errichtet werden.” 

Groß-Gerau, den 18. Januar 1897. 

Großherzogliches Kreisamt Groß-Gerau. 
v. Löw. 


Ortsbauftatut für die Gemeinde Stodftadt. 
Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung und der 
88 3, 5, 7 und 9 der Ausführungsverordnung zu derjelben ift nad) 
Beihluß des Gemeinderats der Gemeinde Stodjtadt unter Zuftimmung 
des Kreisausichuffes und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des 
Innern vom 14. Auguſt 1903 zu Nr. M. d. 3. 21300 nadjjtehendes 
DOrtsbauftatut errichtet worden. 
Zu Urt. 4 der allgemeinen Bauordnung. 


81. 
Die Grenzen der Bebauung find durch den Ortsbauplan feſtgeſtellt. 
Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 


8 2. 
Außerhalb des Ortsbauplanes Dürfen feine Gebäude errichtet werden. 
Ausnahmen künnen nur nach Anhörung de? Ortsvorſtandes von Großh. 
Minifterium genehmigt werden. 
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Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 3. 

Der Aufwand für die Erwerbung des zur Straße nötigen Ge- 
ländes ijt von den an die Straße angrenzenden Grundbeſitzern auf die 
ganze Länge ihrer die Straße berührenden Grenze und zwar zur Hälfte 
der Straßenbreite, jedoch nicht für mehr al3 8 m Breite, zu tragen oder 
zu erjegen, jobald auf ihren betreffenden Grundjtüden neue oder ältere 
Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu ftehen fommen oder ihren Aus- 
gang nad) der neuen Straße erhalten. 

Stodftadt, den 6. Juli 1903. 

Großherzogliche Bürgermeifterei. 
Hefermehl. 


Baupolizei⸗Ordnung für Die Gemeinde Stodftadt. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung und der 
88 3, 4, 6 und 8 der Ausführungsverordnung zu derjelben, wird nad) 
Anhörung des Gemeinderat3 und der Bürgermeifterei Stodjtadt unter 
Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes und mit Genehmigung Großherzo 
fihen Miniſteriums des Innern vom 14. Auguft 1903 zu Nr. M. d. x 
u die nachitehende Baupolizei-Ordnung für die Gemeinde Stockſtadt 
erlajjen: 
Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung und $ 50 der 

Ausführungs-Berordnung. 





8 1. 
Fundamente und Sodel dürfen höchſtens 10 cm über die Straßen- 
fluchtlinie vorfpringen. 
Architeftonische Verzierungen, Gejimje, Berdahungen und Fenſter— 
gewände dürfen bis zu einer Höhe von 2 m über dem Erdboden nicht 
über 20 cm vor der Fluchtlinie vorftehen. 


8 2. 
Aushängeichilder, Waren- und Blumenkaſten u. j. w., welche über 
die Straßenfluchtlinie vorjpringen, dürfen in einer Höhe unter 2,30 m 
nicht angebracht werden. Das Anbringen von in die Straßenfluchtlinie 
hereinragenden Hafen und ähnlichen Vorrichtungen zum Aushängen von 
Fleiſch und Waren ift verboten. 


8 3. 

Die nad) der Straße aufgehenden Fenjter und Läden find jo ein: 

zurichten, daß fie beim Deffnen bis an die Mauerflucht zurüdgeichlagen 

und befejtigt werden fönnen. An bejtehenden Gebäuden ift die etwa 
erforderliche Aenderung binnen SON zu bewerfitelligen. 


In der gleichen Zeit find er Türen, jowie Kellereingänge und 
Falltüren an beftehenden Gebäuden, welche nad) der Straße zu au 
gehen und beim Deffnen über die Straßenfluchtlinie vorjpringch 
Weiſe abzuändern, daß fie beim Deffnen bis an die Mauerfluchtli 
ichlagen und dajelbft befeitigt werden können. 
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Bu Art. 32 der allgemeinen Bauordnung. 


85. 

Bei Neubauten und Abänderung des Dachſtuhles bejtehender Ge— 
bäude müfjen zur Ableitung des Waſſers von den Dächern gegen Die 
Straßenjeite Dachrinnen und Ablaufröhren, welche bis zum Boden Der 
Straßen reihen, angebracht werden. Die Anlage der die Trottoird 
durchziehenden Rinnen, durch welche Regen- und Abfallwafjer von den 
Häufern und Hofreiten in die Straßengofje geleitet wird, ift Sache des 
betreffenden Eigentümer und werden folche auf Koften desjelben von 
jeiten der Gemeinde hergeitellt. 

Zu Art. 33 der allgemeinen Bauordnung. 
6 


8 6. 

Ausgüfje aus Küchen, Brennereien u. ſ. w. in der gegen Straßen 
und öffentliche Pläte gerichteten Seite von Gebäuden find verboten und 
müſſen, falls fie in der Nebenjeite von Gebäuden angebradht und von 
der Straße oder von öffentlichen Plätzen aus fichtbar find, oder Die 
Nähe der Ortsſtraße es jonjt erforderlich macht, mit bi8 auf den Boden 
gehenden Röhren verjehen werden. Diejer Borjchrift widerjprechende 
Anlagen find binnen 6 Monaten nad dem Erjcheinen dieſer Polizei- 
verordnung auf erfolgte Aufforderung der LZofal-Bolizeibehörde zu be— 
feitigen oder abzuändern. 

Bu Art. 35 der allgemeinen Bauordnung. 
7 


Winfel oder Neule, welche auf der Straße münden, müfjen gegen 
legtere mit Mauern, Türen oder Toren von 1'/s m Höhe abgeichlofjien 
werden. Wo dermalen noch die Einrichtung befteht, daß der Inhalt 
von Abtritten und Piſſoirs in ſolche Winkel geleitet wird, muß Die 
Leitung jenes Inhalts mitteljt gejchlojjener und möglichſt jenfrechter 
Abfallrohre aus dauerhaftem und undurchläſſigem Material in gleichfalls 
undurchlaffende und gutichließende Behälter, welche in dem Winfel auf- 
zuftellen oder anzubringen find, erfolgen. Die hiernach nötigen Ein- 
richtungen find innerhalb eines Jahres Herzuftellen. Der Boden der 
Winkel zwiſchen zwei Gebäuden iſt derart hHerzuftellen, da ein ent- 
Iprechender Wafjerablauf ermöglicht ift. Die Einleitung des Schmuß- 
waſſers in diefelben ift muır dann erlaubt, wenn eine hinreichende Spülung 
mit reinem Waſſer bewirkt werden fann. 

Zu Art 36 der allgemeinen Bauordnung. 


88. 

Die Anlegung neuer, jowie die Erweiterung bejtehender Dünger: 
jtätten, Jauchebehälter oder Pfuhlgruben, Lagerpläge für Abfälle und 
dergleichen an der Ortsſtraße oder außerhalb des Orts an Kreisſtraßen 
ijt verboten. Auch bei bejtchenden derartigen Anlagen ift ein verdedender 
Abſchluß gegen die Straße anzubringen. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
89. 

Neuanzulegende Abtritt3-, Diünger- oder Bfuhlgruben müſſen voll- 

fommen dicht hergeftellt und mindelten® in einem Abftande von 1 m, 
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von der Grenze des Nachbars cutjernt, errichtet werden. Ausnahmen 
fönnen bei bejchränften Raumverhältniffen von der PBolizeiverwaltungs- 
behörde zugelafjen werden. Der Abſchluß darf ein Austreten von Ab- 
waſſer und Jauche überhaupt nicht geftatten, der Boden ift gut mit 
Letten zu dichten und zu pflaftern oder in ſonſt jachgemäßer Weiſe zu 
befeitigen. Gegrabene Brunnen müſſen, jofern der Nachbar in einen 

ingeren Abftand nicht einwilligt, wenigftens 1,50 m von der nachbar— 
fichen Grenze entfernt bleiben. 

Zu Art. 39 der allgemeinen Bauordnung. 


Ss 10. 

Unüberbaute Grundjtüde oder unüberbaute Teile derjelben an 
Drtsftraßen und öffentlichen Plägen müfjen mit einer dauerhaften Ein- 
friedigung verjehen werden. Dieje Vorjchrift bezieht ſich ſowohl auf 
unbebaute Baupläße in ſonſt angebauten Straßen, als auch auf Höfe, 
Gärten und Vorgärten, die in Straßenfluchtlinien liegen. 

In den in vorftehendem Abjage angeführten Fällen hat die Ein- 
friedigung entweder in einer majfiven Mauer oder in einem maffiven 
Sodel von mindeſtens "/s m Höhe mit aufgejegten Staketen von Eijen 
oder Holz in einer Gejamthöhe von 1'/e m zu bejtehen. 

Bu Art. 65 der allgemeinen Bauordnung. 


Zu allen Herjtellungen und wejentlichen Veränderungen: 
1. Bon baulichen Anlagen der in Art. 134 des Polizeiftrafgefebuches 
genannten Art, nämlich von auf die Straße gehenden Vorjprüngen 
an Häujern, als Säulen, Balfons, Wetterdächern und dergl., 
ferner von Treppen, Abweisjteinen, Kellerhälfen, nach der Straße 
aufgehenden Toren und Türen, Ausftellfäften, Erfern, vorjpringenden 
Tenftergittern in unteren Stocdwerfen, Barrieren und Blitableitern; 
2. von Bauten der in Art. 23 der allgemeinen Bauordnung ange- 
führten Art, nämlich Gebäuden aller Art, Kellern, Brunnen und 
Brunnenſchachten, Ziſternen, unterirdifchen Wegen, Kanälen zur 
—*— und Ableitung des Waſſers und anderer Flüſſigkeiten, Dünger— 
tätten, Abtritts-, Jauche- und ähnlichen Gruben, insbeſondere 
auch ſolcher für techniſche Etabliſſements, ſowie Einfriedigungen 
aller Art, ſoweit dieſe Bauten nicht nach Art. 64 der allgemeinen 
Bauordnung der Genehmigung des Großh. Kreisamtes unterliegen, 
iſt vor Beginn der Ausführung die Genehmigung der Ortspolizeibehörde 
einzuholen, ſofern dieſe Anlagen und Bauten an eine öffentliche Straße 
oder an einen Öffentlichen Platz zu liegen kommen. Zur Erlangung der 
Genehmigung find der Drtspolizeibehörde von dem Bauherrn die zur 
Prüfung und Beurteilung des Bauprojeftes erforderlichen Handrifje mit 
der Unterjchrift ihres Verfertigers und des Bauherrn verjehen in doppelter 
Ausfertigung vorzulegen. 
8 12. 

Zuwiderhandlungen gegen die Bejtimmungen diejer Baupolizei— 
ordnung unterliegen der Beitrafung nach) Maßgabe der Art. 79 und 80 
der allgemeinen Bauordnung. 
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g 13. 
Die vorjtehende Baupolizei-Ordnung tritt am 1. September 1903 
in Kraft. 
Groß-Gerau, den 21. Juli 1903. 
ge Kreisamt Groß-Gerau. 
3. ®.: Dr. Kehrein. 


Ortsbauftatut für die Gemeinde Birkenau. 
Auf Grund des Art. 2 des Gejekes vom 30. April 1881, die all: 
meine Bauordnung betreffend, und der 88 3—9 der dazu gehörigen 
Snarlerungsoceorbnnng vom 1. Februar 1882 ift durch Beichluß des 
Gemeinderats der Gemeinde Birkenau vom 27. Auguft 1897 nad An- 
börung des Kreisausschuffes und mit Genehmigung Großh. Minifteriums 
des Innern vom 8. März 1898 zu Nr. M. d. 3. 4157 nadjjtehendes 

Drtsbauftatut errichtet worden. 
. Bu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
8 1. 

Die Grenzen der Bebauung jind durch den Drtsbauplan gegeben 
und dürfen außerhalb des Berxeichs desjelben Gebäude nicht errichtet 
werden. Ausnahmen hiervon können im Einzelfalle mit Rüdficht auf 
die Beſtimmung, örtliche Lage oder jonjtige Verhältniffe der beabfichtigten 
Bauten nad Anhörung des Gemeindevorjtandes von Groß. —— 
des Innern dere werden. 

Zu Urt. 20 der en Bauordnung. 


5 2 
Der Gemeindevorjtand behält ſich das Recht vor, die Reihenfolge 
der nach dem Ortsbauplan anzulegenden Straßen zu beſtimmen. 
3 


In den noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, die nach 
dieſen Straßen ihren Ausgang haben, nur unter der Vorausſetzung er— 
richtet werden, daß das zur Straße erforderliche Gelände, ſoweit das— 
ſelbe ſich nicht bereits im Eigentum der Gemeinde befindet, und zwar: 

a) auf die Länge des Hofreite-Grundſtücks, auf welchem das Gebäude 
errichtet werden ſoll, wenn dasſelbe ein Eckhaus an einer bereits 
eröffneten Straße iſt oder ſich an ein in der nicht eröffneten 

Straße errichtetes Gebäude anreiht, 

b) andernfalls auch noch das ganze Straßengelände bis zur nächſten 

Querſtraße, 
zum Preis von 70 Pfennig pro Quadratmeter koſten- und laſtenfrei 
der Gemeinde zur Verfügung ie wird. 


Zur Zahlung des Kaufichilings ift die Gemeinde unbejchadet der 
Vorſchrift in Art. 12 Abj. 2 der allgemeinen Bauordnung erft verpflichtet, 
wenn der größere Teil der neuen Straße bis zur nächſten Querſtraße 
gerechnet, als bebaut anzujehen ift oder wenn die Straße früher eröffnet 
wird. Im diefem Falle erfolgt die Zahlung alsbald nach diejer Er- 
Öffnung. 
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5 


Bis zu dem Zeitpunft, an welchem eine Straße jeitend der Ge— 
meinde eröffnet wird, find alle diejenigen Vorkehrungen, welche durch 
die Drtöpolizeibehörde in —— auf die Einebnung der Straßenfahrbahn 
und Herſtellung von Waſſerablaufrinnen, ſowie Einebnung von Fuß— 
banketts und ſoweit erforderlich Ueberſtreuung desſelben mit Kies oder 
Sand u. ſ. w. gefordert werden ſollten, und zwar bis zur nächſten hierzu 
geeigneten Querftraße, von dem betreffenden Eigentümer und wenn es 
mehrere find, unter gegenjeitiger jolidarischer Haftbarfeit derjelben auf 
eigene Kojten und Gefahr zu bewirken. Entjtehen der Gemeinde aus 
einer etwaigen Verſäumnis Koften, jo ijt dieſelde jederzeit befugt, den 
Zugang über ihr Eigentum zu verbieten und zu verhindern. 

So lange die Straße nicht vollitändig Eigentum der Gemeinde 
und nicht eröffnet ift, fan weder auf Pflafterung der Goffen und Be— 
feftigung der Fahrbahn noch auf Beleuchtung Anſpruch gemacht werden. 

* 


Sobald der größere Teil der neuen Straße, bis zur nächſt er— 
öffneten Querſtraße gerechnet, als bebaut auzuſehen iſt und die Gemeinde 
das Gelände in Eigentum hat, ſoll die Straße eröffnet und fahrbar 
gemacht, jowie die Pflafterung und Beleuchtung bewirkt werden. 

Zu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
57 

Die Gemeinde übernimmt nach der gemäß Art. 20 der allgemeinen 
Bau-Ördnung erfolgten Eröffnung einer Straße die Koften der Pflafterung 
und Chauffierung der Fahrbahn in einer Breite von 7 m einjchließlich 
der Goſſen bei 10 m breiten Straßen. Bei einer breiteren oder fchmäleren 
Straße wird die Fahrbahn nad) dem Verhältnis 7:10 angelegt. 

Die Fußſteige (Bankette) läßt die Gemeinde auf Kojten der An 
lieger mit Granit- oder Syenitjteinen pfläftern. Die Kojten werden im 
Weigerungsfalle im Berwaltungszwangsverfahren beigetrieben. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
8 


Abtritte, Piſſoirs dürfen weder innerhalb noch außerhalb der Ge» 

bäude, an öffentlihen Straßen oder Plätzen errichtet werden. 
Zu Art. 30 der u Bauordnung. 
9. 

Bei Straßen, deren Baufluchtlinie hinter der Straßenfluchtlinie 
liegt, iſt das Vorgartenland mittelſt metallener auf Steinſockel ruhender 
Gitter einzufriedigen. 

Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 


S 10. 

Jedes bebaute Grundſtück muß einen Abort haben, der an einer 
Außenwand liegen muß und durch eine in das Freie führende mindeſtens 
0,50 qm große Fenſteröffnung zu beleuchten und zu lüften iſt, auch 
von der Straße oder den Plägßen aus gejehen nicht in mißjtändiger 
Weife erjcheinen darf. Jeder Abort muß in eine gemauerte Grube 
münden. 


192 III. Srtöbauftetuten und Lolal-Baupolizei: Ordnungen. 


Jede Abortgrube muß mit einem mindeften® 15 cm weiten über 
Dach reichenden Dunftrohr verjehen werden. Jede Abortgrube ift zu 
überwölben und durch eine mindeftend 50.cm im Quadrat große mit 
einem dichtichließenden Dedel zu verfehende Einfteigöffnung zugänglich 
herzuftellen. 

Die Abortgruben find im Innern ohne Vorjprünge herzuftellen, 
der Boden ift muldenförmig mit Gefäll nad) der Reinigungsöffnung zu 
geftalten. Boden und Wände find mit Zement zu tündhen, der Ge- 
wölberüden ift mit Zementguß abzudeden. Die Deffnungen der Abort- 
fige müffen mit dicht jchließenden Dedeln verjehen fein. 

11 


Kein Abort darf feinen Auslauf (Ueberlauf) in Bäche, Kanäle 
oder Mühlgräben Haben. 


Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
12 


Hinter: und Seitengebäude dürfen in der Regel nicht früher er— 
baut werden als die Vorgebäude, andernfall3 ift die Genehmigung des 
Drtsvorftandes erforderlih. Auch müſſen die Fluchten derjelben‘ mög- 


lichſt rechtwinklig oder parallel mit denen der Bordergebäude angelegt 
werden. 


Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
13 


Die Fußböden des unteren Stodwerfs müfjen bei Wohnhäujern 
mindejten® 0,60 m und die Schwellen von Fachwerfsbauten (welche 
feine Wohnungen enthalten) müfjen mindejtens 0,30 m über dem höchften 
Punkt des an das Gebäude anjchließenden Geländes und dem bekannten 
höchſten Wafjerftand liegen. Tor-, Tür- und SKellerfenfteröffnungen, 
jowie Einfriedigungen und Einfahrten hat der Bauende auf feine Koften 
der künftigen Straßenhöhe genau anzupajjen. 

Bei Läden und Iandwirtichaftlichen Anlagen fann mit Zuftimmung 
des Gemeindevorjtandes eine geringere Höhe zugegeben werden. 

Bu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 14. 

Ein Gebäude an einer Straße muß mindeſtens eine Fafjadenlänge 
(Länge an der Straße) von 5 m haben und eine bejondere Einfahrt 
von 3 m. Bei Edhäujern muß die Summe der beiden Fronten min— 
deſtens 10 m betragen. 


8 15. 
Gegenwärtiges Statut tritt mit dem 15. Mai 1898 in Kraft. 
Heppenheim, den 22. April 1898. 
Grofherzogliches Kreisamt Heppenheim. 
3. B.: v. Werner. 





Baupolizgel-DOrpnung für Die Gemeinde Birkenau. 

Auf Grund des Art. 2 des Gejehes vom 30. April 1881, die all» 
gemeine Bauordnung betreffend, und der SS 6 und 8 der Verordnung 
vom 1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen Bauordnung 
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betreffend, wird nad Anhörung des Gemeinderats und der Großh. 
Bürgermeifterei zu Birkenau unter Zuftimmung des Kreisausſchuſſes und 
mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 8. März 1898 
zu Nr. M.d. J. 4157 für die Gemeinde Birkenau verordnet u. folgt: 


Zu Art. 28 der allgemeinen Bauordnung. 


81. 

Zur Erridtung von Gerüften jeder Art an öffentlichen Straßen 
und Plätzen bedarf e8 der Genehmigung der Bürgermeifterei. 

Die Gerüfte find feit, ficher und jo auszuführen, daß Unglüds- 
fälle möglihft verhütet, jowie öffentliche Einrichtungen wie Brunnen, 
Kanäle, Rinnfteine, Laternen u. j. w. gehörig geſchützt werden. 

Die Beichädigungen müfjen innerhalb zwei Tagen nad) Entfernung 
der Stangen von dem Hauseigentümer wieder hergeftellt werden, andern 
fall3 dies auf feine Koften gejchieht. 


8 2. 

Bei Neubauten an der Straßenfluchtlinie ift nach erfolgter Auf- 
ftellung des Schnurgerüftes dem zuftändigen Baufontrolleur jchriftliche 
Anzeige zu machen und darf mit den Bauarbeiten erft dann begonnen 
werden, wenn die Baufluchtlinie des betreffenden Baues von dem Bau— 
fontrolleur geprüft und duch Abnahmeichein für richtig befunden 
worden iſt. 

Zu Urt. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
88. 

Bei Errihtung von Bauten an öffentlichen Straßen und Pläßen 
wird > ‚Vorjpringen vor die Straßenfluchtlinie geftattet: 

a) Bei Fundamentmauern in der Erde bis zu 25 cm, 

b) bei Sodeln über der Erde, Fenfter- und Türgewänden bis zu 
15 cm, 

c) bei Verda ungen und Sockelgurten bis zu 30 cm, 

d) bei Dachgeſimſen in Straßen bis zu 10 m Breite bis zu 70 cm, 
in breiteren Straßen bis zu 1,20 m Breite, 

e) bei Balkonen, Wetterdächern und Erkern in Straßen von mehr 
wie 7,50 m Breite und unter der Vorausjegung, daß ihr niedrigjter 
Bunft mindeften® 4 m über dem Banfette liegt und jie von der 
Nachbargrenze um das doppelte Maß ihrer Ausladung entfernt 
bleiben, bis zu 1,70 m. 

Eine Unterftügung durch Pfeiler, Säulen oder dergleichen ift hier- 
bei unftatthaft, kann dagegen in Konjolen und bei Erfern durch Aus— 
fragung gejchehen; in Straßen unter 7,50 m Breite ijt das Anbringen 
von Balkonen, Wetterdächern und Extern verboten. 

4 


84. 
Blumen-, Waren- und Ausſtellkäſten, Haken und Firmenſchilder 
dürfen in die Straßenfluchtlinie nicht vorſpringen. 
5 


Nach außen aufgehende Fenſter und Fenſterläden müſſen bei 
bauten und Hauptveränderungen der Faſſadenwand bereits beſte 
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Gebäude mit ihren Unterfanten mindeſtens 2 m über der Ebene des 
Straßenbanfett3 angebracht werden. 
8 6. 

Toren und Türen dürfen nicht nach der Straße aufgehen, bezw. 
iiber die Straßenfluchtlinie vorjpringen. Kellereingänge auf der Straßen- 
feite find verboten Beſtehende Kellereingänge find einzufriedigen und 
derartige Anlagen ebenjo wie nach der Straße aufgehende Toren und 
Türen bei Fafjadenänderungen oder jonft paffenden Gelegenheiten zu 
bejeitigen. 

Zu Art. 32 der allgemeinen Bauordnung. 


87. 

Zur Ableitung des Regen- und Abfallwaſſers von den Häufern 
und Hofreiten können die in den Straßen dafür hergeltellten Ein- 
richtungen benußt werden, doch dürfen die Ausflußſteine nicht erhöht 
oder hervorragend angebracht werden. Zur Ableitung des Waſſers von 
den Dächern nad) der Straßenjeite Hin ift die Anbringung von Dach— 
fandeln und Abfallröhren bis zur Erde erforderlih. Die Ausflußrinne 
ift nach Anordnung der Drtspolizeibehörde jo herzuftellen, daß das 
Bankett dadurch nicht mißftändig wird. 

Da, wo jolhe Einrichtungen noc nicht bejtehen, find ſolche auf 
Anfordern Großh. Bürgermeifterei innerhalb ſechs Monaten nad) erfolgter 
Aufforderung Herzuftellen. — Die Neuanlagen von Sidergruben (Sink— 
gruben) ift verboten. Diejelben find da, wo fie bejtehen, innerhalb einer 
von dem Kreisamt feitzufegenden Friſt zu bejeitigen. 

Zu Art. 33 der allgemeinen Bauordnung. 
88. 

Ausgüffe aus Brennereien, Küchen u. ſ. w. dürfen nicht an der 
gegen Straßen und öffentliche Plätze gerichteten Seite der Gebäude an- 
gebracht werden. Wo jolche betehen, find fie innerhalb ſechs Monaten 
nach jeitens der Großh. Bürgermeiſterei gejchehener Aufforderung zu 
bejeitigen. 

Zu Urt. 35 der allgemeinen Bauordnung. 
89. 

Der Boden der Winkel (Zwinger) zwijchen zwei Gebäuden iſt 
derart herzustellen, daß ein entjprechender Wafjerablauf ermöglicht tft. 

Schmutzwaſſer in diejelben zu leiten ift nicht erlaubt. Der In- 
halt von Abtritten und Piſſoirs darf nicht in folche Winkel geleitet 
werden. Da wo eine jolche Einrichtung beiteht, iſt ſolche innerhalb 
ſechs Wochen zu befeitigen. 

Der Winfel ift gegen die Straße oder Pläge mindeftend 2 m hoch 
durch eine Latten- oder Gittertür abzujchließen. 

Zu Art. 36 der allgemeinen Bauordnung. 
8 10. 

Die Anlegung neuer, jowie die Erweiterung bejtehender Dünger- 
ftätten, Jauchebehälter oder Pfuhlgruben, Lagerpläge für Abfälle und 
dergl. an Straßen und öffentlichen Plätzen ift verboten. Da wo joldhe 
beftehen, find diejelben innerhalb Jahresfriſt zu bejeitigen oder falls ſie 
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nicht mißftändig und für den Verkehr nicht Hinderlich find, mit einer 
I m hohen Brüftungsmauer nach allen Seiten hin wafjerdicht einzufriedigen. 

Neue oder beitehende Düngerjtätten u. |. w. find wafferdicht her- 
zuftellen und jo anzulegen, daß die Jauche oder andere Flüſſigkeiten 
weder auf Straßen noch öffentliche Plätze fließen, noch auf oder in 
benachbarliches Gebiet dringen, noch Brunnen verunreinigen fönnen. 

In beſonders berücfichtigenswerten Fällen fann die Anlage von 
Düngerftätten an Straßen und öffentlihen Plätzen, injofern fie in feiner 
Weiſe mißjtändig find, nach den für die Ausführung zu gebenden be- 
jonderen Borjchriften mit Zuftimmung der Drtöpolizeibehörde und des 
Gemeinderat3 gejtattet werden. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
11 


Brunnen müfjen mindeftens 1,50 m von der Nachbargrenze und 
mindeftens 5 m von allen Dünger: und Jauchegruben entfernt bleiben. 
Zu Urt. 39 der DEROEREIDEN Bauordnung. 

8 12. 

Unüberbaute Grundjtüde find an Drtsftraßen und öffentlichen 
Plägen nach Anordnung der Drtspolizeibehörde jo einzufriedigen, daß 
Straßen oder öffentliche Plätze — nicht mißſtändig erſcheinen. Da, 
wo ſolche Einfriedigungen noch nicht beſtehen, müſſen dieſelben innerhalb 
Jahresfriſt nach geſchehener Aufforderung hergeſtellt werden, andernfalls 
wird die Einfriedigung durch die Gemeinde auf Anordnung der Bürger— 
meiſterei hergeſtellt und es werden die Koſten von den Säumigen, wenn 
nötig auf dem Adminiſtrativbeitreibungswege, zur Gemeindekaſſe wieder 
eingezogen. 


| 8 18. 

Buwiderhandlungen gegen diefe Baupolizei-Ordnung, ſowie gegen 
die 88 8, 9, 10, 11 und 13 des Drtöbauftatut3 unterliegen, jofern nicht 
die einjchlägigen Vorjchriften des Reichsſtrafgeſetzbuchs und des Polizei— 
ſtrafgeſetzes Anwendung finden, den Rechtsfolgen der Artikel 79 und 80 
der allgemeinen Bau-Ordnung. 


8 14. 
Gegenwärtige Baupolizei-Ordnung tritt mit dem 15. Mai 1898 
in Kraft. 
Heppenheim, den 22. April 1898. 
ee Kreisamt Heppenheim. 
J. V.: v. Werner. 


Nachträge zum Ortsbauflatui für die Gemeinde Birkenau 
vom 22. April 1898. 


S la. 
Die Bebauung des Tuchbleichwegs iſt nur auf der einen Seite, 
d. i. auf der nördlichen, zuläſſig. 






83. 
Zufolge Beſchluſſes des Gemeinderats vom 29. April 1899 
Anhörung des Kreisausſchuſſes und mit Genehmigung Großherzo 


— 
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Minifteriums des Innern vom 21. Juli 1899 zu Nr. M.d. J. 21558 
ind in $ 3 de3 DOrtsbauftatut3 die Worte 

„die nad) der Straße ihren Ausgang haben“ 
geitrichen worden. 





Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der SS 3—9 der Ausführungsverordnung zu derjelben vom 
I. Februar 1882 iſt zufolge Beichlufjes des Gemeinderats vom 22. Juli 
1902 nad) Anhörung des Kreizausschuffes und mit Genehmigung — 
Miniſteriums des Innern vom 15. November 1902 zu Nr. M. d. J. 
33399 zu 8 14 des Ortsbauſtatuts vom 22. April 1898 folgender 
Nachtrag erlaſſen worden: 

„An der Zufuhrſtraße bei dem Bahnhofe dürfen nur mindeſtens 
zweiſtöckige Häuſer errichtet werden.“ 

Birkenau, den 27. November 1902. 

Großherzogliche Bürgermeiſterei Birkenau. 
Brehm. 


Ortsbau⸗Statut für Die Ktreisſtadt Heppenheim a. d. B. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der SS 3—9 der Ausführungsverordnung zu derjelben vom 
l. Februar 1882 ift durch Beichluß des Gemeinderats vom 28. Dezember 
1899 nad) Anhörung des Kreisausſchuſſes und mit Genehmigung Großh. 
Minifteriums des Innern vom 12. Februar 1900 zu Nr. M. d. J. 
3275 nachitehendes Ortsbauſtatut errichtet worden. 


Zu Urt. 4, 10, 13 der eng Bauordnung. 
Die Grenzen der Bebauung in durch den Stadtbauplan gegeben. 


Inwieweit eine Straße nur Hr einer Seite mit Gebäuden bejegt 
werden joll, ijt in dem Stadtbauplan dadurch bezeichnet, daß die nicht 
zu bebauende Seite in grüner uarae angelegt iſt. 

Ss 3. 


Zur Benugung als Bauplap ift eine Fläche nicht mehr geeignet: 
a) wenn fie weniger als 70 qm enthält und 
b) wenn auf ihr ein Gebäude von 6 m Länge an der Straße und 
8 m Tiefe mit zweijeitiger Beleuchtung unter Wahrung der Vor- 
Ihriften des Art. 37 der allgemeinen Bauordnung, Abſatz 1 u. 3, 
jowie der Bejtimmungen der Baupolizei-Ordnung zu diefem Artikel 
nicht mehr errichtet werden kann, 


Bu Urt. 17 der allg Bauordnung. 










undſti te jeitens der 
guimittelbar an- 
die Anlieger 
bh. Bürger: 


Sind zur Schliegung 
Stadt erworben worden, 
grenzenden Grundbeliger 8 
innerhalb Jahresfriſt ım 
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meifterei verlangen und für das an fie abzutretende Gelände der Stadt 
die vollen Koften für Erwerbung der Grundjtüde zurüczahlen. 
Gleichzeitig haben die Anlieger auf Verlangen der Stadt den ge- 
Ichlofjenen Gemeindeweg nah dem Durchichnittspreis des in Abſatz 1 
erwähnten Gejamtgeländes zu übernehmen. 
5. 


8 

Wenn aus Anlaß der Regulierung der Baufluchtlinie bereits be— 
ſtehender Straßen die Stadt von einem Privaten das zur Straße er— 
forderliche Gelände erwerben oder ein Privater Grundeigentum von der 
Stadt erwerben muß, jo wird der Preis des zu erwerbenden Geländes 
von einer Kommiſſion bejtimmt. Dieſe Kommiſſion bejteht aus fünf 
Mitgliedern, von welden zwei Mitglieder aus der Zahl des Oemeinde- 
rat3 durch diefen und zwei durch die beteiligte Partei ernannt werden; 
das fünfte Mitglied wird von dem Großh. Kreisamt Heppenheim er- 
nannt. Die Kommiffion wählt aus fich einen Vorfigenden und entjcheidet 
endgültig nad) Stimmenmehrheit. Das Recht des Grundeigentümers, 
die Enteignung feines für Straßenzwede in Anſpruch zu nehmenden Ge- 
ländes nach Maßgabe der Vorfchriften des Gejeges betr. die Enteignung 
von Grundeigentum zu verlangen, wird hierdurch in feiner Weiſe berührt. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
6 


8 6. 

Außerhalb der durch den Stadtbauplan feitgeftellten Bauquartiere 
dürfen Gebäude nicht errichtet werden. — Ausnahmen fünnen nad Map; 
gabe des Art. 18 der allgemeinen Bauordnung gejtattet werden. 

Zu Urt. 20 der allgemeinen Bauordnung. 


u T. 
Ueber die Reihenfolge, in welcher die im Stadtbauplan vorgejehenen 
Straßen und Bauquartiere zu eröffnen find, bejchließt der Gemeinde- 
vorſtand. 


8. 

In den noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude nur an den 
Straßenenden, welche ſich an ſchon eröffnete Straßen anreihen, oder im 
Anſchluß an beſtehende Gebäude errichtet werden. — Der Bauende hat 
aber dann das zur neuen Straße erforderliche Gelände auf die Länge 
ſeines Beſitztumes an die Stadt um den Preis von 70 Pfg. pro 
Quadratmeter frei von allen Laſten abzutreten. — Zur Zahlung des 
Kaufſchillings iſt die Stadt, unbeſchränkt der Vorſchrift des Artifel 12 
Abi. 2 der allgemeinen Bauordnung erjt verpflichtet, wenn der größere 
Teil der neuen Straße bis zur nächjten Querjtraße gerechnet als bebaut 
anzufehen ijt oder wenn die Straße früher eröffnet wird. In diefen 
alle erfolgt die Zahlung alsbald a diejer Eröffnung. 


Soll außer dem in 8 8 vorge — Falle ein Gebäude in einer 
noch nicht eröffneten Straße errichtet werden, jo kann dieſes vom Ge 
meindevorftand gejtattet werden, wenn der Stadt das ganze Straßen 
gelände von dem projektierten Bau einjchl. des vor demjelben beziv. vor 
der zu errichtenden Hofreite gelegenen Straßenteil® bis zur mächjten 


um. 








u 
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eröffneten Querftraße bezw. biß zu der bereits für die Stadt in Eigen- 
tum erworbenen Straßenfläce vorher koſten- und laftenfrei in Eigentum 
abgetreten wird. Grenzen an dieſe noch nicht eröffnete Straße zwei 
eröffnete Querftraßen, jo beftimmt der Gemeindevorjtand, nach welcher 
Querftraße das Gelände zu erwerben iſt. Nach Eröffnung der Straße 
feiftet die Stadt eine Nüdvergütung für das ihr früher abgetretene 
Straßengelände von 70 Pfg. pro Quadratmeter. 


$ 10. 

In den Fällen der 888 und 9 find alle Borfehrungen zur Fahr— 
und Gangbarmahung, Abwäfjerung und Beleuchtung der Straße auf 
Koften des Bauenden durch die Stadt zu bewirfen. 

Bu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 11. 

Die Koſten für Geländeerwerb, jowie diejenigen der Erdarbeiten 
des Straßenkörpers und der Herjtellung der Fahrbahn einjchl. der 
Goſſen und der eventuellen Kanalifierung und Wafjerleitung für die in 
Art. 21 Abi. 1 aufgeführten Straßen trägt die Stadt. 


8 12. 

Betragen die Geländeerwerbsfoften mehr als 70 Pig. pro Quadrat- 
meter, jo werden dieje Mehrkoften auf die innerhalb der beiden nächften 
Querftraßen begüterten Grundbefiger ausgejchlagen, welche an dieſes 
Straßenftüd grenzen und zwar im Verhältnis der Frontlängen ihrer 
Grundſtücke. 

8 13. 

Die Anſchlüſſe von Hofreiten an die Straßenkanaliſierung zur 
Abführung von Abfall- und Tagewaſſer werden auf Antrag der Be— 
teiligten und auf deren Koſten durch die Stadt beſorgt. 

8 14. 

Wenn Trottoird in bereits hergeftellten und eröffneten Straßen 
neu angelegt, bezw. jeither nur gepflafterte Fußwege in erhöhte Trottoirg 
umgewandelt werden, müfjen die Kojten derjelben wie folgt getragen 
werden: 

1. die Trottoirfteine — Wandfteine — Hat die Stadt auf ihre Kojten 
zu liefern und zu jeßen; 

2. von den übrigen Koften tragen die Eigentümer der Grundſtücke 
im Verhältnis der Länge ihrer Straßenfronte die Hälfte, die 
andere Hälfte die Stadt; 

3. die Koften der Herjtellung von Vorrichtungen für Ableitung des 
Waſſers von den anliegenden Grundſtücken in die beftehenden 
Straßenrinnen tragen die Eigentümer der Grundftüde ſelbſt. Ob 
und immieweit Trottoirs in jolhen Straßen hergeſtellt werden 
jollen, fjowie die Art der Heritellung derjelben und der Waſſer 
abfluß-Vorrichtungen wird durch den Gemeindevorftand für die 
einzelnen Straßen bejonder3 bejtimmt. 

Das Pflaftern, Wfphaltieren, Zementieren 2c. derjenigen 

Trottoirg, deren Wandfteine bereits geſetzt find, die aber bisher 


— — 
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nur mit Kies hinterfüllt waren, iſt als Neuanlage zu betrachten, 

deren Koſten den Anliegern maßgeblich der Ziffer 2 dieſes Para- 

graphen zu tragen obliegt. 

Die vorjtehenden Beſtimmungen gelten auch für neuanzulegenbe 
Straßen mit der Maßgabe, daß der Gemeindevoritand den Zeitpunkt 
der Heritellung zu an hat und zwar ohne Rüdjicht darauf, ob 
die a Grundſtücke Schon bebaut find oder nicht. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
15 


Stallungen, Scheunen, Remiſen, Waſchküchen, Abtritte und ähnliche 
Nebengebäude dürfen nicht an öffentliche Straßen und Plätze gejtellt 
werden. Ausnahmen hiervon find nur bei äußerfter Raumbejchränfung 
und unter der Bedingung zulällig, daß derartige Nebengebäude mit dem 
Hauptgebäude in harmonische Verbindung gebracht werden oder für fich 
das Ausjehen eines Wohngebäudes erhalten, keinesfalls aber das Anjehen 
der Straße beeinträchtigen. 


$ 16. 

Räume, in denen mit läftigem Geräujch verbundene Gewerbe be- 
trieben werden, oder in denen beläftigender Rauch, Dampf und übel- 
riechende Luft erzeugt wird, dürfen feine Deffnungen nad) der Straße 
haben. 

Liegen ſolche Räume Hinter der Straßenfluchtlinie, jo muß die 
Entfernung der Deffnungen von derjelben mindeſtens 5 m betragen. 

17. 


Die dem $ 16 der deutichen Gewerbeordnung unterliegenden An— 
lagen dürfen nur von der nördlich der Lorjcherftraße gelegenen erjten 
Duerftraße zur früheren Staatzjtraße Heppenheim— Bensheim ab, aber 
mindestens 100 m von diejer in wejtlicher Richtung entfernt errichtet 
werden. Ausgenommen hiervon find Bergrößerungen beftehender Anlagen. 

Zu Art. 30 u. 59 der allgemeinen Bauordnung. 


8 18. 

Das Zurüdjegen der Gebäude Hinter die feſtgeſetzten Straßenflucht- 
linien, die auch die Baufluchtlinie bilden, kann ausnahmsweile mit Ge— 
nehmigung des Gemeindevorjtandes gejtattet werden, wenn Gejuchiteller 
ſich verpflichtet: 

a) die zurüdverlegte Baufluchtlinie parallel der Straßenfluchtlinie 
anzulegen, ferner 

b) alles zwilchen der Straßenfluchtlinie und der zurüdverlegten Bau— 
fluchtlinie liegende Land mit Gartenanlagen oder jonft nicht miß- 
ftändigen Anlagen zu verjehen und gegen die Straße, wie Die 

Vorgärten ($ 19) abzujchliegen ; jowie 

c) die durch das Zurückweichen Hinter die Straßen- und Bauflucht- 
linie von der Straße aus jichtbaren Abgrenzungen gegen die Nach: 
barn mit Genehmigung derjelben entjprechend Herzuftellen, jo daß 

dieje Abgrenzungen nicht mißftändig erjcheinen. m 

& 19. 


Alles Vorgartenland iſt unter Einhaltung der Straßenfluchtlini 
⸗ Im 
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durch gefällige Abgrenzungen abzujchließen. Dieje Abgrenzungen müffen 
auf mindeftens zwei Drittel der Grundftüdslängen aus durchbrochenen 
und angeftrichenen Eiſen- oder Holzgittern bejtehen, welche ohne Sodel 
oder bei Straßen in der Ebene auf höchitens 0,75 m hohen Stein- 
jodeln errichtet werden fünnen. Der übrige Teil der Einfriedigung kann 
aus gejälliger Mauerverblendung oder Putzmauerwerk bejtehen. 

Nicht durchbrochene Abgrenzungen gegen die Hinter der Straßen- 
* liegenden Nachbargebäude dürfen höchſtens eine Höhe von 1,80 in 
erreichen. 

Das Vorgartenland iſt mit Garten- und Weganlagen entſprechend 
zu verſehen und ordnungsmäßig zu unterhalten. 

20 


Für das ſüdweſtliche Bauquartier (Lange Aecker) ſowie für das 
Bauquartier im Maiberg iſt die offene Bauweiſe mit villenartigen Ge— 
bäuden und Vorgärten (8 19) vorgeſchrieben mit der Maßgabe, daß bei 
erſterem Bauquartier, beſonders an den im Stadtbauplan vorgeſehenen 
Plätzen auch Gebäude zu Gruppen, jedoch nicht mehr als 5 Gebäude 
zuſammen vereinigt werden können. 


g 21. 

Einheitliche Baufluchtlinien ſind in den in $ 20 erwähnten Bau— 
quartieren nicht einzuhalten; es kann deshalb von Fall zu Fall im 
Baubeſcheid die Vorgartenbreite, jedoch nicht über 6 m und längs der 
Weitjeite der Ludwigſtraße nicht über 10 m vorgejchrieben werden. Die 
geringste VBorgartenbreite, ebenjo die geringjte Entfernung der Vorder: 
gebäude (Einzelgebäude oder Gebäudegruppen) von der Nachbargrenze 
beträgt 3 m. — Ein Borjpringen von Treppen, offenen VBeranden und 
dergl. in die Zwiichenräume zwiſchen den Häufern ift geftattet; e8 muß 
jedoch zwiſchen diefen nachbarlichen Gebäudeteilen ein lichter Raum von 
mindeſtens 3 m frei bleiben. Das Vorſpringen von TFreitreppen in die 
VBorgärten ift geftattet. 

8 22. 

Die in $ 20 erwähnten Gebäude müjjen neben Einhaltung der 
allgemeinen baugejeßlichen VBorjchriften bejonders den in Art. 54, 55 
und 56 der allgemeinen Bauordnung bezw. den 88 73, 74, 75 und 76 
der Ausführungs-Verordnung hierzu gegebenen Vorſchriften entiprechen. 

Gebäude, die in mehr als einem Geſchoſſe Fachwerkskonſtruktion 
erhalten jollen, müflen im unteren Fachwerksgeſchoß noch eine mindeſtens 
13 cm ſtarke Hintermauerung erhalten. 

Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
S 23. 

Jedes bebaute Grundſtück muß mindeftens einen mit dicht ſchließender 
Grube verjehenen Abtritt haben, der, wenn irgend möglich, an einer 
Außenwand liegen, jedenfall® aber eine ins ‘Freie führende mindeſtens 
0,3 qm große FFeniteröffnung haben joll und, von der Straße aus ge: 
jehen, nicht in mipftändiger Weile zur Erjcheinung fommen darf. 

Jede Abtrittsgrube joll ventiliert jein. Es fann hierzu das Ab- 
trittSrohr, wenn defien untere Deffnung niemals durch den Grubeninhalt 
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verichloffen wird, benugt werden. Diejes oder ein bejonderes Venti- 
lationsrohr von mindejtens 12 cm Durchmefier muß über das Dad) gehen. 

Die Abtrittögrube ift zu überwölben und hat mindeftens eine 
50—60 em (Seitenlänge oder Durchmefjer) große Reinigungsöffnung 
zu erhalten, die mit einem gut jchließenden Dedel zu verjehen ift. 

Im Innern ift die Grube mit 2 cm jtarfem Zementverpuß zu 
verjehen, die Wände find ohne vorjpringende Teile herzuftellen, die Eden 
nach einem Halbmeſſer von mindejtens 10 cm auszurunden, auch der 
Boden muldenförmig nad) einem unter der NReinigungsöffnung befind- 
lichen Punkt fallend zu geftalten. 

Die Ueberwölbung der Grube ift außerhalb mit einer Aſphaltlage 
oder mit einem Zementmörtel gut zu überziehen und darauf noch min= 
deitens 15 em hoc, mit toniger oder lehmiger Erde zu überdeden. 

Die Deffnungen der Abtrittäfiße müſſen mit genau jchließenden 
Dedeln verjehen werden. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 24. 

Hinter- und Seitengebäude dürfen in der Regel nicht früher erbaut 
werden al3 die Vordergebäude; auch dürfen fie die Höhe der Vorder— 
gebäude bi zur Trauffante gemejjen, nicht überjchreiten. — Das Maf 
der Entfernung zwijchen einem Hintergebäude und dem ihm auf dem: 
jelben Grundftüde gegenüberliegenden Gebäude darf nicht unter 5 m 
betragen. Zu einer Abweichung hiervon ift die Genehmigung des Ge— 
meindevoritandes erforderlih. Auch müſſen die Fluchten der Hinter: 
gebäude möglichjt rechtwinfelig oder parallel mit denen der Vorder— 
aebäude angelegt fein. Soweit Hintergebäude von der Straße aus fichtbar 
find, gilt auch hier der $ 26 des DOrtsbauftatuts. 


Zu Urt. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
8 25. 

Die Umfangswände aller Wohnhäufer und aller jonftigen Gebäude, 
wenn letztere Feuerungsanlagen enthalten oder mehrere Stodwerfe haben, 
fünnen maſſiv oder in Fachwerk erbaut werden. Bei mafjiven Gebäuden 
müſſen die Umfangsmauern im oberjten Stock eine Stärfe von mindestens 
45 cm bei Bruchjteinen und 25 cm bei Baditeinen haben. 

Bei Fachwerksbauten müſſen die Gefache auf mindeſtens 12 cm 
Die mit feuerſicherem Material ausgefüllt jein. (Vergleiche auch $ 22.) 
Bei Bruchfteinmauern muß die Stärke nad) unten von Stodwerk zu 
Stodwerf um mindeftens je 10 cm, bei Badjteinen alle zwei Stodwerfe 
um mindeftens einen halben Stein zunehmen. Bei diefen Dimenfionen 
ind Stocdwerfhöhen nicht über 4 m im Lichten und Zimmertiefen nicht 
über 7 m vorgejehen. Werden dieſe Dimenfionen iüberjchritten, fo find 
auch die Mauerftärfen entjprechend zu vergrößern. Die Außenmauern 
von Zreppenhäujern bedürfen der Verjtärfung nach unten nicht, wenn 
fie 45 cm bezw. einen Stein ftarf bei nicht mehr ala 6,5 m Höhe auf: 
geführt find. 

Stodwerksaufjegungen auf bejtehende Gebäude find nur dann zus 
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läffig, wenn diefe Minimalmaße noch ohne Anblendung an bejtehende 
Mauern eingehalten werden fünnen. 
20. 

Bei Menderungen oder Reparaturen bejtehender Bauten finden 
hinſichtlich der VBorichriften in $ 25 des Drtsbauftatut3 die Beftimmungen 
de3 Art. 25 der allgemeinen Bauordnung Anwendung. 

8 27. 

Zu allen äußeren Mauern der Vorder, Hinter: und Nebengebäude 
dürfen nur natürliche oder gleichwertige fünftliche Steine oder gebrannte 
Steine (Badjteine) verwendet werden. Der Mörtel muß mit Kalt oder 
Zement hergeſtellt fein. 

Lehm, Tuff» und ähnliche Steine dürfen nur zur Ausmanerung 
innerer Fachwände benußt werden. Hierbei iſt Lehmmörtel geitattet. 

$ 28. 

Bei mafliven und Fachwerks-Gebäuden müſſen diejenigen Scheide- 
wände, welche die Gebälfe tragen helfen, 25 cm ſtark fein, ſobald legtere 
zwiſchen zwei Mauern mindeſtens 5 m freiliegen. Bei außergewöhnlichen 
aufgemauerten Ofen- und Herdfeuerungen find die Scheidewände 25 cm 
ftarf, über die äußeren Herd» und Kejjelteile 50 cm Hinausragend, aus- 
zuführen. 

8 29. 

Die Fußböden des unterjten Stocdwerfes müfjen bei Wohngebäuden 
mindeitens 50 cm und die Schwellen von unbewohnten Fachwerksbauten 
mindejten® 30 cm über dem höchſten Punkt des an das Gebäude an- 
ichliegenden Terrains liegen. Ausnahmen können nach Anhören des 
Semeindevoritandes durd) Großh. Kreisamt geftattet und kann insbejondere 
bei Ladenanlagen eine niedrigere Höhenlage zugelafjen werden. 

Bu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 30. 

Alle innerhalb des Stadtbauplanes zu errichtenden Wohngebäude, 
jowie die von der Straße aus fichtbaren Hintergebäude und alle Ein: 
friedigungen ſollen in gefälligen architeftoniichen Formen gehalten werden. 
Die Aufführung mehrerer Gebäude von ganz gleichem Weußeren neben- 
einander ift tunlichjt zu vermeiden. — Die gleiche Vorfchrift gilt für 
Hauptreparaturen an Wohngebäuden, an von der Straße aus fichtbaren 
Hintergebäuden, jowie an Einfriedigungen. 

8 31. 

Mehrere Häufer, welche, unter einem Dach liegend, ein Gebäude 
bilden, find hinſichtlich ihrer architektonischen äußeren Erjcheinung als 
ein Gebäude zu behandeln unbejchadet einer etwaigen, im äußeren zum 
Ausdrud gebrachten inneren Trennung in einzeine Häufer; dasjelbe gilt 
von Baugruppen. — Bilden mehrere Häujer ein Gebäude, jo ift auch 
der Anjtrich gleich oder ähnlich zu halten. Fall das Gebäude mehreren 
Beſitzern gehört und eine Einigung derjelben über die äußere Herftellung 
und deren Bedürfnis nicht zu Stande fommt, fo enticheidet das Großh. 
Kreisamt Heppenheim nach Anhörung der Großh. Bürgermeijterei. 
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$ 32. 

Die zuläffigen geringsten Höhenmaße für Räume, in welchen 
Menjchen wohnen oder arbeiten, find bei Keller-, Dach: und Zwiſchen— 
geſchoſſen 2,50 m im Lichten, bei Hauptgejchoflen 2,80 m im Lichten 
zu nehmen. 

8 33. 

Alle an einer Straße ftehenden oder von derjelben aus fichtbaren 
neuen Gebäude und Mauereinfriedigungen find binnen zwei Jahren vom 
Zeitpunkt der Fertigftellung, d. i. bei Gebäuden vom Zeitpunkt der 
Dachdeckung ab, mit Verputz und Anftrich zu verjehen, fall3 die Um— 
ee nicht aus jauber behauenen Steinen oder Blendbaditeinen 
eitehen. 

Ueltere Gebäude und Einfriedigungen find auch im Verputz und 
Anſtrich ftet3 in ſolchem Zuftande zu erhalten, daß deren Ausjehen 
nicht mißftändig erjcheint. Für den Anftrih dürfen feine blendenden 
Farben verwendet werden. Im gemeinschaftlihem Eigentum ftehende 
Gebäude dürfen nur mit einerlei Farbe angeftrichen werden. 

Ss 34 


Borftehendes Statut tritt mit dem 15. März 1900 in Kraft. Mit 
dem gleichen Tage tritt das Statut vom 20. September 1890 außer Kraft. 
Heppenheim, den 6. März 1900. 
Großherzogliches Kreisamt Heppenheint. 
Dr. Göttelmann. 


Baupolizei⸗Ordnung für die Gemeinde Seppenheim. 

Auf Grund des Artifeld 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der SS 6 und 8 der Verordnung 
vom 1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen Bauordnung 
betreffend, wird nad Anhörung des Gemeinderat3 und der Bürger: 
meifterei unter Zuftimmung des Kreisausfchuffes und mit Genehmigung 
Gr. Minifteriums des Innern vom 12. Februar 1900 zu Nr. M. d. 
3. 3275 fir die Gemeinde Heppenheim verordnet wie folgt: 

Zu Art. 28 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 1. 

Zur Erridtung von Bau- und Tünchergerüften an öffentlichen 
Straßen und Plätzen bedarf es der Genehmigung Großh. Bürgermeifteret 
und des Straßeneigentümerd. Die Gerüfte find feit, Sicher und jo auf: 
zuführen, daß Unglücksfälle möglicht verhütet und öffentliche Einrichtungen, 
wie Brunnen, Kanäle, Rinnfteine, Laternen u. j. w. gehörig geſchützt 
werden. Das Pflafter der Fahrbahnen und die Trottoirbefeftigungen 
dürfen durch die Gerüſte nicht leiden. Das Eingraben der Rüftitangen 
ijt verboten, diejelben müfjen vielmehr auf Schwellen gejtellt werden, 
welche nicht mehr als 20 cm über die äußeren Stangen nach der Straße 
hin vorragen dürfen. Wird ausnahmsweiſe das Eingraben zugeitande 
h gerchneht die MWiederherftellung auf Koften der Hauseigentüm 

ie Stadt. 
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Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
2 


8 2. 

Bei Errichtung bezw. Umbau oder Veränderung "von Gebäuden 
an öffentlichen Straßen und Plätzen ift ein Vorfpringen in die Straßen: 
fluchtlinien geftattet: 

a) bei Fundamentmauern bis zu 25 cm, 

b) bei Sodelmauern bis zu 12 cm, 

c) bei Fenfter- und Türgeſtellen bis zu 15 cm, 

d) bei Verzierungen, Verdachungen, Gejimjen in einer Höhe von 3 m 
über dem Fußweg bis zu 15 cm und in einer Höhe von mehr 
al® 3 m über dem Fußweg bis zu 45 cm; bei Dachgejimjen bis 
zu 80 cm, 

e) bei Balkonen, Wetterdächern und Erfern, welche in Straßen ohne 
Vorgärten unter 8 m Breite ganz verboten find, in Straßen von 
größerer Breite, jowie unter der VBorausfegung, daß jie mit ihrer 
Unterfante mindejten® 3,30 m über dem Fußwege liegen und die 
Breite desjelben nicht überjchreiten.. Die Unterftügung durch 
Pfeiler, Säulen u. dgl. ift unftatthaft, kann dagegen durch Konjole 
oder durch Vorkragung geicheben. 

53 


Waren- und Ausſtellkäſten, welche i in die Straßenfluchtlinie hinein— 
ragen, dürfen ohne polizeiliche ang nicht angelegt werden. 


Das Anbringen von auf bie Straßenfluchtlinie vorſpringenden 
Firmenſchildern in einer Höhe von weniger als 3 m von der Unterkante 
an gerechnet, jowie von Hafen und ähnlichen Vorrichtungen zum Aus- 
hängen von Fleiſch, Waren und dergleichen ijt verboten. 

9. 


Marquiſen müfjen jo befejtigt jein, daß ihr tiefjter Punkt mindeſtens 
2,25 m über dem Fußweg liegt. 

In derjelben Höhe fünnen Blumenkäſten, jedoch nur unter der 
weiteren Bedingung angebracht werden, daß fie waſſerdicht beichaffen 
jind, alfo durch Abfliegen von Waller niemand beläftigen fünnen. 

6 


Kellerläden find im geöffnetem Zuſtande am die Gebäude zu be- 
jeitigen und jo einzurichten, daß fie den freien Verkehr nicht hemmen. 
Fußabkratzer in der Straßenlinie müfjen in den Trittjtufen der Treppen 
oder in dem Fußſteig jo eingelafjen werden, daß fie mit demjelben in 
eine Ebene zu liegen fommen. — Anlagen, welche diefen Borjchriften 
nicht entjprechen, müflen, wenn dies das öffentliche Intereſſe erheiicht, 
nad Maßgabe de3 Art. 30 der Allgemeinen Bauordnung innerhalb 
einer von der Ortspolizeibehörde zu ———— Friſt beſeitigt werden. 


Nach der Straße ——— Fenſter und Läden dürfen nur in 
einer Höhe von mindeſtens 2 m von ihrer Unterkante an gerechnet über 
dem Fußwege angebracht werden. Türen und Tore dürfen ſich nicht 
nach der Straße öffnen, bezw. es kann jolches bei vorhandenen un- 
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ordnungsmäßigen Anlagen in polizeilichem Intereſſe nachträglich diefer 
Beitimmung gemäß angeordnet werden, nad) Maßgabe des Artifeld 30 
der allgemeinen Bauordnung. 

88. 


Treppen- und Sellereingänge mit nach der Straße fich öffnenden 
Falltüren, welche über die Straßenfluchtlinie vorjpringen, müfjen, wenn 
dies das Öffentliche Interefje bedingt, nad) Maßgabe des Art. 30 der 
allgemeinen Bauordnung innerhalb einer von der Ortspolizeibehörde zu 
bejtimmenden Friſt entfernt bezw. vorfchriftsmäßig umgeändert werden. 

Borhandene derartige Kellereingänge müſſen, jolange ihre Be— 
jeitigung nicht verlangt wird, mit Eifen von Hinreichender Stärke in 
eine Ebene mit dem Fußjteig liegend bededt werden. Borjpringende 
jenfrechte oder jchräge Vergitterung auf die Trottoirs find verboten. 


Zu Art. 32 der allgemeinen Bauordnung. 


89. 

Das von den Dächern abfließende Waffer ijt mittelft Dachrinnen 
und Ablaufröhren bis zur Erde und von da in gepflafterten Rinnen 
oder bei erhöhten Fußſteigen mittelft eiferner Rinnen in die Straßen- 
gofje zu führen (vergleiche auch $ 13 des Drts-Bauftatuts). Alle dieje 
Teile find ſtets in gutem AZuftande zu erhalten, ihre Anlage erfolgt 
nad) bejonderen, von Großherzoglicher Bürgermeifterei zu erlaffenden 
Beitimmungen. Bei Anlagen an Kreisjtraßen erfolgt jolches nad) Weifung 
des Kreisamts. Wo erforderlich kann die Entwäfjerung von Balkonen 
mittelft bi8 auf den Fußſteig herabgehender Abfallröhren verlangt werden. 

$ 10. 

Ueberdedte Rinnen, jowie Weberbrüdungen von Straßengojjen 
miüfjen in der Straßenebene liegen. Diejelben fünnen nur gegen be— 
jonderen Revers geftattet werden und find von dem Anleger auf eigene 
Koften nach näherer Angabe Herzuftellen und jederzeit gut zu unterhalten. 

s 11. 

Für die Ableitung des Abfall- bezw. Regenwaſſers an Brivat- 
gebäuden find auf Kojten des Befigers ſolche Einrichtungen zu treffen, 
daß das Wafjer jeinen richtigen Abzug findet und daran nicht ge- 
hindert wird. 

Sollten für die Folge zur Entwäflerung einzelner Straßen und 
Bauquartiere durch die Stadt bejondere Straßenkanäle angelegt werden, 
jo kann diejelbe den angrenzenden Hausbefiger anhalten, Küchenausgüſſe 
und jonjtiges Abfall und Regenwaſſer aus jeiner Hofreite auf defien 
Koſten nach bejonderen VBorjchriften in diefe Kanäle einzuleiten und 
diefe Leitungen im ftet3 gutem Zuftande zu erhalten. 


8 12. 
seite Stoffe, wie Küchenabfälle, Kehricht, Schutt, Stroh, Sand, 
Schlamm, Aſche u. dgl., menschliche und tierische Abgangsſtoffe, dürfen 
weder oberirdijch durch die Hausleitungen nach den Rinnen no 
den Kanälen geleitet werden. 
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8 18. 

Die Einfallröfte der Kanäle in den Straßenrinnen find von den 
angrenzenden Hausbejigern, denen die Reinigung des vor ihrem Eigentum 
liegenden Straßenjtüds obliegt, ftet3 offen und rein zu Halten und es 
it verboten, Straßenkehricht in dieje Einfallröfte zu werfen. 

8 14. 

Wenn Abfallwaſſer (Bergl. $ 12) in eine Sidergrube — aljo mit 
durdläffigem Boden — eingeleitet wurden und die Möglichkeit vorhanden 
ift, jolhe Wafler durch einen Kanal zu bejeitigen, muß die Grube 
entfernt werden und die Ableitung in dieſer Weije erfolgen. 

g 15. 

Dhne vorher eingeholte Genehmigung Großh. Bürgermeifterei 
dürfen in den ſtädtiſchen Straßen feinerlet Aufbrüche behufs Zuführung 
der Wafjerleitung, Ableitung von Abwaſſer oder jonjtige Ausführungen 
vorgenommen werden. 


Zu Art. 33 der allgemeinen Bauordnung. 


8 16. 

VBerunreinigende Ausgüſſe mit feiten Abfalljtoffen aus Küchen, 
Brennereien, Brauereien u.j.w. an der gegen Straßen und öffentliche 
Plätze gerichteten Seite von Gebäuden find verboten und müſſen, falls 
jie an der Nebenjeite von Gebäuden angebradht und von der Straße 
aus fichtbar find, oder die Nähe der Straße dies jonjt erforderlich 
macht mit bi8 in den Boden gehenden Röhren verjehen werden. 

Diejen Vorjchriften widerjprechende Anlagen find, wenn es das 
öffentliche Intereſſe erheilcht, binnen einer von der Ortspolizeibehörde 
zu bejtimmenden Friſt zu bejeitigen bezw. jachgemäß umzuändern. 

8 17. 

Jede Abtrittsgrube muß mindeftend zweimal im Jahre entleert 
werden und zwar zu den Zeiten, welche polizeilich hierfür fejtgejet 
werden. Außerdem fann die jofortige Entleerung bezw. Desinfizierung 
der Abtrittsgrube aus baulichen oder Gejundheitsgründen von der Polizei- 
behörde jederzeit verlangt werden. Dieje Entleerung muß vollitändig 
ausgeführt und e8 muß namentlich auch der feite Grubeninhalt bis auf 
den Boden ausgejchöpft werden. Unmittelbar nach vollzogener Ent- 
(eerung ift die Grube wieder zu jchließen und jede Verunreinigung der 
Hofräume, Hausfluren und Straßen jorgfältig zu bejeitigen. Die Arbeits- 
und Fuhrleute, welche die Reinigung bejorgen, dürfen mit ihren Wagen 
und Reinigungsgerätichaften nicht länger in Höfen und Straßen ver- 
weiten, als dies zur Vollziehfung des Gejchärtes nötig ift. Bei Ent- 
leerung zur Nachtzeit muß für gehörige Beleuchtung fowohl der Gruben, 
als auch des umgebenden Raumes gejorgt, auch an dem gebrauchten 
Fuhrwerk eine brennende Laterne angebracht werden. 

Der Grubeninhalt joll ſofort auf Grundftüde oder das Feld ver- 
bracht werden und muß auf Verlangen der Bolizeibehörde vorher voll- 
jtändig desinfiziert jein. Das Verbringen desjelben in eine Sammelgrube 
fann nur nach beionderen Beltimmungen geftattet werden. 


— 
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8 18. 


Die Einrihtung von Abtrittstonnen kann unter bejonderen Be- 
dingungen genehmigt werden. Der Tonneninhalt wird zu etwa 125 Liter 
angenommen. Die Tonne muß einen Ueberlauf, welcher zur Abhaltung 
feſter Stoffe mit einem Knierohr zu verjehen ift, erhalten. Das Abfahren 
der Tonnen Hat in beftimmten, von der Polizeibehörde feitzujegenden 
Zwijchenzeiten zu gejchehen. Es gelten im übrigen auch hier die Be- 
jtimmungen wegen Entleerung der Abtrittsgruben. 

Zu Art. 35 der allgemeinen Bauordnung. 
8 19. 

Winkel und Reule müſſen abgejchlofjen werden und zwar: 

a) wenn der Zugang durch die begrenzenden Gebäude möglich ift 
durch eine volle mindejtens 2 m hohe Mauer, die jo auszuführen 
ist, daß fie nicht mißftändig für die Straße wird; 

b) wenn der Zugang nur von der Straße möglich ift, durch verjchlofjen 
zu haltende Züren von 2 m Höhe, welche jtet3 gut unterhalten 
und mit gefälligem Delfarbenanjtrich verjehen werden müſſen. 

8.20. 

In die Winkel und Reule darf nur Regenwaſſer geleitet werden ; 
da3 aus häuslichen Einrichtungen fich ergebende, gewöhnliche Abwajjer, 
aber nur dann, wenn Boden und Wände betoniert bezw. bis auf 1 m 
Höhe zementiert find. Zur Ableitung von Abwäffern anderer Art in 
dieje Winfel jedoch bedarf e3 der Genehmigung Großh. Kreisamts 
Heppenheim, das nad) vorgängiger Anhörung des Gemeindevorftandes 
entjcheidet. 

8 21. 

Da wo dermalen der Inhalt von Abtritten und Piſſoirs, jorwie 
anderes Abwafjer als das in 8 21 genannte in Winkel (Reule) geleitet 
wird, ift diejer Zuſtand binnen einer von der Ortspolizeibehörde fejtzu- 
jegenden Friſt zu bejeitigen. Wird innerhalb der Friſt der Zuſtand 
nicht bejeitigt, jo ift durch) das Großh. Kreisamt das Erforderliche wegen 
Herjtellung der Einrihtung auf Kojten des Säumigen durch Polizei: 
befehl in die Wege zu leiten. 

Wenn der Abfluß nicht in einen öffentlichen Kanal erfolgen kann, 
jo kann der Inhalt in undurchläſſige, Luftdicht verichloffene, eijerne 
Tonnen oder Gruben im Sinne des Art. 34 der allgemeinen Bauord- 
nung ($ 53 der Ausführungsverordnung) und $ 19 dieſer Baupolizei— 
Ordnung geleitet werden, welche regelmäßig entleert werden müfjen. 

Stellt fi) die Unmöglichkeit heraus, etwa wegen der zu großen 
Enge diejer Winkel, Gruben in denjelben Herzujtellen, Tonnen dajelbit 
aufzuftellen, oder Kanäle in denjelben zur Abführung der Fäkaljtoffe 
anzulegen, jo müfjen dieſe Reule in wafjerdichter Weiſe hergeftellt und 
jo unterhalten werden. Die Reinigung derjelben erfolgt in beftimmten, 
von der Drtspolizeibehörde feitzujegenden Zeiträumen und zwar fo, daß 
nach derjelben eine Revifion der Winfel vorgenommen werden fann. 
Auf Verlangen der Polizeibehörde müſſen die Befiger diefer (Reule) 
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Winkel diefelben desinfizieren, bezw. geruchlos machen und iſt zur Ab- 
forbierung diejer Gaje Torſſtreu zu verwenden. 


$ 22. 

Alle Senfgruben oder ähnliche Anlagen, welche vor der Straßen- 
Hluchtlinie liegen, find binnen monatlicher Frift zu entfernen und wo 
dies nicht angängig erjcheint, die Gruben auf Straßenhöhe bezw. Fuß- 
weghöhe mit Steinrahmen und mit geeigneten ſtarken Eifenplatten ab» 
zudeden. Die Gruben bezw. die Bedeckung derjelben find ftet3 gut zu 
unterhalten. 

Zu Art. 36 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 23. 

Bor der Straßenflucht liegende Pfuhlgruben, Diüngerftätten und 
ähnliche Anlagen find alsbald auf Aufforderung Großh. Bürgermeifterei 
zu entfernen. — Wo derartige Anlagen infolge örtlicher Verhältniſſe 
durchaus nicht verlegt werden können, find diejelben auf Straßenhöhe 
mit Steinrahmen zu verjehen, mit jtarfen Eiſen- oder Eichenholzdedeln 
abzudeden und ftet3 in gutem Zuſtande zu erhalten. 

8 24. 

Vorhandene an Straßen oder öffentlihen Plägen gelegene Dünger- 
jtätten, Jauchenbehälter, Pfuhlgruben, Lagerplätze für Abfälle, Kehricht 
und dergleihen mehr jind in ordnungsmäßiger Weije zu verdeden, jo- 
wie nach der Straße mit einer mindejtens 2 m hohen Mauer mit ge- 
fälligem Aeußern derart abzujchliegen, daß ein Abflug von Flüffigkeiten 
oder eine Verbreitung üblen Geruchs aus denjelben nicht ftattfinden kann. 


Zu Urt. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 25. 

Mindeftens ein Viertel der Gejamtfläche eines jeden Grundftüds 
joll unüberbaut bleiben ; ausgenommen hiervon find Gebäude, welche au 
zwei Straßen liegen. 

$ 26. 

Auf bebauten Grundjtüden mit Hofräumen von geringerem 
Flächeninhalte al8 dem in $ 26 erwähnten, darf im Falle des Umbaues 
oder Neubaues die frühere Größe des Hofraumes beibehalten werden, 
wenn die Zahl der bis dahin vorhandenen Stodwerfe nicht vermehrt 
wird. — Eine Verkleinerung jolcher Hofräume unter die bisherige Größe 
it unzuläſſig. — Für gewerbliche namentlich mit Feuersgefahr ver- 
bundene Anlagen und für Gebäude, in denen feuergefährliche Sachen 
lagern, fann ein größerer Hofraum vorgejchrieben werden. 

8 27. 

Sind auf einem Grundftüd Seiten und Hintergebäude vorhanden, 
die zuſammen nicht mehr als 40 qm Grundfläche haben, jo fann der 
Zugang von der Straße die Breite von 1,10 m auf 2,60 m Höhe 
haben und braucht nicht zum Durchfahren eingerichtet zu fein. 


g 28. 
Neuanzulegende Abtrittö-, Dünger und Pfuhlgruben müfjen voll» 
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fommen dicht hergeftellt, von der Baufluchtlinie und von Brunnen min- 
deſtens 5 m, und von der Grenze des Nachbar mindeftend 1 m ent 
fernt errichtet werden. Ausnahmen können bei befchränften Raumverhält- 
nifjen vom Großh. Kreisamt Heppenheim zugelajjen werden. 
8 29. 
Pfuhlgruben müffen in ihrer Anlage den Abtrittsgruben entiprechen. 
— Viehſtälle müffen gegen das untenliegende Erdreich wajjerdicht her- 


geitellt jein. 
$ 30. 


Gegrabene Brunnen müſſen, jofern der Nachbar in einen geringeren 
Abſtand nicht einwilligt, wenigjtens 1,50 m von der nachbarlichen Grenze 
entfernt bleiben. 

8 31. 


Zur Anlegung eines Stalle® oder überhaupt eines Gebäudes, 
welches zur Aufbewahrung von Gegenjtänden bejtimmt ijt, deren Zer— 
jegung oder Ausdünftung dem Mauerwerk nachteilig fein kann, an einer 
gemeinjchaftlichen oder dem Nachbar ausschließlich gehörenden Mauer ift 
die Einwilligung des Eigentümers der leßteren erforderlih. Ohne dieje 
Einwilligung muß ein folches Gebäude durch eine bejondere Mauer von 
der benachbarten Mauer getrennt, außerdem derjenige Zwifchenraum 
zwijchen beiden Mauern gelajjen werden, welchen die Bolizeibehörde in 
einzelnen Fällen für nötig erachtet. 

Bu Art. 39 der allgemeinen Bauordnung. 


$ 32. 

Unüberbaute Grundjtüde (unbebaute Baupläge, Höfe, Gärten u. ſ. w.) 
oder unüberbaute Teile derjelben, welche an bebauten oder eröffneten 
Ortsſtraßen bezw. öffentlichen Plägen und beſonders zwijchen bereits 
bebauten Grundftüden liegen, müſſen mit einer dauerhaften, gefälligen 
Einfriedigung verjehen fein. Die Herjtellungsfrift hierfür wird von 
Großh. Bürgermeifterei für jeden Einzelfall bejtimmt. 

Bu Art. 77 der allgemeinen Bauordnung. 


$ 33. 

Bei Neubauten an den Straßen bezw. Baufluchtlinien, wie bei 
allen genehmigungspflichtigen Bauten ijt nad) erfolgter Aufſtellung des 
Schnurgerüjtes, nach Vollendung des Rauhbaues und nad) Fertigitellung 
de3 ganzen Baues dem Baufontrolleur Anzeige zu machen. Mit dem 
Bau darf erjt begonnen bezw. fortgefahren werden, nachdem die Flucht- 
linie bezw. der Rauhbau durch den Baufontrolleur geprüft und durch 
Ausftellung eines Abnahmescheines für richtig befunden worden ift. 

34 


S 34. 
J—— gegen die Vorſchriften der 88 17—33 des Orts— 
bauſtatuts, ſowie gegen die vorſtehende Baupolizei-Ordnung unterliegen 

den Strafen und Rechtsfolgen der Art. 79 und 80 der allgemeinen p? 
Bauordnung. 


8 35. 
Vorjtehende Baupolizei-Ordnung tritt mit dem 15. 2)? 
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in Kraft. Mit dem gleihen Tage tritt die Baupolizei-Ordnung vom 
20. September 1890 außer Kraft. 
Heppenheim, den 6. März 1900. 
Großherzogliches Kreisamt Heppenheim. 
Dr. Göttelmann. 


Nachtrag zum Ortsbauftatut für Die Kreisftadt Heppenheim. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der 88 3—9 der Ausführungsverordnung zu derjelben vom 
1. Febr. 1882 iſt zufolge Beichlufies des Gemeinderat? vom 2. Dezember 
1901 nad) Anhörung des Streisausjchuffes und mit Genehmigung Großh. 
Minifteriums des Innern vom 17. Januar 1902 zu Nr. M. d. J. 479 
zu 88 19—22 des Drtsbauftatuts vom 6. März 1900 folgender Nach— 
trag erlaſſen worden: 

Für das Bauquartier zwijchen dem Bensheimer Weg, Starfenburger 
Weg und der Kreisſtraße Heppenheim— Bensheim bis zur Hambacher 
Kreisitraße gelten die in 88 19—22 inkl. enthaltenen Bejtimmungen 
mit der einzigen Abänderung, daß die geringjte Entfernung der Vorder- 
gebäude (Hauptgebäude) von der Nachbargrenze 2,50 m zu betragen hat. 

Heppenheim, den 23. Januar 1902. 

Großherzogliche ae Heppenheim. 
öhn. 


Drtsbaufakungen für Die Gemeinde Kirſchhauſen. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung und der 
SS 3—5, 7 und 9 der Ausführungs-Berordnung dazu werden zufolge 
Bejchlufies des Gemeinderats, nach Anhörung des Bürgermeifters und 
Begutachtung durch den Kreisausſchuß mit Genehmigung Großherzoglichen 
Miniſteriums des Innern vom 3. April 1905 zu Nr. M. d. J. 9130 
nachitehende Ortsbauſatzungen für die Gemeinde Kirfhhaujen erlafjen. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 

81. 
Die Lajten, welche die Anlieger bei den Straßen-Neuherftellungen 
zu tragen haben, bejtehen: 

a) In den Koſten für Anlage von Goſſen und FZußjteigpflafter. Bei 
erhöhten Fußiteig erfolgt die Anschaffung und das Verſetzen der 
Nandfteine auf Koften der Gemeinde. 

Bei Ausführung einer Fußfteigbefeftigung, welche teuerer als 
Blaster, trägt die Gemeinde den Koftenunterjchied. 

Die auf die Befiger entiallenden Koften für die Fußjteig- und 
Gofjenberjtellungen werden im Verhältnis der Länge der Grund: 
ſtücke an der Strafe ausgeichlagen und von den Beſitzern inner: 
halb 6 Monaten nach Vollendung der Arbeit durch die Gemeinde: 
fajie erhoben. Die Koſten der an den Enden und Kreuzungen 
der Straßen über die Hauptflucht vortretenden Fußſteigflächen find 
von dem Bejiger des bezügliche» Eckgrundſtücks nad) der Eingang? 
angegebenen Berechnungsr " gen. 
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b) In den Mehrkoften der Erwerbung von Straßengelände über den 
Preis, welchen der Gemeinderat für den Quadratıneter allgemein 
feitgejegt hat, nad; Maßgabe des Abſ. 1 und 2 des Art. 21 der 
allgemeinen Bauordnung. 

Die Beitimmung, ob eine Straße hergeftellt und die Anlieger be- 
züglich ihrer obigen Verpflichtung herangezogen werden jollen, trifft der 
Gemeinderat, unbejchadet der Beitimmung des Art. 20 Abi. 1 Sab 2 
der allgemeinen Bauordnung. Die Herftellung der Fußſteige und Gofien 
erfolgt nur durch die Gemeinde. 


S 2. 

Wenn die Gemeinde vor beitehenden Hofreiten, jowie vor Neu- 
bauten, Gärten und Bauplägen, welche noch feine feiten Fußſteige be= 
jigen, folche Fußfteige herrichten will, dann find die Anlieger verpflichtet, 
die Koften der Herftellung nad Maßgabe des 8 1a zu tragen, jedod) 
nicht über eine Breite von 2,50 m. 

3 3. | 

Die Unterhaltung der beftehenden Fußfteige und Gofjen übernimmt 
die Gemeinde; die Umlegung gejchieht auf Kojten der Anlieger nad) 
$ la. Wird dad Aufreißen und das hierdurch nötige Wiederheritellen 
von Fußſteigen durch die Anlieger veranlaßt, jo werden die erforder- 
lihen Arbeiten auf Koſten derjelben ebenfall® durch die Gemeinde vor: 
genommen. 


84. 

Der Wert des alten Materials wird bei einer Umlegung der Fuß— 
ſteige und Goſſen den Anliegern nicht zu Gute gerechnet. Die Gemeinde, 
welche die Unterhaltung bis zur nächſten Neuherſtellung übernimmt, ver— 
wendet oder veräußert das Material zu eigenem Nutzen. 


5. 
Borjtehendes Statut tritt mit dem Tage der Veröffentlichung im 
Kreisblatt in Kraft. 
Kirſchhauſen, den 13. April 1905. 
Der Großherzogliche Bürgermeifter. 
Schäfer. 


Ortsbauftatut für Die Gemeinde Rimbadı. 

Auf Grund des Art. 2 des Gejeßes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der 88 3—9 der dazu gehörigen 
Ausführungsverordnung vom 1. Februar 1882 ift durch Beichluß des 
Gemeinderat? der Gemeinde Rimbach vom 16. Juni und 15. Dezember 
1896 nad) Anhörung des Kreisausjchuffes und mit Genehmigung Groß— 
herzogl. Minifteriums des Junern vom 8. Juni 1897 zu Nr. M. d. J. 
12592 nachjtehendes Ortsbauftatut errichtet worden. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
81. 

Die Grenzen der Bebauung find durch den Ortsbauplan gegeben 

und dürfen außerhalb des Bereich desjelben Gebäude nicht errichtet 
14* 
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werden. Ausnahmen hiervon fünnen im Einzelfalle mit Rückſicht auf 
die Beitimmung, Örtliche Lage oder jonftige Berhältnifje der beabjichtigten 
Bauten nad) Anhörung des Gemeindevorjtandes von Großh. Minifterium 
des Innern gejtattet werden. 

Zu Urt. 20 der allgemeinen Bauordnung. 


Ss 2. 

Der Gemeindevorjtand behält ſich das Recht vor, die Reihenfolge 

der nad) dem Ortsbauplan anzulegenden Straßen zu bejtimmen., 
8 3. 

In den noch nicht eröffneten Straßen fjoll das Bebauen nur an 
den Enden, welche auf jchon eröffnete Straßen aufftoßen, gejtattet werden. 
Der Bauende hat aber dann das zur neuen Straße erforderliche ganze 
Gelände, joweit jein Befigtum reicht, an die Gemeinde um den Preis 
von 64 PBfg. pro Quadratmeter abzutreten und zwar frei von allen 
Laſten. Zur Zahlung des Kaufjchillings ift die Gemeinde unbejchadet 
der Borjchrift in Art. 12 Abi. 2 der allgemeinen Bauordnung erjt ver- 
pflichtet, wenn im Anwendung der Beitimmungen dieſes Paragraphen 
der größere Teil der neuen Straße bis zur nächſten Querjtraße gerechnet, 
als bebaut anzujehen ift, oder wenn die Straße früher eröffnet wird. 
In diefem Falle erfolgt die Zahlung al3bald nad) dieſer Eröffnung. 

8 4. 

Soll außer dem in $ 3 vorgejehenen Falle ein Gebäude in einer 
noch nicht eröffneten Straße errichtet werden, jo kann dieſes von dem 
Gemeindevorstand gejtattet werden, wenn der Gemeinde das ganze 
Straßengelände von dem projeftierten Bau einjchließlich des vor dem— 
jelben bezw. vor der zu errichtenden Hofreite gelegenen Straßenteils bis 
zur nächſten eröffneten Querjtraße bezw. bis zu der bereit3 für Die 
Gemeinde in Eigentum erworbenen Straßenfläche vorerjt foften- und 
lajtenfrei in Eigentum abgetreten wird. Grenzen an die neue eröffnete 
Straße zwei eröffnete Querjtraßen, jo bejtimmt der Gemeinderat, nad) 
welcher Straße zu das Gelände zu erwerben ift. Nach der Eröffnung 
der Straße leijtet die Gemeinde eine Nüdvergütung für das ihr früher 
abgetretene Straßengelände von 64 Pfg. pro Uuadratıneter Straßen: 
gelände. 

8 5. 


Bis zu dem Zeitpunkt, an welchem eine Straße jeitens der Ge- 
meinde eröffnet wird, find alle diejenigen Vorkehrungen, welche durd) 
die Ortspolizeibehörde in Bezug auf Einebnung der Straßenfahrbahn 
und Herftellung von Wafferablaufrinnen, ſowie Einebnung des Fuß: 
banfett3 und foweit erforderlich Ueberſtreuung desjelben mit Kies oder 
Sand u. j. w. gefordert werden follten, und zwar bis zur nächjten Hierzu 
geeigneten Uuerftraße, von den betreffenden Eigentümer und wenn es 
mehrere find, unter gegemfeitiger jolidariicher Haftbarkeit derfelben auf 
eigene Koften und Gefahr zu bewirken. Entftehen der Gemeinde aus 
einer etwaigen Verſäumnis Koften, jo it " be jederzeit befugt, den 
Zugang über ihr Eigentum zu verbiet‘ erhindern. 





u 
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Sp lange die Straße nicht vollftändig Eigentum der Gemeinde und 
nicht eröffnet ift, kann weder auf Pflafterung der Goffen und Befeftigung 
der Fahrbahn noch auf Beleuchtung Anſpruch gemacht werden. 

S 6. 

Sobald der größere Teil der neuen Straße, bis zur nächſt er- 
öffneten Querftraße gerechnet, al3 bebaut anzujehen ift ($ 3 Schlußſatz) 
und die Gemeinde das Gelände in Eigentum hat, joll die Straße er- 
öffnet und fahrbar gemacht, jowie die Pflafterung und Beleuchtung be- 
wirft werden. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 


87. 

Die Gemeinde übernimmt nad) der gemäß Art. 20 der allgemeinen 
Bauordnung erfolgten Eröffnung einer Straße die Koften der Pflafterung 
und Chauffierung der Fahrbahn in einer Breite von 7 m einjchließlic 
der Goſſen bei 10 m breiten Straßen. Bei einer breiteren oder 
Ichmäleren Straße wird die Fahrbahn nad) dem Verhältnis 7: 10 angelegt. 

Die Fußfteige (Banfette) läßt die Gemeinde auf Koften der An— 
fieger mit Granit: oder Syenitjteinen pfläftern. Die Koften werden 
im Weigerungsfalle im VBerwaltungszwangsverfahren beigetrieben. 


Zu Urt. 29 der allgemeinen Bauordnung. 


8 8. 

Abtritte, Piſſoirs dürfen weder innerhalb noch außerhalb der 
Gebäude an öffentlihen Straßen oder Plätzen errichtet werden. 

Zu Urt. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
89. 

Bei Straßen, deren Baufluchtlinie Hinter der Straßenfluchtlinie liegt, 
it das Vorgartenland mittelft metallener auf Steinjodel ruhender Gitter 
einzufriedigen. 

Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
10. 

Jedes bebaute Grundſtück muß einen Abort haben, der an einer 
Außenwand liegen muß und durch eine in das Freie führende mindeftens 
0,50 qm große Fenfteröffnung zu beleuchten und zu lüften ift, auch von 
der Straße oder den Plätzen aus gejehen nicht in mißjtändiger Weije 
erjcheinen darf. Jeder Abort muß in eine gemauerte Grube münden. 

Jede Abortgrube muß mit einem mindeften® 15 cm weiten über 
Dad reichenden Dunftrohr verjehen werden. Jede Abortgrube ift zu 
überwölben und durch eine mindeftens 50 cm im Quadrat große, mit 
einem dichtichließenden Dedel zu verjehende Einfteigöffnung zugänglic) 
herzujtellen. 

* Die Mbortgruben find im Innern ohne Vorſprünge herzuitellen, 
der Boden ift muldenförmig mit Gefäll nad) der Neinigungsöffnung zu 
geitalten. Boden und Wände find mit Zement zu tünchen, | 
wölberüden ift mit Zementguß abzudeden. Die Deffnungen DU 
jige müſſen mit dicht fchließenden Dedeln verjehen fein. 
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s 11. 

Kein Abort darf feinen Auslauf (Ueberlauf) in Bäche, Kanäle oder 
Miühlgräben Haben. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 12. 

Hinter» und Seitengebäude dürfen in der Negel nicht früher er- 
baut werden als die Vordergebäude, andernfalls ift die Genehmigung 
des Ortsvorjtandes erforderlih. Auch müfjen die Fluchten derfelben 
— rechtwinklig oder parallel mit denen der Vordergebäude angelegt 
werden. 

Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
8 13. 

Die Fußböden des unteren Stodwerts müfjen bei Wohnhäufern 
mindeitens® 0,60 m und die Schwellen von FFachwerfsbauten (welche 
feine Wohnungen enthalten) müfjen mindeftens 0,30 m über dem höchſten 
Bunfte des an das Gebäude anjchliegenden Geländes und dem befannten 
höchſten Waflerjtand liegen. Tor-, Tür- und Kellerfenfteröffnungen, 
jowie Einfriedigungen und Einfahrten Hat der Bauende auf feine Koften 
der fünftigen Straßenhöhe genau anzupafjen. 

Bei Läden und landwirtichaftlichen Anlagen kann mit Zuftimmung 
des Gemeindevorftandes eine geringere Höhe zugegeben werden. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 14. 

Ein Gebäude an einer Straße muß mindeftens eine Faſſadenlänge 
(Länge an der Straße) von 5 m haben und eine bejondere Einfahrt 
von 3 m. Bei Edhäufern muß die Summe der beiden Fronten min- 
deſtens 10 m betragen. 

$ 15. 
Gegenwärtiges Statut tritt mit dem 1. Juli 1897 in Kraft. 
Heppenheim, den 10. Juni 1897. 
Großherzogliches Kreisamt Heppenheim. 
v. Örancy. 


Baupolizei⸗Ordnung für Die Gemeinde Rimbadı. 

Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, Die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der SS 6 und 8 der Verordnung 
vom 1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen Bauordnung 
betreffend, wird nad) Anhörung des Gemeinderat® und der Großh. 
Bürgermeifterei zu Rimbach unter Zuftimmung des Kreisausſchuſſes 
und mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 8. Juni 
1897 zu Ar. M. d. 3. 12592 für die Gemeinde Rimbady) verordnet 
wie folgt: 

* Zu Art. 28 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 1 


Zur Erridtung von Gerüften jeder Urt an öffentlichen Straßen 
und Plätzen bedarf e8 der Genehmigung der Bürgermeifterei. 
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Die Gerüfte find feft, ficher und fo auszuführen, daß Unglüdsfälle 
möglichft verhütet, ſowie öffentliche Einrichtungen wie Brunnen, Kanäle, 
Rinnfteine, Laternen u. ſ. w. gehörig gejchüßt werden. 

Die Beichädigungen müfjen innerhalb zwei Tagen nach Entfernung 
der Stangen von dem Hauseigentümer wieder hergeftellt werden, andern- 
falla dies auf feine Koſten gejchieht. 

8 2. 

Bei Neubauten an der Straßenfluchtlinie ift nach erfolgter Auf: 
jtellung des Schnurgerüftes dem zuftändigen Baufontrolleur jchriftliche 
Anzeige zu machen und darf mit den Bauarbeiten erjt dann begonnen 
werden, wenn die Baufluchtlinie des betreffenden Baues von dem 
Baufontrollenr geprüft und durch Abnahmejchein für richtig befunden 
worden ilt. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
8 3. 

Bei Errichtung von Bauten an öffentlichen Straßen und Pläben 
wird ein Borjpringen vor Me Straßenfluchtlinie gejtattet: 

a) bei Fundamentmanern in der Erde bis zu 25 cm; 

b) bei Sodel über der Erde, Feniter- und Türgewänden bis zu 15 cm; 

c) bei Verdachungen und Sodelgurten bis zu 30 cm, 

d) bei Dachgeſimſen in Straßen bis zu 10 m Breite bis zu 70 cm, 
in breiteren Straßen bis zu 1,20 m Breite; 

e) bei Balkonen, Wetterdächern und Erfern in Straßen von mehr 
wie 7,50 m Breite und unter der Vorausſetzung, daß ihr niedrigster 
Punkt mindeſtens 4 m über dem Banfette liegt und fie von der 
Nahbarsgrenze um das doppelte Maß ihrer Ausladung entfernt 
bleiben, big zu 1,70 m. 

Eine Unterftügung durch Pfeiler, Säulen oder dergl. ift hierbei 
unftatthaft, kann dagegen in Konfolen und bei Erfern durch Ausfragung 
geihehen; in Straßen unter 7,50 m Breite ift das Anbringen von 
Balkonen, Wetterdächern und Erfern verboten. 


8 4. 
Blumen-, Waren- und Ausftellfäften, Hafen und Firmenjchilder 
dürfen in die Straßenfluchtlinie nicht vorfpringen. 


85. 

Nach augen aufgehende Fenſter und Fenſterläden müſſen bei Neu— 
bauten und Hauptveränderungen der Faſſadenwand bereits beſtehender 
Gebäude mit ihren Unterkanten mindeſtens 2 m über der Ebene des 
Straßenbanfett3 angebracht werden. 


8 6. 

Toren und Türen dürfen nicht nach der Straße aufgehen, bezw. 
über die Straßenfluchtlinie voripringen. Kellereingänge auf der Straßen- 
jeite find verboten. Bejtehende Kellereingänge find einzufriedigen und 
derartige Anlagen ebenjo wie nad) der Straße aufgehende Toren und 
Türen bei Faffadenänderungen oder ſonſt pafjenden Gelegenheiten zu 
bejeitigen. 
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Zu Urt. 32 der allgemeinen Bauordnung. 


87. 

Zur Ableitung des Regen: und Abfallwaſſers von den Bun 
und Hofreiten fünnen die in den Straßen dafür hergeftellten Einric)- 
tungen benußt werden, doch dürfen die Ausflußfteine nicht erhöht oder 
hervorragend angebracht werden. Zur Ableitung des Waſſers von den 
Dächern nad) der Straßenfeite Hin ift die Anbringung von Dachkandeln 
und Abfallröhren bis zur Erde erforderlih. Die Ausflußrinne ift nach 
Anordnung der Ort3polizeibehörde jo herzuftellen, daß das Bankett da— 
durch nicht mißftändig wird. 

Da, wo ſolche Einrichtungen noch nicht beitehen, find jolche auf 
Anfordern Großh. Birgermeifterei innerhalb fechs Monaten nad) er- 
folgter Aufforderung herzuftellen. — Die Neuanlagen von Sidergruben 
(Sinfgruben) ift verboten. Diejelben jind da wo fie bejtehen, innerhalb 
einer von dem Kreisamt feitzujegenden Friſt zu bejeitigen. 

Zu Urt. 33 der allgemeinen Bauordnung. 
8. 

Ausgüffe aus Brennereien, Küchen u. |. w. dürfen nicht an der 
gegen Straßen und öffentliche Plätze gerichteten Seite der Gebäude an- 
gebracht werden. Wo ſolche beitehen, find fie innerhalb jedh8 Monaten 
nach jeitens der Großh. Bürgermeifterei gejchehener Aufforderung zu 
befeitigen. 

Zu Art. 35 der allgemeinen Bauordnung. 


89. 

Der Boden der Winkel (Zwinger) zwiichen zwei Gebäuden ift der- 
art herzuftellen, daß ein entiprechender Waſſerablauf ermöglicht ift. 

Schmutzwaſſer in diejelben zu leiten ift nicht erlaubt. Der Inhalt 
von Abtritten und Piſſoirs darf nicht in jolhe Wintel geleitet werden. 
Da, wo eine folche Einrichtung befteht, ift jolche innerhalb jechs Monaten 
zu bejeitigen. 

Der Winkel ift gegen die Straße oder Plätze mindejtens 2 m hoch 
durch eine Latten- oder Gittertür abzuschließen. 


Bu Art. 36 der allgemeinen Bauordnung. 
8S 10. 

Die Anlegung neuer, jowie die Erweiterung bejtehender Dünger- 
ftätten, Dauchebehälter oder Pfuhlgruben, Lagerpläße für Abfälle und 
dergleichen an Straßen und öffentlichen Plägen ijt verboten. Da wo 
jolche bejtehen, find diejelben innerhalb Jahresfriſt zu bejeitigen oder, 
falls fie nicht mißſtändig und für den Verkehr nicht Hinderlich find, mit 
einer I m hohen Brüftungsmauer nad) allen Seiten hin wafjerdicht ein- 
zufriedigen. 

Neue oder beitehende Diüngerftätten u. |. w. find wafjerdicht her— 
zuftellen und jo anzulegen, daß die Jauche oder andere Flüſſigkeiten 
weder auf Straßen noch öffentliche Pläße fließen, noch auf vder ın be= 
nachbarliches Gebiet dringen, noch Brummen verunreinigen können. 
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Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
g 11. 

Brunnen müfjen mindejtens 1,50 m von der Nachbargrenze und 
mindeſtens 5,00 m von allen Dünger: und Jaucegruben entfernt bleiben. 

In bejonder3 berickjichtigenswerten Fällen fann die Anlage von 
Düngerjtätten an Straßen und öffentlichen Plätzen, injofern fie in feiner 
Weiſe mißſtändig find, nad) den fiir die Ausführung zu gebenden be= 
jonderen Vorjchriften mit Zuftimmung der DOrtspolizeibehörde und des 
Gemeinderats geftattet werden. 

Zu Art. 39 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 12. 

Unüberbaute Grundftüde find an Drtsjtraßen und öffentlichen 
Plägen nach Anordnung der Ortspolizeibehörde jo einzufriedigen, daß 
Straßen oder öffentliche Plätze dadurch nicht mißftändig erfcheinen. Da, 
wo ſolche Einfriedigungen noch nicht bejtehen, müſſen diejelben innerhalb 
Sahresfrift nach gejchehener Aufforderung Hergeftellt werden, andernfalls 
wird die Einfriedigung durch die Gemeinde auf Anordnung der Bürger: 
meijterei hergejtellt und es werden die Kojten von den Säumigen, wenn 
nötig auf dem Adminiftrativbeitreibungswege, zur Gemeindefafje wieder 


eingezogen. 
8 13. 


Buwiderhandlungen gegen dieſe Baupolizeiordnung, jowie das 
Ortsbauftatut vom 10. Juni 1897 unterliegen, fofern nicht die ein- 
ichlägigen Vorſchriften des Neichsitrafgefegbuchs und des Polizeiſtraf— 
gejeßes Anwendung finden, den Rechtsfolgen der Art. 79 und 80 der 
allgemeinen Bauordnung. 

$ 14. 

Gegenwärtige Baupolizei-Ordnung tritt mit dem 1. Juli 1897 
in Kraft. 

Heppenheim, den 10. Juni 1897. 

Sroßherzogliches Kreisamt Heppenheim. 
v. Grancy. 


Drtsbauftatut für die Gemeinde Viernheim. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der 88 3—5, 7 und 9 der Ausführungsverordnung zu der— 
jelben vom 1. Februar 1882 ift durch Beichluß des Gemeinderats vom 
13. September 1901 nad) Anhörung des Großh. Bürgermeiſters und 
Begutachtung feitend des Kreisausjchuffes mit Genehmigung Großh. 
Minifteriums des Innern vom 24. April 1902 zu Nr. M.d.%. 9811 
nachſtehendes Ort3bauftatut errichtet worden. 

Zu Art. 4, 10, 13 der allgemeinen Bauordnung. 


81. 
Die Grenzen der Bebauung find durch den Drtsbauplan ges 
geben. 
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8 2. 
Inwieweit eine Straße nur auf einer Seite mit Gebäuden befett 
werden ſoll, iſt in dem Ortsbauplan dadurch bezeichnet, — die nicht 
zu bebauende Seite in grüner Farbe angelegt iſt. 


Zur Benutzung als Bauplatz iſt eine Fläche nicht mehr geeignet: 
a) wenn ſie weniger als 100 qm enthält und 
b) wenn auf ihr ein Gebäude von 7 m Länge an der Straße und 
8 m Tiefe mit zweifeitiger Beleuchtung unter Wahrung der Vor— 
Ichriften des Art. 37 der allgemeinen Bauordnung, Abſ. 1 und 3, 
jowie der Beitimmungen der Baupolizei-Ordnung zu diefem Artifel 
nicht mehr errichtet werden fann. 
Bu Urt. 11 der allgemeinen Bauordnung. 
4 


S 4. 

Wenn aus Anlaß der Regulierung der Baufluchtlinie bereits 
beitehender Straßen die Gemeinde von einem Privaten das zur Straße 
erforderliche Gelände erwerben oder ein Privater Grundeigentum von 
der Gemeinde erwerben muß, jo wird der Preis des zu eriwerbenden 
Geländes von einer Kommillion bejtimmt. Dieſe Kommiffion befteht 
aus fünf Mitgliedern, von welchen zwei Mitglieder durch den Orts— 
vorstand und zwei durch die beteiligte Partei ernannt werden; das fünfte 
Mitglied wird von dem Großh. Kreisamt Heppenheim beftimmt. Die 
Kommilfion wählt aus ſich einen Vorſitzenden und entjcheidet endgültig 
nah Stimmenmehrheit. Die Mitglieder der Kommiſſion haben feinerlei 
Vergütung anzujprehen. Das Recht des Grumdeigentümers, die Ent» 
eignung jeines für Straßenzwede in Anspruch genommenen Geländes 
nad) Maßgabe der Vorjchriften des Geſetzes, betreffend die Enteignung 
von Grundeigentum, zu verlangen, wird hierdurd) in feiner Weije berührt. 

Zu Urt. 17 der allgemeinen Bauordnung. 
S 5. 

Mupten zur Schliehung eine Gemeindeweges nur von diefem aus 
zugängliche Grundſtücke jeiten® der Gemeinde erworben werden, fo 
werden diejelben an die unmittelbar angrenzenden Grundbefiger in Eigen- 
tum abgetreten, wenn dies die Anlieger innerhalb eines Jahres nad) 
erfolgter Erwerbung bei Großh. Bürgermeifterei verlangen und für das 
an fie abzutretende Gelände der Gemeinde die vollen Koften für Er- 
werbung der Grundſtücke zurüdzahlen. 

Gleichzeitig haben die Anlieger auf Verlangen der Gemeinde den 
geichlofjenen Gemeindeweg nach dem Durdjichnittspreis de® in Abj. 1 
erwähnten Gejamtgeländes zu iibernehmen. 

Bu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
S 6. 

Da durch den genehmigten Drtsbauplan für Anlegung neuer 
Straßen hinreichend Vorjehung getroffen worden ift, dürfen außerhalb 
de3 Bereiches des Drtsbauplanes Gebäude nicht errichtet werden. 

Ausnahmen hiervon fünnen nad) Makgabe des Art. 18 der all- 
gemeinen Bauordnung gejtattet werden. 
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5 7 
Ueber die Reihenfolge, in welcher die im Ortsbauplan vorgejehenen 
Straßen- und Baugquartiere zu eröffnen find, befchließt der Gemeinde- 
vorjtand. 
S 8. 


Der Gemeinderat behält ſich das Recht vor, vor Eröffnung neuer 
Straßen das ganze zu diefem gehörige Bau= und Straßengelände in 
einem, dem jeweiligen Bedürfnis entjprechenden Umfang zu erwerben. 
Die Beitimmungen des Art. 20 der allgemeinen Bauordnung jowie der 
SS 35 und 36 der Ausführungsverordnung zur allgemeinen Bauordnung 
werden durch vorjtehende Bejtimmung nicht berührt. 


In den noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude nur an den 
Straßenenden, welche ſich an ſchon eröffnete Straßen anreihen, oder im 
Anſchluß an bejtehende Gebäude errichtet werden. Der Bauende Hut 
aber dann das zur neuen Straße erforderliche Gelände auf die Länge 
ſeines Beligtums an die Gemeinde um den Preis von 7U Pig. pro 
Ouadratmeter frei von allen Laſten abzutreten. Zur Zahlung des Kauf: 
Ihillings ift die Gemeinde, unbejchränft der Vorſchrift des Art. 12 Abi. 2 
der allgemeinen Bauordnung, erit verpflichtet, wenn der größere Teil 
der neuen Straße bis zur nächſten Querftraße gerechnet, als bebaut 
anzujehen ift oder wenn die Straße früher eröffnet wird. 

In letzterem Falle erfolgt die Zahlung alsbald nach diejer Er- 
Öffnung. 

10. 

Soll außer dem in $ 9 vorgejehenen Falle ein Gebäude in einer 
noch nicht eröffneten Straße errichtet werden, jo kann dieje8 von dem 
Gemeindevorjtand geftattet werden, wenn der Gemeinde das ganze 
Straßengelände von dem projektierten Bau einjchließlich des vor dem— 
jelben bezw. vor der zu errichtenden Hofreite gelegenen Straßenteilg 
bis zur nächſten eröffneten Duerjtraße bezw. bis zu Der bereit für die 
Gemeinde in Eigentum erworbenen Straßenfläche vorher koſten- und 
lajtenfrei in Eigentum abgetreten wird. Grenzen an diefe nod) nicht 
eröffnete Straße zwei eröffnete Querjtraßen, jo beſtimmt der Gemeinde: 
vorjtand, nad) welcher Querftraße das Gelände zu erwerben ift. Nach 
Eröffnung der Straße leiftet die Gemeinde eine NRüdvergütung für das 
ihr früher abgetretene ee von 70 Pig pro Quadratmeter. 


In den Fällen der 889 nd, 10 ind alle Vorfehrungen zur 
Fahr» und Gangbarmahung, Abwäſſerung und Beleuchtung der Straße 
auf Kojten des Bauenden durch die Gemeinde zu bewirken. 
Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8 12. 
Die Koften für Geländeerwerb, ſowie diejenigen der Erdarbeiten 
des Straßenkörpers und der Herjtellung der Fahrbahn einſchließlich de gg 
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Goſſen und der eventuellen Kanalifierung und Wafjerleitung für die in 
Art. 21 Abſ. 1 aufgeführten Er trägt die Gemeinde. 


Betragen die Gefänbeerwerhätaften mehr al3 70 Pfg. pro Quadrat- 
meter, jo werden diefe Mehrfoften auf die innerhalb der beiden nächiten 
Querftraßen begüterten Grundbeſitzer ausgeſchlagen, welche an dieſes 
Straßenſtück grenzen und zwar im Verhältnis der Frontlängen ihrer 
an die Straße grenzenden Grundſtücke. 

8 14. 

Die Anſchlüſſe von Hofreiten an die Straßenkanalifierung zur Ab- 
führung von Abfall- und —— werden auf Antrag der Beteiligten 
und auf deren Koſten durch die en bejorgt. 


Wenn Fußfteige in * — und eröffneten Straßen 
neu angelegt, bezw. ſeither nur gepflaſterte Fußwege in erhöhte Trottoirs 
umgewandelt werden, müſſen die Koſten derſelben wie folgt getragen 
werden: 

1. 2 Wandſteine hat die Gemeinde auf ihre Koften zu liefern und 
zu ſetzen. 

2. Die übrigen Koften tragen die Eigentümer der Grundftüde im 
Verhältnis der Länge ihrer Straßenfronte. 

3. Die Koften der Herjtellung von Vorrichtungen für Ableitung des 
Waſſers von den anliegenden Grundſtücken in die bejtehenden 
Straßenrinnen tragen die Eigentümer der Grundftüde ſelbſt. 
und inwieweit Fußjteige in jolchen Straßen hergeftellt werden 
jollen, jowie die Art der Herftellung derjelben und der Waſſer— 
abjluß » Vorrichtungen wird durd) den Gemeindevorftand für die 
einzelnen Straßen bejonders bejtimmt. Das Bflaftern, Aſphal— 
tieren, Zementieren 2c. derjenigen Fußſteige, deren Wandfteine bereits 
gefegt find, die aber bisher nur mit Kies Hinterfüllt waren, ift 
als Neuanlage zu betrachten, deren Koſten den Anliegern maß— 
geblich der Ziffer 2 diefes Paragraphen zu tragen obliegt. 

Die vorstehenden Bejtimmungen gelten auch für nen anzulegende 
Straßen mit der Maßgabe, daß der Gemeindevorjtand den Zeitpunkt 
der Herftellung zu bejtimmen hat und zwar ohne Rüdficht darauf, ob 
die angrenzenden Grundftüde jchon bebaut find oder nicht. Für die 
Unterhaltung der Fußfteige von neu anzulegenden und bejtehenden 
Straßen haben die Anlieger aufzufommen. 

Sollten die betreffenden Hauseigentümer der wiederholten Auf— 
forderung der Großh. VBürgermeifterei zur vorjchriftsmäßigen Herrichtung 
ihrer Fuͤßſteige keine Folge leiſten, ſo ſteht der Bürgermeiſterei das 
Recht zu, den Fußſteig auf Gemeindekoſten herrichten und die Koſten 
von den Herſtellungspflichtigen beitreiben zu laſſen. 

Zu Art. 39 der allgemeinen Bauordnung. 
S 16. 

Stallungen, Scheunen, Remiſen, Waſchküchen, Abtritte und ähn- 

liche Nebengebäude dürfen nicht an öffentliche Straßen und Pläße ge— 


A! Provinz Starfenburg, 41) Bieruheim, Ortsbauftatut. 991 


ftellt werden. Ausnahmen Hiervon find nur bei äußerfter Raum— 
beſchränkung und unter der Bedingung zuläffig, daß derartige Neben- 
gebäude mit dem Hauptgebäude in harmonische Verbindung gebracht 
werden oder für ſich das Ausſehen eines Wohngebäudes erhalten, feines- 
falls aber das Ausjehen der Straße beeinträchtigen. 

Die jämtlihen nad) der Straße ftehenden Gebäude find, jo weit 
möglich, vrechtwintelig zur Straße anzulegen. Ausgenommen hiervon 
find die Edpläße, welche nad ihrer Lage bebaut werden können. 

17. 

Räume, in denen mit läftigem Geräufch verbundene Gewerbe be- 
trieben werden, oder in denen übelriechende Luft, beläftigender Rauch 
und Dampf erzeugt wird, dürfen feine Deffnungen nad) der Straße 
haben. Liegen ſolche Räume hinter der Straßenfluchtlinie, jo muß die Ent» 
fernung der Deffnungen von derjelben mindeften® 5 m betragen. 


8 18. 

Die dem $ 16 der deutfchen Gewerbeordnung unterliegenden An— 
lagen dürfen nur in dem nördlich der Waldftraße zwiſchen Wiejenweg 
und Lorjcherjtraße gelegenen Ortsteilen errichtet werden. Ausgenommen 
hiervon find Vergrößerungen bejtehender Anlagen. 

Bu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 


8 19. 

Das AZurücdjegen der Gebäude Hinter die feitgejegten Straßen» 
fluchtlinien, die auch Baufluchtlinien bilden, kann ausnahmsweise mit 
Genehmigung de3 Gemeindevorftandes gejtattet werden, wenn Gejuch- 
jteller ſich verpflichtet: 

a) die zurüdverlegte Baufluchtlinie parallel der Straßenfluchtlinie 
anzulegen, ferner 

b) alles zwiſchen der Straßenfluchtlinie und der zurücverlegten Bau— 
fluchtlinie liegende Land mit Gartenanlagen oder ſonſt nicht miß- 
jtändigen Anlagen zu verjehen und gegen die Straße wie die Vor» 
gärten ($ 24 der Baupolizeiordnung) abzujchließen, ſowie 

ce) die durch das Zurüdweichen hinter die Straßen- und Bauflucht- 
linie von der Straße aus fichtbaren Abgrenzungen gegen die Nach— 
barn mit Genehmigung derjelben entiprechend herzustellen, jo daß 
dieje Abgrenzungen nicht mißſtändig erjcheinen. 

Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
8 20. 

Jedes bebaute Grundftüd muß mindeftens einen mit dicht Schließender 
Grube verjehenen Abtritt haben, der, wenn irgend möglich, an einer 
Außenwand liegen, jedenfalls aber eine ins ‘Freie führende, mindeſtens 
0,3 qm große Fenfteröffnung haben joll, und von der Straße aus ge- 
jehen nicht in mißjtändiger Weife zur Erjcheinung fommen darf. 

Jede Abtrittögrube joll ventiliert fein. Es kann hierzu das Ab— 
trittörohr, dejjen untere Deffnung niemals durch den Grubeninhalt be— 
rührt wird, benußt werden. Diejes oder ein bejonderes Bentilationsrohr 
von mindestens 12 cm Durchmejjer muß über das Dach gehen. 
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Die Abtrittsgrube ift zu überwölben und Hat mindeftens eine 
50—60 em (Seitenlänge oder Durchmefjer) große Reinigungsöffnung 
zu erhalten, die mit einem gut jchließenden Dedel zu verjehen ift. 

Im Innern iſt die Grube mit 2 cm ftarfem Bementverpug zu 
verjehen, die Wände find ohne vorjpringende Teile herzuftellen, die 
Eden nad einem Halbmefjer von mindeftens 10 em auszurunden, auch 
der Boden muldenfürmig nad) einem unter der Neinigungsöffnung be- 
findlichen Punkt fallend zu gejtalten. 

Die Ueberwölbung der Grube ift außerhalb mit einer Afphaltlage 
oder mit einem Zementmörtel gut zu überziehen und darauf noch min— 
deſtens 15 cm hoc) mit toniger oder lehmiger Erde zu überdeden. 

Die Deffnungen der Abtrittsfige müſſen mit genau jchließenden 
Dedeln verjehen werden. 

Die fofortige Entleerung bezw. Desinfizierung der Abtrittögrube 
fann aus baulichen oder Gejundheitsgründen von der Polizeibehörde 
jederzeit verlangt werden. Die Entleerung muß vollftändig ausgeführt 
und es muß namentlich auc) der fejte Grubeninhalt bis auf den Boden 
ausgefchöpft werden. Unmittelbar nad) vollzogener Entleerung ift die 
Grube wieder zu Schließen und jede Verunreinigung der Hofräume, Haus- 
fluren und Straßen jorgfältig zu bejeitigen. Die Arbeits- und Fuhr— 
leute, welche die Reinigung bejorgen, dürfen mit ihren Wagen und 
Reinigungsgerätichaften nicht länger in Höfen und Straßen verweilen, 
als dies zur Vollziehung des Gejchäftes nötig ift. Bei Entleerung zur 
Nachtzeit muß für gehörige Beleuchtung ſowohl der Grube als ku es 
umgebenden Raumes geſorgt, auch an dem Fuhrwerk eine brennende 
Laterne angebracht werden. 

Der Grubeninhalt joll jofort auf Grundftüde oder das Feld ver- 
bracht werden und muß auf Verlangen der Polizeibehörde vorher voll- 
ſtändig desinfiziert jein. Das Verbringen desjelben in eine Sammelgrube 
fann nur nach bejonderen Beitimmungen geftattet werden. 


Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
21. 

Hinter» und Seitengebäude dürfen in der Regel’ nicht früher erbaut 
werden als die Vordergebäude; auch dürfen fie die Höhe der Vorder- 
gebäude bis zur Trauffante gemefjen, nicht überfchreiten.. Soweit 
Hintergebäude von der Straße aus fihtbar find, gilt auch hier der $ 22 
des Ort3bauftatuts. 


Zu rt. 44 der allgemeinen Bauordnung. 


8 22. 

Die Umfangswände aller Wohnhäufer und aller jonftigen Gebäude, 
wenn letztere Feuerungsanlagen enthalten oder mehrere Stodwerfe haben, 
fönnen majfiv oder in Fachwerk erbaut werden. Bei maffiven Gebäuden 
müſſen die Umfangsmauern im oberften Stod eine Stärke von nindeftens 
45 em bei Bruchſteinen und 25 cm bei Baditeinen haben. 

Bei Fachwerksbauten müfjen die Gefache auf mindeften® 12 cm 
Dicke mit fenerficherem Material ausgefüllt fein. Bei Bruchfteinmauern 
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muß die Stärfe nach unten von Stodwerf zu Stocdwerf um mindeſtens 
je 10 cm, bei Badijteinen alle 2 Stodwerfe um mindeftens einen halben 
Stein zunehmen. Bei diejen Dimenfionen find Stodwerkfhöhen von nicht 
über 4 m im Lichten und Zimmertiefen von nicht über 7 m vorgejehen. 

Werden dieje Dimmenfionen überjchritten, jo find auch die Mauer- 
jtärfen entiprechend zu vergrößern. Die Außenmauern von Treppen- 
häufern bedürfen der Verſtärkung nach unten nicht, wenn fie. 45 cm 
bezw. einen Stein ftarf bei nicht mehr als 6,5 m Höhe aufgeführt find. 
Stodwerkzaufjegungen auf bejtehende Gebäude find nur dann zuläflig, 
wenn diefe Minimalmaße noch ohne Anblendung an bejtehende Mauern 
eingehalten werden können. 

8 23. 

Bei Aenderungen oder Reparaturen beftehender Bauten finden 
hinfichtlich der Vorjchriften in $ 22 des Ortsbauftatut3 die Beitimmungen 
des Artikel 25 der allgemeinen Bauordnung Anwendung. 

24 


Zu allen äußeren Mauern der VBorder-, Hinter- und Nebengebäude 
dürfen nur natürliche oder gleichwertige fünftliche Steine oder gebrannte 
Steine (Badjteine) verwendet werden. Der Mörtel muß mit Kalt oder 
Zement hergejtellt jein. Tuff- umd ähnliche Steine dürfen nur zur 
Ausmauerung innerer Fachwände benußt werden. 

g 25. 

Bei maffiven und Fachwerksgebäuden müfjen diejenigen Scheide- 
wände, welche die Gebälfe tragen helfen, 25 cm jtarf jein, ſobald letztere 
zwifchen zwei Mauern mindejten® 5 m freiliegen. Bei außergewöhn- 
lihen aufgemauerten Ofen- und Herdfenerungen find die Scheidewwände 
25 cm jtarf, über die äußeren Herd- und Kejjelteile 50 cm hinaus- 
ragend, auszuführen. 


$ 26. 

Die Fußböden des unterjten Stocdwerfes müfjen bei Wohngebäuden 
mindejtens 50 cm und die Schwellen von unbewohnten Fachwerksbauten 
mindeſtens 30 cm über dem höchſten Punkt des an das Gebäude an— 
ichließenden Terrains liegen. Ausnahmen fünnen nad) Anhören des 
Gemeindevoritandes durch Großh. Kreisamt gejtattet und kann ins- 
bejondere bei Yadenanlagen eine niedrigere Höhenlage zugelafjen werden. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 27. 

Mehrere Häufer, welche, unter einem Dach liegend, ein Gebäude 
bilden, find Hinjichtlich ihrer arditeftonischen äußeren Erjcheinung als 
ein Gebäude zu behandeln, unbejchadet einer etwaigen, im Aeußern 
zum Ausdrud gebrachten, inneren Trennung im einzelne Häuſer; das— 
jelbe gilt von Baugruppen. Bilden mehrere Häuſer ein Gebäude, jo ift 
auch der Anſtrich gleich oder ähnlich zu halten. Falls das Gebäude 
mehreren Beligern gehört und eine Einigung derjelben über die äußere 
Herftellung und deren Bedürfnis nicht zu Stande fommt, jo entjcheidet 
das Großh. Kreisamt Heppenheim nach Anhörung der Großh. Bürger: 
meijterei. 
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8 28. 

Alle an einer Straße ftehenden oder von derjelben aus jichtbaren 
neuen Gebäude und Mauereinfriedigungen find binnen 2 Fahren vom 
Beitpunft der TFertigftellung, d. i. bei Gebäuden vom Zeitpunkt der 
Dachdeckung ab, mit Berpuß und Anftrich zu verjehen, falls die Um— 
fangswände nicht aus jauber behauenen Steinen oder Blendbadjteinen 
beftehen. Die vorjtehende Friit von 2 Jahren kann ausnahmsmweije nad) 
Anhörung des Gemeindevorjtandes auf einen Zeitraum bis zu 5 Jahren 
vom Großh. Kreisamt ausgedehnt werden. Weltere Gebäude und Ein- 
friedigungen find auch im Verputz und Anftrich ftets in ſolchem Zuſtande 
zu erhalten, daß deren Ausfehen nicht mißſtändig erjcheint. Für den 
Anftrich dürfen feine blendenden Farben verwendet werden. In gemein- 
ihaftlihem Eigentum jtehende Gebäude dürfen nur mit einerlei Farbe 
angejtrichen werden. 

8 29. 
VBorftehendes Statut tritt mit dem 1. Juni 1902 in Kraft. 
Mit gleihem Tage tritt das Statut vom 12. Januar 1896 außer 
Kraft. 
Viernheim, den 24. Mai 1902. 
Großherzogliche Bürgermeiſterei Viernheim. 
Pfützer. 


Baupolizei-Ordnung für Die Gemeinde Viernheim. 

Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der SS 3, 4, 6 und 8 der Ber- 
ordnung vom 1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen Bau— 
ordnung betreffend, wird nad Anhörung des Gemeinderates und der 
Großh. Bürgermeifterei unter Zuftimmung des Kreisausſchuſſes und mit 
Genehmigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern vom 24. April 
1902 zu Nr. M. d. J. 9811 für die Gemeinde Viernheim verordnet 
wie folgt: 

Zu Art. 28 und 65 der allgemeinen Bauordnung. 
Se 

Zur Erridtung von Bau- und QTünchergerüften an öffentlichen 
Straßen und Plägen bedarf es der Genehmigung Großh. Bürger- 
meijteret und des Straßeneigentümers. Die Gerüfte find feft, ficher 
und jo aufzuführen, daß Unglüdsfälle möglichjt verhütet und öffentliche 
Einrichtungen, wie Brunnen, Kanäle, Rinnfteine, Laternen u. ſ. w. 
gehörig geihügt werden. Das Pflafter der Fahrbahn und die Trottoir- 
befeftigungen dürfen durch die Gerüſte nicht leiden. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
8 2. 

Ber Errichtung bezw. Umbau oder Veränderung von Gebäuden an 
öffentlichen Straßen und Plätzen wird ein Vorfpringen vor die Straßen- 
fluchtlinie geitattet: 

a) bei Fundamenten in der Erde bis zu 25 cm und bei dem Sodel 
über der Erde bis zu 10 cm. 
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b) bei Verzierungen, Gejimjen, Verdachungen und Tenjterbänfen in 
einer Höhe unter 2,50 m bi zu 15 cm und bei einer Höhe über 
2,5 m biß zu 45 cm, 

c) bei Balkonen und Wetterdächern — welche in Straßen ohne Vor— 
gärten unter 8 m Breite ganz verboten find —, in Straßen von 
größerer Breite, jowie unter der Vorausſetzung, daß fie mit ihrer 
Unterfante mindeſtens 3 m über der Straßenbaufläche liegen und 
die Breite der Fußſteige nicht überjchreiten. 

3 


Marquifen und Blumenfäften dürfen an der Straßenjeite in einer 
Höhe von unter 2,30 m nicht angebracht werden, Firmenſchilder nicht 
unter 2,50 m von der Unterfante an gerechnet. Waren- und Aus— 
tellungstäften und Firmenjchilder, welche in die Baufluchtlinie hinein- 
ragen, bedürfen polizeiliher Genehmigung. Das Anbringen von Hafen 
und ähnlichen Borrichtungen zum Aufhängen von Fleiih, Waren und 
vergl. an der Straßenjeite in einer Höhe von unter 2 m ift verboten. 
Fußabkratzer müfjen in den Trittftufen der Treppen oder in dem Fuß— 
fteig fo eingelafjen werden, daß fte mit demjelben in eine Ebene zu liegen 
fommen. Nad) der Straße aufgehende Fenfter und Läden dürfen mur 
in einer Höhe von mindeſtens 1,80 m von ihrer Unterfante an ge- 
rechnet, über die Straßenebene angebracht werden. Türen und Tore 
dürfen ich nicht nach der Straße öffnen, bezw. es kann ſolches bei vor: 
bandenen unordnungsmäßigen Anlagen in polizeilihem Intereſſe nach— 
träglich dieſer Beſtimmung gemäß angeordnet werden, nad) Mahgabe 
des Artifels 30 der allgemeinen Bauordnung. 

Zu Art. 32 der allgemeinen Bauordnung. 
4 


Bei Neubauten und Abänderungen des Dachituhles bejtehender 
Gebäude müfjen zur Ableitung des Waſſers an den Dächern gegen die 
Straßenfeite Dachrinnen und Ablaufröhren, welche bis zum Boden der 
Straße reichen, angebracht werden. Im übrigen braucht eine derartige 
Einrichtung nur dann getroffen zu werden, wenn fie freisamtlich angeordnet 
wird. Die Anlage der die Fußfteige durchziehenden Ninnen, durd) 
welhe das Regen- und Abfallwajier von den Häufern und Hofreiten in 
die Straßengoſſen geleitet wird, liegt dem betreffenden Eigentümer ob. 
Die Ninnen find nach näherer Angabe der Bürgermeifteret anzulegen 
und jtet3 in gutem Zuftande zu erhalten. Anlagen diejer Art an Kreis— 
ftraßen find nur mit Genehmigung und nad) Anweiſung Großh. Kreis— 
amts zuläſſig. 

Die Neuanlage von Senkgruben (Sickergruben) iſt verboten. Die— 
ſelben ſind da, wo ſie beſtehen, innerhalb eines von dem Kreisamt feſt— 
zuſetzenden Zeitraums zu beſeitigen. 

Ueberdeckte Rinnen, ſowie Ueberbrückungen von Straßengoſſen 
müſſen in der Straßenebene liegen. Dieſelben können nur gegen be— 
ſonderen Revers geſtattet werden und ſind von dem Anlieger auf eigene 
Koſten nach näherer Angabe herzuſtellen und jederzeit gut zu unterhalten. 


15 
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6. 

Für die Ableitung des Abjall- bezw. Regenwaſſers an Privat: 
gebäuden find auf Koften des Beſitzers ſolche Einrichtungen zu treffen, 
daß das Waſſer feinen richtigen Abzug findet und daran nicht ge- 
hindert wird. 

Sollten für die Folge zur Entwäfjerung einzelner Straßen und 
Baugquartiere durch die Gemeinde bejondere Straßenfanäle angelegt 
werden, fo kann dielelbe die angrenzenden Hausbejiger anhalten, Küchen- 
ausgüffe und jonjtiges Abfall- und Regenwaſſer aus ihrer Hofreite auf 
dejjen Koften nach bejonderen Vorſchriften in dieſe Kanäle einzuleiten 
und dieje Leitung im ſtets gutem ae zu erhalten. 


Seite Stoffe, wie Rücjenabfälke Kehricht, Schutt, Stroh, Sand, 
Schlamm, Aſche u. dergl., menjchliche und tieriihe Abgangsſtoffe dürfen 
weder oberirdiſch durch die Hausleitung nach den Rinnen noch nach den 
Kanälen geleitet werden. 


88. 

Die Einfallröfte der Kanäle in den Straßenrinnen find von den 
angrenzenden Hausbeligern, denen die Reinigung des vor ihrem Eigen- 
tum liegenden Straßenftüds obliegt, jtet3 offen und rein zu halten und 
es ijt verboten, Straßenfehricht in diefe Einfallröfte zu werfen. 

9 


Wenn Abfallwaſſer (vergl. $ 7) in eine Sidergrube — aljo mit 
durchlälligem Boden — eingeleitet wurden, und Die Möglichkeit vor⸗ 
handen iſt, ſolche Waſſer durch einen Kanal zu beſeitigen, muß die Grube 
entfernt werden und die Ableitung in diefer Weife erfolgen. 

$ 10. 

Dhne vorher eingeholte Genehmigung Großh. Bürgermeiſterei 
dürfen in den Ortsjtraßen feinerlei Aufbrüche behufs Zuführung der 
Wajjerleitung, Ableitung von Abwaſſer oder jonjtige Ausführungen vor- 
genommen werden. 

Zu Art. 33 der allgemeinen Bauordnung. 


Ausgüſſe mit feſten Abfallitoffen aus Küchen, Brennereien, Braue- 
reien u. ſe w. an der gegen Straßen und üffentlihe Plätze gerichteten 
Geite von Gebäuden find verboten und müſſen, fall8 fie an der Neben- 
jeite von Gebäuden angebracht und von der Straße aus fichtbar find, 
oder die Nähe der Straße dies erforderlich macht, mit bis in den Boden 
gehenden Röhren verjehen werden. Diejen Borjchriften widerjprechende 
Anlagen find, wenn es das öffentliche Intereſſe erheilcht, binnen einer 
von dem Großh. Kreisamte Heppenheim zu bejtimmenden Friſt zu be 
jeitigen beziw. ſachgemäß umzuändern. 

Zu Art. 35 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 12. 

Winkel und Reule müſſen gegen die Straße durch verjchloffen zu 
haltende Türen, welche mit Delfarbanftrich zu verjehen und gut zu 
unterhalten jind, abgejchlojjen werden. 
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In die Winfel darf nur Regenwaſſer, das aus häuslichen Ein» 
richtungen fich ergebende Schmußwafjer aber nur dann abgeleitet werden, 
wenn Boden und Wände betoniert bezw. bi3 auf 1 m Höhe zementiert 
find. Zur Ableitung von Abfallwafjer anderer Art in diefe Winfel 
bedarf es außerdem der Genehmigung der Bürgermeilterei Viernheim, 
welche in jedem einzelnen Falle dem Kreisamt Heppenheim vorgängigen 
Bericht zu erjtatten Hat. 

Die den Beitimmungen dieſes Paragraphen nicht entjprechenden, 
dermalen bejtehenden Einrichtungen find vorbehaltlich der für den Einzel- 
fall jeitens des Kreisamt3 zu gebenden Borjchriften auf Aufforderung 
der Bürgermeijterei Viernheim binnen zweimonatlicher Frift umzuändern. 
Im Weigerungsfalle haben die beteiligten Eigentümer außer ihrer Be— 
Itrafung Zwangsmaßregeln gemäß Art. 80 der Kreisordnung ſeitens des 
Großh. Kreisamtes Heppenheim zu gemwärtigen. 

Zu Art. 36 der allgemeinen Bauordnung. 


& 18. 

Alle Sentgruben oder ähnliche Anlagen, welche vor der Straßen- 
fluchtlinie liegen, find binnen 3 Monaten zu entfernen. Wo die frag- 
lichen Anlagen nad) den örtlichen Verhältniffen durchaus nicht entbehrt 
werden fünnen, find diefe auf Terrain» bezw. Banfetthöhe mit Stein- 
rahmen zu verjehen und mit 6 mm jtarfen Eijenplatten abzudeden; 
Gruben bezw. Bedeckungen find jtet3 in gutem Zuſtande zu erhalten. 

14. 


Borhandene, an Straßen oder öffentlichen Plätzen gelegene Dünger: 
jtätten, Sauchebehälter, Pfuhlgruben, Zagerpläße für Abfälle, Kehricht 
und dergleichen mehr find in ordnungsmäßiger Weife zu verdeden und 
nach der Straße mit einer mindestens 2 m Hohen Mauer völlig dicht 
abzujchließen. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
15 


Das Map der Entfernung zwijchen einem Hintergebäude und dem 
ihm auf demjelben Grundſtück gegenüberliegenden Gebäude darf nicht 
unter 5 m betragen. Zu einer Abweichung hiervon ift die Genehmigung 
des Gemeindevorjtandes erforderlich. 

$ 16. 

Mindeitens ein Viertel der Gejamtfläche eines jeden Grundſtücks 
joll unüberbaut bleiben; ausgenommen hiervon find Gebäude, welche an 
zwei Straßen liegen. 


S 17. 
Jedes Grundſtück muß eine befondere Zufahrt oder bejonderen 
Zugang haben. 
18. 


8 
Auf bebauten Grundſtücken mit Hofräumen von geringerem Flächen— 
inhalte als dem in $ 16 erwähnten, darf im Falle des Umbaues oder 
Neubaues die frühere Größe des Hofraumes beibehalten werden, wenn 
die Zahl der bis dahin vorhandenen Stocdwerfe nicht vermehrt wird. 
Eine Verkleinerung jolcher Hofräume unter die bisherige Größe 
15* 
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ist unzuläſſig. — Tür gewerbliche, namentlich) mit Feuersgefahr ver- 
bundene Anlagen und für Gebäude, in denen feuergefährliche Sachen 
lagern, kann ein größerer Hofraum vorgejchrieben werden. 


8 19. 

Sind auf einem Grundſtück Seiten- oder Hintergebäude vorhanden, 
die zufammen nicht mehr als 40 qm Grundfläche Haben, jo kann der 
Zugang von der Straße die Breite von 1,10 m auf 2,60 m Höhe 
haben und braucht nicht zum Durchfahren eingerichtet zu jein. 


$ 20. 

Neu anzulegende Abtritts-, Dünger: und Bfuhlgruben müſſen voll- 
fommen dicht hergeftellt, von der Baufluchtlinie und von Brunnen min 
dejteng 5 m und von der Grenze des Nachbars mindejtens 1 m entfernt 
errichtet werden. Ausnahmen fünnen bei beſchränkten Raumverhältnifjen 
vom Großh. Kreisamt Heppenheim zugelafjen werden. 

gs 21. 

Pfuhlgruben müfjen im ihrer Anlage ın Bezug auf Böden und 
Wände den Abtrittsgruben entiprechen. — Biehftälle müfjen gegen das 
unterliegende Erdreich waſſerdicht hergeſtellt jein. 

22 


Gegrabene Brunnen müſſen, jofern dev Nachbar in einen geringeren 
Abſtand nicht einwilligt, wenigſtens 1,50 m von der nadbarlichen 
Grenze entfernt bleiben. 

8 23. 

Zur Anlegung eines Stalles oder iiberhaupt eines Gebäudes, 
welches zur Aufbewahrung von Gegenjtänden bejtimmt ijt deren Zer— 
ſetzung oder Ausdünjtung dem Mauerwerk nachteilig jein fann, an einer 
gemeinschaftlihen oder dem Nachbar ausichliehlich gehörenden Mauer ijt 
die Einwilligung des Eigentümers der letteren erforderlih. Ohne dieje 
Eimvilligung muß ein jolches Gebäude durch eine bejondere Mauer von 
der benachbarten Mauer getrennt, außerdem derjenige Zwilchenraum 
zwißchen beiden Mauern gelaffen werden, welchen die Bolizeibehörde in 
einzelnen Fällen für nötig erachtet. 

Zu Urt. 39 der allgemeinen Bauordnung. 
8 24. 

Das zwilchen der Straßen» und zurückliegenden Baufluchtlinie 
liegende Vorgartenland iſt mitteljt hölgerner oder eijerner Gitter in ge 
fälliger Form, welche in die Straßenfluchtlinie einzurüden find, abzu— 
Ichließen. Diejelben können auf im höchjten Falle 0,70 m hohen majfiven 
Sodeln oder auch ohne jolche errichtet werden. Scheidemauern und 
nicht durchbrochene Wände im VBorgartenland dürfen die Höhe von 
1,50 m nicht überfteigen. Letzteres iſt mit Garten» und Weganlagen 
entiprechend zu verjehen und ordnungsmäßig zu unterhalten. 

8 25. 

Unüberbaute Grundſtücke (unbebaute Banpläge, Höfe, Gärten und 
Vorgärten u. ſ. w.) oder umüberbaute Teile derjelben, welche an bebauten 
oder eröffneten Ortsftraßen bezw. öffentlichen Plägen und befonders 
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zwifchen bereit3 bebauten Grundſtücken liegen, müſſen mit einer dauer— 
haften gefälligen Einfriedigung verjehen jein. 

Da, wo jolche Einfriedigungen noch nicht bejtehen oder diejer Vor— 
ichrift nicht entiprechen, muß die ordnungsmäßige Heritellung auf Anz: 
ordnung der Großherzoglichen Birgermeifterei Viernheim binnen Jahres— 
frijt erfolgen. 

Zu Art. 61 der allgemeinen Bauordnung. 
8 26. 

Die zuläffigen geringiten Höhenmaße für Räume, in welchen 
Menjchen wohnen oder arbeiten, find bei Keller- und Zwijchengefchofjen 
2,50 m im Lichten, bei Dachgejchoffen 2,75 m im Lichten und bei Haupt: 
geichoffen 3 m im Lichten zu nehmen. 

Zu Art. 79 und 80 der allgemeinen Bauordnung. 

S 27. 

Berfehlungen gegen die Vorjchriften der SS 15—27 des Ortsbau— 
ftatuts, jowie gegen die vorjtehende Baupolizei-Ordnung unterliegen den 
Strafen und NRedtsfolgen der Artikel 79 und 80 der allgemeinen Bau- 
ordnung. 

8 28. 

Vorſtehende Baupolizei-Ordnung tritt mit dem 1. Juni 1902 in 
Kraft. Mit gleichem Tage tritt Die Baupolizei-Ordnung vom 12. Januar 
1896 außer Kraft. 

Heppenheim, den 24. Mat 1902. 


Sroßherzogliches Kreisamt Heppenheim. 
Dr. Göttelmann. 


Drtsbauftatut für die Stadt Wimpfen. 
Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordiiung vom 30. April 
1881 und der 88 3—9 der Ausführungsverordinung zu derjelben vom 
1. Februar 1882 ijt durch Beichluß des Gemeinderat? vom 28. Auguft 
1897 nach Anhörung des Kreisausschufjes und mit Genehmigung Groß. 
Minifteriums des Innern vom 2. Angujt 1898 zu Mr. M.d.%. 17512 
nachſtehendes Ortsbauſtatut errichtet worden. 
Zu Art. 4, 10 u. 13 der allgemeinen Bauordnung. 
81. 
Die Grenzen der Bebauung find durch den Stadtbauplan gegeben. 
82 
Zur Benußung als Bauplatz iſt eine Fläche nicht mehr geeignet: 
a) wenn fie weniger als 60 qm enthält oder 
b) wenn auf ihr fein Gebäude von 5 m Länge nad) der Straßen- 
jeite und 8 m Tiefe mit zweijeitiger Beleuchtung unter Wahrung 
der Vorjchriften des Art. 37 der allgemeinen Bauordnung, Aby. 1 
und 3, jowie der Beſtimmungen des Lokal-Polizei-Reglements zu 


m 


dieſem Artikel errichtet werden fann. — 





230 I Ort3bauftatuten und Lolal-Baupolizei-Orbnungen. 


Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 


$ 3. 

Sind zur Schließung eines Gemeindewegs Grundjtüce jeitens der 
Gemeinde enteignet worden, jo werden diejelben an die unmittelbar an- 
grenzenden Grundbejiger und Eigentümer abgetreten, wenn dies die An— 
lieger innerhalb Jahresfriſt nach erfolgter Enteignung bei Großh. Bürger- 
meifterei verlangen und für das am fie abzutretende Gelände der Ge— 
meinde die vollen. Kojten für Erwerbung der Grundjtüde zurüdzahlen. 

Gleichzeitig haben die Anlieger auf Verlangen der Gemeinde den 
geichloffenen Gemeindeweg nad) dem Durchichnittspreis des in Abſatz 1 
genannten Gefamtgeländes zu übernehmen. Wenn aus Anlaß der Requ- 
lierung der Baufluchtlinie bereit8 beftehender Straßen die Gemeinde von 
einem Privaten das zur Straße erforderliche Gelände erwerben oder ein 
Privater Grundeigentum von der Gemeinde erwerben muß, jo wird der 
Preis des zu erwerbenden Geländes von einer Kommiſſion beftimmt. 
Die Kommiffion befteht aus fünf Mitgliedern, von welchen zwei Mit- 
glieder aus der Zahl des Gemeinderat3 durch diejen und zwei durch 
die beteiligte Partei ernannt werden; das fünfte Mitglied wird von dem 
Großh. Kreisamt Heppenheim beftimmt. Die Kommilfion wählt aus fich 
einen Vorfigenden und enticheidet entgültig nad) Stimmenmehrheit. Die 
Mitglieder der Kommiſſion haben feinerlei Vergütung anzufprehen. Das 
Recht des Grundeigentümers, die Enteignung feines für Straßenzwedke 
in Anfpruch genommenen Geländes nad) Maßgabe der Vorjchriften des 
Geſetzes betreffend die Enteignung von Grundeigentum zu verlangen, 
wird hierdurch in feiner Weiſe berührt. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
8A. . 

Außerhalb der durch den Stadtbauplan feitgeftellten Bauquartiere 
jollen in der Regel feine Gebäude errichtet werden. 

Jedoch können auch Ausnahmen für Gebäude, Feldicheuern u. ſ. w. 
im Einzelfalle mit Rückſicht auf die Beitimmung, örtliche Lage oder 
jonftigen Verhältniſſe der beabfichtigten Bauten nach) Anhörung des Ge- 
meinde-Vorftandes von Großh. Minifterium des Innern gejtattet werden. 

Zu Urt. 20 der allgemeinen Bauordnung. 


S 5. 

In den noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, die nach 
diefen Straßen ihren Ausgang haben, nur an den Straßenenden, welche 
ih an ſchon eröffnete Straßen anreihen oder im Anſchluß am bejtehende 
Häufer errichtet werden. 

8 6. 

Soll in einer uneröffneten Straße ein Gebäude errichtet werden, 
welches nicht Edhaus an einer jchon eröffneten Straße wird und jich 
auch nicht an ein jchon erbautes Haus in der uneröffneten Straße an- 
reiht, jedoch nach diejer Straße jeinen Ausgang erhalten joll, jo fann 
dies mit Genehmigung des Gemeinderats gejtattet werden. 
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87. 

In den Fällen der 88 5 und 6 find alle Vorkehrungen zu der 
Fahr- und Gangbarmahung, Abwällerung und Beleuchtung der Straße 
auf Koften des Bauenden durch die Gemeinde zu bewirfen. 

88. 

Wenn eine Straße neu eröffnet oder eine jchon beitehende Straße 
verlängert wird, oder wenn Trottoirs in bereit3 bejtehenden und er- 
öffneten Straßen neu angelegt werden, jo jind die Kojten des Trottoirs 
zur Hälfte von der Gemeinde, zur anderen Hälfte von den Eigentümern 
im Verhältnis der Länge der die Straße berührenden Grenzen ihrer 
Grundftüde zu tragen, während die Koſten der Geländeerwerbung da- 
gegen ganz von der Gemeinde übernommen werden. Ebenjo übernimmt 
diejelbe die Ausführungsarbeiten und jtellt auch die von den Grundſtücks— 
eigentüimern für Trottoirs = Anlagen zu entrichtende Summe feſt. Die 
Anlage der die Fußſteige durchziehenden Rinnen, durch welche das 
Negen- und Abfallwaſſer von den Häufern und Hofreiten in die Straßen- 
gofien geleitet wird, erfolgt durch die Gemeinde; die hierdurch erwachſen— 
den Koſten trägt zur Hälfte die Gemeinde, zur anderen Hälfte der be— 
treffende Eigentümer. 


Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 


8 9. 

„Im neuen Bauquartier”, d. h. von dem Schiedweg und der Heins: 
heimer Straße weſtlich, dürfen Stallungen, Scheuern, Remifen, Waſch— 
füchen, Abtritte und ähnliche Nebengebäude nicht an öffentliche Straßen 
und Plätze gejtellt werden. Ausnahmen Hiervon find nur bei äußerjter 
Raumbeſchränkung und unter der Bedingung zuläflig, daß derartige 
Nebengebäude mit dem Hauptgebäude in harmonische Verbindung ge- 
bracht werden, oder fir fic das Ausjehen eines Wohngebäudes erhalten, 
feinesfall3 aber da3 Anjehen der Straße beeinträchtigen. Sämtliche im 
neuen Bauguartier (j. oben) nach der Straße ftehenden Gebäude jind 
rehtwinflig zur Straße anzulegen. Ausgenommen hiervon find die Ed- 
pläße, welche nad) ihrer Zage bebaut werden fünnen. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
8 10. 

Das AZurüdjeßen der Gebäude Hinter die feſtgeſetzte Baufluchtlinie 
bezw. Straßenfluchtlinie fan mit Genehmigung des Gemeindevorftandes 
geftattet werden, wenn der Bauherr, welcher das Gebäude hinter die 
Bau= bezw. Straßenfluchtlinie zurücdjegen will, ſich verpflichtet: 

a) alles zwijchen der Straßenfluchtlinie und der zurücverlegten Bau- 
fluchtlinie befindliche Land mit Gartenanlagen oder jonjt nicht miß— 
jtändigen Anlagen zu verjehen und wie die Vorgärten nach $ 11 
abzujchließen, und 

b) die zurückverlegte Bauflucht parallel der normalen Straßen- bezw. 
Baufluchtlinie zu legen, 

c) die durch das Zurückweichen Hinter die Straßen- bezw. Bauflucht- 
(inte von der Straße aus jichtbaren Grenzmanern der Nachbar: 
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häujer auf jeine Koiten mit Genehmigung des Nachbars ent— 
Iprechend zu dekorieren oder mindeitens zu pugen und anzujtreichen. 
Ss 11. 

Das zwiichen der Straßen: und zurüdverlegten Baufluchtlinie 
liegende Borgartenland iſt mittelft metallener oder hölzerner Gitter in 
gefälliger Form, welche in die Straßenfluchtlinie einzurüden find, ab- 
zujchließen ; diejelben fkünnen auf im höchſten Falle 0,75 m hoben 
majliven Sodeln oder auch ohne jolche errichtet werden und find mit 
Delfarbe anzuftreichen. 

Sceidemauern und nicht durchbrochene Wände im VBorgartenland 
dürfen die Höhe von 1,80 m nicht überfteigen. Leßteres ift mit Garten» 
und Weganlagen entiprechend zu verjehen und ordnungsgemäß zu unter- 
halten. 

Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
8 12. 

Jedes bebaute Grundftüd muß mindeftens einen Abtritt haben. 
Die Abtritte müſſen mit undurchläfligen Abfallröhren verjehen fein, die 
in verdedte wafjerdichte Gruben oder jonjtige gut fchließende Behälter 
ausmünden. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 


8 13. 

Im neuen Baugquartier (ſ. $ 9) dürfen Hinter und Seitengebäude 
nicht früher erbaut werden, als die Vordergebäude. Zu einer Abweichung 
hiervon ift die Genehmigung des Gemeinderats erforderlih. Auch müſſen 
die Fluchten derfelben möglichjt rechtwinklig oder parallel mit denen der 
Vordergebäude angelegt fein. 

Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
8 14. 
Die Umfaſſungswände 
1. aller Wohnhäufer 
2. aller fonftigen Gebäude, wenn fie entweder Feuerungsanlagen ent— 
halten oder mehrere Stocdwerfe haben und in gejchloffenen Straßen er: 
richtet werden jollen, müſſen majjiv erbaut werden. 

Die Umfaffungswände einftöciger Gebäude ohne Feuerung dürfen 
in Fachwertsbau, ſolche von Aborten und von Ställen für Klein und 
Federvieh in Holzbau errichtet werden. 

g 15. 

Die maffiven Umfaffungsmanern müſſen im oberjten Stod eine 
Stärke von mindeftens 45 em bei Bruchfteinen, und mindeſtens 25 cm 
bei Backſteinen haben. 

Bei Bruchiteinmauerung muß die Stärfe nach unten von Stod- 
werk zu Stocdwerf um mindeitens je 10 cm, bei Badjteinen alle zwei 
Stockwerke um mindeſtens einen halben Stein zunehmen. Bei dieſen 
Dimenſionen find Stockwerkhöhen nicht über 4 m im Lichten und 
Zimmertiefen nicht über 7 m vorgejehen. Morden dieſe Dimenfionen“ 
überfchritten, fo find auch die Mauerjtärf‘ hend zu vergrößern. 


VE 
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Die Augenmanern von Treppenhäujern bedürfen der Verſtärkung 
nad) unten nicht, wenn fie 45 cm bezw. 1"s Steine ftarf bei nicht 
mehr als 12 m Höhe aufgeführt find. Stocdwerksaufjeßungen auf be- 
jtehende Gebäude find nur dann zuläffig, wenn diefe Minimalmaße noch 
ohne Anblendung an beitehende Mauern eingehalten werden können. 
Mit bejonderer Genehmigung des Großh. Kreisamts Heppenheim fünnen 
auch die oberen Stocdwerfe eines Gebäudes in gefälliger Holzkonftruftion 
ausgeführt werden. 

8 16. 

Zu allen äußeren Mauern der Border-, Hinter: und Nebengebäude 
dürfen nur natürliche oder gleichwertige fünftliche Steine oder gebrannte 
Steine (Badjteine) verwendet werden. Der Mörtel muß mit Kalk oder 
Zement hergejtellt fein. Lehm, Tuff- und ähnliche Steine dürfen nur 
zur Ausmauerung innerer Fachwände benutzt werden. Hierbei iſt Lehm— 
mörtel geftattet. 

Bei maffiven Gebäuden müſſen diejenigen Scheidewände, welche 
die Gebälfe tragen helfen, 25 em ſtark fein, jobald letztere zwijchen zwei 
Mauern mehr als 5,5 m freiliegen. Bei gewöhnlicher aufgemauerter 
Keſſel- und Herdfeuerung find die Scheidewände 25 cm jtarf über 
äußeren Herd= und Kefielteile 50 cm Hinausragend auszuführen. 

» 18 


Die Fußböden des unterften Stockwerks müſſen bei Wohngebäuden 
mindeſtens 50 cm und die Schwellen von unbewohnten Fachwerfsbauten 
30 cm über dem höchjten Punkt des an das Gebäude anschließenden 
Terrains liegen. 

Ausnahmen fünnen nah Anhören des Gemeindevorjtandes durd) 
Großh. Kreisamt Heppenheim gejtattet und kann insbejondere bei Laden— 
anlagen eine niedrigere Höhenlage zugelafjfen werden. 

$ 19. 


Garten und Landhäufer mit Feuerungen zu vorübergehender Be— 
nugung fönnen in Fachwerk geftattet werden, wenn fie mindeſtens 4 m 
von der nachbarlichen Grenze und von anderen Gebäuden entfernt Stehen. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordmung. 
g 20. 

Ale an einer Straße ftehenden Gebäude und von einer jolchen 
aus fihtbaren Außenwände von Gebäuden, Mauern und jonftigen Ein: 
friedigungen find äußerlich ftetsS in folhem Zuftande zu halten, daß 
deren Ausjehen nicht mißftändig erjcheint. Verputz und Anstrich find, 
jo oft erforderlich, zu erneuern. 

Neu errichtete Gebäude und Manereinfriedigungen, welche von der 
Straße aus fichtbar find, ausgenommen jolche aus jauber behanenen 
Steinen oder Blendbadjteinen müſſen binnen 3 Jahren vom Zeitpunkt 
der Fertigſtellung ab, d. i. bei Gebäuden vom Zeitpunft der Eindedung 
ab, mit Berpuß oder Anjtrid) verjehen werden. 

In gemeinschaftlihem Eigentum ftehende Gebäude dürfen nur mit 
einerlei Farbe angejtrichen werden. 


⸗ 


— 
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Mehrere Häufer, welche, unter einem Dache liegend, ein Gebäude 
bilden, find auch hinſichtlich ihrer architektoniſchen äußeren Ericheinung 
als ein Gebäude zu behandeln unbejchadet einer etwaigen, im Aeußeren 
zum Ausdrud gebrachten inneren Trennung in einzelne Häujer; dasjelbe 
gilt von Baugruppen. 

Bilden mehrere Häufer ein Gebäude, jo ift auch der Anſtrich ganz 
gleich) oder ähnlich zu Halten. Im Falle das Gebäude mehreren Be- 
figern gehört und eine Einigung derfelben über die äußere Herjtellung 
und deren Bedürfnis nicht zu Stande kommt, jo enticheidet das Großh. 
Kreisamt Heppenheim nad) Anhörung der Großh. Bürgermeifterei. 

8 21. 

Für den Anftrich dürfen Farben nicht verwendet werden, welche 
blenden, oder der Gejundheit ſchädlich, oder welche mißftändig für die 
Straßen find. Nein weiße Farbe darf, FFenfterrahmen ausgenommen, 
nicht verwendet werden. 

8 22. 

Innerhalb des Stadtbauplanes follen feine Gebäude als Vorder: 
gebäude errichtet werden, welche weniger als zwei Stodwerfe über Sodel 
haben. 

Franzöſiſche Dächer, ſowie Knieſtöcke werden dabei nicht als be- 
ſondere Stodwerfe gerechnet. 

Aus bejonderen Gründen fünnen nad Anhörung des Gemeinde- 
rats Ausnahmen Hiervon von dem Großh. Kreisamt Heppenheim zu» 
gelaffen werden. 

$ 23. 

Die zuläffigen geringsten Höhenmaße für Räume, in welchen 
Menfchen wohnen oder arbeiten, find bei Keller-, Dad): und Zwiſchen- 
geſchoſſen 2,50 m im Lichten, bei Hauptgeichoffen 2,70 m im Lichten 
zu nehmen. 

S 24. 

Villenartige Gebäude, welche Hinter die normale Baufluchtlinie zu 
ftehen kommen, fünnen auch einftöcig erbaut werden, wenn fie jonft in 
ihrem Meußeren nicht mißftändig. ericheinen und vom Sodel an bis zur 
Dachgefimsoberfante mindejtens 5 m Höhe erhalten. 

S 29. 
Vorftehendes Statut tritt am 1. September 1898 in Kraft. 
Heppenheim, 8. Auguſt 1898. 
le Kreisamt Heppenheim. 
3. V.: v. Werner. 


Baupolizeiordnung für die Stadt Wimpfen. 

Auf Grund des Art. 2 des Gejehes vom 30. April 1881, Die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der SS 6 und 8 der Verordnung 
vom 1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen Bauordnung 
betreffend, wird nad Anhörung des Gemeinderat® und der Bürger 
meijterei unter Zuftimmung des Kreisausfchuiies und mit Genehmigung 
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Großh. Minifteriums des Innern vom 2. Auguft 1898 zu Nr. M.d. J. 
17512 für die Stadt Wimpfen am Berg verordnet, wie folgt: 
l 


Bei Neubauten an der Straßenfluchtlinie ift nach erfolgter Auf- 
jtellung de8 Schnurgerüftes dem zuftändigen Baufontrolleur schriftliche 
Anzeige zu machen und darf mit den Bauarbeiten erjt dann begonnen 
werden, wenn die Baufluchtlinie des betreffenden Baues von dem 
Baufontrolleur geprüft und durch Abnahmejchein für richtig befunden 
worden it. 

Zu Urt. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
2 


Bei Errichtung bezw. Umban oder Veränderung von Gebäuden 
an öffentlichen Straßen und Plätzen iſt ein VBorjpringen in die Straßen 
fluchtlinie geftattet: 

a) bei Fundamentmauern bis zu 25 cm, 

b) bei Sodelmauern bis zu 10 cm, 

ce) bei Fenſter- und Türgewänden bis zu 15 cm, 

d) für Berzierungen, Verdachungen und Geſimſe im einer Höhe von 

3 m über dem Fußweg bis zu 15 cm und bei einer Höhe von 

mehr als 3 m über dem Fußwege bis zu 45 cm, 

e) bei Balkonen, Wetterdächern und Erfern, welche in Straßen unter 

8 m Breite ganz verboten jind, in Straßen von größerer Breite, 

jowie unter der WVorausjeßung, daß fie mit ihrer Unterfante min- 

deitend 3 m über dem Fußwege liegen und die Breite desjelben 
nicht überjchreiten. Die Unterjtüßung durch Pfeiler, Säulen oder 
dergleichen ift unſtatthaft, kann dagegen durch Konfole und bei 

Erfern durch Verkragung — 


Durch beſondere Verfügung “ Großh. Bürgermeifterei Wimpfen 
kann im Einzelfalle die Anbringung von Waren- und Ausſtellkäſten, 
ſowie von Marquiſen, welche jedoch mit ihrem niedrigſten Punkte 
mindeſtens 2,25 m von der Straßenoberfläche entfernt fein müſſen, 
genehmigt werden. 

S 4. 

Das Anbringen von über Die Straßenfluchtlinie voripringenden 
Firmenſchildern ift in einer Höhe von weniger als 3 m und das An- 
bringen von Haken und ähnlichen Vorrichtungen zum Aufhängen von 
Fleischwaren und dergl. in einer Höhe von weniger als 2 m unterjagt. 

>. 

Fußabkratzer in der Straßenlinie müſſen in die Trittitufen der 
Treppen oder in den Fußiteig jo eingelafjen werden, daß fie im eine 
Ebene mit demjelben zu liegen fonmen. 

S 


Nach der Straße auffchlagende Fenfter dürfen nur in einer Höhe 
von mindejten® 2 m über der Straßenoberfläche neu angebracht werden. 
Kellerläden find in geöffnetem Zuftande an die Gebäude zu De 
feftigen und jo einzurichten, daß fie den freien Verkehr nicht hemmen. 
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Vorhandene Anlagen der in SS 2—6 angeführten Art, welche 
diefen VBorjchriften widersprechen, ebenjo Treppen, Tore und Türen, 
jowie Kellereingänge mit Falltüren, welche nach der Straße aufgehen 
oder über die Straßenflucht vorjpringen, müfjen, wenn dies das öffent- 
fiche Interefje erheifcht, binnen einem Jahre nach Aufforderung entfernt 
bezw. vorichriftsmäßig umgeändert werden. 

Vorhandene Kellereingänge, deren Bejeitigung nicht verlangt wird, 
müſſen mit Eifen von hinreichender Stärfe und in einer Ebene mit dem 
Fußfteig abgededt, bei einem Um- oder Neubau aber bejeitigt werden. 

Zu Art. 32 der allgemeinen Bauordnung. 
88. 

Alle Gebäude, welche im neuen Bauquartier (ſ. $ 9 des Orts— 
bauftatuts) und in der oberen und unteren Hauptjtraße gelegen find, 
müſſen zur Ableitung des Waſſers von Dächern, Schugdächern u j. w. 
mit Dachrinnen (Kandeln) verjehen jein, welche ftet3 in gutem Zuftande 
zu erhalten find. Die Ausgüffe der Abfallrohre dürfen nicht mehr als 
25 em von dem Boden der Etraße entfernt fein. 


89. 

Da wo öffentliche Kanäle beftehen oder angelegt werden, fann der 
angrenzende Hausbefiger angehalten werden, Küchenausgüfje oder jonjtiges 
Abfallwaſſer auf eigene Koften aus feiner Hofreite, nad) Maßgabe der 
in diefer Beziehung etwa beftehenden oder zu erteilenden bejonderen 
Borichriften, in diefe Kanäle einzuleiten. 

8 10. 

Feſte Stoffe, wie Küchenabfälle, Kehricht, Schutt, Sand, Schlamm, 
Aſche und dergl., menjchliche und tierische Abgangsſtoffe dürfen weder 
oberirdifch) durch die Hansleitung nach den innen, noch nad) den 
Kanälen abgeleitet werden. 

Zu Art. 33 der allgemeinen Bauordnung. 
s 1. 

Ausgüſſe aus Küchen, Brennereien, Brauereien u. ſ. w. an der 
gegen Straßen und öffentlichen Plätzen gerichteten Seite von Gebäuden 
jind verboten und müſſen, falls fie an der Nebenfeite von Gebäuden 
angebracht und von der Straße aus fichtbar find, oder die Nähe der 
Straße es fonft erforderlich macht, mit bis auf den Boden gehenden 
Röhren verjehen werden. Diejen Vorjchriften widerſprechende Anlagen 
find, wenn es das öffentliche Intereſſe erheiicht, binnen einer von dem 
Großh. Kreisamte Heppenheim zu bejtimmenden Frift zu befeitigen bezw 
Jahgemäß umzuändern. 

Zu Art. 35 der allgemeinen Bauordnung. 
8 12. 

Winkel und Neule müſſen gegen die Straße abgeſchloſſen werden 
und zwar: 

1. wenn der Zugang durch die begrenzenden Gebäude möglich ift, 
durch) volle mindeftens 2 m hohe Mauern, die jo auszuführen 
find, daß fie nicht mißftändig für die Straße werden; 





"R 
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2. wenn der Zugang nur von der Straße möglich ıjt, durch mindeftens 

2 m hohe Türen, welche mit Delfarbenanftricd) zu verjehen und 

gut zu unterhalten find. 

8 13. 

In die Winkel und Reule darf nur Regenwaſſer geleitet werden, 
das aus gewöhnlichen häuslichen Einrichtungen ſich ergebende Ab- 
wajjer aber nur dann, wenn Boden und Wände betoniert bezw. bis auf 
1 m Höhe zementiert find. 

Zur Ableitung von Abwaſſer anderer Art in dieſe Winfel be> 
darf e3 der Genehmigung des Großh. Kreisamtes Heppenheim, das nad) 
vorgängiger Anhörung des Gemeinderats enticheidet. 

8 14. 

Da, wo dermalen der Inhalt von Abtritten und Piſſoirs in Winkel 
geleitet wird, ift der Zuftand bis zum 1. Dezember 1899 zu befeitigen. 

Wenn der Abflug nicht in einen Öffentlichen Kanal erfolgen kann, 
jo kann der Inhalt in undurchläjlige, luftdicht verſchloſſene Tonnen oder 
er Gruben geleitet werden, welche regelmäßig entleert werden 
müffen. 

Stellt jih die Unmöglichkeit Heraus, etwa wegen der zu großen 
Enge diefer Winfel Gruben in denjelben Herzuftellen, Tonnen dajelbft 
aufzuftellen, oder Kanäle in denjelben zur Abführung der Fäkalſtoffe 
anzulegen, jo müflen die Reule in wafjerdichter Weile hergejtellt und 
unterhalten werden. Die Reinigung derjelben erfolgt in bejtimmten, von 
der Großh. Bürgermeiſterei Wimpfen feftzujegenden Zeiträumen md 
zwar jo, daß nach derjelben eine Nevifion der Winfel vorgenommen 
werden fann. Auf Verlangen der Großh. Bürgermeijteret Wimpfen 
müſſen die Beſitzer diefer Reule (Winkel) diejelben desinfizieren, bezw. 
geruchlos machen. 

Zu Art. 36 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 15. 

Bor der Straßenfluchtlinie liegende Senfgruben, Diüngerftätten 
und ähnliche Anlagen find bis zum 1. Dezember 1899 zu entfernen. 

Wo die fraglichen Anlagen nach den örtlichen Berhältnijjen durch- 
ans nicht entbehrt werden können, find die Gruben auf Straßenhöhe 
mit Stein- oder Eichenholzrahmen zu verjehen, und mit 6 mm ftarfen 
Eijenplatten oder mit 5 em jtarfen Brettern abzudeden. Die Gruben 
bezw. die Bedeckungen find ſtets in gutem Zuſtande zu erhalten. 

Ss 16. 

Alle an oder in der Nähe von Straßen oder öffentlichen Plätzen 
belegenen oder von dort fichtbaren Düngerftätten, Jauchenbehälter oder 
Pfuhlgruben, Lagerpläge für Abfälle und dergleichen find gegen Die 
Straße gehörig zu verdeden und jo weit möglich, derart verichlofen zu 
halten, day ein Abflug von Flüſſigkeiten oder eine Verbreitung üblen— 
Geruchs aus denfelben nicht jtattfindet. 

$ 17. 
Anlagen, die den Vorjchriften in $ 15 und 16 der Baupolizel 
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Trdnung nicht entiprechen, find bi8 zum 1. Dezember 1899 ordnungs— 
mäßig herzuitellen. 


Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 


8 18. 

Neu anzulegende Düngerftätten, Jauchebehälter, Pfuhlgruben, 
Yagerpläge für Abrälle u. dergl. müſſen von der Baufluchtlinie 5 m, 
von der Nachbargrenze 1 m und von Brunnen 5 m entfernt jein. 

Ausnahmen können bei bejchränften Raumverhältnifjen von Großh. 
Kreisamt Heppenheim genehmigt werden. 

8 19. 

Der Abſchluß der Düngerjtätten und dergl. darf ein Wustreten 
von Abwajjern oder Jauche nicht geitatten, der Boden iſt gut mit Letten 
zu dichten und zu pflaftern oder in jonft ſachgemäßer Weije zu befejtigen. 

5 20. 
Pruhlgruben müfjen in ihrer Anlage den Abtrittsgruben entiprechen. 
g 21. 

Ställe für Rindvieh und Schweine müfjen gegen das unterliegende 

Erdreich waſſerdicht hergeitellt werden. 
8 22. 

Zur Anlegung eines Stalles, eines Salzmagazins, überhaupt eines 
Gebäudes, welches zur Aufbewahrung von Gegenjtänden beſtimmt iſt, 
deren Zerjegung oder Ausdünftung dem Mauerwerk nachteilig fein fann, 
an einer gemeinschaftlichen oder dem Nachbar ausjchlieglich gehörenden 
Mauer iſt die Einwilligung des Eigentümers der legteren erforderlid). 
Ohne dieje Einwilligung muß der Stall, das Salzmagazin und dergl. 
durch eine bejondere Dauer von der benachbarten Mauer getrennt, 
außerdem derjenige Zwischenraum zwiſchen den beiden Mauern gelaſſen 
werden, welche die Großh. Bürgermeifterei Wimpfen in einzelnen Fällen 
für nötig erachtet. 

8 23. 

Gegrabene Brunnen müſſen, jofern der Nachbar in einen geringeren 
Abjtand micht eimvilligt, wenigitens 1,50 m von der nahbarlichen Grenze 
entfernt bleiben. 

8 24. 

Mindejtens ein Viertel der Gejamtfläche eines jeden Bauplatzes 
joll unüberbaut bleiben; ausgenommen hiervon find Häufer, welche an 
zwei Straßen liegen. 

S 25. 

Auf bebauten Grundſtücken mit Hofräumen von geringerem Flächen: 
inhalte als dem in $ 24 erwähnten, darf im Falle des Umbaues oder 
Neubaues die frühere Größe des Hofraumes unter der Vorausſetzung 
beibehalten werden, dal die Zahl der bis dahin vorhandenen Stocdwerfe 
nicht vermehrt wird. 

Eine Verkleinerung folcher Hofräume unter die bisherige Grüße 
iſt unzuläflig. ⸗ 

7 
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Für gewerbliche, namentlich mit Feuersgefahr verbundene Anlagen 
und für Gebäude, in denen feuergefährliche Sachen lagern, fann ein 
größerer Hofraum vorgejchrieben werden. 

8 26. 

Sind auf einem Grundftüd Seiten: oder Hintergebäude vorhanden, 
die zufammen nicht mehr als 50 qm Grumdfläche haben, jo kann der 
Zugang von der Straße die Breite von 1,10 m auf 2,60 m Höhe 
haben und braucht nicht zum Durchfahren eingerichtet zu fein. 


Zu Art. 39 der allgemeinen Bauordnung. 
27 


Unüberbaute Grundftüde (unbebaute Baupläge, Höfe, Gärten und 
Borgärten u. |. w. oder umüberbaute Teile derjelben) an den bebauten 
oder eröffneten Ortsſtraßen bezw. öffentlichen Plätzen müſſen mit einer 
dauerhaften, gefälligen Einfriedigung verjehen fein. 

28 


Zuwiderhandlungen gegen dieſe Baupolizei-Ordnung, ſowie der 
ss 11—23 des Ortsbauſtatuts unterliegen, infofern nicht die ein- 
ihlägigen Vorſchriften des Reichsſtrafgeſetzbuchs und des Baupolizei- 
itrafgefeges Anwendung finden, den Rechtsfolgen der Art. 79 und 80 
der allgemeinen Bauordnung. 

8 29. 

Gegenwärtige Baupolizei-Ordnung tritt mit dem 1. September 1898 
in Kraft. 

Heppenheim, 8. Auguſt 1898. 

Großherzogliches Kreisamt Heppenhein. 
I. B.:v. Werner. 


Nachtrag zum Ortsbauftatut der Stadt Wimpfen. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung und der 
553, 5, 7 und 9 der Ausführungsverordnung hierzu wird auf Beſchluß 
de3 Gemeinderats nad) Anhörung des Bürgermeifters, jowie Begutachtung 
durch den Kreisausfhuß mit Genehmigung Großh. Minifteriums des 
Innern von 25. Januar 1905 zu Nr. M. d. 3. 1835 folgender Nad)- 
frag zum DOrtsbauftatut der Stadt Wimpfen erlafjen. 


Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 1. 

Ale in Wimpfen am Berg, in dem von der Bahn, der Heins» 
heimerſtraße, Schiedweg, Wallſtraße, Neuer Weg begrenzten Gebiet oder 
an diefen Straßen, ferner an der Steige der Talſtraße, jowie alle in 
Bimpfen im Tal innerhalb der alten Befejtigungsmauer und zu beiden 
Seiten der Heilbronner Straße zu errichtenden Gebäude find jo zu ge- 
talten, daß fie fi) den in Wimpfen heimifchen Bauformen anpafjen und 
Nh in das Straßen- bezw. Stadtbild harmonifch einfügen. Hierbei 
wird darauf hingewieſen, dat zur Erzielung diefer notwendigen Harmonie 
hauptfählich die Höhen und Umrißlinien, die Geftaltung der Dir 

tandmauern und Aufbauten ſowie die anzumendenden Bauftoff 
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Farben der Außenarchitektur maßgebend find, während Hinjichtlich der 
Formgebung der Einzelheiten künftlericher Freiheit angemejjener Raum 
gelafjen werden fann. 

8 2. 

Das Gleiche gilt von den Hauptreparaturen, Hauptveränderungen 
und Anbauten, jowie allen jonftigen baulichen Menderungen an den Um— 
fafjungen und Bedachungen von Bauten, die ganz oder teilweije von 
einer Straße, einem Plage oder einem Wege aus fichtbar find bezw. 
im Stadtbild in die Ericheinung treten. 

Hierzu gehören auch Aenderungen an Toren, Torbogen, Türen 
und Fenſtern, die tunlichit in den alten Formen zu erhalten find. 
Degen der baupolizeilihen Genehmigung derartiger Beränderungen 
wird auf $ 1 der Baupolizei-Ordnung für den Kreis Heppenheim vom 
12. Augujt 1895 verwiejen. 

8 3. 

Bezüglich der Art der Anſtrich- und Berpußarbeiten ijt den 
Weiſungen der Ortspolizeibehörde Folge zu leiften, zu welchem Zweck 
diejer Behörde die fraglichen Arbeiten rechtzeitig vor deren Beginn genau 
zu bezeichnen find. 

Das bei Verpußarbeiten und Hausreparaturen zu Tage tretende 
Fachwerk iſt in der Negel wieder jihhtbar zu machen, wenn es von 
fünjtleriicher Bedeutung vom handwerklichen Standpunfte bemerfenswert 
oder von malerischer Wirkung ift. 

Die Baupolizeibehörde fann über die Behandlung des Holzfach- 
werfes jederzeit Anordnungen erlaſſen. 

4 


Baditeinverblendungen, Zementgukornamente, gemijchte Materialien 
von mißftändiger Wirkung, flache Dächer find fir Bauten, die von einer 
öffentlichen Straße oder einem öffentlichen Plage aus ſichtbar find bezw. 
im Städtebild in die Erjcheinung treten, zu vermeiden. 

5 


Die Baupolizeibehörde iſt befugt, hinſichtlich des Materials für 
Dacjeindekungen und des äußeren Anftrich8 der Häufer, bejonders der 
Holzteile Anordnungen zu treffen. 


S 6. 

Die Ausführung diefer VBorichriften jteht der Baupolizeibehörde zu, 
die in zweifelhaften Fällen vor ihrer Enticheidung eine bejondere Kom— 
million, bejtehend aus dem Denfmalpfleger, zwei funftfinnigen Bürgern 
der Stadt, jowie dem Bürgermeiſter, zu hören bat. 

8 


S . 
Bei der Ausführung vorjtehender Beitimmungen sollen Härten, 
joweit wie möglich, vermieden werden. 
S 8. 
Vorftehendes Statut tritt mit dem Tage der Veröffentlichung im 
treisblatt des Kreiſes Heppenheim in Kraft. 
Wimpfen, den 6. Februar 1905. 
Großherzogliche Bürgermeilterei. 
Ernit. 
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Ortsbauftatut für Die Gemeinde Bieber. 

Auf Grund des Artifeld 2 des Gejeges vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauorduung betreffend, und der 88 3 bis 5, 7 und 9 der 
dazu gehörigen Ausführungsverordnung vom 1. Februar 1882, werden 
mit Zujtimmung des Gemeinderats der Gemeinde Bieber nach Anhörung 
des Kreisausschuffes und mit Genehmigung Großherzoglichen Minifte- 
riums des Innern vom 30. September 1903 für den Bezirk der 
Gemeinde Bieber folgende ortsjtatutarische Beitimmungen erlaffen: 

4 der allgemeinen Bauordnung. 
1 


Die Grenzen der Bebauung find in Bieber durch den Bebauungs- 
plan bejtimmt. Der Ortsbauplan liegt auf dem Amtszimmer der 
Bürgermeifterei zur Einficht offen. 

Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 
2 


8 2. 
Zur Benügung als Bauplatz ift eine Fläche nicht mehr geeignet: 
a) wenn fie weniger als 100 qm enthält, oder 
b) wenn auf ihr fein Gebäude von 5 m Front und 8 m Tiefe mit 
zweijeitiger Beleuchtung unter Wahrung der VBorjchriften des 
Artikels 37 der allgemeinen Bauordnung, Abjab 1 und 3, fowie 
der Beitimmungen der Baupolizeiordnung zu dieſem Artifel, er- 
richtet werden kann. 
In neu anzulegenden Straßen ift als Bauplag eine Fläche nicht 
mehr geeignet: 
a) wenn fie weniger al3 150 qm enthält, oder 
b) wenn die Fläche nicht eine Mindefttiefe von 15 m hat und auf 
ihr fein Gebäude von mindeſtens 7 m Front errichtet werden kann. 
Zu Urt. 17 der allgemeinen Bauordnung. 
3 


$ 3. 

Sind zum Zwede der Schließung eines Gemeindeweges Grundſtücke 
jeitens der Gemeinde erworben worden, jo werden diejelben auf Ver— 
langen der unmittelbar angrenzenden Grundbefiger an dieſe unter 
folgenden Bedingungen in Eigentum abgetreten: 

a) Das Berlangen muß innerhalb einer Friſt von 6 Monaten nad) 
erfolgter Erwerbung diefer Grundſtücke jchriftlich bei der Bürger— 
meifterei fundgegeben werden. 

b) Die Anlieger müſſen fich bereit erklären, für das an fie abzu— 
tretende Gelände der Gemeinde die vollen Koften der Erwerbung 
der Grundſtücke zurüdzuzahlen. 

Aus dem Preiſe des Geländes und den Unkoften bei der Erwerbung 
berechnet ſich mit Rüdjicht auf die Größe der Fläche der Einheitspreis, 
welcher pro Quadratmeter von dem Anliegern zu zahlen ift. Der zur 
Abtretung kommende Gemeindeweg ijt mit dem gleichen Preis pro 
Duadratmeter der Gemeinde zu vergüten wie die Grundjtüde. War der 
Preis bei der Erwerbung mehrerer Grundjtüde an der neuen Straß 
verschieden, fo wird ein Mittelpreis für den Verkauf aus Den 
fojten der Erwerbung feitgeftellt. 
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Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
8 4. 

Außerhalb der durch den Drtsbebauungsplan oder die Teilpläne 
feftgeftellten Bauviertel dürfen in der Regel neue Gebäude nicht errichtet 
werden. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
5 


85. 

Ueber die Eröffnung einer neuen Straße innerhalb des Orts— 
bebauungsplanes beſchließt der Gemeindevorſtand. 

In den noch nicht eröffneten Straßen ſoll das Bebauen nur 
an den Enden, welche auf ſchon eröffnete Straßen aufſtoßen, gejtattet 
werden. 

8 6. 

Soll, außer dem in $ 5 Abja 2 gegenwärtigen Statut3 vor- 
gejehenen Falle, in einer noch nicht eröffneten Straße ein Gebäude, 
das nach diejer Straße einen Ausgang hat, errichtet werden, jo kann 
dieſes geftattet werden, wenn der betreffende Baujuchende eine Zufahrt 
zu feinem Bauplatz hat und das Straßengelände vor dem Bauplatz 
und dem zugehörigen Grundjtüde bis zur Eröffnung der Straße der 
Gemeinde koſten- und laftenfrei in Eigentum abtritt. Nach Eröffnung 
der Straße leiftet die Gemeinde eine Rüdvergütung für das Straßen- 
gelände, injfoweit die Geländekoften nad) Maßgabe der Beitimmungen 
der SS 8 bis 10 diejes Statut3 von dem Anlieger nicht endgültig zu 
tragen find. 


8 7. 

Bis zu dem Beitpunfte, an welchem eine Straße feitend der Ge— 
meinde eröffnet wird, find alle diejenigen Vorkehrungen, welche durch 
die Ortöpolizeibehörde in Bezug auf Herjtellung von Gofjenpflafter, Ein— 
ebnung und Leberkiejung der Fahrbahn, ſowie Ueberfiefung oder Pflajterung 
von Fußfteigen gefordert werden follten, und zwar bis zur nächſten hierzu 
geeigneten Querſtraße, von dem betreffenden Eigentümer und, wenn es 
mehrere find, unter gegenjeitiger jolidariicher Haftbarfeit derjelben auf 
eigene Koften und Gefahr zu bewirken. 

Entjtehen der Gemeinde aus einer etwaigen Verfäumnis Koften, 
jo ift diejelbe jederzeit befugt, den Zugang über ihr Eigentum zu ver— 
bieten und zu verhindern. 

Solange die Straße nicht vollitändiges Eigentum der Gemeinde 
und nicht eröffnet ift, fann, abgejehen von dem Fall des Artifels 20 
Abſatz 1 Satz 2 und Abjah 2 der allgemeinen Bauordnung, weder auf 
Shauffierung noch Pflaſterung der Goffen, noch auf Kanäle, Wajjer- 
leitung oder Beleuchtung Anſpruch gemacht werden. 

Bu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
S 8. 

Bei Anlegung einer neuen, bei Verlängerung einer beftehenden, 
jowie bei dem Anbau an fchon vorhandenen, bisher unbebauten Straßen 
und Straßenteilen haben die au die Straße angrenzenden Grundbeliger 
den Mehraufwand für Die Erwerbung des zur Straße nötigen Geländes 
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über den in $ 10 feitgelegten Sa zu tragen oder zu erjegen, ſobald auf 
ihren betreffenden Grundjtüden neue oder ältere Gebäude an die neue 
Baufluchtlinie zu jtehen kommen oder ihren Ausgang nad) der neuen 
Straße erhalten. Zu diejfer Verpflichtung fünnen die an einer Straßen 
jeite angrenzenden Eigentümer nicht für mehr als die Hälfte der 
Straßenbreite, und wenn die Breite mehr als 16 m beträgt, nicht für 
mehr al3 8 mı Breite herangezogen werben. 
| 9 


Bei Berechnung der Geländefojten find die Koften des gejamten 
Geländes, einjchlieglich der Koften für die auf die Straßenfreuzung 
fallenden Flächen, zujammenzurechnen und den Eigentümern nach Ber- 
ger der Längen ihrer die Straße berührenden Grenzen zur Laft 
zu legen. 

In diefer Berechnung ijt jedoch eine Vergütung für das Gelände 
der in die neu anzulegende Straße fallenden, der Gemeinde bereits 
gehörigen Wege und Straßen nicht aufzurechnen, folches vielmehr von 
der Gemeinde unentgeltlich zu verwenden. 

10 


Bei Anfauf von Straßengelände wird ſeitens der Gemeinde pro 
Duadratmeter Markt 0,20 bezahlt, die Mehrkoften werden entiprechend 
den Beitimmungen in $ 9 auf die Anlieger ausgejchlagen. 

11. 


Wird die Anlage. eines Kanal zur Entwäfjerung einer Straße 
erforderlid — worüber der Gemeinderat zu entjcheiden Hat —, fo 
werden auf die zu beiden Seiten der Straße gelegenen Grundftüde pro 
laufenden Meter Frontlänge 2 ME. 50 Pfg. ausgejchlagen, welche die 
Grundftüdsbefiger an die Gemeinde wie in $ 9 zu bezahlen haben. 
Es ift hierbei einerlei, auf welcher Seite der Straße der Kanal er- 
richtet wird. 


8 12. 

Die Erhebung und Beitreibung der auf Grund der in den vor- 
bemerften Baragraphen enthaltenen Verpflichtungen zu zahlenden Koften 
erfolgt auf dem für die Erhebung der Gemeindeeinfünfte vorge- 
ichriebenen Wege. 

Zu Urt. 29 der allgemeinen Bauordnung. 


8 13. 

Stallungen, Scheunen, Speicher, Remiſen, Waſchküchen, Aborte und 
m Anlagen dürfen in der Regel nicht an öffentliche Straßen 
und Plätze gejtellt werden. 

Wo dieſes ausnahmsweile durch den Gemeinderat geftattet wird, 
find die Straßenjeiten fafjadenmäßig auszubilden. 

14 


Räume, in denen Rauch, Dampf, übelriechende oder ungefunde 
Luft erzeugt wird, dürfen in der Regel Deffnungen nad) der Straße 
nicht haben. 


Liegen die Räume Hinter der Baufluchtlinie, fo muß die Ent« 4 





fernung der Deffnungen von derjelben mindeitens 5 m betragen. 
16* 
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Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
8 15 


In allen Straßen, in welchen eine Hinter der Straßenflucdhtlinie 
liegende Baufluchtlinie fejtgejeßt ift oder wo das Zurückſetzen der Ge- 
bäude Hinter die Baufluchtlinie geftattet wird, ift der Raum zwijchen der 
Straße und Baufluht mit Ausschluß jeder anderen Benußung nur 
als Vorgarten anzulegen und in gefälligem Anjehen zu erhalten. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
S 16. 

Hinter: und Seitengebäude dürfen nicht früher erbaut werden als 
die Vordergebäude; auch müfjen die Fluchten derjelben in der Regel 
rechtwinklig oder parallel mit denen der VBordergebäude und im regel- 
mäßiger Form angelegt fein. 

Mit Genehmigung des Gemeinderats kann von der vorjtehenden 
Beltimmung abgejehen werden. 

s 17. 

Sind auf einem Grumdftüd Seiten: oder Hintergebäude vorhanden, 
jo muß bei einer Bebauung des Grundſtücks in einer Tiefe von mehr 
als 20 m von der Frontlinie des Vordergebäudes ab gerecjnet, eine 
Durchfahrt eingerichtet werden, welche dem Artikel 37 der allge- 
meinen Bauordnung bezw. dem 8 56 der Ausführungsverordnung dazu 
entipricht. 

Bu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 18. 

Bei Gebäuden, welche maſſiv ausgeführt werden, müfjen die Um— 
faſſungsmauern im oberjten Stod bezw. Knieſtock eine Stärfe von 
mindeſtens 45 cm bei Bruchiteinen und 25 cm bei Badjteinen haben. 
Bei Bruchfteinmauer muß die Stärfe nad) unten von Stodwerf zu Stod- 
werf um mindeſtens je 10 cm, bei Badjteinen alle zwei Stockwerke um 
mindeſtens einen halben Stein = 13 cm zunehmen. Bei diefen Dimen- 
fionen find Stodwerkshöhen nicht über 4m im Lichten und Zimmer- 
tiefen nicht über 7 m vorgejehen; werden dieje Dimenfionen überſchritten, 
jo find aucd die Mauerftärken entiprechend zu vergrößern. Die Außen: 
mauern von Treppenhäufern bedürfen der Verftärfung nach unten nicht, 
wenn jie 45 cm bezw. 1%. Stein jtarf bei nicht mehr als 12 m Höhe 
ausgeführt find. 

Stodwerksauffegungen auf bejtehende Gebäude find nur dann zus 
läffig, wenn diefe Minimalmaße noch ohne Anblendung an bejtehende 
Mauern eingehalten werden fünnen. 

S 19. 

Zu allen äußeren Mauern der Vorder-, Hinter- und Nebengebäude 
dürfen nur natürliche Steine oder gebrannte Steine (Badjteine) ver- 
wendet werden. Der Mörtel mu mit Kalk oder Zement hergejtellt jein. 

Lehm, Tuff und ähnliche Steine dürfen mur zur Ausmauerung 
innerer Fachwände bemußt iperben, Hierbei ift Lehmmörtel gejtattet. 

20. 
Die Fußbodenhöhe des Grbarichoifes muB bei Wohngebäuden min: 
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deſtens 0,50 m über der Erdoberfläche liegen und die Schwellen von 
Fachwerksbauten (welche feine Wohnungen enthalten) müſſen mindeſtens 
0,30 m von der Erdoberfläche abjtehen. Bei Laden-Anlagen fann eine 
niederere Höhenlage zugegeben werden. 

21 


Iſt das Gebäude - Fundament nicht vollftändig gegen Feuchtigkeit 
ijoliert oder liegt die Fußbodenhöhe des Erdgejchofjes nicht mindeſtens 
1,25 m über dem Terrain oder 3 m über dem höchſten Grundwaffer- 
Itand, jo muß das Kellergeſchoß ohne Anwendung von Holztonftruftion 
überdedt jein. 


8 22. 

Innerhalb derjenigen Bezirke, in denen das Grundwaſſer Hoch 
liegt, müfjen bei allen Wohngebäuden, welche neu errichtet oder wejent- 
fih umgebaut werden, alle Sodelmauern mindejtens 1,50 m über 
Straßenhöhe geführt werden. 


g 29. 

Bei Gebäuden aus Holz mit Lehmfachwerk müfjen die Gefache im 
Falle des Neubaues ebenfalls bis zu der im $ 21 erwähnten Grenze 
mit gut gebrannten Badjteinen und Kalkmörtel gut ausgemauert werden. 
Dasjelbe gilt für die Erneuerung von Gefachen bei bejtehenden Fach— 
werfsbauten. 


S 24. 
Die Beitimmungen im $ 22 und $ 23 find einzuhalten, auch wenn 
diejelben im Baubejcheide nicht ausdrücklich erwähnt find. 
Zu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung. 


$ 25. 

Es dürfen nur Häufer gebaut werden, die mehr als ein Stocwerf, 
das heißt einen Barterrejtod und mindejtens einen Knieſtock von nicht 
unter 1 m Höhe haben. 

In der Offenbacher Landitraße, Seligenftädter Landſtraße bis zum 
Bahnübergang, ebenjo in der Vorderftraße, Miühlheimerjtraße bis zur 
Bahn und Bahnhofitraße dürfen nur Wohnhäufer aufgeführt werden, 
die mindeitens 2 Stodhöhen haben. 

3 26 


Die Minimalmape für Stockwerke, in welchen Menſchen wohnen 
oder arbeiten, find im Lichten nicht unter 2,40 m für Keller-, Dach— 
und Zwiſchengeſchoß, von 2,60 m pi Hauptftochwerfe zu nehmen. 


5.2 

Durch befonderen Beſchluß es Gemeinderats fann für die Ge— 
meinde Bieber angeordnet werden, daß binnen 3 Jahren, nachdem ein 
Gebäude an der Straße unter Dad) gebracht worden, dasſelbe mit 
Verputz und Anftrich zu verjehen ift, falls die Umfangswände nicht aus 
behauenen Steinen oder Blendjteinmanerwerk beftehen. Aus bejonderen 
Gründen fann von der Ortspolizeibehörde die Frift nad) Anhörung des 
Gemeinderat3 verlängert werden. 


8. 
Alle an den Straßen ftehende Gebäude, Mauern und jonjtige Ein- 
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friedigungen ſind ftet3 in folchem Zuftande zu erhalten, daß fie für das 
Ausfehen der Straße nicht mißftändig werden. 
8 29. 

Für den Anftrich dürfen Farben nicht verwendet werden, welde 
blenden oder der Gejundheit ſchädlich oder welche mißſtändig für die 
Straße find. Weiße Farbe darf, Gefache und Fenſterrahmen aus= 
genommen, nicht verwendet werden. 

Dffenbad, den 2. November 1903. 

Großherzogliches Kreisamt. 
von Homberzgf. 





Baupolizei-DOrpnung für Die Gemeinde Bieber. 

Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betr., und der 88 3, 4, 6, 8 und 9 der dazu 
gehörigen Ausführungsverordnung vom 1. Februar 1882, wird nad 
Bernehmung des Gemeinderats und der Lofolpolizeibehörde zu Bieber, 
jowie mit Zuftimmung des Kreisausschuffes und mit Genehmigung 
Großherzoglichen Minifteriums des Innern vom 30. Septeniber 1903, 
für den Bezirk der Gemeinde Bieber verordnet, was folgt: 

Zu Urt. 30 Abf. 1 der allgemeinen Bauordnung. 

Sl. 
a) Sodel dürfen bis zu 10 cm in die Straßenfludhtlinie vorfpringen. 
b) Balkone, Wetterdächer und Erker find in Straßen unter 10 m 

Breite ganz verboten. In breiteren Straßen werden diejelben 

unter der Vorausſetzung geftattet, daß ihr niedrigfter Punkt min— 

deſtens 4 m über dem Fußſteig liegt und fie von der Nachbar— 
grenze mindeſtens um das doppelte Maß ihrer Ausladung ent: 
fernt bleiben. 

Bei Straßen ohne Vorgärten darf die Ausladung jedoch 
nicht iiber 1,20 m betragen. Cine Unterjtügung durch Pfeiler, 
Säulen oder dergleichen ijt hierbei unjtatthaft, kann dagegen in 
Konfolen und bei Erfern durch Auskragung gejchehen. 


8 2. 

Das Anbringen von Waren- und Ausftellfäften kann mit orts— 
polizeiliher Genehmigung — wenn der Fußfteig nicht unter 1 m breit 
it — geftattet werden, jedoch dürfen diejelben nicht über 20 cm vor 
die Straßenfluchtlinie voripringen. 

Diejelben find allabendlich zu entfernen und dürfen nicht dauernd 
befejtigt werden. 


Zu Art. 30 Ab. 5 der allgemeinen Bauordnung. 


8 3. 
Nach außen aufichlagende Fenfterläden müſſen bei Neubauten mit 
ihrer Unterfante mindeitens 2 m über dem Fußweg jich befinden. 
Kellerjenterläden find jozeinzurichten.- *5g fie den freien Verkehr 
nicht hemmen. / | 





A. Provinz Starfenburg, 43) Bieber, Baupolizei-Ordnnung. 247 


Zu Art. 30 Ab. 6 der — — Bauordnung. 


5 4 

Borhandene Anlagen der in 88 1 bis 3 angeführten Art, welche 
diejen Vorſchriften widerjprechen, ebenſo Treppen, Tore und Türen, 
jowie Kellereingänge mit Falltüren, welche nad) der Straße zu auf 
gehen oder über die Straßenfluchtlinie vorjpringen, müfjen, wenn dies 
das öffentliche Intereffe erheiicht, auf Aufforderung der Ortspolizei— 
behörde mit Genehmigung des Gemeinderates innerhalb eines Jahres, 
von erfolgter Aufforderung an gerechnet, entfernt bezw. vorjchriftsmäßig 
umgeändert werden. 

Dermalen vorhandene, in der Straße liegende SKellereingänge find 
bei Neubauten zu befeitigen. 

Zu Urt. 31 der allgemeinen Bauordnung. 
8 5. 

Für auf beiden Seiten bebaubare Straßen von einer Breite big 
zu 5 m ijt die zuläjligite größte Höhe der Vordergebäude auf 7,50 m, 
für Straßen von 5 bi8 9 m auf je 2,50 m mehr als die Straßen- 
breite beftimmt. 

Bei Erfhofreiten joll im allgemeinen das Maß der breiteren Straße 
für die Höhe des Gebäudes beftimmend fein, doc) fteht in jedem einzelnen 
Fall dem Gemeinderat das Recht zu, hier nur eine geringere Höhe zu 
geftatten, auch diefe jelbjt bis zu dem für die fchmäleren Straßen be- 
jtimmten Maß zu beichränfen, 

Bei Manfardedähern wird die Hälfte der Höhe des Manfarde- 
ftodes der Haushöhe zugerechnet. 

Bu Art. 32 der allgemeinen Bauordnung. 
8 6. 

Alle Gebäude, welche ihre Traufe nach der Straßenjeite haben, 
müſſen, wenn die durch den Gemeinderat angeordnet wird, zur Ab— 
leitung des Waſſers von Dächern, Schugdäcern uſw. mit Dachrinnen 
(KRandeln) und Abfallröhren verjehen jein, welche ftet3 in gutem Zuftande 
zu erhalten find. 

Lebtere müfjen bi3 an den Boden der Straße reichen. 

7. 


Ueberdedte Rinnen, jorwie die Heberbrüdungen von Straßengoſſen, 
falls joldje von dem Gemeinderat auf Antrag gegen Revers genehmigt 
werden, müſſen im Niveau der Straße liegen. Die Ueberdedungen und 
Ueberbrüdungen find von dem Anlieger auf eigene Koften mit ftarken, 
flach gewellten oder geriefelten gußeifernen Platten herzuftellen und 
jederzeit gut zu unterhalten. 

Einrichtungen, welche vorstehenden Beitimmungen nicht entiprechen, 
find auf ortpolizeiliche Aufforderung binnen 6 Monaten zu bejeitigen 
bezw. vorjchriftsmäßig umzuändern. 

Von dem Ausguß des Abfallvohres bis zur Straßengoffe ift jeitens 
des Gebäude-Eigentümerd eine gepflafterte Floßrinne herzuftellen, und 
werden durch die Gemeinde, wo folche nicht bejtehen, auf Koften de* 
Gebäude-Eigentümers hHergeftellt. 
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Da wo neue Straßenfanäle hHergeftellt werden, müſſen auf Ver— 
fangen der Gemeinde die Entwäfjerung der Hofreiten und Gebäuden 
jeiten3 der Gebäude-Eigentümer durch unterirdiiche Seitenfanäle her- 
geftellt werden. 

Bei diefen Abführungen von Wafjer oder anderen Flüffigfeiten aus 
Gebäuden oder Grundftüden find die von der VBürgermeifterei oder dem 
Kreisamt jeweilig gegebenen Vorſchriften zu befolgen. 

Zu Art. 33 der allgemeinen Bauordnung. 


88. 

Ausgüffe aus Küchen, Fabriken, Brennereien u. ſ. w. müffen in 
geichloffenen Röhren bis unter den Boden geführt werden. An den 
Straßenfeiten der Gebäude dürfen ſolche Ausgüffe überhaupt nicht 
angebradjt werden. Auch bei älteren Gebäuden find jolhe Mißſtände 
binnen 6 Monaten, vom Tage der Aufforderung an gerechnet, zu 
bejeitigen. 

Zu Urt. 35 der allgemeinen Bauordnung. 


89. 

Alle nad) der Straße fich öffnenden Winkel (Reule), welche eine 
geringere Breite an der Straßenfluchtlinie als 2 m befiken, find 
durch eine 2,50 m hohe, maffive und mit der nötigen Abdeckung ver- 
jehene Mauer gegen die Straße abzufchließen. In dieſe Mauer tft 
eine Tür anzubringen, wenn der Winkel nur von der Straße aus zu— 
gängig iſt. Da wo Regen und Schneemafjen in Winkel (Reule) geleitet 
wird, ift dies durch eine gepflaiterte Floßrinne nad) der Straßengofie 
zu leiten. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 


Abtrittögruben müſſen bei jeder neuen Anlage, Veränderung oder 
Ausbeijerung mit der Innenkante 80 cm im Lichten von der nachbar- 
lichen Grenze entfernt angelegt und waſſerdicht hergeitellt werden. Die 
Grube ift zu überwölben und Hat mindeſtens eine 40 bis 50 cm große 
Reinigungsöffnung zu erhalten, die mit einem gut jchließenden eijernen 
Dedel zu verjehen iſt. Im Innern ift dieſelbe wafjerdicht zu zemen— 
tieren, die Wände find ohne voripringende Teile zu fkonftruieren, auch 
der Boden muldenförmig nad) einem unter der Reinigungsöffnung be— 
findlihen Punkte fallend, zu gestalten. 

Abgänge aus Dung-, Jauche: und Abtrittsgruben in den Straßen— 
fanal find verboten. 

8.11, 

Neu anzulegende Diüngerftätten, Jauchebehälter, Pfuhlgruben, 
Lagerpläße für Abfälle und dergleichen müſſen von der Baufluchtlinie 
und vom Brunnen mindejtens 5 m entfernt fein. 

12 


8 12. 
Pfuhlgruben müſſen in ihren Anlagen den Abtrittsgruben ent- 
Iprechen. 
Ss 13. 


Gegrabene Brunnen müffen. in ihrem Lichten mindejten® 1 m von 
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der nachbarlichen Grenze entfernt bleiben. Durch Vereinbarung der 
Nachbarn kann von diejer Beitimmung abgejehen werden, wenn fanitäre 
Gründe nicht im Wege jtehen. 
Zu Art. 389 der allgemeinen Bauordnung. 
14. 

Hofreiten und von denjelben aus benugte und mit ihnen räumlich 
verbundene dl und Gärten müffen an den nicht bebauten Teilen 
der Straßenflucht entweder mit einer 1,75 bis 2,50 m hohen Mauer 
oder mit einem ebenjo hohen eijernen oder hölzernen Stafet auf Mauer- 
ſockeln eingefriedigt werden, infofern für einzelne Straßen nicht Aus- 
nahmen von dem Gemeinderat gejtattet werden. 

Sonjtige an einer bereit3 eröffneten Straße gelegenen, noch freien 
Grundjtüde find gegen die Straße hin einzufriedigen. Ueber die Zu— 
fäffigfeit der Art und Weije der Einfriedigung hat der Gemeinderat zu 
enticheiden, hierbei ift, jofern der Fußweg höher liegt, als das daneben 
liegende Grundftüd, bi8 zur Höhe des Fußweges für die Einfriedigung 
ein gemauerter Sodel oder eine auf dem Grundftücd gelegene Böſchung 
herzuftellen. 

- Ebenjo liegt die ordnungsmäßige Unterhaltung der Einfriedigung 
den Beligern nad) Anordnung des hiefigen Gemeinderats ob. 
15. 

Borgärten von Gebäuden find an den Straßenfeiten mit dauer: 
haftem geeignetem Metall- oder Holzgitter in Höhe von höchſtens 1,50 m 
auf einer im Marimum 1m hohen mafjiven Mauer aus Haus und 
Backſteinen einzufriedigen. 

Die Oberkante der Gitter muß in jedem Falle 1,75 m über Fuß— 
fteighöhe Tiegen. 

An Stelle der Gitter fünnen mit Genehmigung des Gemeinderats 
Mauern oder Lattenzäune in einer für die Straßenanficdht nicht miß- 
jtändigen” Weife zugelafjen werden. 

Zu Art. 57 der allgemeinen Bauordnung. 
8 16. 

Bei mit Schiefer oder Zinn gedeckten Gebäuden, welche an der 
Straße ftehen, und ihren Dachfall gegen diefelben haben, find Schutz— 
bezw. Schneefangvorrichtungen an den Dächern in geeigneter Weile nad) 
der Straßenfeite hin anzubringen. 

Bei vorhandenen Gebäuden hat dies unter obiger Vorausſetzung 
innerhalb 12 Monaten nach erfolgter ortspolizeilicher Aufforderung zu 
geichehen. 

Zu Art. 60 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 17. 

In Gebäuden, welche für die Aufnahme einer größeren Menjchen- 
zahl beftimmt find, in Gebäuden, in welchen feuergefährliche Gewerbe 
betrieben werden, fowie in Fabriken, Magazinen, Speichergebäuden wird 


f 


die Lage, Anzahl und Beichaffenheit der Treppen und pi 
In 


denjelben in jedem einzelnen Falle feitgejegt. 
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In ſämtlichen Gebäuden vorbezeichneter Art find die von allen 
Räumen nac den VBorplägen, Korridoren und Treppenhäufern führenden 
Türen, jowie alle Türen, welche man in jolhen Räumen bis ins Freie 
zu durchgehen hat, nad) außen aufichlagend anzubringen. Auch ift in 
ſolchen Räumen für eine genügende Anzahl von Ausgangstüren Sorge 
zu tragen. 

Die offen ftehenden äußeren Türen müſſen bis an die Mauerflähe 
zurücdgefchlagen und dafelbit befeftigt werden können oder fich ganz in 
die Leibung der Mauer legen. 

Zu Urt. 61 der allgemeinen Bauordnung. 
8 18. 

Souterraing und Kellergeichofje dürfen zu Wohn: und Schlaf: 
räumen, jowie zu Küchen, Werkitätten, Verkaufs- und Arbeitslofalitäten 
nur dann benutzt werden, wenn der Fußboden höchſtens 1 m unter 
dem Pflafter und der Fenſterſturz wenigſtens 1,50 m über dem äußeren 
Terrain liegt. 

Gegen das Eindringen und Aufiteigen der Feuchtigkeit find die 
Umfaffungsmauern und Fußböden jolcher Räume sochgemäß zu tjolieren. 
Zu Art. 65 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 19. 

Außer den in Artikel 64 der allgemeinen Bauordnung aufgeführten 
‚Fällen ift die baupolizeiliche Genehmigung zu erwirfen, bevor mit der 
Ausführung des Baues begonnen werden darf: 

1. Zur Errichtung bezw. Umänderung von Gebäuden jeder Art, 
Schaubuden, Kellern, Brunnen, Brunnenſchachten, Zifternen, unter: 
irdischen Wegen, 

. ferner zu Diüngerftätten, Abtritts-, Jauche- und anderen ähnlichen 
Gruben, insbejondere auch jolher für Fabrifanlagen, 

3. zu Einfriedigungen aus Mauerwerk, Holz, Metall oder aus ver: 
ſchiedenem Material, fofern die unter Ziffer 1, 2 und 3 genannten 
Bauten an öffentlichen Straßen und Plätzen zu liegen kommen, 
alles dies ohne Unterjchied, ob es fih um einen Neubau oder 
Anbau auf einer neuen oder einer zu baulichen Anlagen bereits 
benugten Stelle oder um einen Umbau, Auf- oder Höherbau oder 
Reparaturen oder neue Einrichtung handelt. 

Zu Art. 28 der allgemeinen Bauordnung. Zu 8 47 der 
Ausführungsverordnung. 


tv 


$ 20. 

Bau= und Tünchergerüfte find feit, jicher und jo aufzuführen, daß 
Unglücksfälle möglichit verhütet und öffentliche Einrichtungen, wie Brunnen, 
Kanäle, Ninnfteine, Laternen u. ſ. w. gehörig geihügt werden. 

Das Prlafter der Fahrbahn und die Fußſteigbefeſtigungen dürfen 
durch die Gerüfte nicht leiden. Das Eingraben der Gerüftitangen in 
das Straßenpflajter ift nur mit ortspolizeilicher Genehmigung erlaubt. 
Die Stangen müſſen im Falle der Verſagung auf Schwellen geftellt 
werden, welche nicht mehr ala 20 cm über die äußeren Stangen nad) 
der Straße Hin vorjpringen. 
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Strafbeftimmungen. 
8 21. 

Zuwiderhandlungen gegen das für die Gemeinde Bieber erlafjene 
Drtsbauftatut, jowie gegen dieſe PBolizeiverordnung werden, injoweit 
nicht die einjchlägigen Vorjchriften des Reichs- und Polizeiſtrafgeſetz— 
buches Anwendung finden, nach den Beltimmungen der allgemeinen 
Bauordnung beftraft. 

Dffenbad, den 2. November 1908. 

Großherzogliches Kreisamt. 
von Hombergf. 





Drtsbauftatut für Die Gemeinde Bürgel a. M. 

Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der 88 3—9 der dazu gehörigen 
Ausführungsverordnung vom 1. Februar 1882, werden mit Zuftimmung 
des Gemeinderats der Gemeinde Bürgel nad) Anhörung des Kreisaus— 
ſchuſſes und mit Genehmigung Großh. Minifteriumg des Innern von 
14. Februar 1902 zu Nr. M.d. J. 1099 für den Bezirk der Gemeinde 
Bürgel folgende ortsftatutarische Beitimmungen erlafjen: 


Bu Urt. 4 der re Bauorduung. 


81 
Die Grenzen der Bebauung find in Bürgel durch den Drtsbauplan 
bejtimmt. 
Der Drtsbebauungsplan Tiegt auf dem Bureau der Bürgermeifterei 
zur Einſicht offen. 
Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


8 2, 

Zur Benugung als Bauplatz ift eine Fläche nicht mehr geeignet: 

a) wenn fie weniger als 100 qm enthält, oder 

b) wenn auf ihr fein Gebäude von 5 m Front und 8 m Tiefe mit 
zweifeitiger Beleuchtung unter Wahrung der Vorſchriften des 
Art. 37 der allgemeinen Bauordnung, Abjaß 1 und 3, jowie der 
Beitimmungen der Baupolizei-Ordnung zu dieſem Artikel, errichtet 
werden fann. 
In neu anzulegenden Straßen ift als Bauplag eine Fläche nicht 

mehr geeignet: 

a) wenn fie weniger al3 150 qm enthält, 

b) wenn die Fläche nicht eine Mindeittiefe von 15 m hat oder auf 
ihr fein Gebäude von mindeftens 7 m jFront errichtet werden Fann. 


Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 


33 
Sind zum Zwecke der Schliegung eines Gemeindewegs Grundſtücke 
jeitend der Gemeinde erworben worden, jo werden diejelben auf. 
langen der unmittelbar angre — Grundbeſiber an dieſe unter f 
Bedingungen in Eigentum abgetreten: 
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a) das Verlangen muß innerhalb einer Friſt von ſechs Monaten nach 
erfolgter Erwerbung diejer Grundſtücke jchriftlich bei der Bürger- 
meifterei fund gegeben werden; 

b) die Anlieger müfjen ſich bereit erklären, für das an fie abzutretende 
Gelände der Gemeinde die vollen Kojten der Erwerbung der 
Grundſtücke zurüdzuzahlen. 

Aus dem Preije des Geländes und den Unkoſten bei der Erwerbung 
berechnet ſich mit Rüdjiht auf die Größe der Fläche der Einheitspreis, 
welcher pro Quadratmeter von den Anliegern zu zahlen ift. Der zur 
Abtretung fommende Gemeindeweg ift mit dem gleichen Preis pro Duadrat= 
meter der Gemeinde zu vergüten, wie die Grundftüde. War der Preis 
bei der Erwerbung mehrerer Grundjtüde an der neuen Straße ver- 
ichieden, jo wird ein Mittelpreis für den Verkauf aus den Gejamtfoften 
der Erwerbung fejtgeitellt. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 


84. 

Außerhalb der durch den Ortsbebauungsplan oder die Teilpläne 
jeftgeftellten Bauguartiere dürfen in der Negel neue Gebäude nicht er- 
richtet werden. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
5 


Ueber die Eröffnung einer neuen Straße innerhalb des Orts— 
bebauungsplanes beſchließt der Gemeindevorſtand. 


86. 

Soll ein Gebäude, welches nicht Eckhaus an einer ſchon eröffneten 
Straße iſt und ſich nicht an ſchon erbaute Häuſer in der uneröffneten 
Straße unmittelbar anreiht, in einer noch nicht eröffneten Straße er— 
richtet werden, ſo kann dieſes geſtattet werden, wenn der Gemeinde das 
ganze Straßengelände — von dem projektierten Baue an bis zur nächſten 
eröffneten Querſtraße — koſten- und laſtenfrei in Eigentum abgetreten 
wird Nach der Eröffnung der Straße leiftet die Gemeinde eine Rück— 
vergütung für das Straßengelände in dem vom Gemeinderat allgemein 
jejtzujeßenden und befannt zu machenden Betrag. Die Anleger haben 
nad) Eröffnung der Straße die durch Erwerb des Straßengeländes ent- 
ſtandenen Koften der Gemeinde der Frontlänge der bebauten Hofreiten 
entiprechend zurücdzuvergüten, jobald auf ihre Grundjtüde neue oder 
ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu ftehen fommen, oder ihren 
Ausgang nad) der neuen Straße erhalten. 

7 


Bis zu dem Zeitpunfte, an welchem eine Straße jeitens der Ge- 
meinde eröffnet wird, jind alle diejenigen Vorkehrungen, welche durch 
die Ortspolizeibehörde in Bezug auf Wafjevabführung, Fahrbarmachung 
u. ſ. w. gefordert werden jollen und zwar bis zur mächjten hierzu ge- 
eigneten Uuerjtraße von dem betreffenden Eigentümer und, wenn es 
mehrere find, unter gegenfeitiger ſolidariſcher Haftbarfeit derjelben auf 
eigene Koften und Gefahr zu bewirken. Entitehen der Gemeinde aus 
einer etwaigen Verſäumnis Koſten, jo ijt dieielbe jederzeit befugt, den 
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Zugang über ihr Eigentum zu verbieten und zu verhindern. So lange 
die Straße nicht volljtändiges Eigentum der Gemeinde und nicht eröffnet 
iſt, kann weder auf Chauſſierung noch Pflafterung der Goffen, noch auf 
Kanäle, Wafferleitung oder Beleuchtung Anspruch gemacht werden. 

Zu Art. 20 Abi. 1 der ———— Bauordnung. 


Die Eröffnung einer Straße — eines Straßenteils muß, unbe— 
ſchadet der Beſtimmung in Satz 2, Abſ. 1 des Art. 20 der allgemeinen 
Bauordnung dann erfolgen, wenn die Straße oder der Straßenteil an 
eine bereits eröffnete Straße ſich anſchließt, das für die Straße erforder— 
liche Gelände unentgeltlich in Eigentum der Gemeinde übertragen worden 
iſt oder die Koſten derſelben bar hinterlegt werden. 

9 


S 9. 

In den noch nicht eröffneten Straßen foll das Bebauen nur 
an * Enden, welche ſchon an eröffnete Straßen anſtoßen, gejtattet 
werden. 

Der Bauende Hat dag zur neuen Straße erforderliche Gelände, 
joweit jein Befigtum reicht, auf Verlangen an die Gemeinde um den 
vom Ortsvorjtand allgemein feitzujegenden und befannt zu gebenden 
Preis frei von allen Laften abzutreten. 

Soll, außer dem in $ 6 Abj. 2 gegenwärtigen Statut3 vorgejehenen 
all, ein Gebäude in einer noch nicht eröffneten Straße errichtet werden, 
jo kann diejes gejtattet werden, wenn der Gemeinde das ganze Straßen: 
gelände vor dem projeftierten Bau, einjchlieglic der Straßenfläche, big 
zur nächiten eröffneten Querjtraße, bezw. bis zu der bereits für die 
Gemeinde in Eigentum erworbenen Straßenfläche koſten- und Lajtenfrei 
in Eigentum abgetreten wird. Grenzen an die neu eröfinete Straße 
zwei eröffnete Querſtraßen, jo beftimmt der Gemeinderat, nach welcher 
Straße zu das Gelände zu eriverben ift. Nach der Eröffnung der Straße 
leijtet die Gemeinde eine Nücdvergütung für dag Straßengelände im dent 
vom Gemeinderat allgemein fejtzujeßenden und bekannt zu machenden 
Betrag. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
10. 

Die Laften, welche die Anlieger bei den Straßen-Neuherſtellungen 
zu tragen haben, bejtehen: 

a) In den Koften für Anlage von Goſſen und Trottoirpflaftern. Bei 
erhöhtem ZTrottoir erfolgt die Anfchaffung und das Berjegen der 
Fußwegeinfaßſteine auf Kofjten der Gemeinde. Bei Ausführung 
der Fußwegbefeſtigung, welche teuerer als Pflajter iſt, trägt die 
Gemeinde den Koftenmehrbetrag über 4 Mark pro Quadratmeter. 
Die Gojjenpflafterung it auf eine Breite von 70 cm nach dem 
von der Gemeinde gezahlten Betrage, für deren Heritellung von 
den Beſitzern der auf die Straße anftoßenden Grundſtücken zurück 4 
zu vergüten 

Die auf die Befiger entfallenden Koften für die Fußwe 


ie auf die Befiger € ir die Fuhwege 
Gofjenherjtellung werden im Verhältnis der Länge der m 
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an der Straße ausgejchlagen und von denjenigen, welche zur Zeit 

des vom Gemeinderat durch Beichluß feitgejegten Rüderhebungs- 

termins Eigentümer der an der Straße liegenden Grundjtüde find, 
innerhalb jechs Monaten nach Anforderung durch die Gemeinde- 
kaſſe erhoben. Nach Ablauf der Friſt find die Koften von den 

Säumigen mit 5%o zu verzimfen. Die Kojten der an den Enden 

und Sreuzungen der Straßen über die Hauptflucht vortretenden 

Fußwegflächen find von den Beligern des bezüglichen Edgrund- 

jtüdes nad) der Eingangs angegebenen Berechnungsweiſe zu tragen ; 

b) in den Mehrfoften der Erwerbung von Straßengelände über den 

Preis, welchen der Gemeinderat für den Quadratmeter allgemein 

feſtgeſetzt hat. 

Die Beitimmung, ob eine Straße hergeftellt und die Anlieger be— 
züglich ihrer obigen Verpflichtung herangezogen werden jollen, trifft der 
Gemeinderat. Die Heritellung der Trottoirs und Gofjen erfolgt nur 
durch die Gemeinde. 

5.31: 

Wenn die Gemeinde vor bejtehenden Hofreiten, jowie vor Neu» 
bauten, Gärten und Bauplägen, welche nod) feinen feiten Fußweg be- 
figen, ſolche Fußwege herrichten will, dann find die Anlieger verpflichtet, 
die Koften der Heritellung nad) Maßgabe des S 10 zu tragen, jedoch 
nicht über eine Breite von 2,50 m. 

8 12. 

Die Unterhaltung der beitehenden Trottoird und Gofjen übernimmt 
die Gemeinde. Wird das Aufreigen und das hierdurch nötige Wieder- 
heritellen von Trottoirs durch die Anlieger veranlaßt, jo werden die er- 
forderlichen Urbeiten auf Koften derjelben ebenfalls durch die Gemeinde 
vorgenommen. 

S 13. 

Wird bei der Unterhaltung der Trottoirs neues Material erforder: 
(ih, jo fallen die Koften hierfür (Material) dem Anlieger zur Lait. 
Das überflüffig werdende Material geht in das Eigentum des An— 
liegers über. 

$ 14. 

Die Benugung von Trottoirgelände ſeitens eines Anlieger zur 
Anlage von VBentilations-, Licht: oder Einfüllöffnungen für Kellerräume 
fann jeitens der Gemeinde nur im ſtets wwiderruflicher Weiſe gejtattet 
werden, wenn fi der Anlieger zur jährlichen Zahlung einer vom Ge- 
meinderat feitzujegenden Anerfennungsgebühr verpflichtet. 

15. 

Wird die Anlage eines Kanals zur Entwäljerung einer Strafe 
erforderlich — worüber der Gemeinderat zu bejchliegen Hat —, jo werden 
auf die zu beiden Seiten der Straße gelegenen Grundjtüde pro Ifd. m 
Frontlänge 2,50 Mi. ausgejchlagen, welche die Grundftüdsbefiger, wie 

40 beichrieben, an die Gemeindekaſſe zu zahlen haben. Es iſt 
äperlei, auf welder Seite der Straße der Kanal errichtet wird. 


—— 
ee 
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$ 16. 

Werden durch die Gemeinde alte Kanäle bejeitigt und neue erbaut, 
jo find ſämtliche Hausbefiger in dem betreffenden Straßen verpflichtet, 
ihre alten Hausentwäfjerungen den aufgejtellten Bedingungen für die 
neuen Kanalanlagen entjprechend umzuändern. 

$ 17. 

Sp lange die infolge einer Straßenhertellung entfallende Kojten- 
entſchädigung nicht volljtändig geleiftet und für die pünftliche Einhaltung 
der hier getroffenen Bejtimmungen nicht eine von der Bürgermeifterei zu 
bejtimmende Sicherheit gejtellt ift, kann die Bauerlaubnis für dieſe 
Grundjtücde verjagt werden. 

8 18. 

Die auf Grund der Bauordnung oder dieſes Bauftatut3 zu er- 
füllenden Verpflichtungen haben die Natur üffentlicher Laften und Ab— 
gaben und unterliegen deshalb auch demjelben Zivangsverfahren, welches 
bei der Beitreibung öffentlicher Lajten und Abgaben jtattfindet. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
8 19. 

Stallungen, Scheunen, Speicher, Remiſen, Wafchfüchen, Abtritte 
und ähnliche Anlagen dürfen nicht an öffentliche Straßen und Plätze 
geitellt werden. 

8 20. 

Räume, in denen Rauh, Dampf, übelriechende oder ungejunde 
Luft erzeugt wird, dürfen Deffnungen nad) der Straße nicht haben. 
Liegen dieſe Räume hinter der Baufluchtlinie, jo muß die Entfernung 
der Deffnungen von derjelben mindejtens 5 m betragen. 


Bu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
21 


In allen Straßen, in welchen eine Hinter der Straßenfluchtlinie 
liegende Baufluchtlinie fejtgejegt ift, oder, wo das Zurückſetzen der Ge- 
bäude hinter die Baufluchtlinte gejtattet wird, iſt der Raum zwijchen 
der Straße und Baufluht mit Ausschluß jeder anderen Benugung nur 
als Vorgarten anzulegen und in gefälligem Anfehen zu erhalten. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 22. 

Hintergebäude fünnen nur dann errichtet werden, wenn diejelben 
15 m hinter der Baufluchtlinie zu ftehen fommen. Auch müſſen die 
Fluchten derjelben in der Regel rechtwinfelig oder parallel mit denen 
der Vordergebäude und in regelmäßiger Form angelegt, und das Grund— 
jtü nach der Straße eingefriedigt fein. Die Höhe der Hintergebäude 
darf den Abjtand von den Vordergebäuden nur um 2 m überjchreiten. 
Bei Ekbauplägen müfjen die Hintergebäude jo hergejtellt werden, daß 
diejelben nach der Straße nicht mißſtändig erjcheinen. 

23 


Sind auf einem Grundftücd Seiten» oder Hintergebäude vorhanden, 
jo muß, bei einer Bebauung des Grundſtückes in einer Tiefe von meh 
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al3 20 m von der Frontlinie des Wordergebäudes abgerechnet, eine 
Durchfahrt gingerichtet werden, welche der Baupolizeiordnung entipricht. 
Zu Urt. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
g 24. 

Bei Gebäuden, welche maſſiv ausgeführt werden, müfjen die Um— 
fangsmauern im oberjten Stod, bezw. Knieftod, eine Stärfe von min- 
dejtens je 45 cm bei Bruchiteinen und 25 cm bei Badjteinen haben. 
Bei Bruchjteinmauern muß die Stärke nach unten von Stodwerf zu 
Stockwerk um mindejtens je 10 cm, bei Badjteinen alle zwei Stodwerfe 
um mindeftens einen halben Stein zunehmen. Bei diefen Dimenfionen 
find Stocdwerfshöhen nicht über 4 m im Lichten und Zimmertiefen nicht 
über 7 m vorgejehen; werden dieje Dimenfionen überfchritten, jo find 
auc die Mauerjtärfen entjprechend zu vergrößern. Die Außenmauern 
von Treppenhäujern bedürfen der Verſtärkung nach unten nicht, wenn 
fie 45 cm bezw. 1"s Steine ftarf bei nicht mehr als 12 m Höhe aus— 
geführt find. Stodwerksauffegungen auf bejtehende Gebäude find nur 
dann zuläffig, wenn diefe Minimalmaße noch ohne Anblendung an be- 
ftehende Mauern eingehalten werden fünnen. 

$ 25. 

Zu allen äußeren Mauern der Vorder-, Hinter und Nebengebäude 
dürfen nur natürliche Steine oder gebrannte Steine (Badjteine) ver- 
wendet werden. Der Mörtel muß mit Kalt oder Zement hergeitellt jein. 

Lehm-, Tuff- und ähnliche Steine dürfen nur zur Ausmauerung 
innerer Fachwände benußt werden. Hierbei iſt Lehmmörtel gejtattet. 

8 26. 

Die Fußbodenhöhe des Erdgeſchoſſes muß bei Wohngebäuden 
mindejtens 0,50 m über der Erdoberfläche liegen und die Schwellen von 
Fachwerksbauten (welche feine Wohnungen enthalten) müffen mindeftens 
0,30 m von der Erdoberfläche abjtehen. Bei Zaden-Anlagen fann eine 
niedere Höhenlage zugegeben werden. 

$ 27. 

Iſt das Gebäudefundament nicht vollftändig gegen TFeuchtigfeit 
ijoliert, oder liegt die Fußbodenhöhe des Erdgejchofjes nicht mindeſtens 
1,25 m iber dem Terrain oder 3 m über dem höchſten befannten 
Grundwafjerstand, jo muß dag Kellergeſchoß ohne Anwendung von Holz— 
fonjtruftion überdeckt jein. 

g 28. 

Ber Gebäuden aus Holz mit Lehmfachwerk müfjen die Gefache im 
Falle des Neubaues ebenfalls bis zu der im vorjtehenden Paragraphen 
erwähnten Grenze mit Badjteinen von der dort erwähnten Beichaffenbeit 
und Kalfmörtel gut ausgemanert werden. Dasjelbe gilt für die Er- 
neuerung von Gefachen beitehender Fachwerfsbauten. 

2 


Die Grenzen des Hochwaſſergebietes ſind auf Grund ſachverſtändiger 
Angabe durch den Ortsvorſtand mit Genehmigung Großherzoglichen 
Kreisamts fejtzujegen und im Ortsplane einzutragen. Ebenſo find die 
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maßgebenden Waſſerhöhen durd) Nivellements und Marken an feiten 
Punkten zu fixieren. 
| 8 30. 

Die Bejtimmungen in den SS 26, 27 und 28 find einzuhalten, auch 

wenn dieſelben im Baubejcheide nicht ausdrücklich erwähnt find. 
Zu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 31. 

E3 dürfen nur Häuſer gebaut werden, die mehr als ein Stockwerk, 
d. h. einen Parterreſtock und mindejteng einen Knieſtock von nicht unter 
1,50 m Höhe haben. Die bis jegt beftehende Beitimmung, daß in der 
Langſtraße nur Wohnhäufer aufgeführt werden dürfen, die mindefteng 
zwei Stodhöhen haben, bleibt bejtehen. 

$ 32. 

Die Minimalmaße für Stodwerfe, in welchen Menjchen wohnen 
oder arbeiten, find im Lichten nicht unter 2,40 m für Sleller-, Dach— 
und Zwiſchengeſchoſſe, von 2,60 m für Hauptſtockwerke zu nehmen. 

$ 33. 

Durch bejonderen Beſchluß des Gemeinderats kann für die Ge- 
meinde Bürgel angeordnet werden, daß binnen drei Jahren, nachdem ein 
Gebäude an der Straße unter Dach gebracht, dasjelbe mit Verpug und 
Anftrich zu verjehen it, Falls die Umfangswände nicht aus behauenen 
Steinen oder Blendmauerwerf bejtehen. Aus bejonderen Gründen kann 
von der Ortspolizeibehörde die Frijt nach Anhörung des Gemeinderats 
verlängert werden. 

S 34. 

Ale an den Straßen jtehende Gebäude, Mauern und jonftige Ein- 
friedigungen jind ftet3 in jolchem Zujtande zu erhalten, daß fie für das 
Aussehen der Straße nicht mißftändig werden. 

S 35. 

Für den Anftrih dürfen Farben nicht verwendet werden, welche 
blenden oder der Gejundheit jchädlich, oder welche mißftändig für die 
Straße find. Weiße Farbe darf, FFenfterrahmen ausgenommen, nicht 
verwendet werden. 

Offenbad, 26. März 1902. 

Sroßherzogliches Kreisamt. 
von Hombergf. 


Baupolizei:Drdnung für Die Gemeinde Bürgel a. M. 

Auf Grund des Artikels 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der 88 3—9 der dazu gehörigen 
Ausführungsverordnung vom 1. Februar 1882, wird nach VBernehmung 
des Gemeinderats und der Lofalpolizeibehörde zu Bürgel, jowie mit Zus 
ſtimmung des Kreisausichuffes und mit Genehmigung Großh. Minifteriums 
des Innern vom 14. Februar 1902 zu Nr. M. d. 3. 1099 für den 
Bezirk der Gemeinde Bürgel verordnet was folgt: 

17 
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Zu Art. 30, Abj. 1 der allgemeinen Bauordnung. 
1 


8SL. 

Sockel dürfen in der Regel höchſtens 0,10 m in die Straßenflucht 
vorjpringen. Ausnahmsweiſe fann ein Vorſpringen des Sodels bis zu 
15 cm geitattet werden. 

Arcitektonische Verzierungen, Geſimſe und dergleichen dürfen erft 
auf einer Höhe von 2,25 m über dem Fußwege und in feiner größeren 
Ausladung al® 1 m in den Luftraum hineinragen. Bei geringerer 
Höhe dürfen diejelben höchiteng eine Ausladung von 0,20 m erhalten. 

Aushängeichilder dürfen in die Straße überhaupt nicht vorjtehen. 

Zu Art. 30, Abi. 5 der allgemeinen Bauordnung. 

9 


8 2. 

Nah Augen aufichlagende Fenjterläden müfjen bei Neubauten mit 
ihrer Unterfante mindeitens 2 m über dem Fußwege ſich befinden. 

Kellerfenfterläden find jo einzurichten, daß fie den freien Verkehr 
nicht hemmen. 

Zu Urt. 31, legter Abjaß der allgemeinen Bauordnung. 
8 3. 

Für auf beiden Seiten bebaubare Straßen von einer Breite bis 
zu 5 m ift die zuläflige größte Höhe der VBordergebäude auf 7,50 m, 
für Straßen von 5—9 Meter auf je 2,50 m mehr als die Straßen- 
breite beitimmt. 

Bei Edhofreiten joll im allgemeinen das Maß der breiteren Straße 
für die Höhe des Gebäudes bejtimmend fein, doc) fteht in jedem ein- 
zelnen Fall dem Gemeinderat das Recht zu, hier nur eine geringere 
Höhe zu geitatten, auch dieſe jelbit bis zu dem für die jchmäleren 
Straßen bejtimmten Maß zu bejchränfen. 

Bei Manjardendächern wird die Hälfte der Höhe des Manjarden- 
ſtockes der Br zugerechnet. 

ı Art. 32 der allgemeinen Bauordnung. 
84. 

Die unmittelbar an der Straße gelegenen Gebäude müſſen mit 
Dachkandeln und bis auf den Boden gehenden Abfallröhren verſehen ſein. 

Bei Neubauten und Umbauten von beſtehenden Gebäuden, ſowie 
bei Umänderung des Fußweges ijt die Dachabwäſſerung in genügender 
Tiefe unter dem Boden bis in die bejtehenden Kanäle und, wo folche 
noch nicht beitehen, bi3 zu deren Erbauung in die Goſſen zu leiten. 

Bei vorhandenen Hofreiten hat die jonitige Abwäflerung derjelben, 
infofern ein Straßenfanal vorhanden ift, oder demnächit hergejtellt wird, 
innerhalb 6 Monaten nad) Aufforderung, durch unterivdiiche Seitenfanäle 
zu geichehen. 

Bei allen diejen Abführungen von Waſſer oder anderen Flüſſig— 
feiten aus den Hofreiten in die Straßenfanäle find die von der Bürger- 
meifterei bezw. dem Kreisamt jeweilig gegebenen VBorjchriften zu befolgen. 

Zu Art. 33 der allgemeinen Bauordnung. 


8 5. 
Ausgüſſe aus Küchen, Brennereien u. ſ. w. müſſen in geſchloſſenen 
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Röhren bis unter den Boden geführt werden. An den Straßenjeiten 
der Gebäude dürfen jolche Ausgüjje überhaupt nicht angebracht werden. 
Auch bei älteren Gebäuden find ſolche Mipftände binnen 6 Monaten 
vom Tage der Aufforderung an gerechnet, zu bejeitigen. 
Zu Urt. 35 der allgemeinen Bauordnung. 
8 6. 

Alle nach der Straße fi) üffnende Winkel (Reule), welche eine 
geringere Breite an der Straßenflucht als 2 m befigen, find durch eine 
mindejtens 3 m hohe, maſſive und mit der nötigen Abdeckung verjehene 
Mauer gegen die Straße abzujchliegen. In diefer Mauer iſt eine Tür 
anzubringen, wenn der Winfel nur von der Straßenjeite au zugängig 
it. Regenwaſſer kann eingeleitet werden, wenn dasjelbe noch innerhalb 
des Winfeld unterirdisch in Kanäle abgeführt wird. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
7, 

Hinter den Vorderhäufern dürfen nur in einer Entfernung von 
mindeltens 5 m Gebäude errichtet werden, joweit nicht Seitengebäude, 
jogen. Flügelbauten, in Verbindung mit dem VBorderhaus errichtet find 
oder werden und die geringere Tiefe des Bauplatzes nicht eine Ab- 
weichung hiervon ftatthaft erſcheinen läßt. Für Hinter- oder Seiten: 
gebäude, in welchen feuergefährlihe Mafjen lagern oder in welchen ein 
feuergefährliches Gewerbe betrieben wird, kann ein noch größerer freier 
Hofraum vorgejchrieben werden. 


Abtrittägruben müſſen bei jeder neuen Anlage, Veränderung oder 
Ausbeijerung mit der Innenfante mindeſtens 0,90 m im Lichten von 
der nachbarlichen Grenze entfernt angelegt und wajjerdicht Hergejtellt 
werden. Die Stärfe der Umfafjungswände der Grube muß, wenn die- 
jelben ganz in Zement gemauert werden, mindejtens 0,40 m, wenn nur 
die Futtermauer in Zement aufgeführt wird, mindeſtens 0,50 m betragen. 
Der Boden hat aus mindejtens drei Schichten flach gelegten Baditeinen, 
wovon mindejtend eine in Zement gelegt ift oder aus einer mindejtens 
20 em ſtarken Zementbetonschicht zu beftehen und die inneren Flächen 
einer jolhen Grube jind mit Zement zu verpugen. Die Grube ijt mit 
Zementmauerwerf zu übermwölben und mit einer durch gut jchließenden 
Dedel geichlofjenen Einfteigöffnung zu verjehen. Ventilationsröhren 
follen nad) Möglichkeit angebracht werden. Es iſt auch gejtattet, Die 
ganze Grube in waijerdichtem Stampfbeton Herzuitellen, deren innere 
Wände zu verpußgen und zu glätten find. 

Bei Anlegung, Veränderung oder Ausbejlerung von Mift- und 
Dungjtätten ift die Sohle, jomwie jede Seite derjelben Hinter den Um— 
faſſungsmauern mit Lett in einer Stärfe von mindejtens 0,25 m aus- 
zuftampfen und der Boden derjelben mit Pflaſter von Bajaltjteinen zu 
verjehen. Die Entwäſſerung der Hofreiten, jorwie Ableitung von Brunnen, 
Dahrinnen oder Wafjerjteinen in die Aborte oder Dunggruben iſt ver- 
boten, ebenjo ift die Auftellung von Abtritten auf Miſt- oder Dung- 
jtätten unterjagt, fofern diejelben nicht nach der Vorichrift für Abtritts— 

17* 
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gruben ausgeführt find. Die Anwendung des Tonnenſyſtems jtatt ge- 
mauerter Gruben fann unter Beobadhtung hierauf bezüglicher Vorjchriften 
geftattet werden. 

Abgänge aus Dunggruben in das Kanalnetz find verboten. 

8 9. 

Gegrabene Brunnen, welche die Nachbarn nicht gemeinjchartlid 
herſtellen, müſſen wenigjtens 1 m von der nachbarlichen Grenze entfernt 
bleiben. 


Zu Art. 37, Abi. 3 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 10. 

Bei der Bebauung neuer Hofreiten, Aufführung neuer, ſowie der 
Vergrößerung vorhandener Gebäude in beitehenden Hofreiten muß ein 
Fünftel der Fläche, jedoch nicht unter 25 qm, volljtändig unbebaut 
bleiben. 

Zu Urt. 39 der allgemeinen Bauordnung. 
s1l. 

Hofreiten und von denjelben aus benutzte und mit ihnen räumlich 
verbundene Hofpläße und Gärten müfjen an den nicht bebauten Teilen 
der Straßenflucht entweder mit einer 1,75—2,50 m hohen Mauer oder 
mit einem ebenjo hohen eijernen Stafet auf Mauerjodeln eingefriedigt 
werden, injofern für einzelne Straßen nicht Ausnahmen von der Bürger- 
meijterei gejtattet werden. 

Sonftige an einer bereit3 eröffneten Straße gelegenen noch freien 
Grundſtücke find gegen die Straße Hin einzufriedigen. Ueber die Zu- 
(äjfigteit der Art und Weije der Einfriedigung hat die Bürgermeijterei 
zu enticheiden, hierbei it, jotern der Fußweg höher liegt als das da— 
neben liegende Grundftüd, bis zur Höhe des Fußweges für die Ein- 
friedigung ein gemauerter Sodel oder eine nach dem Grundſtück gelegene 
Böſchung berzuftellen. 

Ebenjo liegt die ordnungsmäßige Unterhaltung der Einfriedigung 
den Beſitzern nach Anordnung der Bürgermeifterei ob. 

8 12. 

Bebaute Hofreiten find gleichzeitig mit ihrer Errichtung nad) der 
Straße zu mit Mauern oder eijernen Stafeten auf Steinjodel ein- 
zufriedigen. Ausnahmen bezüglidy der Art der Einfriedigung fann die 
Bürgermeifterei gejtatten. Worgärten wie überhaupt Hofreiten mit zu- 
rückgeſetzten Gebäuden dürfen nicht mit geichlofjenen Mauern eingefriedigt 
werden. Darunter iſt auch die Einfriedigung der zur Hofreite gehörigen 
Hofräume und Gärten veritanden. 

Zu Urt. 57 der allgemeinen Bauordnung. 
8 13. 

Bei mit Schiefer oder Zink gededten Gebäuden, welche an der 
Straße jtehen und ihren Dachfall gegen diejelbe haben, find Schnee- 
Ihugvorrichtungen an den Dächern anzubringen, auch kann die An— 
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bringung von Schußbrettern an den Dächern verlangt werden, jobald 
die Steigung der Dachflähe 25° bei 9O°iger Einteilung überfteigt. 
Zu Urt. 60 der allgemeinen Bauordnung. 
8 14. 

Bemwohnte Gebäude von größerer Ausdehnung müſſen jo viele durch 
die ganze Höhe der Gebäude reichende Treppen erhalten, daß fein be- 
wohnter Raum mehr wie 16 m von einer Treppe entfernt zu liegen 
fommt. Bei Wohngebäuden jollen die Läufe der Haupttreppe nicht unter 
1,10 m Breite angelegt werden. 

In Gebäuden, welche fünf übereinanderliegende bewohnte Stod= 
werfe (bewohnter Dachſtock inbegriffen) haben, jowie in Wohngebäuden, 
für welche wegen ihrer Ausdehnung mehr als eine Treppe vorgejchrieben 
ift, muß mindeſtens eine dieſer Treppen feuerficher (d. 5. zwijchen 
majliven bi3 zur Dede reichenden, mindeiten® 25 cm jtarfen Wänden) 
errichtet und mit verjchalten, verrohrten und getünchten Läufen und 
Podeſten verjehen jein. 

In jedem bewohnten Haufe hat mindeſtens eine Treppe bis zu 
dem Dachboden, wenn derjelbe noch beziehbar ijt, zu führen. 

Es bleibt vorbehalten, je nach Zage, Größe und Beichaffenheit 
eines zu errichtenden Wohngebäudes oder eines Gebäudes, welches zeit- 
weile viele Menjchen aufzunehmen hat, fenerjichere und auch unverbrenn- 
liche, d. h. ganz in unverbrennlichem Material ausgeführte XTreppen, 
jowie deren Größe und Anordnung der Ausgänge zu beftimmen. 


8 15. 

Die Zugänge der bewohnten Räume zu den Haupttreppen jollen 
nicht unter 1,4 m Breite erhalten und find durch Deden und Wand- 
verputz möglichjt feuerſicher herzuiftellen. 

8 16. 

Hat eine Haupttreppe feinen unmittelbaren Ausgang nad) der 
Straße, jondern nur nad) dem Hofraum, jo darf mindeftens in 5 m 
Entfernung von diefem Ausgang fein Hauptgebäude errichtet werden. 


Zu Art. 61 der allgemeinen Bauordnung. 
8 17. 

Wohnungen in zum Teil unter der Erde befindlichen Räumen find 
verboten. 

8 18. 

In Wohnhäufern dürfen Keller nicht tiefer als 30 cm über der 
Sohle de3 vor der Hofreite befindlichen oder nod) zu erbauenden Straßen- 
fanal3 angelegt werden. Ausnahmen jind nur dann ftatthaft, wenn 
Boden und Umfangswände der Kellerräume bis über den höchjten Grund: 
waſſerſtand wajjerdicht hergeitellt werden. 

Zu Art. 65 der allgemeinen Bauordnung. 
819. 

Auch bezüglich der Herſtellung oder weſentlichen Veränderung von 

baulichen Anlagen der in Artikel 134 des Polizeiſtrafgeſetzbuches be— 
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zeichneten Art, ſowie der im Artikel 23 der allgemeinen Bauordnung 
weiter angeführten Bauten, iſt Anzeige zu eritatten und, jofern fie an 
eine Öffentliche Straße zu liegen fommen, Genehmigung einzuholen. 
Dffenbad, den 26. März 1902. 
Großherzogliches Kreisamt. 
von Hombergf. 


Nachtrag zu dem Ortsbauftatut für Die Gemeinde Bürgel. 

Nach Beihluß des Gemeinderats der Gemeinde Bürgel, nad) An- 
hörung des Kreisausichuffes und mit Genehmigung Großh. Minijteriums 
des Innern vom 20. Juli 1905 zu Nr. M. d. 3. 5976 werden Die 
folgenden Paragraphen des Drtsbauftatuts für die Gemeinde Bürgel 
wie nachjtehend abgeändert bezw. ergänzt: 

Bu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 4. 

Außerhalb der durch den Drtsbebauungsplan oder die Teil— 
pläne fejtgejtellten Baugquartiere dürfen in der Regel neue Gebäude 
nicht errichtet werden. 

Soll die ausnahmsweise gejchehen, jo it hierzu, nach erfolgter 
Anhörung des Gemeindevoritandes, die Erlaubnis Großh. Minifteriums 
des Innern einzuholen. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
85. 

Ueber die Eröffnung und Heritellung einer neuen Straße innerhalb 
des Drtsbauplans bejchließt der Gemeindevoritand unbejchadet der Be— 
ftimmung in Artikel 20 Abſatz 1 Sat 2 der allgemeinen Bauordnung. 

In den noch nicht eröffneten und fertig hergeftellten Straßen joll 
das Bebauen nur an den Enden, welche auf ichon eröffnete und fertig 
hergestellte Straßen aufſtoßen, gejtattet werden. 

Der Bauende hat das zur neuen Straße erforderliche Gelände, 
joweit fein Befigtum reicht, auf Verlangen der Gemeinde unentgeltlich 
und unverzinslich bi3 zur SFertigitellung dev Straße zur Verfügung zu 
jtellen. Zum Erwerb des Geländes in Eigentum ift die Gemeinde erft 
bei Fertigſtellung der Straße verpflichtet. 

S 6. 

Soll außer dem in $ 5 Abjag 2 gegenwärtigen Statuts vor— 
gejehenen Fall ein Gebäude in einer noch nicht eröffneten und fertig 
bergeitellten Straße errichtet werden, jo kann dieſes geitattet werden, 
wenn der Gemeinde das ganze Straßengelände — vor dem projektierten 
Bau, einschließlich des vor dem zugehörigen Grundftüd gelegenen Teils 
der Straßenfläche bis zur nächiten fertiggeitellten Querjtraße, bezw. bis 
zu der bereits für die Gemeinde in Eigentum erworbenen (oder bereits 
nah $ 5 Abſatz 3 im ihrem Beſitz befindlichen) Straßenflähe — un: 
entgeltlih und unverzinslich bis zur Fertigstellung der Straße zur 
Verfügung geftellt wird. 

Grenzen an die betreffende Straße zwei fertiggeftellte Queritraßen, 
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jo bejtimmt der Gemeinderat, nad) welcher Straße zu das Gelände zur 
Verfügung zu jtellen ift. 
Zum Erwerb des Geländes in Eigentum iſt die Gemeinde erft bei 
Fertigſtellung der Straße verpflichtet. 
7 


8 7. 

Bis zu dem Zeitpunkt, an welchem eine Straße jeiten® der Ge: 
meinde eröffnet und hergejtellt wird, jind alle diejenigen Vorkehrungen, 
welche durch die DOrtspolizeibehörde in Bezug auf Herjtellung von 
Sofjenpflajter, Einebnung und Ueberfiefung der Fahrbahn, jowie Ueber— 
fiefung oder Pflajterung von Fußſteigen gefordert werden follten, und 
zwar bis zur nächſten hierzu geeigneten Querjtraße von dem betr. Eigen- 
tümer und, wenn e3 mehrere jind, unter gegenjeitiger jolidariicher Haft- 
barfeit Dderjelben auf eigene Koſten und Gefahr zu bewirken. Auf 
Erjuchen de3 Eigentümers wird die Herjtellung auf dejjen Koften durch 
die Gemeinde vorgenommen Ein NRüderjag der nah Sat 1 jeiten® 
der Anlieger aufgewendeten Kojten tritt bei Eröffnung und Herjtellung 
der Straße für diejenigen Arbeiten, welche hierbei durch die Gemeinde 
ebenfall® hätten vorgenommen werden müſſen, injfoweit ein, als dieſe 
Koſten nach $ 8 nicht von den Anliegern endgültig zu tragen find, 
vorausgejeßt, daß auch die vorläufige Vornahme der fraglichen Arbeiten 
durch die Gemeinde, wenn auch auf Koften der Anlieger, veranlaft 
worden it. 

Entitehen der Gemeinde aus einer etwaigen Verſäumnis Kojten, 
jo iſt diefelbe jederzeit befugt, den Zugang über ihr Eigentum oder das 
ihr zur Verfügung gejtellte Gelände zu verbieten umd zu verhindern. 

Solange die Straße nicht vollitändig Eigentum der Gemeinde 
und nicht eröffnet und hergejtellt iſt, kann weder auf Chaufjierung 
noch Pflajterung der Gofjen, noch auf Kanäle, Wajjerleitung oder Bes 
leuchtung Anfpruch gemacht werden, jedoch unbejchadet der Beltimmung 
in Artikel 20 Abjat 1 Sat 2 und Abjab 2 der allgemeinen Baus 
ordnung. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 8. 

Die Laſten, welche die Anlieger bei den Straßenherftellungen nad) 
Maßgabe des Art. 21 Abja 1 und 4 der allgemeinen Bauordnung zu 
tragen haben, beſtehen: 

a) In den Koften für Anlage von Gofjen und Fußfteigpflaftern. 
Bei erhöhtem Fußſteig erfolgt die Anschaffung und das Verſetzen 
der Randſteine auf Koſten der Gemeinde. 

Ber Ausführung einer Fußiteigbefejtigung, welche teurer als 
Pflafter, trägt die Gemeinde den Koftenunterjchied. 

Die auf die Bejiger entfallenden Koſten für die Fußſteig— 
und Gofjenherjtellungen werden nad) Maßgabe des $ 9 diejes 
Statuts berechnet und ausgejchlagen und von den Befigern inner- 
halb ſechs Monaten nach Bollendung der Arbeit durch die Ge— 
meindefajje erhoben. Die Koſten der an den Enden und Kreuzungen 
der Straßen über die Hauptflucht vortretenden Fußfteigflächen find 
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von dem Beſitzer des bezüglichen Grundftüds in dem in Satb 1 

und 2 bezeichneten Umfang zu tragen ; 

b) in den Mehrfoften der Erwerbung von Straßengelände über den 
Preis, welchen der Gemeinderat für den Quadratmeter allgemein 
feſtgeſetzt hat. 

Die Beltimmung, ob die Anlieger bezüglich ihrer obigen 

Verpflichtung herangezogen werden ſollen, trifft der Gemeinderat. 

Die Hertellung der Fußſteige und Gofjen erfolgt nur durd die 

Gemeinde. 

89. 

Behufs Berechnung der den angrenzenden Eigentümern nad $ 8 
obliegenden Koftenteile find die Kojten der gejamten Straßenanlage eın- 
ichließlich der auf die Straßenfreuzungen fallenden zujammen zu rechnen 
und den Pflichtigen nach Verhältnis der Länge ihrer die Straßen be- 
rührenden Grenze zur Lajt zu jeßen. 

8S 10. 

1. Der Ortsvorſtand bejtimmt im jedem einzelnen Fall, inwieweit das 
Gelände nach Mahgabe der feitgefegten Baufluchtlinien am die 
Gemeinde abzutreten iſt und ſchätzt den Wert desjelben ab. 

2. Wenn eine gütliche Einigung über die nach Ziffer 1 ftattfindenden 
Feſtſetzungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen tft, jo fommen 
die Borjchriften des Gejebes, die Enteignung von Grundeigentum 
betreffend, in Anwendung. 

& 1]; 

Wenn die Gemeinde vor bejtehenden Hofreiten, ſowie vor Neu: 
bauten, Gärten und Baupläßen, welche nod feinen fejten Fußweg 
befigen, folche Fußwege berrichten will, dann find die Anlieger ver: 
pflichtet, die Kojten der Herjtellung nad) Maßgabe der SS 8 und 9 zu 
tragen, jedoch nicht über eine Breite von 2,50 m. 

Offenbach, den 9. Auguft 1905. 

Großherzogliches Kreisamt. 
3 V.: Emmerling. 


Nachtrag zum Ortsbauftatut Der Gemeinde Dudenhofen. 

Als Nachtrag zum Ortsbauftatut für die Landgemeinden des Kreiſes 
Offenbach wird mit Zuftimmung des Gemeinderats der Gemeinde Duden 
hofen, nad) Anhörung des Kreisausſchuſſes und mit Genehmigung Grob: 
herzoglichen Minifteriung des Innern und der Juftiz vom 5. Februar 
1895 zu Nr. M. d. 3. 2802 für den Bezirk der Gemeinde Duden: 
hofen im Anschluß an $ 5 des DOrtsbauftatuts folgende Beſtimmung 
erlaſſen: 








Einziger Paragraph. 

In den Straßen 1, 2, 3 und 5, ſowie den weſtlichen Teilen 
Straßen 4 und 10 und dem füdlichen Teil der Straße 14 de 
bauplans der Gemeinde Dudenhofen dürfen, folange diejelben 
öffentlichen Verkehr und den Anbau den polizeilichen DT 
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gemäß noch nicht fertig hergeftellt find, Gebäude, die nad) diefen Straßen 
ihren Ausgang haben, bis auf weiteres nicht errichtet werden. 
Dffenbad, 20. Februar 1895. 
Sroßherzogliches Kreisanıt. 
Haas. 


Nachtrag zur Baupolizeioronung der Gemeinde Groß: 
Steinheim. 

Als Nachtrag zur Baupolizeiordnung für die Landgemeinden des 
Kreiieg DOffenbah vom 11. Juli 1891 wird nad Anhörung des Ge- 
meinderats, mit Zuftimmung des Kreisausjchuffes und mit Genehmigung 
Großherzoglichen Minijteriums des Innern vom 29. März 1900 zu 
Nr. M. d. 3. 7882 beſtimmt, daß für den Bezirk der Gemeinde Grof- 
Steinheim der $ 19 diejer Baupolizeiordnung folgende Faſſung erhält: 

19. 


Vorgärten vor Gebäuden und von den SHofreiten aus benußte, 
räumlich mit ihnen verbundene Hofräume und Gärten in eröffneten 
Straßen find bie 1. Januar 1902 an der betreffenden Straßenjeite mit 
dauerhaften geeigneten Metallgittern in Höhe von höchſtens 1,40 m auf 
im Marimum 1,00 m hohen, majjiven Mauern aus Hau- und Bad: 
jteinen einzufriedigen. 

An Stelle der Gitter fünnen Mauern oder Lattenzäune in einer 
für die Straßenanficht nicht mißſtändigen Weile zugelafien werden. 

Wenn der obere Teil der Einfriedigung aus Eijen mit Spigen 
hergeftellt ift, jo muß die Gejamthöhe der Einfriedigung mindeftens 
1,80 m betragen. 

Offenbach, den 6. April 1900. 

Großherzogliches Kreisamt. 
aas. 


Radıtrag zum Ortsbauftatut der Gemeinde Grof;- 
Steinheim. 

AS Nachtrag zum Drtsbauftatut für die Landgemeinden Des 
Kreiſes Offenbach vom 11. Juli 1891 wird mit Zuftimmung des Ge— 
meinderat3 der Gemeinde Groß-Steinheim, nach Anhörung des Ktreis- 
ausjchuffes und mit Genehmigung Großherzoglichen Minifteriums des 
Innern vom 29. März 1900 zu Nr. M. d. 3. 7881 für den Bezirk 
der Gemeinde Groß-Steinheim folgende Beitimmung erlajion: 

Einziger Paragraph. 

In der Schul» und Schwengelbrunnenftraße, der Offenbacher- und 
Hanauer-Landftraße dürfen nur Häufer erbaut werden, die mehr als 
ein Stodwerf, d. 5. einen Parterreftod und mindestens einen Knieſtock 


von nicht unter 1,50 m Höhe haben. 
i sat 





Dfifenbah, den 6. April 1900. 
Sroßherzogliches Kreisamt. 
Haa?. 





266 III. Ortsbauftatuten und Lofal-Baupofizei-Orbnungen. 


Nachtrag zum Ortsbauftatut der Gemeinde Heufenftamm. 
Als Nachtrag zum DOrtsbaujtatut für die Landgemeinden des 
Kreiſes DOffenbah vom 11. Juli 1891 wird zufolge Beichluffes des 
Semeinderats zu Heuſenſtamm, nad Anhörung des Kreisausichufies und 
% Genehmigung A er Miniſteriums des Innern vom 
2. Auguft 1905 zu Nr. M. d. 21453 für den Bezirk der Gemeinde 
Heufenftamm das Folgende — 

Der 8 13 des Ortsbauſtatuts ſoll für die Gemeinde Heuſenſtamm 
die nachjtehende abgeänderte Faſſung erhalten: 

Wird die Anlage eines Kanals zur Entwäljerung einer Straße 
erforderlich — worüber der Gemeinderat zu bejchließen hat —, jo werden, 
und zwar mit Rückwirkung auf die bereits nad) Iufrafttreten des Orts: 
baujtatut3 für die Landgemeinden des Kreiſes Offenbach vom 11. Juli 
1891 fanalifierten Straßen, von den beiderjeitigen Straßenanliegern ent- 
jprechend der Frontlänge je 3 Mark Beitrag pro laufenden Meter Kanal 
erhoben. Die über dieje Beiträge hinaus erwachjenden Herſtellungs— 
fojten trägt die Gemeinde. 

Für die Beitragspflicht der Anlieger iſt es einerlei, auf welcher 
Seite der Straße der Kanal gelegt wird. 

Dffenbad, den 8. Auguſt 1905. 

Großherzogliches Kreisamt. 
3 V.: Emmerling. 


Nachtrag zur Baupolizei-Drdnung Der Gemeinde Klein: 
Steinheim. 

Auf Grund des Art. 32 der allgemeinen Bauordnung und des SS 
der Baupolizeiordnung für die Landgemeinden des Kreiſes Offenbach 
vom 11. Juli 1891 wird hiermit für den Bezirk der Gemeinde Klein— 
Steinheim folgendes angeordnet: 

Alle Gebäude, welche ihre Traufe nach der Straßenjeite haben, 
müſſen vom 1. Februar 1903 ab zur Ableitung des Wafjers von 
Dächern, Schutzdächern zc. mit Dachrinnen (Kandeln) und Abfallrohren 
verjehen jein, welche jtets in gutem Zuftand zu erhalten find. Lebtere 
müſſen bi8 an den Boden der Straße reichen. 

Offenbach, den 7. Februar 1902. 

Großherzogliches Kreisamt. 
von Hombergf. 


Nachtrag zum Ortsbauftatut der Stadt Langen. 

As Nachtrag zum Drtsbauftatut fir die Landgemeinden des 
Kreijes Offenbach vom 11. Juli 1891 wird mit Zuftimmung des Ge 
meinderats der Stadt Langen, nad Anhörung des Kreisausſchuſſes und 
mit Genehmigung Großberzoglichen Meiniiteriums des Innern dom 
19. Dezember 1901 zu Nr. M. d. J. 35952 für den Bezirf der 
Stadt Langen verordnet wie folgt: 
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Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 


8:1, 
Das Lindenterrain ift zur Aufnahme von Fabriken beftimmt. 


8 2. 
Anlagen der in $ 16 der Gewerbeordnung erwähnten Art, injoweit 
fie ungewöhnlich ftarfe8 Geräuſch oder übelriechende Ausdünftungen oder 
Abgänge verurjachen, find in fragliciem Terrain nicht zuläſſig. 


83. 

Als Wohngebäude find zunächſt zuläſſig: 

a) Villen an der Groß-Gerauer Landſtraße. 

b) Wohnungen innerhalb der einzelnen Fabrikareale, welche für 
das erforderliche Auffichtsperjonal (wie Pförtner, Nachtwächter) 
bejtimmt find. 

ec) Innerhalb der einzelnen Fabrifareale die Errichtung eines Wohn— 
gebäudes für den Fabrifbejiger oder den dem betreffenden Ge— 
Ichäft vorftehenden Beamten. Die Errichtung eines jolchen Wohn: 
gebäudes fann nur in Verbindung mit einer yabrifanlage er: 
folgen. 

Offenba ch, den 21. Dezember 1901. 

Großherzogliches Kreisamt. 
von Hombergf. 
Nachträge zu Dem Ortsbauſtatut für Die Gemeinde 
Neu Fienburg 
vom 16. Oftober 1893. 

Mit Zuftimmung des Gemeinderats der Stadt Neu-Fjenburg, nad) 
Anhörung des Kreisausſchuſſes und mit Genehmigung Großherzoglichen 
Minifteriums des Innern vom 17. Dezember 1896 zu Nr. M.d. J. 31168 
wurde für den Bezirk der Stadt Neu-Iſenburg verordnet: 

81. 

Wird ein erhöhtes Trottoir in einer beſtehenden Straße hergeſtellt, 
jo zwar, daß die Floßrinne nicht unmittelbar an die Wandfteine, jondern 
noch innerhalb der Fahrbahn zu liegen fommt, werden die Koften der 
Umlegung der Floßrinne nur zur Hälfte von den Anliegern, dagegen 
zur anderen Hälfte von der Gemeinde getragen. 

2. 
Diejer Beihluß hat rückwirkende Kraft vom 1. April 1896 an. 
Dffenbad, den 22. Dezember 1896. 
Großherzogliches Kreisamt. 
Haas. 


Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der 88 3—9 der dazu gehörigen 
Ausführungsverordnung vom 1. Februar 1882, werden, mit m 







des Gemeinderat? der Gemeinde Neu-Iſenburg, nad) Anhörung de 
Kreisausichuffes und mit Genehmigung Grofherzoglichen Miniſteriu 


Ann 





268 III. Ort3bauftatuten und Lolal-Baupolizei-Drdnnungen. 


des Innern vom 5. Dezember 1900 zu Nr. M. d. 3. 31392, für 
a diejer Gemeinde folgende ortsjtatutarische Beitimmungen 
erlajjen: 
Zujaß zu $ 2 des Drtsbauftatuts vom 16. Dftober 1893. 

In projeftierten Straßen, in denen nod) fein Neubau fteht, iſt als 
Bauplag eine Fläche nicht mehr geeignet: 

a) wenn fie weniger als 150 qm enthält, 
b) wenn die Fläche nicht eine Mindeittiefe von 15 m hat oder auf 

ihr fein Gebäude von mindeitens 7 m Front errichtet werden kann. 
Zujaß zu $ 8 des Drtsbauftatuts vom 16. Dftober 1898. 

Die durch Straßeneröffnung entitandenen Mehrkoſten von Gelände» 
erwerb über den vom Gemeinderat allgemein fejtgejegten Preis werden 
von denjenigen Grundbejigern getragen, die zur Zeit des vom Gemeinderat 
durch Beichluß feitgejegten Rüderhebungsterming Eigentümer der an der 
Straße liegenden Grundftiide find. 
BZujaß zu $ 15 des DOrtsbaujtatuts vom 16. Dftober 1893. 

Bei Eckbauplätzen müſſen die Hintergebäude jo hergeitellt werden, 
daß diejelben nicht mißjtändig ericheinen. 

Dffenbad, den 2. Januar 1901. 

Großherzogliches Kreisamt. 
von Hombergk. 


Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der SS 3—9 der dazu gehörigen 
Ausführungsverordnung vom 1. Februar 1882, werden, mit Zujtimmung 
des Gemeinderats der Gemeinde Neu-Iſenburg, nah Anhörung des 
Kreisausschuffes und mit Genehmigung Großherzuglihen Minijteriums 
des Innern vom 23. März 1901 zu Nr. M. d. %. 7194 für den Be— 
zirk diejer Gemeinde folgende ortsitatutarische Beſtimmungen erlafjen: 

Zuſatz zu dem Drt3bauftatut vom 16. Dftober 1893. 
S 15a. 

Auf dem in den Ortsbauplan einbezogenen Gelände, das weitlich 
der alten Strafe und nördlich der mit der Bahnhofitraße parallel 
ziehenden projeftierten Rheinſtraße inkl. diejer liegt, dürfen gewerbliche 
Anlagen mit Kraftbetrieb oder der in S 16 der Neichsgewerbeordnung 
erwähnten Art, ausjchlieglich Schlächtereianlagen, nicht errichtet werden. 

Dffenbad, den 27. Mpril 1901. 

Sroßherzogliches Kreisamt. 
von Hombergf. 


Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der 88 3—9 der dazu gehörigen 
Ausführungsverordnung vom 1. Februar 1882 werden mit Zuſtimmung 
des Gemeinderats der Gemeinde Neu-Iſenburg nah Anhörung des 
Kreisausschuffes und mit Genehmigung Großherzoglihen Minifteriums 
des nern vom 21. Suli 1902 zu Nr. M.d. J. 21417 für den Bezirt 
diejer Gemeinde folgende ortsjtatutarische Beſtimmungen erlaffen: 
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Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 

Der $ 13 des Drtsbauftatuts für die Gemeinde Neu-Iſenburg 
vom 16. Oktober 1893 wird wie folgt abgeändert: 

Wird die Anlage eines Kanals zur Entwäjjerung einer Straße 
erforderlich — worüber der Gemeinderat zu bejchliegen hat —, jo werden 
die Anlieger auf beiden Seiten der Straße zu den Kojten von je 10 Me. 
pro laufende Meter Straßenfront Herangezogen. Die Mehrfoften von 
Ktanalanlagen trägt die Gemeinde. 

Dfifenbad, den 23. Juli 1902. 

Pr Kreisamt. 
B Gennes. 


Nachtrag zur Baupolizei-Ordnung der Stadt Neu⸗Iſenburg. 

As Nachtrag IV zur Baupolizeiordnung für die Landgemeinden 
des Kreijes Offenbah vom 11. Juli 1891 wird nad) Anhörung des 
Gemeinderats, jowie der Lofalpolizeibehörde der Stadt Neu: jenburg 
unter Zujtimmung des Kreisausjchuffes und mit Genehmigung Groß: 
herzoglichen Minifteriums des Innern vom 30. Dftober 1902 zu 
Kr. M. d. 3. 29377 für den Bezirf der Stadt Neu:Fjenburg ver: 
ordnet wie folgt: 


Zujaß zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 15a. 

Die zuläjfige geringjte Breite für Zugänge und Durchfahrten zu 
Hofreiten wird auf 1,30 m feſtgeſetzt. 

Durchfahrten von mindejten® 2,30 m Breite müjjen jedoch jo 
häufig vorhanden jein, daß Der größte Abjtand zwiſchen zwei be- 
nachbarten Durchfahrten diejer Breite dad Maß von 40 m nicht über- 
Ichreitet. 

Zuſatz zu Art. 39 der allgemeinen Bauordnung. 

s 19a. 

Wenn die Gemeinde vor beitehenden Hofreiten, jowie vor Neu- 
bauten, Gärten und Baupläßen, welche noch feine feſten Trottoirs be- 
figen, ſolche Trottoirs herrichtet, find die Anlieger verpflichtet, die an 
die Straße grenzenden Grundſtücke mit einer der Straße entjprechenden 
Einfriedigung (vergl. $ 19 der Baupolizeiordnung für die Landgemeinden 
des Kreiſes Offenbach) zu verjehen. 

Dffenbad, den 19. November 1902. 

Großherzogliches Kreisamt. 
von Hombergf. 


Ortsbau:- Statut für die Gemeinde Neu⸗JIſenburg 
betreffend die Anlage einer Kanalifation zur Abführung der Tagwaſſer 
und zum Zweck der Senfung des Grundwaſſerſpiegels. 

Auf Grund des Artifel® 8 der Landgemeindeordnung wird mit 
Zuftimmung des Gemeinderats der Gemeinde Neu-Iſenburg, nad) An- 
börung des Kreisausſchuſſes und mit Genehmigung Großherzoglichen 


270 III. Ort3bauftatuten und Zofal- Baupolizei-Ordnnungen. 


Minifteriums des Innern vom 25. März 1904 zu Nr. M. d. 3. 5595 
für den Bezirk der Gemeinde Neu-Iſenburg folgende ortsſtatutariſche 
Beitimmung erlajjen. 

Hält der Gemeinderat bei Anlage eines Straßenfanals in einer 
Ihon eröffneten und fertig hHergejtellten Straße die Entwäfferung der 
anliegenden Grundjtücte wegen hohen Grundwajjerjtandes fir erforder: 
ih, jo find die betreffenden Grundſtücksbeſitzer zum Anjchluß ihrer 
Grundſtücke an die Entwällerungsanlage und zur Tragung jämtlicher 
hierdurch entjtehender Kojten im Verhältnis des Inhalts ihrer ent: 
wäfjerten Grundjtüde verpflichtet. - 

Fäkalien und Brauchwäſſer dürfen in die Entwäfjerungsanlage 
nicht abgeleitet werden. 

Offenbach, den 31. März 1904. 

Großherzogliches Kreisamt. 
von Hombergk. 


Bauſatzungen für die Stadt Offenbach a. M. 

Die nach der allgemeinen Bauordnung den Ortsſtatuten über— 
lafjenen Bejtimmungen werden hierdurch folgendermaßen getroffen: 
Zu Art. 13, letzter Abſatz der allgemeinen Bauordnung. 

1 


Flächen, welche nicht mindejtens 8 m Länge, 10 m Tiefe und 
eine Größe von 120 qm befigen, find zur Benügung als Bauplag nicht 
mehr geeignet. Edbaupläge müſſen nad) beiden Straßenfeiten eine Länge 
von mindejtens 8 m haben. 

Zu Urt. 13, legter Abj., bezw. zu Urt. 69 der allgemeinen 
Bauordnung. 
82. 

Vor der Genehmigung zur Errichtung einer Hofreite in einem noch 
unbebauten von Straßen umſchloſſenen Stüde des Bebauungsplanes 
(Bauabteilung) ift von dem betreffenden Bauunternehmer die Einteilung 
der Bauabteilung in Baupläge vorzulegen und muß dieje Einteilung von 
der Bürgermeifterei genehmigt fein. 

Zu Urt. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
8 3. 

Inſoweit für die Gemarkung ein Bebauungsplan nicht feftiteht, 
dürfen Gebäude nur errichtet werden, nachdem vorher die Feſtſtellung 
des für die beabfichtigte Bebauung erforderlichen Bebauungsplanes jtatt- 
gefunden hat. 

Zu Art. 20, Abſatz 1 der allgemeinen Bauordnung. 
4 


Die Eröffnung einer Straße oder eines Straßenteil$ muß dann 
erfolgen, wenn die Straße oder der Straßenteil an bereits eröffnete 
und hergejtellte planmäßige Straße ich. anfchließt, das für die Straße 
erforderliche Gelände in's Eigentum der Stadt übertragen worden und 
entweder die Herjtellung der Straße erfolgt ift, oder die Koſten der- 
jelben bar Hinterlegt werden. 
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Zu Art. 20, Abſatz 4 der BL DERLEANEN Bauordnung. 


In Straßen oder Stcaßenteilen, welche noch nicht den baupolizei- 
. lihen Beitimmungen gemäß für den öffentlichen Berfehr und den An— 
bau fertiggeftellt find, Dürfen Gebäude, die nad) diejer Straße ihren 
Ausgang haben, in der Kegel nicht errichtet werden. Hierbei iſt unter 
Straßenteil immer die zwiſchen zwei Straßenfreuzungen liegende Strede 
einer Straße einjchlieglich der Straßenfreuzungen zu verjtehen. 

Die Befugnis, unter für den einzelnen Fall feitzuftellenden Be— 
dingungen Ausnahmen von der oben aufgejtellten Regel zu gejtatten, 
jteht der Stadtverordnetenverjammlung zu. 

Zu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8 6. 

Bei der Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer 
ihon bejtehenden Straße, wie bei dem Anbau an jchon vorhandenen, . 
bisher unbebauten Straßen und Straßenteilen iſt der Aufwand für die 
Erwerbung des zur Straße nötigen Geländes, für die Herjtellung der 
zur Aufnahme des Regen- und Abfalhvafjers in der Straße anzulegenden 
Kanäle, für die Erdarbeiten zur Heritellung des Straßenförpers und 
für Die den Bedürfniffen des Verfehrs entjprechende erite Einrichtung 
der Straße mittelft Chauffierung der Fahrbahn und Pflafterung der 
Goſſen von den an die Straße angrenzenden Grundbefigern zu tragen, 
beziehungsweije zu erjegen, jobald auf ihren betreffenden Grundjtücen 
neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu ftehen kommen, 
oder ihren Ausgang nach der neuen Straße erhalteıt. 

Diefe Verpflichtungen erjtreden fich für die an einer Straßenfeite 
angrenzenden Eigentümer nur bis auf die Hälfte der Straßenbreite, 
und da, wo Dieje Breite mehr als 16 m beträgt, nur auf die Breite 
von 8 m. Dabei begründet e3 jedoch bezüglich der Kanalunkoſten feinen 
Unterjchied, ob der Kanal in der einen oder andern Hälfte der Straße liegt. 

Die Mehrfojten der Sammelfanäle werden ſeitens der Stadt getragen. 

Zu Urt. 21, Abjag 3 der allgemeinen Bauordnung. 
3 7 


Ebenjo jind von den an eine bereits bejtehende Straße angrenzenden 
Grundbejigern die Koſten für Die neue Herftellung der von ihren Grund- 
ftüden zur Aufnahme des Negen- und Abfallwaſſers in der Straße her- 
ziehenden Kanäle zu tragen und der Aufwand für Heritellung jchon be- 
jtehender Kanäle überall da zu eritatten, wo auch either die Anlieger 
Ihon zu diejen Koſten herangezogen wurden. 

Zu Urt. 21, Abſ. 4 der allgemeinen Bauordnung. 
8 


8 8. 

Ferner haben die Grundbejiger ſowohl an bereits bejtehenden als an 
neu anzulegenden Straßen die Kojten der Heritellung und Unterhaltung 
der vor ihren Grundftücen hinziehenden öffentlichen Fußwege zu tragen. 

Bu Art. 21, Abi. 5 der —— — Bauordnung. 


39 
Die Art und Weile der Herftellung der Kanäle, Fußwege und 
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Rinnen wird in den einzelnen Fällen von der Stadtverordneten = Ver: 
jammlung unter Berüdjihtigung der jeweiligen Verhältnijje bejtimmt, 
und joweit die Herftellung nicht durch das Stadtbauamt jelbit aus- 
geführt wird, hat diejes die vorjchriftsmäßige Ausführung zu überwaden. 
Zu Art. 21, Ab. 5 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 10. 

Wenn Diejenigen, welche die Koften einer Straßenherjtellung zu 
tragen verpflichtet find, die Herjtellung jelbjt vornehmen und hierdurd) 
gegen jpäter Anbauende Erftattungs = Anfprüche erlangen, jo haben fie 
der Bürgermeijteret eine Zujammenjtellung der ihnen erwachjenen Kojten 
vorzulegen. Dieje wird durd) das Stadtbauamt geprüft und fejtgeitellt. 
Nach diejer Feititellung hat die Entjcheidung feitens Derer, welche jpäter 
zum Erjaß verpflichtet werden, zu erfolgen. 

Zu Art. 21, Abj. 5 der allgemeinen Bauordnung. 


sıl. 

Wo die Straßenheritellung durch die Stadt erfolgt, werden die 
Anlieger vor Beginn der Heritellung durch üffentlihe Bekanntmachung 
darauf aufmerfjam gemacht, daß die Herjtellung auf ihre Koften vor- 
genommen wird. 

Nach der Heritellung werden die erwachienen Koſten berechnet, auf 
die Erjaßpflichtigen verteilt und diefe dann aufgefordert, binnen 4 Wochen 
die Kojten zu erjtatten. Bon Ablauf der 4 Wochen ab jind die Koften 
von den Säumigen mit 5%o zu verzinjen. 

Zu Art. 21, Ab. 5 der allgemeinen Bauordnung. 

S 12. 

Snjofern für einzelne Streden an den herzuftellenden Straßen 
noch fein Beitragspflichtiger eingetreten ift, find die betreffenden Kojten 
vorlagsweiie von den übrigen bei der Herftellung bereitS Beitrag?- 
pflichtigen zu tragen. 

Zu Art. 21, Abi. 5 der allgemeinen Bauordnung. 
8 13. 

Solange die infolge einer Straßenherftelung auf ein Grundjtüd 
entfallene Koſtenentſchädigung nicht volljtändig geleiftet oder für Die 
pünftliche Einhaltung der hier getroffenen Beltimmungen nicht eine von 
der Bürgermeifterei zu bejtimmende Sicherheit gejtellt ift, fann die Bau: 
erlaubnis für dieſe Grundftüde verjagt werden. 

Zu Urt. 21, Abi. 5 der allgemeinen Bauordnung. 
S 14. 

Die auf Grund der Bauordnung oder dieſes Bauftatut3 zu er- 
jüllenden Verpflichtungen haben die Natur öffentlicher Laſten und Ab— 
gaben und unterliegen deshalb aud) demjelben Zwangsverfahren, weldes 
bei der Beitreibung öffentlicher Laſten und Abgaben ftattfindet. 

Zu Urt. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
8 15. 

Die Gebäude einer Straße jollen in der Negel außer dem Keller: 

jtof noch zwei Stodwerfe erhalten und mit der Traufjeite an die Straße 


geftellt werden. 
Zu Digitized 
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8 16. 

Defonomie- Gebäude, jowie Seitengebäude und jonjtige Bauten, 
deren Anlage mißſtändig erjcheint, dürfen an den Straßen nicht er- 
richtet werden. 

$ 17. 

Anlagen der im $16 der Gewerbeordnung erwähnten Art dürfen 

nur 600 m außerhalb der Ringanlage errichtet werden. 
$ 18. 

Ausnahmen von den Bejtimmungen in den SS 14, 15 und 16 
fünnen von der Stadtverordnetenverfjammlung unter von derjelben in den 
einzelnen Fällen aufzuftellenden Bedingungen geftattet werden. 

Zu Art. 30, Abſ. 2 der allgemeinen Bauordnung. 

$ 19. 

In allen Straßen, in denen eine Hinter der Straßenfluchtlinie 
liegende Baufluchtlinie fejtgejeßt ift oder wo dag Zurückſetzen der Ge— 
bäude Hinter die Baufluchtlinie gejtattet wird, ijt der Raum zwiſchen 
der Straßenflucht und der Bauflucht mit Ausschluß jeder anderen Be- 
nüsung nur als Vorgarten anzulegen und in gefälligem Ausjehen zu 
erhalten. 

Zu Urt. 38, Abi. 4 der allgemeinen Bauordnung. 

$ 20. 

Auf eine Entfernung von mindeftens 100 m von der äußeren 
Grenze von Begräbnisjtätten ab dürfen Brunnen nicht zu Hauswirt- 
ichaftlihen Zweden und nur mit Genehmigung des Bürgermeijters 
angelegt werden. 

Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
5 21. 

Die Umfafjungswände ſämtlicher Bordergebäude, jowie alle Brand- 
mauern müſſen jowohl bei Neubauten wie auch bei Umbauten majjiv 
in Stein mit Kaltmörtel ohne Holzwerf errichtet werden. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 22, 

Bei allen Borderhäufern joll die Stodhöhe im Lichten nicht unter 
3 m betragen oder einschließlich Gebälf nicht unter 3,25 m. 

Knieftöde und Manjarden fallen nicht unter dieſe Beſtimmung. 

23 


Das Aeußere der Gebäude iſt ſo anzuordnen, daß das Gebäude an 
der betreffenden Stelle nicht zur — gereicht. 


Vorderhäuſer, deren ee nicht in Haufteinen, gerichteten 
Steinen oder jauberen Formfteinen errichtet find, müſſen jpäteltens drei 
Fahre nach ihrer Vollendung, wenn die Stadtverordnetenverfammlung 
dies verlangt, verpußt und angeftrichen werden. Der Biürgermeifterei 
jteht das Recht zu, bei Vernachläſſigung der Borderhäufer in Put und 
Anſtrich die alsbaldige Erneuerung derjelben zu verlangen und nötigen- 
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falls, bei Nichtbefolgung binnen Jahresfrift, diefe Erneuerung auf often 
der Beſitzer jelbjt auszuführen. Grelle Farben dürfen zum Anstrich der 
Borderhäufer nicht verwendet werden. 

8 25. 

Die auf Grund der Bauordnung oder dieſes Bauftatuts bezüglid) 
eines Grundſtücks zu übernehmenden oder übernommenen Verpflichtungen, 
insbeſondere die auf die Straßenheritellung und die Tragung der 
Straßenherjtellungsfoften bezüglichen Verpflichtungen, gehen ohne weiteres 
auf jeden Nachbejiger der betreffenden Grundftüde über. 

Dffenbad, den 27. DOftober 1884. 

Der Bürgermeiiter. 
Brink. 

Diefe Baujagungen find durch Verfügung des Großherzoglichen 
Minifteriums des Innern und der Juſtiz vom 14. Dftober 1884 zu 
Nr. 24629 genehmigt worden. 

Dffenbad, den 27. Oktober 1884. 

Brink. 


Nachträge zu den Bauſatzungen für die Stadt Offenbach. 
1. Nachtrag. 

Auf Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung vom 26. Februar 
1885 und mit Genehmigung Großherzoglichen Miniſteriums des Innern 
und der Juſtiz vom 9. April 1885 iſt folgender Nachtrag zu den Bau— 
ſatzungen für Offenbach vom 27. Dftober 1884 getroffen worden: 

Einziger Baragraph. 

Der 8 17 der Bauſatzungen für Offenbach) vom 27. Oftober 1884 
wird aufgehoben. 

Offenbach, den 18. April 1885. 

Der Bürgermeiiter. 
Brint. 


2. Nadtrag. 

Auf Beſchluß der Stadtverordnetenverfammlung vom 3. Februar 
1887 und mit Genehmigung Großherzoglichen Miniſteriums des Innern 
und der N vom 2. Mat 1837 ift folgender Nachtrag zu den Bau: 
ſatzungen für Offenbad vom 27. Srmber 1834 getroffen worden: 

s 1. 

Die in dem 86 und 7 der Waufakitiigen aufgeitellte Verpflichtung 
zur Heritellung von Straßenfanäten joll fernerhin in der Weiſe zur 
Erledigung kommen, daß die Kanäle jeitens der Stadt ausgeführt werden, 
und der zur Seritellung des Nanales, bezw. zur Erjtattung der Kojten 
hierfür Berpflichtete einen Beitrag zum Kanalnetze nad) dem Einheits« 
preiie von 20 Mark für jeden Meter des Kanales, ſoweit derjelbe längs 
bebaubarer Straßenflucht zu Liegen kommt, an die S Stadtkaſſe vorbehält: 
lich jeiner Erftattungsaniprüche amsjolche, die jpäter längs dieſer Straßen- 
flucht beitragsprlichtig werden, 
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8 2. 

Die in dem $ 8 der Bauſatzungen ausgefprochene Verpflichtung 
der Grundbefiger zur Heritellung der Fußwege joll fernerhin in der 
Weiſe zur Erledigung kommen, daß die Fußwege ſeitens der Stadt 
hergeftellt und die hierdurch erwachlenden Koften, injoweit fie den Be— 
trag von 3 Mark für den Quadratmeter nicht überfteigen, von den zur 
Heritellung Berpflichteten nach dem Maße ihrer Beteiligung an dem 
Fußwege zur Stadtfajje erhoben werden. 

8 3. 

Un der Rödernitraße und in dem Gebiete weftlih von der 
Nödernftraße zwilchen der Bebraer-Bahn und der Lofalbahn dürfen 
Fabrifbauten der in $ 16 der deutichen Gewerbeordnung bezeichneten 
Art in der Regel nicht errichtet werden. Auf die Erweiterung be— 
jtehender Anlagen joll dieje Satung feine Anwendung finden. 

Dffenbad, den 11. Mai 1887. 

Der Bürgermeifter. 
Brint. 
3. Nachtrag. 

Auf Beihluß der Stadtverordnetenverfammlung vom 4. Oftober 
1888 umd mit Genehmigung Großherzoglichen Minifteriums der Innern 
und der Juſtiz vom 15. Mai 1889, zu Nr. M.-J. 13037, iſt folgender 
Nachtrag zu den Baufagungen für DOffenbah vom 27. Dftober 1884 
getroffen worden: 

Südlid) von der Ringanlage jollen auf dem Gebiet wejtlich von 
der Sprendlingerjtraße bi8 zur Gemarfungsgrenze und öftli von der 
Sprendlingerjtraße bis zur Arndtjtraße und einer gedachten Verlängerung 
derjelben bi zu dem geplanten äußeren Ring und von hier ab in einer 
Entfernung von 300 m von der Sprendlingerjtraße gewerbliche Anlagen 
der im $ 16 der deutſchen Gewerbeordnung bezeichneten Art, joweit 
diefelben an und für fich geeignet find, die Luft durch üble Gerüche zu 
verunreinigen, überhaupt nicht, im übrigen aber nur mit Zuftimmung 
der Stadtverordnetenverfammlung errichtet werden. 

Dffenbacd, den 25. Mai 1889. 

Der Oberbürgermeijter. 
Brinf. 


4. Nachtrag. 

Auf Beihluß der Stadtverordnnetenverjammlung vom 20. Mai und 
1. Auguſt 1889 und mit Genehmigung Großherzoglichen Minifteriumg des 
Innern und der Juſtiz vom 27. September 1889 zu Nr. M.d.%. 24768, 
it folgender Nachtrag zu den Baufabungen für Offenbach vom 27. Dftober 
1884 getroffen worden: 

Auf dem ganzen wejtlich der Ludwigitraße, dieſe ausgejchlofjen, 
bi3 zur Landesgrenze gelegenen Gelände, welches ſüdlich und ſüdweſtlich 
von der Bebraer Bahn und nördlich von der Frankfurterſtraße begrenzt 
wird und zwar bei leßterer Straße auch an der nördlichen Straßen- 
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front diejer Strede, dürfen nur freiitehende und mindeitens 5 m von 
der Straße zurücitehende Gebäude errichtet werden. 
Offenbach, den 8. Oftober 1889. 
Der Oberbürgermeijter. 
Brink 


Der 5. Nachtrag, der ſich auf die Ausichließung von Gelände an 
der Feldſtraße bezog, iſt wieder aufgehoben worden. 


6. Nachtrag. 

Auf Beihluß der Stadtverordnetenverfammlung vom 15. umd 
29. Oftober 1896 und mit Genehmigung Großherzoglichen Minijteriums 
des Innern vom 12. Januar 1897, zu Nr. M. d. J. 32541, üt 
folgender Nachtrag zu den Baufaßungen für Offenbah vom 27. Oftober 
1884 getroffen worden: 

Für diejenigen Gebiete, welche für die Bebauung mit freiftehenden 
Gebäuden vorgejchrieben iſt, gelten Folgende Bejtimmungen: 

1. Es dürfen dafelbft nur villenartige Wohnhäufer nebjt Zubehörungen, 
feine Fabrifgebäude, errichtet werden. 

2. Die Vorderhäufer müſſen mindeitens 5 m von der Straße und 
mindejteng 2 m von der Grundſtücksgrenze entfernt bleiben, während 
die Nebengebäude hinter den WVordergebäuden auf der Grenze er 
richtet werden dürfen. 

3. Doppelhäufer gelten als ein Gebäude, wenn fie fi) nach ihrer 
änßeren Ericheinung als ein übereinjtimmendes Ganze darjtellen, 
gemeinschaftlich zur Baugenehmigung eingereicht und gleichzeitig 
ausgeführt werden. 

4. Einſtöckige Häufer find zuläſſig, wenn ſie jonjt in ihrem Ausſehen 
nicht mißftändig ericheinen und vom Sodel an bis zur Dad)- 
gefimsoberfante mindejtend 5 m Hoch ſind. 

Diejer Nachtrag findet auf diejenigen Hofreiten, die auf der Nord: 
jeite der Franffurteritraße zwiichen der Ludwigſtraße und der Rödern— 
itraße bereit3 bebaut find, inſofern durch ihn gegenüber dem 4. Nachtrag 
zu den Baujaßungen eine Erjchwernis in der Bebauung diejer Grund: 
ſtücke jtattfinden würde, feine Anwendung, 

Offenbad, den 28. Januar 1807. 

Der Oberbürgermeiiter. 
Brink. 


7. Nachtrag. 

Auf Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung vom 3. November 
1898 und mit Genehmigung Großherzoglichen Ministeriums des Innern 
vom 28. Dezember 1898 zu Nr. M. d. 3. 30929 ift folgender Nad)- 
trag zu den Baufagungen für die Stadt Offenbach vom 27. Oktober 
1884 getroffen worden : 

Der im $ 1 des 2. Nachtrages zu den Baufakungen vom 11. Mai 
1887 auf 20 Mark für den Meter te" fegte Beitrag zum Kanalnepe 
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wird vom 1. Januar 1899 ab auf 25 Marf (= 12 Mk. 50 Pig. für 
den Meter einer Straßenjeite) erhöht. 
Dffenbad, den 10. Januar 1890. 
Der Oberbürgermeifter. 
Brink 


8. Nachtrag. 

Auf Beichluß der Stadtverordnetenverfanmlung vom 11. September 
und 9. Oftober 1902, nach Begutachtung durch den Kreisausſchuß und 
mit Genehmigung Großherzoglichen Minijteriums des Innern vom 
22. November 1902 zu Nr. M. d. J. 33527 ift folgender Nachtrag zu 
den Baujagungen für die Stadt Offenbach vom 27. Dftober 1884 ge- 
troffen worden: 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 

Auf dem von dem Wolfsiweg, dem Iſenburgring, den Buchrain- 
weg und der Landesgrenze umſchloſſenen Gelände dürfen nur freiftehende 
Gebäude errichtet werden. 

Jedoch ift am Buchrainweg (Nordfeite) und an der Südjeite der 
eriten nördlich des Buchrainwegs nad) Weiten ziehenden Querſtraße ge- 
jtattet, bei Bebauung mit freiltehenden Gebäuden dieſe unmittelbar an 
die Straßenfluchtlinie zu jtellen. 

Dffenbad, den 6. Januar 1903. 

Der Oberbürgermeilter. 
Brink 





9. Nachtrag. 

Auf Beſchluß der Stadtverordnetenverjammlung vom 26. Februar 
1903 und mit Genehmigung Großherzoglichen Ministeriums des Innern 
vom 21. April 1903, zu Nr. M. d. 3. 9399, iſt folgender Nachtrag 
zu den Baujagungen für die Stadt Offenbad) vom 27. DOftober 1884 
getroffen worden: 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 

Auf den beiden zwijchen Buchrainweg, äußerem Ring umd der erjten 
Baralleljtraße weitlich der Sprendlingerjtraße gelegenen Baublöden dirfen 
nur freiitehende Gebäude errichtet werden. 

Dffenbad, den 5. Mai 1903. 

Der Oberbürgermeijter. 
Brink 


10. Nadtrag. 

Auf Beichluß der Stadtverordnnetenverjammlung vom 26. März 
1903, nad) Begutachtung durch den Kreisausihuß und mit Genehmigung 
Großherzoglihen Miniiteriums des Innern vom 15. Mat 1903 zu 
Nr. M.d.%. 11216, ift folgender Nachtrag zu den Baufagungen für Die 
Stadt Offenbach vom 27. Dftober 1884 getroffen worden: 

Der in $ 2 des 2. Nachtrages zu den Baufagungen für den — 
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Fußwegherſtellung feitgejegte Betrag von 3 Mark wird hiermit vom 
1. April 1903 ab auf 4 Mark erhöht. 

Die Rüderftattung der Kojten für die Fußwegrandſteine, welche 
jeither nach den jedesmaligen Koften zu erftatten waren, joll fernerhin 
derart zur Erhebung fommen, daß für den laufenden Meter hödjitens 
7 Mark erhoben werden. 

Die Unterhaltung und Ausbefferungen der Fußwege, ſofern nicht 
Dritte infolge ihres Verſchuldens hierfür aufzukommen haben, bewirkt 
die Stadt auf ihre Kojften. 

Dffenbad, den 28. Mai 1903. 

Der Oberbürgermeijter. 
Brink. 


11. Nachtrag. 

Auf Beihluß der Stadtverordnetenverfammlung vom 2. Juli 1903, 
nad) Begutachtung durch den Kreisausihuß und mit Genehmigung 
Sroßherzoglichen Minifteriums des Innern vom 5. Oktober 1903, zu 
Nr. M. d. 3. 25628, ift folgender Nachtrag zu den Baufagıngen für 
die Stadt Offenbach vom 27. DOftober 1884 getroffen worden: 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
%.1: 

Ber Anlegung von Schaufenftern und Einrichtung von Läden in 
Gebäuden innerhalb eines Borgartens fann die Freilegung des Vor: 
gartens erfolgen, wenn das hierdurch zum Fußweg hinzufonmende Stüd 
Gelände unentgeltlih an die Stadt abgetreten wird und die Koſten der 
erjtmaligen durd die Stadt erfolgenden Fußwegbefeftigung auf dem ab- 
getretenen Gelände von dem Gejuchfteller getragen werden. Die frei- 
gelegte VBorgartenftrede einschließlich der Eingänge und Einfahrten, in 
der Baulinie gemefjen, darf jedoch nicht mehr als ein Drittel der 
Frontlänge des Grundftüces betragen. Die Einfriedigung der freige: 
legten Strede ift nad) der Straßenfluchtlinie zu abzurunden. 
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S F#7 
Mit Zuftimmung der Stadtverordnetenverfammlung kann der Vor— 
garten zur Benugung als Wirtſchaftsgarten widerruflich zugelafjen werden. 
Die hierzu benußte Fläche muß jedoch ftets in ſauberem Zuftande er- 
halten und mit Bäumen bepflanzt werden. 
ge « 


So. 

Die Beitimmungen dieſes Nachtrages finden feine Anwendung 
bei Straßen, für die Bebauung mit freiftehenden Gebäuden vor: 
geichrieben iſt. 

Dffenbad, den 15. Oftober 1903. 

Der Oberbürgermeifter. 
Brink. 


Baupolizei⸗Ordnung für die Stadt Offenbach a. M. 
Die nach der allgemeinen Bauordnung den polizeilichen Ordnungen 
in Bauſachen überlaſſenen Beſtimmung— Iden hierdurch folgender: 
maßen getroffen: 
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81. 

Sockel dürfen in der Negel höchſtens 0,10 m in die Straßenflucht 
vorjpringen. Ausnahmsweije kann ein Borjpringen des Sodels big zu 
15 cm geftattet werden. 

Architektoniſche Verzierungen, Geſimſe und dergleichen dürfen erſt 
auf einer Höhe von 2,25 m über dem Fußwege und in feiner größeren 
Ausladung als 1 m in den Luftraum der Straße Hineinragen. Bei 
geringerer Höhe dürfen diejelben höchitens eine Ausladung von 0,20 m 
erhalten. 

Aushängejchilder dürfen in die Straße überhaupt nicht vorjtehen. 

Zu Art. 30, Abſ. 5 der allgemeinen Bauordnung. 


8 2. 

Nah Außen aufichlagende FFenjterläden müſſen bei Neubauten mit 
ihrer Unterfante mindeſtens 2 m über dem Fußwege ſich befinden. 

Kellerfeniterläden find jo einzurichten, daß ſie den freien Verkehr 
nicht hemmen. 

Zu Art. 31, legter Ab. der allgemeinen Bauordnung. 
$ 3. 

Für auf beiden Seiten bebaubare Straßen von einer Breite big 
zu 8m ilt die zuläfjige größte Höhe der Vordergebäude auf 10 m, für 
Straßen von 8—12 m Breite auf 12 m bejtimmt. 

Bei Edhofreiten joll im Allgemeinen das Maß der breiteren 
Straße für die Höhe des Gebäudes bejtimmend fein, doc) fteht in 
jedem einzelnen Fall der Bürgermeifterei das Recht zu, Hier nur eine 
geringere Höhe zu geftatten, auch dieje jelbit bis zu dem für die 
Ichmäleren Straßen beitimmten Maß zu beichränfen. 

Bei Manjardendächern wird die Hälfte der Höhe des Manfarden- 
jtodes der Haushöhe zugerechnet. 

Zu Art. 32 der allgemeinen Bauordnung. 
S 4. 

Die unmittelbar an der Straße gelegenen Gebäude müfjen mit 
Dachkandeln und bis auf den Boden gehenden Abfallröhren verjehen 
jein, oder, wo das nicht der Fall iſt, innerhalb jehs Monaten nad) 
Inkrafttreten dieſer Baupolizeiordnung verjehen werden. 

Bei Neubauten und Umbauten von bejtehenden Gebäuden, jowie 
bei Umänderung des Fußweges it die Dachabwäſſerung in gemiügender 
Tiefe unter dem Boden bis in die beitehenden Kanäle und, wo jolche 
noch nicht bejtehen, bis zu deren Erbauung in die Gofjen zu leiten. 

Bei vorhandenen Hofreiten hat die jonftige Abwäſſerung derjelben, 
injofern ein Straßenfanal vorhanden it, oder demnächſt hergejtellt wird, 
innerhalb der oben bejtimmten Friſt Durch unterirdiiche Seitenfanäle zu 
geichehen. 

Bei allen diejen Abführungen von Waſſer oder anderen Flüſſig— 
feiten aus den Hofreiten in die Straßenfanäle find die von der Bürger: 
meiiterei jeweilig gegebenen Borjchriften zu befolgen. 
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Zu Urt. 33 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 5. 

Ausgüffe aus Küchen, Brennereien u. |. w. müſſen in ge- 
Ichlojjenen Röhren bis auf den Boden geführt werden. An den 
Straßenjeiten der Gebäude dürfen ſolche Ausgüfje überhaupt nicht an— 
gebracht werden. Auch bei älteren Gebäuden find ſolche Mipftände 
binnen 6 Monaten, vom Tag der Aufforderung dazu an gerechnet, zu 
befeitigen. 

Zu Art. 35 der u Bauordnung. 


Alle nah der Straße zu hie öffnende Winkel (Reule), welche 
eine geringere Breite an der Straßenflucht, als 2 m bejigen, find durch 
eine mindejten® 3 m hohe, majlive und mit der nötigen Abdeckung ver— 
jehene Dauer gegen die Straße abzujchliegen. In diefer Mauer iſt eine 
Tür anzubringen, wenn der Winfel nur von der Straßenjeite aus zu= 
gängig iſt. Regenwaſſer fann eingeleitet werden, wenn dasjelbe noch 
innerhalb des Winkels unterirdiich in Kanäle abgeführt wird. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 7. 

Hinter den Vorderhäufern dürfen nur in einer Entfernung von 
5 m Gebäude errichtet werden, joweit nicht Seitengebäude, jogenannte 
Flügelbauten, in Verbindung mit dem Borderhaus errichtet find oder 
werden und Die geringere Tiefe des Bauplatzes nicht eine Abweichung 
hiervon ftatthaft ericheinen läßt. Für Hinter» oder Seitengebäude, in 
welchen feuergefährliche Maſſen lagern, oder in welchen ein feuer: 
gefährliches Gewerbe betrieben wird, kaun ein noch größerer freier Hof- 
raum vorgeichrieben werden. 

S8. 

Abtrittsgruben müjjen bei jeder neuen Anlage, Veränderung oder 
Ausbeſſerung mit der Inneukante mindeſtens 0,90 m im Lichten von 
der nachbarlichen Grenze entfernt angelegt und wafjerdicht hergeitellt 
werden. Die Stärke der Umfafjungswände der Grube muß, wenn die— 
jelben ganz in Zement gemauert werden, mindejten® 0,40 m, wenn nur 
die Futtermauer in Zement aufgeführt wird, mindejtens 0,50 m betragen. 
Der Boden hat aus mindeitens 3 Schichten Flach gelegten Baditeinen, 
wovon mindejtens eine in Zement gelegt ift, zu beftehen und die inneren 
Wände einer jolchen Grube find mit Zement zu verpußen. Die Grube 
it mit Zementmauerwert zu überwölben und mit einer durch gut 
ſchließende Dedel geichlofjenen Einfteigöffnung zu verjehen. Abzugsröhren 
jollen nad) Möglichkeit angebracht werden. 

Bei Anlegung, Veränderung oder Ausbejjerung von Miſt- und 
Dungjftätten iſt die Sehle ſowie jede Seite derſelben hinter den Um— 
faſſungsmauern mit Lett in einer Stärke von mindeſtens 0,25 m aus— 
zuftampfen und der Boden derſelben mit Pflaster von Bafaltfteinen 
zu verjehen. 

Die Entwäfjerung der Hofreiten, jowie Ableitung von Brunnen, 
Dachrinnen oder Waflerfteinen in die Aborte oder Dunggruben ijt ver- 
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boten, ebenjo ift die Aufftellung von Wbtritten auf Mift- oder Dung- 
jtätten unterjagt, fofern diejelben nicht nach der Vorſchrift für Ubtritts- 
gruben ausgeführt find. 
Die Anwendung des Tonnenjyitems ftatt gemauerter Gruben fann 
unter Beobachtung Hierauf bezüglicher Vorſchriften gejtattet werden. 
Abgänge aus Dunggruben in das Kanalnetz find verboten. 
9 


Gegrabene Brunnen, welche die Nachbarn nicht gemeinſchaftlich 
herſtellen, müſſen wenigſtens 1 m von der nachbarlichen Grenze entfernt 
bleiben. 

Zu Art. 37, Abf. 3 der allgemeinen Bauordnung. 

$ 10. 

Bei der Bebauung neuer Hofreiten, Aufführung neuer, jowie der 
Vergrößerung vorhandener Gebäude in bejtehenden Hofreiten muß ein 
Raum von mindeſtens 25 qm Fläche vollftändig unbebaut bleiben. 

Zu Urt. 39 der allgemeinen Bauordnung. 
8 11. 

Hofreiten und von denjelben aus benutzte und mit ihnen räumlich 
verbundene Hofpläge und Gärten müffen an den nicht bebauten Teilen 
der Straßenflucht entweder mit einer 1,75—2,50 m hohen Mauer oder 
mit einem ebenjo hohen eijernen Stafet auf Mauerjodeln eingefriedigt 
werden, injofern für einzelne Straßen nicht Ausnahmen von der Bürger: 
meijterei gejtattet werden. 

Sonſtige an einer bereit3 eröffneten Straße gelegenen noch freien 
Grundſtücke find gegen die Straße hin einzufriedigen. Ueber die Zu- 
läjfigfeit der Art und Weife der Einfriedigung hat die Bürgermeifterei 
zu entjcheiden. Hierbei ijt, jofern der Fußweg höher liegt als das 
daneben liegende Grundjtüd, bi8 zur Höhe des Fußweges für die Ein- 
friedigung ein gemauerter Sodel herzujtellen. 

Ebenjo liegt die ordnungsmäßige Unterhaltung der Einfriedigung 
den Beſitzern nad) Anordnung der Bürgermeiſterei ob. 

8 12. 

Bebaute Hofreiten find gleichzeitig mit ihrer Errihtung nad) der 
Straße zu mit Mauern oder eifernen Stafeten auf Steinjfodel einzu: 
friedigen. Vorgärten wie überhaupt Hofreiten mit zurüdgejeßten Ge— 
bäuden dürfen nicht mit gejchlofienen Mauern eingefriedigt werden. 
Darunter ijt auch die Einfriedigung der zur Hofreite gehörigen Hof- 
räume und Gärten veritanden. 

Zu Art. 56 der allgemeinen Bauordnung. 
13. 

Die Bedahung mit anderem als feuerjicherem Material darf nur 
bei Hintergebäuden und nur unter der Vorausſetzung Itattfinden, daß 
diejelben mindejtens 5 m von anderen Gebäuden entfernt jtehen und feine 
Feuerungs-Anlagen enthalten. 

Zu Urt. 57 der allgemeinen Bauordnung. 


8 14. 
Bei mit Schiefer oder Zink gededten Gebäuden, welche "en 
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Straße ftehen oder ihren Dachfall gegen diejelbe Haben, jind Schnee- 
Idugvorrichtungen an den Dächern anzubringen, auch kann die An— 
bringung von Schugbrettern an den Dächern verlangt werden, jobald 
die Neigung der Dachfläche 25° bei 90 iger Einteilung überfteigt. 
Zu Art. 60 der allgemeinen Bauordnung. 
15. 

Bewohnte Gebäude von größerer Ausdehnung müſſen jo viele durch 
die ganze Höhe der Gebäude reichende Treppen erhalten, daß fein be: 
wohnter Raum mehr wie 16 m von einer Treppe entfernt zu liegen 
fommt. Bei Wohngebäuden jollen die Läufe der Haupttreppe nicht unter 
1,10 m Breite angelegt werden. 

In Gebäuden, welche vier und mehr bewohnte Stodwerfe über 
einander haben, jowie in Wohngebäuden, für welche wegen ihrer Aus- 
dehnung mehr als eine Treppe vorgejchrieben ift, muß mindeftens eine 
diefer Treppen feuerficher (d. 5. zwilchen maifiven bis zur Dede 
reichenden Wänden) errichtet und mit verjchalten, verrohrten und ge- 
tünchten Läufen und Podeſten verjehen jein. 

In jedem bewohnten Haufe Hat mindeltens eine Treppe bis zu 
dem Dachboden, wenn derjelbe noch beziehbar iſt, zu führen. 

Es bleibt vorbehalten, je nach Lage, Größe und Belchaffenheit 
eines zu errichtenden Wohngebäudes vder eines Gebäudes, welches zeit- 
weile viele Menjchen aufzunehmen hat, fenerjichere und auch unverbrenn— 
fiche, d. 5. ganz in unverbrennlichem Material ausgeführte Treppen, 
jowie deren Größe und Anordnung vorzufchreiben, und die Zahl, Größe 
und Anordnung der Ausgänge zu beftimmen. 

8 16. 

Die Zugänge der bewohnten Räume zu den Haupttreppen jollen 
nicht unter 1,4 m Breite erhalten und find durch Deden und Wand: 
verpuß moͤglichſt feuerſicher —— 


Hat eine Haupttreppe EN — Ausgang nach der 
Straße, ſondern nur nach dem Hofraum, jo darf auf mindeſtens 5 m 
Entfernung von diefem Ausgang fein Hauptgebäude errichtet werden. 

Bu Art. 61 der BELHEBEFIREN Bauordnung. 
8 18. 

Wohnungen in zum Teil unter der Erde befindlichen Räumen find 

verboten. 
s 19. 

In MWohnhäufern dürfen Keller nicht tiefer als 50 em über der 
Sohle des vor der Hofreite befindlichen oder noch zu erbauenden Straßen- 
fanal3 angelegt werden. Ausnahmen jind nur dann jtatthaft, wenn 
Boden und Umfangswände der Kellerräume bis über den höchſten Grund: 
waſſerſtand hergeitellt werden. 

8 20. 

Auch bezüglich der Heritellung oder wejentlichen Veränderung von 
baufichen Anlagen der im Art. 134 des Poltzeigejeßbuches bezeichneten 
Urt, jowie der im Art. 23 der allgemeinen Bauordnung weiter an: 


er 
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geführten Bauten ift Anzeige zu erjtatten und, jofern fie an eine öffent- 
lihe Straße zu liegen fommen, Genehmigung einzuholen. 

Dffenbad, den 27. Juni 1884. 

Der Bürgermeijter. 
Brint. 

Dieſe Baupolizeiordnung ift durch die Verfügung Großherzoglichen 
Minifteriums des Innern und der Juſtiz vom 24. Oftober 1884 zu 
Nr. 24629 genehmigt worden. 

Dffenbad, den 27. Dftober 1884. 

Brink. 


Radyteäge zur Baupoligei Ordnuns für Die Stadt 
Offenbach a. M. 


1. Nadtrag. 

Auf Grund des Art. 30, letzter Abſatz der allgemeinen Bau— 
ordnung, wird nach Anhörung der Stadtverordnetenverjammlung mit 
Genehmigung Grofherzoglichen Minifteriums des Innern und der Juſtiz 
vom 18. November 1886 zu Nr. M. d. 3. 26117 hierdurch folgendes 
angeordnet: 

In die Straßenflucht vorfpringende Fenjtergitter, Kettenfteine und 
Ketten, Abweisiteine, jofern dieſe nicht auch im die Tore einfpringen, 
Säulen, Freitreppen, SKellerhälfe und ähnliche Vorrichtungen find zu 
befeitigen, fofern der Gebrauch der Straßen und öffentlichen Plätze da- 
durch beeinträchtigt wird und die Abänderung nicht mit unverhältnis- 
mäßigen Opfern für die Eigentümer verbunden ill. 

Dffenbad, den 24. November 1886. 

Der Bürgermeiter. 
Brink. 


2. Nachtrag. 

Die Borichrift im 8 10 der Baupolizeiordnung vom 27. Dftober 
1884 wird nad) Anhörung der Stadtverordnetenverfammlung mit Ge— 
nehmigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern vom 25. Februar 
1897 zu Nr. M. d. 3. 4204 aufgehoben und durch folgende Be— 
jtimmungen erjeßt: 

Mindeſtens ein zujammenhängendes Viertel der Gejamtfläche eines 
jeden innerhalb des Bebauungsplanes liegenden Bauplatzes joll unbebaut 
bleiben. Bei Häufern, welche mehr als drei Stodwerfe und einen Knie— 
ſtock von über 1,25 m haben, follen mindeſtens drei Achtel der Gejamt- 
fläche des Bauplaßes unbebaut bleiben. 

Auf bebauten Grundſtücken mit Höfen von geringerem Flächen- 
inhalte darf im Falle des Neubaues oder Umbaues die frühere Größe 
des Hofes unter der Bedingung beibehalten werden, daß die Hofſeite 
der Neubauten die bisherigen Höhenmaße nicht überjchreitet. Eine Ver— 
fleinerung jolcher Hofräume unter die bisherige Größe ijt unzuläjlig. 

Ber zum Wohnen bejtimmten Hinterhäufern, einſchließlich 








7 


ſogenannten Flügelbauten, ſoll vor deren Hauptfront eine Fläche d 
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Baugrundftüds unbebaut bleiben in einer Tiefe von drei Vierteln der 
bi8 zur Dachtraufe gerechneten Höhe des Gebäudes. Unbewohnbare 
Gebäude von nicht mehr als einem Stockwerk find jedoch zuläjfig. 

Zwiſchen auf demjelben Grumdftüde zu erbauenden gegemüber- 
Itehenden Gebäuden muß ein freier Abftand von mindejtens 5 m liegen. 

Offenbach, den 20. Oftober 1897. 

Der Oberbürgermeifter. 
Brink. 


3. Nachtrag. 

Nach Anhörung der Stadtverordnetenverſammlung und mit Ge— 
nehmigung Großherzoglichen Miniſteriums des Innern vom 7. September 
1898 zu Nr. M. d. J. 20786 erhält der zweite Nachtrag zur Bau— 
polizeiordnung am Schluſſe den folgenden Zuſatz: 

Es bleibt jedoch der Stadtverordnetenverſammlung vorbehalten, bei 
gewerblichen Anlagen eine Ausnahme von dieſer Beſtimmung eintreten 
zu laſſen. 

Offenbach, den 13. September 1898. 

Der Oberbürgermeiſter. 
Brink. 


4. Nachtrag. 

Nach Anhörung der Stadtverordnetenverſammlung und mit Ge— 
nehmigung Großherzoglichen Miniſteriums des Innern vom 18. Oktober 
1901 zu Nr. M. d. J. 31007 wird der erſte Satz des zweiten Abſatzes 
des $ 11 der Baupolizeiordnung für die Stadt Offenbach) vom 27. Oktober 
1884 wie folgt abgeändert: 

„Sonftige an einer bereits eröffneten Straße gelegenen noch 
freien Grundftüce find, jobald es die Bürgermeifterei für nötig er- 
achtet, auf Anforderung der Bürgermeifterei gegen die Straße hin ein- 
zufriedigen. “ 

Dffenbad, den 25. Oftober 1901. 

Großherzogliche Bürgermeifterei. 
Baupolizei: Walter. 


5. Nachtrag. 

Nach Anhörung der Stadtverordnetenverlammlung, mit Zujtimmung 
des Kreisausschujfes und mit Genehmigung Großherzoglichen Minifteriums 
des Innern vom 20. Mai 1903, zu Nr. M. d. J. 11992, wird 
folgendes angeordnet: 

Zu Art. 78 der allgemeinen Bauordnung. Zu S 102 der 
Yusführungsperordnung. 

Für die baupolizeiliche Aufficht über die Bauausführungen find 

von dem Bauherrn nachfolgende Zahlungen an die Stadtkafje zu leisten: 
I. Für ein Wohngebäude, einen jonftigen Neubau oder eine Haupt: 
veränderung mit einer Feuerungsanlage: 1 Mark für je Taufend 

Markt Bauwert, mindeftens 5 Mark und nicht über 50 Mark. 
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2. Für einen Neubau oder eine Hauptveränderung ohne Feuerungs— 
anlage: 1 Mark für je Tauſend Mark Bauwert, mindeftens 3 Marf 
und nicht über 40 Mark. 

3. Für andere genehmigungspflichtige Bauten diejelben Gebühren 
wie unter 2. 

4. Für genehmigungspflichtige Bauten jeder Art unter Taujend Marf 
Baumwert: 3 Marf. 

Die Zahlung der Gebühren hat bei Aushändigung der Bau— 
genehmigung zu erfolgen. 

Kommt ein genehmigtes Bauwerk nicht zur Ausführung, jo iſt der 
Bauherr berechtigt, die Gebühren zurüd zu verlangen, fall® dies vor 
dem Erlöjchen der Genehmigung nad) Art. 74 der allgemeinen Bau— 
ordnung geichieht. 

Dffenbad, den 2. Juni 1908. 

Bürgermeijterei, Baupolizei. 
Walter. 


6. Nadhtrag. 

Nach Anhörung der Stadtverordnetenverjammlung, mit Zuftimmung 
des Kreisausſchuſſes und mit Genehmigung Großherzoglichen Miniſteriums 
des Innern vom 21. März 1905, zu Nr. M. d. J. 7392, wird der 
erite Abjak des $ 3 der Baupolizeiordnung vom 27. Oftober 1884, wie 
folgt, geändert: 

„Für auf beiden Seiten bebaubare Straßen von einer Breite bis 
zu 5 m ift die zuläjlige größte Höhe der Vordergebäude auf 7,50 m; 
für Straßen über 5 m bis 8 m Breite auf 10 m und für folche über 
8 m big 10 m Breite auf 12 m bejtimmt.“ 

Offenbach, den 17. April 1905. 

Bürgermeijterei, Baupolizet. 
Walter, Beigeordneter. 





7. Nachtrag. 


Nach Anhörung der Stadtverordnetenverfammlung, mit Zuftimmung 
de3 Kreisausſchuſſes und mit Genehmigung Großherzoglichen Minifteriums 
des Innern vom 23. Mat 1905, zu Nr. M. d. 3. 11608, erhält der 
erite Abſatz des 2. Nachtrages zur Baupolizeiordnung folgenden Zuſatz: 

„Bei Edhofreiten mit einer Bauplakgröße von weniger al3 500 qm 
muß mindeftens ein zujanmenhängendes Sechſtel der Gejamtfläche des 
Bauplatzes unbebaut bleiben, und bei Häufern, welche mehr als drei 
Stodwerfe und einen Knieſtock von über 1,25 m Höhe haben, muß mindeſtens 
ein zufammenhängendes Biertel der Gejamtfläche unbebaut bleiben.“ 

Dffenbad, den 1. Auguft 1905. 

Nürgermeifterei, Baupolizei. 


Walter, Beigeordneter. En 
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Polizeiverordnung für Die Stadt Offenbadh a. M. 

zur Verhütung von Unfällen bei baulichen Arbeiten. 

Auf Grund des Art. 56, Abjah 2, Ziffer 1 des Geſetzes vom 
13. Juni 1874, betr. die Städteordnung für das Großherzogtum Heilen, 
jowie der Art. 2 u. 28 des Gejepes vom 30. April 1881, betr. die allgemeine 
Bauordnung wird nad) Anhörung der Stadtverordnetenverjammlung der 
Stadt Offenbad) und mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern 
vom 4. April 1898 zu Nr. M. d. 3. 7424 im Anſchluß an die Bau- 
polizeiordnung für die Stadt Dffenbad a. M. vom 27. Dftober 1884 
nachjtehende Polizeiverordnung für die Stadt Offenbach erlafjen: 

Allgemeine?. 
8 1. 

Mit der Ausführung von Bau-, Erd- oder AbbruchSarbeiten darf 
nicht eher begonnen werden, als bis die zur Sicherheit der Arbeiter er- 
forderlichen Einrichtungen und Gerüfte nad) Maßgabe der nachfolgenden 
Beitimmungen hergejtellt worden find. 


8 2. 

Alle zur Herftellung und Bedienung von Gerüſten benußten 
Materialien und Werkzeuge müſſen von guter und zwedentiprechender 
Beichaffenheit jein; imsbejondere müſſen alle Rüſthölzer, Stangen, 
Streihen und Bretter aus gejundem Holz beitehen und alle Gerät- 
ihaften, Majchinen und fonjtiges Zubehör, wie Seile, Klammern, Binde- 
zeug u. ſ. w., in gutem, gebrauchsfähigem Zuftande jich befinden. 

Gerüjte, Bauzäune und Shukdäder. 
83 


Sämtliche Gerüfte find nad) fahmännischen Grundjägen dem jedes- 
maligen Zwed entjprechend jo herzujtellen und dauernd zu unterhalten, 
daß die betreffenden Arbeitsausführungen mit Sicherheit vorgenommen 
werden fünnen. 

Insbejondere find folgende VBorjchriften zu beachten: 

1. Sämtliche Gerüfte dürfen nur joweit belaftet werden, als deren 
Tragfähigkeit es gejtattet. 

2. Zum Aufziehen einer Laſt von größerem Gewicht ald 2000 kg 
dürfen nur regelrecht gezimmerte, in den Verbindungen, die auf Zug im 
Anſpruch genommen werden, mit eifernen Schraubenbolzen befeftigte Ge- 
rüfte verwendet werden, injofern nicht die Baupolizeibehörde im bejonderen 
Falle eine Ausnahme gejtattet. 

3. Abgeiehen von der Vorſchrift zu 2 find für alle übrigen Bau— 
arbeiten auch Gerüfte zuläjlig, welche aus bearbeitetem oder unbearbeitetem, 
mittelft Klammern aneinander befejtigtem Rüſtholze beſtehen (jogenannte 
Klammergerüfte). Die Rüftbäume follen in der Regel nicht mehr ala 
4 m von einander abitehen; diejelben dürfen micht in den befeitigten 
Straßenbelag eingelaffen werden, jondern find in anderer Weije auf ge 
eigneten Unterlagen ficher zu befeitigen. 

Die Gerüfte find gegen Berjchiebungen und Senkungen gefichert 
und feftverbunden herzuftellen. 
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Die Gerüftbretter müfjen ihrer Belaftung entiprechend, jedoch nicht 
unter 3,5 cm jtarf fein. Sofern zwei oder mehr Bretter nebeneinander 
erforderlich find, müſſen jte dicht aneinander und an den Hirnenden mit 
angemefjener Ueberdeckung verlegt werden, damit das Durchfallen des 
Baumaterial verhindert wird, und die Bretter nicht auffippen oder 
ausweichen fünnen. Werden auf dem Gerüft Materialien gelagert, fo 
it an der Außenjeite des Brettergangs dicht anschließend ein Bordbrett 
hochkantig anzubringen umd-zu befejtigen. 

Bei Mauergerüften muß jeder zur Arbeit benugte Rüftgang, mit 
Ausnahme der zum Material-Transport benußgten Deffnungen, bi an 
die inneren Rüftbäume, oder in Ermangelung legterer möglichft dicht an 
die Mauer heran mit Brettern zugelegt und jowohl an der Außenfeite, 
al3 an den Kopfjeiten dicht ichließend mit einem Bordbrett und mit 
einer jicheren Rückſtange verjehen jein; für Verbindungsgänge und 
Brüden zwijchen ſolchen Gerüſten find die Bretterabdeckung und die 
Bordbretter in gleicher Weiſe herzujtellen. 

Ber Weißbindergerüften jollen die einzelnen Gerüjtgänge in der 
Regel nicht mehr als 2 m übereinander liegen und müſſen mit einer 
jicheren Rückſtange verjehen fein. Weißbindergerüfte dürfen an Regen— 
abjallrohren und Bligableitern nicht befejtigt werden. 

4. Zur Sicherung der Dachdederarbeiten muß entweder das vor: 
handene Baugerüft auf dem oberjten Gerüftgang, und zwar, joweit es 
das vorhandene Gerüſt gejtattet, nicht tiefer al® 1 m unter dem Haupt- 
geſims, in der ganzen Breite mit Brettern dichtichliegend abgededt und 
an der Außenjeite mit einer mindejtens 60 cm hohen Borwand verjehen, 
oder e3 müfjen anderweitige, nad) dem Urteil der Baupolizeibehörde ge- 
nügende Vorkehrungen hergejtellt werden. 

5. Hebelgerüjte (jogen. fliegende Gerüfte) dürfen mit Baumaterial 
in größerem Maße nicht belegt werden; fie müſſen im Innern der Ge- 
bäude ficher befejtigt und an den Mußenfeiten mit einer, mindefteng 
35 em hohen Borwand verfjehen jein. 

6. Hänge: (Rahmen) Gerüjte find nur für fleinere Dachdeder-, 
Spengler» und Weigbinder-AUrbeiten, für andere Arbeiten nur mit be- 
jonderer Genehmigung der Baupolizeibehörde zuläjlig; dieje Gerüfte find 
an der Außen- und Innenſeite mit einer ficheren Rüdftange einzufaffen. 

7. Mauerjtuhlgerüjte find auf ihrer ganzen benugbaren Fläche mit 
Brettern zu bededen und an ihrer Hinterjeite durch Bretter, welche auf 
ihräg herausſtehenden Latten befeftigt jind, zu fichern. 

8. Gerüfte, die längere Zeit in Benugung ftehen, müfjen in an 
gemefjenen Zeitabjchnitten, jedoch mindeitens alle 6 Wochen, auf ihre 
Haltbarkeit geprüft werden. 

9. Es bleibt vorbehalten, in bejonderen Fällen die Herjtellung be- 
jonderer Baugerüfte baupolizeilich anzuordnen. 


Ss 4. 
1. Bei jedem Neu-, An- oder Umbau und ebenjo bei jedem Ab— 
bruch, welcher eine Yufgrabung an der Straße, oder ein VBortreten von 
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Baugerüften auf das Straßenterrain erfordert, ift der Bauplatz gegen 
die Straße mit einem Bauzaun abzujchliegen. 

2. Ber Bauten, deren Baugerüfte in die Straße vortreten, ebenio 
bei Abbruchsarbeiten auf der Straße ift auf der ganzen Gebäudelänge 
an der Straße in Höhe von 3,50 m über dem Bürgerfteig ein Schub- 
dad) anzubringen, welches das Herabfallen von Gegenftänden zu ver: 
hindern geeignet ift. Dieſes Schutzdach muß aus mindejtens 3,5 cm 
jtarfen Brettern mit Ueberdedung hergeſtellt und in der Richtung auf 
die Bauftelle abwärts geneigt werden; es muß über die größte Breite 
de3 Gerüftes mindeftens 1 m vortreten und, wenn fein Gerüſt vor- 
handen, eine Breite von 2 m erhalten. Fr Weißbindergerüfte genügt 
die Verwendung von 2 cm Starken Brettern ohne Ueberdedung. 

Für bejondere Fälle bleibt der Baupolizeibehörde die Anordnung 
weitergehender Schußvorfehrungen vorbehalten. 

5 


Veränderungen an Gerüſten aller Art dürfen nur im Auftrage des 
Eigentümers derſelben vorgenommen werden; das Betreten der Rück— 
ſtangen und der Schutzdächer an Weißbindergerüſten iſt verboten. 

Leitern, Nottreppen und Oeffnungen. 


56. 

1. Freiſtehende Leitern dürfen zu Bauarbeiten, abgeſehen von Ab— 
ſprießungen, nur bis zu einer — von nicht mehr als 8 m benußt 
werden. Leitern dürfen auf Gerüjten nur auf einer Unterlage von zwei 
übereinandergelegten, mindejtens je 3,5 cm jtarfen Brettern aufgejtellt 
werden. 

2. Die Bäume und Sprojjen aller zur Bauausführung benußter 
Holzleitern müſſen aus gejundem, nicht überjpänigem Holz ohne große 
Aeſte bejtehen und nach ihrer Aufitellung jo befeftigt werden, daß fie 
weder unten abrutjchen, noch oben überjchlagen fünnen. 

3. Die Leitern müſſen, jenfrecht gemefjen, mindejten® 1 m über 
den Austritt hervorragen und bei größerer Länge gegen Durchbiegen 
und jeitlichesg Schwanfen feit abgejteift werden. 

4. Die Leitergänge jollen, wo dies irgend möglich iſt, jo angelegt 
werden, daß die von einer Zeiter herabfallenden Gegenitände den darunter 
liegenden Leitergang nicht treffen fünnen. 

5. Für jeden Neubau, injofern nicht im bejonderen Fall von 
der Baupolizeibehörde eine Ausnahme geftattet wird, muß eine jichere 
Nottreppe mit feſten Geländern angebracht werden, XQireppenpopdeite 
find mit tragfähigen Brettern auf genügenden Unterlagen dihtichliegend 
abzudeden. 

6. Sobald in einem Neu-, Um- oder Anbau eine Balfenlage 
verlegt ift, muß dieſelbe an allen, zur Arbeit oder zum Verkehr 
dienenden Stellen mit mindeften® 50 cm breiten Brettergängen ver: 
jehen werden. Dieje Brettergänge find folange zu erhalten, bis bie 
betr. Balfenlage der nachfolgenden Beitimmung gemäß dichtjchliegend mit 
Brettern überdedt ift, oder die Balfengefahe ausgeitaft oder ander⸗ 


weitig ausgefüllt find. f \ 
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Nach Aufbringung der zweiten und jeder folgenden Balfenlage ift 
die unter der jeweilig oberjten liegende Balfenlage dichtſchließend mit 
Brettern zu überdeden. 

Die Ueberdedung der jemweilig zweitoberjten Balfenlage ift bis zur 
erfolgten Rohbau-Abnahme zu erhalten. 

7. Bis zur Aufjtellung der Treppen find Deffnungen für die— 
jelben und fonftige Oeffnungen wie Lichtihächte, Aufzüge u. ſ. w. in 
den Baltenlagen oder Gewölbededen, jowie Kalfgruben und andere 
Bertiefungen auf der Bauftelle mit Hinreichend ficherer Einfriedigung 
zu verfehen oder mit Brettern fejt zuzudeden. Alle derartigen 
Deffnungen im Innern des Baued und in den Gerüften find, ſoweit 
nicht im bejonderen Falle von der Baupolizeibehörde eine Ausnahme 
gestattet wird, an den Rändern mit Schugbrettern einzufaffen, deren 
Oberkante die Gebälflage um mindeftens 15 cm überragt. 


Abbruchs-Arbeiten. 
7 


8 7: 

Beim Abbrud) von Gebäuden darf ein Umwerfen ganzer Wände, 
Scornfteine u. ſ. w. nur unter fahmännischer Aufficht ftattfinden ; 
e3 ift verboten, Arbeiter jo zu bejchäftigen, daß diefelben übereinander 
jtehen. 

Erd- und Fundamentierung3= Arbeiten. 


8 8. 

1. Gräben, Baugruben u. j. w. miüfjen genügende Böſchung haben 
oder gut abgejteift werden. 

2. Neben vorhandenen Bauten find die neuen Fundamente und 
bejonders der dazu nötige Bodenaushub ſtückweiſe auszuführen, wenn 
die Nachbargebäude weniger tief al3 der Neubau fundamentiert find. 


Yufzug-Arbeiten. 
9 


89. 

1. Während der Aufbringung von Balken, Dachverbandhölzern und 
anderen Baumaterialien hat jede Beichäftigung unter der Arbeitsjtelle zu 
ruhen, wenn nicht bejondere Schugmaßregeln eine Ausnahme geftatten. 

2. Wenn unter einer Arbeitsftelle eine Aufzugwinde verwendet 
wird, jo müſſen die an der Winde bejchäftigten Arbeiter durch ein 
Schutzdach gefichert werden. 

Dahdeder-Arbeiten. 
Ss 10. 

1. Bei Ausführung von Dacjarbeiten und bei Reparatur von 
Glasdächern müſſen Sicherheitsgürtel und die dazu erforderlichen ftarfen 
Leinen auf der Bauftelle vorhanden jein. 

2. Bei Neueindedung eines Glasdaches muß unter leßerem, wenn 
die Höhe über dem Boden mehr als 6 m beträgt, ein mit Brettern feit 
abgededtes Gerüft aufgejtellt werden. 
Mustrodnen der Bauten. 

El. 
jener Kofsfürbe, jowie überhaupt das Ui 
19 
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halten offener Koksfeuer in Bauten, in welchen gearbeitet wird, iſt 
während der Arbeitszeit unzuläffig. 

2. Ausnahmen fünnen von der Baupolizeibehörde nur dann ge- 
währt werden, wenn durch das Aufjtellen der Kokskörbe gejundheitliche 
Gefahren für die Arbeiter nicht zu befürchten find. 

Arbeitsbeleudtung. 
8 12. 

Die Baujtelle und namentlich die Zugänge zu derjelben müſſen 
bei mangelndem Tageslicht jo lange beleuchtet fein, als im Bau oder 
auf der Bauftelle Arbeiter bejchäftigt find. 


Haftbarfeit. 
8 13. 

Der jeweilige Arbeitgeber oder Werfmeijter, in Ermangelung eines 
ſolchen die Arbeiter ſelbſt, find für die Einhaltung obiger Vorjchriften 
verantwortlid). 

Kundgebung. 
14. 

Diefe Verordnung ift auf jeder Bauftelle an geeigneter, bequem 
zugänglicher Stelle auszuhängen; der Aushang muß jtet3 deutlich lesbar 
erhalten werden. 


Strafen und Zwangsmaßregeln. 
$ 15. 
Auf Zumiderhandlungen gegen obige Vorjchriften finden die Be 
ftimmungen des Art. 80 der allgemeinen Bauordnung Anwendung. 
Außerdem ift bei Nichteinhaltung obiger Vorjchriften die Bau- 
polizeibehörde auf Grund des Art. 56 der Städteordnung befugt, die 
Weiterführung der betreffenden Bauarbeiten oder die Benutzung der 
unvorjchriftsmäßigen Gerüfte, Gerätichaften und Einrichtungen zu ver 
bieten, oder die betreffenden Arbeitgeber zur Bornahme der vorgejchriebenen 
Einrichtungen und Maßnahmen oder Bejeitigung der unzuläſſigen Ein— 
richtungen im Zwangswege anzubalten. 
Ss 16. 
Wenn nach dem Urteil des vevidierenden Baupolizeibeamten Gefahr 
im Berzuge jteht, jo iſt dieſer berechtigt, die jofortige Einftellung der 
baulichen Arbeiten bis auf weiteres jelbitändig anzuordnen, oder jonjtige 
notwendige Maßnahmen zur Abwendung der Gefahr zu treffen. 
Die Arbeitgeber und Arbeiter jind bei den in $ 15 fejtgejegten 
Strafen verpflichtet, diefen Anordnungen Folge zu leiften. 
Megen der endgültigen Regelung hat der Beamte binnen 24 Stunden 
die Entjcheidung der Baupoflizeibehörde herbeizuführen. 
Dffenbadh, den 16. April 1898. 
Der Oberbürgermeifter, 
Brink, 
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Volizeiverorpnung für Die Stadt Offenbad) a. M., 
betreffend die Anlegung und Unterhaltung von Unterkunftsräumen und 
Aborten auf Bauftellen. 

Nach Anhörung der Stadtverordnetenverjammlung wird mit Ge— 
nehmigung Großherzoglichen Minijteriums des Innern vom 5. Dezember 
1898 zu Nr. M. d. J. 28540 folgendes bejtimmt: 

81. 

Zur Unterkunft für die an Neu-, Ans und Umbauten bejchäftigten 
Arbeiter bei ungünftiger Witterung und während der Ruhezeiten müfjen 
auf der Baujtelle oder in deren unmittelbarer Umgebung mindejteng bis 
zur Fertigjtellung des Rohbaues ein oder mehrere im Mittel mindefteng 
2,20 m im Lichten Hohe, mit Wänden umjchloffene und mit Dad) oder 
mit Dede verjehene Räume zur Verfügung ftehen, deren Grundfläche 
derart bemefjen jein muß, daß auf jeden bei Beginn des Baues an 
demfelben bejchäftigten Maurer oder Taglühner eine Fläche von min- 
deitens 0,75 m entfällt. 

Der betreffende Raum muß einen gedielten Fußboden haben und 
in der Zeit vom 15. Oftober bis 15. März heizbar fein. 

Bauftoffe irgend welcher Art dürfen in diefem Naum nicht ge- 
lagert werden. & 

S 2. 


Bei jedem Neu-, An- oder Umbau müjjen auf der Bauftelle oder 
in deren unmittelbarer Umgebung ein oder mehrere Aborte vorhanden 
jein und zwar für je 30 der bei Beginn des Baues an ihm bejchäftigten 
Maurer und Taglöhner je ein Abort. 

Die Abortgebäude müſſen derart eingerichtet fein, daß man im Die 
Aborte weder von der Arbeitzjtelle, nocd; von der Straße oder von den 
Fenſtern der Nachbargebäude Hineinjehen kann. Erforderlichen Falles 
jind vor den Türen Blenden anzubringen. 


8 3. 

Für die vorübergehend hHergeftellten Aborte dürfen feine durch- 
fäjligen Gruben angelegt, jondern es müſſen wafjerdichte Tonnen, welche 
nach Bedarf rechtzeitig fortzujchaffen und durch leere, mittelit Kalk: 
anſtrichs desinftzierte Tonnen zu erjegen jind, aufgejtellt werden, Diefe 
Tonnen find durd Sit: und Stoßbretter zu verdeden. Der Anhalt 
der Tonnen ift in eine Dunggrube zu entleeren oder auf das Feld 
zu verbringen und dort unterzugraben. Bei freier, von Wohn- 
gebäuden entfernter Lage der Baujtellen außerhalb der Stadt kann von 
der Bolizeibehörde ausnahmsweiſe die Herjtellung einer Erdgrube ge- 
itattet werden. 


84. 
Borübergehend aufgejtellte Aborte find von den Fenftern bewohnter 
Räume möglichft weit zu entfernen. 


85. 
" Die Unterfunjtsräume für die Arbeiter und die Aborte m 
genügend erhellt jein und find ſtets in reinlichem Zuftande zu erhal 
1 
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S 6. 

Die Beobadtung der Vorjchriften unter 1 und 2 kann aus be- 
jonderen Gründen, welche die Erfüllung der Vorjchriften nach Lage der 
Verhältniſſe (namentlid) bei fleinen, enggebauten Grundjtüden, oder bei 
Bauten von nicht erheblihem Umfange) unmöglich oder überflüſſig er- 
Iheinen lafjen, von der Polizeibehörde nachgelaſſen werden. 

7 


Diefe Verordnung it auf jeder Bauftelle an einem für die 
Arbeiter jederzeit zugänglicden Ort eng lesbar auszuhängen. 


Zuwiderhandlungen gegen die Beitimmungen Diefer Polizei— 
verordnung werden an dem Bauunternehmer mit Geldjtrafe bis zu 
30 Mark beitraft. 

Dffenbad, den 13. Dezember 1898. 

Der Oberbürgermeijter. 
Brink. 
Nachtrag zum Ortsbauſtatut für die Gemeinde Seligenſtadt. 

Als Nachtrag zum Ortsbauſtatut für die Landgemeinden des 
Kreiſes Offenbach vom 11. Juli 1891 wird mit Zuſtimmung des Ge— 
meinderats der Gemeinde Seligenſtadt, nach Anhörung des Kreis— 
ausſchuſſes und mit Genehmigung Großherzoglichen Miniſteriums des 
Innern vom 6. Mai 1899 zu Nr. M. d. J. 13456 für die Gemeinde 
Seligenſtadt gemäß Artikel 59 der allgemeinen Bauordnung und $ 78 
der Ausführungsverordnung hierzu folgende Beitimmung erlafjen: 

„An der Straße vom Bahnhof nad) der Aichaffenburgeritraße 
(Gaſthaus zum Schwan) dürfen nur Gebäude mit mindefteng zwei Stod- 
werfen errichtet werden.“ 

Dffenbad, den 10. Mat 1899. 

Großherzogliches Kreisamt. 
3. B.: Hölzinger. 


Nachtrag zur Baupolizei-Orpnung für die Gemeinde 
Sprendlingen. 

AS Nachtrag zur Baupolizei-Ordnung für die Landgemeinden des 
Kreifes Dffenbah vom 11. Juli 1891 wird mit Genehmigung Groß— 
herzoglichen Minifteriumgs des Innern vom 29. März 1900 zu Wr. 
M. d. J. 7883 nad) Anhörung der Gemeindevertretung jowie der Lokal: 
polizeibehörde auf Grund des Art. 78 des Geſetzes vom 12. Juni 1874 
jür die Gemeinde Sprendlingen das Folgende verordnet: 

E 1. 

An den Einfahrten und Eingängen aller neu zu erbauenden Hof- 

reiten jind verichließbare Toren und Türen anzubringen. 


52 
Die zur Zeit bejtehenden Hofreiten, die eines dem $ 1 entjprechenden 


Abſchluſſes entbehren, find binnen 2 Jahren mit einem ſolchen Abſchluß 
zu verjehen. 


| by.(G00s 
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8 3. 
Zuwiderhandelnde werden mit einer Gelditrafe bis zu 30 Marf 
beitraft. 
Dffenbad, den 6. April 1900. 
Sroßherzogliches Kreisamt. 
Hand. 


Nachtrag zum Ortsbauftatut für Die Gemeinde 
Sprendlingen. 

AS Nachtrag zum Ortsbauftatut für die Landgemeinden des 
Kreijes Offenbah vom 11. Juli 1891 wird mit Zuftimmung des Ge— 
meinderats von Sprendlingen, nad) Anhörung des Kreisausſchuſſes und 
mit Genehmigung Grofherzoglichen Minifteriums des Innern vom 
14. September 1905 zu Nr. M. d. 3. 29153 gemäß Artikel 2 der 
allgemeinen Bauordnung bezw. der 88 3—5, 7 und 9 der Ausführungs- 
En dazu für den Bezirf der Gemeinde Sprendlingen verordnet 
wie folgt: 

Zu Art. 37, Ab. 2, und Art. 59 der allgemeinen Bau: 
ordnung bezw. $ 78 der Ausführungsverordnung. 

Auf den an die Nebenbahn Dber - Roden— Sprendlingen an— 
grenzenden, hinter dem Poſtgebäude gelegenen Bauplägen dürfen feine 
Abortanlagen oder jonjtige mihftändige Bauten für fich errichtet 
werden; auch müfjen die von der Bahn aus fichtbaren Teile der auf 
diejen Bauplägen erjtehenden Gebäude in gefälligen Formen ausgeſtattet 
werden. 

Dffenbad, den 19. September 1905. 

Großherzogliches Kreisamt. 
3. V.: Emmerling. 


B. Provinz Oberheſſen. 


Baupolizei:Ordnung für Den Kreis Alsfeld. 

Auf Grund des Geſetzes vom 30. April 1881, die allgemeine 
Bauordnung betreffend, jowie der Ausführungsverordnung vom 1. Februar 
1882 wird mit Zuftimmung des Kreisausſchuſſes unter Bezugnahme auf 
Art. 78 und 48 V 1 der Kreis- und Provinzialordnung vom 12. Juni 
1874, jowie mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern und 
der Juftiz vom 24. Juni 1895 zu Nr. M. d. %. 17725 für die Ge- 
meinden des Kreifes Alsfeld folgendes verordnet: 

Zu Art. 65 der allgemeinen Bauordnung. 
81. 

Außer den in Art. 64 der allgemeinen Bauordnung aufgeführten 
Fällen ift Genehmigung des Großherzoglichen Kreisamtes zu erwirken, 
bevor mit der Ausführung des Baues begonnen werden darf: 
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1. Zur Errichtung oder Umänderung von Gebäuden jeder Art, Kellern, 
Brunnen, Brunnenjchachten, Zifternen, unterirdiihen Wegen; 

2. zur SHerjtellung von Düngerftätten, Abtritts-, Jauche- und an- 
deren ähnlichen Gruben, insbejondere auch folcher für techniiche 
Etablifjements ; 

3. zur SHerftellung von Einfriedigungen aus Mauerwerf, Hol;, 
Metall oder aus verjchiedenem Material; 

jofern die unter 1, 2 umd 3 genannten Bauten an öffentlichen Straßen 
oder Plätze zu fiegen fommen, einerlei ob e3 fi) um einen Neubau oder 
Anbau auf einer neuen, oder einer zu baulichen Anlagen bereits be: 
nugten Stelle oder um einen Umbau, Auf» oder Höherbau oder um 
Reparaturen oder neue Einrichtungen handelt. 
Verfahren zur Erwirfung der Banerlaubnis. 
Zu Urt. 66 der allgemeinen Bauordnung. 
S 2. 

Die Genehmigung zu neuen Bauten, Anlagen und Veränderungen 
im Sinne der allgemeinen Bauordnung und des 8 1 diejer Polizei- 
verordnung wird durch jchriftlichen Baubeſcheid bes Großherzoglichen 
Kreisamtes erteilt. 

Die nach Artikel 66 der allgemeinen Bauordnung vorzulegenden 
Pläne ſind für jedes Gebäude mit künftiger ſelbſtändiger Nummer ge— 
trennt einzureichen. Dieſelben müſſen den Vorſchriften des S 85 der 
Ausführungsverordnung vom 1. Februar 1882 in der Faſſung der 
Verordnung vom 18. Juli 1887, welche nachitehend abgedrudt iſt, genau 
entiprechen. 


8 85* der Ausführungsverordnung der allgemeinen 
Bauordnung in der Faſſung der Verordnung vom 
18. Juli 1837. 

Zur Erlangung der baupolizeilihen Genehmigung für Neubauten 
und Hauptveränderungen an Gebäuden find von dem Bauherrn die zur 
Prüfung und Beurteilung des Bauprojefts erforderliden Pläne in 
doppelter Ausfertigung durch Bermittelung der LZofalpolizeibehörde dem 
Kreisamt vorzulegen. 

Dieje Pläne Haben zu enthalten: 

a) Situation des Bauplabes und deſſen Umgebung, mit Angabe der 
Himmelsgegenden, der anftoßenden Straßen, Wege und Wafler- 
läufe, jowie bejtehender oder projeftierter Baulinien, die Eigen: 
tumsgrenzen, benachbarte Gebäude mit Bezeichnung deren Be- 
nußung, Höhe, Bauart und Eigentümer. Dieſe Situation ift in 
dem Mapitabe von 1:500 der natürlichen Größe darzuitellen. 
Für Neubauten ift der Situationsplan von einem Geometer zu 
fertigen. 


0* Zur ur Neuanlage oder Umbau eines Schornſteins iſt im allgemeinen die Vor— 
lage eines Planes nicht erforderlih. Es gemügt, die Genehmigung unter Hinweis 
auf die einjchlägigen Beitimmungen und Die Base Nevifion der neuen An- 
lage zu erteilen. Berfügung Gr. M. d. %. %. an die Gr. Kreisämter 
v. 16. 10. 84 zu Nr. M. J. 23133. *8 

% 


1% 
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b) Grumdrifje für jedes einzelne Stodwerk vom Keller bi3 zum Dad): 
raum, mit Angabe der Feuerungseinrichtungen. 

c) Mindeſtens ein Bertifaldurchjchnitt durch jede Gebäude, mit An- 
gabe der Terrainhöhe und der Höhe der betreffenden Straße. 

d) Anficht nach der Straße und, wenn das Bauwefen von mehreren 

Straßen aus fihtbar wird, Anfichten von diefen Straßen aus. 

e) Bei Bauveränderungen ift der bejtehende und der künftige Zuftand 
deutlich und durch verjchiedene Farben kenntlich zu machen. Neue 

Bauten find mit voter, beftehende Bauten aber, foweit fie eine 

Aenderung nicht erfahren, mit Schwarzer und ſoweit fie bejeitigt 

werden jollen, mit gelber Farbe zu bezeichnen. 

Die unter b, ec, d und e bezeichneten Grundriffe, Durchichnitte und 
Ansichten find in dem Maßſtab von 1: 100 darzuftellen. 

In allen Plänen find die wejentlichiten Dimenfionen der Ge: 
bäude, der einzelnen Räume derjelben und der Konftruftionsteile mit 
dentlihen Zahlen einzujchreiben. Jedem Plan muß ein Maßftab bei: 
gejegt werden. 

Außer den vorjtehend bezeichneten Plänen können, injoweit jolches 
zur Prüfung und Beurteilung eines Bauprojeft erforderlich erjcheint, 
Detailpläne in größerem Maßjtabe von Gebäudeteilen, Feuerungsanlagen, 
Konftruftionen u. ſ. w, ſowie Nivellement3 des Bauplakes und der an- 
grenzenden Straßen verlangt werden. 

Für alle einzureichenden Pläne ift dauerhaftes Material zu ver- 
wenden, und in der Regel find diejelben in Aktenformat — 33 cm Höhe 
und 21 cm Breite — zujammengelegt einzureichen. 

Die Situationspläne find von demjenigen, welcher fie gefertigt hat, 
die Bauriffe aber von dem Bauherrn und dem Techniker, von welchem 
fie herrühren, unter Angabe des Datums zu unterzeichnen. Die Unter: 
zeichner find für die Nichtigkeit der Pläne und der eingetragenen Maß: 
verhältniſſe verantwortlich. 

Für Eijenkonjtruftionen, für ungewöhnliche Bauten, oder ſonſt auf 
Erfordern fünnen zu den Bauplänen jchriftliche Erläuterungen, reviſions— 
fähige FeftigfeitSberechnungen 2c. verlangt werden. Nach Yage der Ber: 
hältnifje kann die Volizeibehörde auch andere Maßſtäbe, als die zu b, c, d 
und e bezeichneten zulafjen. 

Bei wenig erheblichen Hauptveränderungen, wie veränderten Fenſtern 
oder Türen und dergleichen, fann die zur Erteilung des Baubeſcheids 
zuftändige Behörde von den Erforderniffen unter a, b, c, d und e ab- 
jehen. Es genügt alsdann die Vorlage eines Handrifjes, welcher Die 
geplante Abänderung flar erſichtlich macht. 

Jeder Situationsplan muß Flur und PBarzellennummer des Bau- 
grundſtückes und der benachbarten Grundftüce enthalten. Bei den unter 
Ziffer 1, 2 und 3 des $ 1 diejer Verordnung genannten Bauten genügt 
in der Regel die Vorlage eines Handrifjes. 


8 38. 
Die Geſuche um Baugenehmigung find bei den Großherzogli 
Bürgermeiftereien, bei welchen auch die Antragsformulare erh 
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find, vorzubringen, welche diejelben ohne Zeitverluft unter Verwendung 
des vorgejchriebenen Berichtsformulars dem Großherzoglichen Kreisamt 
vorzulegen haben. & 

4. 

Die Bauenden find verpflichtet, die Genehmigung der geneh- 
migungspflichtigen Bauten und Anlagen vor Beginn der Ausführung 
zu erwirfen. Die Fluchtlinien müfjen durch einen Geometer oder den 
Baufontrolleur auf Kojten des Bauherrn abgeftekt und genau einge: 
halten werden. 

8 5. 

Die dem Bauherrn durch Vermittlung der Großh. Bürgermeifterei 
zugeftellte jchriftliche Ausfertigung der Baugenehmigung und die revidierte 
Bauzeichnung, jowie die Abnahmejcheine müſſen auf der Bauftelle 
während der Arbeitsftunden zugänglich jein und find dem revidierenden 
Baupolizeibeamten oder Techniker auf Verlangen vorzuzeigen. Dieje 
haben das Recht, jederzeit die Bauftelle, Anlagen und Einrichtungen zu 
befichtigen. Die Großh. Bürgermeifter find verpflichtet, Zuwiderhand— 
(ungen gegen die Bauvorichriften oder den Baubejcheid entgegenzutreten 
und die weitere Ausführung vorjchriftswidriger Bauten zu ſiſtieren. 
Hat der Großh. Bürgermeifter dem Bauenden Einhalt geboten, jo hat die 
Fortſetzung des Baues bis zur eingeholten Entjicheidung des Großh. 
Kreisamts zu unterbleiben. Erſcheint bei den Unterfuchungen eine Auf- 
räumung der Baustelle notwendig, jo iſt der Bauherr verpflichtet, jolche 
auf Berlangen de3 Beamten auf feine Koften vornehmen zu lajjen. 

6 


Bon Beendigung des Rauhbaues haben die Bauherrn dem Bürger- 
meifter al3bald und jedenfall3 vor Beginn der Verpußarbeiten behufs 
Bewirfung der amtlichen Revifion jchriftlih Anzeige zu erftatten und 
mit Beginn der VBerpußarbeiten zu warten, bis die Revifion jtattgefunden 
hat. Bei derjelben müſſen die Eijenfonftruftionen joweit fichtbar fein, 
daß die Maße kontrolliert werden fünnen. Reviſionen fünnen übrigens 
aud in jonjt geeigneten Fällen von Amtswegen vorgenommen werden. 
Die bei den Hlevifionen entdedten Mängel haben die Bauenden binnen 
der ihnen vorgeichriebenen Friſt bejeitigen zu lafjen und jofort nad) 
erfolgter Bejeitigung der Bürgermeifterei jchriftliche Anzeige zu erftatten, 
damit die Nachrevition ftattfinden fan. Die Koften der Nachrevifion 
trägt ebenfalls der Bauherr. Sämtliche Revifionen haben ausſchließlich 
durch den im Kreiſe beitellten Baufontrolleur jtattzufinden. 

8 7. 

Ueber alle Revifionen, bei welchen der Bauherr oder ein Stell- 
vertreter desjelben zugegen jein joll, wird ein Abnahmeſchein ausgeftellt 
und darf mit dem Weiterbau bezw. mit der Ingebrauchnahme des 
vollendeten Baues oder einer Anlage nicht früher begonnen werden, als 
bi8 nad) erfolgter Revifion der polizeiliche Abnahmejchein fi in den 
Händen des — oder des Stellvertreters befindet. 

Wird die Reviſion durch den Mangel der Zugänglichkeit der 
Bauſtelle oder deshalb verhindert, weil der Bau trotz der von dem 
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Bauherrn angezeigten Beendigung de3 Rauhbaues in wejentlichen Teilen 
noch nicht fertiggeftellt ijt, jo wird ein neuer Termin auf Koften des 
Bauherrn anberaumt. 


— — 


Für die polizeiliche Aufſicht über die Bauausführungen ſind 


von dem Bauherrn Gebühren in nachfolgenden Sätzen an die Kreis— 
kaſſe zu leiſten: 


I. 


Für Belichtigung von Gebäuden einfchließlih der in denjelben 
befindlichen ?Feuerungsanlagen, von Umänderungen von Gebäuden 
und Kellern: 
1. bei einem Bauwerte bis 1500 ME... . . . 3 Mt. 
2. bei einem Bauwerte von über 1500 Mf.bis5000Mt. 4 — 
3. bei einem Bauwerte von über 5000 ME. bis 10000 Mk. 5 „ 
4. bei einem Bauwerte von über 10000 Mk. — für 
je 5000 Mt. . a a re ar 
mehr, jedoch höchftens 20 „ 
Für Beſichtigung mehrerer. zu derfelben Hofreite 
gehöriger Gebäude und fonftiger genehmigungs- 
pflichtiger Bauten desſelben Beſitzers, jedoch zu- 
jammen höchſtens. . . 20 


. Für Befihtigung von Kaminen und jonftigen Feuerungsanlagen 


für die erfte 1 ME. 50 Pfg., jede weitere . . . 0 Pfg. 


. Für Befichtigung von Brunnen, Brunnenjchachten, — 


Düngerſtätten, Abtritts-, Jauche⸗ und ähnlichen Gruben ſowie 
Einfriedigungen . . . 1ME. 50 Pig. 


Für die Nachrevifion behufs Feftſtellung der Beſeitigung der bei 


der früheren Reviſion vorgefundenen Ane in allen Fällen 
ohne Unterſchied des Bauwertes F 3 ME. 


Für Abſteckung der Baufluchtlinien . ee, 2 ME. 


(fiehe $ 4 letzler Abſatz.) 


Zuwiderhandlungen gegen dieje Bolizeiverordnung werden, injoweit 


nicht die einjchlägigen Vorjchriften des Reichs- und Bolizeiftrafgefeßes 
Anwendung finden, nach den Beftimmungen der Artikel 79 und 80 der 
allgemeinen Bauordnung beftraft. 


8 10. 
Dieje Polizeiverordnung tritt mit dem 15. Juli 1895 in Kraft. 
Alsfeld, den 6. Juli 1895. 
Sroßherzogliches Kreisamt Alsfeld. 
v. Örolman. 


Polizeiverordnung für Orte des Kreifes Alsfeld. 
Unter Aufhebung der jeither für Orte des Kreifes Alsfeld in 





Geltung gewejenen Polizei-Reglements haben wir mit Genehmig 
Großherzoglihen Minifteriums des Innern vom 6. Mai 1901 zu $ 


M. d. 


J. 7909 und unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes für 
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Gemeinden Arnshain, Bieben, Bleidenrod, Ermenrod, Eulersdorf, Gleimen— 
hain, Grebenau, Groß-Felda, Keftrich, Nieder-Breidenbad), Ober-Breiden- 
bach), Dber-Sorg, Ohmes, Neimenrod, Schwarz, Storndorf, Strebendorf, 
Udenhaujen, Unter-Sorg, Vadenrod, Wahlen, Wallersdorf, Windhaujen 
und Zeilbach auf Grund des Artikel 78 der Kreis: und Provinzial: 
Drdnung und des Artikel 56 der allgemeinen Bauordnung folgende 
Bolizeivorichriften erlaſſen: 


EL 
Die Reparatur und das Umdeden beftehender Hohlziegeldächer ijt 
an unter folgenden Bedingungen geftattet: 

. Die Strohbüjchel dürfen nicht vor der Ziegelunterfante vorjtehen, 
ſondern müſſen mindeftens 1 cm hinter derjelben zurüdbleiben. 

2. Um den Schornftein herum dürfen auf 1,50 m Abſtand Stroh: 
büjchel nicht verwendet werden, jondern find die Ziegel jatt in 
Speiß zu legen. 


8 2. 

Die Beitimmungen in $ 1 finden Feine Anwendung, wenn Der 
Dachſtuhl ganz oder zum größeren Teil erneuert wird, fowie wenn ' 
der Dachfläche oder mehr mit neuen Ziegeln einzudeden ift. In ſolchem 
Fall ift vielmehr das Dach oder der in Betrocht fommende Teil des- 
jelben nach den allgemeinen Vorſchriften aus feuerfiherem Material zu 
erneuern. 

8 3. 

Zuwiderhandlungen gegen obige Vorjchriften werden gemäß Art. SO 
der allgemeinen Bauordnung mit Geldjtrafe bis zu 150 Mark bejtraft 
und kann die Beſeitigung des vorjchriftswidrig angelegten Daches auf 
Koſten des Schuldigen angeordnet werden. 

84. 
Dieſe Polizeiverordnung tritt ſofort in Kraft. 
Alsfeld, den 10. Juni 1901. 
Großherzogliches Kreisamt Alsfeld. 
Dr. Melior. 





Ortsbauſtatut far Stadi Alsfeld. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der 88 3—9 der Ausführungsverordnung zu derjelben vom 
1. Februar 1882 ift durch Beichluß des Gemeinderats nah Anhörung 
des Kreisausſchuſſes und mit Genehmigung Großherzogliden Mini» 
jteriums des Innern vom 3. Auguft 1900 zu Nr. M. d. 3. 21762 
unter Aufhebung des bislang gültigen Ortsbauftatut3 vom 1. Mai 1888 
nachſtehendes an errichtet worden: 


Zu Urt. 4, 10 und 13 der allgemeinen Bauordnung. 
81. 
Die Grenzen der Bebauung. ſind durch den Ortsbauplan gegeben. 


Ob und inwieweit in den Strafen Vorgärten in beitimmter Tiefe 
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angelegt werden müjjen oder Dürfen, wird durch den Ortsbauplan 
bejtimmt. 


8 3. 
Als Bauplak in einer neu zu bebauenden Straße ijt eine Fläche 
nicht mehr geeignet: 
a) wenn fie weniger als 120 qm enthält oder 
b) wenn auf derjelben ein Gebäude von 8 m Front und 9 m Tiefe 
unter Wahrung der Art. 37 und 38 der allgemeinen Bauordnung 
nicht errichtet werden fann. 

In bereitö bebauten Straßen joll die Frontlänge mindeften® 5 m 
betragen. 

Abweichungen von den Beitimmungen dieſes Paragraphen bedürfen 
eines Beſchluſſes des Gemeinderats und der Genehmigung Großherzog: 
lichen Kreisamtes. 

Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 


Ss 4. 

Sind zum Zwed der Schlierung eine3 Gemeindewegs Grundjtüce 
jeitens der Stadt erworben worden, jo werden diejelben auf Berlangen 
der unmittelbar angrenzenden Grundbefiger an dieſe unter folgenden 
Bedingungen in Eigentum abgetreten: 

a) das Verlangen muß innerhalb einer Frift von 6 Monaten nad) 
erfolgter Erwerbung dieſer Grundſtücke jchriftlih bei Großh. 
Bürgermeifterei fundgegeben werden ; 

b) die Anlieger müſſen ſich bereit erklären, für das an fie abzutretende 
Gelände der Stadt die vollen Koften der Erwerbung des Grund: 
ſtücks zurüczuzahlen. 

Aus dem Preis des Geländes und den Unkoſten der Erwerbung 
berechnet ſich mit Rückſicht auf die Größe der Fläche der Einheitspreis, 
welcher pro Quadratmeter von den Anliegern zu zahlen ift. 

Der zur Abtretung fommende Gemeindeweg ift mit gleichem Preis 
pro Quadratmeter der Stadt zu vergüten. Den Gejamtkoften der Er— 
werbung werden auch Zinjen zu 4° des Erwerbspreiſes zugejchlagen 
von der Zeit des Erwerbs durch die Stadt, jofern fi) die Erwerbung 
jeiten® der Anlieger durch ihre Schuld über 8 Monate, von der Zeit 
der Erwerbung an gerechnet, verzögert. 

Sofern fi) feiner der angrenzenden Grundbejiger innerhalb der 
angegebenen Frift und unter den fejtgejegten Bedingungen zur Er— 
werbung der Grundſtücke verjteht, bleibt deren Berwertung der Stadt 
überlafjen. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 


85. 

Außerhalb des Bereichs des Ortsbauplang dürfen neue Gebäude 
nicht errichtet werden, unbejchadet der Beitimmungen in Sab 2 des 
Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 


8 6. 
In den noch nicht eröffneten Straßen joll das Bebauen nur an 
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den Enden, welche auf ſchon eröffnete Straßen jtoßen oder im Anſchluß 
an bejtehende Häufer gejtattet werden. 

Der Bauende hat aber dann das zur neuen Straße erforderliche 
Gelände, foweit fein Befittum reicht, an die Gemeinde laftenfrei abzu- 
treten, jobald diejelbe diejes verlangt. Als Entihädigung ift der vom 
Gemeinderat feitzuleßende Preis für das abgetretene Gelände zu ge: 
währen. Diejer wird al3 Einheitspreis für einen Quadratmeter abzu: 
tretendes Gelände am Anfang eines jeden Kalenderjahres für jämtliches 
im Laufe des betreffenden Jahres zu erwerbende Gelände unter Berüd- 
fihtigung der lokalen Verhältniſſe durch den Gemeinderat feſtgeſetzt. 
Die Zahlung de3 Kaufiillings gejchieht alsbald nad erfolgter Ab: 
tretung des Geländes. 

87. 

Soll in einer neu eröffneten Straße ein Gebäude errichtet werden, 
welches nicht Eckhaus an einer jchon eröffneten Straße wird und fi 
auch nicht an ein schon erbaute Haus in der uneröffneten Straße an- 
reiht, jedoch nach diejer Straße jeinen Ausgang erhalten joll, jo kann 
dies mit Genehmigung des Gemeinderats geitattet werden, wenn der 
Stadt dad Straßengelände von dem projeftierten Bau an bis zur 
nächſten eröffneten Querftraße laften- und foftenfrei in Eigentum abge- 
treten wird. 

Nah Eröffnung der Straße leistet die Stadt die nad $ 6 Diele: 
Statut3 feſtgeſetzte Vergütung. 


Bis zu dem Zeitpunkt der Eröffnung einer Straße ſeitens der 
Stadt find alle diejenigen Vorkehrungen, welche durch die Ortspolizei— 
behörde in Bezug auf Wafjerabführung, Fahrbarmadjung 2c. gefordert 
werden jollten und zwar bis zur nächiten Querftraße von dem betr. 
Eigentümer und wenn e3 mehrere find unter gegenjeitiger ſolidariſcher 
Haftbarfeit auf eigene Koften und Gefahr zu bewirken. Entſtehen der 
Stadt aus etwaiger Verfäumnis Koften, jo ift diejelbe jederzeit befugt, 
den Zugang über ihr Eigentum zu verbieten und zu verhindern. 

Ss 9 


S,4. 

Eine neue Straße bezw. ein Straßenteil zwiſchen zwei eröffneten 
Querſtraßen muß feitens der Stadt eröffnet, fahrbar hergerichtet und 
mit PBflafterung der Gaſſen und Waſſerleitung, Beleuchtung ꝛc. ver: 
jehen werden, jobald der größere Teil der Straße als bebaut an— 
zufehen ift. 

Bei Verjehung der neuen Straße mit Waller aus der jtädtijchen 
MWafjerleitung werden die Verpflichtungen ſeitens der Stadt nur über: 
nommen, jofern dies durch Lage und Beichaffenheit nach den Be: 
ftimmungen des Ortsitatut3 über die Entnahme und Benutzung von 
Waſſer aus der jtädtiichen Waſſerleitung möglich tft. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 


10. 
Wenn Trottoirs im bereits hergeitellten und eröffneten Straßen 
neu angelegt bezw. feither nur gepilajterte ° "wege in erhöhte Trottoirs 
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umgewandelt werden, müjjen die Koften derjelben wie folgt getragen 
werden: 


L; * Wandſteine hat die Stadt auf ihre Koſten zu lieſern und 
zu ſetzen. 

2. Die übrigen Koſten für Anlage der Trottoirs bis zu 2! m 
Breite tragen zu Ys die Gemeinde, zu */s die angrenzenden Grund- 
bejiger und zwar leßtere zu einem Drittel nad) dem Verhältnis 
ihrer die Straße berührenden Grenze und zum zweiten Drittel 
nach dem Flächeninhalt der Baugrundjtüde. 

Unter „Baugrundſtück“ ift hier jeder in Zuſammenhang jtehende 
Grundbeſitz des nämlichen Eigentümers zu verjtehen. 

Die Feititellung des Flächeninhalts erfolgt auf Grund der 
Barzellenfarte. Erjtredt fi das Grundjtüd über die Mittellinie 
des Baublods hinaus, jo bleibt der jenjeit der Mittellinie liegende 
Teil unberüdjichtigt. 

Für die Berechnung der Koſten der Trottoir wird der Preis 
einer Ajphaltierung oder Zementierung auf Beton oder einer guten 
Pflafterung zu Grunde gelegt, je nachdem die Ausführung in dem 
einen oder anderen Material erfolgt. 

3. Die Koften der Herftellung von Vorrichtungen für Ableitung des 
Regenwaſſers und der Abwäſſer von den anliegenden Grundjtüden 
in die bejtehenden Straßenrinnen oder Kanäle tragen die Eigen- 
tümer der Grundſtücke jelbit. 

Ob und wieweit Trottoirs in folchen Straßen hergeftellt werden 
jollen, jowie die Art der Herjtellung derjelben und der Waſſerabfluß— 
vorrichtungen wird durch den Gemeindevorjtand für die einzelmen Straßen 
bejonders bejtimmt. 

Das Pflaftern, Aiphaltieren, Zementieren 2c. derjenigen Trottoirz, 
deren Wandjteine bereit3 gejeßt find, die aber bisher nur mit Kies 2c. 
hinterfüllt waren, ift als Neuanlage zu betrachten, deren Kojten den 
Anliegern maßgäblich der pos. 2 diejes Paragraphen zu tragen obliegt. 

Die vorjtehenden Beſtimmungen gelten auch für neuanzulegende 
Straßen mit der Mafgabe, daß der Gemeindevorjtand den Zeitpunkt 
der Herjtellung zu bejtimmen hat, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob 
die angrenzenden Grundſtücke ſchon bebaut find. 


$ ıl. 

Die Unterhaltung der beftehenden fejten Trottoirs übernimmt die 
Stadt vorbehältlicd ihrer Erſatzanſprüche aus jchuldhafter Beſchädigung. 

Die Notwendigkeit der Umlegung oder Erneuerung eines Trottoirs 
unterliegt der Beichlußfafjung des Gemeinderats, und fommt es hierbei 
nicht darauf an, ob ſich die Trottoirs vor dem einen oder anderen 
Haufe in einem Zuftande befinden, welcher die Erneuerung nicht unbedingt 
notwendig ericheinen läßt. Die Beitragspflicdht regelt ſich auch hier 
nah $ 10, jofern feit der erjten zu Laſten der Anlieger erfolgten Her: 
jtellung der ZTrottoiranlage mindeſtens 25 Jahre vergangen find oder 


Trottoird erneuert werden müſſen, deren Anlage feiner Zeit nicht Ya 


302 III. Ortsbauftatuten und Lotal-BaupolizeisÖrbnnungen. 


Lajten der Anlieger erfolgte. Andernfall® trägt die Stadt die Hälfte 
der in $ 10 pos. 2 erwähnten Koſten. 
& 12. 

Die Benutzung des Trottoirgeländes jeitens eines Anliegers zu 
Bentilations-, Licht: oder Einfüllöfinungen für Kellerräume kann jeiteng 
der Stadt nur in jtet3 widerruflicher Weije gejtattet werden, wenn 
ji) der Anlieger zur Zahlung einer Nekognitionsgebühr von 2 Mt. 
pro Jahr umd Deffnung verpflichtet. 

8 13. 

In den Trottoirs jowie in den Floßrinnen und dem Straßen- 
pflafter dürfen Gerüftftangen, Sprießen, Bauzäune ꝛc. nicht eingegraben 
werden. 

8 14. 

Die neue Herftellung unterirdijcher Abzugsfanäle in neu eröffneten 
oder vollftändig ausgebauten Straßen erfolgt auf Koften der Anlieger 
bis zum Betrag von 5 ME. für den laufenden Meter des am Beſitztum 
entlang geführten Ranales. Für Edhäufer ift ein gleicher Kanalbeitrag 
dann zu leiften, wenn das Eckgrundſtück Anjchlüffe nach dem Kanal der 
Uuerjtraße ebenfalls erhält. 

Für Diejenigen Grumdbejiger, welche fich binnen vier Wochen nad) 
ergangener öffentlicher Aufforderung zum Anſchluß der Entwäſſerungen 
für ihre Liegenfchaften auf eigene Koften nad) den vom Gemeinderat 
hierfür aufgeitellten Bedingungen nicht Schriftlich verpflichtet Haben, erhöht 
ih der Beitrag auf 6 ME. pro laufender Meter Kanallänge. 

Die Koften für die Anfchlüffe, ſowie die Unterhaltung derjelben 
tragen die Anlieger ganz. 

Gleiches gilt beziiglich des Aufwandes für Herftellung und Um— 
änderung jchon bejtehender Kanäle. 

$ 15. 

Werden durch die Stadt alte Kanäle bejeitigt umd neue erbaut, jo 
find ſämtliche Hausbefiger in den betreffenden Straßen verpflichtet, 
ihre alten Hausentwäfjerungen den nach 8 14 Abi. 2 aufgeftellten Be- 
dingungen für die neuen Kanalanlagen entiprechend umzuändern. 

Diefe Umänderungen werden auf Kojten der Anlieger durch die 
Stadt ausgeführt, wenn fie nicht innerhalb einer von Großh. Bürger- 
meilterei zu beitimmenden, mindeftens drei Monate betragenden Friſt 
durch die Betreffenden jelbit MEDIEN werden. 

S 16. 

Die Grundbefiger find zu den ihnen nad) Maßgabe der SS 10, 
11, 12, 14 und 15 obliegenden Leijtungen nur mitteljt Geldbeiträgen 
zuzulafien. 

Diejelben find binnen 6 Monaten nach Anforderung an die Stadt: 
fafje zu entrichten. 

8 17. 

Die auf Grund der allgemeinen Bauordnung oder dieſes Bau— 

ſtatuts zu erfüllenden Verpflichtungen haben die Natur öffentlicher Laſten 
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und Abgaben und unterliegen deshalb aud) demjelben Zwangsverfahren, 
welches bei der Beitreibung öffentlicher Zaften und Abgaben ftattfindet. 
Dieje Verpflichtungen gehen deshalb auch ohne weiteres auf jeden 
Nachbeſitzer der betreffenden Grundſtücke über. 
Zu Urt. 26 der allgemeinen Bauordnung. 
18 


8 18. 

Berfumpfte Grundjtücde dürfen erjt dann zur Bebauung zugelaſſen 
werden, wenn diejelben genügend Eanalifiert find. 

Zu Urt. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
8 19. 

Nebengebäude, wie Stallungen, Scheunen, Remijen, Wajchfüchen, 
Abtritte 2c. dürfen nicht an Öffentliche Straßen und Plätze geftellt werden. 

Ausnahmen Hiervon find nur bei äußerſter Raumbejchränfung und 
unter der Bedingung zuläffig, daB derartige Nebengebäude mit dem 
Hauptgebäude in harmonische Verbindung gebracht werden und in Feiner 
Were dad Anſehen der Straße beeinträchtigen. Es bedarf hierzu der 
Genehmigung des Gemeinderates. 

8 20. 

Räume, in denen mit läfttgem Geräujch verbundene Gewerbe be- 
trieben werden, oder im denen beläftigender Rauch, Dampf und übel— 
riehende Luft erzeugt wird, dürfen feine Deffnungen nad) der Straße 
haben. 

Liegen ſolche Räume Hinter der Baufluchtlinie, jo muß die Ent- 
jernung der Deffnungen von derjelben mindeſtens 5 m betragen. 

Die dem $ 16 der deutjchen Gewerbeordnung unterliegenden An— 
lagen jollen in der Regel auf die öftlich und nördlich liegenden Bau— 
quartiere bejchränft bleiben. Ausgenommen hiervon find Vergrößerungen 
bejtehender Anlagen. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
8 21. 

Das Zurücjegen von Gebäuden hinter die fejtgejegte Bauflucht- 
linie bezw. Straßenfludjtlinie kann ausnahmsweiſe mit Genehmigung des 
Gemeinderats gejtattet werden, wenn der Bauherr, welcher dag Gebäude 
hinter die Straßenfluchtlinie zurüclegen will, ſich verpflichtet : 

a) alles zwiſchen der Straßenfluchtlinie und der zurücverlegten Baus 
fluchtlinte befindliche Land mit Gartenanlagen oder jonftigen nicht 
mißjtändigen, von dem Gemeinderat qutgeheißenen Anlagen zu ver- 
jehen und wie die Vorgärten ($ 22) abzujchließen und 

b) die zurücdverlegte Bauflucht parallel der normalen Straßenflucht- 
linie zu legen. 

$ 22. 

Die VBorgärten find mittelft gefälliger Einfriedigungen aus Holz 
oder Metall, welche in die Straßenfluchtlinie einzurüden find, abzuſchließen, 
Diejelben können auf tm höchiten Falle 0,75 m hohen, majliven oder 
gemauerten Sodeln errichtet werden. Scheidemauern und nicht durch— 


brochene Wände im Borgartenland dürfen die Höhe von 1,80 m midjt 
überfteigen. Die VBorgärten find mit Garten und Weganlagen ame 


zed? 
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Iprechend zu verjehen und ordnungsgemäß zu unterhalten und dürfen 
ohne Genehmigung des Gemeinderates zu anderen Zweden nicht bemußt 
werden. Dieje Einfriedigungen, ſowie die Einfriedigungen unbebauter 
Grundjtüde an Straßen, welche innerhalb des Ortsbauplans liegen, be 
dürfen der baupolizeilihen Genehmigung, zu welchem Zwed die Pläne 
in doppelter Ausfertigung vorzulegen find. 
Bu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
g 23. 

Hinter- und Seitengebäude dürfen in der Regel nicht früher erbaut 
werden al3 die Vordergebäude. Zu einer Abweichung Hiervon ijt die 
Genehmigung der Baupolizeibehörde nad) Anhörung des Gemeinde- 
vorjtandes erforderlih. Auch müfjen die Fluchten derjelben nad) Mög- 
lichkeit rechtwinfelig oder parallel mit denen des Vordergebäudes an- 
gelegt fein. 

Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
8 24. 

it das Fundament eines Gebäudes nicht vollftändig gegen Feuchtig- 
feit ijoliert oder liegt die Fußbodenhöhe des Erdgejchofjes nicht wenigſtens 
1 m über dem Terrain oder 3 m über dem höchiten befannten 
Srundwafjerftand, jo muß das Kellergeſchoß ohne Anwendung von Holz: 
fonjtruftion überdedt jein. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 25. 

Gebäude, welche in Fachwerk errichtet werden jollen, dürfen nicht 
mehr al3 zwei Stodwerfe und Knieſtock erhalten auf majfivem Sodel 
von nicht unter 50 Zentimeter Höhe über dem umgebenden Terrain. 

26. 

Bei allen VBordergebäuden muß die Stodhöhe in Hauptgejchofien 
mindeſtens 2,70 m betragen. Knieſtöcke, Manjarden und Zwiſchen— 
geſchoſſe müjjen eine lichte Höhe von mindeitens 2,40 m erhalten. 

Inſofern die Umfafjungswände eines Gebäudes an den Ortsſtraßen 
nit aus behauenen Werkiteinen oder Blenditeinen bejtehen, find Dieje 
Wände binnen 3 Jahren nad) Erbauung des Haujes mit Verpuß und 
Anſtrich zu verjehen, wie aud) alle ältere Gebäude jtet3 jo in Stand 
zu halten find, daß deren Ausjehen nicht mißftändig ericheint. Die nad) 
der Straße führenden Winkel, Einfahrten u. |. w. find nad) Einholung 
baupolizeilicher Genehmigung zu jchließen. 

$ 27. 

‚Für den Anftrich dürfen jolche Farben nicht verwendet werden, 
welche blenden oder jonft im Ausjehen mißftändig wirken. Weihe Farbe 
darf, Fenſterrahmen BURHENDIEREN, nicht verwendet werden. 

8 28. 

Bei allen Neubauten und Hauptreparaturen an den Straßenſeiten 
und Einfriedigungen iſt auf eine gefällige architektoniſche Ausführung 
Rückſicht zu nehmen. 

8 20. 
Ein Gebäude an einer nen zu bebauer" nr Straße muß mindeſtens 
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eine SFaffadenbreite von 8 m haben (ſ. $ 3, b). Bei Edhäufern muß 
die eine Front wenigjtens 9 m betragen, auch muß die Ede da, wo 
die Baufluchten einen jpigen Winkel bilden, jedenfall3 abgejchrägt werden. 
Abweichungen bedürfen der Genehmigung des Gemeinderates. Unter 
dDiefen Maßen kann ein Gebäude in bereit3 bebauten Straßen geftattet 
werden, wenn es an ein beftehendes Haus derart angebaut wird, daß 
es ſich nicht in der äußeren Erjcheinung als jelbjtändiges Haus präjen- 
tiert und aljo mit jenem in der Ausgeftaltung übereinftimmt. Im Falle 
über die äußere Inſtandſtellung und deren Bedürfnis bei jolchen zu— 
jammengebauten Häujern eine Einigung unter den Befigern nicht zu 
Stande fommt, entjcheidet die Baupolizeibehörde. 


8 30. 


Die Gebäude an einer Straße ſollen außer dem Kellerſtock wenig- 
jtend noch zwei Stodwerfe erhalten. Doc fünnen mit Zuftimmung des 
Gemeinderates Ausnahmen zugelafjen werden. 


8 31. 


In Straßen von nicht normaler Breite — unter 9 m — darf 
die Gebäudehöhe von Terrain bis Oberkante, Dahgefims, das Map 
der Straßenbreite nicht um mehr als 2,50 m überjteigen. Bei Ed- 
häujern ift das Maß der breiteren Straße für die Beitimmung der 
Marimalhöhe des Gebäudes maßgebend, jo zwar, daß dieje Höhe das 
Breitemaß nicht um mehr al3 2 m überfteigen darf. 


& 32. 

Der Gemeinderat bejtimmt duch Nachtrag“*) zu diefem Statut die— 
jenigen Straßen, in welchen Bordergebäude mindeftens 1,50 m von der 
Nachbargrenze entfernt bleiben müjjen, jo zwar, daß der Zwijchenraum 
zwijchen zwei Gebäuden mindeſtens 3 m beträgt. 

Abweichend hiervon kann das Bauen big an die Grenze gejtattet 
werden, wenn dem Gemeinderat genügende Garantie geboten wird, daß 
ein anftoßendes Gebäude binnen Jahresfriſt errichtet wird. Mehr als 
zwei Gebäude dürfen im jolchen Straßen nicht dicht aneinander gejtellt 
werden. 

Zu Art. 69 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 33. 

Bor Genehmigung eines Bauweſens in einem noch unbebauten von 
Straßen umjchlofjenen Bauquartiere iſt unter Vorausſetzung der für die 
Beitimmungen des Art. 69 der allgemeinen Bau-Ordnung maßgebenden 
und dort erläuterten Verhältnijje eine Zufammenlegung der vorhandenen 
Barzellen zu veranlaffen und eine Neneinteilung in möglichſt rechtwinfelig 
zu den Straßenfluchten abgegrenzte Baupläße zu bewirken. Der hierüber 
von dem Banunternehmer aufgeitellte Plan unterliegt nad) Begutachtung 
durch den Gemeinderat der Genehmigung der Baupolizeibehörde. : 





*) Für die Marburger Straße ijt bereits in dem Ortsbauftatut vom 4, Mr 
ds. Is. diesbezügliche Unordnung getroffen tworden. 


2a 







306 IH. Ortsbauftatuten und Lofal-Baupolizei-Ordbnungen. 


8 34. 
Borjtehendes Statut tritt mit dem Tage der öffentlichen Ver— 
fündigung in dem Kreisblatt des Kreijes Alsfeld in Kraft. 
Alsfeld, den 8. Auguſt 1900. 
Großherzogliches Kreisamt Alsfeld. 
Dr. Melior. 


Nahträge zum Ortsbauftatut für die Stadt Alsfeld. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bau-Ordnung vom 
30. April 1881 und der SS 3, 5, 7 und 9 der Ausführungsverordnung 
zu derjelben vom 1. Februar 1882 wird durch Beichluß des Gemeinderats 
nad Anhörung des Bürgermeifters jowie Begutachtung jeitens des Kreis- 
ausſchuſſes mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern von 
6. April 1904 zu Nr. M. d. J. 7248 als Ergänzung des $ 28 des 
bejtehenden Ortsbaujtatut3 vom 8. Auguſt 1900 folgender Nachtrag 
errichtet. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
1: 

Alle in dem von dem Stadtmauerweg, Hersfelderjtraße, auf der 
Hofjtadt und Schnepfenhain begrenzten Gebiet oder an diejen Straßen 
zu errichtende Gebäude find jo zu gejtalten, daß fie ſich den in Alsfeld 
heimischen Bauformen anpafjen und auf das Straßen- bezw. Stadtbild 
nicht ftörend wirken. 

82; 

Das Gleiche gilt von den Hauptreparaturen oder Hauptverände- 
rungen, ſowie allen jonftigen baulichen Aenderungen an den Umfafjungen 
und Bedahungen von Gebäuden, die ganz oder teilweije von einer 
öfentlihen Straße oder einem öffentlichen Platze aus fichtbar jind. Alle 
erartigen Veränderungen unterliegen nad) $ 1 der Yaupolizeiordnung 
— den Kreis Alsfeld vom 6. Juli 1595 der baupolizeilichen Genehmigung. 

Bei dem Umbau oder der Abänderung von Gebäuden von ge 
er oder monumentaler Bedeutung it dem Stile und dem 
eher der Bauwerke Rechnung zu tragen. 

84 
Sainrohbauten, Bauten aus gemiſchtem Material von miß— 
Eung, flache Dächer ſind fjür Bauten, die von einer öffent— 
raie oder einem öffentlichen Blase ſichtbar find, zu vermeiden. 










SD. 
je Sumalizeibehüörde iſt befugt, binfichtlid) des Materials für 
und des äußeren Anſtrichs der Häuſer, beſonders der 


Mrmumgen zu treffen 
N ER 
araturen zu Tage tretende Fachwerk iſt in der 
2 ae machen, wen cs von künſtleriſcher Bedeutung 
ns it. Die Maupolizeibehörde kann hierüber 
en. 
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S 7. 

Für die außerhalb des vorbezeichneten Gebiet zu errichtenden 
Gebäude find joldhe Formen und Materialien zu wählen, daß der Bau 
auf das Städtebild nicht ftörend wirft. 

8 


Bei der Ausführung vorjtehender Beitimmungen follen Härten 
joweit wie möglich vermieden werden. 
89. 
Vorjtehendes Statut tritt mit dem Tage der Veröffentlichung im 
Kreisblatt des Kreiſes Alsfeld in Kraft. 
Alsfeld, den 12. April 1904. 
Großherzogliches Kreisamt Alsfeld. 
Dr. Melior. 


Auf Grund des Art. 2 der Allg. Bauordnung vom 30. April 1881 
und der 88 3, 5, 7 und 9 der Ausführungsverordnung zu derjelben 
vom 1. Februar 1882 wird durch Beichluß des Gemeinderats der 
Stadt Alsfeld nach Anhörung des Großh. Bürgermeiiterd und Begut- 
achtung feitend des Kreisausichufies, mit Genehmigung Großh. Mini- 
jteriums des Innern vom 20. März 1905 zu Nr. M.d. J. 7411 als 
Ergänzung des $ 32 des beitehenden Ortsbauftatuts vom 8. Auguft 1900 
folgender Nachtrag errichtet. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 


81. 

Außer für die Marburgerjtraße wird auch für die Baublöde 
zwiichen der Schwabenröderftraße und der Schellengafje, ſowie für die 
Baublöcke zwijchen der Romröderjtraße und der Altenburgerjtraße und 
zwiichen der Altenburgerjtraße und dem Fulderweg und ferner zwiſchen 
der Romröderftraße und der Bahnlinie die offene Bauweiſe gemäß $ 32 
des Drtsbauftatut3 vom 8. Augujt > vorgejchrieben. 


Borftehendes Statut tritt mit Tage der Beröffentlichung im 
Kreisblatt des Kreifes Alsfeld in Kraft. 

Alsfeld, den 17. April 1905. 

Sroßherzogliches Kreisamt Alsfeld. 
Dr. Melior. 
Baupolizei- Verordnung für die Stadt Homberg a. O. 

Nach Anhörung des Ortsvorſtandes und der Lofalpolizeibehörde 
zu Homberg a. D. und unter Zuftimmung des Kreisausſchuſſes wird 
mit Ermädtigung Großh. Ministeriums des Innern vom 8. Januar 
1904 zu Nr. M.d.%. 35495 auf Grund des Art. 78 der Kreisordnnung 
und des Art. 2 der allgem. Bauordnung vom 30. April 1881 und der 
SS 3, 4, 6,8 u. 9 der Ausführungs-Verordnung dazu verordnet wie folgt: 
Bu Art. 32, 33, 35, 36 u. 65 der allgemeinen Bag“ "ung. 

Sl. 
Alle unmittelbar an Ortsſtraßen gelegenen Dungſte 
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pläge für Kehricht und dergl., ebenjo die in offenen Hofreiten im einem 
Abftande von weniger al® 4 m von Ortsftraßen entfernt gelegenen der- 
artigen Anlagen müfjen gegen die Straßen und eventl. nad) den Seiten 
mit einer wenigſtens 75 cm hohen Mauer abgejchlofien fein, jo daß 
Flüffigkeit auf die Straße nicht ablaufen kann; diefe Mauern find ftets 
in ordnungsmäßigem Zuftande zu erhalten. 


8 2. 

Alle von der Straße aus fichtbaren Pfuhlgruben und Nauche- 
behälter find in Boden und Seitenwänden völlig undurdläffig ber- 
zuftelen und nad) oben mit einer dichten und hinreichend fejten Ab- 
deckung zu jchließen. 

Zur Neuanlage diejer Gruben ift nach der Baupolizeiverordnung 
für den Kreis Alsfeld vom 6. Juli 1895 bejondere Freisamtlihe Ge— 
nehmigung einzuholen. 

8 3. 


Für die Ableitung der in Eden oder Winkeln zwischen den Häuſern 
angelegten Aborte find für die jenfrechten Leitungen und die Leitungen 
in den Häufern gußeiferne Röhren, für alle anderen Leitungen Steingut- 
röhren zu verwenden. Dieje Leitungen jollen in undurdläffige und 
dDichtverjchloffene Abortgruben oder Tonnen führen. Die Winkel jelbit 
müſſen gepflaftert oder zementiert und nad) der Straße zu mit min- 
deſtens 2 m hohen Mauern oder mit Anftrich verjehenen Türen ab- 


geichlofjen fein. 
Ss 4. 


In die Abortgruben der Winkel darf das Negenwafjer nicht ein- 
geleitet werden. Durch die Winkel darf der Inhalt von Abtritten und 
Biffoirs überhaupt nicht, das Regen- und jonftige Abfallwaijer aus 
Küchen zc. nur dann abgeleitet werden, wenn die Winfel ordnungsmähig 
gepflaftert oder zementiert find, andernfall® muß die Ableitung durd) 
Kandeln und bis auf die Erde reichende Abfallrohre erfolgen. 


85. 

Die Ableitung von übelriechenden und ſonſt beläftigenden Abfall: 
wäſſern aus industriellen und gewerblichen Anlagen in die Straßen: 
gofjen ift verboten. Die ſich aus dem Mebgereibetrieb ergebenden Ab- 
wäſſer jind in undurchläſſige und dicht abgededte höchitens I cbm faſſende 
Gruben zu leiten. 

S 6. 

Ausnahmen von vorjtehenden Bejtimmungen diefer Verordnung 
fönnen in ganz bejonderen Fällen nad) Anhörung des Gemeindevorjtandes 
vom Großh. Kreisamt gejtattet werden. 

Ss 7. 

Die nach vorstehenden Beitimmungen erforderlichen Heritellungen 

müſſen bis zum 1. November 1904 vollendet jein. 


S 8. 
Säumige unterliegen der Beſtrafung aemäk,Art. 80 der allgem. 
Bauordnung bezw. $ 366 Ziffer 10 des ” Meſetzbuches. Zu: 


nn 
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gleich) wird die Ausführung der unterlafjenen Herjtellungen auf ihre 

Koſten polizeilid; angeordnet. 

Alsfeld, den 24. Januar 1904. 

Sroßherzogliches Kreisamt Alsfeld. 
Dr. Melior. 
Bolizei- Verordnung | für den Kreis Büdingen. 

Auf Grund des Artifeld 78 der Kreis- und Provinzial-Ordnung 
werden mit Zuftimmung des Kreisausjchuffes und mit Genehmigung 
Großherzoglichen Minifteriums des Innern und der Juftiz vom 7. Nov. 
1895 zu Nr. M. d. J. 30898 über die Aufjtellung und Benutzung 
transportabler Siedefeffel nachfolgende Beftimmungen für den Kreis 
Büdingen erlafjen: 

1. Zu der Aufjtellung und Benutzung eined transportablen Sied— 
fejjel3 ift die Genehmigung des Kreisamts erforderlich. 

2. Wer einen transportablen Siedkefjel in Gebrauch nehmen will, 
hat ein Gejuch, in dem das Bedürfnis zur Aufitellung und Ver— 
wendung desjelben näher zu begründen iſt, bei der Bürgermeifterei 
einzureichen und dieſem eine Handjfizze des Hofraums in zwei— 
facher Ausfertigung beizufchließen, die über den Ort der beab- 
lihtigten Kefjelaufftellung, die Lage, Bauart und Entfernung der 
nädjititehenden Gebäude und der an Diejen etwa vorhandenen 
Vordächer und weiter auc über die Entfernung der Miftjtätte 
genaue Auskunft gibt. 

3. Nach der Erteilung der Genehmigung zur Gebrauchnahme der 
Keſſel it ein Exemplar der Handjkizze auf der Biürgermeifteret 
aufzubewahren und von den SFeuervifitatoren und den Polizei— 
behörden bei der Vornahme der periodijchen Bilttationen zu be- 
nußen. Das zweite Exemplar ijt dem Gejuchiteller mit der 
freisamtlihen Erlaubnisurfunde zuzuftellen. 

4. Der Siedfefjel, deſſen Aufftellung nur auf feuerficherer Grund— 
lage erfolgen darf, muß mit verfchließbarem oder unten ange= 
hängten Ajchenfaften und der zugehörige Eijenblechfamin mit 
Funkenfänger verjehen fein. Schadhafte Siedfefjelanlagen dürfen 
nicht in Gebrauch genommen werden. 

Die Aufftellung des Siedfejjeld an maffiven Wänden iſt „geitattet. 

Bon Fahmwänden und Holzpfoften ift er mindejtens 1,5 m ent- 

fernt zu Halten. Bei allzubejchränttem Hofraum kann ein Heran- 

rüden bis zu 25 cm gejtattet werden, wenn das Holzwerk gut 
verpußt oder mit Eijenblech beſchlagen iſt. 

6. Der Eijenblehfamin muß vom Holzwerf mindejtens 25 cm ent- 
fernt bleiben, und falls er in einem geringeren Abjtand als 3 m 
von einer Fachwand beziehungsweiſe einem höheren Dachgeſims 
emporſteigt, mindeſtens 75 em über Dach führen. 

7. Oeffnungen an Gebäuden, in denen leicht entzündliche Gegenſtände 
lagern, ſind während des Gebrauchs bis zu einer Entfernung] 
3 m geſchloſſen zu halten, Ni 


or 
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8. Stroh, trodener Mift und leicht feuerfangende Gegenjtände müſſen 
mindeſtens 3 m entfernt, Reiſig und Holz mindejtens 1,5 m ent- 
fernt vom Siedkeſſel gelagert werden. 

. Während der Nachtzeit darf, ohne daß Ueberwachung zur Stelle 
it, nicht gefeuert werden. Die Ortspolizeibehörde hat hierüber 
jtreng zu wachen. 

10. Ohne befondere freisamtliche Genehmigung darf der Keſſel an 

anderer Stelle nicht in Gebrauch genommen werden. 

11. Während der Feuerung muß neben dem Siedfejjel ein mit Wafier 
gefüllter, mindeftens 10 Liter faſſender Eimer ftehen. 

12. Nach beendeter Feuerung muß das Feuer in den Ajchenfaften 
fallen gelajjen und mit Waller abgelöjcht werden. 

13. Sobald die Aufitellung des transportablen Siedfeffels in einem 
Gebäude erfolgt, Haben die für Errichtung von Feuerungs— 
anlagen in Gebäuden in der Ausführungsverordnung zur allge: 
meinen Bauordnung erlaffenen Vorjchriften ($ 64 ff.) Anwendung 
zu finden. 

14. Zwwiderhandlungen gegen vorjtehende Beitimmungen werden. in 
jedem einzelnen Falle mit 1—30 Mark bejtraft. 

Biidingen, den 12. November 1895. 
Großherzogliches Kreisamt Büdingen. 
Klietſch. 


D&D 


Baupolizei-DOrpnung für den Hreis Büdingen. 

Auf Grund des Gejeges vom 30. April 1881, die allgemeine 
Bauordnung betreffend, jowie der Ausführungs-Verordnung vom 1. Febr. 
1882 wird mit Zuftimmung des Kreisausichuffes unter Bezugnahme auf 
Art. 73 und 48, V.1 und 2 der Kreisordnung, ſowie mit Genehmigung 
Großherzoglichen Miniſteriums des Innern vom 8. März 1899 zu Wr. 
N, d. 3. 7050 für die Gemeinden des Kreiſes Büdingen wie folgt 
perordnet: 

Zu Urt. 65 der allgemeinen Bauordnung. 
8S I. 

Außer den im Artikel 64 der allgemeinen Bauordnung aufge— 
—en Fällen iſt Genehmigung des Großh. Kreisamts zu erwirken, 

vom der Ausführung des Baues begonnen werden darf: 

t gu derihtiung bezw. Umänderung von Gebäuden jeder Art, Kellern, 
Reunnen, Brunnenſchachten, Ziternen, unterirdischen Wegen, 
harter zu Diingerftätten, Abtritts- und Jauche- und anderen ähn— 
en Gruben, insbeſondere auch ſolchen für techniſche Etabliſſements, 

riedigungen ans Mauerwerk, Holz, Metall, oder aus ver: 
denen Material, 

won ter 1, 2 und 3 genannten Bauten an öffentlihen Straßen 
Big gi biegen kommen, ohne Unterjchted, ob es fi) um einen 
is Anbau auf einer neuen, oder einer zu baulichen Anlagen 
ns Stelle oder um einen Umbau, Auf oder Höherbau 
Kerarkaturen oder neue Einr““ handelt. 
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Baupolizeilihes Verfahren. 
8 2. 


Die Genehmigung zu neuen Bauten, Anlagen und Veränderungen 
im Sinne der allgemeinen Bauordnung und des $ 1 dieſer Polizei- 
verordnung wird durch Schriftlihen Baubejcheid Großherzoglichen Kreis: 
amts erteilt. 

Die dem $ 85 der Ausführungsverordnung vom 1. Februar 1882 
in der durch die Verordnung vom 18. Juli 1887 beftimmten Faſſung 
entjprechenden Pläne find zu diefem Behufe fir jedes Gebäude mit 
fünftiger jelbftändiger Nummer getrennt einzureichen. Diejelben müſſen 
bejondere Zeichnungen über dag Kellergeſchoß, jedes einzelne Stodwerf, 
jowie über die Dachkonſtruktion enthalten, aus dauerhaften Papier: 
material in Aktenformat — 33 cm Höhe, 21 cm Breite — injoweit es 
unter Einhaltung des vorgejchriebenen Maßſtabes der Pläne möglich ift, 
beitehen und find mit jchriftlichem Gefuche, welches die jebige bezw. 
zufünftige Hausnummer, injoweit dieſe angegeben werden fann, zu ent- 
halten hat, auf vorgejchriebenem Formular in doppelter Ausfertigung 
bei der zuftändigen Bürgermeifterei einzureihen. Auch können daſelbſt 
die Baugeſuche zu Prototoll gegeben werden. — Soweit tunlich, iſt für 
jede Zeichnung ein bejonderes Blatt zu verwenden. Jedenfalls darf 
legteres nur einmal zujammengelegt fein. 

Jeder Situationsplan muß Flur und Parzellennummer des Bau: 
grundjtüds und der benachbarten Grundſtücke, jowie die Richtung der 
Hausentwäjlerung in blauer Farbe enthalten und von dem BBerfertiger 
unter Angabe des Datums unterzeichnet jein. Die Baupläne find von 
dem Bauherrn und dem Techniker, von welchem fie herrühren, unter 
Angabe des Datums zu unterzeichnen. Die Antragformulare find auf 
dem betreffenden Bürgermeifterei-Bureau erhältlic). 


8 3. 

Die Bauenden find verpflichtet, die Genehmigung der genehmigungg- 
pflichtigen Baumwejen und Anlagen vor Beginn der Ausführung zu er: 
wirken, die Fluchtlinien durch einen Geometer auf ihre Koften abjteden 
zu laffen und für genaue Einhaltung der Fluchtlinien, der allgemeinen 
baupolizeilichen Borjchriften, des genehmigten Bauplans und der bei der 
Genehmigung erteilten bejonderen Vorjchriften durch die Bauhandwerker 
Sorge zu tragen. 

Die dem Bauheren durch Vermittelung der Großherzoglichen 
Bürgermeifterei zugeltellte jchriftlihe Musfertigung der Baugenehmigung 
und die revidierte Bauzeichnung, Sowie die Abnahmejcheine müſſen auf 
der Bauftelle während der Arbeitsitunden zugänglich fein und jind Dem 
repidierenden Baupolizeibeamten oder Techniker auf Verlangen vorzus 
zeigen. Dieje haben das Necht, jederzeit die Baustelle, Anlagen umd 
Einrihtungen zu bejichtigen. Die Großherzoglichen Bürgermeiiter Find 
verpflichtet, Zuwiderhandlungen geaen die Bauvorichriften ober A 
Baubeſcheid entgegenzutreten und die weitere Ausführung vorſchut 


itized, 
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widriger Bauten zu filtieren. Hat der Großherzoglide Bürgermeifter 
dem Bauenden Einhalt geboten, was durch Zuftellung eines jchriftlichen 
Beicheids zu geichehen hat, fo hat die Fortjeßung des Baues bis zur 
eingeholten Enticheidung Großherzoglichen Kreisamts zu unterbleiben. 
Erjcheint bei den Unterjuchungen eine Aufräumung der Baujtelle not— 
wendig, jo ift der Bauherr verpflichtet, jolche auf Verlangen des Beamten 
auf feine Koften vornehmen zu laſſen. 


S 4. 

Nah Errichtung des Schnurgerüftes ift dem zufjtändigen Bau- 
fontrolleur jchriftliche Anzeige zu erjtatten, behufs Revifion der abgeitedten 
Fluchtlinie und darf mit dem Bau nicht eher begonnen werden, bis die 
Richtigkeit der abgeſteckten Baulinie fejtgeitellt und durch Abnahmeſchein, 
der möglichjt umgehend erteilt wird, betätigt it. 

Bon Beendigung des Rauhbaues haben die Bauherrn dem Bürger: 
meijter vor Beginn der Berpußarbeiten behufs Bewirkung der amtlichen 
Revifion schriftlich Anzeige zu erjtatten und mit dem Beginn der Ver— 
pußarbeiten zu warten, bis die Kevijion ftattgefunden hat. Bei derjelben 
müflen die Eijenfonftruftionen jo weit fichtbar jein, daß die Maße kon— 
trolliert werden können. Reviſionen können übrigen? auch in jonit 
geeigneten Fällen von Amtswegen vorgenommen werden. 

Die bei den Revilionen entdeckten Mängel haben die Bauenden 
binnen der ihnen vorgejchriebenen Friſt bejeitigen zu laſſen und jofort 
nad) erfolgter Bejeitigung der Bürgermeijterei jchriftliche Anzeige zu 
erjtatten, damit die Nachrevifion ftattfinden fann. Die Kojten der 
Nachrevifion trägt ebenfalls der Bauherr. 


85. 

Ueber alle Raubhbaurevifionen, bei welchen der Bauherr oder ein 
Stellvertreter desjelben zugegen fein foll, wird ein Abnahmeſchein aus- 
gejtellt und darf mit dem MWeiterbau bezw. mit der Ingebrauchnahme 
des vollendeten Baues oder einer Anlage nicht früher begonnen werden, 
als bis nach erfolgter Nevifion der polizeiliche Abnahmeſchein fich in 
den Händen des Bauherrn oder des Stellvertreters befindet. 

Wird die Nevilion durd) den Mangel der Zugänglichkeit der 
Bauſtelle oder deshalb verhindert, weil der Bau troß der von dem 
Bauherrn angezeigten Beendigung des Rauhbaues in wejentlihen Teilen 
noch nicht fertiggeftellt ift, jo wird ein neuer Termin auf Koften des 
Bauherrn anberaumt. 

Aufjihtsgebühren. 
Ss 6. 

Für die polizeiliche Aufficht über die Bauausführungen find von 
dem Bauherrn Gebühren in nachjolgenden Sätzen an die Kreiskaſſe 
zu leiten: 

I. Für Befichtigungen von Gebäuden einschließlich der in denjelben 
befindlichen Feuerungsanlagen, von Umänderungen von Gebäuden und 
von Kellern: 
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1. bei einem Bauwerte bi8 zu 1500 ME. 3 ME. 
SE B von über 1500— 5000 ME. 5 „ 

RE j „» „5000-1000 „ 7 „ 

4. „ : 10000 ME. für je 


"5000 Mt. 2 Mt. mehr, jedoch höchſtens 30 „ 

Für Vefichtigung mehrerer zu derjelben Hofreite gehöriger Gebäude 
und jonftiger — UBER Bauten desſelben Beſitzers jedoch 
zuſammen höchſtens . . 30 ME. 

II. Für Befichtigung von Kaminen und fonftigen Feuerungs- 
anlagen . 

III. Für Beſichtigung von Brunnen, Brunnenſchachten, 
Ziſternen, Düngerſtätten, Abtritts-, Jauche⸗ oder ähnlichen 
Gruben, ſowie Einfriedigungen . — 

IV. Für die Nachreviſion behufs Feſtſiellung der Be- 
jeitigung der bei der früheren Nevifion vorgefundenen Anjtände 
in allen Fällen ohne Unterfchied des Bauwertes . . . ..%2 „ 

7 


84) 


Zuwiderhandlungen gegen dieje Polizeiverordnung werden, infoweit 
nicht die einjchlägigen Vorjchriften des Reichs- und Polizeiſtrafgeſetzes 
Anwendung finden, nad) den Beltimmungen der Art. 79 und 80 der 
allgemeinen Bauordnung beitraft. 


8 8. 
Dieſe Bolizeiverordnung tritt mit dem 1. April 1899 in Kraft. 
Büdingen, den 18. März 1899. 
Großherzogliches Kreisamt Bildingen. 
Ir le. 


Drtsbauftatut für die , Kreisftadt Büdingen 

Auf Grund des Art. 2 der allgem. Bauordnung vom 30. April 1881 
und der 88 3—5, 7 und 9 der Ausführungsverordnungen zu derjelben 
vom 1. Februar 1882 ift durch Beichluß des Gemeinderats vom 10. Mai 
1901 und 3. Januar 1902 nad) Anhörung des Bürgermeifters ſowie 
vorgängiger Begutachtung durch den Kreisausſchuß und mit Genehmigung 
Großh. Minifteriums des Innern vom 17. Juli 1902 zu Nr. M.d.%. 
> für die Kreisftadt Büdingen nachjtehendes Ortsbauftatut errichtet 
worden. 
Zu Art. 9 u. 10 der allgemeinen Bauordnung, $ 18, 19 

und 20 der a A 


Db und inwieweit neu zu — Straßen nur an einer Seite 
bebaut werden dürfen und in einzelnen Straßen Vorgärten oder Vorhöfe 
angelegt werden müſſen, wird durch die über die einzelnen Ortsteile feſt— 
geſetzten Fluchtlinienpläne beſtimmt. 

Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung, $ 26 der 
Ausführungsverordnung. 
Ss 2. 


Zur Benußung als Baupfak ist eine Fläche nicht mehr zeige 


. 
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wenn fie weniger al3 96 qm enthält, eine Frontlange von weniger als 
8 m und eine Minimaltiefe von weniger als 12 m bat 
Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung, $ 30 der 
Ausführungsverordnung. 
& 3. 

Wird die Schließung eines beitehenden Grmeindeweges vorgerehen 
und find zum Zwed dieier Schliefung Grunditüde feitens der Gemeinde 
erworben worden, jo werden diejelben auf Verlangen der unmittelbar 
angrenzenden Grundbeliger an dieje unter folgenden Bedingungen un 
Eigentum abgetreten: 

3) Das Verlangen muß innerhalb einer Friſt von 6 Monaten nad) 
erfolgter Erwerbung diefer Grundftüde fchriftlich bei Großh Bürger- 
meiſterei fundgegeben werden. 

b) Die Anlieger müſſen fich bereit erflären, für das am fie abzu 
tretende Gelände der Gemeinde die vollen Koften der Erwerbung 
des Grundftüds zurüdzuzahlen. 

ce) Die Abtretung muß für jämtlihe von der Gemeinde erworbenen 
Grundftüde einjchließlich des geichlofienen Gemeindewegs beantragt 
werden. 

Aus dem Preis des Geländes und den Unfoften der Erwerbung 
berechnet ſich mit Rüdficht auf die Größe der Fläche der Einheitäpreis, 
welcher pro Quadratmeter von dem Anlieger zu bezahlen iſt. 

Der zur Abtretung fommende Gemeindeweg ift mit gleichem Preiſe 
pro Luadratmeter der Gemeinde zu vergüten. 

Den Gejamttoften der Erwerbung werden auch Zinien zu 4°» 
des Erwerbäpreijes zugeichlagen von der Zeit des Erwerbs durch die 
Gemeinde, ſofern fih die Erwerbung ſeitens der Anlieger durch ihre 
Schuld über 8 Monate, von der Zeit der Erwerbung an gerechnet, 
verzögert. 

Sofern fih feiner der angrenzenden Grundbejiger innerhalb der 
angegebenen Friſt und unter den feitgejegten Bedingungen zur Erwerbung 
der Grundftüde veriteht, bleibt deren Verwertung der Gemeinde über: 
lafien. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung, $ 31 der 

Ausführungsverordmung. 
84. 

Außerhalb der durch die beſtehenden Fluchtlinienpläne feſtgeſetzten 
Bauquartiere bezw. an denjenigen Gemeindewegen, für welche Baufluct- 
linien noch nicht fejtgejeßt find, jowie auf freiem Felde dürfen Gebäude 
nicht errichtet werden. Ausnahmen fünnen nad Anhörung des Gemeinde 
voritandes von Großh. Mintiterium des Innern zugelaffen werben, 
jedoch dürfen hierdurch der Gemeinde irgend welche Kojten micht er: 
wachjen. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung, SS 35 und 36 
der Ausführungsperordnung. 


S 5. 


In noch nicht eröffneten Strafen dürfen Gebäude, die nach diejen 


Ber 
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Straßen ihren Ausgang Haben, nur an den Straßenenden, welche auf 
bereit3 eröffnete Straßen ftoßen, oder im Anjchluß an beftehende Ge- 
bäude errichtet werden. 

8 6. 


Soll in einer noch nicht eröffneten Straße ein Gebäude mit Aus- 
gang nad) der betreffenden Straße errichtet werden, welches den in $ 5 
angegebenen Borausjegungen nicht entjpricht, jo kann folches nur mit 
befonderer Zuftimmung des Gemeindevorftandes gejchehen. 

8 7. 

In den Fällen der 88 5 und 6 werden alle Straßenherftellungs- 
arbeiten, wie Fahr- und Gangbarmachung, Entwäjlerung und Beleuchtung 
der Straße auf Koften des Bauenden durch die Gemeinde bewirkt. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung, 88 37 und 38 
der Ausführungsverordnung. 
S 8. 

- Wenn Trottoir8 in bereit3 hergeftellten und eröffneten Straßen 
nen angelegt, bezw. feither nur gepflafterte Fußwege in erhöhte Trottoirs 
—— werden, müſſen die Koſten derſelben wie folgt getragen 
werden: 

1. n Wandfteine hat die Gemeinde auf ihre Koften zu liefern und 

zu jeßen. 

2. Die übrigen Koften für Anlage der Trottoird bis zu 2" m Breite 
tragen zu "s die Gemeinde, zu */s die angrenzenden Grundbefißer 
und zwar leßtere Y/s nach dem Berhältnis ihrer, die Straße be- 
rührenden Grenzen und zu °s nad) dem Flächeninhalt der Bau— 
grundftüde. Unter Baugrundftüc tft bier jeder in Zujammenhang 
ftehende Grundbejig des nämlichen Eigentümers zu verjtehen. 

Die Feititellung des Flächeninhalts erfolgt auf Grund der 

Barzellenfarte. Erftredt ſich das Grundftüd iiber die Mittellinie 

des Baublod3 hinaus, jo bleibt der jenjeit3 der Mittellinie liegende 

Teil unberücfichtigt. 

3. Die Koften der Heritellung von Vorrichtungen für Ableitung des 
Regenwaſſers und der Abwäſſer von den anliegenden Grundſtücken 
in die bejtehenden Straßenrinnen oder Kanäle tragen die Eigen- 
tümer oder Grumdbefiger jelbit. Ob und inwieweit Trottoirs in 
jofhen Straßen hergeltellt werden follen, ſowie die Art der Her- 
jtellung derjelben und der Wafferabflußvorrichtungen wird durch 
den Gemeindevorftand für die einzelnen Straßen bejonders beftimmt. 

Das Pflaftern, Afphaltieren, Zementieren ꝛc. derjenigen Trottoirg, 
deren Wandfteine bereit3 gejett find, die bisher aber nur mit 

Kies 2c. Hinterfüllt waren, ift als Neuanlage zu betrachten, deren 

Koften den Anliegern maßgäblich der pos. 2 diejes Paragraphen 


zu tragen obliegt ! 
Die vorjtehenden Bejtimmungen gelten auch für neu anzulegen 
Straßen mit der Mafgabe, daß der Gemeindevorftand den Bei 

der Herftellung zu beftimmen hat, und zwar ohne Rückſicht daran 


le 
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Die angrenzenden Grundſtücke Schon bebaut find. Die Beitinnmungen des 
$ 8 pos. 2 jollen jedoch auf die alten Ortsteile einschl. Bahnhofsitraße 
bis zur Gewerbejchule und Gymnaſiumſtraße bis zum Viadukt feine 
Anwendung finden, in diejen Stadtteilen joll die erjte Herjtellung der 
Trottoird vielmehr auf Koften der Gemeinde erfolgen. 


89. 

Die Unterhaltung der bejtehenden feſten Trottoirs übernimmt Die 
Gemeinde vorbehältlic) ihrer Erfaganiprüche aus ſchuldhafter Beihädigung. 

Die Notwendigkeit der Umlegung oder Erneuerung eines Trottoirs 
unterliegt der Beichlußfafjung des Gemeinderats. Die Beitragspflicht 
regelt ji) auch Hier nach) $ 8, ſofern feit der erjten zu Laften der An- 
lieger erfolgten Herftellung der Trottoiranlage mindeſtens 25 Jahre ver- 
gangen find oder Trottoirs erneuert werden müſſen, deren Anlage ſ. Zt. 
nicht zu Laſten der Anlieger erfolgte. Andernfalls trägt die Gemeinde 
die Hälfte der in $ 8 pos. 2 erwähnten Stojten. 

s 10. 

Die neue Herjtellung unterirdiicher Abzugsfanäle in neu eröffneten 
oder vollftändig ausgebauten Straßen erfolgt auf Kojten der Anlieger 
bis zum Betrage von 5 Mark für den laufenden Meter des am Beſitz— 
tum entlang geführten Kanals. Für Edhäufer ift ein Beitrag nur zu 
derjenigen Kanalanlage zu leijten, an welche diejelben angeſchloſſen find. 

Für Diejenigen Grundbefiger, welche fich binnen 4 Wochen nach 
ergangener öffentlicher Aufforderung zum Anjchluß der Entwäfjerung 
für ihre Liegenjchaften auf eigene Kojten nad) den vom emeinderat 
hierfür aufgejtellten Bedingungen nicht jchriftlich verpflichtet haben, er- 
höht fi) der Beitrag auf 6 ME. pro laufenden Meter Kanallänge. 

Die Koften für die Anjchlüffe, ſowie die Unterhaltung derjelben 
tragen die Anlieger ganz. 

Gleiches gilt bezüglich des Aufwandes für Herjtellung und Um- 
änderung jchon bejtehender Kanäle. 

8 11. 

Werden durch die Gemeinde alte Kanäle beſeitigt und neue erbaut, 
ſo ſind ſämtliche Hausbeſitzer in den betreffenden Straßen verpflichtet, 
ihre alten Hausentwäſſerungen den nach S 10 Abſ. 2 aufgeſtellten Be— 
dingungen für die neuen Sanalanlagen entiprechend umzuändern. 

Dieje Umänderungen werden auf Kojten der Anlieger durch die 
Gemeinde ausgeführt, wenn fie nicht innerhalb einer von Großh. Bürger: 
meijterei zu bejtimmenden, mindejtens 3 Monate betragenden Frift durch 
die Betreffenden jelbit vorgenommen werden. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung, $ 48 der 
Ausführungsverordnung. 
8 12. 

Abtritte dürfen nicht, jonftige Nebengebäude wie Stallungen, 
Sceunen und Schuppen, Wajchfüchen und dergl. nur ausnahmsweise 
bei äußerſter Raumbeichränfung und unter der Bedingung an öffentliche 
Straßen oder Pläbe geftellt werden, daß diejelben eine den benachbarten 


B. Provinz Oberhefien, 56) Büdingen, Ortsbauftatut. 917 


bezw. zugehörigen Hauptgebäuden entjprechende Anficht nach der Straße 
erhalten und in feiner Weije mißftändig werden. 
8 13. 

Räume, in denen mit läftigem Geräufch verbundene Gewerbe 
betrieben werden oder in denen beläftigender Rauch, Dampf oder übel: 
riehende Luft erzeugt wird, Dürfen feine Deffnungen nad) der Straße 
erhalten. Liegen derartige Räume Hinter der Baufluchtlinie, fo müſſen 
die Deffnungen derjelben mindeſtens 5 m von der Baufluchtlinie ent- 
fernt jein. 

8 14. 

Die Neuerrihtung bezw. Erweiterung der dem $ 16 der deutjchen 
Gewerbeordnung unterliegenden Anlagen iſt nur in der Diüdelsheimer 
Straße nebjt Abzweigungen, dem neuen Weg und dem Gelände füd- 
weſtlich der Eiſenbahn zuläjjig. 

Zu Urt. 30 der allgemeinen Bauordnung, $ 49 der 
Ausführungsverordnung. 
15 


Das Zurüdjegen von Gebäuden hinter die Baufluchtlinie ift nur 
nach bejonderer Zuftimmung des Gemeindevorftandes, bezw. nad) ent- 
Iprechender Wenderung der früher genehmigten Baufluchtlinie zuläffig. 

16 


Sceidenauern im Vorgartenland dürfen nur auf den Bauplatz— 
grenzen errichtet werden und höchſtens 1,80 m hoc) jein. 

Zu Urt. 34 der allgemeinen Bauordnung, $ 53 der Aus— 
führungsverordnung. 
Ss 17. 

Durd) die Hausentwäfjerung dürfen keinerlei Fäkalftoffe der Straße 
oder dem Vorgartenland bezw. den Straßenfanälen zugeführt werden 
und iſt das Anbringen von Weberläufen an Abortgruben zu dem vor- 
genannten Zwede umftatthaft (bezüglich der Anlage und Reinigung der 
Aborte vergleiche die Beitimmungen der Lofalpolizei-Berordnung vom 
4. Juli 1898). 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung, $ 56 der 
Ausführungsverordnung. 
$ 18. 

Hinter und Geitengebäude dürfen vor Errichtung der Haupt: 
gebäude nur nach bejonderer Zuftimmung des Gemeindevorjtandes und 
nur dann erbaut werden, wenn der noch verbleibende Bauplatz die in 
S 2 vorgejchriebene Minimalgröße hat. 

Zu Art. 38 der allgemeinen Bauordnung, $ 58 der 
Ausführungsverordnung. 
19 


Wohngebäude dürfen nur im einer Entfernung von mim 
40 m, Brunnen für Häusliche Zwede nur in einer Entfern 
mindejtens 100 m von der nächjten Stelle der Friedhofsmaner -T 
richtet werden. 
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- Zu Urt. 44 der allgemeinen Bauordnung, $ 66 der 
Ausführungsverordnung. 
20. 


Bwijchendeden oder Dacdjkonjtruftionen tragende Umfangswände 
müfjen, injofern fie als majjive Mauern ausgeführt werden und wenn 
Die betr. Wände über 3,60 m freiftehen und höher als 3,50 m find, 
eine Stärfe von mindefteng 38 cm bei Bad- oder ähnlichen Formfteinen, 
Werk- oder Schnittſteinen bezw. 45 em bei Bruchſteinen haben. 

Für nicht tragende, ſowie für ſolche Umfangswände, welche nicht 
über 3,60 m frei ſtehen und nicht höher als 3,40 m find, verringern 
fi die zuläffigen Minimaldimenfionen auf 25 bezw. 40 cm. 

Die Stärfe majjiver Mauern muß nad) unten bei Bruchjteinen 
von Stodwerf zu Stodwerf um mindeftens 10 cm, bei Baditeinen und 
dergleichen alle zwei Stodwerfe um mindejtens einen halben Stein 
— 12,5 cm zunehmen, wobei Halbjtöde und dergleichen als ganze 
Stodwerfe zu rechnen find. 

Außenmauern von Treppenhäujern bedürfen einer Verftärfung nad 
unten nicht, wenn jie eine Stärfe von mindeftend 38 cm in Baditeinen, 
bezw. mindejtens 45 cm in Bruchjteinen und eine Höhe von nicht mehr 
als 12 m haben. 

g 21. 

Die nad) $ 20 vorgefchriebenen Mauerjtärfen gelten nur für 
Mauern bis zu 4m Stocdwerfshöhe und 7 m Zimmertiefe, während bei 
diesbezügl. größeren Dimenfionen die Mauerjtärken entjprechend, bezw. 
nach bejonderer Vorſchrift Großh. — zu vergrößern ſind. 


Das Aufſetzen von Stodwerten auf bejtehende majjive Gebäude 
it nur dann zuläffig, wenn die Umfangsmauern die nad) Vorjtehendem 
erforderliche Stärke bereit? bejigen und eine Anblendung an die vor- 
handenen Mauern nicht nötig wird. Cine bereit3 bejtehende Anblen- 
dung bleibt bei Bemefjung der nun außer Betradt. 


Ber dreis und mehrjtödigen ER welche majjive Außen— 
wände erhalten, müſſen von den Bwiichemvänden in Stein errichtet 
werden und zwar in einer Stärke von mindeftens 25 cm in Badfteinen 
und dergl., bezw. 45 in Bruchfteinen: 

1. in den beiden unteren Stocdwerfen je nad) den Dimenfionen des 
Gebäudes und der Richtung und Länge der Tragbalfen eine oder 
mehrerer Tragwände; 

2. alte Treppenhauswände au a der Gangwand. 


un 


Bei Fachwerksbauten müſſen Die Gefache auf mindeftens 12 cm 
Die mit feuerficherem Material ausgefüllt jein. 
S 25. 
Bei allen Gebäuden, zu bern Errihtung polizeiliche Genehmigung 
erforderlich ijt, insbejondere bei Nebengebäuden, welche an Straßen oder 
öffentliche Pläte zu jtehen kommen, fünnen vom Großh. Kreisamt in 


u“ 
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jedem einzelnen Falle entiprechende Vorjchriften über die anzumendenden 
Mauerftärfen gegeben werden. 
8 26. 

Lehm-, Tuff und ähnliche Steine jowie Lehmmörtel und ähnliche 
Materialien jind nur für die Ausmauerung innerer Wände geltattet. 
8 27. 

Die Fußbodenoberfante des unterjten Stodwerf3 muß bei Wohn- 
gebäuden mindeftend 50 cm über dem höchſten Punkt des anjchließenden 
Terrains bezw. der Straße liegen. 


8 28. 

Die in der Gymnafium- und Bahnhofftraße, dem Lohſteg und 
neuen Weg, jowie auf dem Gelände zwijchen diejen Straßen zu er- 
rihtende Wohngebäude müſſen unterfellert, bezw. mit einem gut ven- 
tilierten Hohlraum von mindeſtens 50 cm lichter Höhe unter dem Fuß— 
boden des Erdgejchofjes verjehen werden. Beträgt die lichte Hühe des 
genannten Hohlraumes weniger als 1 m, jo jind jämtlihe Wände des 
Gebäudes mit Iſolierſchichten im Sodel, oberhalb des höchſten Punktes 
des anjchliegenden Gebäudes bezw. der Straße gegen das Auffteigen 
von Grundfeuchtigfeit zu verfehen. Außerdem muß im leßtgenannten 
alle das Keller- bezw. Fjoliergefchoß ohne Anwendung von Holz über: 
dedt jein. Im Höher gelegenen Straßen ijt nur ein nad Beachtung 
des $ 27 unter dem Fußboden des Erdgeſchoſſes verbleibender Hohl- 
raum erforderlich, fall nicht Großh. Kreisamt außerdem in bejonderen 
Füllen noch die Anwendung von Sjolierichichten vorjchreibt. 

Bu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung, $ 78 der 
Ausführungsverordnung. 
29 


In der Gymnafiumftraße und den Bauquartieren ſüdöſtlich der- 
jelben, jowie in der Düdelsheimer Straße müſſen Wohngebäude min- 
deſtens 1'/s gejchojlig, in allen übrigen Straßen der Gemeinde mindejtens 
zweigeſchoſſig erbaut werden. 

1'/2 geſchoſſige Gebäude müſſen eine Höhe von mindeſtens 5,50 m 
zwijchen der Fußoberkante des Erdgejchofjes und Dachgelimsoberkante 
des Halbſtocks bezw. der Dachtrauflinie erhalten. 

S 30. 

Neu zu errichtende Gebäude an Straßen oder öffentlichen Ge— 
bäuden müſſen eine Frontlänge von mindeſtens 8 m, jowie eine Tiefe 
von mindeiten® 9 m haben und mindejtens 2jeitig beleuchtet jein. Bei 
Edgebäuden muß eine Front — 9 m lang ſein. 

31. 


Ausgenommen von den Beltimmungen des 8 30 find diejenigen 
Bauten, welche nur als Teile bereits beftehender Gebäube zu betrachten 
jind und ſich als jolche auch in ihrer Anberen Erjcheinung geltend machen: 

Edbaupläße, an welchen der Bauftuchtenminte merflid) vom? 
rechten abweicht (Winkel von 80° und weniger) müfjen an den 
abgejchrägt oder abgerundet werden. 


Au. 
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$ 33. 

Für den äußeren Anſtrich von Gebäuden dürfen ſolche Farben 
nicht verwendet werden, welche blenden oder gejundheitsichädlich oder 
in anderer Beziehung mißſtändig find. 

Vorjtehendes Statut tritt mit dem Tag der Veröffentlichung im 
Kreisblatt in Kraft. 

Büdingen, den 24. Oftober 1902. 

Großh. Bürgermeifterei Büdingen. 
Knaf. 
Baupolizei-Ordnung für die Stadt Büdingen. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der 88 3, 4, 6, 8 und 9 der hierzu erlaffenen Ausführungs- 
verordnung vom 1. Februar 1882 wird nad) Vernehmung des Gemeinde 
rats und der Großh. Bürgermeifterei Büdingen unter Zuftimmung des 
Kreisausfchuffes mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern 
vom 26. November 1904 zu Nr. M. d. 3. 29459 für die Kreisjtadt 
Büdingen Folgendes verordnet: 

Zu Urt. 28 der allgemeinen Bauordnung, $ 47 der 
Ausführungs-Verordnung. 
1 


Bauzäune, Bau- und Tünchergerüfte, Sprießen u. dgl. an öffent- 
lichen Straßen und Plägen find jo auszuführen, daß Unglüdsfälle 
möglichft verhütet und die Straßen nebjt öffentlichen Einrichtungen, wie 
Brunnen, Kanalleitungen, Laternen u. dgl. genügend geſchützt werben. 
Das Eingraben der Gerüftitangen ift nur in unbefejtigten oder chaujfierten 
Fußſteigen geftattet, während diejelben bei gepflajterten Wegen, Ajphalt- 
jußfteigen u. dgl. auf Schwellen gejtellt werden müffen, welche nicht 
mehr als 20 cm über die äußeren Stangen ꝛc. nad) der Straße hin 
vorragen dürfen. Alle durch dieje Anlagen etwa verurſachten Beſchädi— 
gungen der Straße werden, falls die erforderlichen Wiederhertellungen 
nicht ohme Weiteres durch den betreffenden Bauherrn erfolgen, auf deſſen 
Koſten durd die Stadt bejeitigt. | 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung, $$ 49 und 50 
der Ausführungs>-Verordnung. 
89 


Ss FR 
Bei Errihtung von Gebäuden an öffentlichen Straßen und Plägen 
wird ein Voripringen vor die Strahenfluchtlinie geftattet: 
a) bei Fundamentmauern in der Erde bis zu 25 cm und bei Sodeln 
bis zu 15 cm; 
b) Balfone, Erfer und (gut abgemwäfjerte) Wetterdächer, welche mit 
ihrer Unterfante mindeſtens 3 m über dem höchiten Punkt der 
Straße liegen müjjen und nicht mehr als 1,50 m über die Bau 
fluchtlinie vorjpringen dürfen, find in Straßen von mindeitens 
10 m Breite allgemein, in Straßen von geringerer Breite mir 
dann geftattet, wenn an der Straßenſeite, an welcher fie angebracht 
werden follen, ein mindejtens 2 m breiter Fußſteig vorhanden Mt: 





B. Provinz Oberheffen, 56) Büdingen, Baupolizei-Orbnung. 391 


- e) bei Dachgeſimſen, wenn diefelben mindestens 3 m über dem höchiten 
Bunft des Straßenprofiles liegen, in Straßen unter 7 m Breite 
höchſtens 0,60 m, in jolden von 7—10 m Breite höchſtens 1 m, 
in breiteren Straßen höchſtens 1,50 m; 

d) Fenſtergewände, Verdachungen, Sefimfe und ähnliche architektonische 
Verzierungen dürfen bei einer Höhe von mindeſtens 2 m über 
der Oberflähe der Fußfteige in einer Ausladung von höchjtens 
50 cm über die Baufluchte bezw. Straßenfluchtlinie vorjpringen, 
bei geringerer Höhe höchſtens 15 cm; 

e) bei abnehmbaren Waren- und Ausjtellfaften bis höchſtens 0,25 m 
in Straßen von mindejteng LO m Breite, in Straßen von geringerer 
Breite nur dann, wenn der betreffende Fußſteig mindeitens 1,50 m 
breit it. Dauernd befejtigte Anlagen diejer Art find verboten; 

f) bei Firmenſchildern und dergleichen in der Richtung der Straßen- 
flucht bis zu 0,25 m; jenfrecht oder jchräg gegen die Straßenflucht 
gejtellte Firmenſchilder und dergl. find verboten; 

g) bei Marfifen, Rolläden zum Ausſtellen 2c., infofern deren tieffter 
Punkt mindejtens 2,25 m iiber die Straßenfläche bezw. der Ober- 
fante des betreffenden Fußſteigs liegt, bis zu 1,00 m; in derjelben 
Weiſe können auch Blumenfäften unter der Bedingung angebracht 
werden, daß fie durch Abfließen von Wafjer niemanden beläftigen. 
Vor der Straßenfluchtlinie voripringende Hafen und Gerüſte —T 
Aushängen von Waren und dergl. ſind verboten. 

83. 

Nach der Straße aufſchlagende Fenſter und Läden dürfen nur in 
einer Höhe von mindeſtens 2,25 m über der Straßenoberfläche auge: 
bracht werden. Fußfrageifen vor der Straßenfluchtlinie müſſen im die 
Trittitufen der Treppen oder in den Fußſteig jo eingelaljen werden, 
daß ſie mit denfelben in eine Ebene zu liegen kommen. Kellerfenſter— 
läden an der Straße find in geöffneten Zuſtande an die Gebände zu 
befejtigen und jo einzurichten, daß ſie den freien Verkehr nicht ftören. 
Die Anbringung von Ventilations-, Licht: oder Einfüllöffnungen auf 
Straßengelände it unzuläſſig. 

Ausnahmen fünnen nur in vorhandenen Straßen, wo die örtlichen 
Verhältniffe eine andere Einrichtung ausschließen, mit Zuftimmung des 
Gemeinderat3 gejtattet werden. 

84. 

Vorhandene Anlagen der in SS 2 und 3 angeführten Art, 
welche diejen VBorjchriften widerjprechen, ebenjo Treppen und Abweiſer, 
jowie Kellereingänge mit Falltüren, Tore und Türen, welche über die 
Straßenflucht voripringen bezw. nad) der Straße aufgehen, müſſen binnen 
6 Monaten nach Aufforderung durch Großh. Bürgermeiſterei entjernt, 
bezw. vorjchriftsmäßig umgeändert werden, ſofern Der Gebrauch Dex 


Straßen und öffentlichen Plätze dadurch beeinträchtigt wird M 
Entfernung bezw. Abänderung nicht mit unverbältnismäßigen 
(worüber im Falle des Widerjpruchs der Provinzialausichuß 


jheiden hat) für die Eigentümer verbunden ijt. 
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Diefe Frift kann ausnahmsweile in Berücdjichtigung bejonderer 
Verhältniffe, welche deren Einhaltung als nicht möglid) oder mit zu 
großen Härten verbunden erjcheinen laſſen, durch Großh. Kreisamt nach 
Anhörung des Gemeindevorjtandes erjtredt werden. 


rn 


85. 

Sind Bau: und Straßenfludtlinie verjchieden, jo iſt das Vor— 
treten einzelner Gebäudeteile (Erker und dergleichen) vor die Bauflucht- 
linie geftattet, fofern die Vorderkante des betreffenden Bauteiles mindeſtens 
1,50 m Hinter der feitgejegten Straßenfluchtlinie Liegt. 


Zu Art. 31 der allgemeinen Bauordnung, $ 5l der 
Ausführungsverordnung. 


8 6. 

Die Höhe von Privatgebäuden an zweifeitig zu bebauenden neuen 
Straßen darf höchſtens 2 m mehr als die Straßenbreite betragen. 

Bei Eckhäuſern ijt die Durchichnittsbreite der betreffenden beiden 

—— Straßen in der Mitte der Gebäudefronten maßgebend. 
Zu Urt. 32 der allgemeinen Bauordnung. 
87. 

Unmittelbar an öffentlichen Straßen oder Plätzen gelegene Gebäude 
müſſen zur Ableitung des Waller von Dächern, Balkonen 2c. mit 
Kandeln und bis auf den Boden reichenden Abfallröhren verjehen fein ; 
von dem Rohrausguß iſt das Waller, jofern es nicht im umterirdijche 
Kanäle geleitet wird, mitteljt gepflafterter, oder bei erhöhten Fußiteigen 
mittelft eiferner Rinnen in die Straßengofje zu führen und zwar inner- 
halb 6 Monaten nach Inkrafttreten diefer Baupolizeiordnung. Die Ans 
lage und Unterhaltung erfolgt nad) den von Großh. Bürgermeiſterei 
bejonders zu erlafjenden Beitimmungen, bei Anlagen an Kreisftraßen 
nah Weifung Großh. Kreisamts. 

8 8. 

Ueberdedte Rinnen, jowie Ueberbrüdungen von Straßengofien 
müfjen in der Straßen- bezw. Trottoiroberfläche liegen. Diefelben 
fünnen nur gegen bejonderen Revers gejtattet werden und find von den 
Anliegern auf eigene Kojten nad) näherer Angabe Großh. Bürgermeifterei 
herzuftellen umd jederzeit gut zu unterhalten. 


Bu Art. 33 der allgemeinen Bauordnung, $ 52 der 
Ausführungsverordnunng. 
8 9. 

Ausgüffe aus Küchen, Brennereien u. ſ. w. an der gegen Straßen 
und Öffentliche Plätze gerichteten Seite von Gebäuden find verboten und 
müffen, falls fie an der Nebenjeite von Gebäuden angebradt und von 
der Straße oder öffentlichen Plätzen aus fichtbar find, oder die Nähe 
der Straße dies jonjt erforderlich macht, mit bis in den Boden gehenden 
Nöhren verjehen werden. Dieſen Vorſchriften nicht entiprechende An— 
lagen jind binnen 6 Monaten nach Ericdeinen diejer Polizeiverordnung 
zu bejeitigen oder ſachgemäß abzuändern. Diefe Friſt fann ausnahms— 
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weiſe in Berüdfichtigung bejonderer Berhältnifje, welche deren Einhaltung 
als nicht möglich oder mit zu großen Härten verbunden erjcheinen lafjen, 
durch Großh. Kreisamt nad) Anhörung des Gemeindevorjtandes erjtrecdt 
werden. 


Zu Art. 35 der allgemeinen Bauordnung, $ 54 der 
Ausführungsverordnung. 
$ 10. 
Winkel und Reule müſſen abgejchlofjen werden und zwar: 

a) wenn der Zugang durch die begrenzenden Gebäude möglich ift, 
durch eine volle, mindejtens 2 m hohe Mauer, die jo auszuführen 
ift, daß ſie nicht mißſtändig für die Straße wird; 

b) wenn der Zugang nur von der Straße möglich ift, durch eine 
verjchloffen zur haltende Türe (Gitter- und Lattentüren find unftatt- 
haft). Der Abſchluß der Reule nach vorjtehender Beitimmung hat 
binnen 6 Monaten nach Erjcheinen diejer Bolizeiverordnung zu 
erfolgen. 

Winkel und Reule find ftet3 rein zu Halten und dürfen nicht zu 
Lagerungen irgend welcher Art benützt werden. 


Zu Art. 36 der allgemeinen Bauordnung, $ 55 der 
Ausführungsverordnung. 
8 11. 

Borhandene, an öffentlichen Straßen oder Plätzen gelegene Dünger: 
jtätten, Jauchenbehälter, Pfuhlgruben, Lagerpläge für Abfälle, Kehricht 
und dergleichen find in ordnungsmäßiger Weife zu überdeden und nad) 
der Straße mit einer mindejtend 1 m hohen Mauer, die in entiprechender 
Form nach bejonderer Angabe Großh. Bürgermeifterei herzuftellen ift, 
abzuſchließen. Im weiteren gelten für derartige Anlagen die Bejtim- 
mungen der Zofalpolizeis-VBerordnung vom 4. Juli 1898. 


Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung, S 56 der 
Ausführungsverordmung. 
8 12. 

Auf jedem Baugrundſtück muß mindejtens ein ‚Fünftel der Gejamt- 
grundflähe, in feinem Fall weniger als 25 qm umiüberbaut bleiben; 
auf Grundjtücen, welche bereit3 bebaut find und deren unüberbaute 
Fläche Heiner ift, darf diejelbe bei Neubauten, bezw. Umbauten wieder 
in der früheren Größe angeordnet werden, wenn Die Zahl der vor- 
handenen Stodwerfe nicht überjchritten wird. 

Eine Verkleinerung oder volljtändige Ueberbauung derartiger Flächen 
it unftatthaft. Für gewerbliche, namentlich mit Feuersgefahr verbundene 
Anlagen, jowie für Gebäude, in welchen feuergefährliche Stoffe lagerır, 
fann im einzelnen Fall ein größerer Hofraum polizeilich vorgejchrieben 
werden. 

Werden Nebengebäude errichtet, jo ſollen dieſe einen Abſtand von 
den Belihtungsjlächen der Wohnräume erhalten, der mindeitens ihrer 
Höhe gleichkommt. 


21* 
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$ 13. 

Zur Anlegung eines Stalles, eines Salzmagazins, überhaupt eines 
Gebäudes, welches zur Aufbewahrung von Gegenftänden bejtimmt ift, 
deren Berfegung oder Ausdünftung dem Mauerwerk nachteilig jein Fan, 
an einer gemeinjchaftlichen oder dem Nachbar ausjchlieglid) gehörenden 
Mauer iſt die Einwilligung des betreffenden Nachbars erforderlich. 
Ohne dieſe Einwilligung muß der Stall, das Salzmagazin und der— 
gleichen durd) bejondere Mauer von der bejtehenden Mauer getrennt, 
außerdem derjenige Zwifchenraum zwiſchen beiden Mauern gelafjen 
werden, welchen die PBolizeibehörde in einzelnen Fällen für notwendig 
hält und vorjchreibt. 

8 14. 

Neu zu grabende Brunnen müfjen mindeitens 1,50 m von der 
Nachbargrenze entfernt bleiben, falls der Nachbar in einen geringeren 
Abſtand nicht eimwilligt. Won Miftftätten, Abtritt3- und Jauchegruben 
it ein Abjtand von mindeſtens 7,5 m einzuhalten. 

15. 

Die Aufjtellung neuer Aborte auf Miftftätten oder Dunggruben 
iſt unterfagt, jofern nicht Abortgruben nach Vorſchrift angelegt werden. 
Die Befeitigung derartiger bejtehender Anlagen bezw deren entiprechende 
Abänderung kann von Großh. Bürgermeifterei binnen einer Friſt von 
6 Monaten nad) Aufforderung angeordnet werden. Im weiteren gelten 
bezüglich) der Abtritt3-, Dünger-, Pfuhlgruben zc. die Beftimmungen der 
Lofal-Bolizeiverordnung vom 4. Juli 1898. 

Zu Art. 39 der allgemeinen Bauordnung, $ 62 der 
Ausführungsverordnung. 
; 16. 

Die Vorgärten und Vorhöfe find in den Straßenfluchtlinien 
mittelft hölzerner oder metallener Einfriedigungen abzujchliegen, welche 
auf höchſtens 1 m hohen fteinernen Sodeln errichtet jein müfjen. Für 
bereits bejtehende Einfriedigungsmauern von größerer Höhe, bezw. deren 
Erneuerung oder Ergänzung fommt dieſe Beftimmung nit in An— 
wendung. 

Diefe Vorfchrift findet ſowohl auf unbebaute Baupläße in ſonſt 
angebauten Straßen, als auch auf Gärten, Höfe und dergl. mit der 
Maßgabe Anwendung, daß die Grundbefiger von Großh. Bürgermeifterei 
zur Anbringung der Einfriedigung innerhalb einer zu beitimmenden 
Friſt aufzufordern find. 

Bu Urt. 57 der allgemeinen Bauordnung. 
& 17. 

Bei Zinf- oder Scyieferdächern, die jteiler ala Ys, ſowie bei 
Ziegeldächern, die jteiler als "/s find und ihren Fall nad) der Straße 
haben, müſſen, wo nicht VBorgärten oder Vorhöfe vorhanden find, Schnee- 
fänger an der Straßenjeite zur Verhütung des Schneeabſturzes angebradht 
werden. Bei vorhandenen Gebäuden Hat jolches innerhalb 6 Monaten 
nach Erjcheinen diejer Verordnung zu gejchehen. Bei gebrochenen 
Dächern ift die fteilfte Fläche derjelben maßgebend. 
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Zu Urt. 61 der allgemeinen Bauordnung, $ 79 der 
Ausführungs- SERLERUUNG, 


5 1 

Wohn, Schlaf» und ——— müſſen eine lichte Höhe von 
mindeſtens 2,50 m erhalten. 

19. 

Eine Familienwohnung joll in der Regel aus mindeftens zwei 
Räumen, von denen der eine gut heizbar ift, bejtehen. Die Grundfläche 
der beiden Räume darf nicht weniger al3 30 qm und, jofern die Wohnung 
im Dachgeſchoß gelegen ift, nicht — als 35 qm betragen. 


Im Dachgeſchoß dürfen ſeuͤſaddige Wohnungen nur angeordnet 
werden, wenn im Diejen die jchrägen Deden nicht über ®/s der Grund— 
fläche der gefamten Wohnung einnehmen. Die Deden und Wände 
müſſen verpußt oder aus umverbrennlichem Material hergejtellt werden. 

$ 21. 

Verfehlungen gegen vorftehende Baupolizeiordnung jowie gegen 
die Beitimmungen der 88 4, 13, 16—24, 26—28 und 33 des Orts— 
bauftatut3 für die Kreisſtadt Büdingen vom 24. Oftober 1902 unter- 
liegen den Strafen und Rechtsfolgen der Art. 79 und 80 der allgemeinen 
Bauordnung. 

g 22. 

Dieje Baupolizei-Drdnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung 
im Kreisblatt in Kraft. 

Büdingen, den 27. Dezember 1904. 

Großherzogliches Kreisamt Büdingen. 
Boedmann. 


Drtsbauftatut für die Stadt Affenheim. 

Auf Grund des Art. 2 des Gejeges vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der 88 3—9 der dazu gehörigen 
Ausführungsverordnung vom 1. Februar 1882, werden mit Zuſtimmuung 
des Gemeinderats nad) Anhörung des Kreis-Ausichuffes und mit Ge— 
nehmigung Groß). Minijteriums des Innern zu Nr. M.d. J. 27431 99 
folgende ortöftatutarische Beltimmungen für die Stadt Ajjenheim erlafjen: 

u Urt. 4 der allgemeinen Bauordnung. 


er 
Die Grenzen der Bebauung find durch den Bebauungsplan beitimmt. 
Der DOrtsbebauungsplan liegt auf der Bürgermeifterei zur Ein— 
ficht offen. 
Zu Art. 15 der allgemeinen Bauordnung. 


8 2. 
Zur Benugung als Bauplag it eine Fläche nicht mehr geeignet? 
a) wenn jie weniger als 100 qm enthält, oder 
b) wenn auf ihr fein Gebäude von 5 m Front und 8 m 
zweifeitiger Beleuchtung unter Wahrung der Vorichrif 
Art. 37 der allgemeinen Bauordnung, Abſatz 1 und 3, \ 
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Beitimmungen der Baupolizei-Ordnung zu dieſem Artikel, errichtet 
werden fann. 
Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 


8 3. 

Sind zum Zwede der Schließung eines Gemeindewegs Grund- 
jtüde jeitens der Gemeinde enivorben worden, jo werden diejelben auf 
Verlangen der unmittelbar angrenzenden Grundbefiger an dieſe unter 
folgenden Bedingungen in Eigentum abgetreten: 

a) Das Verlangen muß innerhalb einer — von 6 Monaten nad) 
erfolgter Erwerbung diejer Grundſtücke jchriftlich bei der betreifen- 
den Bürgermeijterer fundgegeben werden. 

b) Die Anlieger müjjen jich bereit erklären, für das an fie abzutretende 
Gelände der Gemeinde die vollen Kojten der Erwerbung der 
Grundſtücke zurüdzuzahlen. 

Aus dem Preiſe des Geländes und den Unkoſten bei der Cr- 
werbung berechnet ſich mit Rückſicht auf die Größe der Fläche der Ein» 
heitspreis, welder pro Quadratmeter von den Anliegern zu zahlen it. 
Der zur Abtretung kommende Gemeindeweg it mit dem gleichen Preis 
pro Quadratmeter der Gemeinde zu vergüten, wie die Grundjtiide. War 
der Preis der Erwerbung mehrerer Grundftüde an der neuen Straße 
verjchieden, jo wird ein Mlittelpreis für den Verkauf aus den Gefamt: 
foften der Erwerbung fejtgeitellt. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 4. 

Außerhalb der durch den Örts :bebauungsplan oder die Teilpläne 
jejtgeftellten Bauquartiere dürfen in der Regel neue Gebäude nicht er- 
richtet werden. 

Soll dies ausnahmsweiſe geichehen, jo ift hierzu, nad) erfolgter 
Zuftimmung des Gemeinderats, die Erlaubnis Großh. Minijtertums 
des Innern einzuholen. 

Zu Urt. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
S 9». 

Ueber die Eröffnung einer neuen Straße innerhalb des Orts— 
bebauungsplans bejchließt der Gemeindevoritand. 

sn den noch nicht eröffneten Straßen jol das Bebauen nur an 
den Enden, welche auf Schon eröffnete Straßen aufftoßen, geftattet werden. 

Der Bauende hat das zur neuen Straße erforderliche Gelände, 
jowert ſein Befigtum reicht, auf Verlangen au die Gemeinde um den 
vom Drtsvorjtand allgemein fejtzujegenden und befannt zu gebenden 
Preis frei von allen Laſten abzutreten. 

6. 

Soll, außer dem in $ 5, Abſ. 2 gegenwärtigen Statut? vor 
gejehenen Fall, ein Gebäude im einer noch nicht eröffneten Straße er: 
richtet werden, jo kann dieſes gejtattet werden, wenn der Gemeinde das 
ganze Strafengelände — vor dem projeftierten Bau, einſchließlich des 
vor dem zugehörigen Grundſtücke gelegenen Teil der Straßenfläde, bis 
zur nächſten eröffneten 6 “bis zu der bereits für die 


UN 
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Gemeinde in Eigentum erworbenen Straßenfläche — koſten- und laſten— 
frei in Eigentum abgetreten wird. Grenzen an die neueröffnete Straße 
zwei eröffnete Querjtraßen, jo bejtimmt der Gemeinderat, nad) weicher 
Straße zu das Gelände zu erwerben ift. Nach der Eröffnung der 
Straße leiftet die Gemeinde eine Rüdvergütung für das Straßengelände 
in dem vom Gemeinderat allgemein feftzufegenden und befaunt zu 
machenden Betrag. 
8.7. 

Bis zu dem Zeitpunfte, an welchem eine Straße feitens der Ge— 
meinde eröffnet wird, find alle diejenigen Vorkehrungen, welche durd) 
Die Ortspolizeibehörde in Bezug auf Herftellung von Gofjenpflafter, 
Einebnung und Ueberkiefung der Fahrbahn, ſowie Ueberkiefung oder 
Pflafterung von Fußfteigen gefordert werden jollten und zwar bis zur 
nächiten hierzu geeigneten Querſtraße von dem betreffenden Eigentümer 
und, wenn es mehrere find, unter gegenfeitiger ſolidariſcher Haftbarkeit 
derjelben auf eigene Koften und Gefahr zu bewirken. 

Entjtehen der Gemeinde aus einer etwaigen Verſäumnis Koften, 
jo iſt diejelbe jederzeit befugt, den Zugang über ihr Eigentum zu ver- 
bieten und zu verhindern. 

So lange die Straße nicht vollitändiges Eigentum der Gemeinde 
und nicht eröffnet iſt, kann weder auf Ehauffierung, noch Pflafterung 
der Goſſen, noch auf Kanäle, Wafjerleitung oder Beleuchtung Anspruch 
gemacht werden. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8. 


8 
Die Laſten, welche die Anlieger bei den Straßen— Neuherſtellungen 
zu tragen haben, beſtehen: 

a) In den Koſten für Anlage von Goſſen- und Fußſteigpflaſtern. 
Bei erhöhtem Fußſteig erfolgt die Auſchaffung und das Verſetzen 
der Randjteine auf Koften der Gemeinde. 

Bei Ausführung einer Fußfteigbefeitigung, welche teuerer als 
Pflafter, trägt die Gemeinde den Koftenunterjchied. 

Die auf die Beſitzer entfallenden Kojten für die Fußſteig- und 
Goſſenherſtellungen werden im Verhältnis der Länge der Grund— 
ſtücke an der Straße ausgeſchlagen und von den Beſitzern inner— 
halb ſechs Monaten nach Vollendung der Arbeit durch die Ge— 
meindefaffe erhoben. Die toten der an den Enden und Kreuzungen 
der Straße über die Hauptflucht vortretenden Fußſteigflächen ſind 
von dem Befiger des bezüglichen Eckgrundſtücks nad) der eingangs 
angegebenen Berechnungsweie zu tragen. 

b) In den Mehrkojten der Erwerbung von Straßengelände über den 
Preis, welchen der Gemeinderat für den Quadratmeter gene 
feitgefegt hat. 

Die Beitimmung, ob eine Straße hergejtellt und die Anlieger be: 
züglich ihrer obigen Verpflichtung herangezogen werden ſollen, trifft der 


Hemeinderat. Die Herjtellung der Fußfteige und Gofjen erfolgt nur 
durch die Gemeinde, 
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9. 

Wenn die Gemeinde vor bejtehenden Hofreiten, ſowie vor Neu: 
bauten, Härten und Baupläßen, welche noch feine feſten Fußſteige be: 
figen, ſolche Fußſteige herrichten will, dann find die Anlieger verpflichtet, 
die often der Herjtellung nach Maßgabe des $ 8 zu tragen, jedod) 
nicht iiber eine Breite von 2,50 m. 

$ 10. 

Die Unterhaltung der bejtehenden Fußſteige und Gofjen übernimmt 
die Gemeinde; die Umlegung geichieht auf Koſten der Anlieger nad) S Sa. 
Wird das Aufreißen und das hierdurch nötige Wiederheritellen von 
Fußfteigen durch die Anlieger veranlaßt, jo werden die erforderlichen 
Arbeiten auf Kojten derjelben ebenfalls durch die Gemeinde vorgenommen. 

Ss 11. 

Der Wert des alten Materials wird bei einer Umlegung der Fuß— 
steige und Goſſen den Anliegern nicht zu Gute gerechnet. Die Gemeinde, 
welche die Unterhaltung bis zur nächjten Neuherftellung übernimmt, 
verwendet oder veräußert das Material zu eigenem Nußen. 

8 12. 

Die Benutzung des Fußſteigegeländes ſeitens eines Anliegers zur 
Anlage von Veuntilations-, Yicht: oder Einfüllöffnungen für Kellerräume 
kann jeitens der Gemeinde nur im stets widerruflicher Weije geftattet 
werden, wenn ſich der Anlieger zur jährlichen Zahlung einer vom Ge: 
meinderat feitzujeßenden MAnerfenmumgsgebühr verpflichtet. 

8 1: 


Wird die Anlage eines Kanals zur Entwäſſerung einer Strahe 
erforderlich — worüber der Gemeinderat zu beichliegen Hat — jo werden 
die hierdurch entjtehenden Koſten zur Hälfte von der Gemeinde getragen. 
Die andere Hälfte wird im der Regel — entſprechend der Frontlänge — 
auf Die zu beiden Seiten der Straße gelegenen Grundbeliger aus: 
geschlagen. Es iſt hierbei einerler, auf welcher Seite der Straße der 
Kanal errichtet wird. 

8 14. 

Werden Durch eine Gemeinde alte Nanäle Dbejeitigt und neue er— 
baut, jo ſind ſämtliche Hausbeſitzer in den beireffenden Straßen ver- 
prlichtet, Ihre alten Hausentwäſſerungen den anfgeftellten Bedingungen 
für Die een Nanalanlayen eutſprechend umznändern. 

Zu rt 29 der allgemeinen Bauordnung. 
S 15. 

Stallungen, Scheuern, Speicher, Remiſen, Waſchküchen, Abtritte 
und ähnuliche Anlagen dürfen nicht an die öffentlichen Straßen und 
Plätze geitellt werden. 

S 16. 

Räume, im denen Nach, Dampf, übelriechende oder ungefunde 
Luft erzeugt wird, dürfſen in der Regel Oeffnungen nad) der Straße 
wicht haben. 

Yiegen Diele Räum 
jernung der Oeffnun 


der Baufluchtlinie, Jo muß die Ent- 
mindejtens 5 m betragen. 
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Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 


8 17. 

Das Zurücdlegen der Gebäude Hinter die Baufluchtlinie kann unter 
der Bedingung geitattet werden, daß das zwilchen dev Baufluchtlinie 
und der Front des zurücgelegten Gebäudes befindliche Land entiprechend 
angelegt und abgejchloffen wird; in der Regel muß die zurückverlegte 
Bauflucht parallel mit der Bauflucht der Straße Liegen. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 18. 

Hinter» und Seitengebäude dürfen nicht friiher erbaut werden als 
die Vordergebäude; auch müſſen die Fluchten derjelben in der Regel 
rechtivinfelig oder parallel mit denen der VBordergebäude und in regel: 
mäßiger Form angelegt fein. 

Mit Genehmigung des Gemeinderats kann von der vorjtehenden 
Beitimmung abgejehen werden. 


S . 

Sind auf einem Grundſtück Seiten= oder Hintergebäude vorhanden, 
jo muß bei einer Bebauung des Grumdftüces in einer Tiefe von mehr 
al3 20 m von der Frontlinte des Vordergebäudes ab gerechnet, eine 
Durdjfahrt eingerichtet werden, welche der Baupolizeiordnung entipricht. 

Zu Art. 44 der ne Bauordnung. 
S 20. 

Bei Gebäuden, welche majjiv ausgeführt werden, müſſen die Umfaſſungs— 
mauern im oberften Stod bezw. Knieſtock eine Stärke von mindeſtens 45 cm 
bei Bruchfteinen und 25 cm bei Bacdfteinen haben. Bei Bruchjtein- 
manern muß die Stärfe nad) unten von Stodwerk zu Stockwerk um 
mindejtens je 10 cm, bei Badjteinen alle zwei Stockwerk um mindeftens 
einen halben Stein zunehmen. Bei diefen Dimenftonen find Stodwerfs: 
höhen micht über 4 m im Lichten und BZimmertiefen nicht über 7 m 
vorgejehen; werden diefe Dimenfionen überschritten, jo find auch Die 
Mauerjtärfen entiprechend zu vergrößern. Die Außenmauern von 
Treppenhänfern bedürfen der Verſtärkung nach unten nicht, wenn fie 
45 cm bezw. 1'/s Steine ſtark bei nicht mehr als 12 m Höhe aus- 
geführt find. Manerlatten dürfen nicht eingemauert werden. 

Stodwerksaufjeßungen auf bejtchende Gebäude find nur dann zu: 
läjfig, wenn diefe Minimalmaße noch ohne Anblendung an bejtehende 
Mauern eingehalten werden Tönen. 

S 21. 

Zu allen äußeren Mauern der Vorder— Hinter: und Neben: 
gebäude dürfen nur natürliche Steine oder gebramute Steine (Backſteine) 
verwendet werden. Der Mörtel muß mit alt oder Zement hergeitellt ſein. 

Lehm, Tuff» und ähnliche Steine dürfen nur zur Ausmanerung 
innerer Fachwände benußt werden. — iſt Lehmmörtel geſtattet. 


Die Fußbodenhöhe des Sedgefihoffes muß bei Wohngebäuden 
mindejten® 0,50 m über der Erdoberfläche liegen und die Schw 
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von Fachwerksbauten (welche feine Wohnungen enthalten) müſſen min- 
dejtens 0,30 m von den Erdoberjlähen abitehen. 

Bei Yaden-Anlagen kann eine niederere Höhenlage zugegeben werden. 

8 23. 

Iſt das Gebäudefundament nicht vollitändig gegen Feuchtigkeit 
ijoltert, oder Liegt die Fußbodenhöhe des Erdgeichojies nicht mindeitens 
1,25 m über dem Terrain, oder 3 m über dem höchſten befannten 
Grundwaſſerſtand, jo muß das Kellergeihoß ohne Anwendung von Holz— 
fonjtruftion überdedt jein. 

Zu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
& 24. 

Die Minimalmake für Stodwerke, in welchen Menfchen wohnen 
oder arbeiten, ſind im Lichten nicht unter 2,40 m für Keller-, Dach— 
und Zwiichengeichojie, von 2,60 m für Haupt:Stodwerfe zu nehmen. 

$ 25. 

Ale an den Straßen jtehenden Gebäude, Mauern und jonitigen 
Einfriedigungen find jtets in jolhem Zuftande zu erhalten, daß fie für 
das Ausjehen der Straße nicht mißſtändig werden. 

26 


Für den Anftrich dürfen Farben nicht verwendet werden, welche 
blenden oder der Geſundheit Schädlich, oder welche mihftändig für die 
Straße find. — Weite Farbe darf, TFenjterrahmen und Gefache aus— 
genommen, nicht verwendet werden. 

$ 27. 

Borftehendes Ortsbauftatut tritt mit dem QTage der Veröffentlichung 
im Streisblatt in Kraft. 

Friedberg, den 28. Dftober 1899. 

Srofherzogliches Kreisamt Friedberg. 
Dr. Braden. 


Drtsbauftatut für Die Stadt BadNauheim 
vom 19. Juni 1890. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung und der 
88 3—9 der Verordnung über Ausführung derjelben vom 1. Februar 1882 
ijt durch Beichluß des Gemeinderats von Bad-Nauheim vom 14. Oftober 
1889 und vom 7. Jan. 1890, nad) Anhörung des Kreisausſchuſſes, mit 
Genehmigung des Großh. Minifteriumg des Innern und der Juſtiz 
vom 17. Juni 1890 zu Nr. M. d. 3. 15788 nachjtehendes Ortsbau— 
ſtatut errichtet worden. 

A. Bon dem Ortsbauplan und der Anlage von Straßen. 
61; 

Die dermalen für einzelne Stadtteile feſtgeſetzten Baupläne, ſowie 
der demmächit feitzuftellende Plan für die ganze Stadt oder weitere 
einzelne Teile derjelben, bitden einen Beſtandteil dieſes Statuts, inſoweit 
nicht bei Feitftellung des leßteren anderweite ftatutariiche Beitimmungen 
getroffen werden. Außerhalb der bebauten Stadtteile und außerhalb 
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des Bereich der feitgefeßten Baupläne dürfen Gebäude in der Ge- 
markung Bad-Nauheim nicht errichtet werden. Ausnahmen Hiervon fünnen 
im einzelnen Falle mit Rückſicht auf die Beſtimmung, die örtliche Lage 
oder jonftige Verhältniſſe der beabfichtigten Bauten nah Anhörung des 
Gemeinderat3 vom Großh. Minifterium des Innern und der Justiz ges 
jtattet werden. (S. Art. 18 der allgemeinen Bauordnung und $ 31 
der Ausführungsverordnung BER), 

52 


Db und wie weit Straßen nur an einer Seite bebaut werden 
dürfen oder ob im einzelnen Straßen vor den Häuſern VBorgärten in 
beftimmter Tiefe angelegt werden müſſen oder dürfen, wird durch Die 
DOrtsbaupläne beftimmt. 


8 3. 
Zur Benubung als Bauplatz in der Neuftadt ijt eine Fläche nicht 
mehr geeignet: 
a) wenn fie weniger al3 120 qm enthält, oder 
b) wenn auf ihr fein Gebäude von 8 m Front und 10 m Tiefe mit 
zweifeitiger Beleuchtung unter Wahrung der Vorſchriften des 
Art. 37 der allgemeinen Bauordnung, Abjag 1 und 3, errichtet 
werden fann. 
B. Herftellung und — der Straßen. 


Die Herſtellung und Gröffunng der in dem Bauplan vorgejehenen 
Straßen erfolgt durch die Stadt nad) Maßgabe der nachſtehenden Be— 
ſtimmungen: 

a) Eine in dem Bauplan vorgeſehene, ‚noch nicht eröffnete und her— 
gejtellte Straße muß eröffnet und hergejtellt werden, wenn tn der— 
jelben ſich Häufer von beftehenden Straßen ab in der Weiſe an— 
reihen, daß mehr ala die Hälfte einer der beiden Straßenfronten 
bi3 zur nächſten Querſtraße bebaut ift, oder wenn die Heritellung 
einer folchen Gebäudereihe gefichert ericheint. Zur Sicherung einer 
projeftierten. Herjtellung iſt die Stadtbehörde berechtigt, von dem 
oder den Bauunternehmern eine Kaution zu verlangen, die gleic) 
ijt dem Betrag, welcher nadı $ 5 von den Eigentümern der Bau: 
pläge zur Herſtellung der Straße bezahlt. werden muß. 

b) Die Errichtung von Bauten im nicht eröffneten, in dem Bauplan 
vorgejehenen Straßen darf nur gejchehen, wenn das zu errichtende 
Gebäude höchſtens 4 Baupläße, und falls ſich die Zahl der Bau— 
pläße nicht bejtimmen läßt, höchſtens 80 m entfernt von einer 
beitehenden bebauten Straße, oder von anderen, in der nicht 
eröffneten Straße bereit errichteten Gebäuden aufgeführt werden 
joll und wenn von Seiten des Banenden für entiprechenden 
Zufuhrweg, proviforischen Wafferabfluß in einer zweckmäßigen 
Weile Sorge getragen wird. 


8 9. 
Bei Herftellung neuer und bei Verlängerung oder ——— 
ſchon beſtehender Straßen ſind von den Grundbeſitzern nach 
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der Länge ihrer die Straße berührenden Grenze, und zwar für bie nur 
an einer Seite angrenzende Befigung nur für die Hälfte der Straßen— 
breite und bei einer Straßenbreite von mehr als 16 m nur für eine 
jolhe von 8 m nad) Mafgabe der Borjchriften des Art. 21 der all» 
gemeinen Bauordnung aufzubringen: 

a) die Kojten des Erwerbes des zur Herjtellung der Straße erforder- 
lichen Geländes mit Ausschluß der Kojten für die Erwerbung etwa 
in den Straßenzug fallender Gebäude; 

b) die Koften für die Herjtellung des Straßenkörpers einfchließlich der 
Chauffierung der Fahrbahn und Herjtellung des Gojjenpflajters 
und der Kanäle; 

e) die Koften für Herftellung des Trottoird mit der Beſchränkung, 
daß bei Umänderung und Erhöhung der in der Stadt vorhandenen 
Trottoirs die Berechnung der Anfaufskoften der Wandfteine außer 
Berechnung bleibt. Die Art der Heritellung des Trottoir wird 
dur Beſchluß des Gemeinderats für die einzelnen Etraßen be- 
ſonders bejtimmt. Bei Berechnung der von den Angrenzenden 
zu tragenden Kosten find die Koſten der gefamten Straßenanlage 
mit Ausnahme derjenigen der Straßenfreuzungen und Straßen: 
einmündungen, welche von der Stadt getragen werden, zufammen 
zu rechnen und den Eigentümern nach Verhältnis ihrer die Straße 
berührenden Grenze zur Laſt zu legen. 

8 6. 

Bor Erteilung der Banerlaubnig ift von dem Eigentümer zur 
Sicherung der ihm nad) $S 5 obliegenden Leiftungen eine Kaution zu 
stellen. Zur Beſtimmung er Kaution wird durch den Bürgermetjter 
oder durch den von ihm Beauftragten ein Voranſchlag über die Kojten 
der ganzen Straßenſtrecke aufgeitellt, hiernach die Koften für den laufenden 
Meter der beitragspflichtigen Frontlänge berechnet und jodann die Kaution 
für den einzelnen Eigentümer nach Länge feiner die Straße berührenden 
Srenze berechnet. Für den betreffenden Voranfchlag find durch den 
(Semeinderat feite Einheitspreife zu Grunde zu legen, die jo lange in 
Kraft bleiben, als fie nicht unter Zuftimmung des Gemeinderat? abge 
ändert werden. Die Stellung der Kaution kann in bar, durch Wert: 
paptere oder durch hypothekariſche — erfolgen. 


Wenn Trottoirs in bereits — und eröffneten Straßen 
angelegt bezw. jeither nur gepflaſterte Fußwege in erhöhte Trottoirs 
umgewandelt werden, müſſen die Koſten wie folgt getragen werden: 

a) die Wanditeine hat die Stadt auf ihre Kojten zu liefern; 

b) alle übrigen Kosten emischließlich derjenigen für Herftellung der 
Vorrichtungen zur Ableitung des Waflers von den anliegenden 
Grundſtücken in die beitehenden Straßenrinnen oder Kanäle, ſowie 
die Kojten für Die Anlage der letzteren tragen Die Eigentümer der 
Grundſtücke im Verhältnis der Längen ihrer Straßenfronten. Ob 
und inwieweit Trottoird in jolchen Straßen hergeftellt werden 
jollen, jowie die Art der Heritellung derjelben und aller Waſſer— 
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abflußvorrichtungen wird durd den Gemeinderat für die einzelnen 
Straßen beſonders beftimmt. Das Bflajtern, Aiphaltieren, Zemen— 
tieren 2c. derjenigen Trottoirs, deren Wandſteine bereit3 von der 
Stadt geliefert find, die aber bislang nur mit Kies Hinterfüllt 
waren, it als Neuanlage zu betradhten, deren Kojten den Anliegern 
maßgeblich des Abſatzes b diejes Paragraphen zu tragen obliegt. 


88. 

Alle Koften, welche die Grumdbejiger an die Stadt gemäß 88 5 
und 7 zu entrichten haben, find an die Stadtfafje innerhalb 3 Monaten 
nad Vollendung der Arbeit bar zu bezahlen, und Hat der Zahlungs 
pflichtige jeine Schuld mit 5 Prozent (vom 1. April 1896 ab nur mit 
4 Prozent) pro Jahr vom Tage der Fälligkeit an zu verzinjen. Bei 
elle erfolgt die Beitreibung mach den Borjchriften der 

ommunal-Intraden. ' 
9, 


Der Wert des alten Material3 wird den Anliegern nicht zu Gute 
gerechnet. Die Stadt, weldye die Wandfteine gratis Liefert und Die 
Unterhaltung der Straßen bis zur nächlten Neuherftellung übernimmt, 
verwendet oder veräußert das Material zu eigenem Nuten. 

C. Beſondere Vorschriften. 
8 10. 

Die Benugung des Trottoirgeländes jeitens eines Anliegers zur 
Anlegung von Bentilationg-, Licht- oder Einfüllüffnungen für Seller, 
Kellerräume, Freitreppen, Verandas 2c. kann jeitens der Stadt nur 
widerruflich gejtattet werden, wenn der Anlieger fich zur Zahlung einer 
Rekognitionsgebühr von 2 Mk. per laufenden Meter und Jahr ver- 
pflichtet. 

$ 11. 


In den Trottoirs, den Floßrinnen und den Straßenpflafter dürfen 
Gerüftitangen, Sprießen, Bauzäune 2c. nicht eingegraben werden. 
12 


Werden durch die Stadtbehörde alte Kanäle bejeitigt und neue 
erbaut, jo find ſämtliche Hausbefiger in den betreffenden Straßen ver- 
pflichtet, auf eigene Koften ihre alten Haugsentwällerungen den aufge: 
jtellten Bedingungen für die neuen Kaualanlagen entſprechend zu ändern. 

8 13. 

Stallungen, Scheunen, Speicher, Remijen, Werkftätten, Wajchfüchen, 
Abtritte und überhaupt alle Anlagen, welche zur Unzierde gereichen oder 
den Intereſſen des Bades in irgend einer Weile entgegenftehen, dürfen 
in der Neujtadt nicht an Straßen oder öffentliche Pläße geitellt werden. 
Ausnahmen hiervon find nur aus etwaigen ganz bejonderen Gründen 
unter Genehmigung Großh. Miniſterinms zuläflig. 

Auf den mit Borgärten verjehenen Grundſtücken müſſen Die Vorder— 
gebäude mindeſtens 3 m von der Nachbargrenze entfernt bleiben, jo daß 
der Zwilchenraum zwildgen zwei Nachbarhäufern mindeiteng 6 m beträgt, 
Als Ausnahme hier das Bauen bis an die Nachbargrenze hier . 


Km. $ 
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geftattet, wenn eine dem Gemeinderat genügende Garantie geboten iſt, 
daß ein daranjtogendes Nachbargebäude binnen Jahresfriſt erbaut werden 
wird. Mehr als zwei Häufer dürfen hier jedoch nicht dicht aneinander 
gejtellt werden. 

8 14. 

Räume, in denen mit lautem Geräuſch verbundene Gewerbe be- 
trieben werden, oder in denen Rauch, Dampf, iübelriechende oder unge- 
ſunde Luft erzeugt wird, dürfen nur in der Altſtadt oder öjtlich der 
Eijenbahn zugelajjen werden. 

8 15. 

Die dem 5 16 der Deutjchen Gewerbeordnung unterliegenden An- 
lagen dürfen in der Neuftadt, in der Nähe der Badehäufer und des 
Barfes gar nicht, in der Regel aber nur öjtlich der Eijenbahn errichtet 
werden. Ausgenommen hiervon find ——— beſtehender Anlagen. 

16. 

Bezüglich des Aeußeren der Gebäude wird bejtimmt: 

a) Alle in der Neuftadt an der Straße errichteten Gebäude müſſen 
mindejteng zweiſtöckig und diejenigen an der Parkſtraße mindejtens 
dreiftödig jein. Die Erridhtung von Gebäuden, welche höher oder 
niedriger werden follen, wie vorstehend bejtimmt, unterliegt jedoch 
dem bejonderen Ermejien der Baupolizeibehörde, nad) Anhörung 
des Gemeinderats; 

Gebäude, deren Faſſade nicht breiter als 8 m ift, dürfen nicht 
mehr als zwei Stodwerfe haben. Auf Gebäude in gejchloffenen 
Häuſerreihen findet dieſe Beſtimmung jedoch feine Anwendung ; 
Vorgärten, wo jolche bejtehen und im Bebauungsplane vorgejehen 
Find, müſſen mit gefällig ausjehenden eifernen Einfriedigungen auf 
maſſivem Sodel verjehen werden, jowohl an der Straße, wie auch 
an den Nachbargrenzen bis zur Haustiefe. 

s 17. 
Hinter: und Seitengebäude dürfen nicht früher erbaut werden, ala 
die Bordergebäude, es ſei denn, daß die Inangriffnahme des Vorder: 
hauſes binnen Jahresfriſt garantiert wird. Auch müſſen die Fluchten 
der erjteren in der Regel rechtwinklig oder parallel mit denen der 
Vordergebäude und in regelmäßiger Form angelegt fein. 

8 18. 

Bei allen Neubauten und Haupt-Neparaturen ift an der Straßen- 
ſeite auf eine gefällige architeftonische Ausführung Nüdficht zu nehmen. 
Zum Anjtrid) dürfen unangenehm wirkende Farben nicht verwendet werden. 


b 


— 


c 


— 


Erſter Nachtrag zum Srtsbauftatut für die Stadt 
Bad⸗Nauheim. 
Die Bebauung der Grundſtücke an der verlängerten Karlſtraße, 
jüdlich der Hauptitraße, joll nach folgenden Grundſätzen erfolgen: 
Die Vordergebäude müſſen von der Nachbargrenze mindeſtens 3 m 
entfernt bleiben, jo daß der Zwischen um zwiſchen zwei Nachbarhäujern 
mindeitens 6 m beträgt. 





al 
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Mit Ausnahme hiervon iſt das Bauen bis an die Nachbargrenze 
bier geitattet, werm eine dem Gemeinderate genügende Garantie geboten 
ist, daß ein daranjtoßendes Nachbargebäude binnen Jahresfrijt erbaut 
werden wird. Mehr als zwei Häufer dürfen hier jedod) nicht dicht au— 
einander gejtellt werden. 

Zweiter Nachtrag zum Orisbauftatut für die Stadt 
Bad-Nauheim 
vom 29. Mai 1898. 
I. Gu $ 13.) 

Der Mindeftzwiichenraum zwijchen zwei Bordergebäuden und der 

Nachbargrenze muß auf die ganze Tiefe der Bordergebäude unbebaut 


liegen bleiben. 
11. (Zu $ 17.) 


Die Höhe eines Hintergebäudes bis zur Trauffante und bezw. 
bei Manjardendächern bis zur halben Dachhöhe darf weder dad Maß 
der Entfernung zwijchen diefen Hintergebäude und dem ihm zumächjt 
auf demjelben Grundſtück gegemüberliegenden Gebäude, zuzüglid) 1,50 m, 
noch auch darf fie die Höhe des Vorderhauſes überjchreiten. 

Soweit Hintergebäude von der Straße jichtbar find, gilt auch hier 
der $ 18 dieſes Statuts. 

Baupolizeilicdhe Be zum Nahtrag des Ortsbauftatuis 
für die Stadt Bad Nauheim 
vom 29, ae 1898. 


5 1 
Auf jedem Grundſtück muß mindestens !ı der Sejamtfläche unbe- 
baut bleiben und zwar derart, daß vom Ende des Vorderhaujes bis zur 
Front des Hintergebäudes ein Hofraum von mindeftens 6 m Breite 
jrei bleibt. 
8 2. 
Für gewerbliche, insbejondere fenergefährliche Anlagen joll die 
Breite des Hofraumes mindejten® 9 m betragen. 
3 


In die unbebaut zu laſſende Fläche von der Grundſtücksgröße 
ſind die Vorgärten nicht einzurechnen. 
4 


Auf Grundſtücken an zwei Straßen finden die Beſtimmungen des 
$ 1 feine Anwendung, doch ſoll auch hier mindeſtens "/s der Grund— 
jtüdsgröße unbebaut bleiben; für die Berechnung des "/s gilt entjprechend 
das im $ 3 Beftimmie. 

8 5. 

Auf Grundftücden, welche bereits bebaut find und deren Hofraum 
weniger als ’s der Gejamtgrundfläche beträgt, darf derjelbe bei Neu- 
bauten wieder in der früheren Weile angeordnet werden, wenn die Zahl 
der vorhandenen Stodwerfe nicht überjchritten wird. 

Eine Verkleinerung jolher Hofräume ift unzuläjlig. 
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8 6. 
Berfehlungen gegen vorftehende Beltimmungen unterliegen den 
Nechtsfolgen der Art. 79 und 80 der allgemeinen Bauordnung. 


Dritter Nachtrag zum Ortsbauftaiut für die Stadt 
Bad⸗Nauheim. 

Die Bebauung der Grundſtücke an der Lutherſtraße, ſowie an dem 
Viktoria Melita-Ring zwiſchen der Uſa und der Mittelſtraße ſoll nach 
folgenden Grundſätzen erfolgen: 

Die Vordergebäude müſſen von der Nachbargrenze 3 (drei) m ent- 
fernt bleiben, jo daß der Zwijchenraum zwifchen zwei Nachbarhäufern 
mindeſtens 6 m beträgt. 

Mit Ausnahme hiervon ijt das Bauen bis an die Nachbargrenze 
geftattet, wenn dem Gemeinderat genügend Garantie geboten ift, day 
ein Ddaranjtoßendes Nachbargebäude binnen Jahresfriſt erbaut werden 
wird. Mehr als zwei Häujer dürfen jedoch nicht dicht aneinander ge= 
jtellt werden. 

Friedberg, den 7. April 1900. 


Bierter Nachtrag zum Ortsbauftatut für Die Stadt 
Bad Nauheim 
In Straßen mit Vorgärten iſt die Anbringung von Bilaftern, 
Nijaliten, Balkonen, Erfern und dergl. unter der Vorausſetzung gejtattet, 
daß der Vorſprung der Bilafter, Nijalite, Balkone, Erfer und dergl. 
nicht mehr als die Hälfte der Vorgartentiefe und bei größeren Tiefen 
der Vorgärten als 6 m nicht mehr als 3 m beträgt. 
Friedberg, den 14. Augujt 1900. 


Fünfter Nachtrag zum Ortsbauftatut für Die Stadt 
Bad⸗Nauheim. 

Die Bebauung des Ockſtädterwegs ſoll nach folgenden Grundſätzen 
erfolgen: 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 

Die VBordergebäude müflen von der Nachbargrenze mindeitens 3 m 
entfernt bleiben, jo daß der Zwilchenraum zwijchen zwei Nachbarhäujern 
mindeſtens 6 m beträgt. 

Mit Ausnahme Hiervon iſt dag Bauen bis an die Nachbargrenze 
geitattet, wenn dem Gemeinderate genügende Garantie geboten ift, daß 
ein daranſtoßendes Nachbargebäude binnen Jahresfriſt erbaut werden 
wird. Mehr als zwei Häufer dürfen jedoch nicht dicht aneinander ge— 
jtellt werden. 

Friedberg, den 1. Juli 1901. 

Großherzogliches Kreisamt Friedberg. 
gez. Dr. Braden. 
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Ortsbau:-Statut für die Gemeinde Brudenbrüden. 

Auf Grund der Art. 2 und 18 der allgemeinen Bauordnung von 
30. April 1881 wird auf Antrag des Gemeinderats nad) Anhörung des 
Kreisausschuffes und mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern 
vom 29. März 1899 zu Nr. M.d. 3. 9070 das nachfolgende Statut für 
die Gemeinde Bruchenbrüden erlajjen. 

Einziger Baragraph. 

Außerhalb des Bereichs des Drt3bauplanes dürfen Gebäude nicht 
errichtet werden. 

Ausnahmen Hiervon können im Einzelfalle mit Rüdjiht auf Die 
Beltimmung, örtliche Lage oder jonftige Verhältnifje der beabjichtigten 
Bauten nad) Anhörung des Gemeindevorftandes vom Großh. Minifteriun 
geitattet werden. 

Friedberg, den 19. April 1899. 

Großherzogliches Kreisamt Friedberg. 
Dr. Braden. 


Baupolizei- Ordnung für Die Stadt Butzbach. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der SS 6 und 8 der Ausführungsverordnung zu derjelben 
vom 1. Februar 1882 wird nad) Anhörung der Bürgermeifterei und 
des Gemeinderat3 unter Zuftimmung des Kreisausſchuſſes und mit Ge- 
nehmigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern vom 7. Januar 
1897 zu Nr. M. d. 3. 32559 für die Stadt Butzbach verordnet wie folgt: 

Zu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
81. 

Die Benutzung des Trottoirgeländes ſeitens eines Anliegers zu 
Ventilations-, Licht- oder Einfüllöffnungen für Kellerräume bedarf der 
ſtets widerruflichen Genehmigung des Gemeinderats unter der Ver— 
pflihtung des betreffenden Anliegers zur Zahlung einer Rekognitions— 
gebühr von 2 Marf pro Jahr und Deffnung an die Stadtfajje. 

8 2. 

In den Trottoirs, jowie in den Floßrinnen und dem Straßen- 
Alk dürfen Gerüftftangen, Sprießen, Bauzäune 2c. nicht eingegraben 
werden. 

Bu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 


8 3. 
Bei Errichtung von Gebäuden an öffentlichen Straßen und Plätzen 
wird ein Vorjpringen vor die Straßenfluchtlinie gejtattet: 
a) bei Fundamentmauern und Sodelu bis zu 0,15 m. In Straßen 
unter 10 m Breite tt nur 0,10 m Sodelvoriprung Itatthaft. 
b) Balkons und Wetterdächer jind nur in Straßen von mindeſtens 
10 m Breite gejtattet und zwar nur dann, wenn ſie mit ihrem 


Unterfante mindejteng 3 m über dem Trottoir liegen, nich 
al3 1,50 m über die Banfluchtlinie vorjpringen und min 
1,50 m Abjtand von der Nachbargrenze haben. 
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c) Waren und Ausitellfajten, welche in die Straßenfluchtlinie hinein- 
ragen, dürfen ohne polizeiliche Genehmigung nicht angelegt werden. 
Die Genehmigung erfolgt jtets nur auf Widerruf. 

d) Das Anbringen von auf die Straßenfluchtlinie voripringenden 
irmenjchildern, jowie von Hafen und ähnlichen Borrichtungen 
zum Aushängen von Fleisch, Waren ꝛc. iſt verboten. Dagegen 
fünnen mit der Außenwand des Gebäudes parallel laufende Firmen— 
ichilder mit polizeiliher Genehmigung angebracht werden, wenn 
diejelben in einer Höhe von mindejtens 2,30 m über dem Trottoir 
befeftigt werden und ihre Ausladung in die Straßenfluchtlinie 
nicht mehr als 0,30 m beträgt. 

Marquifen, Rolläden zum Ausjtellen ꝛc. müfjen jo befejtigt werden, 

dal ihr tiefiter Punkt mindejtens 2,25 m über dem Trottoir liegt. 

In derjelben Höhe fünnen Blumenfaften unter der Bedingung an- 

gebracht werden, daß fie wajlerdicht, d. h. jo bejchaffen find, daß 

die Paſſanten nicht durch Abfließen von Waller beläjtigt werden 
fünnen. 
84. 


Kellerfenſterläden nach der Straße zu dürfen nicht nach der Seite 
aufſchlagend angebracht werden, oder den Verkehr in irgend einer Weiſe 
beeinträchtigen. Fußabkratzer in der Straßenfluchtlinie müſſen in den 
Trittftufen der Treppen oder in das Trottoir jo eingelafjen werden, 
daß fie mit demjelben in eine Ebene zu liegen fommen. 


e 


— 


8 5. 


Nach der Straße aufſchlagende Fenſter und Läden dürfen nur in 
einer Höhe von mindeitens 2,00 m über dem Trottoir angebracht werden. 
ore und Türe dürfen überhaupt nicht gegen die Straße aufgeben, 
wenn dieſes nicht im einzelnen Fällen ausdrüdlich von der Baupolizei- 
behörde vorgejchrieben wird. 
S 6. 

Vorhandene Anlagen der in SS 3 und 4 angeführten Art, welche 
diefen Vorſchriften widersprechen, müjlen innerhalb 6 Monaten nad er— 
folgter Aufforderung entfernt, bezw. vorjchriftsmäßig umgeändert werden. 
Diefe Friit kann ausnahmsweiſe in Berüclichtigung bejonderer Verhält— 
niffe, welche deren Einhaltung als nicht möglich oder mit zu großen 
Härten verbunden erjcheinen lafjen, durch Großh. Kreisamt nad) An— 
hörung des Gemeinderats erjtredt werden. 

Gleicherweiſe fann die Befeitigung von in die Straßenfluchtlinie 
voripringenden Fenftergittern, SNettenfteinen und Ketten, Abweisjteinen, 
jofern dieſe nicht auch in die Tore einjpringen, Säulen, ?Freitreppen, 
Kellerhälien und ähnlichen Vorrichtungen verlangt werden, jofern der 
Gebrauch der Straßen und öffentlichen Plätzen dadurd) beeinträchtigt 
wird und die Abänderung nicht mit unverhältnismäßigen Opfern — 
worüber im Falle des Widerſpruchs der Provinzialausſchuß zu ent» 
jcheiden hat — für die Eigentiimer verbunden ift. Neue Vorrichtungen 
dDiefer Art dürfen überhaupt nicht angebracht werden. 
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Zu Art. 32 der allgemeinen Bauordnung. 
BT, 

Die unmittelbar an der Straße oder öffentlichen Wegen gelegenen 
Gebäude müſſen mit Dachfandeln und bis auf den Boden gehenden Ab- 
fallröhren verjehen jein. (Bergl. $ 9.) 

88. 

Ueberdedte Rinnen, jowie Ueberbrüdungen von Straßengofjen 
müfjen in der Straßen» bezw. Trottoirebene liegen. Diejelben fünnen 
nur gegen bejonderen Revers gejtattet werden und find von dem An— 
lieger auf eigene Koften nad) näherer Angabe der Großh. Bürgermeifterei 
berzujtellen und jederzeit gut zu unterhalten. 


89. 

Da, wo öffentliche Kanäle bejtehen oder angelegt werden, muß die 
Ableitung des Abfallwaſſers von den an die Straße grenzenden Grund— 
jtüdfen in jene Kanäle nach näherer Weifung der Großh. Bürgermeifterei 
unterirdiich erfolgen. Die erforderlihe Einrichtung zur Ableitung ift 
binnen Fahresfrift nad) Inkraftteten dieſer Baupolizei-Ordnung bezw. 
jofort nad) Fertigjtellung des öffentlichen Kanals herzujtellen, falls nicht 
aus bejonderen Gründen dieje Friſt von der Baupolizeibehörde erjtredt 
wird. Im Weigerungsfalle erfolgt die Ausführung auf Anordnung der 
Volizeibehörde durch die Stadt auf — des Beſitzers. 


Für die Beſchaffenheit der — — NER von Hofreiten 
in die öffentlichen Kanäle und deren Inſtandhaltung, welche den An— 
grenzern obliegt, ſind die von der Großh. Bürgermeiſterei zu erteilenden 
Vorſchriften maßgebend. 


& 11: 

Feſte Stoffe, wie Küchenabfälle, Schutt, Sand, Aſche zc. dürfen 

nicht in die Sinffaften und jtädtiichen Kanäle eingeleitet werden. 
8 12. 

Da, wo möglich, die Abfallwaſſer, welche in eine Sidergrube, d. 5. 
in eine umdichte Grube geleitet werden, in einen jtädtiichen Kanal zu 
leiten, muß dies binnen Jahresfriſt nach Inkrafttreten diejer Baupolizei- 
ordnung geichehen und die Sidergrube entfernt werden. Neue Sider- 
gruben herzuſtellen iſt nicht geftattet. 

Zu Art. 33 der allgemeinen Bauordnung. 
8 13. 

Ausgüffe aus Küchen, Brennereien 2c. müſſen in gejchloffenen 
Nöhren bis unter den Boden, von da unterirdiich in die öffentlichen 
Kanäle oder Ableitungsgräben, ſoweit ſolche vorhanden find, geführt 
werden. An der gegen Straßen und öffentlihe Plätze gerichteten Seite 
der Gebäude dürfen jolche Ausgüſſe überhaupt nicht angebracht werben. 
Diefen Vorjchriften wideriprechende Anlagen find binnen 6 Monaten 
nad) Inkrafttreten dieſer Baupolizeiordnung zu bejeitigen beziehn 
weile umzuändern. Dieje Friſt kann ausnahmsweiie in Berückſicht 
befonderer Verhältniſſe, welche deren Einhaltung als nicht möglich 

22° 
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mit zu großen Härten verbunden erjcheinen lafjen, durch Großh. Kreis- 
amt nad) Anhörung des Gemeinderats erjtredt werden. 
Zu Urt. 34 und 35 der allgemeinen Bauordnung. 
14. 


5 

Winkel und Reule müfjen abgejchloffen werden, und zwar: 

a) wenn der Zugang durch die begrenzenden Gebäude möglich ift, 
durd) eine volle mindejten® 2 m hohe Mauer, die jo auszuführen 
it, daß fie nicht mißſtändig für die Straße wird; 

b) wenn der Zugang nur von der Straße aus möglich iſt, durd) eine 
verichloffen zu Haltende Türe. 

In die Reule darf nur Schnee- und Regenwaſſer abgeleitet werden. 
Fit ein Straßenfanal vorhanden, jo muß die Ableitung diefer Waſſer 
in den Kanal noch innerhalb der Reule erfolgen. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
S 15. 

Neu anzulegende Abtrittö-, Dünger- oder Pfuhlgruben müſſen 
vollfommen dicht hHergejtellt werden. Der Abjchluß darf ein Austreten 
von Wafjer oder Jauche nicht geftatten, der Boden und die Wände find 
zu dichten und in fachgemäßer Weije gegen Durchlaß von Flüfligfeiten 
zu befeitigen. 

Alle unmittelbar oder bis zu einem Abjtand von 2 m an Orts- 
jtraßen gelegenen Dungjftätten, Yagerpläge für Kehricht und dergl. müfjen 
gegen die Straße mit einer wenigjtens 1,30 m hohen majjiven Mauer 
abgeſchloſſen jein. 

8 16. 

Für die Breite der nach) $ 56 der Ausführungsverordnung zur 
allgemeinen Bauordnung vorgejchriebenen Zugänge und Durchfahrten 
genügt da8 Maß von 2 m Vreit⸗ und 2,60 m Höhe. 

$ 17. 

Auf jedem Grundftüc iu, mindeftens '/s der Gejamtgrundfläche 
unbebaut bleiben und zwar derart, daß Hinter dem Vorderhauſe ein 
Hofraum bleibt. 

Wo in einem Baugrundftücd die Anlage des Hofraums Hinter dem 
Borderhauje unausführbar ijt, kann ſolche ausnahmsweiſe neben dem 
Haufe gejtattet werden. 

Auf Grumdftücen, welche bereit3 bebaut find und deren Hofraum 
weniger als "/s der Gejamtgrundfläche beträgt, darf derjelbe bei Neu- 
bauten wieder in der früheren Größe angeordnet werden, wenn die Zahl 
der vorhandenen Stodwerfe nicht überjchritten wird. Eine Verkleinerung 
oder Ueberbauung jolcher Hofräume ift nicht geitattet. 

1 


8 18. 

Gegrabene Brunnen müſſen, jofern der Nachbar in einen geringeren 
Abitand nicht einwilligt, wenigſtens 1,50 m von der nachbarlichen 
Grenze und mindeftens 5 m von Düngerjtätten und Nauchebehältern der 
eigenen oder nadibarliczen Hofreite entfernt bleiben. "Ebenfo miüfjen neu 
— Düngerſtätten ꝛe. 5 m von vorhandenen Brunnen entfernt 
bleiben. 
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Zu Art. 39 der allgemeinen Bauordnung. 


s 19. 
Alle Einfriedigungen, Planen, Heden u. dergl. innerhalb des 
Stadtbauplang müſſen ftet3 in ordnungsmäßigem Zuftand erhalten werden. 
Zu Urt. 57 der allgemeinen Bauordnung. 


$ 20. 

Wenn Zink: und Schieferdäcer fteiler als "4 und Ziegeldächer 
jteifer als Ys der überdachten Gebäudetiefen find und ihren Fall nad) 
der Straße Hin Haben, müſſen Schneefänger an der Straßenjeite zur 
Verhütung des Schneeabftürzens angebracht werden, injoweit nicht andere 
Vorkehrungen von der Baupolizeibehörde auf Antrag zugelafjen werden. 

Bei vorhandenen Gebäuden hat dies innerhalb Jahresfriſt nad) 
Inkrafttreten diefer Baupolizeiordnung zu gejchehen. 

Zu Art. 65 der allgemeinen Bauordnung. 
8 21. 

Bei Heritellung oder wejentlicher Veränderung von baulichen An- 
lagen der in Art. 23 der allgemeinen Bauordnung, jowie Art. 134 des 
Bolizeiftrafgefeges bezeichneten Art, it der Großh. Bürgermeifterei 
mindeitend 8 Tage vor Beginn der Bauarbeiten Anzeige zu erjtatten 
und, jofern diefelben an eine öffentliche Straße zu liegen fommen, die 
Genehmigung der Baupolizeibehörde vor Beginn der Ausführung ein- 
zuholen. 

$ 22. 

VBerfehlungen gegen vorftehende Baupolizeiordnung, jowie gegen 
die Beitimmungen der 88 6, 15, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 23, 24, 25, 
30 und 31 des DOrtsbauftatuts für die Stadt Butzbach vom heutigen 
Tage unterliegen den Nechtsfolgen der Art. 79 und 80 der allgemeinen 
Bauordnung. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
23. 

Borjtehende Baupofizeiordnung tritt mit dem Tage der öffentlichen 
VBerfündigung im Oberhejfiihen Anzeiger (Kreisblatte) in Kraft. 

Friedberg, den 18. Januar 1897. 

Großherzogliches Kreisamt Friedberg. 
Dr. Braden. 


Ortsbauftatut für Die Stadt Butzbach. 

Auf Grund des Artifel 2 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 und der 88 3-9 der Ausführungsverordnung zu der- 
jelben vom 1. Februar 1882 wird auf Beichluß des Gemeinderats von 
30. Januar bezw. 6. Februar und 13. November 1896 nah Anhörung 
des Bürgermeiſters und mit Genehmigung Großh. Minifteriums des 
Innern vom 7. Januar 1897 zu Nr. M. d. J. 32559 nachjtehendes 
Ortsbauftatut für die Stadt Butzbach erlafien. 

Zu Art. 4 und 20 der allgemeinen Bauordnung. 

8 1. 
Die Grenzen der Bebauung find durch den Stadtbauplan gegeben, 
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welcher auf der Biürgermeifterei in den Gejchäftsitunden zur Einficht 
offen Liegt. 

Ale bereit3 mit vollftändiger Pflafterung oder Chauſſierung, Waſſer— 
abführung und öffentlicher Beleuchtung verjehenen Straßen jind an und 
für ſich als eröffnet zu betrachten. 

Bon den nur teilweife oder gar nicht fahrbar hergerichteten Strafen 
find vorläufig zum Bebauen vorgejehen: 

a) Große Sankt Wendeljtraße, 

b) Taunusſtraße, 

c) Espaerſtraße, 

d) Straße jenjeit3 längs der Main-Wejer-Bahn (zwilchen Taunus» 
und Espaeritraße), 

e) Neuer Weg. 

Bezüglich der übrigen im Stadtbauplan eingezeichneten, benannten 
und unbenannten neuen Straßenzüge wird von Zeit zu Zeit, mindeitens 
aber alle fünf Fahre von dem Gemeinderat bejtimmt, ob und für welche 
Streden das Bedürfnis des Bebauens im öffentlichen Intereſſe weiter 
vorliegt. 

Zu Art. 9 der allgemeinen Bauordnung. 


8 2. 
In allen Straßen, welche neu im Stadtbauplan eingezeichnet find, 
ſind VBorgärten in der Breite von 4 m anzulegen. 
Zu Art. 10 der allgemeinen Bauordnung. 
8. 
Nachitehende Straßen dürfen nur auf einer Seite bebaut werden: 
1. Amtsſtraße, 
2. Neuer Weg, 
3. Straße, welche weſtlich der Main-Wejer-Bahn entlang führt. 
Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


8 4. 

Im Sinne des Art. 13 der allgemeinen Bauordnung gilt ein 

Grundſtück als zum Bauplag nicht mehr geeignet, wenn dasſelbe weniger 
als 8 m Faſſadenlänge und 80 qm Fläche enthält. 

Zu Art. 17 der a Bauordnung. s 


35 
Sind zum Zwecke der Schliehung eine Gemeindewegs Grund- 
ſtücke jeitens der Gemeinde erworben worden, jo werden Ddiejelben auf 
Berlangen der unmittelbar angrenzenden Grundbeſitzer an dieje in Eigen» 
tum unter folgenden Bedingungen abgetreten: 

a) Das Verlangen muß innerhalb einer Frift von drei Monaten nad 
erfolgtem Erwerb dieſer Grundſtücke schriftlich bei Großh. Bürger- 
meifterei fundgegeben werden. 

b) Die Anlieger müffen ſich bereit erklären, für das an fie ab- 
zutretende Gelände der Gemeinde die vollen Koſten der Erwerbung 
der Grundjtüde ſamt etwaigen Zinſen zurücdzuzahlen. 

Aus dem Preiſe des Geländes und den Unkoſten berechnet jich 
der Durchichnittspreis, welcher pro Quadratmeter zu zahlen ift. 
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Der geichloffene Gemeindeweg ift auf Verlangen der Gemeinde 
von den Anliegern zu übernehmen und zu dem gleichen Preije pro 
—— wie der Durchſchnittspreis des erworbenen Geländes zu 
bezahlen. 

Zu Urt. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
S 6. 

Außerhalb des. Bereichs des Stadtbauplans dürfen Gebäude nicht 
errichtet werden. Ausnahmen hiervon fünnen im Einzelfalle, mit Rück— 
fiht auf die Beſtimmung, örtliche Yage oder ſonſtige Verhältniſſe der 
beabjichtigten Bauten nach Anhörung des Gemeindevorftandes von Grofh. 
Minifterium des Innern gejtattet werden. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
8 7. 

In den noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, die nad) 
diejen Straßen ihren Ausgang haben, nur an den Straßenenden, welche 
fih) an jchon eröffnete Straßen anreihen, oder im Anjchluß an bereits 
auf demjelben Grundſtücke ftehende Häufer errichtet werden. 

Sp lange die Gemeinde nicht gemäß Art. 20, Ab. 1 und 2 der 
allgemeinen Bauordnung zur Herftellung einer Straße verpflichtet ift, 
ind alle Vorkehrungen zur Fahr: und Gangbarmahung, Abwällerung 
und Beleuchtung der Straße von den Bauenden jelbjt zu bewirken. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
88. 

Bei Heritellung neuer und bei Verlängerung jchon bejtehender 
Straßen, fowie bei dem Anbau an Schon vorhandenen, bisher unbebauten 
Straßen jind von den Grumdbefigern nad; Verhältnis der Länge ihrer 
die Straße berührenden Grenze und zwar für die nur an einer Seite 
angrenzende Befigung nur für die Hälfte der Straßenbreite, und bei 
einer Straßenbreite von mehr als 16 m nur für eine ſolche von 8 m 
nad) Maßgabe der Vorschriften des Art. 21 der allgemeinen Bauordnung 
aufzubringen: 

a) die Koſten des Erwerbs des zur Heritellung der Straße erforder: 
fihen Geländes — mit Ausihluß der Koften für die Erwerbung 
etwa in den Straßenzug fallender Gebäude — injoweit der Auf: 
wand für das Gelände den Betrag von 50 Pig. pro Quadrat- 
meter überjteigt; 
die Koften der Heritellung des Trottoir® maßgeblich der Beftim- 
mungen des S 9 a, b und c; 

‘. €) für neue Kanal- und Wafferleitungsanjchlüffe in neu eröffneten 

Straßen joll bei gewöhnlichen Bauten eine einmalige Gebühr von 

50 ME, bei Fabrifanlagen eine jolche biß zu 100 ME. nach der 

Feſtſetzung des Gemeinderat? entrichtet werden. Die Heritellung 

der Anjchlüffe erfolgt auf Koften der Anlieger. 

Bei Berehnung der von den Angrenzenden zu tragenden Kojten 
find die Koften der geſamten Straßenanlage einjchlieglich derjenigen der 
Straßenfreuzungen und Straßeneinmündungen zufammen zu rechnen und 


b 


— 
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den Eigentümern nach Verhältnis der Länge ihrer die Straße berührenden 
Grenze zur Laſt zu legen. 
Ss 9. 

Wenn Trottoirs in bereit3 hergeftellten und eröffneten Straßen 
neu angelegt, bezw. jeither nur gepflafterte Fußwege in erhöhte Trottoirs 
umgewandelt werden, müſſen die Koſten derjelben wie folgt getragen 
werden: 

a) * Wandſteine hat die Stadt auf ihre Koſten zu liefern und 

zu ſetzen; 

b) die übrigen Koften für Trottoird bis zu 3 m Breite tragen die 

Eigentümer der anliegenden Grundftüde im Verhältnis der Länge 
ihrer Straßenfront ganz; 
die Koſten ‘der Herjtellung von Vorrichtungen für Ableitung des 
Negenwafjers von den anliegenden Grundjtüden in die beftehenden 
Straßenrinnen oder Kanäle tragen die Eigentümer der Grund- 
ſtücke ſelbſt. 
Ob und inwieweit Trottoirs in ſolchen Straßen hergeſtellt werden 
ſollen, ſowie die Art der Herſtellung derſelben und der Waſſerabfluß— 
vorrichtungen, wird durch den Gemeinderat für die einzelnen Straßen 
beſonders beſtimmt. 

Das Pflaſtern, Aſphaltieren, Zementieren ꝛc. derjenigen Trottoirs, 
deren Wandſteine bereits geſetzt ſind, die aber bisher nur mit Kies ꝛc. 
hinterfüllt waren, iſt als Neuanlage zu betrachten, deren Koſten den 
Anliegern maßgeblich pos. c dieſes ra zu tragen obliegt. 


— 


c 


Die Unterhaltung der befteheuben feften Trottoirs übernimmt die 
Stadt vorbehaltlich ihrer Erſatzanſprüche aus jchuldhafter Beihädigung. 

Die Notwendigkeit der Umlegung oder Erneuerung eines Trottoirs 
unterliegt der Beſchlußfaſſung des Gemeinderat und fommt es hierbei 
nicht darauf an, ob fid) die Trottoirs vor dem einen oder anderen 
Haufe in einem YZuftande befinden, -welcher die Erneuerung nicht unbe- 
dingt notwendig ericheinen läßt. 

Die Beitragspflicht regelt jich auch hier nad) $ 8, jofern ſeit der 
ersten zu Laften der Anlieger erfolgten Herftellung der Trottoiranlage 
mindeitens 25 Jahre vergangen find, oder Trottoirs erneuert werden 
müſſen, deren Anlage feiner Zeit nicht zu Laften der Anlieger erfolgte. 
Andernfalls trägt die Stadt die Hälfte der in $ 8, pos. b erwähnten 
Koſten. 

J9 

Werden durch die Stadt alte Kanäle beſeitigt und neue erbaut, 
ſo ſind ſämtliche Hausbeſitzer in den betreffenden Straßen verpflichtet, 
ihre alten Hausentwäſſerungen den neuen Kanalanlagen entſprechend 
umzuändern. 

Es iſt denſelben zu dieſem Zweck von der Großh. Bürgermeiſterei 
eine mindeſtens dreimonatliche Friſt zur ſchriftlichen Erklärung des frei— 
willigen Beitritts zu gewähren, nach deren fruchtloſem Ablauf die er— 
forderlichen Arbeiten auf polizeiliche Anordnung durch die Stadt vor— 
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genommen und die SKoften von den Grundeigentümern gemäß $ 13 
beigetrieben werden. 


8 12. 

Die Grundbefiger jind zu den ihnen nah) Maßgabe der vorstehenden 
Paragraphen obliegenden Leiftungen nur mitteljt Geldbeiträgen zuzulaffen. 

Diejelben jind binnen drei Monaten nad) Anforderung an Die 
Stadtkaſſe zu entrichten. 

13. 

Die auf Grund der allgemeinen Bauordnung oder dieſes Orts— 
bauftatut3 zu erfüllenden Verpflichtungen haben die Natur öffentlicher 
Laften und Abgaben, werden nah Wahrung der Vorſchriften des Art. 83, 
legter Sat und Art. 84 der Landgemeindeordnung durch den Stabdt- 
rechner erhoben und unterliegen deshalb auch vorbehältlich des Nechts- 
wegs demjelben Zwangsverfahren, welches bei der Beitreibung öffentlicher 
Laſten und Abgaben ftattfindet. 

Dieje Verpflichtungen gehen deshalb auch ohne weiteres auf jeden 
Nachbefiger der betreffenden Grundſtücke über. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
8 14. 

Stallungen, Scheunen, Schuppen, Wafchküchen, Abtritte und ähn— 
liche Nebengebäude dürfen nicht an öffentliche Straßen oder Plätze 
geftellt werden. 

Ausnahmen hiervon find nur bei äußerſter Raumbefchränfung ud 
unter der Bedingung zuläflig, daß derartige Nebengebäude mit dem 
Hauptgebäude in harmonische Verbindung gebracht werden oder für ſich 
das Ausjehen eines Wohngebäudes erhalten, Feinesfalls aber das Aus: 
jehen der Straße oder des Plabes beeinträchtigen. 

8 15. 


Räume, in denen mit läftigem Geräufch verbundene Gewerbe 
betrieben werden oder in denen beläftigender Rauch, Dampf und übel- 
riechende Luft erzeugt wird, dürfen feine Deffnungen nad) der Straße 
haben und müſſen, foweit fie überhaupt geſetzlich geftattet find, mindeſtens 
> m von der Straße entfernt ftehen. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 16. 

Die Erridtung von Gebäuden Hinter der fejtgejegten Bauflucht- 
linie bezw. Straßenfluchtlinie, jedoch mindeſtens 15 m hinter derjelben 
fann ausnahmsweise unter der Verpflichtung zur Anlage von VBorgärten 
mit metallenem Gitter auf gemanertem Sodel mit Zuftimmung des 
Gemeinderat3 geftattet werden. Die durch das AZurüdliegen von Ge- 
bäuden etwa erforderlichen Verichönerungen an Nachbargebäuden hat 
der Bauende auf feine Koften zu bewirken. Welche derartige Her 
ftellungen erforderlich find, wird von der Baupolizeibehörde entichieden. 

Zu Urt. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
& 17. 

Jedes Grundftüd, auf dem ein Wohngebäude errichtet it, muß 

mindejtens einen Abtritt haben, der eine ins Freie führende, mindeitens 


— 
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0,3 qm große Feniteröffnung haben joll und von der Straße aus ge: 
jehen, nicht in mißſtändiger Weile zur Ericheinung fommen darf. Die 
Anlage eines Abtrittsfenfterd auf der Straßenjeite eine Gebäudes ijt 
unftatthaft. 

Alle Abtritte innerhalb von Wohngebäuden müſſen ınit Waller: 
jpülung verjehen und an die Kanaliſation angejchloffen jein und zwar 
bei neu errichteten Gebäuden jofort, bei vorhandenen Gebäuden mit 
wafjerdichten Gruben innerhalb der nächiten fünf Jahre, bei jolchen 
mit nicht waljerdichten Gruben innerhalb der nächjten zwei Jahre. Bis 
zum Anſchluß an die Kanalifation find die vorhandenen Abtrittsgruben 
mit Dunftröhren, die über Dach gehen, zu verjehen. Es kann hierzu 
das Abtrittsrohr, wenn dejjen untere Deffnung niemals durch den Gruben: 
inhalt verjchlofjjen wird, benußt werden. Wird die Mündung des Ab- 
trittSrohres infolge ihrer Höhenlage zeitweife durch den Gruben- 
inhalt gegen die Grubenluft abgeichloffen, jo ift zur Abführung der 
Srubengaje, wenn ein bejonderes Ventilationsrohr nicht angelegt wird, 
von der Grubendede aus ein entiprechender Abzweig nad) einem oberen 
Teil des Abfallrohrs anzulegen. 

Ueber die Art der bei der Wafjeripülung zu verwendenden Apparate 
(die Art des Klojets) befindet die Bürgermeifterei. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
& 18. 

Hinter- und Seitengebäude dürfen in der Regel nicht früher erbaut 
werden al3 die Vordergebäude. Zu einer Abweichung hiervon iſt die 
Genehmigung des Gemeinderats erforderlih. Auch müſſen die Fluchten 
derjelben nach Möglichkeit vechtwinfelig oder parallel mit denen des 
Bordergebäudes angelegt jein. 

Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
8 19. 

Die Umfangswände aller Wohnhäufer und aller jonjtigen Gebäude, 
wenn legtere Fenerungsanlagen enthalten oder mehrere Stockwerke haben, 
müſſen maſſiv erbaut werden; bei jolchen Gebäuden müſſen die Umfangs: 
mauern im oberen Stod eine Stärke von mindejtens 45 cm bei Bruch— 
jteinen und 38 cm bei Badijteinen Haben. Bei Knieſtöcken, jowie bei 
nicht zu langen Umfangsmauern im oberen Stod genügt bei Baditein- 
mauermwerf eine Stärfe von 25 em. Bei Bruchiteinmauern muß Die 
Stärke nach unten von Stodwerf zu Stocdwerf mindeftens je 10 cm, 
bei Badjteinmauerwerf alle zwei Stockwerke mindeitens einen halben 
Sten = 13 cm zunehmen. Bei diefen Dimenfionen find Stodwerts- 
höhen nicht über 4 m im Yichten und Zimmertiefen nicht über 7 m 
und freie Frontlängen nicht über 6 m vorgeiehen. Werden Diele 
Dimenftonen überjchritten, jo find auch die Maueritärten entiprechend 
zu bergrößern. 

Die Außenmauern von Treppenhäufern bedürfen der Verſtärkung 
nad unten nicht, wenn ſie 45 cm, bezw. 1'/e Stein ſtark bei nicht mehr 
als 12 m Höhe ausgeführt find. 

Stodwertsauffegungen auf beitehende majjive Gebäude jind nur 
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dann zuläffig, wenn diefe Minimalmaße noch ohne Anblendung an be- 
Itehende Mauern eingehalten werden fünnen. 

Mit bejonderer Zuftimmung des Gemeinderats kann unbejchadet 
der Borjchriften des Art. 45 ff. der allgemeinen Bauordnung das oberite 
Stodwerf eines Gebäudes im gefälliger Holzkonftruftion mit Backſtein— 
ausmauerung und mit einer Hintermauerung von 13 cm Stärke aus— 
geführt werden. 

8 20. 


Einſtöckige Gebäude ohne Feuerung, einſtöckige Schuppen und 
Lagerhäufer und dergleichen find in Fachwerksbau, Aborte, Ställe für 
Kleinvieh und Federvieh in Holzbau zuläſſig. Fachwerfsbau kann auch 
für Fabrikbauten, welche nicht höher als zwei Stod find, zugelafjen 
werden. 

Fabrikbauten mit mehreren Stocdwerfen und mit eijernen Gebälfen 
fünnen auch Außenwände von Eifenfachwerk erhalten. 

Durch die Beitimmungen diefes Paragraphen werden die Vor— 
Ihriften der Artikel 45 und 48 der allgemeinen Bauordnung nicht 
berührt. 

Ss 21. 

Bon den inneren Wänden müſſen bei den Gebäuden mit majliven 
Umfangswänden ganz in Stein errichtet werden: 

a) je nad) der Größe mindeftens eine der zu der Balfenunteritüßung 
erforderlichen Scheidewände und zwar wenigjtens 25 em — 1 Stein 
ſtark im unterjten Stodwerf. Bei hohen Gebäuden und folchen 
mit tiefen Räumen find die balfentragenden Innenwände ent- 
iprechend zu verftärfen. Ausgenommen hiervon find einjtöcige 
Gebäude; 
alle Treppenhauswände von den Außenwänden bis zur Gangwand 
mindeitens 25 cm jtarf in Badjteinen, 45 em ſtark in Bruch: 
jteinen. Entjprechende Berjtärfungen nad) unten find nötig, wenn 
die betreffenden Gebäude jehr hoch find und die Treppenhaus: 
wände auch zur Unterftüßung von Gebälken dienen. Ausgenommen 
hiervon find ein= und zweiſtöckige Gebäude. 

Alle Scheidewände, an welchen ſich andere als gewöhnliche Dfen- 

und Kiüchenherdfeuerungen befinden, müjjen 50 em über die äußeren 

Teile der Feuerjtätte hinaus, mindejtens 1 Stein = 25 cm ftarf jein. 
8 22. 

Zu allen äußeren Mauern der Border-, Hinter» und Nebengebäude 
dürfen außer natürlichen Steinen, gebrannte Steine (Badjteine) und 
jolhe Steine, die den genannten an Feitigfeit nicht nachitehen, verwendet 
werden. Der Mörtel muß mit Kalk oder Zement hergejtellt jein. 

Lehm-, Tuff: und ähnliche Steine dürfen nur zur Ausmauerung 
innerer Fachwerkswände benußt werden. Hierbei iſt Lehmmörtel geitattet. 

8 23. 

Die Fußböden des unterften Stocdwerfes müſſen bei Wohn: 

gebäuden mindeitens 50 cm und die Schwellenunterfanten von un— 


b 
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bewohnten Fachwerksbauten mindeftens 30 em über dem höchſten Punkt 
des an das Gebäude anjchließenden Terrains liegen. 

Bei Ladenanlagen können niedere Maße geftattet werden. 

Die Untermauerung äußerer Holzjchwellen iſt mit deren Außen— 
fläche auf wenigiteng die Höhe einer Badjteinjchichte bündig zu halten. 
8 24. 

Garten- und Landhäufer mit Feuerungen zu vorübergehender Be— 
nutzung fünnen in Fachwerk gejtattet werden, wenn fie mindeftens 3 m 
von der nachbarlichen Grenze und von anderen Gebäuden entfernt ftehen. 

8 25. 

Iſt das Gebändefundament nicht vollftändig gegen Feuchtigkeit 
toliert oder liegt die Fußbodenhöhe des Erdgeſchoſſes nicht mindejtens 
1 m über dem Terrain oder 3 m über dem höchiten befannten Grund- 
wajleritand, jo muß das Kellergeſchoß ohne Anwendung von Holz— 
fonftruftionen überdeckt fein. 

Im Manerwerf unterhalb des Barterrejtods find Iſolierſchichten 
gegen die aufjteigende Feuchtigkeit anzubringen. 

Zu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
S 26. 

Ein Gebäude an einer neu zu bebauenden Straße muß mindejtens 
eine Faljadenlänge (Länge an der Straße) von 8 m haben. Bei Ed- 
häufern muß die eine Front wenigſtens 9 m betragen. Wo die Bau- 
fluchten ſpitze Winkel bilden, muß die Ede abgejchrägt jein. Die Größe 
der Abichrägung wird für die einzelnen Straßenzüge jeweils feſtgeſetzt. 
Das genannte Minimalmak von 9 m bezieht fich auf die Länge der 
Faſſade einschließlich der auf ihre Flucht projektierten Abſchrägung 
der Ede. 

Unter diefen Maße kann der Bau in bereit3 bebauten Straßen 
geitattet werden. Bei neu zu bebauenden Straßen dagegen nur dann, 
wenn er als Teil eines jchon beftehenden Hauſes desjelben lan ans 
gebaut wird, auch in der äußeren Erjcheinung ſich nicht als jelbjtändiges 
Haus geltend macht. 

Ss 27. 

Innerhalb des genehmigten Ortsbauplans follen feine Gebäude an 
der Straße errichtet werden, welche weniger als 2 Stodwerfe über 
Sodel haben. Ausnahmen hiervon fünnen nur aus befonderen Gründen 
durch Beichluß des Gemeinderats gejtattet werden. 

S 28. 

Villenartige Gebäude, welche hinter die normale Baufluchtlinie zu 
jtehen fommen, können auch einstöcig erbaut werden, wenn ſie jonst 
in Ihrem Aeußeren nicht mihftändig erjcheinen und vom Sodel bis zur 
Dachgeitimsoberfante mindeitens 6 m Höhe erhalten. 

8 29. 

Bei allen Nenbauten und Hauptreparaturen an der Strakenfeite 
und an Einfriedigungen ift auf eine gefällige ardhiteftonische Ausführung 
Rückſicht zu nehmen, 
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S 30. 

Die Minimalmape für Stodwerfe, in welchen Menjchen wohnen 
oder arbeiten, find im Lichten nicht unter 2,40 m für Seller, Dad)- 
und Zwiſchengeſchoſſe und 2,60 m für Hauptſtockwerke zu nehmen. 

Bei Hauptreparaturen bejtehender Gebäude ijt Art. 25 der all- 
gemeinen Bauordnung maßgebend. 

8 31. 

Binnen drei Jahren, nachdem ein Gebäude an einer Straße unter 
Dad) gebracht worden, ift dasjelbe mit Verputz und Anſtrich zu verjehen, 
falls die Umfaffungswände nicht aus behauenen Steinen oder Blend- 
mauerwerf bejtehen. 

Heltere Gebäude find in Verputz und Anftrich ftets in jolchem 
Zuftande zu erhalten, daß deren Ausjehen nicht mißjtändig erjcheint. 

8 32. 

Für den Anftrich dürfen jolche Farben nicht verwendet werden, 
welche blenden oder der Gejundheit ſchädlich oder für die Straße miß— 
jtändig find. Weiße Farbe darf, Fenſterrahmen ausgenommen, nicht 
verwendet werden. 

833. 

Vorſtehendes Statut tritt mit dem Tage der öffentlichen Ver— 
kündigung im Oberheſſiſchen Anzeiger (Kreisblatt) in Kraft. 

Friedberg, den 18. Januar 1897. 

Großherzogliches Kreisamt Friedberg. 
Dr. Braden. 





Ortsbauſtatut für die Stadt Friedberg. 

Auf Grund des Artikels 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. 
April 1881 und der 88 3—9 der Ausführungs-Verordnung zu derſelben 
vom 1. Februar 1882 iſt durch Beichluß des Gemeinderats nach An- 
hörung des Kreisausschuffes und mit Genehmigung Großherzoglichen 
Minifteriums de3 Innern und der Juftiz vom 2. Dftober 1889 zu Wr. 
M. d. 3. 25193 und bezw. Großherzoglichen Miniſteriums des Innern 
vom 11. YAuguft 1897 zu Nr. M. d. 3. 17744 nachitehendes Orts— 
bauftatut errichtet worden. 


Zu Art. 4, 10 und 13 a a Bauordnung. 
Die Grenzen der Bebauung in durch den Ortsbauplan gegeben. 


Ob und wieweit Straßen nur an einer Seite bebaut werden 
diirfen, oder ob in einzelnen Straßen VBorgärten in beftimmter Tiefe 
angelegt werden müſſen oder dürfen, wird durch den Ortsbauplan be- 
jtimmt. 

S 3. 

AS Bauplak in neu zu bebauenden Straßen ift eine Fläche nicht 
mehr geeignet, wenn auf derjelben fein Gebäude von 8 m Front umd 
9 m Tiefe unter Wahrung der Art. 37 und 38 der allgemeinen Baus 
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ordnung, jowie der Beitimmungen des Bau-Polizeireglements zu Art. 
37 errichtet werden kann. 

In bereit bebauten Straßen joll die Frontlänge mindejtens® 5 m 
betragen; eine geringere Frontlänge kann mit Zuftimmung des Gemeinde- 
vorjtandes gejtattet werden. 


Zu Urt. 17 der allgemeinen Bauordnung. 


8.4. 

Sind zur Schliegung eines Gemeindewegs Grundftüde ſeitens 
der Stadt freihändig oder durch Enteignung erworben worden, jo 
werden diejelben an die unmittelbar angrenzenden Grumdbefiger auf 
deren Berlangen in Eigentum abgetreten. 

Das Berlangen muß innerhalb einer Friſt von drei Monaten 
nach erfolgtem Erwerb diejer Grundjtücde schriftlich bei Großh. Bürger: 
meijterei fundgegeben werden. 

Die Anlieger haben für das an fie abzutretende Gelände der 
Stadt die vollen Erwerbsfojten der Grundjtüde zurücdzubezahlen. 

Gleichzeitig haben die Anlieger auf Verlangen der Stadt den ge- 
ichlofjenen Gemeindeweg nach dem Durcdjichnittspreis des im Abjak 1 
erwähnten Gejamtgeländes zu übernehmen. 


Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 


85. 

Da durch den genehmigten Ortsbauplan für Anlegung neuer 
Straßen hinreichend vorgeſorgt iſt, dürfen außerhalb des Bereichs des 
Ortsbauplans Gebäude nicht errichtet werden. 

Ausnahmen hiervon können im Einzelfalle mit Rückſicht auf die 
Beſtimmung, örtliche Lage oder ſonſtigen Verhältniſſe der beabſichtigten 
Bauten nach Anhörung des Gemeindevorſtandes von Großh. Miniſterium 
des Innern geftattet werden. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
S 6. 

In noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, die nach 
diefen Straßen ihren Ausgang haben, nur an den Straßenenden, welche 
ſich an jchon eröffneten Strafen anreihen, oder im Anjchluß an bereits 
auf demjelben Grundſtück bejtehende Häuſer errichtet werden. 

87. 

Soll in einer uneröffneten Straße ein Gebäude errichtet werden, 
weiches nicht Edhaus an einer jchon eröffneten Straße wird, und 
ſich auch nicht am ein ſchon erbautes Haus im der umeröfjneten 
Straße anreiht, jedoch nach diejer Straße jeinen Ausgang erhalten joll, 
jo kann dies nur mit Genehmigung des Gemeindevorjtandes gejtattet 
werden. 

88. 

In den Fällen der SS 6 und 7 werden alle Vorkehrungen zur 
Fahr- und Gangbarmachung, Abwäjlerung und Beleuchtung der Straße 
auf Koſten des Bauenden durd) die Stadt bewirkt. 
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Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
9. 

Bei Herjtellung neuer und bei Verlängerung jchon bejtehender 
Straßen, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandene, bisher unbebaute 
Straßen find von den Grumdbefigern nach Verhältnis der Länge ihrer, 
die Straße berührenden Grenze und zwar für die nur an eimer Geite 
angrenzende Beſitzung nur für die Hälfte der Straßenbreite, und in 
diejem Falle bei einer Straßenbreite von mehr als 16 m mur für eine 
jolhe von 8 m nad) Maßgabe der VBorjchriften des Art. 21 der all- 
gemeinen Bauordnung aufzubringen: 

a) die Koſten des Erwerbs des zur Herftellung der Straße erforder: 
lichen Geländes mit Ausjchluß der Koften für die Erwerbung 
etwa in den Straßenzug fallender Gebäude; 

b) die Koften für Herftellung des Straßenförpers einjchließlich der 
Chaufjierung der Fahrbahn und Herjtellung des Goſſenpflaſters. 

Soll eine Straße alsbald bei der Anlage gepflajtert werden, 
jo werden die Anlieger nach vorjtehendem Abjah nur zu den 

Koften, die durch Ehauffierung erwachien würden, herangezogen. 

Die Mehrkojten der Pflafterung der Fahrbahn trägt die Stadt; 

c) die Koften der Herftellung der Fuhfteige maßgeblich der Be— 
jftimmungen des $ 10 a, b und c; 

d) die Koften für Herjtellung der Kanäle nach Maßgabe des 8 12. 
Bei Berechnung der von den Angrenzenden zu tragenden Kojten 

find die Koften der gefamten Straßenanlage einjchließlich derjenigen der 
Straßenfreuzungen und Straßeneinmündungen zujammen zu rechnen 
und den Eigentümern nach Verhältnis der Länge ihrer die Straße be- 
rührenden Grenze zur Laſt zu legen. 

$ 10. 


Wenn Fußiteige in bereits hergeftellten und eröffneten Straßen 
neu angelegt bezw. jeither nur gepflafterte Fußwege in erhöhte Fußiteige 
umgewandelt werden, müſſen die Koſten derjelben wie folgt getragen 
werden: 

a) die Wandjteine hat die Stadt auf ihre Kojten zu liefern umd zu 
ſetzen; 

b) die übrigen Koften für Fußſteige bis zu 2,50 m Breite, ſowie 
die Koften für die Einfahrten auf die ganze Breite tragen die 
Eigentümer der anliegenden Grundſtücke ım Verhältnis der Yänge 
ihrer Straßenfront ganz; 

e) die Koften der Herjtellung von Vorrichtungen für Ableitung des 
Regenwafjers von den anliegenden Grundftücen in die bejtehenden 
Straßenrinnen oder Kanäle tragen die Eigentümer dev Grund- 
jtüde jelbit. 

Der Wert des Materials wird den Angrenzern nicht zu Gute ge- 
rechnet: Die Stadt, welche die Unterhaltung bis zur nächjf ie 
jtellung übernimmt, verwendet oder veräußert das Materie’ 

Nugen. Ob und wieweit FJußfteige im jolchen Straß 


— 
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werden jollen, jowie die Art der Herftellung derfelben und der Waſſer— 
abflußvorrichtungen wird durch den Gemeindevorjtand für die einzelnen 
Straßen bejonders bejtimmt. Das Pflaftern, Aiphaltieren, Zementieren zc. 
derjenigen zußfteige, deren Wandjteine bereit3 gejegt find, die aber 
bisher nur mit Kies 2c. hinterfüllt waren, ift al3 Neuanlage zu betrachten, 
deren Kojten den Anliegern maßgeblich) der pos. b dieſes Paragraphen 
zu tragen obliegt. 

Die vorjtehenden Bejtimmungen gelten auch für neu anzulegende 
Straßen mit der Maßgabe, dag der Gemeindevorftand den Zeitpunkt 
der Herjtellung zu bejtimmen hat, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob 
die angrenzenden Grundjtüde jchon bebaut find. 

$ 11. 


Die Unterhaltung der beftehenden feſten Fußfteige übernimmt die 
Stadt vorbehaltlih ihrer Erſatzanſprüche aus ſchuldhafter Beſchädigung. 
Die Unterhaltung der Einfahrten, ſowie die Leberbrüdungen der Goſſen 
werden auf Kojten der Angrenzer durch die Stadt bewirft. 

Die Notwendigkeit der Umlegung oder Erneuerung eines Fuß— 
jteiges unterliegt der Beſchlußfaſſung des Gemeinderats und kommt es 
hierbei nicht darauf an, ob ſich die Fußjteige vor dem einen oder anderen 
Haufe in einem Zuftande befinden, weldyer die Erneuerung nicht un- 
bedingt notwendig erjcheinen läßt. 

Die Beitragspflicht regelt fich auch hier nach $ 10, ſofern jeit der 
erjten zu Laften der Anlieger erfolgten Herjtellung der Fußiteiganlage 
mindeitens 25 Jahre vergangen find, oder Fußſteige erneuert werden 
müſſen, deren Anlage feiner Zeit nicht zu Lajten der Anlieger erfolgte. 
Andernfalls trägt die Stadt die Hälfte der in $ 10 pos. b erwähnten 
Koſten. 

S 12. 

Die neue Herstellung unterirdiicher Abzugsfanäle in neu eröffneten 
oder vollitändig ausgebauten Straßen erfolgt auf Kojten der Anlieger, 
ebenjo die Koſten für die Anjchlüffe, ſowie die Unterhaltung der leßteren. 

Das Ortsjtatut, betr. die Erhebung einer Gebühr für die Be— 
nutzung der Kanäle in der Stadt Friedberg vom 2. Mai 1894, wird 
durch vorstehende Beſtimmungen nicht berührt. 

8 13. 

Merden durch die Stadt alte Kanäle bejeitigt und neue erbaut, 
jo Sind jämtliche Hausbefiger in den betreffenden Straßen verpflichtet, 
ihre alten Hausentwäfjerungen für die neuen Kanalanlagen entiprechend 
umzuändern. Dieje Umänderungen werden auf Koſten der Angrenzer 
durch die Stadt ausgeführt. 

8 14. 

Die Grundbefiger find zu den ihnen nad) Maßgabe der SS 9, 
10, 11, 12 und 13 obliegenden Leiftungen nur mitteljt Geldbeiträgen 
zuzulaſſen. 

Dieſelben ſind binnen drei Monaten nach Anforderung an die 
Stadtkaſſe zu entrichten. 
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8 15. 

Die auf Grund der allgemeinen Bauordnung oder dieſes Bau: 
ftatut3 zu erfüllenden Verpflichtungen haben die Natur öffentlicher 
Laſten und Abgaben und unterliegen deshalb auch vorbehaltlich des 
Nechtsweges demjelben Zwangsverfahren, welches bei der Beitreibung 
öffentlicher Laften und Abgaben ftattfindet. 

Dieje Verpflichtungen gehen deshalb aud) ohne MWeitere® auf 
jeden Nachbefiger der betreffenden Grundftüde über. 

Zu Urt. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 16. 

Nebengebäude wie Stallungen, Scheunen, Remijen, Wajchfüchen, 
Abtritte 2c. dürfen micht an öffentlichen Straßen und Plätzen errichtet 
werden. 

Ausnahmen hiervon find nur bei äußerjter Raumbeſchränkung und 
unter der Bedingung zuläjlig, daB derartige Nebengebäude mit dem 
Hauptgebäude in harmonische Verbindung gebracht werden und in feiner 
Weile das Anjehen der Straße beeinträchtigen. 

17 


Räume, in denen mit läftigem Geräufch verbundene Gewerbe be- 
trieben werden, oder in denen beläftigender Rauch, Dampf und übel- 
riechende Luft erzeugt wird, dürfen feine Deffnungen nad) der Straße 
haben. 

Liegen jolhe Räume Hinter der Baufluchtlinie, jo muß die Ent- 
fernung der Oeffnungen von derjelben mindeſtens 5 m betragen. 

Die dem $ 16 der deutjchen Gewerbeordnung unterliegenden An— 
Lagen jollen in der Regel auf die Öftlich und nordweitlich der Main-Wejerbahn 
liegenden Bauquartiere und auf die frühere Burggemarfung Friedberg be= 
ichränft bleiben. Ausgenommen hiervon find VBergrößerungen bejtehen- 
der Anlagen. 

$ 18. 

Das Zurüdjegen von Gebäuden Hinter die feſtgeſetzte Bauflucht: 
linie bezw. Straßenfluchtlinie kann ausnahmsweije mit Zuftimmung des 
Gemeindevorjtandes gejtattet werden, wenn der Bauherr, welcher das 
Gebäude hinter die Straßenfluchtlinie zurücklegen will, fich verpflichtet: 

a) alles zwijchen der Straßenfluchtlinie und der zurückverlegten 

Baufluchtlinie befindliche Land mit Gartenanlagen oder jonjtigen 

niht mißftändigen von dem Gemeindevorftand gutgeheißenen 

Anlagen zu verjehen und wie die Vorgärten ($ 25) abzuschließen ; 

b) die zurücgelegte Bauflucht parallel der normalen Straßenflucht- 
linte zu legen und 
ce) die durch das Zurückſetzen Hinter die Baufluchtlinie von der 

Straße aus jichtbaren Grenzmauern der Nachbarhäufer mit Zu- 

ftimmung der Nachbarn entiprechend verjchönern oder mindeſtens 

glatt verpußgen und anjftreichen läßt. Wird ausnahmsweije das 

Zurüdjegen eines einzelnen Gebäudes geitattet, jo joll die 

Entfernung von der Straßenfluchtlinie bis zu dem Gebäude 15 m 

betragen. | 
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$ 19. 


Auf den mit PVorgärten verjehenen Grumdftüden müfjen Die 
Bordergebäude mindejtens 3 m von der Nachbargrenze entfernt bleiben, 
jo daß der Zwijchenraum zwijchen zwei Nachbarhäujern mindejtens 6 m 
beträgt. Als Ausnahme hiervon it das Bauen bis an die Nachbar: 
grenze gejtattet, wenn eine dem Gemeindevorjtand genügende Garantie 
geboten it, daß ein daranſtoßendes Nachbargebäude binnen Jahresfriſt 
erbaut werden wird oder wenn das Gebäude an eine jchon beitehende 
Brandınauer angebaut wird. Mehr als zwei Häufer dürfen jedoch nicht 
dicht aneinander gejtellt werden. 

8 20. 

Die Borgärten find mitteljt metallener Gitter, welche in Die 
Straßenfluchtlinie einzurüden find, abzujchliegen. Diejelben find auf 
im höchſten Falle 0,75 m hohen Steinjodeln zu errichten und mit Del- 
farbe anzuftreichen. Ebenjo find auch die Borgärten von der Straßen: 
fuchtlinie bis zur Hausfront an der Nachbargrenze einzufriedigen. 
Diejelben find mit Garten- und Weganlagen entiprechend zu veriehen und 
ordnungsgemäß zu unterhalten und dürfen weder zu Wirtichafts- noch 
zu anderen Gewerbebetrieben benußt werden. Dieje Einfriedigungen, 
ſowie die Einfriedigungen unbebauter Grundjtüde an Straßen, welche 
innerhalb des Ortsbauplanes liegen, bedürfen der Genehmigung des 
Gemeindevorjtandes, dem die Pläne in doppelter Ausfertigung vorzu: 
legen find. 

Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 21. 

Jedes Grunditüd, auf dem ein Wohngebäude errichtet it, muß 
mindeitens einen Abtritt haben, der wenn irgend möglich an einer 
Außenwand liegen, jedenfall aber eine in's Freie führende, mindeitens 
0,50 m große Fenjteröffnung haben joll und von der Straße aus ge- 
jehen nicht in mißftändiger Weile zur Erjcheinung fommen darf. Die 
Anlage eines Abtrittsfeniter® auf der Straßenjeite eines Gebäudes ift 
unftatthaft. Jede Abtrittsgrube ſoll ventiliert jein. Es fann hierzu 
dad Abtrittsrohr, wenn deſſen untere Deffnung niemal® durch den 
Grubeninhalt verichlojien wird, benußt werden. Dieſes oder ein be- 
jonderes VBentilationsrohr von der Weite des Abtrittsrohres muß über 
das Dad) gehen. 

Die Abtrittsgrube ift zu überwölben und hat mindeitens eine 
50—60 cm große Reinigungsöffnung zu erhalten, die mit einem gut 
Ichliegenden Dedel zu verſehen ift. 

Im Innern ift die Grube mit einem mindeiten® 2 cm ftarfen 
Bementverpuß waſſerdicht herzuitellen. 

Die Wände dürfen feine vorjpringenden Teile haben, die Eden 
find nach einem Halbmeffer von mindeitens 10 cm auszurunden, auch 
der Boden muldenförmig nach einem unter der Reinigungsöffnung be- 
findlichen Punkt fallend zu geftalten. 

Die Ueberwölbung der Grube ift außerhalb mit einer Wiphalt- 
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lage oder mit einem Zementmörtel gut zu überziehen und darauf noch) 
mindejtens 15 cm hoch mit toniger oder lehmiger Erde zu überdeden. 

Die Abjallrohre der Aborte jind in dieſe Grube entiprechend ein- 
zuführen. 

Die Deffnungen der Abtrittsfige müflen mit genau jchließenden 
Dedeln verjehen jein. 

8 22. 

Es dürfen feinerlei Fäkalftoffe durch die Hausentwäfjerungen den 
Straßenfanälen zugeführt werden. Das Anjchließen von Ueberläufern 
an Abortsgruben ijt unzulällig. 

Bu Urt. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 23. 

Hinter» und Seitengebäude dürfen in der Negel nicht früher er- 
baut werden als die Vordergebäude. Zu einer Abweichung Hiervon ift 
die Genehmigung der Baupolizeibehörde nad) Anhörung des Gemeinde- 
vorstandes erforderlich. Auch müſſen die Fluchten derjelben nad) Mög- 
lichkeit rechtwintelig oder parallel mit denen des Bordergebäudes an- 
gelegt jein. 

Zu Art. 38 der allgemeinen Bauordnung. 
8 24. 

Im Umkreis von 100 m von Begräbnisjtätten dürfen feine Wohn- 
gebäude errichtet und feine für Hauswirtichaftlihe Zwecke beftimmte 
Brunnen angelegt werden. 

Zu Urt. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
25. 

Die Umfangswände aller Wohnhäujer und aller jonftigen Gebäude, 
weun legtere fFeuerungsanlagen enthalten oder mehrere Stodwerfe haben, 
müſſen mafjiv erbaut werden; bei jolchen Gebäuden müjjen die Umfangs- 
mauern im oberen Stod eine Stärfe von mindejtens 45 cm bei Bruch- 
jteinen und 38 cm bei Badjteinen haben. Bei Knie- und Manjarden- 
ftöden, jowie bei Umfangswänden, die nicht über 3,60 m freiftehen und 
deren Höhe nicht mehr als 3,4 m beträgt, genügt bei Backſteinmauerwerk 
eine Stärfe von 25 cm. 

Bei Bruchjteinmauern muß die Stärfe nad) unten von Stodwerf 
zu Stodwerf mindestens je 10 cm, bei Badjteinen alle 2 Stodwerfe 
mindeftend einen halben Stein = 12,5 em zunehmen. Bei dieſen 
Dimenfionen find Stodwerfshöhen nicht über 4 m im Lichten und 
BZimmertiefen nicht über 7 m vorgejehen, werden diefe Dimenfionen 
überjchritten, jo find auch die Mauerjtärken entjprechend zu vergrößern. 

Die Außenmauern von Treppenhäujern bedürfen der Verjtärfung 
nach unten nicht, wenn fie 45 cm bezw. 145 Stein ftark bei nicht mehr 
al® 12 m Höhe ausgeführt find. 

Stockwerksaufſetzungen auf beftehende maffive Gebäude find nur i 
dann zuläjlig, wenn diefe Minimalmaße noch ohne Anblendung an 
beitehende Mauern eingehalten werden fünnen. 

Mit befonderer Genehmigung des Gemeindevorjtandes fann das 
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oberfte Stocwerf eines Nebengebäudes in gefälliger Holzkonftruftion 
ausgeführt werden. 
8 26. 

Einjtöcdige Gebäude ohne Teuerung, einftökige Schuppen und 
Zagerhäufer u. dergl. find in Fachwerfsbau, Aborte, Ställe für Klein- 
vieh und Federvieh in Holzbau zuläſſig. Fachwerksbau kann auch für 
Fabrifbauten, welche nicht höher als zwei Stod find, zugelafjen werden. 

Durch die Beftimmungen dieje8 Paragraphen werden die Vor— 
ichriften der Art. 45 u. 48 der allgemeinen Bauordnung nicht berührt. 

8 27. 

Bon den inneren Wänden müfjen bei den Gebäuden mit majliven 
Umfangswänden ganz in Stein errichtet werden: 

a) je nad) der Größe mindejteng eine der zu der Balfen-Unterjtügung 
erforderlichen Scheidewände und zwar wenigitens 25 cm — 1 Stein 
ſtark im unterjten Stodwerf; ausgenommen hiervon find einftöcige 
Gebäude; 

b) alle Treppenhauswände von den Außenmanern bis zur Gangwand 
25 em ſtark in Badjteinen, 45 em Stark in Bruchiteinen. Aus— 
genommen Hiervon Find ein- und zweiltödige Gebäude. 

Alle Scheidewände, an welchen ſich andere als gewöhnliche Ofen— 
und Küchenherdfeuerungen befinden, müſſen 50 cm über die äußeren 
Teile der Feuerjtätte hinaus, mindeftens I Stein = 25 em jtarf jein. 

g 28. 

Bu allen äußeren Mauern der Vorder, Hinter: und Nebengebäude 
dürfen nur natürliche Steine oder gebrannte Steine (Badjteine) ver- 
wendet werden. Der Mörtel mu mit Kalt oder Zement bergeitellt fein. 

Lehm, Tuff und ähnliche Steine dürfen nur zur Ausmauerung 
innerer Wände benußt werden. Hierbei iſt Lehmmörtel gejtattet. 

$ 29. 

Die Fußböden des unterjten Stockwerks müjjen bei Wohngebäuden 
mindeitens 50 em und die Schwellen von unbewohnten Fachwerksbauten 
mindeitens 30 em über dem höchiten Punft des an das Gebäude an- 
ſchließenden Terrains liegen. 

Bei Ladenanlagen fünnen niederere Make geitattet werden. 

8 30. 

Sarten- und Landhäufer mit Feuerungen zu vorübergehender Be- 
nutzung können im Fachwerk geitattet werden, wenn jie mindeſtens 3 m 
von der nachbarlichen Grenze und von anderen Gebäuden entfernt jtehen. 

8 31. 

Iſt das Gebäudefundament nicht vollitändig gegen Feuchtigkeit 
ijoliert, oder liegt die Fußbodenhöhe des Erdgejchofjes nicht mindejtens 
I m über dem Terrain oder 3 m über dem höchſten befannten Grund- 
wafjeritand, fo muß das Sellergeichoß ohne Anwendung von Holz— 
fonitruftionen überdedt jein. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
S 32. 
Ein Gebäude an einer neu zu bebanuenden Straße muß mindeitens 
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eine Faſſadenlänge (Länge an der Straße) von 8m haben. Bei Ed: 
bäufern muß die eine Front wenigitens 9 m betragen. Wo die Straßen- 
fluchten rechte oder jpige Winkel bilden, müſſen die Eden entiprechend 
abgejchrägt oder abgerundet werden. Die Größe der Abjchrägung oder 
Abrundung wird für die einzelnen Straßenzüge jeweil® von dem Ge— 
meindevoritand feſtgeſetzt. 

g 38. 

Innerhalb des genehmigten Stadtbauplanz jollen feine Gebäude 
an der Straße errichtet werden, welche weniger als zwei Stodwerfe 
über Sodel haben. Ausnahmen hiervon fünnen nur aus bejonderen 
Gründen durch Beichluß des —— geſtattet werden. 


Villenartige Gebäude, welche — die normale Baufluchtlinie zu 
ſtehen kommen, können auch einſtöckig erbaut werden, wenn ſie ſonſt in 
ihrem Aeußeren nicht mißſtändig erſcheinen und vom Sockel bis zur 
Dachgeſimsoberkante mindeſtens 6 m Höhe erhalten. 

8 35. 

Bei allen Neubauten und Hauptreparaturen an der Straßenjeite 
und an Einfriedigungen iſt auf eine gefällige architektonische Ausführung 
Rückſicht zu nehmen. 

8 36. 

Die Minimalmaße für Stodwerfe, in welchen Menjchen wohnen 
oder arbeiten, find im Lichten nicht unter 2,40 m für Keller, Dad)- 
und Zwiſchengeſchoſſe und 2,60 m für Hauptitodiwerfe zu nehmen. 

Bei Hauptreparaturen bejtehender Gebäude ift Art. 25 der all- 
gemeinen Bauordnung maßgebend. 


Binnen 3 Jahren, nachdem, ein Gebäude an einer Straße unter 
Dach gebracht worden, ijt dasjelbe mit Verpuß und Anftrich zu ver- 
jehen, falls die Umfafjungswände nicht aus behauenen Steinen oder 
Blendmauerwerf beitehen. 

Aeltere Gebäude find in Verputz und Anftrich ftets im ſolchem 
Zuftande zu erhalten, daß deren Ausſehen nicht mißftändig erjcheint. 

g 38. 

Für den Anftrich dürfen jolche Farben nicht verwendet werden, 
welche blenden oder der Geſundheit jchädlich, oder für die Straße 
mißftändig find. Weihe Farbe darf, Fenfterrahmen ausgenommen, nicht 
verwendet werden. 

8 39. 

Vorjtehendes Statut tritt mit dem Tage der öffentlichen Ver— 
fündigung im „Oberhejfiichen Anzeiger“ in Kraft. 

Friedberg, den 14. Auguſt 1897. 

BD NNE Kreisamt Friedberg. 
Dr. Braden. 


Baupolizei-Ordnung für die Stadt Friedberg. 
Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der 88 6 und 8 der Verordnung 
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vom 1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen Bauordnung 
betreffend, wird nach Anhörung des Gemeinderat3 und der Bürger- 
meifterei unter Zuftimmung des Kreisausjchuffes und mit Genehmigung 
Großh. Minifteriums des Junern und der Juſtiz vom 23. Mai 1890 
zu Ar. M.d. J. 9748 und bezw. Großh. Minijteriumg des Innern vom 
11. Auguft 1897 zu Nr. M. d. J. 17744 für die Stadt Friedberg ver- 
ordnet wie folgt: 
Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
81. 

Die Benugung des Fußfteiggeländes jeitens eines Anliegers zu 
Ventilationg-, Licht» oder Einfüllöffnungen für Kellerräume ift verboten, 
fann aber jeitens der Stadt in dringenden Fällen ausnahmsweiſe nur 
in ſtets widerruflicher Weiſe gejtattet werden, wenn fich der Anlieger 
zur Zahlung einer Refognitionsgebühr von 2 Mk. pro Jahr und Deffnung 
verpflichtet. 

2. 


8 
In den Fußſteigen, ſowie in den Floßrinnen und dem Straßen— 
pflaſter dürfen Gerüſtſtangen, Sprießen, Bauzäune ꝛc. nicht eingegraben 
werden. Ausnahmen können nur durch Genehmigung der Ortspolizei— 
behörde erlangt werden. 


83. 
Bei Errichtung von Gebäuden an öffentlichen Straßen und Pläßen 
wird ein Vorſpringen vor die Straßenfluchtlinie geitattet: 

a) bei Fundamentmauern in der Erde, in der Regel nicht über 0,15 m 
und bei Sodeln bis zu 0,15 m. In Straßen unter 10 m Breite 
iſt nur 0,10 m Sodelvoriprung jtatthaft ; 

b) Balfond und Wetterdächer find nur in Straßen von mindeitend 
10 m Breite geftattet und zwar nur dann, wenn jie mit ıhrer 
Unterfante mindeftens 3 m über der Straße liegen, nicht mehr 
al® 1,50 m über die Baufluchtlinie voripringen und mindeitens 
1,50 m Abjtand von der Nachbargrenze haben; 

Maren und Ausftellfaften, welche in die Straßenfluchtlinie hinein» 
ragen, dürfen ohne polizeiliche Genehmigung nicht angelegt werden, 
welche jeweil® nur auf Widerruf erfolgt; 

) da8 Anbringen fvon auf die Straßenfluchtlinie voripringenden 
Firmenſchildern, Fſowie von Hafen und ähnlichen Vorrichtungen 
zum” Aushängen von Waren und dergleichen ijt verboten. Da: 
gegen fünnen mit der Außenwand parallel laufende Firmenſchilder 
mit polizeiliher Genehmigung angebracht werden, wenn ihre Aus: 
ladung in die Straßenfluchtlinie nicht mehr als 0,30 m beträgt; 
Margquiien, Rolläden zum Ausitellen ꝛc. müſſen jo befeftigt werden, 
daß ihr tiefiter Punkt mindeftens 2,10 m über der Strafjienfläche 
liegt. In derjelben Höhe fünnen Blumenfäften, jedoch unter der 
Pedingung angebracht werden, daß fie durch Abfliegen von Waſſer 
niemand befäftigen fönnen. 

84, 
Kellerfeniterläden nach der Straße zu dürfen nicht nach der Seite 
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aufichlagend angebracht werden. Fußabkratzer in der Straßenfluchtlinie 
müſſen in den Trittitufen der Treppen oder in das Trottoir jo ein- 
gelaſſen werden, daß fie mit demjelben in eine Ebene zu liegen fommen. 


5. 

Nach der Straße aufſchlagende Fenſter und Läden dürfen nur in einer 

Höhe von mindeitens 2,00 m über der Straßenebene angebracht werden. 
6 


S 6. 

Vorhandene Anlagen der in 88 3 und 4 angeführten Art, welche 
diejen Vorjchriften widerjprechen, ebenjo Treppen und Abweifer, jowie 
Tor-, Türen- und Kellereingänge mit Falltüren, welche nach der Straße 
aufgehen oder über die Straßenfluchtlinie vorfpringen, müffen, wenn 
dies das öffentliche Intereſſe erfordert, innerhalb ſechs Monaten nad) 
erfolgter Aufforderung entfernt bezw. vorjchriftsmäßig umgeändert werden. 
Dieje Friit fann ausnahmsweiſe in Berücfichtigung bejonderer Berhält- 
nifje, welche deren Einhaltung als nicht möglich oder mit zu großen 
Härten verbunden ericheinen Lafjen, durch Großh. Kreisamt nad An- 
börung des Stadtvorftandes erſtreckt werden. 

Zu Art. 32 der allgemeinen Bauordnung. 
&7:; 

Die unmittelbar an der Straße oder öffentlichen Wegen gelegenen 
Gebäude müſſen mit Dachfandeln und bis auf den Boden gehenden 
Abfallröhren verjehen fein; von dem Rohrausguß ift das Waſſer, fofern 
niht $ 9 Plab greift, bei erhöhten Trottoirs mitteljt eiferner Rinnen 
in die Straßengofje zu führen, und zwar innerhalb ſechs Monaten nach 
Inkrafttreten dieſer Baupolizei-Drdnung. Alle diefe Teile find ftets in 
gutem Zuftande zu erhalten; ihre Anlage erfolgt nach den von Großh. 
Bürgermeiſterei zu erlaffenden Beitimmungen. 

8 


So. 

Ueberdedte Rinnen, ſowie Weberbrüdungen von Straßengofjen 
müjjen in der Straßen- bezw. Trottoirebene liegen. Diejelben können 
nur gegen bejonderen Revers geftattet werden und find von dem An— 
lieger auf eigene Koften nach näherer Angabe der Großh. Bürgermeifterei 
berzuftellen und jederzeit gut zu unterhalten. 

9 


Da wo Öffentliche Kanäle bejtehen oder angelegt werden, muß die 
Ableitung des Abfallwaſſers von den an die Straße grenzenben Grund— 
ſtücken in jene Kanäle nach näherer Weiſung Großh. Bürgermeiſterei 
unterirdiſch erfolgen; die erforderliche Einrichtung zur Ableitung iſt 
binnen Jahresfriſt nach Erſcheinen dieſer Polizeiverordnung bezw. ſofort 
nach Fertigſtellung des öffentlichen Kanals herzuſtellen. Im Weigerungs— 
falle erfolgt die Ausführung auf Anordnung der Polizeibehörde durch 
die Stadt auf Koſten des Beſitzers. 

10. 

Für die Beichaffenheit der Entwäflerungsanlagen von den Hofreiten 
in die öffentlichen Kanäle und deren Inftandhaltung, welche den An— 
grenzern obliegt, jind die von der Großh. VBürgermeiiterei zu erteilenden 
Vorſchriften maßgebend. 
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8S ıl. 
seite Stoffe, wie Kiüchenabfälle, Schutt, Sand, Wide u. j. w., 
menschliche und tierische Abgangsſtoffe und dergl. dürfen nicht in Die 
Sinffajten und jtädtiichen Kanäle eingeleitet werden. 
12 


Da, wo es möglich ift, die Ibfallwaſſer, welche in eine Sickergrube 
d. h. in eine undichte Grube geleitet werden, in einen ſtädtiſchen Kanal 
zu leiten, muß dies binnen Jahresfriſt geichehen und die Sidergrube 
entfernt werden. Neue Sidergruben herzuftellen ift nicht geitattet. 

Zu Art. 33 der allgemeinen Bauordnung. 
13. 

Ausgüſſe aus Küchen, Brennereien 20. müfjen in geichlofjenen 
Nöhren big unter den Boden, von da unterirdiih in die öffentlichen 
Kanäle oder Ableitungsgräben, ſoweit ſolche vorhanden find, geführt 
werden. An der gegen Straßen und öffentliche Plätze gerichteten Seite 
der Gebäude dürfen folche Ausgüfjje überhaupt nicht angebracht werden. 
Diefen Vorfchriften wideriprechende Anlagen find binnen ſechs Monaten 
nad) Ericheinen diejer Polizeiverordnung zu bejeitigen bezw. umzuändern. 
Dieje Frift kann ausnahmsweiſe in Berüclichtigung bejonderer Verhält— 
nifje, welche deren Einhaltung alg nicht möglich oder mit zu großen 
Härten verbunden erjcheinen Lafjen, durch Großh. Kreisamt nad) An— 
hörung des Gemeindevorftandes eritredt werden. 


Zu Urt. 34 und 35 der — Bauordnung. 


Winkel und Reule müſſen on aiohes werden und zwar: 

a) wenn der Zugang durch die begrenzenden Gebäude möglich iit 
durch eine volle, mindejtens 2 m hohe Mauer, die jo auszuführen 
ift, daß fie nicht mißſtändig für die Straße wird; 

b) wenn der Zugang nur von der Straße aus möglich it, Durch 
eine verſchloſſen zu haltende Türe. 


8 15. 

In Abtrittsgruben ꝛc. dürfen Scherben, Glas, Ajche oder dergleichen 
Gegenſtände, welche die Reinhaltung erichweren, nicht gebradjt werden. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 16. 

Auf jedem Grundſtück muß mindeſtens "/s der Gejamtgrundfläche 
unüberbaut bleiben. Auf Grundftücden, welche bereits bebaut find und 
deren unüberbaute Fläche weniger als 25 qm beträgt, darf diejelbe bei 
Neubauten wieder in der früheren Größe angeordnet werden, wenn die 
Zahl der vorhandenen Stocdwerfe nicht überjchritten wird. Eine Ver— 
Hleinerung oder Ueberbauung ſolcher unüberbauter Flächen iſt unftatthaft. 

Ss 17. 
3 

Zur Anlegung eines Stalles, eines Salzmagazing, überhaupt eines 
Gebäudes, weldhes zur Aufbewahrung von Gegenftänden bejtimmt iſt, 
deren Zerſeben oder Ausdünſtung dem Mauerwerk nachteilig ſein kann, 
an einer gemeinſchaftlichen oder dem Nachbar ausſchließlich gehörenden 
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Mauer iſt die Einwilligung des Eigentümers der letzteren erforderlich. 
Ohne die Einwilligung desſelben ſind ſolche Anlagen ꝛc durch beſondere 
Mauern von der benachbarten Mauer zu trennen und ſind bei Erteilung 
der Bauerlaubnis Vorkehrungen zu treffen, daß eine Schädigung der 
Nachbaren unter allen Umſtänden vermieden wird. 

18 


Gegrabene Brunnen müſſen mindeſtens 1 m von der Nachbargrenze 
entfernt bleiben. Durch Vereinbarung der Nachbaren fann von diejer 
Beitimmung abgejehen werden, wenn janitäre Gründe nicht im Wege 
jtehen. 

8 19. 

Neuanzulegende Abtrittö-, Dünger: und Pfuhlgruben müffen nad) 
Maßgabe des PBolizeireglements vom 6. April 1880, ſowie des $ 21 des 
Drtsbauftatut3 der Stadt Friedberg vollkommen dicht Hergeftellt und 
mindejtens in einem Abjtand von 1 m von der Grenze des Nachbars 
errichtet werden. Ausnahmen können bei beichräuften Raumverhältnifjen 
von Seiten der Baupolizeibehörde unter gleichzeitiger Angabe der für 
jolchen Fall zu beachtenden Sicherheitsvorfehrungen zugelaſſen werden. 

Zu Art. 57 der allgemeinen Bauordnung. 
8 20. 

Wenn Zink- und Scieferdächer fteiler als "4, und Ziegeldächer 
ſteiler als "s der überdachten Gebäudetiefen find und ihren Fall nach 
der Straße hin haben, müſſen Schneefänger an der Straßenfeite zur 
Verhütung des Schneeabjtürzens angebracht werden, injoweit nicht audere 
Vorkehrungen von der Baupolizeibehörde auf Antrag zugelafjen werden. 

Bei vorhandenen Gebäuden hat dies innerhalb Jahresfriſt nad) 
Erjcheinen diejer Verordnung zu gejchehen. 

Zu Art. 65 der allgemeinen Bauordnung. 
g 21. 

Bei Herjtellung oder wejentlicher Veränderung von baulichen Ans 
lagen der in Art. 23 der allgemeinen Bauordnung jowie Art. 134 des 
Polizeiftrafgejeges bezeichneten Art iſt der Großh. Bürgermeifterei 
mindeſtens 8 Tage vor Beginn der Bauarbeiten Anzeige zu erjtatten, 
und, jofern diejelben an eine öffentliche Straße zu Liegen kommen, die 
Genehmigung der Baupolizeibehörde vor Beginn der Ausführung ein- 
zubolen. 

$ 22. 

Berfehlungen gegen vorftehendes Baupolizeireglement ſowie gegen 
die Beitimmungen der SS 5, 16, 17, 20 bıs 29, 31, 36 bis 38 des 
Drtsbauftatuts fir die Stadt Friedberg unterliegen den Rechtsfolgen der 
Art. 79 und 80 der allgemeinen Bauordnung. 

Friedberg, den 14. Auguſt 1897. 

Großherzogliches Kreisamt Friedberg. 


Dr. Braden. 
4 Su 
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Kreisftatut, betreffend Die Erhebung von Gebühren 
in Baupolizeifahen für den Kreis Friedberg. 

Auf Beichluß des Kreistagg vom 5. April 1905 wird mit Ge- 
nehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 26. April 1905 zu 
Nr. M. d. J. 11367 in Gemäßheit des Art. 78 der allgemeinen Bau: 
ordnung bezw. 8 102 der Ausführungsverordnung und Art. 12 der 
Kreis- und Provinzialordnung, unter Wegfall der jeither von den Kreis- 
jtraßenmeiftern bezogenen Gebühren, für den Kreis Friedberg Nadı- 
jtehendes angeordnet: | 

In folgenden Fällen find für die baupofizeiliche Tätigkeit von 
dem Bauherrn die nachitehenden Zahlungen an die Kreiskaſſe zu leiten: 

I. Für die Rauhbaubefichtigung von Gebäuden einichließlich der in 
denjelben befindlichen ?Feuerungsanlagen, von Umänderungen von 

Gebäuden und Kellern: 

1. bei einem Bauwerte bis 1000 ME. einichl. . 2 Die. 

2. bei einem Bauwerte von iiber 1000 ME. bis 5000 Mt. hr = 

3. beieinem Bauwerte von über 5000ME. bi 10000ME. 7 , 
4. bei einem Bauwerte von über 10000 ME. für 

je 5000 ME. 2 ME. mehr, jedoch höchſtens . . 30 
Für Beſichtigung mehrerer zu derjelben Hofreite 
gehöriger Gebäude und ſonſtiger genehmigungs— 
pflichtiger Bauten desjelben Beligers die gleichen 

Süße, jedoch zuſammen höchſtens . . 30 „ 

II. Für Befichtigung von Kaminen und fonjtigen Feuerungs 

anlagen: 

I. bei ein- oder eineinhalbjtödigen Gebäuden . 

2. bei zwei- oder mehritödigen Gebäuden . 

III. Für Befichtigung von Einfriedigungen, ſowie von Brunnen, 

Brunnenſchachten, Ziſternen, Diüngerjtätten, Abtritts-, 

Jauche- oder ähnlichen Gruben, ſei es, daß ſolche wegen 

Kontrolle der Bauausführung oder wegen Kontrolle der 

Beſeitigung geſundheitsſchädlicher Mißſtände erforder— 

lich wird . . ir: 

IV. Für Die Nachrevifionen behufs Feſtſtellung der Be- 
jeitigung der bei der früheren Reviſion vorgefundenen 

Anftände in allen Fällen ohne Unterschied des Bauwertes 2 „ 

V. Für außerordentlihe Nevifionen, ferner für Xofal- 
bejichtigungen infolge von Dispenſationsgeſuchen oder 

von Verfehlungen gegen Pläne oder Bauvorichriften . 2 

Vorjtehende Beitimmungen finden auf die Städte Friedberg und 
Bad-Nauheim nur inſoweit Anwendung, als die Reviſionen nicht durch 
ſtädtiſche Beamte vorgenommen werden. 

Friedberg, den 2. Mai 1905. 

Der Kreisausſchuß des Kreijes Friedberg. 
Namens desselben: Fey, Nreisrat. 


N 
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Drtsbauftatut für Die Gemeinde Kaichen. 

Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die all- 
gemeine Bauordnung betreffend, und der 88 3—9 der dazu gehörigen 
Ausführungs-Verordnung vom 1. Februar 1882, werden mit Zujtimmung 
des Gemeinderats nad) Anhörung des Kreis-Ausschuffes und mit Ge- 
nehmigung Großherzogl. Minifteriums des Innern für die Gemeinde 
Kaichen folgende ortsftatutarische Beitimmungen erlafjen: 


Zu Art. 4 der allgemeinen Bauordnung. 


8 1. 

Die Grenzen der Bebauung find durch den Bebauungsplan be- 
ſtimmt. Der Ortsbebauungsplan liegt auf der Birgermeifterei zur 
Einficht offen. 

Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


8 2. 

Zur Benugung als Bauplag ift eine Fläche nicht mehr geeignet: 

a) wenn ſie weniger als 100 qm enthält, oder 

b) wenn auf ihr fein Gebäude von 5 m Front und 8 m Tiefe mit 
zweileitiger Beleuchtung unter Wahrung der Vorfchriften des Art. 37 
der allgemeinen Bauordnung, Abj. 1 u. 3, fowie der Beitimmungen 
der Baupolizei-Drdnung zu dieſem Artikel errichtet werden fann. 

Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 
83. 

Sind zum Zwede der Schliegung eines Gemeindewegd Grund— 
jtücte jeitens der Gemeinde erworben worden, jo werden diejelben auf 
Verlangen der unmittelbar angrenzenden Grundbefiger an dieſe unter 
folgenden Bedingungen in Eigentum abgetreten: 

a) Das Verlangen muß innerhalb einer Friſt von 6 Monaten nad) 
erfolgter Erwerbung diejer Grundftücde jchriftlich bei der Großh. 
Bürgermeijterei fundgegeben werden. 

b) Die Anlieger müſſen fich bereit erklären, für das an fie abzu- 
tretende Gelände der Gemeinde die vollen Kojten der Erwerbung 
der Grundſtücke zurücdzuzahlen. 

Aus dem Preife des Geländes und den Unfoften bei der Er 
werbung berechnet fich mit Nückficht auf die Größe der Fläche der 
Einheitspreis, welcher pro qm von den Anliegern zu zahlen iſt. Der 
zur Abtretung fommende Gemeindeweg ift mit dem gleichen Preis pro 
qm der Gemeinde zu vergüten, wie die Grundſtücke. War der Preis 
der Erwerbung mehrerer Grundjtüde an der neuen Straße verichieden, 
jo wird ein Meittelpreis für den Verkauf aus den Gejamtfoften der Er 
werbung feftgeitellt. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
84. 
Außerhalb der durch den Ortsbebauungsplan oder die Teilpläne 


feſtgeſtellten Bauquartiere dürfen in der Regel neue Gebäude nicht er 
richtet werden. 
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Soll dies ausnahmsweiſe gejchehen, iſt ift hierzu, nach erfolgter 
Zuftimmung des Gemeinderats, die Erlaubnis Großh. Miniſteriums des 
Innern einzuholen. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
85. 

Ueber die Eröffnung einer neuen Straße innerhalb des Orts 
bebauungsplans bejchließt der Gemeindevorjtand. 

In den noch nicht eröffneten Straßen joll das Bebauen nur an 
den Enden, welche auf jchon eröffnete Straßen aufjtoßen, geftattet werden. 

Der Bauende hat das zur neuen Straße erforderliche Gelände, 
joweit jein Befigtum reicht, auf Verlangen an die Gemeinde um den 
vom Drtsvorjtand allgemein fejtzujegenden und bekannt zu gebenden 
Preis frei von allen Laſten abzutreten. 

8 6. 

Soll, außer dem in $ 5 Abſ. 2 gegenwärtigen Statut3 vorge: 
jehenen Fall, ein Gebäude in einer noch nicht eröffneten Straße er: 
richtet werden, jo kann dieſes geitattet werden, wenn der Gemeinde das 
ganze Straßengelände — vor dem projeftierten Bau, einschließlich des 
vor dem zugehörigen Grundſtücke gelegenen Teils der Straßenfläde, bis 
zur nächſten eröffneten Uueritraße, bezw. bis zu der bereits für Die 
Gemeinde in Eigentum erworbenen Straßenflähe — koſten- und laiten- 
frei in Eigentum abgetreten wird. Grenzen an die neueröffnete Strahe 
zwei eröffnete Querjtraßen, jo bejtimmt der Gemeinderat, nach welder 
Straße zu das Gelände zu erwerben iſt. Nach der Eröffnung der 
Straße leijtet die Gemeinde eine Niüdvergütung für das Straßen- 
gelände in dem vom Gemeinderat allgemein feitzujeßenden und be- 
fannt zu machenden Betrag. 

7. 

Bis zu dem Zeitpunfte, an welchem eine Straße jeitens der Ge: 
meinde eröffnet wird, find alle diejenigen Vorkehrungen, welche durd 
Die Drtspolizeibehörde im Bezug auf Heritellung von Gofjenpflaiter, 
Einebnung und Ueberkieſung der Fahrbahn, ſowie Ueberkieſung oder 
Pflaſterung von Fußſteigen gefordert werden follten und zwar bis zur 
nächiten hierzu geeigneten Querſtraße von dem betreffenden Eigentümer 
und, wenn es mehrere find, unter gegenfeitiger ſolidariſcher Haftbarfeit 
derjelben auf eigene Koſten und Gefahr zu bewirken. 

Entitehen der Gemeinde aus einer etwaigen Berſäumnis Koiten, 
jo iſt diejelbe jederzeit befugt, den Zugang über ihr Eigentum zu ver: 
bieten und zu verhindern. 

So lange die Straße nicht vollftändiges Eigentum der Gemeinde 
und micht eröffnet iſt, kann weder auf Chauſſierung, noch Pflafterung 
der Goſſen, noch auf Kanäle, Wafjerleitung und Beleuchtung Anſpruch 
gemacht werden. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 

88. 
ie Laſten, welche die Anlieger bei den Straßen-Neuherſtellungen 
“oben, beſtehen: 
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a) In den Koften für Anlage von Fußiteigpflaftern. Bei erhöhtem 
Fußſteig erfolgt die Anſchaffung und das Verſetzen der Ranpdjteine 
auf Koſten der Gemeinde. 

Bei der Ausführung einer Fußfteigbefejtigung, welche teurer 
als Pflajter, trägt die Gemeinde den Kojtenunterjchied. 

Die auf die Befiger entfallenden Koften für die Fußfteig- und 
Sojjenheritellungen werden im Verhältnis der Länge der Grund- 
ftücfe an der Straße ausgejchlagen und von den Beligern inner- 
halb jechs Monaten nach Vollendung der Arbeit durch die Gemeinde- 
fajje erhoben. Die Kojten der an den Enden und SKreuzungen 
der Straßen über die Hauptflucht vortretenden Fußfteigflächen 
ind von dem Beſitzer des bezüglichen Edgrundftüds nach der 
eingangs angegebenen Berechnungsweije zu tragen; 

b) in den Mehrkoften der Erwerbung von Straßengelände über den 
Preis, welchen der Gemeinderat für den Quadratmeter allgemein 
feſtgeſetzt Hat. 

Die Beitimmung, ob eine Straße hergeftellt und die Anlieger be- 
züglich ihrer obigen Verpflichtung herangezogen werden jollen, trifft der 
Gemeinderat. Die Herjtellung der Fußiteige und Gofjen erfolgt nur 
durch die Gemeinde. 

89. 

Wenn die Gemeinde vor bejtehenden Hofreiten, jowie vor Neu- 
bauten, Gärten und Bauplägen, welche noch feine feſten Fußiteige be- 
figen, jolche Fußſteige herrichten will, dann find die Anlieger verpflichtet, 
die Koften der Herftellung nad) Maßgabe des $ 8 zu tragen, jedoch) 
nicht über eine Breite von 2,50 m. 

8 10. 

Die Unterhaltung der beitehenden Fußfteige und Gofjen übernimmt 
die Gemeinde; die Umlegung gejchieht auf Koften der Anlieger nad) 
S 8a. Wird das Aufreißen und das hierdurch nötige Wiederherftellen 
von Fußſteigen durch die Anlieger veranlaßt, jo werden die erforder: 
(ichen Arbeiten auf Koften derjelben durch die Gemeinde vorgenommen. 


8S II. 

Der Wert des alten Materials wird bei einer Umlegung der Fuß— 
ſteige und Goſſen den Anliegern nicht zu Gute gerechnet. Die Gemeinde, 
welche die Unterhaltung bis zur nächſten Neuherſtellung übernimmt, 
verwendet oder veräußert das Material zu eigenem Nutzen. 

Bei Umlegung von Fußſteigen ſollen die vorhandenen Materialien, 
inſoweit verwendbar, den Anliegern zu Gute kommen und dieſelben 
nur das Fehlende zu ſtellen haben. 

8 12. 

Die Benutzung des Fußſteiggeländes ſeitens eines Anliegers zur 
Anlage von Ventilations-, Licht- oder Einfüllöffnungen für Kellerräume 
fann jeitens der Gemeinde nur in- jtets widerruflicher Weile geftattet 
werden, wenn jich der Anlieger zur jährlichen Zahlung einer vom 


a feitzujegenden Anerfennungsgebühr verpflichtet. 


s * 
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8 18. 
Wird die Aulage eines Kanals zur Entwäjjerung einer Straße 
erforderlid — worüber der Gemeinderat zu bejchliegen hat — jo 


werden die hierdurch entitehenden Koſten zur Hälfte von der Gemeinde 
getragen. Die andere Hälfte wird in der Regel — entiprechend Der 
Frontlänge — auf die zu beiden Seiten der Straße gelegenen Grund: 
befiger ausgejchlagen. Es ijt hierbei einerlei, auf welcher Seite der 
Straße der Kanal errichtet wird. 

14. 

Werden durch die Gemeinde alte Kanäle bejeitigt und neue erbaut, 
jo find ſämtliche Hausbejiger in den betreffenden Straßen verpflichtet, 
ihre alten Hausentwäljerungen den aufgeitellten Bedingungen für die 
neuen Stanalanlagen entiprechend umzuändern. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 15. 

Stallungen, Scheuern, Speicher, Remiſen, Wajchfüchen dürfen nur 
mit dem Giebel, Abtritte und ähnliche Anlagen dürfen iiberhaupt nicht 
an die öffentlichen Straßen und Plätze gejtellt werden. 

8 16. 

Räume, in denen Raud, Dampf, übelriehende oder ungejunde 
Luft erzeugt wird, dürfen in der Pegel Deffnungen nad) der Straße 
nicht haben. - 

Liegen dieſe Räume hinter der Baufluchtlinie, jo muß die Ent- 
fernung der Deffuungen von derjelben mindejtens 5 m betragen. 

Bu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
8 17. 

Das Zurücdlegen der Gebäude Hinter die Baufluchtlinie fann unter 
der Bedingung geitattet werden, daß das zwijchen der Baufluchtlinie 
und der Front des zurüdgelegten Gebäudes befindliche Land entiprechend 
angelegt und abgejchloffen wird; in der Regel muß die zurüdverlegte 
Bauflucht parallel mit der Bauflucht der Straße liegen. 

Zu Urt. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 18. 

Hinter» und Seitengebäude dürfen nicht früher erbaut werden als 
die Vordergebäude; auch müſſen die Fluchten derjelben in der Regel 
rechtwinfelig oder parallel mit denen der Vordergebäude und in regel- 
mäßiger Form angelegt jein. 

Mit Genehmigung des Gemeinderat3 fann von der vorjtehenden 
Beitimmung abgejehen werden. 

819. 

Sind auf einem Grundſtück Seiten- oder Hintergebäude vor— 
handen, ſo muß, bei einer Bebauung des Grundſtückes in einer Tiefe 
von mehr als 20 m von der Frontlinie des Vordergebäudes ab gerechnet, 
eine Durchfahrt eingerichtet werden, welche der Baupolizeiordnung entipricht. 

Bu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 20. 
Bei Gebäuden, welche maſſiv ausgeführt werden, müſſen die Um- 
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faffungsmauern im oberjten Stod beziehungsweiſe Knieftod eine Stärke 
von mindeſtens 45 em bei Bruchiteinen und 25 cm bei Baditeinen haben. 
Bei Bruchfteinmauern muß die Stärfe nad) unten von Stodwerf zu 
Stodwerf um mindejtens je 10 cm, bei Baditeinen alle 2 Stodwerf 
um mindeftens einen halben Stein zunehmen. Bei diefen Dimenjionen 
iind Stodwerfshöhen nicht über 4 m im Lichten und Zimmertiefen nicht 
über 7 ın vorgejehen ; werden dieſe Dimenjionen überjchritten, jo find 
auch die Mauerjtärfen entjprechend zu vergrößern. Die Außenmauern 
von Treppenhäufern bedürfen der Verſtärkung nad unten nicht, wenn 
jie 45 cm bezw. 1a Steine-jtarf bei nicht mehr als 12 m Höhe aus- 
geführt find. Meauerlatten dürfen nicht eingemauert werden. 

Stodwerfsaufjegungen auf bejtehende Gebäude find nur dann zu— 
läjlig, wenn dieſe Minimalmaße noch ohne Anblendung an bejtehende 
Mauern eingehalten werden fünnen. 

8 21. 

Zu allen äußeren Mauern der Vorder-, Hinter- und Neben- 
gebäude dürfen nur natürliche Steine vder gebrannte Steine (Badfteine) 
verwendet werden. Der Mörtel muß ſtets mit Kalk oder Zement her- 
gejtellt ſein. 

Lehm, Tuff und ähnliche Steine dürfen nur zur Ausmauerung 
innerer Fachwände benußt werden. Hierbei iſt Lehmmörtel geftattet. 

$ 22. 

Die Fußbodenhöhe des Erdgeſchoſſes muß bei Wohngebäuden 
mindejtens 0,50 m über der Erdoberfläche liegen und die Schwellen 
von Fachwerksbauten (welche keine Wohnungen enthalten) müjjen mindeitens 
0,30 m von den Erdoberflächen abjtehen. 

Bei Laden-Anlagen fann eine niedere Höhenlage zugegeben werden. 

g 23. 

Iſt dag Gebäudefundament nicht vollftändig gegen Feuchtigkeit 
tjoliert, oder liegt die Fußbodenhöhe des Erdgejchojjes nicht mindejtens 
1,25 m über dem Terrain, oder 3 m über dem höchſten befannten 
Grundwafjerstand, jo muß das Kellergeſchoß ohne Anwendung von Holz- 
fonftruftion überdedt jein. 


Zu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 24. 

Die Minimal-Maße für Stocdwerfe, in welchen Menfchen wohnen 
oder arbeiten, find im Lichten nicht unter 2,40 m für Keller-, Dad)- 
und Zwiſchengeſchoſſe von 2,60 m für Haupt-Stodwerfe zu nehmen. 

S 25. 
3 

Ale an den Straßen ftehenden Gebäude, Mauern und jonftigen 
Einfriedigungen find ftet3 in jolchem Zustande zu erhalten, daß fie für 
das Ausjehen der Strafe nicht mißjtändig werden. 

$ 26. 

Für den Anjtrich dürfen Farben nicht verwendet werden, welche 

blenden oder der Gejundheit jchädlich, oder welche mißſtändig für die 
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Straße find. — Weiße Farbe darf, Fenjterrahmen und Gefache aus⸗ 
genommen, nicht verwendet werden. 
827. 


Dieſes Statut tritt mit dem Heutigen in Kraft. 
Friedberg, den 10. Februar 1903. 
Großherzogliches Kreisamt Friedberg. 
Fey. 


Ortsbauftatut für Die Gemeinde Melbach. 

Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der 83 3—9 der dazu gehörigen 
Ausführungsverordnung vom 1. Februar 1882, werden mit Zuftimmung 
de3 Gemeinderat3 nad) Anhörung des Kreis-Ausſchuſſes und mit Ge- 
nehmigung Großh. Minifteriums des Innern für die Gemeinde Melbad) 
folgende ort3jtatutarische Beſtimmungen erlafjen: 

Zu Art. 4 der allgemeinen Bauordnung. 
S L. 

Die Grenzen der Bebauung ſind durch den Bebauungsplan 
beſtimmt. 

Der Ortsbebauungsplan liegt auf der Bürgermeiſterei zur Ein— 
ſicht offen. 

Zu Art. 15 der a Bauordnung. 


Zur Benugung als ee m eine — nicht mehr geeignet: 

a) wenn ſie weniger als 100 qm enthält, oder 

b) wenn auf ihr fein Gebäude von 5 m Front und 8 m Tiefe mit 
zweijeitiger Beleuchtung unter Wahrung der Borjchriften des 
Urt. 37 der allgemeinen Bauordnung, Abi. 1 und 3, jowie der 
Beitimmung der Baupolizei-Ordnung zu diejem Artifel errichtet 
werden fann. 

Bu rt. 17 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 8. 

Sind zum Zwede der Schliegung eines Gemeindewegd Grund- 
ftücfe jeitens der Gemeinde erworben worden, jo werden diejelben auf 
Verlangen der unmittelbar angrenzenden Grundbefiger auf dieſe unter 
folgenden Bedingungen in Eigentum abgetreten: 

a) Das Berlangen muß innerhalb einer Friit von 6 Monaten nach 
erfolgter Erwerbung dieſer Grundſtücke jchriftlich bei der be- 
treffenden Bürgermetiterer fundgegeben werden. 

b) Die Anlieger müfjen ſich bereit erklären, fir das an fie abzu- 
zutretende Gelände der Gemeinde die vollen Kojten der Er— 
werbung der Grundſtücke zurücdzuzahlen. 

Aus dem WPreife des Geländes und den Unkojten bei der Er- 
werbung berechnet ſich mit Rückſicht auf die Größe der Fläche der 
Einheitspreis, welcher pro Quadratmeter von den Anlegern zu zahlen 
ift. Der zur Abtretung kommende Gemeindeweg ift mit dem gleichen 
Preis pro Quadratmeter der Gemeinde zu vergüten, wie die Grund- 
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jtüde. War der Preis der Erwerbung mehrerer Grundftüde an der 
neuen Straße verjchieden, jo wird ein Mlittelpreis für den Verkauf 
aus den Geſamtkoſten der Erwerbung feitgeitellt. 


Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 


S 4. 

Außerhalb der durch den Ortsbebauungsplan oder die Teilpläne 
fejtgejtellten Baugquartiere dürfen in der Regel neue Gebäude nicht 
errichtet werden. 

Soll dies ausnahmsweiſe gejchehen, jo iſt hierzu, nad) erfolgter 
Zujtimmung des Gemeinderats, die Erlaubnis Großh. Minifteriums des 
Innern einzuholen. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
8 5. 

Ueber die Eröffnung einer neuen Straße innerhalb de3 Orts— 
bebauungsplans bejchließt der Gemeindevoritand. 

In den noch nicht eröffneten Straßen joll das Bebauen nur an 
nn. welche auf ſchon eröffnete Straßen aufitoßen, gejtattet 
werden. 

Der Bauende hat das zur neuen Straße erforderliche Gelände, 
joweit jein Beſitztum reicht, auf Verlangen an die Gemeinde um den 
vom Ortsvorſtand allgemein feitzujegenden und befannt zu gebenden 
Preis frei von allen Laſten abzutreten. 

S 6. 

Soll, außer dem in $ 5, Abſ. 2 gegenwärtigen Statut vor: 
gejehenen Fall, ein Gebäude in einer noch nicht eröffneten Strafe 
errichtet werden, jo fann dieſes gejtattet werden, wenn der Gemeinde 
das ganze Straßengelände — vor dem projeftierten Bau, einjchlieglic) 
des vor dem zugehörigen Grundſtücke gelegenen Teils der Straßenfläche, 
bis zur nächjten eröffneten Querjtraße, bezw. bis zu der bereits für Die 
Gemeinde in Eigentum erworbenen Straßenfläche — fojten= und laſten— 
jrei in Eigentum abgetreten wird. Grenzen an die neueröffnete Straße 
zwei eröffnete Querftraßen, jo bejtimmt der Gemeinderat, nach welcher 
Straße zu das Gelände zu erwerben it. Nach der Eröffnung der 
Straße leiftet die Gemeinde eine Rückvergütung für dag Straßengelände 
in dem vom Gemeinderat allgemein feitzujegenden und befannt zu 
machenden Betrag. 

—— 

Bis zu dem Zeitpunkte, an welchem eine Straße ſeitens der Ge— 
meinde eröffnet wird, ſind alle diejenigen Vorkehrungen, welche durch die 
Ortspolizeibehörde in Bezug auf Herſtellung von Goſſenpflaſter, Ein— 
ebnung und Ueberkieſung der Fahrbahn, ſowie Ueberkieſung oder 
Pflaſterung von Fußſteigen gefordert werden ſollten und zwar bis zur 
nächſten hierzu geeigneten Querſtraße von dem betreffenden Eigentümer 
und, wenn es mehrere ſind, unter gegenſeitiger ſolidariſcher Haftbarkeit 
derſelben auf eigene Koſten und Gefahr zu bewirfen. 

Entjtehen der Gemeinde aus einer etwaigen Verſäumnis Kojten, 
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jo ift diejelbe jederzeit befugt, den Zugang über ihr Eigentum zu ver— 
bieten und zu verhindern. 

Sp lange die Straße nicht vollftändiges Eigentum der Gemeinde 
und nicht eröffnet ift, fann weder auf Chaufjierung, noch BPflafterung 
der Gofjen, noch auf Kanäle, Wajjerleitung oder Beleuchtung Anfprudy 
gemacht werden. 

Zu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 


8 8. 
Die Lajten, welche die Anlieger bei den Straßen-Neuherftellungen 
zu tragen haben, bejtehen: 

a) In den Koften für Anlage von Goffen- und Fußſteigpflaſtern. 
Bei erhöhten Fußſteig erfolgt die Anjchaffung und das Verjegen 
der Randjteine auf Kojten der Gemeinde. 

Bei der Ausführung einer Fußfteigbefeftigung, welche teuerer 
als Pflafter, trägt die Gemeinde den Koftenunterjchied. 

Die auf die Befiger entfallenden Koften für die Fußfteig- und 
Sojjenherjtellungen werden im Verhältnis der Länge der Grund- 
jtüde an der Straße ausgejchlagen und von den Beligern inner- 
halb 6 Monaten nad) Vollendung der Arbeit durch die Gemeinde- 
fafje erhoben. Die Koften der an den Enden und Kreuzungen 
der Straßen über die Hauptflucht vortretenden Fußjteigflächen 
ind von dem Beſitzer des bezüglichen Edgrundftüd® nach der 
Eingangs angegebenen Berechnungsweije zu tragen. 

In den Mehrfojten der Erwerbung von Straßengelände über den 
Preis, welchen der Gemeinderat für den qm allgemein feftgejeßt hat. 

Die Beitimmung, ob eine Straße hergeftellt und die Anlieger 
bezüglich ihrer obigen Verpflichtung herangezogen werden follen, 
trifft der Gemeinderat. Die Heritellung der Fußſteige und Gofjen 
erfolgt nur durch die Gemeinde. 


89. 

Wenn die Gemeinde vor bejtehenden Hofreiten, ſowie vor Neu- 
bauten, Gärten und Bauplägen, welche noch feine fejten Fußſteige befigen, 
ſolche Fußſteige Herrichten will, dann find die Anlieger verpflichtet, die 
Koſten der Herjtellung nah Maßgabe des $ 8 zu tragen, jedoch nicht 
iiber eine Breite von 2,50 m. 


b 


— 


$ 10. 

Die Unterhaltung der bejtehenden Fußſteige und Goffen übernimmt 

die Gemeinde; die Umlegung geichieht auf Kojten der Anlieger nad 
$ 8a. Wird das Aufreißen und das hierdurch nötige Wiederherftellen 
von Fußjteigen durch die Anlieger veranlaßt, jo werden die erforderlichen 
Ürbeiten auf Koſten derjelben ebenfalls durch die Gemeinde vorgenommen. 


811. 

Der Wert de3 alten Materiald wird bei einer Umlegung ber 
Fußiteige und Goſſen den Unliegern nicht zu Gute gerechnet. Die 
Gemeinde, welche die Unterhaltung bis zur nächiten Neuberjtellung 
übernimmt, verwendet oder veräußert das Material zu eigenem Nutzen. 
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8 12. 

Die Benugung des Fußfteigegeländes jeiteng eines Anliegers zur 
Anlage von Bentilationg-, Licht- oder Einfüllöffnungen für Kellerräume 
fann jeiten® der Gemeinde nur in jtet3 widerruflicher Weile gejtattet 
werden, wenn fich der Anlieger zur jährlichen Zahlung einer vom ; 
Gemeinderat feſtzuſetzenden —— LDURGESUNE verpflichtet. 

13. 


Wird die Anlage eines Kanals zur Entwäfjerung einer Straße 
erforderlich — worüber der Gemeinderat zu beichließen hat —, jo werden 
die hierdurch entjtehenden Kojten zur Hälfte von der Gemeinde getragen. 
Die andere a wird in der Regel — entiprechend der Frontlänge — 
auf die zu beiden Seiten der Straße gelegenen Grundbeſitzer ausge— 
Schlagen. Es ijt Hierbei einerlei, auf welcher Seite der Straße der 
Kanal errichtet wird. 

8 14. 

Werden durch eine Gemeinde alte Kanäle bejeitigt und neue er— 
baut, jo jind jämtliche Hausbejiger in den betreffenden Straßen ver: 
pflichtet, ihre alten Hausentwäfjerungen den aufgejtellten Bedingungen 
für die neuen Kanalanlagen entjprechend umzuändern. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 


$ 15. 

Stallungen, Scheuern, Speicher, Remiſen, Waſchküchen, Abtritte 
und ähnliche Anlagen dürfen nit an die üffentlichen Straßen und 
Plätze gejtellt werden. 

8 16. 

Räume, in denen Rauch, Dampf, übelriechende oder ungejunde 
Luft erzeugt wird, dürfen in der Regel Deffnungen nad der Straße 
nicht haben. 

Liegen diefe Räume Hinter der Baufluchtlinie, jo muß die Ent- 
fernung der Deffnungen von derjelben mindeſtens 5 m betragen. 

Zu Urt. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 17. 

Das Zurüclegen der Gebäude Hinter die Baufluchtlinie kann unter 
der Bedingung gejtattet werden, daß das zwifchen der Baufluchtlinie 
und der Front des zurücgelegten Gebäudes befindliche Land entiprechend 
angelegt und abgejchloffen wird; in der Negel muß die zurücdverlegte 
Bauflucht parallel mit der Bauflucht der Straße liegen. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 18. 

Hinter- und Seitengebäude dürfen nicht früher erbaut werden als 
die Vordergebäude; auch müſſen die Fluchten derjelben im der Regel 
rechtwinfelig oder parallel mit denen der Vordergebäude und in regel 
mäßiger ‘Form angelegt fein. 

Mit Genehmigung des Gemeinderats kann von der vorstehenden 
Beitimmung abgeiehen werden. 

19. 
Sind auf einem Grundſtück Seiten- oder Hintergebäude vorhand 
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jo muß bei einer Bebauung des Grundjtüdes in einer Tiefe von mehr 
al3 20 m von der Frontlinie des WVordergebäudes ab gerechnet, eine 
Durchfahrt eingerichtet werden, welche der Baupolizeiordnung entjpridt. 
Zu Urt. 41 der allgemeinen Senorbnung. 
$ 20. 

Bei Gebäuden, welche maſſiv ausgeführt werden, müfjen die Um— 
fajjungsmauern im oberjten Stod beziehungsweije Kniejtod eine Stärke 
von mindeſtens 45 cm bei Bruchiteinen und 25 cm bei Badjteinen haben. 
Bei Bruchjteinmauern muß die Stärfe nach unten von Stodwerf zu 
Stodwerf um mindeftens je 10 cm, bei Baditeinen alle 2 Stodwerf 
um mindeftens einen halben Stein zunehmen. Bei diefen Dimenfionen 
ſind Stocdwerkshöhen nicht über 4 m im Lichten und Zimmertiefen nicht 
über 7 m vorgejehen; werden dieje Dimenjionen überjchritten, jo find 
auch die Mauerftärfen entjprechend zu vergrößern. Die Außenmauern 
von Treppenhäufern bedürfen der Verſtärkung nad) unten nicht, wenn 
jie 45 cm bezw. 1’ Steine jtarf bei nicht mehr als 12 m Höhe auf- 
geführt find. Mauerlatten dürfen nicht eingemauert werden. 

Stodwerktsauffegungen auf bejtehende Gebäude find nur dann zu— 
läjfıg, wenn diefe Minimalmaße noch ohne Anblendung an beftehende 
Mauern eingehalten werden künnen. 

$ 21. 

Zu allen äußeren Mauern der Border-, Hinter- und Nebenge- 
bäude dürfen nur natürliche Steine oder gebrannte Steine (Baditeine) 
verwendet werden. Der Mörtel muß mit Kalk oder Zement herge- 
jtellt jein. 

Lehm-, Tuffe und ähnliche Steine dürfen nur zur Ausmauerung 
innerer Fachwände benutzt werden. —— iſt Lehmmörtel geſtattet. 


Die Fußbodenhöhe des edboſſes muß bei Wohngebäuden 
mindeſtens 0,50 m über der Erdoberfläche liegen und die Schwellen von 
Fachwertsbauten (weiche feine Wohnungen enthalten) müſſen mindeftens 
0,30 m von den Erdoberflächen abjtehen. 

Bei Yaden-Anlagen kann eine niedere Höhenlage zugegeben werden. 

8 23. 

Sit das Gebäudefundanent nicht vollitändig gegen Feuchtigkeit 
iſoliert, oder liegt die Fußbodenhöhe des Erdgeſchoſſes nicht mindeftens 
1,25 m über dem Terrain, oder 3 m über dem hHöchiten befannten 
Grundwaſſerſtand, jo muß das Kellergeſchoß ohne Anwendung von Holz 
fonftruftion überdedt fein. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 24. 

Die Minimal-Maße für Stocdwerfe, in welchen Menichen wohnen 
oder arbeiten, ſind im Lichten nicht unter 2,40 m für Seller-, Dadı 
und Zwiſchengeſchoſſe von 2,60 m für Haupt-Stodmwerfe zu nehmen. 

S 25. 
Alle an den Straßen jtehenden Gebäude, Mauern und jonjtigen 
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Einfriedigungen find jtet3 in ſolchem Zujtande zu erhalten, daß fie für 
das Ausſehen der Straße nicht — werden. 


Für den Anſtrich dürfen en nicht verwendet werden, welche 
bfenden vder der Gejundheit jchädlich, oder welche mißftändig fiir Die 
Straße find. — Weiße Farbe darf, Fenſterrahmen und Gefache aus» 
genommen, nicht verwendet werden. 

$ 27. 

Das Großherzogliche Kreisamt beftimmt den Tag, an welchem 

dieſes Statut in Wirkſamkeit zu treten hat. 

Friedberg, den 22. Januar 1900. 

Großherzogliches Kreisamt Friedberg. 
Dr. Braden. 





Es wird zur öffentlichen Kenntnis gebracht, daß das im Kreisblatt 
Wr. 14 vom 26. Januar 1900 erlafjene DOrtsbauftatut der Gemeinde 
Melbach vom 22. Januar 1900 mit dem 1. Februar 1900 in Kraft tritt. 
Friedberg, den 30. Januar 1900. 
Sroßherzogliches Kreisamt Friedberg. 
Dr. Braden. 


Drtsbauftatut für Die Gemeinde Nieder-Erlenbad. 

Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, Die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der 88 3—9 der dazu gehörigen 
Ausführungsverordnung vom 1. Februar 1882, werden mit Zuſtimmung 
des Gemeinderat3 nad) Anhörung des Kreis-Ausſchuſſes und mit Ge— 
nehmigung Großh. Minifteriums des Innern für die Gemeinde Nieder: 
Erlenbad) folgende ortsjtatutarische Beſtimmungen erlafjen: 

Zu Art. 4 der allgemeinen Bauordnung. 


8 1. 
Die Grenzen der Bebauung find durch den Bebauungsplan be- 
ftimmt. Der Drtsbebauungsplan liegt auf der Biürgermeifterei zur 
Einficht offen. 
Zu Urt. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


8 2. 
Zur Benugung als Bauplatz ijt eine Fläche nicht mehr geeignet: 
a) wenn fie weniger als 100 qm enthält, oder 
b) wenn auf ihr fein Gebäude von 5 m Front und 8 m Tiefe mit 
zwetjeitiger Beleuchtung unter Wahrung der Borichriften des Art. 37 
der allgemeinen Bauordnung, Abſatz 1 und 3, ſowie Der Bes 
ſtimmungen der BaupolizeisOrdnung zu dieſem Artikel errichtet 
werden fann. 


Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 
3 





Sind zum Zwede der Schließung eines Gemeindeiweges E 
ſtücke feitens der Gemeinde erworben worden, jo werden dieſelbe 
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Verlangen der unmittelbar angrenzenden Grundbefiger an diefe unter 
folgenden Bedingungen in Eigentum abgetreten: 

a) Das Berlangen muß innerhalb einer Frift von 6 Monaten nach 
erfolgter Erwerbung diejer Grundftüde jchriftlich bei der Großh. 
Bürgermeijterei fundgegeben werden. 

b) Die Anlieger müjjen fich bereit erflären, für das an fie abzutretende 
Gelände der Gemeinde die vollen Koften der Erwerbung der Grund- 
ſtücke zurüdzuzahlen. 

Aus dem Preiſe des Geländes und den Unkoſten bei der Erwerbung 
berechnet ſich mit Rücdjicht auf die Größe der Fläche der Einheitspreis, 
welcher pro Quadratmeter von den Anliegern zu zahlen if. Der zur 
Abtretung kommende Gemeindeweg ijt mit dem gleichen Preis pro 
Quadratmeter der Gemeinde zu vergüten, wie die Grundjtüde.. War 
der Preis der Erwerbung mehrerer Grundftüde an der neuen Straße 
verichieden, jo wird ein Mittelpreis für den Verfauf aus den Gejamt- 
foften der Erwerbung feitgejtellt. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
8 4. 

Außerhalb der durch den DOrtsbebauungsplan oder die Zeilpläne 
feitgejtellten Bauquartiere dürfen in der Regel neue Gebäude nicht er— 
ridytet werden. 

Soll dies ausnahmsweiſe gejchehen, jo iſt hierzu, nad) erfolgter 
Buftimmung des Gemeinderats, die Erlaubnis Großh. Minifteriums des 
Innern einzuholen. 

Bu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
8 5. 

Ueber die Eröffnung einer neuen Straße innerhalb des Drts- 
bebauungsplans bejchließt der Gemeindevorftand. 

In den noch nicht eröffneten Straßen foll da8 Bebauen nur an 
den Enden, welche auf jchon eröffnete Straßen aufftoßen, gejtattet werden. 

Der Bauende hat das zur neuen Straße erforderliche Gelände, 
joweit fein Beſitztum reicht, auf Verlangen an die Gemeinde um den 
vom Ortsvorſtand allgemein feitzujehenden und befannt zu gebenden 
Preis frei von allen Laſten abzutreten. 

8 6. 

Soll, außer dem in $ 5 Abſ. 2 gegenwärtigen Statut vorge> 
jehenen Fall, ein Gebäude in einer noch nicht eröffneten Straße errichtet 
werden, jo kann diejes geitattet werden, wenn der Gemeinde das ganze 
Straßengelände — vor dem projektierten Bau, einjchließlich des vor dem 
zugehörigen Grundftüde gelegenen Teiles der Straßenflädhe, bis zur 
nächften eröffneten Querftraße, bezw. bis zu der bereit für die Gemeinde 
in Eigentum erworbenen Straßenflähe — koſten- und laftenfrei in 
Eigentum abgetreten wird. Grenzen an die neueröffnete Straße zwei 
eröffnete Querftraßen, jo beitimmt der Gemeinderat, nach welcher Straße 
zu das Gelände zu erwerben iftt Nach der Eröffnung der Straße 
leiftet die Gemeinde eine Nüdvergütung für das Straßengelände in dem 
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vom Gemeinderat allgemein feitzujegenden und befannt zu macjenden 
Betrag. 
87. 

Bis zu dem Zeitpunfte, an welchem eine Straße jeiten® der Ge— 
meinde eröffnet wird, find alle diejenigen Vorkehrungen, welche durch 
die Ortspolizeibehörde in Bezug auf Heritellung von Gofjenpflajter, 
Einebnung und Ueberkiefung der Fahrbahn, ſowie Weberfiejung oder 
Pflafterung von Fußſteigen gefordert werden jollten und zwar bis zur 
nächiten hierzu geeigneten Querjtraße von dem betreffenden Eigentümer 
und, wenn es mehrere find, unter gegenjeitiger ſolidariſcher Haftbarfeit 
derfelben auf eigene Koften und Gefahr zu bewirken. 

Entftehen der Gemeinde aus einer etwaigen Verſäumnis Koften, jo 
ift diefelbe jederzeit befugt, den Zugang über ihr Eigentum zu verbieten 
und zu verhindern. 

So lange die Straße nicht volljtändiges Eigentum der Gemeinde 
und nicht eröffnet ift, fanıı weder auf Chauſſierung noch Pflajterun 
der Gofjen, no auf Kanäle, Wafferleitung oder Beleuchtung Anfpruc) 
gemacht werden. 


Zu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 


8 8. 

Die Laften, welche die Anlieger bei den Straßen-Neuberftellungen 
zu tragen haben, beftehen: 

a) In den Koften für Anlage von Fußſteigpflaſtern. Bei erhöhtem 

Fußſteig erfolgt die Anihaffung und das Verjegen der Randfteine 

auf Roften der Gemeinde. 

Die auf die Befiger entfallenden Koften für die Fußſteig-Her— 
ftellungen werden im Verhältnis der Länge der Grundftüde an 
der Straße ausgejchlagen und von den Befigern innerhalb jechs 

Monaten nah Vollendung der Arbeit durch die Gemeindelaffe er: 

hoben. Die Koften der an den Enden und Kreuzungen der Straßen 

über die Hauptflucht vortretenden Fußfteigflächen find von dem 

Befiger des bezüglihen Edgrumdftüds nach der, Eingangs an— 

egebenen Berechnungsweife zu tragen. 

b) In den Mehrfoften der Erwerbung von Straßengelände über den 
Preis, welchen der Gemeinderat für den Quadratmeter allgemein 
feftgejeßt Hat. 

Die Beitimmung, ob eine Straße hergeftellt und die Anlieger be- 
züglich ihrer obigen Verpflichtung herangezogen werden follen, N der 
Gemeinderat. Die Herftelung der Fußfteige und Goſſen erfolgt nur 
durch die Gemeinde. 


89. 

Wenn die Gemeinde vor beftehenden Hofreiten, ſowie vor Neu 
bauten, Gärten und Bauplätzen, welche noch keine feſten Fußſteige be 
ſitzen, ſolche Fußſteige herrichten will, dann ſind die Anlieger verpflichtet, 
die Koften der Herftellung nad Maßgabe des 8 8 zu tragen, jedod) 
nicht eine Breite von 2,50 m. 
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$ 10. 

Die Unterhaltung der beftehenden Fußſteige und Goſſen über- 
uimmk die Gemeinde; die Umlegung geichieht auf Kojten der Anlieger 
nach $ 8a. Wird das Aufreißen und das Hierdurch nötige Wieder- 
Herftellen von Fußfteigen durch die Anlieger veranlakt, jo werden die 
erforderlichen Arbeiten auf Kojten derjelben durch die Gemeinde vor- 
genommen. 

8 11. 


Der Wert des alten Material3 wird bei einer Umlegung der Fuß— 
jteige und Gofjen den Anliegern nicht zu Gute gerechnet. Die Gemeinde, 
welche die Unterhaltung bis zur nächſten Neuherftellung übernimmt, ver— 
wendet oder veräußert das Material zu eigenem Nußen. 

Bei Umlegung von Fußfteigen jollen die vorhandenen Materialien, 
injoweit verwendbar, den Anliegern zu Gute fommen und BEN nur 
das Fehlende zu stellen haben. 

$ 12. 

Die Benubung des Fußfteigegeländes jeitens eines Anliegers zur 
Anlage von Bentilationg-, Licht- oder Einfüllöffnungen für Kellerräume 
fann ſeitens der Gemeinde nur im ſtets widerruflicher Weile gejtattet 
werden, wenn ſich der Anlieger zur jährlichen Zahlung einer vom Ge: 
meinderat fejtzujegenden Anerfennungsgebühr verpflichtet. 

8 13. 

Wird die Anlage eines Kanals zur Entwäfjerung einer Straße 
erforderlich — worüber der Gemeinderat zu bejchliegen hat — jo werden 
die hierdurch entjtehenden Koften zur Hälfte von der Gemeinde getragen. 
Die andere Hälfte wird in der Regel — entiprechend der Frontlänge — 
auf die zu beiden Seiten der Straße gelegenen Grundbefiger aus- 
geihlagen. Es ift Hierbei einerlei, auf welcher Seite der Straße der 
Kanal errichtet wird. 

8 14. 

Werden durch die Gemeinde alte Kanäle bejeitigt und neue erbaut, 
jo ſind jämtliche Hausbejiger in den betreffenden Straßen verpflichtet, 
ıhre alten Hausentwäfjerungen den aufgejtellten Bedingungen für die 
nenen Stanalanlagen entiprechend umzuändern. 

Zu Urt. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
8 15. 

Stallungen, Scheuern, Speicher, Remiſen, Waſchküchen dürfen 
nur mit dem Giebel, Abtritte und ähnliche Anlagen dürfen überhaupt 
nicht an die öffentlichen Straßen und Pläße geftellt werden, 

Ss 16. 

Räume, in denen Rauch, "Dampf, iibelriechende oder ungefunde 
Yuft erzeugt wird, dürfen in der Negel Oeffnungen nad) der Straße 
nicht haben. 

Liegen diefe Näume Hinter der Baufluchtlinie, jo muß die Ent 


- 


jernung der Deffnungen von derjelben mindeftens 5 m betragen. 
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Zu Urt. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
s 17. 

Das Zurücdlegen der Gebäude hinter die Baufluchtlinie kann unter 
der Bedingung gejtattet werden, daß das zwiſchen der Baufluchtlinie 
und der Front des zurüdgelegten Gebäudes befindliche Land entiprechend 
angelegt und abgeſchloſſen wird; in der Regel muß die zurückverlegte 
Bauflucht parallel mit der Bauflucht der Straße liegen. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 18. 

Hinter- und Seitengebäude dürfen nicht früher erbaut werden als 
die Vordergebäude; auch müjjen die Fluchten derjelben in der Regel 
rechtwinfelig oder parallel mit denen der VBordergebäude und in regel— 
mäßiger Form angelegt fein. 

Mit Genehmigung des Gemeinderats fonn von der vorftehenden 
Beitimmung abgejehen werden. 

$ 19. 

Sind auf einem Grundſtück Seiten» oder Hintergebäude vorhanden, 
jo muß, bei einer Bebauung des Grundſtückes in einer Tiefe von mehr 
als 20 m von der Frontlinie des Wordergebäudes ab gerechnet, eine 
Durchfahrt eingerichtet werden, welche der Baupolizeiordnung entſpricht. 

Bu Urt. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
8 20. 

Bei Gebäuden, welche majjiv ausgeführt werden, müfjen die Um: 
fajjungsmauern im oberjten Stod bezw. Knieſtock eine Stärfe von min- 
deiten® 45 cm bei Bruchjteinen und 25 cm bei Baditeinen haben. Bei 
Bruchjteinmauern muß die Stärfe nach unten von Stodwerf zu Stod- 
werf um mindeſtens je 10 cm, bei Badjteinen alle 2 Stodwerfe um 
mindejtend einen halben Stein zunehmen. Bei diefen Dimenfionen find 
Stodwerkshöhen nicht über 4 m im Lichten und Zimmertiefen nicht 
über 7 m vorgejehen ; werden diefe Dimenfionen überjchritten, jo ſind 
auch die. Mauerjtärfen entiprechend zu vergrößern. Die Außenmanern 
von Treppenhäuſern bedürfen der Verjtärfung nach unten nicht, wenn 
jie 45 cm bezw. 1'/s Steine jtarf bei nicht mehr als 12 m Höhe aus: 
geführt find. Mauerlatten dürfen nicht eingemauert werden. 

Stockwerksaufſetzungen auf bejtehende Gebäude find nur dann zu: 
läjfig, wenn diefe Minimalmaße noc ohne Anblendung an bejtehende 
Mauern eingehalten werden fünnen. 

f g 21. 

Zu allen äußeren Mauern der Vorder-, Hinter» und Nebengebäude 
dürfen nur natürliche Steine oder gebrannte Steine (Baditeine) ver: 
wendet werden. Der Mörtel muß ftets mit Kalk oder Zement ber- 
geſtellt jein. 

Lehm-, Tuff» und ähnliche Steine dürfen nur zur Ausmauerung 
innerer Fachwände benußgt werden. Hierbei ift Lehmmörtel geftattet. 

8 22. 

Die Fußbodenhöhe des Erdgeichofies muß bei Wohngebäuden min: 

deſtens 0,50 m über der Erdoberfläche liegen und die Schwellen von 
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Fachwerksbauten (welche feine Wohnungen enthalten) müfjfen mindeftens 
0,30 m von den Erdoberflädhen abjtehen. 
Bei Laden-Anlagen kann eine niedere Höhenlage zugegeben werben. 
23. 


Sit das Gebäudefundament nicht vollftändig gegen Feuchtigkeit 
ifoliert, oder liegt die Fußbodenhöhe des Erdgefchoffes nicht mindeftens 
1,25 m über dem Terrain, oder 3 m über dem befannten höchſten 
Grundwaſſerſtand, jo muß das Kellergeſchoß ohne Anwendung von Holz» 
fonftruftion überdedt fein. 
Zu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
24 


Die Minimalmape für Stodwerte, in welchen Menjchen wohnen 
oder arbeiten, find im Lichten nicht unter 2,40 m für Seller-, Dach- 
und Zwiſchengeſchoſſe, von 2,60 m au Hauptftocwerte zu nehmen. 


Alle an den Straßen — Gebäude, Mauern und ſonſtigen 
Einfriedigungen ſind ſtets in ſolchem Zuſtande zu erhalten, daß ſie für 
das Ausſehen der Straße nicht mißſtändig werden. 

26 


Für den Anſtrich dürfen Farben nicht verwendet werden, welche 
blenden oder der Geſundheit ſchädlich, oder welche mißſtändig für die 
Straße find. — Weiße Farbe darf, Fenſterrahmen und Gefache aus— 
genommen, nicht verwendet werden. 

8 27. 

Diejes Statut tritt mit dem Heutigen in Kraft. 

Friedberg, den 30. Januar 1901. 

ige Kreisamt Friedberg. 
Dr. Braden. 


Drtsbauftatut für die Gemeinde Nieder FFlorftadt. 

Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der 83 3—9 der dazu gehörigen 
Ausführungs-Verordnung vom 1. Februar 1882, werden mit Bu: 
ftimmung des Gemeinderats nad) Anhörung des Kreis-Ausichuffes und 
mit Genehmigung Großherzogl. Minifteriums de3 Innern für die Ge- 
meinde Nieder-Florſtadt folgende ortsjtatutarische Beftimmungen erlafjen: 

Zu Art. 4 der a Bauordnung. 


sl 
Die Grenzen der Bebauung. find durh den Bebauungsplan 
beftimmt. 
Der Ortöbebauungsplan liegt auf der Bürgermeijterei zur Ein- 
ficht offen. 


Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 
8 2. 
Zur Benugung als Bauplag tjt eine Fläche nicht mehr geeignet: 


a) wenn fie weniger als 100 qm enthält, oder 
b) wenn auf ihr fein Gebäude von 5 m Front und 8 m Tiefe mit 


— 
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zweifeitiger Beleuchtung unter Wahrung der Borjchriften des 
Art. 37 der allgemeinen Bauordnung, Abj. 1 u. 3, jowie der 
Beitimmungen der Baupolizei-Ordnung zu diefem Artikel errichtet 
werden fann. 

Zu Urt. 17 der allgemeinen Bauordnung. 


8 38. 

Sind zum Zwede der Schließung eines Gemeindewegd Grund- 
ſtücke ſeitens der Gemeinde erworben worden, jo werden dieſelben auf 
Verlangen der unmittelbar angrenzenden Grumdbefiger an dieje unter 
folgenden Bedingungen in Eigentum abgetreten: 

a) Das Verlangen muß innerhalb einer Friſt von 6 Monaten nad 
erfolgter Erwerbung diejer Grundftüde jchriftlich bei der Großh. 
Bürgermeifterei fundgegeben werden. 

b) Die Anlieger müfjen fich bereit erflären, für das an fie abzu- 
tretende Gelände der Gemeinde die vollen Koſten der Erwerbung 
der Grundſtücke zurüczuzahlen. 

Aus dem Breife des Geländes und den Unkoſten bei der Er- 
werbung berechnet fih mit Rüdfiht auf die Größe der Fläche der 
Einheitspreis, welcher pro qm von den Anliegern zu zahlen ift. Der 
zur Abtretung kommende Gemeindeweg ijt mit dem gleichen Preis pro 
qm der Gemeinde zu vergüten, wie die Grundftüde War der Preis 
der Erwerbung mehrerer Grundftüde an der neuen Straße verjchieden, 
jo wird ein Mittelpreis für den Berfauf aus den Gefamtfoften der 
Erwerbung feitgejtellt. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
4 


Ss 4. 

Außerhalb der durch den Ortsbebauungsplan oder die Teilpläne 
feftgeftellten Baugquartiere dürfen im der Regel neue Gebäude nicht er- 
richtet werden. 

Soll dies ausnahmsweije gejchehen, jo ijt Hierzu, nach erfolgter 
Zuftimmung des Gemeinderats, die Erlaubnis Großh. Ministeriums 
des Innern einzuholen. 

Zu Art 20 der allgemeinen Bauordnung. 
8 5. 

Ueber die Eröffnung einer neuen Straße innerhalb des Ortsbe— 
bauungsplans bejchließt der Gemeindevorstand. 

In den noch nicht eröffneten Straßen joll da8 Bebauen nur an 
a welhe auf ſchon eröffnete Straßen aufftoßen, gejtattet 
werden. 

Der Bauende hat das zur neuen Straße erforderliche Gelände, 
joweit fein Beligtum reicht, auf Verlangen an die Gemeinde um den 
vom Ortsvorjtand allgemein fejtzujeßenden und bekannt zu gebenden 
Preis frei von allen Laften abzutreten. 


6. 
Soll, außer dem in $ 5, Abſ. 2 gegenwärtigen Statut vorge 
jehenen Fall, ein Gebäude in einer noch nicht eröffneten Straße errichtet 
werden, jo fann diejes geftattet werden, wenn der Gemeinde das ganze 
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Straßengelände — vor dem projeftierten Bau, einfchließlic; des vor 
dem zugehörigen Grundjtüde gelegenen Teils der Straßenfläche, bis zur 
nächſten eröffneten Querjtraße, bezw. bis zu der bereits für die Gemeinde 
in Eigentum erworbenen Straßenflähe — koſten- und laftenfrei in 
Eigentum abgetreten wird. Grenzen an die neneröffnete Straße zwei 
eröffnete Querjtraßen, jo bejtimmt der Gemeinderat, nach welcher Straße 
zu das Gelände zu erwerben ift. Nach der Eröffnung der Straße 
feijtet die Gemeinde eine Nüdvergütung für das Straßengelände in dem 
vom Gemeinderat allgemein feitzujegenden und befannt zu machenden 
Betrag. 
1: 

Bis zu dem Zeitpunfte, an welchen eine Straße jeitens der 
Gemeinde eröffnet wird, find alle diejenigen Vorkehrungen, welche durd) 
die Drtspolizeibehörde in Bezug auf Heritellung von Gofjenpflafter, 
Einebnung und Ueberfiefung der Fahrbahn, jorwie Weberkiefung oder 
Pflafterung von Fußfteigen gefordert werden jollten und zwar bis zur 
nächſten hierzu geeigneten Uuerjtraße von dem betreffenden Eigentümer 
und, wenn e3 mehrere find, unter gegenjeitiger jolidarischer Haftbarfeit 
derjelben auf eigene Koften und Gefahr zu bewirken. 

Entitehen der Gemeinde aus einer etwaigen Verſäumnis Koſten, 
jo iſt Ddiejelbe jederzeit befugt, den Zugang über ihr Eigentum zu ver- 
bieten und zu verhindern. 

So lange die Straße nicht volljtändiges Eigentum der Gemeinde 
und nicht eröffnet ift, kann weder auf Chauflierung, noch Pflafterung 
der Goſſen, noch auf Kanäle, Wafjerleitung oder Beleuchtung Anſpruch 
gemacht werden. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
S 8. 

Die Laften, welche die Antieger bei den Straßen-Neuberjtellungen 
zu tragen haben, bejtehen: 

a) In den Koſten für Anlage von Fußjteigpflajtern. Bei erhöhtem 
Fußſteig erfolgt die Anſchaffung und das Verjehen der Randſteine 
auf Koften der Gemeinde. 

Die auf die Beſitzer entfallenden Kojten für die Fußiteig- 
Heritellungen werden im Verhältnis der Länge der Grundſtücke 
an der Strafe ausgeihlagen und von den Belikern innerhalb 
ſechs Monaten nad) Vollendung der Arbeit durch die Gemeinde: 
fajie erhoben. Die Noften der an den Enden und Sreuzungen 
der Straßen über die Hauptflucht vortretenden Fußſteigflächen 
find von dem Beſitzer des bezüglichen Edgrundftüds nach der 
Eingangs angegebenen Berechnungsweiſe zu tragen. 

In den Mehrkoſten der Erwerbung von Straßengelände über den 
Preis, welchen der Gemeinderat für den qm allgemein feſtgeſetzt hat. 

Die Beitimmung, ob eine Straße hergeftellt und die Anlieger 
bezüglich ihrer obigen Verpflichtung herangezogen werden jollen, 
trifft der Gemeinderat. Die Heritellung der Fußfteige und Goſſen 
erfolgt nur durch die Gemeinde, 


b 


— 
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> 


Wenn die Gemeinde vor bejtehenden Hofreiten, ſowie vor Neu: 
bauten, Gärten und Baupläßen, welche noch Feine fejten Fußſteige be— 
figen, ſolche Fußſteige herrichten will, dann find die Anlieger verpflichtet, 
die Koſten der Herjtellung nad) Maßgabe des 8 8 zu tragen, jedoch) 
nicht über eine Breite von 2,50 m. 


8 10. 

Die Unterhaltung der beftehenden Fußſteige und Gofjen übernimmt 
die Gemeinde; die Umlegung geſchieht auf Kojten der Anfieger nach 
8 8a. Wird das Aufreißen und das hierdurch nötige Wiederheritellen 
von Fußjteigen durch die Anlieger veranlagt, jo werden die erforderlichen 
Arbeiten auf Kojten derjelben durch die Gemeinde vorgenommen. 


813. 

Der Wert des alten Materials wird bei einer Umlegung der Fuß— 
ſteige und Goſſen den Anliegern nicht zu Gute gerechnet. Die Gemeinde, 
welche die Unterhaltung bis zur nächſten Neuherſtellung übernimmt, 
verwendet oder veräußert das Material zu eigenem Nutzen. 

Bei Umlegung von Fußſteigen jollen die vorhandenen Materialien, 
injoweit verwendbar, den Anliegern zu Gute fommen und diejelben nur 
das Fehlende zu ftellen haben. 


Die Benugung des Fußſteiggeländes jeiteng eines Anliegers zur 
Anlage von Ventilations-, Licht- oder Einfüllöffnungen für Kellerräume 
fann jeiten® der Gemeinde nur im ftet3 widerruflicher Weile gejtattet 
werden, wenn jich der Anlieger zur jährlichen Zahlung einer vom Ge— 
meinderat fejtzujegenden Anerfennungsgebühr verpflichtet. 

8 13. 

Wird die Anlage eines Kanald zur Entwäljerung einer Straße 
erforderlich — worüber der Gemeinderat zu bejchliegen hat — jo werden 
die hierdurch entitehenden Koften zur Hälfte von der Gemeinde getragen. 
Die andere Hälfte wird in der Regel — entjprechend der Frontlänge — 
auf die zu beiden Seiten der Straße gelegenen Grundbefiger ausge— 
ſchlagen. Es ijt hierbei einerlei, auf welcher Seite der Straße der 
Kanal errichtet wird. 

$ 14. 

Werden durch die Gemeinde alte Kanäle befeitigt und neue er- 
baut, jo find jämtliche Hausbefiger in den betreffenden Straßen ver: 
pflichtet, ihre alten Hausentwäſſerungen den aufgejtellten Bedingungen 
für die neuen Kanalanlagen entiprechend umzuändern. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
8 15. 

Stallungen, Scheuern, Speicher, Remiſen, Wafchfüchen, Abtrille 
und ähnliche Anlagen dürfen nicht an die öffentlichen Straßen und 
Plätze geftellt werden. 

16. 
Räume, in denen Rauch, Dampf, übelriehende oder ung 
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Luft erzeugt wird, dürfen in der Regel Deffnungen nad) der Straße 
nicht Haben. 

Liegen dieje Räume hinter der Baufluchtlinie, jo muß die Ent- 
fernung der Deffnungen von derjelben mindeiten® 5 m betragen. 

Bu Urt. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
8 17. 

Das Zurüdlegen der Gebäude hinter die Baufluchtlinie kann unter 
der Bedingung geftattet werden, daß dad zwiſchen der Baufluchtlinie 
und der Front des zurüdgelegten Gebäudes befindliche Land entiprechend 
angelegt und abgeichlojjen wird: in der Regel muß die zurüdverlegte 
Bauflucht parallel mit der Bauflucht der Straße liegen 

Bu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 18. 

Hinter- und Seitengebäude dürfen nicht früher erbaut werden als 
die Vordergebäude; auch müfjen die Fluchten derjelben in der Regel 
rechtwinfelig oder parallel mit denen der Vordergebäude und in regel: 
mäßiger Form angelegt jein. 

Mit Genehmigung des Gemeinderats fann von der vorjtehenden 
Beitimmung abgejehen werden. 

8 19. 

Sind auf einem Grundftüd Seiten- oder SHintergebäude vor- 
handen, jo muß, bei einer Bebauung des Grundjtüdes in einer Xiefe 
von mehr als 20 m von der FFrontlinie des VBordergebäudes ab gerechnet, 
eine Durchfahrt eingerichtet werden, welche der Baupolizeiordnung 
entipricht. 

Zu Urt. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
8 20. 

Bei Gebäuden, welche maſſiv ausgeführt werden, miüflen die 
Umfaffungsmauern im oberjten Stod bezw. Kniejtod eine Stärfe von 
mindeitend 45 cm bei Bruchiteinen und 25 cm bei Badijteinen haben. 
Bei Bruchjteinmauern muß die Stärfe nad) unten von Stodwerf zu 
Stodwert um mindejtens je 10 cm, bei Baditeinen alle 2 Stodwert 
um mindeftens einen halben Stein zunehmen. Bei diefen Dimenjionen 
find Stodwerfshöhen nicht über 4 m im Lichten und Zimmertiefen nicht 
über 7 m vorgejehen ; werden dieje Dimenfionen überjchritten, jo ind 
auch die Mauerjtärten entiprechend zu vergrößern Die Außenmauern 
von Treppenhäufern bedürfen der Verſtärkung nad) unten nicht, wenn 
fie 45 cm bezw. 1'/s Steine jtarf bei nicht mehr als 12 m Höhe aus: 
geführt find. Meauerlatten dürfen nicht eingemauert werden. 

Stodwerktsaufjegungen auf bejtehende Gebäude find nur dann zu— 
(äflig, wenn diefe Minimalmaße noch ohne Anblendung an beftehende 
Mauern eingehalten werden können. 

gs 21. 

Zu allen äußeren Mauern der Vorder-, Hinter und Neben- 
gebäude dürfen nur natürliche Steine oder gebrannte Steine (Bad- 
jteine) verwendet werden. Der Mörtel muß ſtets mit Kalt oder Zement 
bergeitellt jein. 
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Lehm-, Tuff- und ähnliche Steine dürfen nur zur Ausmauerung 
innerer Fachwände benußt werden. Be iſt Lehmmörtel geitattet. 


Die Fußbodenhöhe des Gehgefihnfies muß bei Wohngebäuden 
mindeſtens 0,50 m über der Erdoberfläche liegen und die Schwellen 
von Fachwerfsbauten (welche feine Wohnungen enthalten) müfjen min- 
deftend 0,30 m von den Erdoberflächen abjtehen. 

Bei Laden-Anlagen kann eine niedere Höhenlage zugegeben werden. 

23 


It das Gebäudefundament nicht vollftändig gegen Feuchtigkeit 
mn oder liegt die Fußbodenhöhe des Erdgejchofjes nicht mindeſtens 
25 m über dem Terrain, oder 3 m über dem höchiten befannten 
Seundwafferftand, jo muß das Kellergeſchoß ohne Anwendung von 
Holztonftruftion überdedt jein. 
Zu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 24. 
Die Minimal-Mape für Stodwerke, in welchen Menjchen wohnen 
oder arbeiten, find im Lichten nicht unter 2,40 m für Seller-, Dach— 
und Zwifchengeichoffe von 2,60 m, in Haupt-Stodwerke zu nehmen. 


Alle an den Straßen en Gebäude, Mauern und jonftigen 
Einfriedigungen find ftet3 in ſolchem Zuftande zu erhalten, daß fie für 
das Ausjehen der Straße nicht Fr werden. 


Für den Anftrih Dürfen A nicht verwendet werben, welche 
blenden oder der Gejundheit jchädlich, oder welche mißjtändig fir Die 
Straße find. — Weiße Farbe darf, Fenfterrahmen und Gefache aus. 
genommen, nicht verwendet werden. 


27. 
Diejes Statut tritt mit dem Heutigen in Kraft. 
Friedberg, den 4. Januar 1901. 
—— Kreisamt Friedberg. 
Dr. Braden. 


Ortsbauftatut für die Gemeinde Ober-Wöllftadt. 

Auf Grund des Art. 2 des Gejehed vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der 88 3—9 der dazu gehörigen 
Ausführungs-Verordnung vom 1. Februar 1882, werden mit Zu— 
jtimmung des Gemeinderats nad) Anhörung des Kreis-Ausſchuſſes und 
mit Genehmigung Großherzogl. Ministeriums des Innern für die Ge- 
meinde DOber-Wöllftadt folgende ortsjtatutarijche Beitimmungen erlafjen : 

Bu Urt. 4 der allgemeinen Bauordnung. 
1 





81. 
Die Grenzen der Bebauung find durch den Bebauungspir 
Der Ortsbebauungsplan liegt auf der Bürgermeiiter 


ficht offen. 
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Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 
8 2. 

Zur Benutzung als Bauplatz iſt eine Fläche nicht mehr geeignet: 

a) wenn ſie weniger als 100 qm enthält, oder 

b) wenn auf ihr fein Gebäude von 5 m Front und 8 m Tiefe mit 

zweijeitiger Beleuhtung unter Wahrung der VBorfchriften des 

Art. 37 der allgememen Bauordnung, Ubi. 1 u. 3, ſowie der 

Beitimmungen der Baupolizei-Ordnung zu diefem Artikel errichtet 

werden fann. 

Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 

Sind zum Zwede der Schließung eines Gemeindewegd Grund: 
jtücfe jeitens der Gemeinde erworben worden, jo werden diejelben auf 
Verlangen der unmittelbar angrenzenden Grundbefiger an dieſe unter 
jolgenden Bedingungen in Eigentum abgetreten : 

a) Das Verlangen muß innerhalb einer Friſt von 6 Monaten nad 

erfolgter Erwerbung diejer Grundſtücke jchriftlich bei der Großh. 

Bürgermetjterei fundgegeben werden. 

) Die Anlieger müſſen jich bereit erklären, für das an fie abzu— 
tretende Gelände der Gemeinde die vollen Kojten der Erwerbung 
dev Grundſtücke zurüdzuzahlen. 

Aus dem Preife des Geländes und den Unkoſten bei der Er- 
werbung berechnet jih mit NRüdjicht auf die Größe der Fläche der 
Einheitspreis, welcher pro qm von den Unliegern zu zahlen ift. Der 
zur Abtretung kommende Gemeindeweg ijt mit dem gleihen Preis pro 
qm der Gemeinde zu vergüten, wie die Grundjtüde. War der Preis 
der Erwerbung mehrerer Grundſtücke an der neuen Straße verichieden, 
jo wird ein Mittelpreis für den Verkauf aus den Geſamtkoſten der Er- 
werbung Fejtgeitellt. 

Zu Art 18 der allgemeinen Bauordnung. 
84. 

Außerhalb der durd) den Ortsbebauungsplan oder die Teilpläue 
feſtgeſtellten Bauquartiere dürfen in der Negel neue Gebäude nicht er— 
richtet werden. 

Soll dies ausnahmsweiſe gejchehen, jo ijt hierzu, nad) erfolgter 
Zuſtimmung Des Gemeinderats, die Erlaubnis Großh. Minijtertums 
Des Innern einzuholen. 

gu Net. 20 der allgemeinen Bauordnung. 


85 


Ueber die Eröffnung einer neuen Straße innerhalb des Drts- 
bebauungsplans bejchließt der Gemeindevorjtand. 

In den nod nicht eröffneten Straßen joll das Bebauen nur au 
den Enden, welche auf jehon eröffnete Straßen aufjtoßen, gejtattet werden. 

Der Bauende bat das zur neuen Strafe erforderliche Gelände, 
joweit fein Befigtum reicht, auf Verlangen an die Gemeinde um den 
vom Drtsvorftand allgeme  feitzufeßenden und befannt zu gebenden 
Breis frei von allen Yalten abzutreten. 


ri Bein 


— 
— 
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S 6. 

Soll, außer dem in $ 5 Abf. 2 gegenwärtigen Statut3 vorgejehenen 
Fall, ein Gebäude in einer noch nicht eröffneten Straße errichtet werden, 
jo fann dieſes gejtattet werden, wenn der Gemeinde dag ganze Straßen: 
gelände — vor dem projeftierten Bau, einjchließlich de vor dem zu- 
gehörigen Grundjtüce gelegenen Teils der Straßenfläche, bis zur nächjten 
eröffneten Querjtraße, bezw. bis zu der bereits für die Gemeinde in 
Eigentum erworbenen Straßenflähe — koſten- und lajtenfrei in Eigen- 
tum abgetreten wird. Grenzen an die neueröffnete Straße zwei eröffnete 
Duerjtraßen, jo bejtimmt der Gemeinderat, nad) welcher Straße zu das 
Gelände zu erwerben ift. Nach der Eröffnung der Straße leitet die 
Gemeinde eine NRüdvergütung für das Straßengelände in dem vom 
Gemeinderat allgemein fejtzufegenden und befannt zu machenden Betrag. 


8 7. 

Bis zu dem Zeitpunfte, an welchem eine Straße feitens der Ge— 
meinde eröffnet wird, find alle diejenigen Vorkehrungen, welche durd) 
die Ortspolizeibehörde in Bezug auf Herjtellung von Gofjenpflafter, 
Einebnung und Ueberkfiefung der Fahrbahn, ſowie Weberfiefung oder 
Pflafterung von Fußiteigen gefordert werden jollten und zwar bis zur 
nächjten hierzu geeigneten Querftraße von dem betreffenden Eigentümer 
und, wenn es mehrere find, unter gegenjeitiger folidarifcher Haftbarfeit 
berelben auf eigene Koften und Gefahr zu bewirfen. 

Entjtehen der Gemeinde aus einer etwaigen Verfäumnis Koften, 
jo ift diejelbe jederzeit befugt, den Zugang über ihr Eigentum zu ver: 
bieten und zu verhindern. 

So lange die Straße nicht volljtändiges Eigentum der Gemeinde 
und nicht eröffnet iſt, kann weder auf Ehaufjierung, noch Pflafterung 
der Goſſen, noch auf Kanäle, Wafjerleitung oder Beleuchtung Anſpruch 
gemacht werden. 

Bu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 


’ 88. 
° Die Laften, welche die Anlieger bei den Straßen-Neuherftellungen 
zu tragen haben, beftehen: 

a) In den Koften für Anlage von Gofjen- und Fußiteigpflaftern. 
Bei erhöhtem Fußſteig erfolgt die Anjchaffung und das Verſetzen 
der Randfteine auf Koften der Gemeinde. 

Bei der Ausführung einer Fußjteigbefeitigung, welche teurer 
als Pflaſter, trägt die Gemeinde den Kojtenunterjchied. 

Die auf die Befiger entfallenden Koften für die Fußſteig- und 
Gofjenherftellungen werden im Berhältnis der Länge der Grund- 
ftüde an der Straße ausgejchlagen und von den Bejitern inner 
halb 6 Monaten nach) Bollendung der Arbeit durch die Gemeinde: 
fafje erhoben. Die Koften der an den Enden und Kreuzungen Der 
Straßen über die Hauptflucht vortretenden Fußſteigflächen ind x 
dem Befiger des bezüglichen Edgrundftüds nad) der eingangs @ 
gegebenen Berechnungsweije zu tragen. 

25 
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b) In den Mehrkojten der Erwerbung von Straßengelände über den 
Preis, welchen der Gemeinderat für den Quadratmeter allgemein 
feitgejeßt hat. 

Die Beitimmung, ob eine Straße hergejtellt und die Anlieger be- 
züglich ihrer obigen Verpflichtung herangezogen werden jollen, trifft der 
Gemeinderat. Die Herjtellung der Fußſteige und Gofjen erfolgt nur 
durch die Gemeinde. 

8 9. 


Wenn die Gemeinde vor bejtehenden Hofreiten jowie vor Neu: 
bauten, Gärten und Baupläßen, welche nod) feine fejten Fußſteige beſitzen, 
jolde Fußſteige herrichten will, dann find die Anfieger verpflichtet, die 
Ktojten der Herftellung nad) Maßgabe des $ 8 zu tragen, jedoch nicht 
über eine Breite von 2,50 m. 

S 10. 

Die Unterhaltung der bejtehenden Fußjteige und Gofjen übernimmt 
die Gemeinde; Die Umlegung geſchieht auf Koſten der Anlieger nach $ 8a. 
Wird das Aufreißen und das hierdurd) nötige Wiederherjtellen von Fuß— 
jteigen Durch die Anlieger veranlaßt, jo werden die erforderlichen Arbeiten 
auf Ktoften derjelben durd) die Gemeinde vorgenommen. 

s 11. 

Der Wert des alten Matertal$ wird bei einer Umlegung der Fuß— 
steige und Goſſen den Anliegern nicht zu Gute gerechnet. Die Gemeinde, 
welche die Unterhaltung bis zur nächjten Neuherjtellung übernimmt, ver: 
wendet oder veräußert das Material zu eigenem Nutzen. 

8 12. 

Die Benutzung des Fußſteigegeländes ſeitens eines Anliegers zur 
Anlage von Ventilations-, Licht- oder Einfüllöffnungen für Slellerräume 
kann ſeitens der Gemeinde nur in ſtets widerruflicher Weile gejtattet 
werden, wenn ſich der Anlieger zur jährlichen Zahlung einer vom Ge— 
meinderat feſtzuſetzenden Anerkennungsgebühr verpflichtet. 

E 18: 

Wird die Anlage eines Kanals zur Entwäfjerung einer Straße 
errorderlich — worüber der Gemeinderat zu bejchliegen hat —, jo werden 
die hierdurch entjtehenden Koſten zur Hälfte von der Gemeinde getragen. 
Die andere Hälfte wird in der Negel — entiprechend der Frontlänge — 
auf die zu beiden Seiten der Straße gelegenen Grumdbejiger ausge: 
Ichlagen. Es iſt hierbei einerlei, auf welcher Seite der Straße der 
Kanal errichtet wird. 

Ss 14. 
erden durch die Gemeinde "alte Kanäle bejeitigt und neue erbaut, 
Jo find Jämtliche Hausbeliger in den betreffenden Straßen verpflichtet, 
ihre alten Hausentwäſſerungen den aufgejtellten Bedingungen für die 
neuen Nanalanlagen entſprechend umzuändern. 
Zu Urt, * Beinen Bauordnung. 


81 
Speicher, Hemijen, Waſchküchen, Abtritte 
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und ähnliche Anlagen dürfen nicht an die Öffentlichen Straßen und Pläße 
gejtellt werden. 
8 16. 

Räume, in denen Rauch, Dampf, übelviechende oder ungejunde 
Luft erzeugt wird, Dürfen in der Kegel Deffnungen nad) der Straße 
nicht haben. 

Liegen dieſe Räume Hinter der Baufluchtlinie, jo muß die Ent- 
fernung der Deffnungen von derjelben mindeſtens 5 m betragen. 


Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
S 11. 

Das Zurüclegen der Gebäude Hinter die Baufluchtlinie fann unter 
der Bedingung geitattet werden, daß das zwilchen der Baufluchtlinie 
und der Front des zurücgelegten Gebäudes befindliche Land entiprechend 
angelegt und abgejchlojjen wird; in der Negel muß die zurückverlegte 
Bauflucht parallel mit der Bauflucht der Straße liegen. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 18. 

Hinter» und Seitengebäude dürfen nicht früher erbaut werden als 
die Vordergebäude; auch müſſen die Fluchten derjelben in der Regel 
rechtwinfelig oder parallel mit denen der Vordergebäude und in regel 
mäßiger Form angelegt fein. 

Mit Genehmigung des Gemeinderats kann von der vorjtehenden 
Beitimmung abgejehen werden. 

$ 19. 

Sind auf einem Grundjtüd Seiten= oder Hintergebäude vorhanden, 
jo muß, bei einer Bebauung des Grundjtüdes in einer Tiefe von mehr 
al3 20 m von der FFrontlinie des Bordergebäudes ab gerechnet, eine 
Durchfahrt eingerichtet werden, welche der Baupolizeiordnung entjpricht. 

Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
g 20. 

Ber Gebäuden, welche maſſiv ausgeführt werden, müſſen die Um— 
faljungsmauern im oberjten Stock bezw. Knieſtock eine Stärfe von min- 
deiten® 45 cm bei Bruchjteinen und 25 cm bei Badijteinen haben. Bei 
Brucjteinmanern muß die Stärfe nach) unten von Stodwerf zu Stod- 
werk um mindejteng je 10 cm, bei Badijteinen alle zwei Stockwerke um 
mindeſtens einen halben Stein zunehmen. Bei diefen Dimensionen find 
Stodwerktshöhen nicht über 4m im Lichten und Zimmertiefen 
nicht über 7 m vorgejehen; werden dieje Dimenjionen überjchritten, jo 
find auch die Mauerjtärfen entiprechend zu vergrößern. Die Außen- 
mauern von Treppenhäufern bedürfen der Verſtärkung nach unten nicht, 
wenn fie 45 cm bezw. 1" Steine jtarf bei nicht mehr als 12 m Höhe 
ausgeführt find. Mauerlatten dürfen nicht eingemauert werden. 

Stodwerfsaufjegungen auf bejtehende Gebäude find nur dann zus 
fällig, wenn diefe Minimalmaße noch ohne Anblendung an bejtchen 
Mauern eingehalten werden fünnen. 


! An. 
i 
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8 21. 

Zu allen äußeren Mauern der Border-, Hinter» und Nebengebäude 
dürfen nur natürlic”e Steine oder gebrannte Steine (Baditeine) ver- 
wendet werden. Der Mörtel muß mit Kalk oder Zement hergejtellt jein. 

Lehm-, Tuff und ähnliche Steine dürfen nur zur Ausmauerung 
innerer Fachwände benußt werden. Hierbei ijt Lehmmörtel gejtattet. 

8 22. 

Die Fußbodenhöhe des Erdgeſchoſſes muß bei Wohngebäuden min: 
deſtens 0,50 m über der Erdoberfläche liegen und die Schwellen von 
Fachwerksbauten (welche feine Wohnungen enthalten) müſſen mindejtens 
0,30 m von den Erdoberflächen abjtehen. 

Bei Ladenanlagen fann eine niedere Höhenlage zugegeben werden. 

23. 

Iſt das Gebäudefundament nicht vollſtändig gegen Feuchtigkeit 
iſoliert, oder liegt die Fußbodenhöhe des Erdgeſchoſſes nicht mindeſtens 
1,25 m über dem Terrain oder 3 m über dem höchſten bekannten 
Srundwajjerjtand, jo muß das Ktellergejhoß ohne Anwendung von Holz: 
fonjtruftion überdedt jein. 

Zu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
S 24. 

Die Minimalmaße fir Stodwerfe, in welchen Menjchen wohnen 
oder arbeiten, find im Lichten nicht unter 2,40 m für Keller-, Dach— 
und Zwiſchengeſchoſſe, von 2,60 m für Hauptjtodwerfe zu nehmen. 

' 2 

Alle an den Straßen ftehenden Gebäude, Mauern und jonjtigen 
Einfriedigungen find jtet3 in jolchem Zuſtande zu erhalten, daß fie für 
das Ausjehen der Straße- nicht mißjtändig werden. 

$ 26. 

Für den Anftrich dürfen Farben nicht verwendet werden, welche 
blenden oder der Gejundheit jchädlich, oder welche mißjtändig für Die 
Straße find. — Weiße Farbe darf, Fenjterrahmen und Gefache aus- 
genommen, nicht verwendet werden. 

8:27. 

Borjtehendes Ortsbauftatut tritt mit dem Tage der Veröffentlichung 
im Streisblatt in Kraft. 

Friedberg, den 7. Dezember 1900. 

Großherzogliches Kreisamt Friedberg. 
Dr. Braden. 


Ortsbau-Statut für Die Gemeinde Odftadt. 

Auf Grund des Art. 2 des Gejeßes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der SS 3—9 der Ausführungs- 
verordnung zu Ddemjelben vom 1. Februar 1882, jowie des Art. 23 
Abi. 3 des Geſetzes vom 16. Juli 1902, den Denkmalſchutz betreffend, 
werden mit Zuftimmung des Gemeinderats nad) Anhörung des Kreis- 
ausichuffes und mit Genehmigung Großh. Miniiteriums des Innern 


} 
a 
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vom 15. Januar 1904 zu Ar. M. d. 3. 37112 für die Gemeinde 
Dejtadt folgende ortsſtatutariſche Beſtimmungen erlafjen: 
Zu Urt. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
81. 

Außerhalb der durch den DOrtsbebauungsplan oder die Teilpläne 
jejtgejtellten Bauquartiere dürfen Gebäude nicht errichtet werden. 

Ausnahmen fünnen nur nah Anhörung des Gemeinderats von 
dem Minifterium des Innern gejtattet werden. 


Zu Art. 23 Abf. 3 des I den Denkmalſchutz betr. 


Für den Fall, daß eine — außerhalb des Ortsbauplans 
oder ſeiner Teilpläne hiernach ausnahmsweiſe von Großh. Miniſterium 
des Innern zugelaſſen werden ſollte, dürfen in einem Umkreiſe von 
20 m, von dem Mittelpunkte der St. Georgs-Kapelle aus nach allen 
Seiten gerechnet, Bauten irgend welcher Art nicht errichtet werden. 

Friedberg, den 26. Januar 1904. 

Großherzogliches Kreisamt Friedberg. 
J. V.: Dr. Wörner. 





Ortsbauſtatut für Die Gemeinde Okarben. 
Auf Grund der Art. 2 und 18 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 wird auf Beſchluß des Ortsvorſtandes zu Okarben 
und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern vom 18. 
Februar 1897 zu Nr. M. d. J. 2557 das nachfolgende Statut für 
die Gemeinde Dfarben erlafjen: 


Sl 
Außerhalb des Bereichs des Ortsbauplans dürfen Gebäude nicht 
errichtet werden. 


8 2. 
Der Ortsvorſtand hat dem Bedürfnis entjprechend die im Orts— 
bauplan neu vorgejehenen Straßen für das Bebauen zu eröffnen. 
Friedberg, den 6. März 1897. 
Sroßherzogliches Kreisamt Friedberg. 
Dr. Braden. 


Ortsbauftatut für die Gemeinde Södel. 

Auf Grund des Art. 2 des Gejeges vom 30. April 1881, Die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der 88 3—9 der dazu gehörigen 
Ausführungs: Verordnung vom 1. Februar 1852, werden mit Zuſtimmung 
des Gemeinderats nad) Anhörung des Kreis-Ausſchuſſes und mit Ge— 
nehmigung Großherzogl. Miniſteriums des Innern für Die Gemeinde 
Södel folgende ortöitatutarische Bejtimmungen erlaſſen. 

Zu Urt. 4 der allgemeinen Bauordnung. 
81, 

Die Grenzen der Bebauung find durch den Bebauungsplan 

ſtimmt. 





F 
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Der DOrtsbebauungsplan Liegt auf der Bürgermeifterei zur Ein- 


ſicht offen. 
Zu Art. 13 der EN Bauordnung. 


52 
Zur Benutzung als Bauplat ift eine Fläche nicht mehr geeignet: 
a) wenn fie weniger als 100 qm enthält, oder 
b) wenn auf ihr Fein Gebäude von 5 m Front und 8 m Tiefe mit 
qwetjeitiger Beleuchtung unter Wahrung der Vorſchriften des 
Art. 37 der allgemeinen Bauordnung, Abj. 1 u. 3, jowie der 
Beſtimmungen der Baupolizei-Ordnung zu dieſem Arütel errichtet 
werden kann. 
Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 
3 


83. 

Sind zum Zwecke der Schließung eines Gemeindewegs Grund— 
ſtücke ſeitens der Gemeinde erworben worden, ſo werden dieſelben auf 
Verlangen der unmittelbar angrenzenden Grundbeſitzer an dieſe unter 
folgenden Bedingungen in Eigentum abgetreten: 

a) Das Verlangen muß innerhalb einer Friſt von 6 Monaten nach 
erfolgter Erwerbung dieſer Grundſtücke ſchriftlich bei der Großh. 
Bürgermeiſterei kundgegeben werden. 

b) Die Anlieger müſſen ſich bereit erklären, für das an fie abzu— 
tretende Gelände der Gemeinde die vollen Koſten der Erwerbung 
der Grundſtücke zurückzuzahlen. 

Aus dem Preiſe des Geländes und den Unkoſten bei der Er— 
werbung berechnet ſich mit Rückſicht auf die Größe der Fläche der Ein— 
heitspreis, welcher pro qm von den Anliegern zu zahlen iſt. Der zur 
Abtretung kommende Gemeindeweg it mit dem gleichen Preis pro qm 
der Gemeinde zu vergüten, wie die Grumdftüde. War der Preis der 
Erwerbung mehrerer Grundftüde an der neuen Straße verjchieden, fo 
wird ein Meittelpreis für den Verkauf aus den Gejamtfojten der Er- 
werbung feſtgeſtellt. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 4. 

Außerhalb der durch den Ortsbebauungspfan oder die Teilpläne 
fejtgeitellten Bauguartiere dürfen in der Negel neue Gebäude nicht er: 
richtet werden. 

Soll dies ausnahmsweiſe geſchehen, jo ift hierzu, nach erfolgter 
Zuftimmung des Gemeinderats, die Erlaubnis Großh. Ministeriums 
des Innern einzuholen. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
8 5. 

Ueber die Eröffnung einer neuen Straße innerhalb des Ortsbe 
bauungsplans beichliert der Gemeindevorstand. 

In den noc nicht eröffneten Straßen joll das Bebauen nur an 
den Enden, welche auf icon eröffnete Straßen aufſtoßen, geftattet werden. 

Der Bauende hat das zur neuen Straße erforderliche Gelände, 
joweit jein Beſitztum reiht, auf Verlangen an die Gemeinde um den 
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vom Ortsvorſtand allgemein feftzujegenden und bekannt zu gebenden 
Preis frei von allen Laſten abzutreten. 


8 6. 

Soll, außer dem in $ 5, Ab. 2 gegenwärtigen Statut3 vor: 
gejehenen Fall, ein Gebäude in einer noch nicht eröffneten Straße er: 
richtet werden, jo Fann dies geftattet werden, wenn der Gemeinde das 
ganze Straßengelände — vor dem projeftierten Bau, einjchlieglich des 
vor dem zugehörigen Grundjtüde gelegenen Teils der Straßenflädhe, 
bis zur nächſten eröffneten Querftraße, bezw. bis zu der bereits für Die 
Gemeinde in Eigentum erworbenen Straßenflähe — koſten- und lajten- 
frei in Eigentum abgetreten wird. Grenzen an die neueröffnete Straße 
zwei eröffnete Querjtraßen, fo beftimmt der Gemeinderat, nach welcher 
Straße zu das Gelände zu erwerben ift. Nach der Eröffnung der 
Straße leijtet die Gemeinde eine Rüdvergütung für das Straßengelände 
in dem vom Gemeinderat allgemein feftzufeßenden und befaunt zu 
machenden Betrag. 

8:7; 

Bis zu dem Zeitpunfte, an welchem eine Straße jeitens der Ge— 
meinde eröffnet wird, find alle diejenigen Vorkehrungen, welche durch 
die Drtspolizeibehörde in Bezug auf nn ng von Gofienpflafter, 
Einebnung und Ueberfiefung der Fahrbahn, ſowie Uebertiefung und 
Pflafterung von Fußfteigen gefordert werden follten und zwar bis zur 
nächſten Hierzu geeigneten Querſtraße von dem betreffenden Eigentümer 
und, wenn e3 mehrere find, unter gegenfeitiger ſolidariſcher Haftbarfeit 
derjelben auf eigene Koften und Gefahr zu bewirken. 

Entjtehen der Gemeinde aus einer etwaigen Verſäumnis Koſten, 
jo ijt diefelbe jederzeit befugt, den Zugang über ihr Eigentum zu ver- 
bieten und zu verhindern. 

Sp lange die Straße nicht vollftändiges Eigentum der Gemeinde 
und nicht eröffnet ijt, fann weder auf Chauffierung, noch Pflafterung 
der Gofjen, noch auf Kanäle, Wafferleitung oder Beleuchtung Anjprud) 
gemacht werden. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 


88 
Die Laften, welche die Anlieger bei den Straßen-Neuherftellungen 
zu tragen haben, bejtehen: 

a) In den Koften für Anlage von Gofjen- und Fußiteigpflaftern. 
Bei erhöhtem Fußfteig erfolgt die Anschaffung und das Berjegen 
der Randfteine auf Koften der Gemeinde. 

Bei der Ausführung einer Fußiteigbefeftigung, welche teuerer 
als Pilafter, trägt die Gemeinde den Kofterumterichied. 

Die auf die Beſitzer entfallenden Koften für die Fußſteig- und 
Sofjenherjtellungen werden im Verhältnis der Yänge der Grunde 
ftüde an der Straße ausgejchlagen und von den Beſitzern innere 
halb ſechs Monaten nad Vollendung der Arbeit durch die Ges 
meindefajje erhoben. Die Koften der an den Enden und Kreuzunge 
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der Straßen über die Hauptrlucht vortretenden Fußſteigflächen find 

von dem Beitger des bezuglichen Edgrundjtüds nad) der eingangs 

angegebenen Berechnungsweiſe zu tragen. 

b) In den Mehrkoſten der Erwerbung von Straßengelände über den 
Preis, welchen der Gemeinderat für den Quadratmeter allgemein 
feſtgeſetzt hat. 

Tie Beitimmung, ob eine Straße bergeitellt und die Anlieger 
bezüglich ihrer obigen Verprlihtung herangezogen werden jollen, trifft 
der Gemeinderat. Die Heritellung der Fußiteige und Goſſen erfolgt 
nur durch die Gemeinde. 

8 9. 

Wenn die Gemeinde vor beitehenden Hofreiten, jowie vor Neu- 
bauten, Gärten und Bauplägen, welche nod) feine feſten Fußfteige be— 
figen, ſolche Fußſteige errichten will, dann jind die Anlieger verpflichtet, 
die Kosten der Heritellung nah Maßgabe des $ 8 zu tragen, jedod 
nicht über eine Breite von 2,50 m. 

$ 10. 

Die Unterhaltung der bejtebenden Fußſteige und Goſſen übernimmt 
die Gemeinde: die Umlegung geichieht auf Koften der Anlieger nad) 
x 8a. Wird das NAufreigen und das hierdurch nötige Wiederheritellen 
von Fußſteigen durch die Anlieger veranlagt, jo werden die erforder: 
lichen Arbeiten auf Kojten derielben durch die Gemeinde vorgenommen. 

Der Wert des alten Materials wird bei einer Umlegung der Fuß— 
jteige und Gofien den Anliegern nicht zu Gute gerechnet. Die Gemeinde, 
welche die Unterhaltung bis zur nächjten Neuherſtellung übernimmt, ver- 
wendet oder veräußert das Material zu eigenem Nuten. 

8 12. 

Die Benutzung des Fußſteigegeländes feitens eines Anliegers zur 
Anlage von Bentilations-, Licht: oder Einfüllöffnungen für Kellerräume 
fan jeitens der Gemeinde nur im ſtets widerruflicher Weiſe gejtattet 
werden, wenn fich der Anlieger zur jährlichen Zahlung einer vom Ge— 
meinderat feitzujegenden Anerfennungsgebühr verpflichtet. 

8 13. 

Wird die Anlage eines Kanals zur Entwäfjerung einer Straße 
erforderlihd — worüber der Gemeinderat zu bejchliegen hat — , jo werden 
die hierdurch entjtehenden Koften zur Hälfte von der Gemeinde getragen. 
Die andere Hälfte wird in der Regel — entjprechend der Frontlänge — 
auf Die zu beiden Seiten der Straße gelegenen Grundbejiger aus: 
geichlagen. Es iſt Hierbei einerlei, auf welcher Seite der Straße der 
Kanal errichtet wird. 

8 14. 

Werden durch die Gemeinde alte Kanäle bejeitigt und neue erbaut, 
jo Jind jämtliche Hausbefiger in den betreffenden Straßen verpflichtet, 
ihre alten Hausentwällerungen den aufgejtellten Bedingungen für die 
neuen Kanalanlagen entiprechend r ıbern. 
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Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
8 15. 
Stallungen, Scheuern, Speicher, Remiſen, Waſchküchen, Abtritte 
und ähnliche Anlagen dürfen nicht an die öffentlichen Straßen und 
Plätze gejtellt werden. 


8 16. 

Räume, in denen Rauch, Dampf, übelriehende oder ungefunde 
Luft erzeugt wird, dürfen in der Regel Deffnungen nad der Straße 
nicht haben. 

Liegen diefe Räume hinter der Baufluchtlinie, jo muß die Ent- 
fernung der Oeffnungen von derjelben mindeftens 5 m betragen. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
8 17. 

Das Zurücdlegen der Gebäude hinter die Baufluchtlinie kann unter 
der Bedingung gejtattet werden, daß das zwiſchen der Baufluchtlinie und 
der Front des zurücgelegten Gebäudes befindliche Land entiprechend 
angelegt und abgejchlofjen wird; in der Regel muß die zurückverlegte 
Bauflucht parallel mit der Bauflucht der Straße liegen. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 18. 

Hinter- und Seitengebäude dürfen nicht früher erbaut werden als 
die VBordergebäude; auch müſſen die Fluchten derjelben in der Regel 
rechtwinfelig oder parallel mit denen der Vordergebäude und in regel: 
mäßiger Form angelegt jein. 

Mit Genehmigung des Gemeinderats kanu von der vorjtehenden 
Beltimmung abgejehen werden. 

) 19. 

Sind auf einem Grundſtück Seiten» oder Hintergebäude vorhanden, 
jo muß, bei einer Bebauung des Grundſtückes in einer Tiefe von mehr 
als 20 m von der FFrontlinie des Vordergebäudes ab gerechnet, eine 
Durchfahrt eingerichtet werden, welche der Baupolizeiordnung entſpricht. 

Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 20. 

Bei Gebäuden, welche maſſiv ausgeführt werden, müfjen die Um- 
fafjungsmauern im oberjten Stock beziehungsweile Knieſtock eine Stärke 
von mindeſtens 45 cm bei Bruchjteinen und 25 cm bei Badjteinen 
haben. Bei Bruchjteinmanern muß die Stärfe nad) unten von Stod- 
werk zu Stocwerf um mindeftens je 10 em, bei Badjteinen alle zwei 
Stockwerk um mindeftens einen halben Stein zunehmen. Bei dieſen 
Dimenjionen find Stocdwerfshöhen nicht über 4 m im Lichten und 
Zimmertiefen nicht über 7 m vorgejehen; werden dieſe Dimenſionen 
iiberjchritten, jo find auch die Mauerjtärfen entiprechend zu vergrößern. 
Die Außenmauern von Treppenhäufern bedürfen der Verſtärkung nad) 
unten nicht, wenn ſie 45 cm bezw. 1!/. Steine ftarf bei nicht mehr al® 
12 m Höhe ausgeführt jind. Meauerlatten dürfen nicht eingeman 
werden. 

Stodwerfsaufjegungen auf beftehende Gebäude find nur Dann 
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läffig, wenn diefe Minimalmake noch ohne Anblendung an bejtehende 
Mauern eingehalten werden fünnen. 
8 21. 

Zu allen äußeren Mauern der Border-, Hinter: und Nebengebäude 
dürfen nur natürliche Steine oder gebrannte Steine (Baditeine) ver- 
wendet werden. Der Mörtel muß ftet3 mit Kalt oder Zement her— 
gejtellt fein. 

Lehm-, Tuff und ähnliche Steine dürfen nur zur Ausmauerung 
innerer Fachwände benußt werden. Hierbei ift Lehmmörtel geſtattet. 


8 22. 

Die Fußbodenhöhe des Erdgejchoffes muß bei Wohngebäuden 
mindeftend 0,50 m über der Erdoberfläche Liegen und die Schwellen 
von FFachwerfsbauten (welche feine Wohnungen enthalten) müſſen min- 
deitens 0,30 m von den Erdoberflächen abjtehen. 

Bei Zaden-Anlagen kann eine niedere Höhenlage zugegeben werden. 

8 23. 

Sit das Gebäudefundament nicht vollftändig gegen Feuchtigkeit 
ijoliert, oder Liegt die Fußbodenhöhe des Erdgefchofjes nicht mindeſtens 
1,25 m über dem Terrain oder 3 m über dem höchften bekannten 
Grundwaflerftand, jo muß das Kellergeihoß ohne Anwendung von Holz: 
fonftruftion überdedt fein. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
S 24. 

Die Minimalmahe für Stocdwerfe, in welchen Menschen wohnen 
oder arbeiten, find im Lichten nicht unter 2,40 m für Seller-, Dad)- 
und Zwilchengeichofie, von 2,60 m für Haupt-Stodwerfe zu nehmen. 

8 25. 

Alle an den Straßen jtehenden Gebäude, Mauern und jonjtigen 
Einfriedigungen find ſtets in ſolchem Zuftande zu erhalten, daß fie für 
das Ausſehen der Straße nicht mißftändig werden. 

g 26. 

Für dem Anftrich dürfen Farben nicht verwendet werden, welche 

bfenden oder der Gejundheit jchädlich, oder welche mißftändig für die 


Straße find. — Weihe Farbe darf, Fenfterrahmen und Gefache aus: 
genommen, nicht verwendet werden. 
S 27. 


Vorſtehendes DOrtsbauftatut tritt mit dem Tage der VBeröffent- 
lichung im Streisblatt in Kraft. 
Friedberg, den 10. April 1901. 
Großherzogliches Kreisamt Friedberg. 
Dr. Braden. 


Bau⸗Polizei-Ordnung für Die Gemeinde Vilbel. 

Auf Grund der Art. 2 und 32 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 und der 88 3—9 der hierzu erlafjenen Ausführungs— 
verordnung vom 1. Februar 1882 wird nach Anhörung des Gemeinde» 
rats und der Großh. Bürgermeijterei Vilbel unter Zuftimmung des 
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Kreisausſchuſſes des Kreijes Friedberg und mit Genehmigung des Großh. 
Minifteriums des Innern vom 14. Februar I. I. zu Nr. M. d. J. 
3811 für die Gemeinde Vilbel BEN wie folgt: 


Die unmittelbar an der Straße oder öffentlihen Wegen gelegenen 
Gebäude müſſen mit Dachfandeln und bis auf den Boden gehenden Abfall- 
röhren verjehen jein. Bon dem Rohrausguß iſt das Wafjer in ge: 
pflafterten Rinnen in die Straßengoſſe zu führen. 

ı 2 


S 2. 
Vorſtehende Beftimmung tritt mit dem heutigen Tage in Kraft. 
Friedberg, am 22. Februar 1899. 
Großherzogliches Kreisamt Friedberg. 
g83.: : Dr. Braden. 





Ortsbauſtatut für die Gemeinde Anncerod. 

Auf Grund des Gemeinderatsbejchluffes vom 4. Mai 1898 wird 
nach Anhörung des Kreisausichufies und mit Genehmigung des Großh. 
Minifteriums des Innern vom 17. Mai 1899 zu Nr. Minijtertum des 
Innern 13898 folgendes Ortsbauftatut erlafjen: 

8SI. 

Außerhalb des Bereiches des Ortsbauplans bezw. der darin ge— 
fennzeichneten Bebauungsgrenzen dürfen Gebäude nicht errichtet werden. 

Gießen, den 23. Juni 1899. 

eo tee Kreisamt Gießen. 
J. er von Schend. 


Polizeiordnung für den Kreis Gichen 
(die Aufftellung und Benutzung von transportablen Siedfejjeln betreffend). 


Auf Grund des Art. 78 der Kreis: und PBrovinztalordnung wird 
unter Zuftimmung des Sreisausichufles und mit Genehmigung Großh. 
Minifteriums des Innern und der Juſtiz vom 12. November 1895 zu 
Nr. M. 3. 31041 für den Kreis Gießen verordnet wie folgt: 

1. Zu der Aufitellung und Benugung eines transportablen Sied- 
fejjel3 it die Genehmigung des Kreisamts erforderlich). 

2. Wer einen transportabelen Siedfefjel in Gebrauch nehmen will, 
hat ein Geſuch, in dem das Bedürfnis zur Aufitellung und Ver: 
wendung desjelben näher zu begründen ift, bei der Bürgermeifterei 
einzureihen und diefem eine Handſkizze des Hofraums beizu— 
ſchließen, die über den Ort der beabſichtigten Keſſelaufſtellung, die 
Lage, Bauart und Entfernung der nächſtſtehenden Gebäude und 
der an dieſen etwa vorhandenen Vordächer und weiter auch über 
die Entfernung der Miſtſtätte genaue Auskunft gibt. 

3. Nach der Erteilung der Genehmigung zur Gebrauchnahme Des 
Keſſels ift die Handjkizze auf der Bürgermeifterei aufzubewähre 
und von den FFeuervilitatoren und den Polizeibehörden bei der & 
nahme der periodischen Viſitationen zu bemußen. 
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. Der Siedfejjel, deſſen Aufftellung nur auf feuerficherer Grundlage 


erfolgen darf, muß mit verjchließbarem oder unten angehängten 
Aſchenkaſten und der zugehörige Eijenblechfamin mit Funfenfänger 
verjehen jein. Schadhafte Siedfefjelanlagen dürfen nicht in Ge— 
braucd genommen werden. 


. Die Aufftellung des Siedfefjeld an mafjiven Wänden ift geftattet. 


Bon Fachwänden und Holzpfojten ift er mindejtens 1,5 m ent- 
jernt zu Halten. Bei allzu bejchränftem Hofraume fann ein 
Heranrüden bis zu 25 cm gejtattet werden, wenn das Holzwerf 
gut verpußt oder mit Eiſenblech bejchlagen: ift. 


. Der Eijenblechfamin muß vom Holzwerf mindejtens 25 cm ent: 


fernt bleiben, und falls er in einem geringeren Abjtand al® 3 m 
von eimer Fachwand bezw. einem hölzernen Dachgefims empor: 
jteigt, mindejtens 75 cm über Dad führen. 


. Deffnungen an Gebäuden, in denen leicht entzündliche Gegenjtände 


lagern, find während des Gebrauchs bis zu einer Entfernung von 
3 m gejchlojjen zu halten. 


. Stroh, trodener Mift und leicht feuerfangende Gegenjtände müſſen 


mindeſtens 3 m entfernt, Neifig und Holz mindejten® 1,5 m ent- 
fernt vom Siedkeſſel gelagert werden. 


. Während der Nachtzeit darf nicht gefeuert werden. Die Orts- 


polizeibehörde hat hierüber ftreng zu wachen. 


. Ohne bejondere Genehmigung darf der Keſſel an anderer Stelle 


nicht in Gebrauch genommen werden. 


. Während der Gebrauchnahme muß neben dem Siedfefjel ein mit 


Waſſer gefüllter, mindejtens 10 Liter faljender Eimer ſtehen. 


Nach beendetem Gebrauh muß das Feuer in den Mjchenfajten 


fallen gelaſſen und mit Waſſer abgelöjcht werden. 


. Sobald die Aufftellung des transportablen Siedfefjels in einem 


Gebäude erfolgt, haben die Für Errichtung von Feuerungsanlagen 
in Gebäuden in der Ausführungsverordnung zur allgemeinen 
Bauordnung erlajfjenen Vorſchriften ($ 64 ff.) Anwendung zu 
finden. 


Zuwiderhandlungen gegen vorjtehende Beitimmungen werden im 
jedem einzelnen Falle mit 1 bis 30 Mark bejtraft. 
Gießen, den 21. November 1895. 
Sroßherzogliches Kreisamt Gießen. 
v. Gagern. 


Drtspolizeireglement für die Stadt Gichen. 
Auf Grund der Art. 2 und 31 der allgemeinen Bauordnung und 


des S 51 der zugehörigen Ausführungsverordnung wird hierdurch nach 
Anhörung der Stadtverordnneten-VBerfammlung und unter Zujtimmung 
des Kreisausjchuffes mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern 
und der Juſtizlvom425. Februar I. J. zu Nr. M. d. J. 5324 für den 
Bezirk der Provinzial-Hauptitadt Gießen verordnet wie folgt: 
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SL 
Die größte zuläſſige Höhe der Privatgebäude an Straßen von 
einer geringeren als der durch Art. 10 der allgemeinen Bauordnung 
bejtimmten, normalmäßigen Breite beträgt: 
A. in der von der Oſt-, Süd-, Weſt- und Nordanlage eingejchlofjenen 
inneren Stadt 
a) in Straßen bi$ zu 5 m Breite — 8 m, 
b) ın Straßen von 5 bis I1'/s; m Breite — 3 m mehr als die 
Straßenbreite; 
B. ın der außerhalb der vorgenannten Anlagen gelegenen 
äußeren Stadt 


a) in beiderjeitS zu bebauenden Straßen — 2 m mehr als die 
Straßenbreite, 

b) in eimfeitig zu bebauenden Straßen — 3 m mehr als die 
Straßenbreite. 


8 2. 

Die Straßenbreite wird dabei — ohne Rücklicht auf etwaige Vor— 
gärten — zwiſchen den Straßenfluchtlinien gemejjen; im übrigen erfolgt 
die Mefjung derjelben bei Straßen von anfteigender Höhenlage oder 
ungleiher Breite und für Edhäufer an leßteren ebenjo wie die Be— 
ftimmung der Gebäudehöhe und die Anrechnung von Stockwerken in 
gebrochenen Dächern, Zwerchhäuſern und Giebeln nad) den Borjchriften 
der Eingangs erwähnten Beitimmungen der allgemeinen Bauordmung 
und der zugehörigen Ausführungs-VBerordnung. 

Gießen, den 2. März 1896. 

Großherzogliches Polizeiamt Giehen. 
3. E.: v. Behtold, Regierungs-Nifefior. 


Ortspolizei⸗ Ordnung für den Bezirk Gichen. 

Auf Grund der Art. 2 und 39 des Gejeges vom 30. April 1881, 
die allgemeine Bauordnung betreffend, und die SS 6, 8 und 18 der 
Verordnung vom 1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen 
Bauordnung betreffend, wird nad Anhörung der Stadtverordneten-Ver- 
jammlung, unter Zuftimmung des Kreisausichuffes und mit Genehmigung 
Großh. Minifterrumg des Innern vom 17. Februar 1897 zu Nr. M. dv. 
3. 3499, unter Aufhebung der OrtSpolizeiverordnung vom 10. Mai 1890, 
die Ausführung der allgemeinen Bauordnung betreffend, für den Bezirk 
der Provinzial-Hauptjtadt Gießen verordnet, wie folgt: 

J 


An im Sinne des Art. 20 der allgemeinen Bauordnung zum 
größeren Teil bebauten Straßen und öffentlichen Plätzen find die Hof— 
reiten, einjchließlich der zugehörigen, nicht ala Baupläße zu betrachtenden 
Gärten und Winfel, in der Straßenfluchtlinie mit gefälligen maſſiven 
Einfriedigungen von angemejjener, mindestens aber 1,6 m betragender 
Sejamthöhe über den Bürgerfteig zu verjehen. 

Bon den Toren abgejehen, müfjen die Einfriedigungen aus feſt 
Metallgittern auf jteinernem, höchſtens 1 m hohem Sodel beitehe 
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Sodelmauern find dabei nach der Straßenjeite zu mit Hau- oder Blend- 
fteinen oder mit dauerhaften Zementpug zu verkleiden und entjprechend 
abzudeden. 

An Stelle jolher Einfriedigungen fünnen auch volle Mauern auf 
deren ganze Länge oder für einzelne Teile derjelben zugelafjen werden, in- 
joweit dadurch dag gejamte Straßenbild feine Beeinträchtigung erleidet. 

(Sofern im Intereſſe der Straßenheritellung die Grundmauern 
der Einfriedigungen bis zur Höhe des Bürgerfteigs oder die im Einjchnitte 
etwa erforderlichen Futtermauern mehr als 0,60 m Stärfe erhalten 
müſſen, jollen — unbejchadet anderweiter Vereinbarungen — die dadurd) 
erwachjenden Mehrkojten den Anliegern von der Stadt vergütet werden.) 

Baupläße in zum größeren Teile bebauten Straßen find in der 
Straßenfluchtlinie zum Mindeſten mit einer gehobelten und mit Delfarbe 
gejtrichenen Latteneinfriedigung von wenigſtens 1,60 m Gejamthöhe über 
dem Bürgerjteig zu verjehen. 

Die vorjtehenden Bejtimmungen über die Herjtellung der Ein- 
friedigungen entlang der Straßen gelten auch für Scheidewände auf 
Vorgartengelände. 

Den Anliegern liegt die ordnungsmäßige Unterhaltung der Ein- 
friedigung auch hinsichtlich des VBerpußes und Anfjtriches nad) Anordnung 
des Großherzoglichen Polizeiamts ob. 

Beitehende Einfriedigungen, welche den obigen Borfchriften nicht 
entiprechen, fünnen nach Anhörung der Stadtverordnneten-Berfammlung 
durch Großherzogliches Polizeiamt bejeitigt werden. Der Aufforderung 
zur Beleitigung der vorjchriftswidrigen Einfriedigung und zum Erſatz 
derjelben durch eine ordnungsmäßig hergerichtete iſt innerhalb der gejegten 
Friſt, welche ſechs Monate nicht Ar eigen joll, zu entjprechen. 

Ss 2. 

In denjenigen Straßen, in welchen durch den genehmigten Be: 
bauungsplan Vorgärten vorgejehen find, dürfen diefe Vorgärten im der 
Negel nur als Biergärten angelegt und müſſen jedenfall® immer in 
gefälligem Ausjehen unterhalten werden. Ausnahmen von diefer Regel 
bedürfen der Zuftimmung der Stadtverordneten-Berfammlung, unbeichadet 
jedoch der Vorſchrift in $ 18 Abi. 2 ad. 1 der Ausführungs-Verordnnung 
zur allgemeinen Bauordnung. 

83. 

Verfehlungen gegen vorstehende Ortspolizetordnung unterliegen den 
Nechtsfolgen der Art. 79 und 80 der allgemeinen Bauordnung. 

Gießen, den 26. Februar 1897. 

Sroßherzogliches Polizeiamt Giehen. 
v. Bechtold. 


Lokal⸗Polizei⸗ Reglement pr die ProvinzialHauptftadt 
Gichen, 
die Ausführung des Art. 57 der allgemeinen Bauordnung betr. 
Auf Grund des Art. 2 und 57 des Geſetzes vom 30. April 1881, 
die allgemeine Bauordnung betr., und des $ 6 der Verordnung vom 
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1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen Bauordnung betr., 
wird nad) Anhörung der Stadtverordneten-Berfammlung unter Zuſtim— 
mung des Kreisausſchuſſes und mit Genehmigung des Großherzoglichen 
Minjteriums des Innern zu Nr. M. 3. 24747 vom 9. November 
1897 unter Aufhebung des 8 20 der Lofalpolizeiverordnung vom 6. 
Suli 1888 für die Brovinzials MAupeRaD! Gießen verordnet wie folgt: 


Alle an Straßen oder lägen jtehenden Gebäude, deren Dad)- 
traufen nach der Straße oder dem Platz gehen, find mit Schuß= reſp. 
Schneefangvorrichtungen an den Dächern in geeigneter Weife nad) der 
Straßenjeite hin zu verjehen, jofern die Dachneigung jteiler iſt als 1:3. 

Bei vorhandenen Gebäuden Hat dies innerhalb ſechs Monaten 
nah Erjcheinen dieſes Lokal-Polizei— ie zu gejchehen. 


Berfehlungen gegen die Borfcrif de3 $ 1 unterliegen den Rechts— 
folgen der Art. 79 und 80 der allgemeinen Bauordnung. 

Bieten, den 15. November 1897. 

PEOBDeNI0g Ich Polizeiamt Gießen. 
v. Bedt old. 
Ortspolizei-Ordnung für. den Bezirk Gießen, 
die Ausführung der Art. 40 und 61 der allgemeinen Bauordnung 
betreffend. 

Auf Grund der Art. 2, 40, 61 und 77 des Geſetzes vom 30. April 
1881, die allgemeine Bauordnung betr., und der 88 2 und 8 der Ver— 
ordnung vom 1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen Bau- 
ordnung betr., wird nach Anhörung der Stadtverordneten-Berjammlung, 
unter Zuftimmung des Kreisausſchuſſes und mit Genehmigung Großh. 
Ministeriums de3 Innern vom 10. November 1899 zu Ver. M.d. 3. 
31326 für den Bezirk der Provinzial: Hauptjtadt Gießen verordnet 
wie folgt: 

& 1; 

Bei Ausführung von, zum längeren Aufenthalt von Menjchen be— 
jtimmten Neubauten ijt, wenn deren Rohbau zwijchen dem 15. März 
und dem 15. September fertiggeitellt wird, von der Erteilung des Roh: 
bau-Abnahmejcheines bis zum Beginn der inneren Berpußarbeiten eine 
Friſt von mindejtens 6 Wochen, in allen anderen Fällen eine Friſt von 
mindejtens 12 Wochen einzuhalten. Dieje Frijten fünnen big auf die 
Hälfte herabgejegt werden, wenn an ſich die Beitimmung des Gebäudes 
eine Verkürzung der Friſt unbedenklich erjcheinen läßt, oder wenn nach 
Lage oder Bauart desjelben, wie insbejondere nach der Konftruftion der 
Bwilchendeden, ein vajcheres Austrodnen des Neubaues anzunehmen ift. 
Der Nohbau-Abnahmejchein kann auf den Tag der Anzeige der Fertig— 
ſtellung des Rohbaues zurücddatiert werden, wenn fich bei der Abnahme 
fein Anſtand ergab. 


8 2. 
Der äußere Verputz jolcher Neubauten ($ 1) darf in der R 
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nicht in demſelben Fahr Hergestellt werden, in welchem der Rohbau 
vollendet worden iſt. 
8 3. 


Wohngebäude dürfen früheitens drei Monate nad) Beginn der 
inneren WBerpußarbeiten, feinesjfall® aber früher als 6 Wochen nad 
Fertigſtellung diejer Arbeiten bezogen werden. In bejonderen Fällen 
fann ausnahmsweiſe dieje Friſt bis auf die Hälfte herabgejegt werden, 
wenn nachgewiejen wird, daß der Neubau gehörig troden und der Ge- 


ſundheit nicht jchädlich. ift. 


Bom Beginn der inneren und äußeren Berpußarbeiten an den im 
8 1 genannten Neubauten, jowie von der Fertigſtellung des inneren 
Berpußes von Wohngebäuden tt dem Stadtbauamt jeweils jchriftliche 
Anzeige zu erjtatten, wozu Formulare mit auf Verlangen zu erteilender 
Empfangsbejtätigung unentgeltlich abgegeben werden. 
85. 
Berfehlungen gegen die vorstehenden Beltimmungen unterliegen 
den Rechtsfolgen der Artikel 79 und 80 der allgemeinen Bauordnung. 
Gießen, den 18. November 1899. 
Großh. Bürgermeijterei Gießen. 
Gnauth. 


Polizeiverordnung für Die Landgemeinden des Kreifes 
Gießen 
über die Anlage von Einfriedigungen an Straßen und öffentlichen Plätzen. 

Auf Grund der Art. 2, 23 und 65 der allgemeinen Bauordnung 
vom 30. April 1881 und des 884 der Ausführungs-Verordnung hierzu 
vom 1. Februar 1882, ſowie der Art. 48, V und 78 des Geſetzes vom 
12, Juni 1874, die innere Verwaltung und die Vertretung der Kreiſe 
und der Provinzen betreffend, wird mit Zuftimmung des Kreis-Aus- 
ſchuſſes und mit Genehmigung Großherzoglichen Ministeriums des Innern 
vom 28. April 1903 zu Nr. M. d. 3. 9850 bejtimmt: 

Zur Errihtung neuer und zur Verjeßung vorhandener Ein: 
jriedigungen aus Mauern, Holzwerf, Metall oder aus verjchiedenen 
Materialien an öffentlihen Plätzen, Kreis: und Ortsitraßen ift die Ge- 
nehmigung des Kreisamts zu erwirfen. 

Gießen, den 19. Mai 1903. 

Großherzogliches Kreisamt Gießen. 
Dr. Breidert. 


Drtsbauw- Statut für Die Gemeinde Großen: Bufed. 

Mit Genehmigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern vom 
19. März 1900 zu Nr. M. d. J. 7212 wird durd) Beichluß des Orts: 
vorjtandes von Großen-Buſeck auf Grund der Art. 18, 18, 20, 21, 69 
der allgemeinen Bauordnung beitimmt: 
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Zu Urt. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


ul; 

Im Sinne des Artifel 13 der allgemeinen Bauordnung gilt ein 
Grundſtück als zum Bauplag nicht mehr geeignet, wenn e3 weniger als 
10 m Srontlänge und 25 m Tiefe bei rechtwinkliger Grundform behält. 

Die nad) der Straße zu fehrende Länge oder Breite eines Ge— 
bäudes muß mindeſtens 6 m betragen. 

Bu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
2 


8 2. 
Außerhalb des Ortsbauplanes bezw. der feſtgeſetzten Bauflucht- 
(linie dürfen Gebäude nicht errichtet werden. 
Bu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
3 


Bezüglih der im DOrtsbauplan enthaltenen nod nicht eröffneten 
Straßen bejtimmt der Gemeinderat, in welcher Reihenfolge diejelben 
zur Bebauung eröffnet werden sollen. 

Bu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 


4. 

Bei Anlegung einer neuen, bei der Verlängerung einer jchon be- 
jtehenden, jfowie bei dem Anbau an jchon vorhandenen, bisher unbebauten 
Straßen und Straßenteilen iſt von den beiderjeitd an die Straße an- 
grenzenden Grundbejigern je ein Drittel der Koften und zwar: 

a) der erjten Einrichtung der Straßen mitteljt Chauffierung der 

Fahrbahn; 

b) der PBflafterung der Goſſen; 
c) der Herjtellung der vor den Grundjtüden Hinziehenden öffentlichen 

Fußwege (Trottoirs) 
zu tragen bezw. zu erſetzen; das andere Dritteil trägt die Gemeinde. 
Die unter a und b bemerfte Koſtenpflicht der Anlieger tritt ein, jobald 
auf ihren betreffenden Grundjtüden neue oder ältere Gebäude an die 
neue Baufluchtlinie zu ftehen fommen oder ihren Ausgang nad) der neuen 
Straße erhalten; diejenige unter c jofort nad) Eröffnung der Straße, 
ohne Rüdficht darauf, ob die En bebaut werden oder nicht. 


Behufs Berechnung der den — Eigentümern nad) 84 
obliegenden Koftenanteile find die Kojten der gejamten Straßenanlage, 
einjchließlich der auf die Straßenfreuzungen fallenden, zujammen zu 
rechnen und den Pflichtigen nad) Verhältnis der Länge ihrer die Straße 
berührenden Grenze zur Laſt zu jegen. 

6 


Die Art und Weile der in 84 unter a, b und e aufgeführten 
Herſtellungen wird von dem Gemeinderat beſtimmt. 
7 


67. 

Nah Ausführung der Herjtellungen werden die stoiten ma 
Maßgabe des 8 4 auf die Erjaßpflichtigen ausgejchlagen und die lebtere 
aufgefordert, ihre Anteile binnen zwei Monaten an die Gemeindekaſſe 
zu entrichten. 


26 
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88. 

Die Erhebung und Beitreibung der auf Grund der in dem vor- 
jtehenden Paragraphen enthaltenen Berpflichtungen zu zahlenden Koften 
erfolgt auf dem für die Erhebung und Beitreibung der Gemeindeeinfünfte 
vorgejchriebenen Weg. 

89. 


Zur Sicherung der in $ 4 bezeichneten Verpflichtungen fann von 
dem Grumdeigentümer die Hinterlegung einer Kaution, deren Höhe der 
Gemeinderat zu bejtimmen hat, verlangt werden, bevor die Genehmigung 
zur Gebäudeerrichtung erteilt wird. 

Die Kaution ijt bei dem Großh. Bürgermeifter zu hinterlegen, der 
für ihre gehörige Aufbewahrung und demnächftige Rüdgabe Sorge zu 
tragen hat. 

Zu Art. 69 der allgemeinen Bauordnung. 
8 10. 

Für die nad) $3 zur Bebauung eröffneten Straßen fann die Ge: 
meinde zum Zwede der Bildung angemejjener Bauquartiere und Bau- 
pläge das auf die Straße anjtogende Privatgelände auf eine Tiefe bis 
zu 40 m anfaufen, bezw. fall® eine gütliche Berftändigung mit den Be- 
teiligten nicht zuftande fommt, auf Antrag eines Beteiligten im Wege 
des Enteignungsverfahreng erwerben und nach vorheriger Einteilung in 
zwedmäßige Baupläge wieder veräußern. 

gl. 

Dem Gemeinderat bleibt es überlafjfen, zu beftimmen, in welcher 
Reihenfolge die nach $ 10 gebildeten Baupläge zur Bebauung abgegeben 
werden jollen. 

8 12. 

Diefes Statut tritt alsbald nad) der Beröffentlihung in Kraft. 

Großen-Bujed, am 21. März 1900. 

Großherzoglide Bürgermeifterei. 





1. Nachtrag zum DOrtsbauftatut für Die Gemeinde 
Großen Linden 
vom 21. März 1891. 

Auf Antrag des Gemeinderat3 wird nach Anhörung des Kreis- 
ausichuffes und mit Genehmigung des Großh. Minifteriums des Innern 
vom 20. uni 1900 zu Nr. M. d. 3. 17315 Folgendes beftimmt: 

1. 
N Ale neuen Wohngebäude müfjen mindeſtens zweiftödig erbaut 
werben. 


8 2. 
In der Bahnhofitraße darf nur anjchliegend gebaut werden. 
3 


Die in dem am 24./28. März 1891 genehmigten Ortsbauplan 
vorgejehene Straße M—L, P—Q fällt aus. 
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8 4. 

Die Alteftraße und Moltkeſtraße werden zur Bebauung eröffnet, 
jobald der Umbau bezw. Herjtellung dieſer Straßen durd die Kreis— 
jtraßenverwaltung fertiggeftellt ijt. 

Gießen, den 6. Juli 1900. 

al Kreisamt Gießen. 
Bechtold. 


2. Nachtrag zum Ortsbauſtatut für die Gemeinde 
Großen Linden 
vom 24./28. März 1891. 


Auf Grund des Artifel 2 der allgemeinen Bauordnung und der 
88 3—5, 7 u. 9 der Ausführungsverordnung Hierzu wird auf Beichluß 
de3 Gemeinderats, nad) Anhörung des Bürgermeiſters und des Kreis— 
Ausſchuſſes mit Genehmigung Großherzogl. Meinifteriums des Innern 
vom 10. Juni 1905 zu Nr. M. d. 3. 17667 Folgendes beftimmt: 

Bu Urt. 13 der allgemeinen Bauordnung. 

Zur Benugung als Bauplag ift eine Fläche nicht mehr geeignet, 
wenn Diejelbe nicht eine Breite von mindeftens 12 Meter an der 
Straßenjeite und eine Tiefe von mindeſtens 30 Meter Hat. 

Großen-Linden, am 27. Juni 1905. 

Großherzogliche — Großen-Linden. 
eun. 


Baupolizei⸗Ordnung für die Stadt Grünberg. 

Nach Anhörung des Gemeinderats und der Großh. Bürgermeifterei 
wird mit Zuftimmung des Kreisausjchuffes und mit Genehmigung Groß— 
herzoglichen Minifteriums des Innern vom 16. Januar 1900 zu Wr. 
M.d. J. 35416 folgende Baupolizei-Drdnung erlajjen: 


Bu Urt. 380 der allgemeinen Bauordnung. 
1 


Bei Errichtung von Gebäuden an öffentlichen Straßen und Plätzen 
wird ein Vorfpringen vor die Straßenfluchtlinie geftattet: 

a) Bei Fundamentmauern in der Erde, in der Regel nicht über 
0,15 m und bei Sodeln bis zu 0,15 m. In Straßen unter 
10 m #reite ift nur 0,10 m Sodelvorfprung ftatthaft. 

b) Balkon und Wetterbächer find nur in Straßen von mindejtens 
10 m Breite geftattet, und zwar nur dann, -wenn fie mit ihrer 
Unterfante mindeſtens 3 m über der Straße liegen, nicht mehr 
al3 1,50 m über die Baufluchtlinie vorjpringen, und mindestens 
1,50 m Abjtand von der Nachbargrenze haben. 

c) Waren und Ausjtelltaften, welche in die Straßenfluchtlinie hinein- 
ragen, dürfen ohne polizeiliche Genehmigung nicht angelegt werden, 
welche jeweil3 nur auf Widerruf erfolgt. 

d) Das Anbringen von vor die Straßenfluchtlinie vorfpringenden 

jildern, jowie von Hafen und ähnlichen Vorrichtungen 
26* 
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zum Aushängen von Waren und dergleichen ift verboten. Dagegen 
fünnen mit der Außenwand parallel laufende Firmenjchilder mit 
polizeilicher Genehmigung angebracht werden, wenn ihre Ausladung 
in die Straßenfluchtlinie nicht mehr als 0,30 m beträgt. 

e) Marquijen, Rolläden zum Ausjtellen u. ſ. w. müfjen jo befeftigt 
werden, daß ihr tieffter Punft mindejten® 2,10 m über ver 
Straßenflähe liegt. Im derjelben Höhe können Blumentäften, 
jedoh nur unter der Bedingung angebracht werden, daß durch 
Abfließen von Wafjer niemand beläftigt wird. 

2 


8 2. 

Kellerfenfterläden nach der Straße zu dürfen nicht nach der Seite 
aufichlagend angebracht werden. Fußabfrager in der Straßenflucdtlinie 
müfjen in die Zrittitufen der Treppen oder in den Fußſteig eingelafjen 
werden, derart, daß fie mit demjelben in eine Ebene zu liegen fommen. 


3. 

Nah der Straße auffchlagende Fenfter und Läden dürfen nur in 

einer Höhe von mindejtens 2 m über der Straßenebene angebracht werden. 
4 


ws 

Borhandene Anlagen der in $ 1 und 2 angeführten Art, welche 
diefen Borjchriften widerjprechen, ebenjo Treppen und Abweiſer, ſowie 
Tore, Türen und Kellereingänge mit Falltüren, welche nad) der Straße 
aufgehen oder über die Straßenflucdhtlinie vorjpringen, müſſen, wenn 
dies das Öffentliche Intereffe erfordert, innerhalb jeh® Monaten nad) 
erfolgter Aufforderung entfernt, bezw. vorjchriftsmäßig umgeändert 
werden. Dieje Frift fann ausnahmsweiſe in Berücfichtigung bejonderer 
Berhältnifje, welche deren Einhaltung als nicht möglid; oder mit zu 
großen Härten verbunden erjcheinen laffen, durch Großh. Kreisamt nad) 
Anhörung des Stadtvorjtandes verlängert werden. 

Zu Urt. 32 der allgemeinen Bauordnung. 


85. 

Die unmittelbar an der Straße oder Öffentlichen Wegen gelegenen 
Gebäude müſſen mit Dachkandel und bis auf den Boden gehenden Ab- 
fallröhren verjehen fein; von dem Rohrausguß ift das Wafjer, jofern 
nicht $ 7 Pla greift, bei erhöhten Fußfteigen mitteljt eiferner Rinnen 
in die Straßengofje zu führen, und zwar innerhalb ſechs Monaten nad) 
Inkrafttreten diefer BaupolizeisOrdnung. Dasfelbe gilt auch für gewerb- 
liche Anlagen. Alle dieje Teile find jtets in gutem Zuſtande zu er- 
halten; ihre Unlage erfolgt nad) den von Großh. Bürgermeifterei zu 
erlajjenden Bejtimmungen. 

86. 

Ueberdeckte Rinnen, ſowie Ueberbrückungen von Straßengoſſen 
müſſen in der Straßen- bezw. Fußſteigebene liegen. Dieſelben können 
nur gegen beſonderen Revers geſtattet werden, und ſind von dem An— 
lieger auf eigene Koſten nach Angabe der Großh. Bürgermeiſterei her— 
zuſtellen und jederzeit gut und offen zu erhalten. 

7 


Da, wo öffentliche Kanäle beitehen, oder anaelegt werben, muß 
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die Ableitung des Abfallwaſſers von den an die Straße grenzenden 
Grundftüden in jene Kanäle nach näheren Weifungen der Großh. Bürger: 
meifterei unterirdifch erfolgen ; die erforderliche Einrichtung zur Ableitung 
ift binnen Jahresfriſt nach Erjcheinen diejer Polizeiverordnung bezw. 
jofort nad) Fertigſtellung des öffentlichen Kanals herzuftellen. Im 
Weigerungsfalle erfolgt die Ausführung auf Anordnung der Polizei— 
behörde durch die Stadt auf Koften des Säumigen. 


8 8. 

Für die Beichaffenheit der Entwäfjerungsanlagen von den Hofreiten 
in die öffentlichen Kanäle oder Straßengofjen, und deren Inftandhaltung, 
welche den Angrenzern obliegt, jind die von der Großh. Bürgermeifterei 
zu erteilenden Borjchriften maßgebend. 


8 9. 

Feſte Stoffe, wie Küchenabfälle, Schutt, Sand, Aſche zc., menſch— 
fihe und tierische a as und dergleichen dürfen nicht im Die 
Sinffaften, ftädtiichen Kanäle und Straßengofjen eingeleitet werden refp. 
abfließen. 


8 10. 

Da, wo es möglich ift, die Abfallwaljer, welche in eine Sicker— 
grube, d. h. in eine umdichte Grube, geleitet werden, in einen ſtädtiſchen 
Kanal zu leiten, muß dies binnen Jahresfriſt gejchehen und die Sider- 
grube entfernt werden. Die Anlage neuer Sidergruben ift nicht gejtattet. 

Zu Urt. 33 der allgemeinen Bauordnung. 
l 


Ausgüffe aus Küchen, Brennereien und anderen Anlagen müſſen 
in gejchloffenen Röhren bis unter den Boden, von da unterirdijch in die 
öffentlichen Kanäle oder Ableitungsgräben, ſoweit ſolche vorhanden find, 
geführt werden. An den gegen Straßen und öffentliche Pläge gerichteten 
Seiten der Gebäude dürfen folche Ausgüffe überhaupt nicht angebradht 
werden. Dieſen Vorjchriften widerjprechende Anlagen find binnen jech® 
Monaten nah Erjcheinen diefer Polizei-Verordnung zu befeitigen bezw. 
umzuändern. Dieje Frift kann ausnahmsweiſe in Berückſichtigung be- 
jonderer Verhältniffe, welche deren Einhaltung als nicht möglich oder 
mit zu großen Härten verbunden erfcheinen lafjen, durch Großh. Kreis- 
amt nah Anhörung des Stadtvorjtandes weiter erjtredt werden. 


Zu Art. 34 und 35 der allgemeinen Bauordnung. 
12 


8 12. 
Winkel und Reule müſſen abgejchlojfen werden und zwar: 

a) wenn der Zugang durch die begrenzenden Gebäude möglich it, 
durch eine volle, mindeſtens 2 m hohe Mauer, die jo auszuführen 
it, daß fie nicht mißſtändig für die Straße wird; 

b) wenn der Zugang nur von der Straße aus möglid) ift, durch eine 
verjchloffen zu haltende, gefällig ausgeführte Türe. 


$ 13. 
In Abtrittögruben ꝛc. dürfen Scherben, Glas, Aſche oder dergleichen 
welche die Reinhaltung erjchweren, nicht gebracht werden. 
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Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
g 14. 

Auf jedem Grundftüd muß mindeftens "s der Gefamtgrundfläche 
unüberbaut bleiben. Auf Grundftüden, welche bereits bebaut find, und 
deren unüberbaute Fläche weniger als 25 qm beträgt, darf diejelbe bei 
Neubauten wieder in der früheren Größe angeordnet werden, wenn die 
Zahl der vorhandenen Stodwerfe nicht überjchritten wird. Eine Ber: 
fleinerung oder Ueberbauung ſolcher unüberbauten Flächen ift unftatthaft. 

ı 15 


Zur Anlegung eines Stalleg, eined Salzmagazing, überhaupt eines 
Gebäudes, welches zur Aufbewahrung von Gegenständen beftimmt ift, 
deren Zerjegen oder Ausdünftung dem Mauerwerk nachteilig jein kann, 
an einer gemeinjchaftlichen oder dem Nachbar ausſchließlich gehörenden 
Mauer, iſt die Einwilligung des Eigentümers der legteren erforderlich. 
Ohne Einwilligung desjelben find folche Anlagen ꝛc. durch bejondere 
Mauern von der benachbarten Mauer zu trennen, und find bei Erteilung 
der Bauerlaubnis Vorkehrungen zu treffen, daß eine Schädigung der 
Nachbarn unter allen Umftänden vermieden wird. 

g 16. 

Gegrabene Brunnen müfjen mindeften® I m von der Nachbar- 
grenze ‚entfernt bleiben. Durd) Vereinbarung der Nachbarn kann von 
diejer Beſtimmung abgejehen werden, wenn janitäre Gründe nicht im 
Wege jtehen. 

8 17. 

Neuanzulegende Abtritt3-, Dünger- und Pfuhlgruben müffen nad) 
Maßgabe des 8 21 des DOrtsbauftatuts der Stadt Grünberg volltommen 
dicht hergeftellt jein und mindeitens in einem Abjtand von 1 m von 
der Grenze des Nachbars errichtet werden. — Vorhandene, an Straßen 
oder öffentlichen Pläpen gelegene Düngerftätten, Jauchenbehälter, Pfuhl— 
gruben, Lagerpläge für Abfälle, Kehricht u. dgl. m. find in ordnungs— 
mäßiger Weife zu verdecden und baulich jo berzuftellen, daß das Aus— 
fließen von Jauche in den Hof oder auf die Straße unter gewöhnlichen 
Verhältniſſen Sicher verhütet wird, ſowie nach der Straße mit einer 
mindeiteng 2 m hohen Mauer oder Bretterwand, welche in entiprechen- 
der Form herzustellen ift, abzuschließen. Die Ausführung hat binnen 
ſechs Monaten nad erfolgter Aufforderung durd) die Großh. Bürger: 
meifterei Grünberg von dem Eigentümer zu erfolgen, widrigenfalls folches 
auf feine Koften durch die Stadt bewirkt wird. Ausnahmen können bei 
beichräntten Raumverhältniffen von jeiten der Baupolizeibehörde unter 
gleichzeitiger Angabe der für folchen Fall zu beachtenden Sicherheits 
vorfehrungen zugelafjen werden. 

Bu Urt. 57 der allgemeinen Bauordnung. 


8 18. 

Wenn Zink- und Schieferdächer ſteiler als "s und Biegeldächer 
jteiler als "s der überdachten Gebäudetiefen find und ihren Fall nad) 
der Straße hin Haben, müflen Schneefänger an der Straßenjeite zur 
Verhütung des Schneeabjtürzens angebradjt werden, infoweit nicht andere 
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Vorkehrungen von der Baupolizeibehörde auf Antrag zugelajjen werden. 
Bei vorhandenen Gebäuden hat dies innerhalb Jahresfriſt nach Er- 
jcheinen diejer Verordnung zu gejchehen. 
Zu Art. 65 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 19. 

Bei Heritellung oder wejentlicher Veränderung von baulichen An- 
lagen der in Art. 23 der allgemeinen Bauordnung, jowie Art. 134 des 
Polizeiftrafgefeges bezeichneten Art, ift der Großh. Bürgermeifterei 
mindeftens acht Tage vor Beginn der Bauarbeiten Anzeige zu erjtatten, 
und, jofern diefelben an eine öffentliche Straße zu liegen fommen, Die 
Genehmigung der Baupolizeibehörde vor Beginn der Ausführung ein- 
zubolen. 

$ 20. 

Berfehlungen gegen vorftehendes Baupolizei-Reglement, jowie gegen 
die Beitimmungen der 88 5, 12, 18, 20 bis 29, 31, 36 und 37 des 
Drtsbauftatut3 für die Stadt Grünberg vom 27. Januar 1900 unter: 
Liegen den Rechtsfolgen der Art. 79 und 80 der allgemeinen Bauordnung. 

Gießen, den 27. Januar 1900. 

Sroßherzogliches Kreisamt Gießen. 
v. Bechtold. 


Drtsbauftatut für die Stadt Grünberg. 

Auf Antrag des Gemeinderat? wird nach Anhörung des Kreis- 
ausichuffes und mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern 
— Januar 1900 zu Nr. M. d. J. 35416 folgendes Ortsbauſtatut 
erlaſſen. 


Zu Urt. 4, 10 und 13 der allgemeinen Bauordnung. 


— 
Die Grenzen der Bebauung ſind durch die verſchiedenen genehmigten 
Ortsbaupläne der Stadt gegeben. 
2. 
Ob und wie weit Strafen an einer Seite bebaut werden dürfen, 
ob in einzelnen Straßen Vorgärten in bejtimmter Tiefe angelegt werden 
müfjen oder dürfen, wird durch die Ortsbaupläne bejtimmt. 


83. 
AS Bauplatz in neu zu bebauenden Straßen ift eine Fläche nicht 
mehr geeignet: 
a) wenn fie weniger als 100 qm enthält oder | 
b) wenn auf derjelben fein Gebäude von 8 m Front und 9 m Tiefe 
unter Wahrung der Artikel 37 und 38 der allgemeinen Baus 
ordnung jowie der Beltimmungen des Baupolizeireglements zu 
Artikel 37 errichtet werden fann. 
In bereits bebauten Straßen joll die Frontlänge mindejtens 5 m 
betragen ; eine geringere Frontlänge fann durch Beihluß des Stadt- 


ug aanhanhet, geftate werden. 
1 


u 
u‘ 
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Bu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 
84. 

Sind zur Scliegung eines Gemeindeweges Grundftüce jeitens 
der Stadt erpropriiert worden, jo werden diejelben an die unmittelbar 
angrenzenden Grundbefiger in Eigentum abgetreten. 

Die Anlieger haben für das an fie abzutretende Gelände der Stadt 
die vollen Erwerbstoften der Grundftüde zurüd zu bezahlen. Gleich— 
zeitig haben die Anlieger auf Verlangen der Stadt den gejchlofienen 
Gemeindeweg nad) dem Durchichnittspreis des in Abjag 1 erwähnten 
Gejamtgeländes zu übernehmen. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
S 5. 

Da durch die bis jet genehmigten Ort3baupläne für Anlegung 
neuer Straßen vorgeforgt ift, dürfen außerhalb des Bereichs der Orts— 
baupläne Gebäude nicht errichtet werden. 

Ausnahmen hiervon können im Einzelfalle mit Rüdficht auf die 
Beſtimmung, örtliche Yage oder ſonſtige Verhältnifje der beabfichtigten 
Bauten nad) Anhörung des Stadtvorjtandes von Großh. Minifterium 
des Innern gejtattet werden. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
8 6. 

In den noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, die nadı 
dDiejen Straßen ihren Ausgang haben, nur an den Straßenenden, welce 
ih an jchon eröffnete Straßen anreihen, oder im Anjchluß an bejtehende 
Häuſer errichtet werden. 





ep 

Soll in einer uneröffneten Straße ein Gebäude errichtet werden, 
welches nicht Eckhaus an einer jchon eröffneten Straße wird und fidh 
auch nicht an ein jchon bebautes Haus in der uneröffneten Straße an- 
reiht, jedoch nach diefer Straße jeinen Ausgang erhalten ſoll, jo kann 
dies nur mit Genehmigung des Stadtvorjtandes gejtattet werden. 

S 8. 

In den Fällen der SS 6 und 7 werden alle Vorkehrungen zur 
Fahr, und Gangbarmahung, Abwätlerung und Beleuchtung der Straße 
auf Koſten der Bauenden durch die Stadt bemirft. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
x 9. 

Wenn Fußſteige in bereits bergeltellten und eröffneten Straßen 
neu,angelegt, bezw. jeither nur gepflafterte Fußwege in erhöhte Fuß— 
ſteige umgewandelt werden, müſſen die Koiten derielben wie folgt ge- 
tragen werden: 

1. Tie Verlegung der in den herzuſtellenden Fußſteig in bereits be- 
jtehenden Straßen bervoripringenden Treppen bat auf Koften der 
Hauseigentümer zu erfolgen; 

2. die Banditeine hat die Stadt auf ibre Koſten zu liefern und zu 


AU 
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3. die übrigen Koften für Fußſteige biß zu 2,5 m Breite tragen 
die Eigentümer der anliegenden Grundjtüde im. Verhältnis der 
Länge ihrer Grundftüde an der Straßenfront ganz; 

4. die Koften der Herjtellung von Vorrichtungen für Ableitung des 
Negenwafjers von den anliegenden Grundftüden in die bejtehenden 
Straßenrinnen oder Kanäle tragen die Eigentümer der Grund: 
ſtücke ſelbſt. 

Ob und wieweit Fußſteige in ſolchen Straßen hergeſtellt werden 
ſollen ſowie die Art der Herſtellung derſelben und der Waſſerabfluß— 
vorrichtungen wird durch den Stadtvorſtand für die einzelnen Straßen 
beſonders beſtimmt. 

Das Pflaſtern, Aſphaltieren, Zementieren ꝛc. derjenigen Fußſteige, 
deren Wandſteine bereits geſetzt ſind, die aber bisher nur mit Kies ꝛc. 
hinterfüllt waren, iſt als Neuanlage zu betrachten, deren Koſten den 
Anliegern maßgeblich der pos. 3 dieſes Paragraphen zu tragen obliegt. 

Die vorftehenden Beftimmungen gelten auc für neu anzulegende 
Straßen mit der Mafgabe, dak der Stadtvorftand den Zeitpunkt der 
Heritellung zu beftimmen hat, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob Die 
angrenzenden Grundftüde jchon ar find oder nicht. 


Die Unterhaltung der heftehenben fejten Fußfteige übernimmt die 
Stadt, vorbehältlidy ihrer Erjaganfprüche aus ſchuldhafter Beihädigung. 

Ueber die Notwendigkeit der Umlegung oder Erneuerung eines 
Fußſteigs beichließt der Gemeinderat, und kommt es hierbei nicht darauf 
an, ob ſich die Fußiteige vor dem einen oder anderen Haufe in einem 
Bujtande befinden, welcher deren Erneuerung nicht unbedingt erforderlic) 
erjcheinen läßt. 

Die Beitragspflicht regelt ſich auch hier nach $ 9, jofern ſeit der 
erſten, zu Laſten der Anlieger erfolgten Herjtellung der Fuhiteiganlage, 
mindejten® 25 Jahre vergangen find, oder Fußſteige erneuert werden 
müfjen, deren Anlage jeinerzeit nicht zu Laften der Anlieger erfolgte. 
a trägt die Stadt die Hälfte der in $ 9 pos. 3 erwähnten 

oſten. 


8S II. 

Die Benutzung des Fußſteiggeländes ſeitens eines Anliegers zu 
Ventilations-, Licht- oder Einfüllöffnungen für Kellerräume kann ſeitens 
der Stadt nur in ſtets widerruflicher Weiſe geſtattet werden, wenn ſich 
der Anlieger zur Zahlung einer Refognitionsgebühr von?1 Mark pro 
Sahr und Deffnung verpflichtet. Diejer Paragraph ijt rückwirkend für 
ſchon bejtehende Anlagen diefer Art. 

Ss 12. 

In den Fußſteigen fowie in den Floßrinnen und dem Straßen- 
pflafter dürfen Gerüftitangen, Sprießen, Bauzäune ꝛc. nicht eingegraben 
werden. 

S 13. 

Die neue Herjtellung unterirdiiher Abzugskanäle in neu eröffneten 

oder volljtändig ausgebauten oder im Bau begriffenen Straßen erfolgt 


— 


— 
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auf Koften der Anlieger; ob und immieweit die Stadt hierzu Zuſchüſſe 
feiftet, bejchließt der Gemeinderat. 

Beichließt der Gemeinderat in jchon bebauten, älteren Straßen 
die Anlage einer Kanalijation, jo trägt die Stadt ein Drittel der Kojten 
des Hauptlanals. 

Die Koften für die Anſchlüſſe ſowie die Koften für die Unter: 
haltung derjelben tragen die Anlieger ganz. 

Gleiches gilt bezüglich des Aufwandes für Herjtellung und Um— 
änderung jchon bejtehender Kanäle. 

8 14. 

Werden durch die Stadt alte Kanäle bejeitigt und neue erbaut, 
jo find fämtliche Hausbefiger in den betreffenden Straßen verpflichtet, 
ihre alten Hausentwäfjerungen für die neuen Kanalanlagen entiprechend 
umzuändern. 

& 15. 

Die Grumdbefiger find zu den ihnen nad) Maßgabe der SS 9, 10 
und 13 obliegenden Leiftungen nur mitteljt Geldbeiträgen zuzulaſſen. 

Diejelben find binnen drei Monaten nad Offenlegung der Kojten> 
berechnung, bezw. nad) Anforderung an die Stadtfajje zu entrichten. 

$ 16. 

Die auf Grund der allgemeinen Bauordnung oder dieſes Bau- 
ſtatuts zu erfüllenden Verpflichtungen haben die Natur öffentlicher Laſten 
und Abgaben und unterliegen deshalb auch demjelben Zwangsverfahren, 
welches bei der Beitreibung öffentlicher Laſten und Abgaben jtattfindet. 

Die Verpflichtungen gehen deshalb auch ohme weiteres auf jeden 
Nachbeſitzer der betreffenden Grundſtücke über. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
517 

Nebengebäude wie Stallungen, Sceunen, Remijen, Wajchküchen, 
Abtritte ulm. Dürfen nicht am öffentliche Straßen und Plätze geitellt 
werden. Ausnahmen hiervon find nur bei äußerfter Raumbejhränfung 
und unter der Bedingung zuläjlig, daß derartige Nebengebäude in bar: 
monische Verbindung mit dem Hauptgebäude oder mit den übrigen an 
der Straße errichteten Gebäuden gebradht werden und in feiner Weife 
das Anjehen der Straße beeinträchtigen. 

Ss 18. 

Räume, in denen mit läftigem Geräujch verbundene Gewerbe be: 
trieben werden, oder im denen beläftigender Raucd), Dampf und übel: 
riechende Luft erzeugt wird, Dürfen feine Deffnungen nach der Straße 
haben. — Liegen ſoiche Räume hinter der Baufluchtlinie, jo muß Die 
cntiernung der Oeffnungen von derſelben mindeſtens 5 m betragen. 
nffen dem $ 16 der deutichen Gewerbeordnung unterliegende Anlagen 
errichtet werden, jo ſind diejelben außerhalb Des durd) Die bejtehenden 
Srtabanpläne feſtgeſtellten Drtsbereichs zu verlegen, und bleibt Deren 


un dem Großh. Mintiterium des Innern nad Anhörung des 


at8 vorbehalten. 
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Zu Urt. 30 der allgemeinen Bauordnung. 


$ 19. 

Das Zurüdjegen von Gebäuden Hinter die fejtgefegte Bauflucht- 
linie, bezw. Straßenfludtlinie, Ffann ausnahmsweije mit Genehmigung 
des Gemeinderat3 gejtattet werden, wenn der Bauherr, welcher das 
Gebäude Hinter die Straßenfluchtlinie zurüdlegen will, fich verpflichtet: 

a) alles zwifchen der Baufluchtlinie und der zurücverlegten Gebäude- 
front befindliche Land mit Garten-Anlagen oder jonjtigen nicht 
mißftändigen, von dem Gemeinderat gutgeheigenen Anlagen zu 
verfehen und wie die Vorgärten (3 20) abzufchließen und 

b) die zuricdverlegte Gebäudefront parallel der normalen Straßen: 
fluchtlinie zu legen. — Wird ausnahmsweile das Zurückſetzen 
eines einzelnen Gebäudes geftattet, jo ſoll die Entfernung von 
der Straßenfluchtlinie bi8 zu dem Gebäude 15 m betragen. 


8 20. 

Die Vorgärten find mittelft metallener Gitter, deren Sodel in die 
Straßenfluchtlinie einzurüden find, abzufchließen. Diejelben fünnen auf 
im böchften Falle 0,75 m hohen, majffiven oder gemauerten Sodeln 
errichtet werden, und find mit nicht zu greller Delfarbe anzuftreichen. 
Sceidemauern und nicht durchbrochene Wände im Vorgartenland dürfen 
die Höhe von 1,80 m nicht überfteigen. Letzteres ijt mit Garten und 
Weganlagen entjprechend zu verjehen und ordnungsgemäß zu unter- 
halten, und darf weder zu Wirtjchafts- noc) zu anderen Gewerbebetrieben 
benußt werden. 

Dieje Einfriedigungen ſowie die Einfriedigung unbebauter Grund- 
ftüde an Straßen, welche innerhalb des Ortsbauplanes liegen, bedürfen 
der Genehmigung des Gemeinderats, dem die Pläne hierüber in doppelter 
Ausfertigung vorzulegen find. 

Bu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 


8 21. 

Jedes Grundftük, auf dem ein Wohngebäude, eine Werfftätte, 
Fabrik u. dergl. errichtet ift, muß mindeftens einen Abtritt haben, der 
wenn irgend möglich, an einer Außenwand liegen, jedenfall3 aber eine 
ind Freie führende, mindeftens 0,50 cm im Geviert große Fenſter— 
öffnung haben fol, und von der Straße aus gejehen, nicht in miß- 
ftändiger Weiſe zur Erjcheinung fommen darf. Die Anlage eines 
Abtrittfenfters® auf der Straßenjeite eine® Gebäudes ift unftatthaft. 
Jede Abtrittögrube joll ventiliert fein. Es kann hierzu das Abtritts- 
rohr, wenn defjen untere Deffnung niemal3 durch den Grubeninhalt 
verjchloffen wird, benugt werden. Dieſes, oder ein bejonderes Ven— 
tilationgrohr, von der Weite des Abtrittsrohres, muß über das Dad 
gehen. In abweichenden Fällen bleibt dem Gemeinderat Beſchluß 
vorbehalten. 

Die Abtrittsgrube ift zu überwölben und muß mindeftens eine 
50 bis 60 cm große Reinigungsöffnung erhalten, die mit einem gut— 
Ichließenden Dedel aus Eijen oder Stein zu verfehen ift. 


u 
RR 
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Im Innern ift die Grube mit einem mindeitens 2 cm ftarfen 
Zementverpug wafjerdicht Herzuitellen. 

Die Wände dürfen feine vorjpringende Teile haben, die Eden 
find nad) einem Halbmefjer von mindeitens zehn Zentimeter auszurunden, 
auch der Boden muß muldenförmig, nach einem unter der Reinigungs: 
öffnung befindlichen Punkt fallend, gejtaltet werden. 

Die Ueberwölbung der Grube iſt außerhalb mit einer Afphaltlage 
oder einem Zementmörtel gut zu überziehen und darauf noch mindeſtens 
fünfzehn Zentimeter hoch mit toniger oder lehmiger Erde zu überdeden. 

Die Abfallrohre der Aborte find in diefe Grube entjprechend ein- 
zuführen. Die Deffnungen der Abtrittsfige müfjen mit genau jchließenden 
Dedeln verjehen jein. 

$ 22. 

Es dürfen keinerlei Fäkalftoffe durch die Hausentwällerung den 
Straßentanälen zugeführt werden. Das Anfchliegen von Ueberläufen 
der Abortsgruben an die Kanäle iſt unzuläſſig. 


Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 


8 23. 

Hinter- und Seitengebäude dürfen in der Negel nicht früher er- 
baut werden, als die Bordergebäude. Zu einer Abweichung hiervon 
ift die Genehmigung der Baupolizeibehörde nad) Anhörung des Stadt- 
vorjtandes erforderlich. Auch müſſen die Fluchten derjelben nad) Möglich- 
feit vechtwinfelig oder parallel mit denen des Vordergebäudes angelegt fein. 


Zu Art. 38 der allgemeinen Bauordnung. 
8 24. 
Im Umfreis von mindejtens 10 m von Begräbnisjtätten des der- 
maligen Friedhofs dürfen feine Wohngebäude errichtet werden. 


Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 25. 

Die Umfangswände aller Wohnhäufer und aller jonjtigen Ge- 
bäude, wenn lettere Feuerungsanlagen enthalten, oder mehrere Stod: 
werfe haben, müſſen majliv erbaut werden. Ausnahmen hiervon fünnen 
mit Genehmigung des Gemeinderates zugelajjen werden. 

Bei maffiven Gebäuden müfjen die Umfangsmauern im oberen 
Stof eine Stärfe von mindeiten® 45 cm bei Bruchfteinen und 
38 cm bei Baditeinen haben. Ber Knie und Manjardenftöden, 
jowie bei Umfangsmwänden, die nicht über 3,60 m Länge frei jtehen 
und deren Höhe nicht mehr ala 3,40 m beträgt, genügt bei Baditein- 
mauerwerf eine Stärfe von 25 cm. 

Bei Brucdjiteinen muß die Stärfe nach unten von Stodwerk zu 
Stockwerk mindeitens je 10 cm, bei Backſteinen alle zwei Stodwerfe 
mindeftens einen halben Stein gleich 12,5 cm zunehmen. Bei diejen 
Dimenfionen find Stocdwerfshöhen nicht über 4 m im Lichten und 
Zimmertiefen nicht über 7 m zuläffig; werden diefe Dimenfionen über: 
Ichritten, fo find auch die Mauerſtärken entiprechend zu vergrößern. 
Die Außenmauern von Treppenhäuſern bedürfen der Berjtärfung nad 
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unten nicht, wenn fie 45 cm bezw. eineinhalb Stein ftarf bei nicht mehr 
al3 12 m Höhe ausgeführt werden. 

Stodwerkzaufjegungen auf bejtehenden maſſiven Gebäuden find 
nur dann zuläffig, wenn dieje Minimalmaße noch ohne Anblendung an 
beitehende Mauern eingehalten werden fünnen. 


Einftödige Gebäude ohne Feuerung, Scheunen, einftödige Schuppen 
und Lagerhäuſer u. dergl. jind in Fa werfäbau, Aborte, Ställe für 
Kleinvieh und TFedervieh in Holzbau zuläffig. Fachwertsbau fann aud) 
für Fabrifbauten, welche nicht höher als zwei Stod jind, zugelafjen 
werden. — Durch Beitimmungen diejes Paragraphen werden die Vor— 
jchriften der Art. 45 und 48 der allgemeinen Bauordnung nicht berührt. 


27. 

Bon den inneren Wänden müſſen bei den Gebäuden mit maffiven 
Umfangswänden ganz in Stein errichtet werden: 

a) je nach) der Größe mindejtend eine der zu den Balfen-Unter- 
ſtützungen erforderlichen Scheidewände und zwar 25 cm gleid) ein 
Stein ſtark im unterften Stodwerf; ausgenommen hiervon find 
einftöcige Gebäude ; 

b) alle Zreppenhauswände von den Außenmauern big zur Gangwand 
25 em in Badjteinen, 45 em ſtark in Bruchjteinen; Ausnahmen 
hiervon find ein» und zweijtödige Gebäude. 

Ulle Scheidewände, an welchen fich andere als gewöhnliche Defen 
und Küchenherd-Feuerungen befinden, müſſen 50 cm über die äußeren 
Teile der Feuerſtätte hinaus, mindejtens ein Stein gleich 25 cm ftarf fein. 

28. 


Zu allen äußeren Mauern der Vorder-, Hinter- und Nebengebäude 
dürfen nur natürliche Steine oder gebrannte Steine (Badjteine) ſowie 
Preßfteine verwendet werden. Der Mörtel muß mit Kalk oder Zement 
hergejtellt fein. — Lehm-, Tuff- und ähnliche Steine dürfen nur zur 
Ausmauerung der inneren Wände benugt werden. Hierbei ijt Lehm— 
mörtel gejtattet. 

8 29. 

Die Fußböden des unterjten Stockwerks müjjen bei Wohngebäuden 
mindeitens 50 cm und die Schwellen von unbewohnten Fachwerksbauten 
mindejtens 25 cm über dem höchiten Punkt des an das Gebäude an- 
ſchließenden Terrains liegen. 

Bei Laden-Anlagen können niederere Maße gejtattet werden. 

30. 


Garten- und Landhäuſer mit Feuerungen zu vorübergehender Be- 
nugung fünnen in Fachwerk geftattet werden, wenn fie mindeften® 3 m 
von der nachbarlichen Grenze und von anderen Gebäuden entfernt ftehen. 


Sit das Gebäudefundament nicht vollftändig gegen Feuchtigkeit 
ifoliert, oder liegt die Fußbodenhöhe. des Erdgejchofjes nicht mindeſtens 
1 m über dem Terrain, oder 3 m über dem höchiten befannten Grund- 


ni rd jo muß das Kellergeſchoß ohne Anwendung von Holz- 
ı überbedt jein. 
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Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 32. 

Ein Gebäude an einer neu zu bebauenden Straße muß mindejtens 
eine Faſſadenlänge (Länge an der Straße) von 8 m haben. Bei Ed- 
häufern muß die eine ‘Front wenigitens 9 m betragen; wo die Bau- 
fHuchtlinie feine rechten oder jtumpfe Winkel bilden, muß die Ede ab- 
gejchrägt werden. 

Unter diefem Make kann ein Bau nur in bereits bebauten 
Straßen gejtattet werden; bei neu zu bebauenden dagegen nur dann, 
wenn er als Teil eines jchon bejtehenden Haujes desſelben Beliters an- 
gebaut wird, auch in der äußeren Erjcheinung fich nicht als jelbftändiges 
Haus geltend madt. 

S 33. 

Innerhalb der genehmigten Ortsbaupläne jollen feine Gebäude an 
den Straßen errichtet werden, welche weniger als zwei Stodwerfe über 
Sodel haben. Ausnahmen hiervon fünnen nur aus bejonderen Gründen 
durch Beichluß des Stadtvorfjtandes beuet werden. 

S 3 


Billenartige Gebäude, welche — die normale Baufluchtlinie zu 
ſtehen kommen, können auch einjtödig erbaut werden, wenn fie jonft in 
ihrem Aeußeren nicht mißſtändig erſcheinen und vom Sockel bis zur 
Dachgeſimsoberkante mindeſtens 6 m Höhe erhalten. 

S 35. 

Bei allen Neubauten und Hauptreparaturen an der Straßenfeite 
und an Einfriedigungen iſt auf eine gefällige ardjiteftonische Ausführung 
Rückſicht zu nehmen. 

S 36. 

Die Minimalmahe für Stodwerfe, in welchen Menjchen wohnen 
oder arbeiten, find im Lichten — unter 2,40 m für Keller-, Dach— 
ud Bwischengeichofie, und 2,50 m für Hauptftociverfe zu nehmen. 

8 37. 

Binnen drei Jahren, nachdem ein Gebäude an einer Straße unter 
Dad) gebracht worden, ijt dasjelbe mit Verputz und Anftrich zu verfehen, 
falls die Umfafjungswände nicht aus behanuenen Steinen oder Blend- 
manerwerf beftehen. Aeltere Gebäude jind in Verpuß und Anstrich ſtets 
in ſolchem Zujtande zu erhalten, S en Ausjehen nicht mißftändig ift. 


8 3 
Für den Anjtrich dürfen She ‚Farben nicht verwendet werden, 
welche blenden oder der Geſundheit ſchädlich oder für die Straße miß— 
ftändig find. Were Farbe darf, Fenfterrahmen ausgenommen, nicht 
verwendet werden. 
839. 
Vorſtehendes Statut tritt unit dem Tage der öffentlichen Der: 
kündigung in Kraft. 
Gießen, den 27. Januar 1900. 
Großherzogliches Kreisamt Gießen. 
v. meer 
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Drtsbauftatut für Die Gemeinde Heuchelheim. 
Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der $$ 3 bis 9 der Ausführungs-Verordnung vom 1. Februar 
1882 wird durch Beichluß des Gemeinderat® vom 17. Dftober 1896 
nah Auhörung des Kreisausſchuſſes und mit Genehmigung Großh. 
Minifteriums des Innern vom 20. Januar 1897 zu Nr. M. d. J. 1234 
nachjtehendes Ortsbauſtatut errichtet : 
1 


$ 1. 

Bei Anlegung einer neuen, bei der Verlängerung einer jchon be- 
jtehenden, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandenen, bisher unbebauten 
Straßen und Straßenteilen ift von den beiderjeit an. die Straße an- 
grenzenden Grundbefigern je ein Dritteil der Koften und zwar: 

a) der erjten Einrichtung der Straße mittelft Chauffierung der Fahr— 
ahn; 
. der Pflafterung der Gofjen; 
ec) der Herjtellung der vor den Grundftüden hinziehenden öffentlichen 

Fußwege (Trottoirg) 
zu tragen bezw. zu erjegen; das andere Dritteil trägt die Gemeinde. 
Die unter a und b bemerkte Kojtenpflicht der Anlieger tritt ein, jobald 
auf ihren betreffenden Grundftüden neue oder ältere Gebäude an die 
neue Baufluchtlinie zu jtehen kommen oder ihren Ausgang nad) der 
neuen Straße erhalten; diejenige unter c jofort nah Eröffnung der 
— ohne Rückſicht darauf, ob die Grundſtücke bebaut werden 
oder nicht. 


82. 

Behufs Berechnung der den angrenzenden Eigentümern nad) $ 1 
obliegenden Kojtenanteile find die Koften der gejamten Straßenanlage, 
einschließlich der auf die Straßenfreuzungen fallenden, zujammen zu 
rechnen und den Pflichtigen nach Verhältnis der Länge ihrer die Straße 
berührenden Grenze zur Laſt zu jegen. 

3 


Der Drt3vorjtand beftimmt in jedem einzelnen Fall, inwieweit das 
Gelände nad) Maßgabe der feitgejegten Baufluchtlinien an die Gemeinde 
abzutreten ift und jchägt den Wert desjelben ab. 


Wenn eine gütliche Einigung über die nah 8 3 ftattfindenden 
Feſtſetzungen mit dem Eigentümer nicht zu erzielen ift, jo kommen die 
Vorſchriften des Gejeges über die Enteignung von Grundeigentum zur 
Anwendung. 


8 5. 
Die Art und Weiſe der in $ 1 unter a, b und c aufgeführten 
Herftellungen wird von dem Ortsvorſtand bejtimmt. 


6. 

Nah Ausführung der Herjtellungen werden die Koſten nach) Maß— 
gabe des $ 1 auf die Erjaßpflichtigen ausgefchlagen und die legteren 
aufgefordert, ihre Anteile binnen zwei Monaten an die Gemeindefajje 
zu entrichten. 


Ban 
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57 

Die Erhebung und Beitreibung der auf Grund der in dem vor- 
jtehenden Baragraphen enthaltenen Berpflichtungen zu zahlenden Koften 
erfolgt auf dem für die Erhebung und Beitreibung der Gemeindeeinfünfte 
vorgejchriebenen Weg. 

88. 

Zur Sicherung der in $ 1 bezeichneten Verpflichtungen kann von 
dem Örundeigentümer die Hinterlegung einer Kaution, deren Höhe der 
Ortsvorjtand zu bejtimmen hat, verlangt werden, bevor die Genehmigung 
zur Gebäudeerrichtung erteilt wird. 

Die Kaution ift bei dem Großh. Bürgermeifter zu hinterlegen, der 
für ihre gehörige Aufbewahrung und demnächſtige Rüdgabe Sorge zu 
tragen hat. 

Heuchelheim, den 23. Januar 1896. 

Großherzogliche Bürgermeifterei Heuchelheim. 
gez.: —— 


Ortsbauſftatut für Die Gemeinde Solzheim. 

Auf Grund des Gemeinderats-Bejchluffes vom 31. Januar 1900 
wird nad Anhörung des Kreisausjchujfes und mit Genehmigung des 
Großh. Minifteriums des Innern vom 29. März 1900 zu Nr. M. d. J. 
9178 folgendes Ortsbauſtatut erlafjen: 

Ss 1. 

Die im Ortsbauplan der Gemeinde Holzheim vorgejehene Straße 
durch) die jogenannte „Bäune“, bezeichnet mit den Buchjtaben a-b-c-d-e-f-g, 
darf nur auf einer Seite und zwar der Nordjeite, desgleichen die Kreis- 
jtraße nad) Grüningen, bezeichnet mit den Buchjtaben g-h, nur auf der 
Weſtſeite bebaut werden. 

8 2. 

Die Bebauung joll nur in der Were erfolgen, daß die einzelnen 
Hofreiten jich direft aneinander reihen. 

E 

Zur Bebauung wird zunächſt eröffnet die Linie de u. el-f-g-h 
und iſt mit der Bebauung bei a . beginnen. 


Entlang der Streisitraße, N * an der Linie f-g-h, dürfen nur 
zwei» und mehrjtödige Häuſer errichtet werden. 

Abweichungen hiervon find nur mit Zuftimmung des Gemeinde- 
rats zuläflig. 

85. 

Die bei der Bebauung entlang der Kreisftraße gg 
nötigen Ueberbrüdungen des Grabens Ddiefer Straße zum Zweck der 
Heritellung von Zufahrten zu den Hofreiten haben die Bauenden jelbit 
anzulegen. 

Gießen, den 2. Mai 1900. 

Sroßherzogliches Kreisamt Gießen. 
v. Bechtold 
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Srtsbauftaiut für die Gemeinde Inheiden. 
Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der 88 3 bis 5, 7 und 9 der Ausführungsverordnung vom 
1. Februar 1882 wird durch Beichluß des Gemeinderats vom 15. April 
1901 nad) Begutahtung des Kreisausfchufjes und mit Genehmigung 
Großherzoglichen Minijteriums de3 Innern vom 20. September 1901 
zu Nr. M. d. 3. 27135 folgendes Ortsbauſtatut erlafjen: 
Zu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
1 


Bei Anlegung von neuen und bei Verlängerung von bejtehenden 
Straßen, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandene, bisher unbebaute 
Straßen und Straßenteile ijt der Aufwand: 

a) für die Erwerbung des zur Straße nötigen Geländes, 

b) für die Herftellung der zur Aufnahme des Regen» und Abfall: 
waſſers in der Straße anzulegenden Kanäle, 

ec) für die Erdarbeiten zur Herjtellung des Straßenkörpers, 

d) für die den Bedürfniffen des Verkehrs entiprechende erjte Ein- 
richtung der Straße, mittelit Chaufjierung der Fahrbahn und 
Pflafterung der Gofjen (Rinnen), 

e) für die Heritellung der von den, Grundſtücken herziehenden 
öffentlichen Fußwege (Trottoird) und für deren Unterhaltung, 
von den Beſitzern der an die Straße angrenzenden Grundftüde ganz 

zu tragen. 

Die unter a bis d enthaltene Verpflichtung der Unlieger zur 
Tragung des Nufwandes tritt ein, jobald auf deren Grundftüden neue 
oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu jtehen fommen, oder 
ihren Ausgang nad) der neuen Straße erhalten. 

Die Verpflichtung unter e beginnt jofort bei Eröffnung neuer 
Straßen ohne Rüdjiht darauf, ob die Grundſtücke bebaut werden oder 
nicht. 

e 8 2. 


Behufs Berechnung der von den angrenzenden Eigentümern nad) 
S 1 zu tragenden SKoftenanteile find die Kojten der gejamten Straßen: 
anlage, einjchließlich der auf die Straßenfreuzungen fallenden zufammen 
zu rechnen und den Beitragspflichtigen nad) Verhältnis der Länge ihrer 
die Straße berührenden Grenze zur Laſt zu jegen. 
3 


Der Ortsvorftand bejtimmt im jedem einzelnen Falle, inwieweit 
das Gelände nah) Maßgabe der feitgejegten Baufluchtlinien au Die 
Gemeinde abzutreten ift, und jchäßt den Wert desjelben ab. 

SA. 

Wenn eine gütliche Einigung über die nad) 8 3 ftattfindenden 
Feltiegungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen ift, jo kommen die 
Borichriften des Gejeges über die Enteignung von Grundeigentum in 
Anwendung. 


r 


8 0. 
Urt und Weile der in $ I aufgeführten Herjtellungen wird, 
27 
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infoweit es fih um Straßen handelt, welche in der Verwaltung der 
Gemeinde jtehen, von dem Ortsvorjtand bejtimmt. 


8 6. 

Nah Ausführung der Heritellungen werden die Sojten nad 
Maßgabe der SS 1 und 2 auf die Erjaßpflichtigen ausgejchlagen und 
die legteren aufgefordert, ihre Anteile binnen zwei Monaten an Die 
Gemeindekaſſe zu entrichten. 

8 7. 

Die Erhebung und Beitreibung der von den betreffenden Grund- 
befigern zu zahlenden Kojten erfolgt auf dem für die Erhebung und 
Beitreibung der Gemeindeeinfünfte vorgejchriebenen Wege. 

8 


Zur Sicherung der in $ 1 bezeichneten Verpflichtungen, mit Aus— 
nahme der unter Lit. e aufgeführten Unterhaltungspflicht, fan von den 
Grundeigentümern die Hinterlegung einer Kaution, deren Höhe der 
Ortsvorſtand zu bejtimmen hat, verlangt werden, bevor die Genehmigung 
zur Gebäudeerrichtung erteilt wird. Die Kaution iſt bei dem Großh. 
Bürgermeifter zu hinterlegen, welcher für ihre gehörige Aufbewahrung 
und demnächjtige Rückgabe Sorge zu tragen hat. 

Zu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
i 9 | 


Die neu zu errichtenden Wohngebäude jollen in der Negel eine 
Höhe von mindeſtens anderthalb Stodwerfen Haben. 

Bu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
8 10. 

Außerhalb der im Drtsbauplan feftgejegten Baufluchtlinien dürfen 
feine Gebäude errichtet werden. Ausnahmen hiervon find bezüglich 
jolcher Gebäude, welche landwirtichaftlichen Zweden dienen, nad An- 
hörung des Gemeinderats mit Genehmigung Großh. Minifteriums des 
Innern zuläflig. 

S II. 

Dieſes Statut tritt mit dem Tage ſeiner Verkündigung im Kreis— 
blatt in Kraft. 

Gießen, den 26. September 1901. 

Großherzogliches Kreisamt Gießen. 
v. Bechtold. 


Ortsbauftatut für die Gemeinde Klein⸗Linden. 

Auf Grund des Artikel 2 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 und der 88 3—5, 7 und 9 der Ausführungsverordnung 
vom 1. Februar 1882 wird durch Beſchluß des Gemeinderatd vom 
29. Mai 1901 nad Begutachtung durch den Kreisausſchuß und mit 
Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern folgendes Ortsbauftatut 
erlaſſen. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
81. 
Bei Anlegung einer neuen, bei der Verlängerung einer jchon be» 
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jtehenden, jowie bei dem Anbau an ſchon vorhandenen, bisher unbebauten 
Straßen und Straßenteilen iſt von den beiderjeit3 an die Straße an— 
grenzenden Grundbefigern je ein Dritteil der Kojten und zwar: 
a) der erjten Einrichtung der Straße mittelft Chauffierung der 
Fahrbahn; 
b) der Pflaſterung der Goſſen; 
ec) der Herſtellung der vor den Grundſtücken hinziehenden öffentlichen 
Fußwege (Trottoirs) 
zu tragen bezw. zu erjeßen; das andere Dritteil trägt die Gemeinde. 
Die unter a und b bemerkte Koftenpflicht der Anlieger tritt ein, jobald 
auf ihren Grundjtüden neue oder ältere Gebäude an die neue Bauflucht- 
linie zu jtehen kommen oder ihren Ausgang nad der neuen Straße 
erhalten; diejenige unter c jofort nah Eröffnung der Straße, ohne 
Rüdfiht darauf, ob die Grundftüde bebaut werden oder nicht. 
2 


Behufs Berechnung der den angrenzenden Eigentümern nad $ 1 
obliegenden Koftenanteile find die Koſten der gejamten Straßenanlage, 
einjchlieglih der auf die Straßenfreuzungen fallenden zufammen zu 
rechnen und den Pflichtigen nach Verhältnis der Länge ihrer die Straße 
berührenden Grenze zur Laſt zu ſetzen. 


Der Ortsvorſtand bejtimmt in. jedem einzelnen Fall, inwieweit 
dad Gelände nach Maßgabe der feſtgeſetzten Baufluchtlinien an die 
Gemeinde abzutreten ift und jchäßt den Wert desjelben ab. 

4 


Wenn eine gütlihe Einigung über die nah) $ 3 jtattfindenden 
Feſtſetzungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen ift, jo fommen die 
Borjchriften des Gejeges über die Enteignung von Grundeigentum zur 
Anwendung. 

85. 

Die Art und Weife der in $ 1 unter a, b und e aufgeführten 

Herjtellungen wird von dem Ortsvorſtand beftimmt. 
6 


S 6. 

Nach Ausführung der Herftellungen werden die Koften nad) Maß— 
gabe der 88 1 und 2 auf die Erjaßpflichtigen ausgejchlagen und die 
Letzteren aufgefordert, ihre Anteile binnen zwei Monaten an die Ge- 
meindefafje zu entrichten. 

87. 

Die Erhebung und Beitreibung der auf Grund der in den vor- 
jtehenden Paragraphen enthaltenen Verpflichtungen zu zahlenden Kosten 
erfolgt auf dem für die Erhebung und Beitreibung der Gemeindeeinkünfte 
vorgejchriebenen Weg. 


8 8. 

Zur Sicherung der in $ 1 bezeichneten Verpflichtungen fann von 

dem Grundeigentümer die Hinterlegung einer Kaution, deren Höhe der 

Ortsvorſtand zu beftimmen bat, verlangt werden, bevor die Genehmigung 
zur Gebäudeerrichtung erteilt wird. 


| 
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Die Kaution ift bei dem Großh. Biürgermeifter zu hinterlegen, 
der für ihre gehörige Aufbewahrung und demnächitige Rückgabe Sorge 
zu tragen Hat. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
9 


89. 
Außerhalb der im Drtöbauplan feitgejegten Baufluchtlinie dürfen 
feine Gebäude errichtet werden. 
Ausnahmen hiervon find nur nad) Anhörung des Gemeindevor- 
ftandes mit Genehmigung Großherzoglichen Minifterums des Innern 


zuläffig. 
8 10. 


Diejes Statut tritt mit dem Tage jeiner Verkündigung im Kreis— 
blatt in Kraft. 
Klein-Linden, den 27. November 1901. 
Großherzogliche Bürgermeifterei Klein-Linden. 
Schaum. 


Ortsbauftatut für Die Gemeinde Lang⸗Göns. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung von 
30. April 1881 und der $$ 3—5 und 7—9 der Ausführungsverordnung 
vom 1. Februar 1882 wird zufolge Beſchluſſes des Gemeinderats vom 
23. April 1902, nad) Begutachtung durch den Kreisausſchuß und mit 
Genehmigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern vom 29. Auguſt 
1902. zu Nr. M. d. 3. 23788 bezw. vom 2. Dftober 1902 zu Nr. 
M. d. 3. 29195 folgendes Ortsbauſtatut erlafien: 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
s 1. 

Bei Anlegung von neuen, jowie bei Verlängerung jchon bejtehender, 
bisher unbebauter Straßen und Straßenteile iſt von den beiderjeits au 
die Straße angrenzenden Örundbefigern je ein Drittel der Koſten, und zwar: 

a) der eriten Einrichtung der Straße, d. h. der Herftellung der 

Straßenkörper und der Chauffierung der Fahrbahn ; 

b) der Bilafterung der Goſſen; 
c) der Herjtellung der vor den Grumdftücden hinziehenden öffentlichen 

Fußwege (Trottoirs) 
zu tragen bezw. der Gemeinde zu erjeben; das weitere Dritteil trägt 
die Gemeinde. 

Die unter a und b bemerfte Kojtenpflicht der Anlieger tritt ein, 
jobald auf ihren Grundſtücken neue oder ältere Gebäude an die neue 
Baufluchtlinie zu jtehen fommen oder ihren Ausgang nad) der neuen 
Straße erhalten; diejenige Verpflichtung unter e ſofort nah Eröffnung 
der Straße ohne Nüdficht darauf, ob die Grundſtücke bebaut werden 
oder nicht. 

82. 

Behufs Berechnung der den angrenzenden Eigentümern nach 81 
obliegenden Koſtenanteile ſind die Koſten der geſamten Straßenanlage 
einſchließlich der auf die Straßenkreuzungen fallenden zuſammenzurechnen 
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und den Pflichtigen nach Verhältnis der Länge ihrer die Straßen be- 
rührenden Grenze zur Laft zu jegen. 
3 


Der Ortsvorſtand bejtimmt im jedem einzelnen Falle, inwieweit 
das Gelände nad) Maßgabe der fejtgefegten Baufluchtlinien an die Ge- 
meinden abzutreten ijt, und jchägt den Wert desjelben ab. 

Wenn. eine gütliche Einigung mit den Eigentümern nicht zu er- 
zielen ift, jo kommen die VBorjchriften des Geſetzes betr. die Enteignung 
von Grundeigentum in Anwendung. 

84. 

Die Art und Weiſe der in $ 1 unter a, b und c aufgeführten 

Herjtellungen wird von dem Ortsvorſtande bejtinmt. 


85. 

Nach Ausführung der Herftellungen werden die Koften nach) Maß— 
gabe der Beſtimmungen der SS 1 und 2 auf die Erjaßpflichtigen aus— 
geichlagen, und nachdem die Koſtenberechnung 14 Tage zur Einficht 
offen gelegen hat, die leßteren aufgefordert, ihre Anteile binnen 2 Mo- 
naten an die Gemeindefafje zu entrichten. 

6 


Die Erhebung und Beitreibung der auf Grund der in dem vor— 
jtehenden Paragraphen enthaltenen Verpflichtung zu zahlenden Kojten 
erfolgt auf dem für die Erhebung und Beitreibung der Gemeinde— 
einfünfte vorgejchriebenen Wege. 

8.7; 

Zur Sicherung der in $ 1 bezeichneten Verpflichtungen kann von 
den Grundeigentümern die Hinterlegung einer Kaution, deren Höhe der 
Ortsvorſtand zu bejtimmen hat, verlangt werden, bevor die Ge- 
nehmigung zur Gebäudeerrihtung erteilt wird. Die Kaution ijt bei 
dem Gemeindeeinnehmer zu hinterlegen, der für ihre gehörige Aufbe- 
wahrung und demnächitige Rücdgabe Sorge zu tragen hat. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 


88. 

Außerhalb des Bereiches des Drtsbauplans dürfen Gebäude nicht 
errichtet werden. Ausnahmen hiervon fünnen im Einzelfalle mit Rück— 
jicht auf die Beftimmung, örtliche Zage oder ſonſtigen Verhältniffe der 
beabfichtigten Bauten nad) Anhörung des Gemeindevorjtandes von dem 
Großherzoglichen Minifterium des Innern gejtattet werden. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 


89. 
Die Herjtellung und Eröffnung der im DOrtsbauplan vorgejehenen 
Straßen hat durch die Gemeinde zu erfolgen, jobald ſich Häuſer von 
einer bejtehenden Straße ab in der Weiſe anreihen, daß der größere 
Teil einer der beiden Straßenfeiten, bis zur nächſten Querſtraße ge— 
rechnet, als bebaut anzujehen it. 
Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
810. 
An den im Ortsbauplan vom 10. Februar 1902 vorgeſehenen 
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neuen Straßen, nämlid) der verlängerten Mohrgafje, ſowie an den im 
genannten Plan mit A-B-E und B-D bezeichneten Straßen jollen ohne 
bejondere Genehmigung des Gemeinderats feine Gebäude errichtet werden, 
welche weniger als zwei Stodwerfe über Sodel haben. Manfjarden 
und franzöſiſche Dächer werden er nicht als Stodwerfe gerechnet. 
81 

In den genannten Straßen a die nad) der Straße zugefehrte 
Länge oder Breite eines Gebäudes nicht unter 6,5 m betragen. Unter 
diefem Maße kann der Bau nur gejtattet werden, wenn er als har— 
monijcher Zeil eines jchon beitehenden Haujes Ddesjelben Beſitzers an- 
gebaut oder wenn ein Gebäude, welches früher eine geringere Front 
hatte, auf der feine größere Faſſadenlänge bietenden Bauftelle neu er: 
richtet wird. 

Gießen, den 8. September 1902. 

Grofherzogliches Kreisamt Giehen. 
Dr. Breidert. 


Baupolizei-Orpnung für die Stadt Lid. 

Nah Anhörung des Gemeinderats und der Großherzoglichen 
PVürgermeifterei wird mit Zuftimmung des Kreis-Ausſchuſſes und Ge- 
nehmigung Großherzoglichen Ministeriums des Innern vom 5. Juli 1904 
zu Nr. M.d. 3. 21289 folgende Baupolizeiordnung erlafien. 

Zu Urt. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
81. 

Bei Aufführung von Gebäuden an öffentlichen Straßen und Pläßen 
wird ein Vorjpringen vor die Straßenfluchtlinie geftattet: 

a) Für Fundamente und Sodel bis zu 20 cm und bei Straßen 
unter 10 m Breite bis zu 15 em; für Verzierungen, Stodgejimie, 
Verdachungen und Fenjtergewände in einer Höhe von iiber 2'/2 m 
bis zu 35 Zentimeter. 

b) Balfons und Wetterdächer find nur in Straßen von mindejtens 
10 m Breite und zwar mur dann geftattet, wenn jie mit der 
Unterfante mindeften® 3 m über der Straße liegen und nicht mehr 
wie 1,50 m über die Baufluchtlinie vorjpringen. Diejelben müfjen 
um das Doppelte ihres Vorjprungs von der Nachbargrenze ent: 
fernt bleiben. 

c) Das Anbringen von Firmenſchildern ſenkrecht zur Straßenflucht- 
linie ift verboten, dagegen fünnen diejelben parallel zur Straßen: 
fluchtlinie angebracht werden. ihre Ausladung darf jedod) nicht 
mehr als 0,30 m betragen und die Unterfante muß mindeftens 
2,50 m über der Straßenfläche liegen, falls das Schild über die 
Gebäudeflucht vorfpringt. 

d) Waren- und Blumenkaſten, welche über die Straßenflucht hinaus- 
ragen, bedürfen der polizeilichen Genehmigung, die jeweild nur auf 
Widerruf erteilt wird. Das Anbringen von Hafen und ähnlichen 
Vorrichtungen zum Aufhängen von Waren ift innerhalb der 
Straßenfluchtlinie nicht gejtattet. 
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8 2. 

Kellerfenfterläden an der Straßenfront dürfen nicht nach der Seite 
aufichlagend angebracht werden. Fußabkratzer in der Straßenlinie 
müſſen in die Trittſtufen der Treppen oder in den Fußſteig jo ein- 
gelafjen werden, daß fie mit diefem in eine Ebene zu liegen fommen. 

Nach der Straße aufichlagende Fenjter und Läden dürfen nur in 
einer Höhe von mindeſtens 2,30 m über dem Fußſteig angebracht werden. 

3. 

Die Großherzogliche Bürgermeifterei fann anordnen, daß vor- 
handene Anlagen der in $ la und b und 8 2 angeführten Art, jowie 
vorhandene Miftjtätten, Treppen, Abweiler, Tore, Türen und Seller: 
eingänge mit Falltüren, welche nach der Straße aufgehen, oder über 
die Straßenfluchtlinie voripringen, innerhalb eines Jahres von erfolgter 
Aufforderung an gerechnet, entfernt oder vorjchriftsmäßig umgeändert 
werden müfjen. Die Frift kann ausnahmsweiſe in Berüdjichtigung be- 
jonderer Berhältnifje, welche deren Einhaltung als nicht möglic oder 
mit zu großen Härten verbunden erjcheinen laſſen, durch die Großherzog- 
lihe Bürgermeijterei verlängert werden. 

Unlagen der in $ le und d angeführten Art müfjen innerhalb 
6 Monaten von erfolgter Aufforderung an entfernt oder vorjchrifts: 
mäßig umgeändert werden. Dieſe Aufforderung joll jofort nad) Infraft: 
treten der Baupolizeiordnung ergehen. 

Zu Urt. 32 der allgemeinen Bauordnung. 


84. 

Alle Gebäude, die ihre Traufe nach den Hauptftraßen haben 
(Ober- und Unterftadt, Yaubacher-, Butzbacher-, Gießener- und Bahn- 
bofftraße, ſowie Braugafje und alle neu anzulegenden Straßen) müfjen 
zur Ableitung des Waſſers von Dächern, Balkonen, Schugdächern ujw. 
mit Dachrinnen (Kandeln) und Abfallrohren verjehen jein, welche Ießtere 
bis an die Straßenoberfläche zu reichen haben. 

Wird für eine Straße ein Entwäfjerungsfanal ſeitens der Stadt 
ausgeführt, oder werden alte bejtehende Kanäle umgebaut, jo ift der 
Beſitzer jeder an dieſer Straße gelegenen Hofreite, deren Entwäfjerung 
nad dem Kanal techniſch ausführbar ift, verpflichtet, die Abwäſſer der 
Hofreite in den Kanal einzuführen. 

Der Anſchluß wird durch die Stadt von dem Kanal bis an die 
Eigentumsgrenze des Grundſtücks ausgeführt. Für jeden Anſchluß find 
20 Mark an die Stadtfafje zu entrichten. 

seite Stoffe, wie Küchenabfälle, Schutt, Kehricht und dergleichen, 
menjchlihe und tierische Abgangsftoffe dürfen in die Straßenfanäle nicht 
eingeführt werden. 

Zu Art. 35 der allgemeinen Bauordnung. 


3. 
Winkel oder Reule, welche auf die Strafe münden, müſſen gegen 
diefe durch eine Mauer oder verjchließbare Tür auf eine Höhe von 
mindejtens 2 m verdedt fein. Da, wo dermalen noch die Einrichtung 
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beiteht, daß Aborte und Piſſoire in jolche Winkel ihren Ausflug haben, 
ift die Leitung der Fäkalien mitteljt gejchlojjener und möglichjt ſenkrecht 
ftehender Abfallrohre aus dauerhaften und undurchläſſigem Material in 
gleichfall3 undurchläffige und gut ſchließende Behälter, welche in den 
Winkeln aufzuftellen oder anzulegen find, innerhalb eines Jahres aus: 
zuführen. 

Zu Urt. 34 und 36 der allgemeinen Bauordnung. 

S 6. 

Vorhandene Abortgruben müſſen innerhalb einer Friſt von drei 
Jahren, jofern dies nicht bereits gejchehen, in allen Teilen zementiert 
und wafjerdicht hergeitellt werden; bei völlig durchjauchtem Mauerwerk 
iſt eine innere Bekleidung mit einer Ye Stein ſtarken Backſteinwand 
herzuftellen und Hierauf der wajjerdichte Zementverpug aufzutragen. 

Zu Art. 39 der allgemeinen Bauordnung. 
8:7, 

Borgärten find mit nicht mißjtändigen Einfriedigungen aus Holz, 
Eijen oder Mauerwerk abzujchließen, die oder deren Sodel in die 
Stroßenfluchtlinie einzurüden find. Eiſerne Gitterabjchlüffe find auf 
einem bis zu 0,75 m hohen maſſiven Sodel zu errichten. Scheide: 
mauern und nicht durchbrochene Wände im VBorgartenland dürfen Die 
Höhe von 1,50 m nicht überjteigen. 

Zu Art. 57 der allgemeinen Bauordnung. 
S 8. 

Scieferdäher ſteiler als Yı und Ziegeldächer jteiler als "/s der 
überdachten Gebäudetiefen jind entlang der Straße mit Schneejchuß- 
vorrichtungen zu verjehen. 

Zu Art. 65 der allgemeinen Bauordnung. 


89. 

Einfriedigungen bedürfen der baupolizeilichen Genehmigung, zu 
welchen Zwecke die Pläne in doppelter Ausfertigung vorzulegen find. 
g 10. 

Diefe Baupolizeiordnung tritt mit dem Tag ihrer Verkündigung 
im Sreisblatt in Kraft. 
Gießen, den 9. Juli 1904. 
Großherzogliches Kreisamt Gießen. 
J. V.: Haberforn. 


Drtsbauftatut für Die Stadt Lid. 

Auf Grund des Artifel3 2 der allgemeinen Bauordnung vorm 
30. April 1881 und der SS 3-5 und 7— 9 der Ausführungsrerordnung 
vom 1. Februar 1882 wird durch Beſchluß des Gemeinderats vom 
5. März 1904 nad Anhörung des Bürgermeifters und Begutachtung 
durch; den Nreisausihuß und mit Genehmigung Großherzoglichen 
Minifteriums des Innern vom 5. Juli 1904 zu Nr. M. d. 3. 21239 
folgendes Ortsbauſtatut erlaflen: 
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Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


81. 
Eine bisher nicht bebante Bodenfläche darf auch fünftighin nicht 
bebaut werden, 
a) wenn ſie weniger al3 120 qm enthält, 
b) wenn auf ihr ein Gebäude von 8 m Front und 9 m Tiefe nicht 
errichtet werden kann. 

Eine 3. Zt. des Inkrafttretens dieſes Statut3 bebaute Bodenfläche 
darf für die Folge nur dann wieder bebaut werden, wenn fie mindejtens 
100 qm groß ijt oder der aufzuführende Bau eine Mindejtfrontlänge 
von 7 m und eine Mindefttiefe von 9 m hat. 

Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 
8 2. 

Müſſen zur Schliegung eines Gemeindewegs nur von diefem aus 
zugängliche Grundjtüce jeitens der Gemeinde im Enteignungsverfahren 
erworben werden, jo werden diejelben an die unmittelbar angrenzenden 
Grundbefiger in Eigentum abgetreten, wenn jämtliche Anlieger dies inner- 
halb eines Jahres nad) erfolgtem Uebergang der Stüde an die Gemeinde 
verlangen. Wird dieſes Verlangen nicht von allen, jondern nur von 
einzelnen Grundbefigern gejtellt, jo fann demjelben nur injoweit ftatt- 
gegeben werden, al3 nicht hierdurch andere Grundſtücke unzugänglich werden. 

In beiden Fällen Haben die erwerbenden Anlieger der Gemeinde 
die vollen Kojten der Erwerbung der ihnen überlafjenen Grundſtücke 
zurüczuerjegen und auch die entjprechenden Zeile des gejchloffenen Ge— 
meindewegs zum Durchichnittspreis des von der Gemeinde erworbenen 
Geländes zu übernehmen, jorweit nicht die einjchlägigen Beitimmungen 
des 8 30 Ab. 2 der Ausführungsverordnung zur allgemeinen Bau— 
ordnung Platz greifen. 

Bu Urt. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
3 


8 3. 

Die Errichtung von Gebäuden außerhalb des Bereiches des feſt— 
gejtellten Ort3bauplans ift nicht geftattet. Ausnahmen hiervon können 
im Einzelfall nad) Anhörung des Gemeinderats, erforderlichen Falles 
unter Auflagen von Bedingungen bezüglich der Zufahrt, Pflafterung, 
Entwäfjerung ꝛc. von Großherzoglihem Meinifterium des Innern ge— 
nehmigt werden. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
84. 

Die Großherzogliche Bürgermeifterei bejtimmt im Einverjtändnis 
mit dem Gemeinderat in jedem einzelnen Falle, inwieweit das Gelände 
nah) Maßgabe der feitgejegten Baufluchtlinie an die Gemeinde abzu— 
treten ift. Der Gemeinderat wird jodann den Wert des zur Straße 
fallenden Geländes abichägen. Auf Grund diefer Abſchätzung jtellt die 
Bürgermeifterei die Berechnung auf und teilt diejelbe den betreffenden 
Eigentümern mit. 

Wenn eine gütliche Einigung über die nach den vorstehenden Be- 
jtimmungen ftattfindenden Feſtſetzungen mit den Eigentümern nicht zu 


— — 
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erzielen iſt, ſo kommen die Vorſchriften des Geſetzes über die Enteignung 
von Grundeigentum zur Anwendung. 
Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
S 5. 

Defonomiegebäude jeder Art, Holz- und jonftige Schuppen, Remijen, 
Waſchküchen und ähnliche Anlagen auf bisher nicht bebauten Grund- 
ftüden dürfen nur in einer Entfernung von mindeften® 10 m Hinter der 
Baufluchtlinie errichtet werden. 

Zu Art. 29 und 34 der allgemeinen Bauordnung. 


S 6. 

Abtritte und Piſſoire dürfen nicht jo angelegt werden, daß fie 
von der Straße aus in mißltändiger Weile fichtbar find; fie müfien 
mindeften® mit einer ſie vollftändig dedenden Einfriedigung verjehen 
fein. Im Falle die Abortanlagen mit Waſſerſpülung verjehen jind, 
kann die Ableitung des flüffigen Grubeninhaltes in den ftädtiichen Kanal 
erfolgen. 

Feſte Fäkalien dürfen unter feinen Umftänden in den ftädtiichen 
Kanal eingeführt werden, und es find daher jämtlidhe Gruben mit 
jolchen Vorrichtungen zu verjehen, die das Austreten des feiten Gruben: 
inhaltes verhindern. 

Zu Art. 30 Abſ. 2 der allgemeinen Bauordnung. 

7 


& 7, 

As Baufluchtlinien find die im genehmigten Ortsbauplan feſt— 
gelegten Straßenfluchtlinien maßgebend. Im einzelnen Fällen fanı jedoch 
der Gemeinderat das Zurücklegen von Gebäuden Hinter die Straßen: 
fuchtlinie mit Zuftimmung Großherzoglichen Kreisamts Gießen unter 
der Bedingung genehmigen, daß die zurüdverlegte Baufluchtlinie parallel 
mit der Straßenfluchtlinie gelegt und der durch diefe Zurüdlegung 
gewonnene Raum zur Anlage von Vorgärten benugt wird. Die Vor: 
gärten, welche mit Ziergarten: und Wegeanlagen zu verjehen und ord- 
nungsgemäß zu unterhalten find, dürfen ohne Genehmigung des Ge: 
meinderats zu anderen Zwecken nicht benußt werden. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 

Alle in einer Baufluchtlinie jtehenden Baulichkeiten irgend welcher 
Art müſſen mindeitens zweiftöcig errichtet werden. Die Herjtellung 
eineinhalbſtöckiger Wohngebäude, welche Hinter die Baufluchtlinte zu 
itehen fommen, kann jedoch geitattet werden, wenn die Ausführung im 
Villenſtil erfolgt und fie von Sodel bis Dachgefimsoberfante mindeſtens 
5,5 m Höhe erhalten. 

89. 

Diefes Statut tritt mit dem Tage feiner Verfündigung im Kreis: 
blatt in Kraft. 

Lich, den 13. Juli 1904. 

Großh. Bürgermeifterei. 
Heller. 
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Ortsbauftatut für die Gemeinde Staufenberg. 

Auf Antrag des Drtsvorftandes zu Staufenberg wird hiermit nad) 
eingeholter Ermädtigung Großherzogliden Minifteriums des Innern 
vom 27. April 1898 zu Nr. M. d. 3. 9936 wie folgt verfügt: 

Einziger Baragraph. 

Außerhalb des Bereich der vorhandenen Drtsbaupläne jollen 
Gebäude nicht errichtet werden. 

Staufenberg, 3. Mai 1898. 

Großherzogliche Bürgermeifterei Staufenberg: 
Stephan. 


DOrtsbauftatut für Die Gemeinde Steinbad). 

Auf Grund des Artikel 2 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 und der 88 3—9 der Ausführungs-Verordnung vom 
1. Februar 1882 wird durd) Beichluß des Gemeinderats vom 12. März 
1900 bezw. 20. Zuli 1900 und mit Genehmigung Großh. Ministeriums 
des Innern vom 4. Dezember 1900 zu Nr. M.d. 3. 33321 folgendes 
Ortsbauftatut erlafjen. 

s L. 

Bei Anlegung von neuen jowie bei Verlängerung Schon bejtehender, 
bisher unbebauter Straßen und Straßenteile ift von den beiderjeit3 an 
die Straße angrenzenden Grundbefigern je ein Dritteil der Koften 
und zwar: 

a) der erjten Einrichtung der Straße mittelft Chauffierung der 

Fahrbahn, 

b) der Pflaſterung der Goſſen, 
c) der Herſtellung der vor den Grundſtücken hinziehenden öffentlichen 

Fußwege (Trottoirg) 
zu tragen bezw. zu erjegen; das weitere Dritteil trägt die Gemeinde. 

Die unter a und b bemerkte Kojtenpflicht der Anlieger tritt ein, 
jobald auf ihren Grundſtücken neue oder ältere Gebäude an die neue 
Baufluchtlinie zu Stehen kommen oder ihren Ausgang nach der neuen 
Straße erhalten; diejenige unter e jofort nach Eröffnung der Straße, 
ohne Rückſicht darauf, ob die oe bebaut werden oder nicht. 

52 


Behufs Berechnung der den angrenzenden Eigentümern nach $ 1 
obliegenden SKtoftenanteile find die Koften der gejamten Straßenanlage, 
einjchließlich der auf die Straßenfreuzungen fallenden, zufammenzurechnen 
und den Pflichtigen nach Berhältnis der Länge ihrer die Straße be- 
rührenden Grenze zur Laft zu jeben. 

8 3. 

Der Drtsvorjtand beftimmt in jedem einzelnen Falle, inwieweit 
das Gelände nad) Maßgabe der feſtgeſetzten Baufluchtlinien an die Ge— 
meinde abzutreten ift und jchäßt den Wert desjelben ab. 

4. 


Wenn eine gütliche Einigung über die nad) $ 3 ftattfindenden 
Feſtſetzungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen ift, jo kommen 
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die Vorſchriften des Gejetes über die Enteignung von Grundeigentum 
in Unwendung. 
85. 


Die Art und Weife der in $ 1 unter a, b und c aufgeführten 
Heritellungen wird von dem Ortsvorſtand bejtimmt. 


8 6. 

Nah Ausführung der Heritellung werden die Koften nach Maß— 
gabe des $ 1 auf die Erjaßpflichtigen ausgejchlagen und die leßteren 
aufgefordert, ihre Anteile binnen zwei Monaten an die Gemeindekajje 
zu entrichten. 


8 7. 

Die Erhebung und Beitreibung der auf Grund der im dem vor— 
jtehenden Baragraphen enthaltenen Berpflichtungen zu zahlenden Koſten 
erfolgt auf dem für die Erhebung und Beitreibung der Gemeindeeinkünfte 
vorgejchriebenen Weg. 

88. 

Zur Sicherung der in S 1 bezeichneten Verpflichtungen fann von 
den Grumdeigentümern die Hinterlegung einer Kaution, deren Höhe der 
Drtsvorjtand zu bejtimmen hat, verlangt werden, bevor die Genehmigung 
zur Gebäudeerrichtung erteilt wird. Die Kaution iſt bei dem Grob. 
Vürgermeifter zu hinterlegen, der für ihre gehörige Aufbewahrung und 
demnächſtige Rüdgabe Sorge zu tragen hat. 

9 


89. 

Außerhalb der im Drtsbauplan fejtgejeßten Baufluchtlinten dürfen 
feine Gebäude errichtet werden; Ausnahmen hiervon find bezüglich jolcher 
Gebäude, welche landwirtichaftlihen Zweden dienen jollen, nad An- 
hörung des Gemeinderat3 mit Genehmigung Großh. Minifteriumsg des 
Innern zuläfjig. 

Steinbad, 31. Dezember 1900. 

Großherzogliche Bürgermeifterei Steinbad). 
Krämer. 


Drtsbauftatut für Die Gemeinde Wahenborn. 
S 1. 

Auf beiden Seiten des auf die Kreisſtraße Wahenborn-Stein- 
berg aufftogenden Friedhofs hat — auf der nördlichen Seite dieler 
Straße — je ein Streifen von einer Breite von 25 Meter unbebaut 
zu bleiben. 

82. 

Die Bebauung der Kreisſtraße Watzenborn-Steinberg joll nur 
in der Weije erfolgen, daß die einzelnen Hofreiten direft an einander 
ſich reihen. 

Mit Rücklicht hierauf und auf Art. 26 Abj. 2 der allgemeinen 
Bauordnung wird die Gemeinde an diefer Straße das für die Baus 
plätze an derjelben erforderliche Gelände erwerben und den Bauluftigen 

Ad Bedürfnis zum Selbftojtenpreis überlafjen. 


\ 


— 
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8 3. 
Außerhalb der im Drtsbauplan fejtgejegten Baufluchtlinien dürfen 
Gebäude nicht errichtet werden. 
Gießen, den 28. Janur 1899. 
Großherzogliches Kreisamt Gießen 
3. V.: Freiherr Shend. 


Ortsbauftatut für Die Gemcinde Wieſeck. 

Auf Antrag des Gemeinderats wird nad Anhörung des Kreis- 
ausichufjes und mit Genehmigung des Großh. Minifteriums des Innern 
vom 28. November 1899 zu Nr. M.d. 3. 33727 folgendes Ortsbau— 
Statut erlafjen. 





& ]; 
Bon den für die Vergrößerung des Ortes in dem unterm 4. Juli 
1899 genehmigten Ort3bauplan vorgejehenen Straßenlinien werden 
zunächſt nur die Linie a-b-c-d und i-k-I-m zur Bebauung eröffnet; in 
den übrigen zur Bebauung noch nicht eröffneten Straßen des fraglichen 
Planes dürfen Gebäude, die nach diejen Straßen ihren Ausgang Haben, 
nicht errichtet werden. 
8 2. 
Die Bebauung joll nur in der Weiſe erfolgen, daß die einzelnen 
Hofreiten direft aneinander fich reihen. 
3 


Außerhalb des Bereich! de3 Ortsbauplans dürfen Gebäude in der 
Regel nicht errichtet werden. 
Gießen, den 1. Dezember 1899. 
SEELE Kreisamt Gieken. 
v. B EujETID, 





Nadıtrag zum Ortsbauftatut für die Gemeinde Wieſeck. 
Auf Antrag des Gemeinderats wird nad) Anhörung des Kreis— 
ausſchuſſes und mit Genehmigung Großh. Minifteriumg des Innern 
vom 14. April 1900 zu Nr. M. d. J. 9966 Folgendes beftimmt. 
1 


In Abänderung des $ 1 des Ortsbauftatuts vom 1. Dezember 1899 
werden nunmehr auch die übrigen in dem unterm 4. Juli 1899 ge- 
nehmigten Ortsbauplan fejtgejegten Baufluchtlinien bezw. Straßen zur 
Bebauung eröffnet. 

8 2. 

Die Beltimmung des $ 2 des Srtsbanitatts vom 1. Dezember 
1899 foll auf die im vorftehenden $ 1 neu eröffneten Linien bezw. 
Straßen feine Anwendung finden. 

Gießen, den 19. April 1900. 

Sroßherzogliches Kreisamt Gießen. 
v. Bechtold. 
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Orisbauftatut für Die Gemeinde Wieſeck. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der 88 3—5 und 7—9 der Ausführungsverordnung vom 
1. Febr. 1882 wird auf Grund des Gemeinderatsbejchlufies vom 12. Februar 
1903, nad Begutachtung durch den Kreisausihuß und mit Genehmigung 
Großh. Minijteriums des Innern vom 13. Mai 1903 zu Nr. M.d. 3. 
11362 folgendes Ortsſtatut erlafjen. 

Zu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 1. 

Bei Anlegung von neuen, jorwie bei Verlängerung jchon bejtehender 
und beim Anbau an vorhandenen bisher unbebauten Straßen und 
Straßenteilen ift von dem beiderjeit3 an die Straße angrenzenden Grund: 
befigern je ein Drittel der Koften und zwar: 

a) der erjten Einrichtung der Straße, d. H. der SHerjtellung des 

Straßenktörpers und der Chaujfierung der Fahrbahn, 

b) der Pflajterung der Goſſen, 
c) der Herjtellung der vor den Grundftüden Hinziehenden öffentlichen 

Fußwege (Trottoirs) 
zu tragen oder zu erjegen; das andere Drittel trägt die Gemeinde. Die 
unter a und b bemerkte Koftenpflicht der Anlieger tritt ein, jobald auf 
ihren Grundjtüden neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie 
zu ftehen fommen oder ihren Ausgang nad) der neuen Straße erhalten ; 
diejenige unter e jofort nad) Eröffnung der Straße, ohne Rückſicht 
darauf, ob die Grundjtüde bebaut werden oder nicht. 

8 2. 

Behufs Berechnung der den angrenzenden Eigentümern nach $ 1 
obliegenden SKoftenteile find die Kojten der gejamten Straßenanlage, ein- 
ichließlich der auf die Straßenfreuzungen fallenden, zujammenzurechnen 
und den Pflichtigen nach Verhältnis der Länge ihrer die Straßen be- 
rührenden Grenze zur Laſt zu jegen. 

3. 

Der Ortsvorſtand bejtimmt in jedem einzelnen Fall, inwieweit das 
Gelände nach Maßgabe der feitgejegten Baufluchtlinien an die Gemeinde 
abzutreten ift und jchäßt den Wert desjelben ab. 


8 4. 

Wenn eine gütliche Einigung über die nach) $ 3 jtattfindenden Feſt— 
jegungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen ift, jo fommen die Bor- 
ichriften des Gejetes, die Enteignung von Grundeigentum betr., in An- 
wendung. 

85. 

Die Urt und Weiſe der in $ 1 unter a, b und ce aufgeführten 

Herjtellungen wird von dem Ortsvorftand bejtimmt. 


S 6. 
Nach Ausführung der Herjtellungen werden die Koften nad Maß— 
gabe der Beitimmungen der SS 1 und 2 auf die Erjaßpflichtigen aus- 
geihlagen und, nachdem die Koftenberehnung 14 Tage zur Einficht offen 
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gelegen hat, die leßteren aufgefordert, ihre Anteile binnen 2 Monaten 
an die Gemeindekaſſe zu entrichten. 


Die Erhebung und Beitreibung der Koften, welche auf Grund der 
in dem vorjtehenden Paragraphen enthaltenen Verpflichtung zu zahlen 
jind, erfolgt auf dem für die Erhebung und Beitreibung der Gemeinde- 
forderungen vorgejchriebenen Wege. 


Zur Sicherung der in $ 1 bezeichneten Verpflichtungen kann von 
den Grundeigentümern die Hinterlegung einer Kaution, deren Höhe der 
Ortsvorſtand zu beftimmen hat, verlangt werden, bevor die Genehmigung 
zur Gebäudeerrichtung erteilt wird. Die Kaution ift bei dem Gemeinde- 
einnehmer zu Hinterlegen, der für ihre gehörige Aufbewahrung und dem⸗ 
nächſtige Rückgabe Sorge zu tragen hat. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
9 


Außerhalb des Bereiches des Ortsbauplanes dürfen in der Regel 
Gebäude nicht errichtet werden. Ausnahmen hiervon fünnen im Einzel— 
falle mit Rüdjiht auf die Beſtimmung, örtliche Lage oder fonftigen 
Berhältnijje der betreffenden Bauten nad) Anhörung des Gemeinde- 
vorjtandes vom Großh. Minifterium des Innern gejtattet werden. 


Zu Urt. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
10 


Bon den in dem Ortsbauplan vom 25. Oktober 1902 genehmigten 
neuen Straßen werden zunächſt nur die Linien 

1. a—b, c—d und a’—b‘ und e—d“ 

2. gg" und h—h’—h“ und 

3. i—i' und k—k'—k'‘ 
zur Bebauung eröffnet; in dem übrigen zur Bebauung mod) nicht er- 
öffneten Straßen des fraglichen Planes dürfen Gebäude, die nach diejen 
Straßen ihren Ausgang haben, nicht errichtet werden. 

Wiejed, den 22. Mai 19083. 

Großherzogliche Bürgermeijterei Wiejed. 
Sommerlad. 


Polizei-Berordunung für den Kreis Lauterbad) 
(die Reparatur bejtehender Hohlziegeldächer betreffend). 
Mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 6. Mai 
1901 (zu Ar. M. d. 3. 7909) und mit Zuftimmung des Kreis-Aus— 
ſchuſſes wird auf Grund des Artikel 78 der Kreisordnung, des Artikel 56 
des Geſetzes vom 30. April 1881, die allgemeine Verordnung betreffend, 
und des 5 76 der Ausführungsverordnung vom 1. Februar 1882 für 
den Kreis Lauterbach hiermit verordnet, was folgt: 


$ 1 
Die Reparatur und das Umdeden beitehender Hohlziegeldächer ijt 
nur unter folgenden Bedingungen geftattet: 
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1. Die Strohbüſchel dürfen nicht vor der Ziegelunterfante voritehen, 
jondern müjjen mindeſtens 1 cm hinter derjelben zurückbleiben. 
2. Um den Schornitein herum dürfen auf 1,50 m Abjtand Strob- 
büjchel nicht verwendet werden, jondern ſind die Ziegel jatt in 

Speiß zu legen. 
8 2. 


Die Beitimmungen in $ 1 finden feine Anwendung, wenn der 
Dachſtuhl ganz oder zum größeren Teil erneuert wird, jomwie wenn "« 
der Dachfläche oder mehr mit neuen Ziegeln einzudeden iſt. In ſolchem 
‚all ıjt vielmehr das Dach oder der in Betracht fommende Teil dei 
jelben nach den allgemeinen Vorſchriften aus feuerjiherem Material zu 
erneuern. 

S 3. 

Zuwiderhandlungen gegen obige Vorſchriften werden gemäß Art. 80 
der allgemeinen Bauordnung mit Gelditrafe bis zu 150 Marf beitraft 
und kann die Bejeitigung des vorihriftswidrig angelegten Daches auf 
Koften des Schuldigen angeordnet werden. 


m 
* 


Dieſe Verordnung tritt mit de mT Tag ihrer Verkündigung in Kraft 
S 5. 
Die Polizei-Verordnungen vom 21. Auguſt 1885 und vom 
24. November 1890 ſind aufgehoben. 
Lauterbach, den 23. Mai 1901. 
Großh. Kreisamt Lauterbach. 
Dr. Wallau. 


Polizeiverordnung für den Kreis Schotten, 
betr. die Verwendung von Hohlziegeln mit unterlegten Strohbüjcheln. 


Unter Aufhebung der für nachbenannte Orte des Kreiſes Schotten 
in Geltung gewejenen Polizei-Reglements obigen Betreff haben wir mit 
Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern vom 6. Mai 1901, zu 
Kr. DM. d. 3. 7909, und unter Zuftimmung des Kreisausichufjes für 
die Gemeinden Bobenhauſen, Breungeshain, Burkhards, Bujenborn, 
Feldkrücken, Hartmaunshain, Helpershain, Herchenhain, Kauljtos, Köd— 
Dingen, Kölzenhain, Meiches, Michelbach, Ober:Seibertenrod, Rebges 
hain, Rudingshain, Sichenhaufen, Stumpertenrod, Ulrichjtein, Bolfarts- 
ham und Wohnfeld auf Grund des Art. 78 der Kreis- und Provinzial: 
Ordnung und Art. 56 der allgemeinen Bauordnung folgende Polizei— 
vorſchriften erlajien. 

s 1. 

Die Reparatur und das Umdecken bejtehender Hohlziegeldädher iſt 
nur unter folgenden Bedingungen gejtattet: 

1. Die Strohbüjchel dürfen nicht vor der Ziegelunterkante vorjtehen, 
jondern müjjen mindeitens einen Zentimeter hinter derjelben zurück— 
bleiben. 
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2. Um den Schornftein herum dürfen auf 1,50 m Abftand Stroh: 
büjchel nicht verwendet werden, jondern find die Ziegel jatt in 
Speiß zu legen. 


Die Beitimmungen in $ 1 finden feine Anwendung, wenn der 
Dachſtuhl ganz oder zum größeren Zeil erneuert wird, jowie wenn "a 
der Dachfläche oder mehr mit neuen Ziegeln einzudeden iſt. In jolchem 
Fall ift vielmehr das Dach oder der in Betracht kommende Teil des— 
jelben nach den allgemeinen Borjchriften aus feuerjicherem Material zu 
erneuern. 

83. 

Buwiderhandlungen gegen obige Vorjchriften werden gemäß Ar- 
tifel 80 der allgemeinen Bauordnung mit Gelditrafe bis zu 150 ME. 
bejtraft und fann die Bejeitigung des vorjchriftswidrig angelegten Daches 
auf Koften des Schuldigen angeordnet werden. 

4 


Dieſe Polizeiverordnung tritt jofort in Kraft. 
Schotten, den 30. Januar 1902. 
Großherzogliches Kreisamt Schotten. 
Schönfeld. 
Volizeiverordnung für die Gemeinden und Gemarkfungen 
des Kreiſes Schotten, 
die Anlage von Einfriedigungen an Straßen und öffentlichen Pläßen 
betreffend. 

Auf Grund der Art. 2, 23 und 65 der allgemeinen Bauordnung 
von: 30. April 1881 und des $ 84 der Ausführungsverordnung vom 
1. Februar 1882, jowie der Art. 48 V und 78 des Gejehes vom 12. 
Juni 1874, die innere Berwaltung und die Vertretung der Kreije und 
Brovinzen betreffend, wird mit Zuftimmung des Kreisausfchuffes und 
mit Genehmigung Großh. Minijteriums des Innern vom 11. Mpril 
1905, zu Nr. M. d. 3. 11262, für die Gemeinden und Gemarfungen 
des Kreiſes Schotten verordnet, wie folgt: 

Zur Erridtung neuer und zur Verſetzung vorhandener Einfriedig- 
ungen aus Mauern, Holzwerf, Metall oder aus verjchiedenen Materialien 
an öffentlichen Plätzen, Kreis- und Ortsſtraßen iſt Genehmigung Großh. 
Kreisamts zu erwirfen. 

Schotten, den 19. April 1905. 

Sroßherzogliches Kreisamt Schotten. 
A9dnTeld. 
Ortsbauſiatut für die Kreisftadt Schotten. 

Auf Grund des Art. 2 des Gejeßes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betr., und der SS 3—5, 7 und 9 Der Aus- 
führungs-Verordnung hierzu vom 1. Februar 1882, wird, zufolge Be— 
Ichlufjes des Gemeinderats der Stadt Schotten, nad) Begutachtung durd) 
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den Kreisausichuß des Kreiſes Schotten, mit Genehmigung Grob. 
Mintjteriums des Innern vom 19. April 1905, zu Nr. M. d. J. 11316, 
folgendes Ortsbauſtatut erlafjen: 

A, Bon dem Ortsbauplan und der Anlage von Strafen. 

Zu Urt. 4 der allgemeinen Bauordnung. 
8 1. 

Die Grenzen der Bebauung find durch die zur Zeit vorhandenen 
und vorichriftsmäßig genehmigten Ortsbaupläne jowie die etwa nod) 
aufgeftellt werdenden Ortsbaupläne gegeben. 


Zu Urt. 13 der allgemeinen Bauordnung. 
2 


Als Bauplat in neu zu bebauenden Straßen ift eine Fläche nicht 
mehr geeignet: 
a) wenn fie weniger als 70 qm enthält, oder 
b) wenn auf derjelben fein Gebäude von 8 m front und 8 m Tiefe 
unter Wahrung der Borjchriften in Art. 37 und 38 der allge 
meinen Bauordnung errichtet werden fann. 

In bereit3 bebauten Straßen, alfo innerhalb der Stadt und 
innerhalb geſchloſſener Gebäudereien, ſoll die Frontlänge mindejtens 
6 m betragen; eine geringere Frontlänge fann nad) Maßgabe des Art. 

> der allgemeinen Bauordnung auf dem Dispenfationswege (mit Zu- 
ann des Stadtvorjtandes) geftattet werden. 


Zu Urt. 18 der AUGE FADEN Bauordnung. 


5 3 

Außerhalb des Bereichs der feftgefeßten Drtsbaupläne dürfen Ge- 
bäude in der Gemarkung Schotten nicht errichtet werden. Ausnahmen 
hiervon können im Einzelfalle mit Rüdficht auf die Beitimmung, örtliche 
Yage oder jonitigen Verhältniſſe der beabftchtigten Bauten, nad) Anhörung 
des Stadtvoritandes, von Großherzoglichem Minifterium des Innern 
geitattet werden. 

B. Bon dem Anlegen von Fußwegen. 
Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
S 4. 

Wenn Fußſteige im bereits bergejtellten und eröffneten Straßen 
nen angelegt oder jeither nur gepflaiterte Fußwege in erhöhte Fußſteige 
umgewandelt werden, müſſen Die Koſten derjelben wie folgt getragen 
werden: 

l. die Verlegung der in den herzuftellenden Fußfteigen bereits be- 
stehender Straßen hervoripringenden Treppen hat auf Koften der 
Eigentümer zu geichehen. Auf Antrag künnen entjtehende Kojten 
bis zur Hälfte von der Stadt übernommen werden; 

2. die Wandjteine hat die Stadt auf ihre Koften zu liefern und zu 
jegen, ebenjo das Rinnenpflaſter herftellen zu lafjen ; 

3. Die übrigen Koſten für Fußſteige bis zu 3,50 m Breite tragen 
die Eigentümer der anliegenden Grundjtüde an der Straßenfront 
und die Stadt mit je zur Hälfte; 
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4. die Kojten der Heritellung von Borrichtungen für Ableitung des 
Regenwaſſers von den anliegenden Grundftüden in die beftehenden 
Straßenrinnen oder Kanäle tragen die Eigentümer der Grund: 
ſtücke jelbft ; 

5. wo noch die an Die alten Rinnen ſich anjchließenden, vor den 
Hofreiten herziehenden niedrigen Fußjteigpflafter beibehalten werden, 
haben im Falle einer Um: oder Neupflafterung die Stadt und die 
Anlieger je die Hälfte der Koften zu tragen. 

Db und immieweit „zußiteige in den Straßen hergejtellt werden 
jollen, fowie die Art der Herftellung derjelben, wird durch den Stadt- 
voritand für die einzelnen Straßen bejonder3 bejtimmt. 

Das Pflaftern, Ajphaltieren, Zementieren ꝛc. derjenigen Fußjteige, 
deren Wandfteine bereit gejegt find, die aber bisher nur mit Kies ac. 
hinter- bezw. aufgefüllt waren, ift als Neuanlage zu betrachten, deren 
Koften den Auliegern maßgeblid) der pos. 3 dieſes Paragraphen zu 
tragen obliegt. 

Die vorftehenden Bedingungen gelten auch für neu anzulegende 
Straßen mit der Maßgabe, daß der Stadtvorftand den Zeitpunkt der 
Heritellung zu bejtimmen hat und zwar ohne Rückſicht darauf, ob die 
angrenzenden Grundſtücke ſchon bebaut find oder nicht. 

Der Stadtvorftand beſtimmt für jämtliche Herftellungen dag Material 
und läßt die Ausführung bewirken. 


85. 
Die Unterhaltung der bejtehenden fejten Fußſteige übernimmt die 
Stadt, vorbehältlic; ihrer Erjaganfprüche aus ſchuldhafter Beichädigung. 
Wenn nad der Herftellung von Haugleitungen Senfungen ent» 
jtehen, die Reparaturen erforderlich machen, jo ift der Grundbeſitzer 
foftenerjaßpflichtig, für den die Haugleitung angelegt wurde. Dieje Be- 
ſtimmung findet auch Anwendung auf bereits bejtehende Mängel. Ebenjo 
iſt derjenige Grundbeſitzer foftenerjagpflichtig, der eine Ueberfahrt dauernd 
oder vorübergehend mit schweren Fuhrwerfen jo befährt, daß Reparaturen 
erforderlich werden. 
S 6. 


Ueber die Notwendigkeit der Umlegung oder Erneuerung eines 
Fußſteiges beichließt der Stadtvorjtand, und es kommt hierbei nicht 
darauf an, ob fich die Fußfteige vor dem einen oder anderen Hauje in 
einem Zuftande befinden, welcher deren Erneuerung nicht unbedingt er: 
forderlich erjcheinen läßt. Die Beitragspflicht regelt ſich auch hier nad) 
S 4, jofern feit der erften zu Laſten der Anlieger erfolgten Herjtellung 
der Fußſteiganlagen mindeftens 20 Jahre vergangen find, oder Fuß: 
fteige erneuert werden müſſen, deren Anlage j. Zt. nicht zu Laſten der 
Anlieger erfolgte, andernfalls trägt die Stadt auch die in $ 4 pos. 3 
erwähnten Koften. 

C. Weber die Anlegung bon Strakenfanälen. 
Ss 7. 


Ueber die Notwendigkeit der Herjte 







436 II. Ortsbauftatuten und Lotal-Baupolizei-Ordnungen. 


fanäle für die Straßen innerhalb der Stadt bezw. innerhalb jchon früher 
bebauter Straßen, beichließt der Stadtvorjtand. 

Die Herftellung folder Kanäle erfolgt in diefem Fall auf Kojten 
der Stadt allein. 

Wenn die Errichtung von Gebäuden au bisher unbebauten Strapen 
die Anlage von Straßenfanälen erforderlich macht, jo erfolgt dieje auf 
Antrag der Intereffenten durch die Stadt. Die an die Straße beider- 
jeit3 angrenzenden Grundbefiger find jedoch verpflichtet, der Stadt die 

älfte der Koften diefer Anlage, nach Verhäftnis der Länge ihrer die 
traße berührenden Grenze, nad) Maßgabe des Art. 21 Abſ. 2 der 
allgemeinen Bauordnung, zu erjegen, injoweit auf ihren betr. Grund: 
ſtücken Gebäude an der neuen Baufluchtlinie errichtet find, oder jobald 
folche dort errichtet werden und ihren Anschluß an den Kanal erhalten. 

Ohne befondere Genehmigung darf fein Anſchluß an einen Straßen 
fanal gemacht werden; erforderlichen Falles kann die Vorlage eines die 
Anlage klarlegenden Situationsplanes in doppelter Ausfertigung verlangt 
werden. Für den Anfchluß einer Liegenjchaft an einen Kanal innerhalb 
der Stadt ift die feither fchon übliche Gebühr von 10 Mk. zu bezahlen. 
Die Koften für die Anjchlüffe, ſowie die Koften für die Unterhaltung 
derjelben tragen die Anlieger ganz. Gleiches gilt bezüglich des Auf 
wandes für Herftellung und Umänderung jchon beftehender Anſchluß— 
Kanäle. 

S 8. 


Werden durch die Stadt Kanäle bejeitigt, umgeändert oder neu 
gebaut, jo find fämtliche Hausbefiger in den betreffenden Straßen ver- 
pflichtet, ihre alten Hausentwäfjerungen entiprechend umzuändern. 

89. 

Die Grundbefiger find zu den auf Grund vorliegenden Ortsbau— 
ſtatuts obliegenden Leiſtungen nur mittelft Geldbeiträgen zuzulafien. 
Lestere find binnen 3 Monaten nah Offenlegung der Kojtenberechnung, 
bezw. nad) Anforderung, an die Stadtfaffe zu entrichten. 

$ 10. 

Die auf Grund der allgemeinen Bauordnung oder dieſes Orts: 
bauftatuts zu erfüllenden Berpflichtungen haben die Natur öffentlicher 
Laſten und Abgaben und unterliegen deshalb auch demjelben Zwangs— 
verfahren, welches bei der Beitreibung öffentlicher Zaften und Abgaben 
jtattfindet. Die Verpflichtungen gehen deshalb auch ohne weiteres auf 
jeden Nachbefiter der Grundſtücke über. 

D. Ueber die Errichtung von Nebengebäuden ꝛc. 
Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
S II. 

Nebengebäude wie Stallungen, Scheunen, Remiſen, Waſchküchen, 
Abtritte ꝛc. dürfen nicht an öffentliche Straßen und Plätze geſtellt werden. 
Ausnahmen hiervon find nur bei äußerſter Raumbeſchränkung und unter 
den vom Stadtvorftand bezw. der Verwaltungsbehörde zu beftinmenden 
Bedingungen zuläffig. 
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8 12. 

Räume, in denen mit läjtigem Geräufch verbundene Gewerbe be- 
trieben werden, oder in denen beläftigender Rauch, Dampf und übel- 
riechende Luft erzeugt wird, dürfen feine Deffnungen nach der Straße 
haben. Liegen jolche Räume hinter der Baufluchtlinie, jo muß die Ent- 
jernung der Deffuungen von derjelben mindeftens 5 m betragen. Sollen 
dem $ 16 der Neich8-Gewerbeordnung unterliegende Anlagen, mit Aus: 
nahme von Schlächtereien, neu errichtet werden, jo find diejelben außer- 
halb des durch die bejtehenden Ortsbaupläne fejtgeftellten Ortsbereichs 
zu rn Ausnahmen können auf dem Dispenjationgwege gejtattet 
werden. 

Zu Art. 30 der — Bauordnung. 
8 13. 

Das Zurückſetzen der Gebäude hinter die feſtgeſetzte Baufluchtlinie 
kann ausnahmsweiſe mit Genehmigung des Stadtvorſtandes geſtattet 
werden, wenn der Bauherr, welcher das Gebäude hinter die Bauflucht— 
linie zurücklegen will, ſich verpflichtet: 

a) alles zwiſchen der Baufluchtlinie und der zurückverlegten Gebäude— 
front befindliche Land mit Gartenanlagen oder ſonſtigen, nicht 
mißſtändigen, von dem Stadtvorſtand gutgeheißenen Anlagen zu 
verſehen und wie die Vorgärten abzuſchließen und 

b) die zurückverlegte Gebäudefront parallel der normalen Bauflucht— 
linie zu 5 Wird ausnahmsweiſe das Zurückſetzen eines ein— 
zelnen Gebäudes geftattet, jo bleibt die Beſtimmung der Ent— 
fernung dem Stadtvorjtand vorbehalten. 

14 


Scheidemauern und nicht durchbrochene Wände im Vorgartenland 
dürfen die Höhe von 1,80 m nicht überjteigen. Lebteres ijt mit Garten: 
und Weganlagen entiprechend zu verjehen und ordnungsgemäß zu unter- 
halten, und darf weder zu Wirtichafts- noch zu anderen Gewerbe- 
betrieben benußt werden. 

Bu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 


& 15. 
Jedes Grundſtück, auf dem ein Wohngebäude, eine Werkftätte, 
Fabrik und dergl. errichtet ijt, muß mindeſtens einen Abtritt haben, 
der, wenn irgend tunlich, an einer Außenwand liegen, jedenfall aber 
eine ins Freie Führende, mindeitens 0,25 qm große Fenſteröffnung Haben 
ſoll und von der Straße aus gejehen, nicht in mißjtändiger Weile zur 
Erjcheinung fommen darf. Die Anlage eines Abtrittfeniter8 auf der 
Straßenjeite eines Gebäudes iſt unftatthaft. Jede Abtrittsgrube joll 
ventiliert fein. Es kann hierzu das Abtrittsrohr, wenn dejjen untere 
Deffnung niemals durch den Grubeninhalt verſchloſſen wird, benußt 
werden. Diejes oder ein beionderes Ventilationsrohr, von der Weite 
de3 Abtrittärohres, muß über das Dach gehen. 
Die Abtrittögrube ift zu überwölben und muß mindeitens ein 
50—60 em große Reinigungsöffnung erhalten, die mit einem gut— 
ichliegenden Dedel aus Eifen, Stein oder Eichenbohlen zu verjehen ift. 
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Die Abtrittsgrube ift im Innern mit einem mindeftens 2 cm 
ſtarken Zementverpuß waſſerdicht herzuftellen. 

Die Wände dürfen feine vorjpringenden Teile haben. Die Eden 
find nah einem Halbmefjer von mindeſtens 10 cm auszurunden, aud) 
der Boden muß muldenförmig, nad) einem, unter der Reinigungsöffnung 
befindlichen Punkt fallend, gejtaltet werden. 

Die Ueberwölbung der Grube ift außerhalb mit einer Ajphaltlage 
oder einem Zementmörtel gut zu überziehen und darauf noch mindejtens 
15 cm hoc) mit toniger oder lehmiger Erde zu überdeden. Die Abfall: 
rohre und Aborte find in dieſe Grube entjprechend einzuführen. Die 
Deffnungen der Abtrittsfige müfjen mit genau jchließenden Dedeln ver: 
jehen jein. 

Erjcheint in einzelnen Fällen die Anlage einer Abortgrube nad) 
dem Ermefjen der Baupolizeibehörde, welche das Kreisgeſundheitsamt 
anzuhören hat, nicht möglich, jo it auf Antrag des Stadtvorftandes die 
Aufftellung von Tonnen zuzulaffen. Der Betrieb des Tonnenſyſtems 
iſt alsdann polizeilich zu überwachen. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 16. 

Hinter: und GSeitengebäude dürfen in der Regel nicht früher er: 
baut werden, als die Vordergebäude. Auch müfjen die Fluchten der- 
jelben nach Möglichkeit rechtwinklig oder parallel mit denen des Vorder: 
gebäudes jein. 

Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
817. 

Bei maſſiven Gebäuden müſſen die Umfangsmauern bei Bruch— 
ſteinmauerwerk im oberſten Stock bezw. Knie- und Manſardenſtock eine 
Stärke von mindeſtens 45 cm haben und muß die Stärke nad) unten 
von Stodwerf zu Stodwerf um je 10 cm zumehmen. 

Bei Badfteinmauerwerf find die Umfangsmanern von Knie» und 
Manfardenftöden, wenn fie nicht über 3,60 m Länge frei jtehen und 
deren Höhe nicht mehr als 3,40 m beträgt, mindeitend 1 Stein ftarf, 
Diejenigen der beiden oberjten Stodwerfe mindeitend 1%. Stein jtarf 
und nach unten, bei je zwei Stodwerfen Stein ftärfer auszuführen. 
Bei diejen Abmeflungen find Stocdwerfshöhen nicht über 4 m im Lichten 
und Zimmertiefen nicht über 7 m zuläſſig; werden diefe Abmejjungen 
iiberichritten, jo find auch die Mauerftärfen entiprechend zu vergrößern. 
Die Außenmauern von Treppenhäufern bedürfen der Verftärfung nadı 
unten nicht, wenn fie 45 cm bezw. eineinhalb Stein ſtark bei nicht 
mehr als 12 m Höhe ausgeführt werden. 

Stodwerfsaufießungen auf beftehenden maſſiven Gebäuden ind 
nur dann zuläjlig, wenn diefe Minimalmake noch ohne Anblendung an 
beftehenden Mauern eingehalten werden künnen. 

s 18. 

Einftöcige Gebäude ohne Feuerung, Scheunen, einftödige Schuppen, 
Lagerhäufer und dergl. find in Fachwerksbau, Aborte, Ställe für Klein— 
vieh und Federvieh in Holzbau zuläjfig. Fachwerkshau fann auch für 
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Fabrifbauten, welche nicht höher al3 zwei Stod find, zugelafjen werden. 
Durch die Beitimmungen diejes Paragraphen werden die Borjchriften 
des Urt. 45 und 48 der allgemeinen Bau:Ordnung nicht berührt. 

19. 

Bon den inneren Wänden müſſen bei den Gebäuden mit majfiven 
Umfangswänden ganz in Stein errichtet werden: 

a) je nach Größe der Gebäude mindeftens eine der zu den Balfen- 
unterftüßungen erforderlichen Scheidewände und zwar 25 cm gleid) 
ein Stein ſtark im unterjten Stodwerk; ausgenommen hiervon 
find einjtödige Gebäude; 

b) alle Treppenhauswände von den Außenmauern bis zur Gang- 
wand 25 cm in Baditeinen, 45 cm jtarf in Bruchiteinen ; aus— 
genommen hiervon find ein- und zweijtödige Gebäude. Alle 
Sceidewände, an welchen fi) andere als gewöhnliche Defen und 
Kiüchenherd- Feuerungen befinden, müſſen 50 cm über die äußeren 
Teile der Feuerſtätte Hinaug, mindejtens ein Stein glei) 25 cm 
ſtark fein. 

g 20. 

Zu allen äußeren Mauern der Vorder, Hinter- und Neben: 
gebäude dürfen nur natürliche Steine oder gebrannte Steine (Bad: 
jteine) jowie Preßjteine verwendet werden. Der Mörtel muß mit Kalt 
oder Zement hergeftellt fein. — Lehm-, Tuff- und ähnliche Steine 
dürfen nur zur Ausmauerung der inneren Wände benugt werden. Hier: 
bei ijt Lehmmörtel gejtattet. 

8 21. 

Die Fußböden des unterften Stockwerks müfjen bei Wohngebäuden 
mindeftend 50 cm und die Schwellen von unbewohnten Fachwerks— 
bauten mindeſtens 25 cm über dem höchſten Punkt des an das Ge— 
bäude anschließenden Terraing liegen. 

Bei Laden-Anlagen fünnen niedere Make gejtattet werden. 

Garten: und LZandhäufer mit Feuerungen zu vorübergehender Be— 
nutzung können in Fachwerk gejtattet werden, wenn fie mindeltens 3 m 
von der nachbarlichen Grenze und von anderen Gebäuden entfernt jtehen. 

8 28. 

Sit das Gebäudefundament nicht vollitändig gegen Feuchtigkeit 
ifoliert, oder liegt die Fußbodenhöhe des Erdgejchoffes nicht mindeftens 
1 m über dem Terrain, oder 3 m über dem höchſten befaunten Grund— 
wafjerstand, jo muß das Kellergeihoß ohne Anwendung von Holzkon— 
jtruftion überdedt fein. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 24. 

Ein Gebäude au einer neu zu bebauenden Straße muß mindeſtens 
eine Faſſadenlänge (Länge an der Straße) von 8 m haben. Ber Cd 
bäufern muß die eine Front wenigitens 9 m betragen; wo die Bau— 
fluchten feine rechten oder jtumpfen Winkel bilden, muB Die Ede abge 


ſchrägt werden. 
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Unter diefem Maße kann ein Bau nur in bereit3 bebauten 
Straßen gejtattet werden; bei neu zu bebauenden dagegen nur dann, 
wenn er als Teil eines jchon bejtehenden Hauſes desjelben Beſitzers 
angebaut wird, auch in der äußeren Erjcheinung ſich nicht als jelbit- 
jtändiges Haus geltend macht. 

8 25. 

Innerhalb der genehmigten Ortsbaupläne jollen feine Gebäude an 
den Straßen errichtet werden, welche weniger al3 zwei Stodwerfe über 
Sodel haben. 

g 26. 

Billenartige Gebäude, welche hinter die normale Baufluchtlinie zu 
ftehen kommen, können auch einſtöckig erbaut werden, wenn fie ſonſt 
in ihrem Weußeren nicht mißjtändig ericheinen und vom Sodel bis zur 
Dachgeſimsoberkante mindeitens 6 n ‚„Döbe erhalten. 


Bei allen Neubauten und ——— an der Straßenſeite 
und an Einfriedigungen iſt auf eine gefällige architektoniſche Ausführung 
Rückſicht zu nehmen. 

g 28. 

Die Minimalmaße für Stockwerke, in welchen Menſchen wohnen 
oder arbeiten, find im Lichten nicht unter 2 m für Kellergeſchoß, 2,40 m 
für Dach- und Zwiſchengeſchoſſe, und 2,60 m für Hauptgejchofie zu 
nehmen. 

29. 

Binnen drei Jahren, nachdem ein Gebäude an einer Straße unter 
Dad) gebracht worden, ift dasjelbe mit Verputz und Anjtrich zu veriehen, 
fall die Umfafjungswände nicht aus behauenen Steinen oder Blend: 
mauerwerf beftehen. Weltere Gebäude find in Verputz und Anftrich 
stets in jolchem Zuſtande zu erhalten, daß deren Ausjehen nicht miß— 
ftändig ift. Der Ortspolizeibehörde jteht das Recht zu, diejes dem Ge- 
bäudebefiger erforderlichen Falles — 


Für den Anſtrich dürfen * Farben nicht verwendet werden, 
welche blenden oder der Geſundheit ſchädlich oder für die Straße miß— 
ſtändig ſind. Weiße Farbe darf, Fenſterrahmen ausgenommen, nicht 
verwendet werden. 

8 31. i 

Vorftehendes Statut tritt mit dem Tage der öffentlichen Ver— 
fündigung im Schottener Kreisblatt in Kraft. 

Schotten, den 23. April 1905. 

Sroßherzoglihe Bürgermeifterei Schotten. 
Kromm. 


Orts⸗Polizeiordnung für die Kreisſtadt Schotten, 
die Fußſteige und Einfriedigungen betreffend. 
Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betr., und der 88 3, 4, 6, 8 und. 9 der Aus— 
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führung3=Berordnung hierzu vom 1. Febr. 1882 wird zufolge Be- 
Ichluffes des Stadtvorjtandes der Stadt Schotten, nad) Zuftimmung des 
Kreisausſchuſſes mit — A Minifteriums des 
Innern von 19. April 1905, zu Nr. M. d. J. 11316, folgende Orts— 
Polizeiordnung erlajjen: 
A. Bon den Fußſteigen. 
Bu Urt. 30 der nes Bauordnung. 


51 
Die Benubung des Fußfteiggeländes jeiteng eines Anliegers zu 
Ventilationg-, Licht, Einfall» oder Einfteigöffnungen für Kellerräume, 
kann ſeitens der Stadt nur in ſtets widerrujlicher Weile geftattet werden, 
wenn fi) der Anlieger zur Zahlung einer Anerfennungsgebühr von 
Einer Mark pro Jahr und Deffnung verpflichtet. Für alle nur er- 
denklihen Schäden, die durch die Anlage ſolcher Deffnungen entjtehen, 
iſt derjenige und zwar auch ſich ſelbſt ——— verantwortlich und 
haftbar, für den die Oeffnung angelegt wurde 
Dieſer Paragraph iſt rückwirkend für ſchon beſtehende Anlagen 
dieſer Art. 
82. 


Treppen, die über die Straßenfluchtlinie vorſpringen, ſind bei 
Neu-Anlegung oder Erhöhung der Fußſteige in bereits beſtehenden 
Straßen auf Aufforderung des Kreisamts, welche von der Großherzog— 
lichen Bürgermeiſterei zu beantragen iſt, zu entfernen, ſofern ſie der 
Herſtellung der Fußſteige oder dem Verkehr auf dieſen hinderlich ſind 
und die Abänderung nicht mit unverhältnismäßigen Opfern (worüber 
im Falle des Widerſpruchs der Provinzialausſchuß zu entſcheiden hat), 
für die Eigentümer verbunden iſt. 

Das Vorſpringen neuer Treppen über die Straßenfluchtlinie iſt 
unzuläſſig. 

Bu Urt. 28 der allgemeinen Bauordnung. 
3 


In den Fußjteigen ſowie ni den Floßrinnen und dem Straßen: 
pflajter dürfen Gerüjtitangen, Sprießen, Bauzäune, Dekorationen ꝛc. 
nicht eingegraben werden. 

B. Bon den Einfriedigungen. 
Zu Urt. 39 der allgemeinen Bauordnung. 


84. 
Die Vorgärten find mittelft metallener oder hölzerner Gitter, deren 
Sodel in Die Se einzurüden find, abzuſchließen. 
Diejelben können auf im höchſten Falle 0,75 m hohen majfiven 
oder gemauerten Sodeln errichtet werden, und find mit nicht zu greller 
Delfarbe anzuftreichen. 


Zu Art. 65 der allgemeinen Bauordnung. 


5. 
Dieje Einfriedigungen, jowie die Einfriedigungen unbebauter Grund- 
jtüde an Straßen, welche innerhalb des Ortsbauplans liegen, bedürfen 


a 
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der Genehmigung der Baupolizeibehörde, der die Pläne hierüber in 
doppelter Ausfertigung vorzulegen find. 


6. 
Vorſtehende Orts-Polizeiordnung tritt mit dem Tag der Ver— 
kündigung im Schottener Kreisblatt in Kraft. 
Schotten, den 28. April 1905. 
Großh. Kreisamt Schotten. 
Schönfeld. 


C. Provinz Rheinheſſen. 


Ortsſtatut für Die Stadt Alzey, 
betreffend die Abänderung der 883 2 und 5 des Ortsbauftatuts vom 
20. September 1886. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und des 8 5 der Verordnung über die Ausführung derjelben wird 
zufolge Beichluffes der Stadtverordnetenverfammlung vom 15. März 
1901 nad) Begutachtung durch den Kreisausſchuß und mit Genehmigung 
Großherzoglichen Ministeriums des Innern vom 26. Juli 1901 zu 
Kr. M. d. 3. 21639 das DOrtsbauftatut für die Stadt Alzey vom 
20. September 1886 wie folgt abgeändert: 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
— 

1. Will die Stadt vor beſtehenden Hofreiten, vor Neubauten ſowie 
dazu gehörigen Gärten, welche noch keine feſten Trottoirs beſitzen, 
ſolche Trottoirs herrichten, dann ſind die Anlieger verpflichtet, die 
Koſten der Trottoirkanten (einſchließlich Setzen), ſoweit fie vor 
ihren Grundſtücken hinziehen, zu tragen. 

2. Dieſe Koſten bleiben jedoch außer Anſatz, wenn es ſich um Um— 
legung vorhandener, noch nicht feſter Trottoirs handelt und die 
Trottoirkanten bei den Straßenherſtellungskoſten ſchon mitverrechnet 


wurden. 
3. Die gewöhnliche Unterhaltung der Trottoirs übernimmt die Stadt. 
82. 


SS 2 und 5 des Drtsbauftatut8 vom 20. September 1886, letzterer 
Paragraph jedoch mur, injoweit er mit vorjtehender Beftimmung in 
Wideripruch fteht, werden aufgehoben. 

$ 3. 

Vorſtehende Beſtimmungen treten mit dem Tage ihrer Verkündigung 
in der „Alzever Zeitung“ in Straft. 

Alzey, den 19. August 1901. 

Großherzogliche Bürgermeijterei Alzey. 
Dr. Sutor. 
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2ofalpolizeireglement für Die Stadt Alzey, 
betreffend Zumiderhandlungen gegen die in 8 10 des Drtsbauftatutz 
vom 20. September 1886 (in der Faſſung vom 27. Nuguft 1904) und 
in $ 1 des Nachtrag zum Ortsbauftatut vom 10. März 1891 ge- 
troffenen Bejtimmungen. 


Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung und des $ 4 
Abi. 2 der Ausführungsverordnung vom 1. Februar 1882 wird, unter 
Aufhebung des Lofalpolizeireglements vom 4. Juni 1873, mit Bus 
ftimmung des Kreisausjchuffes und mit Genehmigung Großherzoglichen 
Miniftertums des Innern und der Juftiz vom 3. Februar 1891 zu 
Nr. M. d. J. 2958 bezw. Genehmigung Großherzoglichen Minijteriums 
des Innern vom 4. März 1905 zu Nr. M. d. 3. 5603 für die Stadt 
Alzey folgendes verordnet: 

Einziger Baragrapd. 

Zuwiderhandlungen gegen die in 8 10 des DrtsbauftatutS vom 
20. September 1886 (in der Fallung vom 27. Auguft 1904) und in 
$ 1 des Nachtrags zum Ortsbauftatut vom 10. März 1891 getroffenen 
Beitimmungen unterliegen den in Art. 80 der allgemeinen Bauordnung 
angedrohten Strafen EI SCH ELLOEN, 

10. März 1891. 

—— 13. März 1905. 

Großherzogliche Bürgermeiſterei Alzey. 
Dr. Sutor. 


Nachtrag zu Dem Ortsbauſtatut für die Stadt Alzey 
vom 20. September 1886. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und des $ 5 der Verordnung über die Ausführung derjelben vom 
1. Februar 1882 wird zufolge Beſchluſſes der Stadtverordneten-Ver- 
19. Mai 1905 

8. Juni 
ausſchuß und mit Genehmigung Großh. Meinifteriums des Innern vom 
25. Sum 1905 zu Nr. M. d. J. 19261 für die Stadt Alzey folgendes 
bejtimmt: 

Bu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 

Durch den genehmigten Ortsbauplan tt für Anlegung von meuen 
Straßen ausreichend Sorge getroffen worden, e3 dürfen daher außerhalb 
des Bereichs des Drtsbebanungsplanes feine Gebäude errichtet werden. 

Ausnahmen hiervon können im Einzelfalle mit Rückſicht auf die 
Beitimmung, örtliche Lage oder jonjtige Verhäftniffe der beabfichtigten 
Bauten nad) Anhörung der Stadtverordneten-Berfammlung von Großh. 
Minifterium des Innern geftattet werden. 

Alzey, den 1. Ruli 1905. 

Großherzogliche Bürgermeijterei Alzey. 


Dr. Sutor. 


fammlung vom nah Begutachtung durch den Kreis: 
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Ortsbauftatut für die Gemeinde Gau⸗Odernheim. 

Auf Grund des Artifel3 2 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 und der SS 3 bis 9 der Verordnung über die Aus— 
führung derjelben vom 1. Februar 1882, des Artifel3 8 der Land- 
gemeindeordnung vom 15. Juni 1874 und des Artifel3 48, VI, 3, der 
Kreis- und Provinzialordnung vom 12. Juni 1874 iſt auf Beſchluß 
de3 Drtsvorjtandes, nad) Anhörung des Kreisausſchuſſes und mit Ge— 
nehmigung Großherzoglichen Minijteriums des Innern vom 18. Januar 
1899 zu Nr. M. d. 3. 1412 für die Gemeinde Gau— Odernheim das 
— Ortsbauſtatut errichtet worden: 

Zu Art. 18 der Ellg meinen Bauordnung. 


Ss 1 
Außerhalb der durch den Ortsbauplan feſtgeſtellten Bauquartiere 
ſollen in der Regel keine neuen Gebäude errichtet werden. Die Grenze 
der Bebauung in- und außerhalb des Ortes ift durch den Ortsbauplan 
gegeben. 
Bu Art. 10 der allgemeinen Bauordnung. 
2 


An Straßen, welche nur eine Breite von 6 m oder weniger 
haben, dürfen nur eingeichoflige Gebäude (wobei ein Knieſtock als 
Stockwerk nicht mitgerechnet wird) errichtet werden. 

Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


8 3. 
Zur Benutzung als Bauplag ift eine Fläche nicht mehr geeignet: 

a) wenn fie weniger als 75 qm enthält; 

b) wenn auf ihr fein Gebäude von 5 m Front und 8 m Tiefe mit 
zweifeitiger Beleuchtung unter Wahrung der Vorſchriften des 
Artikels 37 der allgemeinen Bau-Ordnung errichtet werden fann. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
5 4. | 
Die Eröffnung einer Straße oder eines Straßenteil® muß dann 
erfolgen, wenn die Straße oder der Straßenteil an eine bereits eröffnete 
und hergeitellte planmäßige Straße ſich anjchließt, das für die Straße 
erforderliche Gelände ins Eigentum der Gemeinde übertragen worden 
und der größte Teil der neuen Straße bis zur nächſten Querſtraße 
gerechnet als bebaut anzujehen it. 
Bu Urt. 20 und 21 der —— Bauordnung. 


Bis zu dem Zeitpunkte, an — eine Straße ſeitens der Ge— 
meinde eröffnet wird, ſind alle diejenigen Vorkehrungen, welche durch 
die Ortspolizeibehörde in Bezug auf Herſtellung von Goſſenpflaſter, Ein» 
ebuung und Ueberkieſung der Fahrbahn, ſowie Weberfiefung oder 
Bflafterung von Fußſteigen gefordert werden ſollen und zwar bis zur 
nächſten hierzu geeigneten Querſtraße von dem betreffenden Eigentümer 
und wenn es mehrere ſind, unter gegenſeitiger ſolidariſcher Haftbarkeit 
derſelben, auf eigene Koſten und Gefahr zu bewirken und zwar bis zur 
Hälfte des jeweils entſtehenden Geſamtkoſtenbetrags; die übrige Hälfte 
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wird auf Koften der Gemeinde übernommen. ntjtehen der Gemeinde 
aus einer etwaigen Verſäumnis Koſten, jo ift diejelbe jederzeit befugt, 
den Zugang über ihr Eigentum zu verbieten und zu verhindern. So- 
fange die Straße nicht vollftändiges Eigentum der Gemeinde und nicht 
eröffnet ift, fanın weder auf Chauffierung noch Pflafterung der Gofjen, 
noch auf Kanäle oder Beleuchtung Anſpruch gemacht werden. 

Sobald eine neue Straße eröffnet und demgemäß hergeſtellt 
werden foll, jo haben die angrenzenden Anlieger einen Vierteil des zur 
Straße notwendigen Geländes längs der ganzen Hofreite foften- und 
lajtenfrei der Gemeinde zu überlafjen. Die Koften zur Herftellung der 
nötigen Trottoirs, Gofjen und jonftigen Pflaſters trägt die Gemeinde. 

Bu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
6 


S 6. 
Aborte und ähnliche Gebäude, deren Anlage für das Ausſehen 
der Straßen mipftändig erjcheint, dürfen an Straßen und Plägen nicht 
errichtet werden. | 


8 7. | 

Alle Abort- und Pfuhlgruben müfjen volltommen wafjerdicht her- 
gejtellt werden. Dung- und Kehrichtgruben, die gleichzeitig als Abort- 
bezw. Pfuhlgruben dienen follen, mütfen gleichfalls volllommen wafjer- 
dicht hergejtellt werden. Alle derartige Gruben dürfen von der Nachbar- 
grenze nur in einer Entfernung von mindeftens 1 m und von Brunnen 
in einer Entfernung von mindeſtens 5 m angelegt werden. 

8 


Räume, in denen mit läftigem Geruch verbundene Gewerbe be- 
trieben werden oder in denen beläftigender Rauch, Dampf und übel» 
riehende Luft erzeugt wird, dürfen feine Deffnungen nad) der Straße 
haben. Liegen jolhe Räume hinter der Baufluchtlinie, jo muß die 
Entfernung der Deffnungen von derjelben mindejten® 5 m betragen. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 


89. 

Das Zurüdlegen der Gebäude hinter die normale Baufluchtlinie 
fann dann gejtattet werden, wenn dieſelben parallel der feſtgeſetzten 
Straßenfludhtlinie geftellt werden, eine entjprechende Ausftattung er- 
halten und das zwijchen der Straßenfluchtlinie und den Gebäudeanfichten 
befindliche Gelände mit Ausſchluß jeder anderen Benugung nur als Vor— 
garten oder freier Vorhof angelegt, in gefälligem Anfehen erhalten und 
mit einem metallenen Gitter auf einem nicht über 75 cm hohen Sodel 
eingefriedigt wird. 

Zu Urt. 31 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 10. 

In Straßen zwiichen 8—10 m Breite darf die Höhe der Häufer 
die Straßenbreite nicht überichreiten, in Straßen von mehr als 10 m 
bis 12 m Breite ijt eine Höhe von 12 m, in ſolchen von 14 m und 
mehr eine Höhe von 15 m geitattet. 

Als Höhe gilt diejenige bis zum Hauptgefims (Dachgeſims), bei 
Manjardendächern ift aber diefer Höhe noch die Hälfte der Höhe des 
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Manfardendaches zuzurechnen. Bei eingeichoiligen Häuſern bleibt bei 
Berechnung der Gebäudehöhe der Knieſtock außer Betracht. 

Die geringite zuläjfige Höhe für einen neu zu errichtenden Wohn- 
raum darf nicht unter 2,50 m im Lichten betragen. 

Zu Urt. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
#17, 

Jedes neu zu bebauende Grundftüd ift ordnungsmäßig zu ent- 
wäfjern. Hierbei ift die Anlage von Senfgruben (Sidergruben) nur da 
und jo lange gejtattet, als die betreffende Straße eine ausreichende 
Entwäjjerungsanlage nicht bejißt. 

12. 

Die Anlage von Zieh- und Schöpfbrunnen iſt verboten. Bei 
Neuanlagen von Bumpbrunnen ift ji) nad) den Bejtimmungen des $ 7 
diejes Statut3 zu richten. 


Der fünfte Teil einer Hofreitefläche darf nicht überbaut werden. 
Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
8 14. 

Die Fußbodenhöhe des Erdgejchofjes muß bei Wohngebäuden 
mindeitens 0,50 m über dem Terrain liegen. 

Zu Art. 44 Ziffer 4 und Art. 61 der allgemeinen 

Bauordnung. 
8 15. 

Ale Wohnräume müſſen unterfellert werden mit Ausnahme des 
unten vorgeiehenen Falles. Das Anlegen von Wohnräumen im Seller: 
geſchoß oder in Gebäuden mit einer geringeren Sodelhöhe als die vor: 
gejchriebene von 0,50 m ilt unterjagt. 

Da wo die Wohnräume wegen ungünftiger Bodenverhältniffe nicht 
unterfellert werden fünnen, müſſen diefeiben in einer das Aufjteigen der 
Bodenfeuchtigkeit verhindernden Weiſe geichügt werden. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 16. 

Für den Anftrich der Gebäude und Mauereinfriedigungen dürfen 

feine grellen oder blendende Farben verwendet werden. 
817. 

Die Anlage eines Reuls zwiſchen benachbarten Bauten iſt unter— 
\agt; eine Ausnahme hiervon kann nur dann geftattet werden, wenn 
die Bildung eines Reuls in feiner Weile vermieden werden fann. 

sm allgemeinen. 
$ 18. 

Die über die Ausführung und das Ausjehen der Gebäude ge 
gebenen Beltimmungen find auch dann einzuhalten, wenn diejelben im 
Baubejcheide nicht ausdrüdlich vermerkt find. 

S 19. 
Vorſtehendes Statut tritt 14 Tage nach der Verfündigung in Kraft. 
Alzey, den 24. Januar 1899. 
Sroßherzogliches Kreisamt Alzey. 
v. Hombergl. 


A — — 
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Baupolizei-Ordpnung für Die Gemeinde Heimersheim. 

Auf Grund der Artikel 2 umd 31 der allgemeinen Bauordnung 
vom 30. April 1881 und des Art. 78 der Kreis- und Brovinzialordnung 
vom 12. Juni 1874 wird nach Anhörung der Gemeindevertretung und 
der Lofalpolizeibehörde unter Zuftimmung des Sreisausjchuffes, mit 
a des Großh. Minijteriums des Innern vom 28. Juni 1900 
zu Nr. d. 3. 17811 verordnet, wie folgt: . 

An dia Straßen des Fluchtlinienplanes für den ſüdlichen Ortsteil, 
welche eine Breite von 8 m bejigen, dürfen nur jolche Brivatgebäude 
errichtet werden, deren Höhe, von der Oberfläche der Straße bis zur 
Dadıtraufe gemeſſen, nicht mehr als 10 m beträgt. 

Alzey, den 3. Juli 1900. 

Großherzogliches Kreisamt Alzey. 
v. Hombergf. 


Srtsbanftatut für die Gemeinde Pfaffen⸗Schwabenheim. 
Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung, der 883 bis 9 
der Ausführungsverordnung dazı vom 1. Februar 1882, des Art. 8 
der Landgemeindeordnung und des Art. 48, VI, 3 der Sreis- und 
Provinzialordnung wird auf Beichluß des Ortsvorftandes von Pfaffen- 
Schwabenheim nad) Vernehmung des Kreisausjchuffes und mit Ge— 
nehmigung Großh. Miniftertums des Innern vom 2. April 1898 zu 
Nr. M.d. J. 6508 folgendes Ortsbauftatut für die Gemeinde Pfaffen- 
Schwabenheim errichtet. 
1: 


Bei Anlagen von Gebäuden an Ortsſtraßen oder Pläßen ift für 
die Baufluchtlinie nur der nn Drtsbauplau maßgebend 








Muß die Gemeinde infolge der — geſetzlichen Beſtimmungen 
bei der Neuanlage, Verlängerung oder Verbreiterung einer Straße ein 
Grundftüd ganz erwerben, weil die verbleibende Nejtparzelle zur Be- 
nüßung als Bauplatz nicht mehr genügend groß erſcheint, ſo ſoll das 
betreffende Gelände von der Gemeindeverwaltung den zunächſt an— 
grenzenden Grundbeſitzern ſchriftlich zum Selbſtkoſtenpreis angeboten 
werden. Dieſe haben ſich innerhalb einer Friſt von 4 Wochen zu er— 
flären, ob fie die betreffenden Seländeteile von der Gemeinde erwerben 
wollen; erklären jie ſich in dieſer Friſt nicht, jo kann die Gemeinde 
anderweitig darüber verfügen. 

8 38. 

Zur Benutzung als Banplah ist eine ‚Fläche nicht mehr geeignet: 

a) wenn fie weniger al3 50 Quadratmeter enthält; 

b) wenn auf ihr fein Gebäude von 4 m Front und 8 m Tiefe unter 
Wahrung der Borjchriften des Art. 37 der allgemeinen Bau- 
ordnung errichtet werden fann. 

84. 

Ergibt jich für die Gemeinde unter der Borausjegung des Art. 17 

der allgemeinen Bauordnung und des $ 30 der Ausführungsverordnung 
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die Notwendigfeit zur Schließung eines Gemeindeweges, ein von öffent 
(ihen Wegen abgejchnittenes Grundſtück zu erwerben, jo ift bezügla 
der event. Abtretung diefes Grundjtids an die angrenzenden Grund 
bejiger folgendes DVerfahren einzuhalten. Bevor zur Ermerbung ds 
betreffenden Grundſtücks gejchritten wird, hat die Gemeinde ſämtliche 
angrenzendeyg Grundbeſitzer aufzufordern, binnen 14 Tagen zu erflären, 
ob jie unter ausdrüclicher Verzichtleiftung auf die fernere Benutzung 
des bisher öffentlichen, nunmehr gejchlojjenen Weges und unter vor: 
heriger Stellung einer der Gemeinde genügend erjcheinenden Kaution 
oder Bürgſchaft wünfchen, daß jenes Grundſtück für fie und auf ihre 
Koiten eventuell auf dem Enteignungswege erworben wird. 

Wünſchen mehrere Angrenzer die Erwerbung des fraglichen Grund: 
ſtückes auf ihre Koften unter VBerzichtleiftung auf die Benugung dr 
alten Weges, jo ift das von der Gemeinde erworbene Grundftüc öffent 
(id) unter den Bewerbern zu verjteigern und der etwaige Mehrerlös 
dem früheren Eigentümer zu überweilen. 


S 5. 
Außerhalb des Bereich des feitgejegten Ortsbauplanes Dürfen 
Gebäude in der Gemarkung Pfaffen-Schwabenheim nicht errichtet werden. 
6 


In den noch nicht eröffneten Straßen foll das Bebauen tunlichſt 
von den Enden aus gejchehen. Der Bauende hat das zur neuen Straße 
erforderliche Gelände, joweit jein Beſitztum reicht, unentgeltlich bis zur 
Hälfte der Straßenbreite an die Gemeinde PBfaffen-Schwabenheim ab- 
zutreten und die in den SS 7 und 8 feitgejegten Lajten zu tragen. 

Gemeinderwege, welche dur Eröffnung neuer Straßen in Wegjall 
fommen, werden von der Gemeinde zugunften der neuen Straße ver: 
wendet, d. 5. das Weggelände, welches durch veränderten Straßenzug 
in Wegfall fommt und etwa an die Angrenzer der einen Seite ab- 
getreten wird, wird als in der Mitte der neuen Straße liegend gedadkt, 
und Haben demnach die Angrenzer zu beiden Straßenjeiten zu gleichen 
Teilen zum Straßengelände beizutragen. 

Auf gleiche Weife ift zu verfahren, wenn der vorhandene Gemeinde- 
weg mehr auf die eine oder andere Seite der neuen Straße zu liegen 
fommt. 

Im Falle die Gemeinde genötigt ijt, zum Zwede der Eröffnung 
einer Straße das Straßengelände zu erwerben, jo find die Koſten 
der Erwerbung diejes Geländes nad) $ 7 dieſes Statut3 von den An— 
grenzern an die Gemeinde zu vergüten. 


Bei der Anlegung einer neuen, oder bei der Verlängerung einer 
ichon beftehenden Straße, wie bei dem Anbau an ſchon vorhandenen 
bisher unbebauten Straßen und Straßenteilen, find von den Grund 
bejigern, jobald auf ihren betreffenden Grundftüden neue oder älter 
Gebäude an die Baufluchtlinie zu Stehen kommen oder die Grunditück 
einen Ausgang nad) der betreffenden Straße erhalten, nad) Maßgabe de 
— txriften des Art. 21 der allgemeinen Bauordnung aufzubrimgemz 


——— 
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a) Die Koſten des Erwerbs des zur Herftellung der Straße erforder- 
lihen Geländes mit Ausſchluß der Koften für Erwerbung etwa 
in den Straßenzug fallender Gelände. 

b) Die Kojten für Herjtellung des Straßenkörpers einjchließlich der 
Chauffierung der Fahrbahn, Herjtellung des Gofjenpflafters und 
der Bürgerjteige zur Hälfte. Dagegen übernimmt und trägt Die 
Gemeinde die Kojten der durd) Auf» und Abtragen an Straßen- 
förper (Fahrbahn und Bürgerfteig) vorfommenden Erdarbeiten 
und Fuhrleiftungen nebjt der verbleibenden anderen Hälfte. 

Die Art der Heritellung für Gofjenpflafter und Bürgerfteig wird 
durch Gemeinderatsbeichluß für jede Straße bejonder3 bejtimmt. Bei 
Berechnung der von den Angrenzern zu tragenden Koften find die Koften 
der gejamten Straßenanlage einfchlieglich der auf die Straßenfreuzungen 
fallenden, zujammen zu rechnen und den Eigentümern nad) Verhältnis 
der Länge ihrer die Straße berührenden Grenze und zwar für nur an einer 
Straßenjeite angrenzenden Befig nur die Hälfte der Straßenbreite zur 
Zaft zu legen. 


8 8. 

Die Beſitzer folder Grundftüce, welche von zwei Straßen begrenzt 
werden, find verpflichtet zur Tragung der bezüglich der auf beiden Seiten 
vorhandenen Straßen den Angrenzern — gegenwärtiges Ort3bauftatut 
auferlegten Laſten. 


89. 

Vor Erteilung der Bauerlaubnis ſind von den Bauenden, wenn 
die Straße bereits hergeſtellt iſt, die im $ 7 erwähnten Koſten an die 
Gemeindekaſſe Pfaffen-Schwabenheim bar zu erſetzen oder es iſt, wenn 
die Herſtellung der betreffenden Straße noch nicht ſtattgefunden hat, 
zur Sicherung der Zahlung der in $ 7 erwähnten Koſten rejp. feſt— 
gejegten Leijtungen von den Bauenden beziehungsweije Beſitzern eine 
nad) dem Ermefjen des Gemeinderats feitzujeßende Bürgſchaft zu ftellen. 
Zur Beitimmung der Höhe der Kaution reſp. Bürgjchaft wird ein Bor: 
anjchlag über die Kojten der ganzen Straßenftrede aufgejtellt und 
hiernach die Koften für den laufenden Meter der beitragspflichtigen 
Frontlänge für die einzelnen Eigentümer berechnet. 

10. 


Die Koſten der Unterhaltung der Bürgerfteige und Goſſen trägt 
- die Gemeinde. Die Koften einer Neuanlage von Bürgerfteigen und 
Goſſen in bereits bejtehenden Straßen werden zur Hälfte von den An- 
liegern zurüderhoben. 

Ebenſo haben alle Beſitzer von Bauten, die bereit3 aufgeführt oder 
noch aufzuführen find, die durch Anlage einer Straße, Gofje ꝛc. ent- 
ftehenden Koften zur Hälfte an die Gemeindekaſſe zu entrichten, un- 
bejchadet früher getroffener Vereinbarung. 

11 


Die auf Grund des gegenwärtigen Drtsbauftatut3 oder auf der 
gemeinen Bauordnung zu erfüllenden Verpflichtungen haben die Natur 
aben und Laften und unterliegen deshalb auch demjelben 
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Bwangsverfahren, welches bei der Beitreibung öffentlicher Laſten umd 
Abgaben jtattfindet. 

Dieje Berpflichtungen gehen deshalb auch ohne weiteres auf jeden 
Nachbefiger der betreffenden ee über, ebenjo auf Gebäude. 


Solange die Verpflichtung ee Gemeinde zur Herſtellung einer 
neuen Straße nad) Maßgabe des Art. 20 der allgemeinen Bauordnung 
noch nicht eingetreten tft, jo haben die, welche an denjelben bauen 
wollen, auf ihre Kojten für die richtige Ableitung des Waſſers und 
für die Beſchaffung einer Zufahrt jelbft zu ſorgen. 

13 


AUbtritte, Jauchebehälter, Dunggruben und Piſſoirs dürfen nur jo 
angelegt werden, daß jie gegen die Straße verdedt erſcheinen. Dung- 
gruben, welche an einer Straße neu angelegt werden, find von der- 
jelben mindestens durch eine 1,80 m hohe Dauer zu trennen. 

14. 

In den Trottoird, jowie in den Floßrinnen und gepflafterten 
Goſſen dürfen Gerüftftangen, Sprießen, Bauzäune, jowie zur Orts 
ihmüdung bei FFeitlichkeiten bejtimmte Bäume nur mit ortspolizeilicher 
Erlaubnis eingegraben werden. 


8 15. 

Die Fußbodenhöhe des Erdgejchoffes muß bei Wohngebäuden 
mindeſtens 0,50 m über dem Terrain liegen. Alle neu zu erbauenden 
Wohnräume find unter Sodelhöhe mit einer Iſolierſchicht in den Um— 
fafjungsmauern. und den innern Wänden zu verjehen. 

1 


$ 16. 
Das Burüdjtellen der Gebäude Hinter die Baufluchtlinie kann 
geftattet werden : 

a) wenn bei gejchlojjener Bauweiſe die dur) dag Zurückweichen 
hinter die Baufluchtlinie von der Straße aus fichtbaren Bauten 
der Nachbarn auf Koften des Beligers des zurüdzulegenden Hauſes 
mit Genehmigung des Nachbar glatt verpußt oder angejtrichen 
und nad) Angabe der Gemeindebehörde unterhalten werden, 
wenn das zwiichen der Front des zurüdgeftellten Gebäudes be- 
findfihe Land mit einer Ziergartenanlage und gegen die Straße 
mit einer 1,80 m hohen Einfriedigung verjehen wird, welche aus 
einem 60—80 cm hohen Mauerjodel und Eifengitter befteht, und 
wenn die Zurüdlegung der Baufluchtlinie, wo ſolche ausgeführt 
wird, einheitlich gejchieht, nämlich in einer Entfernung von 3 m 
und parallel zur Straßenlinie. 

Wenn hiernach in einer Straße zwei oder mehrere Gebäude hinter 
die Straßenfluchtlinie zu jtehen kommen jollen, jo muß dieſe Zurüd- 
ftellung in einheitlicher Weije geiheben. 

51 


b 


— 


c 


— 


Die geringſte zuläſſige Höhe J Lichten für einen neu zu er— 
richtenden Wohnraum darf nicht unter 2,50 m betragen, auch muß jeder 
Raum direkte natürliche Beleuchtung haben. 
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$ 18. 

Jedes bebaute Grundſtück joll mindeftens 1 Abort haben, der 
tunlichſt an einer Außenwand Tiegen foll und eine 0,36 qm große 
Fenſteröffnung bejigt. Boden und Umfafjungsmauern der Abortgruben 
find gut mit Zementmörtel zu verpußen. 


Die Abgänge von Biehjtällen und Piſſoirs find in zementierte 
Pfuhlgruben zu leiten. 

8 20. 

Jedes meu zu bebauende Grundjtüd iſt ordnungsmäßig zu ent- 
wäfjern. Hierbei ift die Anlage von Senkgruben (Sidergruben) nur da 
und für jo lange geftattet, als die betreffende Straße eine ausreichende 
Entwäfjerungsanlage nicht befiht. 

Eine Sentgrube darf nur in einer Entfernung von mehr al3 10 m 
von einem Brunnen angelegt werden. 

8 21. 

Bei Neuanlagen von Brunnen ift darauf zu achten, daß diejelben 
5 m von Wbortgruben und 10 m von Senfgruben entfernt angelegt 
werden. 

Neuanlagen von Zieh und Schöpfbrunnen find verboten. 

Alzey, den 7. April 1898. 

Großherzogliches Kreisamt Alzey. 
v. Hombergf. 
DOrtsbauftatut für die Gemeinde Planig. 

Auf Grund des Artikels 2 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 und der 88 3—9 der Verordnung betreffend Ausführung 
der allgemeinen Bauordnung vom 1. Februar 1882, des Artikels 3 der 
Zandgemeindeordnung vom 15. Juni 1874 und der Xrtifel 48, VI, 3 
der Kreis- und Provinzialordnung vom 12. Juni 1874 ift auf Be- 
ihluß des Gemeinderats, nah Anhörung des Kreisausjchuffes und mit 
Genehmigung Großh. Minijteriums des Innern vom 8 März 1899 zu 
Nr. M. d. 3. 5892 für die Gemeinde Planig das nachjtehende Drts- 
baujtatut errichtet worden: 

Zu Urt. 4 und 30 Abi. 1 der allgemeinen Bauordnung. 
87: 

Bei Anlagen von Gebäuden an Ortsſtraßen oder Pläßen ift für 
le nur Der vorliegende genehmigte Ortsbauplan maß— 
gebend. 

Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 





8 2. 

Muß die Gemeinde infolge der beftehenden gefeglichen Beitimmungen 
bei der Neuanlage, Verlängerung oder Berbreiterung einer Straße ein 
Grundftüd ganz erwerben, weil die verbleibende Neftparzelle zur Be- 
nugung al® Bauplag nicht mehr genügend groß erjcheint, jo joll das 
betreffende Gelände von der Gemeindeverwaltung den zunächit an- 
grenzenden Grundbejigern schriftlich zum Selbitloftenpreis angeboten 
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werden. Dieje haben fich innerhalb einer Friſt von 4 Wochen jchriftlich 
zu erflären, ob fie die betreffenden Geländeteile von der Gemeinde er- 
werben wollen; erflären fie fich in diejer Friſt nicht, jo kann die Ge- 
meinde anderweitig darüber verfügen. 


Zu Urt. 13 pos. 3 der —— Bauordnung. 


33 
Zur Benutzung als Bauplatz ift eine Fäche nicht mehr geeignet: 
a) wenn fie weniger al3 60 qm enthält, und 
b) wenn auf ihr fein Gebäude von 5 m Front und 9 m Tiefe unter 
Wahrung der Borjchriften des Art. 37 der allgemeinen Bauord- 
nung errichtet werden fann. 


Zu Urt. 17 der allgemeinen Bauordnung. 


84. 

Ergibt fih für die Gemeinde unter den Vorausſetzungen des 
Urt. 17 der allgemeinen Bauordnung und des $ 30 der Ausführungs- 
Verordnung die Notwendigkeit zur Schließung eines Gemeindewegs ein 
von Öffentlihen Wegen abgejchnittenes Grundjtüd zu erwerben, jo iſt 
bezüglich der eventuellen Abtretung diefes Grundftüds an die angrenzenden 
Grundbefiger folgendes Berfahren einzuhalten: 

Bevor zur Erwerbung des betreffenden Grundftüds gejchritten 
wird, hat die Gemeinde fämtliche angrenzenden Grundbefiger aufzu: 
fordern, binnen 14 Tagen zu erflären, ob fie unter ausdrüdlicher Ber: 
zichtleiftung auf die fernere Benußung des bisher öffentlichen nunmehr 
gejchlofjenen Weges und unter vorheriger Stellung einer der Gemeinde 
genügend ericheinenden Kaution oder Bürgichaft wünſchen, dab jenes 
Grundſtück für fie und auf ihre Koften eventuell auf dem Enteignungs— 
wege erworben wird. 

Wünſchen mehrere Angrenzer die Erwerbung des fraglichen Grund: 
ſtücks auf ihre Koften unter VBerzichtleiftung auf die Benugung des alten 
Weges, jo ift das von der Gemeinde erworbene Grundftüc öffentlich 
unter den Bewerbern zu verjteigern und der etwaige Mehrerlös dem 
früheren Eigentümer zu überlajjen. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
8 5. 

Außerhalb des Bereichs des feitgejegten Ortsbauplans dürfen Ge— 
bäude in der Gemarkung Planig nicht errichtet werden. Ausnahmen 
hiervon fünnen im Einzelfalle mit Rückſicht auf die Beſtimmung, örtliche 
Lage oder jonjtige Verhältniffe der beabfichtigten Bauten nach Anhörung 
des Ortsvorjtandes und Gemeinderats von Planig von Großherzoglichem 
Minijterium des Innern gejtattet werden. 

Zu Urt. 20 und 21 der allgemeinen Bauordnung. 

S 6. 

In den noch nicht eröffneten Straßen foll das Bebauen im der 
Regel nur an den Enden, welche auf ſchon eröffnete Straßen aufitoßen, 
geftattet werden. Der Bauende hat aber dan dag zur nenen Strafe 
erforderliche &elände, joweit fein Befigtum reicht, bis zur Hälfte der 
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Straßenbreite unentgeltlich an die Gemeinde Planig abzutreten und Die 
in 88 7 und 8 feftgejegten Laſten zu tragen. 

Gemeindewege, welche durch Eröffnung neuer Straßen in Wegfall 
fommen, werden von der Gemeinde zu Gunften der neuen Straße ver- 
wendet, d. h. das Wegegelände, welches durch den veränderten Straßen- 
zug in Wegfall fommt und etiva an die Angrenzer der einen Geite ab- 
getreten wird, wird als in der Mitte der neuen Straße liegend ge- 
dacht und Haben demnach die Angrenzer zu beiden Straßenfeiten zu 
gleihen Zeilen zum Straßengelände beizutragen. In ähnlicher Weife 
it zu verfahren, wenn die neue Straßenlinie auf einer Seite mehr, auf 
der andern weniger über die Grenze der feitherigen Gemeindemwege ab- 
jchneidet. Auch in jolhem Fall ſoll das Straßengelände an beiden 
Seiten zu gleichen Teilen der Gemeinde zur Verfügung geftellt werden. 
Im Falle die Gemeinde genötigt iſt, zum Zwecke der Eröffnung einer 
Straße das Straßengelände zu erwerben, fo find die Koſten der Er- 
werbung diejes Geländes nah $ 7 diejes Statut3 von den Angrenzern 
an die Gemeinde zu vergüten. 


Bei der Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer 
ſchon beftehenden Straße, wie bei dem Anbau an jchon vorhandenen 
bisher unbebanten Straßen und Straßenteilen find von den Grund 
befigern, jobald auf ihren betreffenden Grundftüden neue oder ältere 
Gebäude an die neue Baufluchtlinte zu ftehen fommen, oder die Grund: 
jtüde einen Ausgang nad) der neuen Straße erhalten, nad) Maßgabe 
der Vorjchriften des Art. 21 der allgemeinen Bauordnung aufzubringen: 

a) die Koften des Erwerbs de3 zur Herjtellung der Straße erforder- 
lihen Geländes mit Ausjchluß der Koften für Erwerbung etwa 
in den Straßenzug fallender Gebäude; 

b) die Koſten für Herftellung des Straßenkörpers einſchließlich der 
Chauffterung der Fahrbahn, HBerftellung des Gofjenpflafterd und 
der Bürgerfteige zur Hälfte. 

Dagegen übernimmt und trägt die Gemeinde die Koften der durch 
Ab- und Aufträge am Straßenkörper (Fahrbahn und Bürgerfteig) vor- 
fommenden Erdarbeiten und Fuhrleiftungen. 

Bei Berechnung der von den Angrenzenden zu tragenden Koften 
find die Koften der gefamten Straßenanlage, einſchließlich der auf die 
Straßenfreuzungen fallenden, zujammen zu rechnen und den Eigentümern 
nach Verhältnis der Länge ihrer die Straßenflucht berührenden Grenze 
und zwar fir nur an einer Seite angrenzenden Beſitz nur die Hälfte 
der Straßenbreite und bei einer Straßenbreite von mehr ala 12,5 m 
nur für eine jolche von 6,25 m zur Laſt zu legen. 


88. 

Die Beſitzer folcher Grundftücde, welche von zwei Straßen begrenzt 
werden, find verpflichtet zur Tragung der auf beiden Seiten vorhandenen 
betreffenden Straßen den Angrenzern durch gegemvärtiges Ortsbauftatut 
auferlegten Laſten; dagegen übernimmt und trägt die Gemeinde die Koften 
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der durch Ab- und Aufträge am Straßenförper, Fahrbahn oder Bürger: 
jteig vorkommenden Erdarbeiten und Fuhrleiftungen. 
Zu Urt. 21 leßter Abf. der allgemeinen Bauordnung. 
9 


Vor Erteilung der Bauerlaubnis find von den Bauenden, wenn 
die Straße bereit hergeftellt ift, die in $ 7 erwähnten Koften an die 
Gemeindefafje bar zu erjegen, oder es ift, wenn die Herjtellung der 
betreffenden Straße noc nicht ftattgefunden Hat, zur Sicherung ber 
Zahlung der in 5 7 feitgejegten Leiftungen von dem Bauenden bezw. 
Beligenden eine nad) dem Ermeſſen des Gemeinderats genügende Bürg- 
Ihaft zu ftellen. Zur Beitimmung der Höhe der Kaution rejp. Bürg- 
haft wird ein Voranjchlag über die Koften der ganzen Straßenitred: 
aufgeitellt, hiernach die Koften für den laufenden Meter der beitrag: 
pflichtigen Frontlänge berechnet und hiernach die zu leiftende Bürgidait 
für die einzelnen Eigentümer nad Länge ihrer die Straße berührenden 
Grenze berechnet. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung und $ 38 
der Ausführungsordnung. 
; 10 


Die auf Grund des gegenwärtigen Ortsbauſtatuts oder auch der 
allgemeinen Bauordnung zu erfüllenden Pflichten haben die Natur 
öffentliher Lajten und Abgaben und unterliegen deshalb demjelben 
Zwangsverfahren, welches bei der Beitreibung öffentlicher Zaften un 
Abgaben ftattfindet. Dieje Verpflichtungen gehen auch ohne weitere: 
auf jeden Nachbejiter der betreffenden Grundftüde und Gebäude über. 

Zu Urt. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
Sl, 

Sp lange die Verpflichtung der Gemeinde zur Herjtellung einer 
neuen Straße nad) Maßgabe des Art. 20 der allgemeinen Bauordnung 
noch nicht eingetreten tft, fo haben die, welche an diejelbe bauen wollen, 
auf ihre Koften für die richtige Ableitung des Waſſers und für die 
Beihaffung einer Zufahrt jelbjt zu jorgen. Kommt die Zufahrt nicht 
in den Zug der projeftierten und genehmigten Straße zu liegen, jo be 
darf die Baugenehmigung der Zuftimmung de3 Gemeinderats. Diele 
iſt auch dann erforderlich, wenn das in der noch nicht eröffneten Straße 
zu errichtende Gebäude mehr als 50 m von vorhandenen Gebäuden 
entfernt zu jtehen fommt. 

12. 

Sobald der größere Teil der Straße, bis zur nächſten Querſtraße 
gerechnet, als bebaut anzufehen ift, joll die Straße eröffnet und fahrbar 
gemacht, jowie die Pflajterung der Goſſen bewirkt werden. 

Zu Art. 36 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 13. 

Abtritte, Jauchebehälter, Dunggruben und Piſſoirs dürfen nur fo 
angelegt werden, daß fie gegen die Straße verdedt erjcheinen. Dung- 
gg, welche an einer Straße neu angelegt werden, find von derjelben 


ine mindeitens 1,8 m hohe Mauer zu trennen. 





C. Provinz Rheinheſſen, 92) Planig, Ortsbauftatut. 455 
Bu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 


8 14. 

Jedes bebaute Grundftüd joll mindeitens einen Abort haben, der, 
wenn irgend möglich, an einer Außenwand liegen, jedenfall® aber eine 
ins Freie führende mindeftens 0,30 qm große Fenſteröffnung haben 
joll und, von der Straße aus gefehen, nicht in mißftändiger Weife zur 
Erſcheinung kommen darf. Düngerſtätten, Lagerplätze für Abfälle, 
Jauchebehälter und Pfuhlgruben müſſen von der Nachbargrenze min⸗ 
deſtens 5 m entfernt angelegt werden. Der Abfluß von Düngerſtätten 
und Lagerplägen für Abfälle darf das Austreten von Jauche oder Ab— 
wäfjer nicht geftatten. Abortgruben und Pfuhlbehälter müſſen am Boden 
aus mindeftend 3 Schichten flachgelegter Badfteine, wovon wenigſtens 
eine in Zement gelegt ift, bejtehen und an den Wänden in 50 cm 
ſtarkem Bruchſtein oder 25 cm jtarfem Backſteinmauerwerk hergeftellt 
und mit Zementverpuß verjehen werden. Wenn eine Miftjtätte gleich- 
zeitig als Abortgrube oder Pfuhlbehälter dienen joll, jo muß fie den 
VBorjchriften für Aborte bezw. Pfuhlgruben entjprechen. Die Aufftellung 
von Abtritten auf Mift: oder Düngerftätten ift nur dann gejtattet, wenn 
fegtere nach den Borjchriften für — ausgeführt ſind. 


Beſtehende Abtritte, ——— u. ſ. w. find auf Anfordern 
der Ortspolizeibehörde den Beſtimmungen der 88 13 und 14 entſprechend 
abzuändern. 

8 16. 

Die Abwäfjer von Ställen dürfen nur in Gruben, welche der Vor— 
Ichrift des $ 14 entiprechen, abgeleitet werden. Das gleiche gilt aud) 
von den Abgängen aus Piſſoirs. 


Zu 8 47 der BURLISTDROBDELDENANNE 


In den Trottoird, ſowie in — Floßrinnen dürfen Ge— 
rüſtſtangen, Sprießen, Bauzäune, jowie zur Ortsſchmückung bei Feſtlich— 
feiten beftimmte Bäume nicht eingegraben oder aufgejtellt werden, e3 jei 
denn, daß hierzu die ortöpolizeiliche Erlaubnis eingeholt worden ift. 


Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 


8 18. 
Die Fußbodenhöhe des Erdgejchofjes muß bei Wohngebäuden 
mindejtens 0,50 m über dem Terrain liegen. 
Zu Art. 30 Abſ. 2 der KIT EREINER Bauordnung. 


81 
Das Zurückſtellen der Gebam hinter die Straßenfluchtlinie kann 
unter folgenden Bedingungen gejtattet werden: 

a) wenn die durch Zurücweichen Hinter der Baufluchtlinie von der 
Straße aus ſichtbaren Grenzmauern der Nachbargebäude auf Kojten 
des Beſitzers des zurüdzulegenden Haujes mit Genehmigung des 
Nachbars glatt verpußt oder angeftrichen und nach Angabe der 

nudegneindebehörbe unterhalten werden; 


- 


u“ 
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b) wenn das zwijchen der Baufluchtlinie und Front des zurüdgeftellten 
Haufes oder Gebäudes befindliche Land mit Gartenanlagen und 
gegen die Straße mit einer 1,8 m Hohen Einfriedigung verjehen 
wird, welche aus einem 60 bis 80 cm hohen majjiven Mauerwerk 
und Eijengitter beſteht; 

c) wenn die Zurüclegung der Baufluchtlinie — wo ſolche ausgeführt 
wird — in — Weiſe, nämlich in einer Entfernung von 
3 m erfolgt und parallel zur Straßenlinie ſtattfindet. 

Wenn hiernach in einer Straße zwei oder mehrere Gebäude hinter 
die genehmigte Baufluchtlinie zu ftehen fommen jollen, jo muß die Zu— 
rücjtellung in einheitlicher Weije geichehen. 

Zu Urt. 69 der allgemeinen Bauordnung. 
8 20. 

Fit die Einteilung der Grundſtücke eines durch den Ortsbauplan 
jeitgeftellten Baublods oder eines Teiles desjelben in geeignete Bau- 
pläße, welche nicht wenigjten® den in $ 3 dieſes Statut3 fejtgejeßten 
Vorſchriften entiprehen, durch Verftändigung der Beteiligten auf güt- 
lihem Wege nicht hHerzuftellen, jo können auf Antrag eines derfelben 
die betreffenden Grundftüde auf dem Enteignungswege von der Ge- 
meinde erworben werden und nach vorher erfolgter Einteilung in zweck— 
mäßige Baupläße wieder verfteigert werden. 


Zu Art. 29 Ab. 2 der nenn Bauordnung. 


Anlagen der in $ 16 der — bezeichneten Art dürfen 
nur in dem hierfür beſtimmten, nächſt des Ortes gelegenen Gemarkungs— 
teil, jogen. Schimmert, errichtet werden. 

Zu Art. 61 der REN Bauordnung. 
8 22. 

Die geringste zuläffige Höhe für einen neu zu errichtenden Wohn- 
oder Schlafraum beträgt 2,50 m. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 23. 

Ein Bauplag darf nur zu 3. ſeines Flächeninhalts bebaut werden. 
Der Reſt iſt als Hof oder Garten anzulegen. Häuſer, welche an zwei 
Straßen liegen, ſind dieſer Beſtimmung nicht unterworfen. 

Zu Urt. 61 und 44, Ziff. 4 der allgemeinen Bauordnung. 
24 


Ale Wohn- und Schlafräume jollen, wenn möglich, unterfellert 
werden. Unterbleibt die Unterfelleruug, fo tft der Fußboden durch einen 
15—20 cm hohen Lehmſchlag oder in ſonſtiger zuverläffiger Weiſe vom 
Erdboden zu tjolieren. Das Anlegen von Wohn- oder Schlafräumen 
im Kellergeihoß iſt unterjagt. 

Zu Art. 37 Ziff 2 der allgemeinen Bauordnung. 

8 25. 

Jedes neu zu bebauende Grundftüc ift ordnungsmäßig zu ent: 

väffern. Hierbei ıjt die Anlage von Senkgruben (Sidergruben) nur 
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da und für jo lange gejtattet, al3 Die betreffende Straße eine aus— 
reichende Entwäfjerungsanlage nicht beſitzt. 

Eine Sentgrube darf nur in einer Entfernung von mindeſtens 
10 m von einem Brunnen angelegt werben. 

8 26. 

Bei der Neuanlage von Brunnen find die nötigen Vorkehrungen 
zu treffen, um die Möglichkeit der Verunreinigung des Waſſers auszu— 
ichließen. Pumpbrunnen insbejondere müſſen mindeftens 1 m von der 
Nachbargrenze, 5 m von Abortgruben, Gofjen oder Meiftjtätten und 
10 m von Senfgruben entfernt angelegt werden. Ihr Schadht ift bis 
auf 3 m unter der Erdoberfläche möglichft an der Außenjeite der Um— 
fafjungsmauer zu zementieren und mit einem dicht jchließenden eijernen 
oder jteinernen Dedel zu verwahren. Der Abfluktrichter (Wafjerjtein) 
it jo anzuordnen, daß bereit3 gepumptes Wafjer nicht wieder in den 
Brunnenſchacht einfinten fann. 

Die Neuanlage von Zieh: oder Schöpfbrunnen tft verboten. 

8 27. 

Es iſt jede Bauweiſe, welche die Bildung eines Reuls von weniger 

als 3 m neben Nahbargebäuden zur Folge hat, verboten. 
g 28. 

Vorſtehendes Ortsbauftatut tritt mit dem Tage der Verkündigung 
im Kreisblatt in Kraft. 

Alzey, den 15. März 1899. 

Großherzogliches Kreisamt Alzey. 
vr. Hombergf. 





Drtsbauftatut für die Gemeinde Sprendlingen. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881, der 88 3—9 der Ausführungsverordnung dazu vom 1. Februar 
1882, des Art. 8 der Landgemeindeordnung vom 15. Juni 1874 und 
des Art. 48, VI, 3 der Kreis- und Provinzialordnung vom 12. Juni 1874 
wird auf Beichluß des Ortsvorſtandes zu Sprendlingen, nad) Vernehmung 
des Kreisausschuffes und mit Genehmigung Großh. Minijteriums des 
Innern vom 12. Auguft 1896 zu Nr. M.d. J. 23084 folgendes Orts— 
bauftatut für die Gemeinde Sprendlingen errichtet: 

Zu Urt. 4 und 30 Abf. 1 der allgemeinen Bauordnung. 
1 


Bei Anlagen von Gebäuden an Drtsftraßen oder Plätzen iſt für 
die Baufluchtlinie nur der vorliegende genehmigte Ortsbauplan maß— 
gebend. 

Zu Urt. 13 der allgemeinen Bauordnung. 
2 


8 2. 

Muß die Gemeinde infolge der bejtehenden gefeglichen Beſtim— 
mungen bei der Neuanlage, Verlängerung oder Verbreiterung einer 
Straße ein Grundſtück ganz erwerben, weil die verbleibende Reitparzelle 
zur Benußung als Bauplat nicht mehr genügend groß ericheint, jo joll 
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dag betreffende Gelände von der Gemeindeverwaltung den zunächſt an- 
grenzenden Grundbeſitzern jchriftlih zum Selbftfoftenpreis angeboten 
werden. Dieje haben ſich innerhalb einer Frift von 4 Wochen jchriftlich 
zu erflären, ob fie die betreffenden Geländeteile von der Gemeinde 
erwerben wollen; erklären fie jih im diejer Frift nicht, jo fann Die 
Gemeinde anderweitig darüber verfügen. 

Zu Art. 13 pos. 3 der ee Bauordnung. 


3 3 
Bur Benutzung als Bauplatz iſt eine Fläche nicht mehr geeignet: 
a) wenn ſie weniger als 60 qm enthält, und 
b) wenn auf ihr fein Gebäude von 5 m Front und 9 m Tiefe unter 
Wahrung der Vorjchriften des Art. 37 der allgemeinen Bau: 
ordnung errichtet werden fann. 
Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 4 


Ergibt fi für die Gemeinde unter den Worausjegungen des 
Artikel 17 der allgemeinen Bauordnung und des $ 30 der Ausführungs- 
verordnung die Notwendigkeit, zur Schließung eines Gemeindewegs ein 
von Öffentlichen Wegen abgejchnittenes Grundſtück zu erwerben, jo tft 
bezüglich der eventuellen Abtretung dieſes Grumdftüde® an die an- 
grenzenden Grundbefiger folgendes Berfahren einzuhalten: 

Bevor zur Erwerbung des betreffenden Grundjtüdes gejchritten 
wird, hat die Gemeinde jämtliche angrenzenden Grundbeſitzer aufzu— 
fordern, binnen 14 Tagen zu erklären, ob jie unter außdrüdlicher Ver— 
zichtleiftung auf die fernere Benutzung des bisher öffentlihen, nunmehr 
geichlofjenen Weges und unter vorheriger Stellung einer der Gemeinde 
genügend erjcheinenden Kaution oder Bürgichaft wünſchen, daß jenes 
Grundſtück für fie und auf ihre Koſten eventuell auf dem Enteignungs- 
wege erworben wird. 

Wünſchen mehrere Angrenzer die Erwerbung des fraglichen Grund- 
ſtückes auf ihre Koſten unter Verzichtleiitung auf die Benußung des 
alten Weges, jo it das von der Gemeinde erworbene Grundjtüd üffent- 
(ih unter den Bewerbern zu verjteigern und der etwaige Mehrerlös 
dem früheren Eigentümer zu überlajjen. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
85. 

Außerhalb des Bereichs der feitgejegten Ortsbaupläne dürfen Ge: 
bäude in der Gemarkung Sprendlingen nicht errichtet werden. Aus— 
nahmen hiervon fünnen im Einzelfalle mit Rückſicht auf die Beitimmung, 
örtliche Yage oder ſonſtige Verbältniffe der beabfichtigten Bauten nad) 
Anhörung des Ortsvorftandes und Gemeinderats von Sprendlingen von 
Großh. Ministerium des Innern und der Juſtiz event. geftattet werden. 

Zu Art. 20 und 21 der allgemeinen Bauordnung. 

S 6. 

In den noch nicht eröffneten Straßen joll das Bebauen in der 
Megel nur von den Enden, welche jchon auf eröffnete Straßen aufftoßen, 
geitattet werden. 
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Der Bauende Hat das zur neuen Straße erforderliche Gelände, 
joweit fein Beſitztum reicht, bis zur Hälfte der Straßenbreite unentgelt- 
ih an die Gemeinde Sprendlingen abzutreten und die in 88 7 und 8 
feftgejegten Laften zu tragen. 

Gemeindewege, welche durd Eröffnung neuer Straßen in Wegfall 
fommen, werden von der Gemeinde zu Gunsten der neuen Straße ver- 
wendet, d. h. das Weggelände, welches durch veränderten Straßenzug 
in Wegfall fommt und etwa an die Angrenzer der einen Seite abgetreten 
wird, wird als in der Mitte der neuen Straße liegend gedacht und 
haben demnach die Angrenzer zu beiden Straßenfeiten zu gleichen Teilen 
zum Straßengelände beizutragen. 

In gleiher Weiſe ift zu verfahren, wenn die neue Straßenlinie 
auf einer Seite mehr, auf der andern weniger über Die Grenze der jeit- 
berigen Gemeindewege abjchneidet. Auch in ſolchem Falle joll das 
Straßengelände an beiden Seiten zu gleichen Teilen der Gemeinde zur 
Verfügung gejtellt werden. 

Im Falle die Gemeinde genötigt ift, zum Zwecke der Eröffnung 
einer Straße das Straßengelände zu erwerben, jo find die Kojten der 
Erwerbung diejes Geländes nad $ 7 diejes Statuts von den Angrenzern 
an die Gemeinde zu vergüten. 

8 7. 


Bei der Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer 
ſchon beftehenden Straße, wie bei dem Anbau an jchon vorhandenen 
bisher unbebauten Straßen und Straßenteilen find von den Grund- 
bejigern, jobald auf ihren betreffenden Grundftüden neue oder ältere 
Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu ftehen kommen, oder die Grund— 
jtüde einen Ausgang nad) der neuen Straße erhalten, nad) Maßgabe 
der Vorſchriften des Art. 21 der allgemeinen Bauordnung aufzubringen: 

Die Kojten des Erwerbs des zur Herftelung der Straße er: 
forderlichen Geländes mit Ausschluß der Koften für Erwerbung 
etwa in den Straßenzug fallender Gebäude. 

Die Art der Herjtellung der Bürgerfteige wird durch Beſchluß des 
Drtövorjtandes und Gemeinderat für die einzelnen Straßen bejonders 
beitimmt. 

Bei Berechnung der von den Angrenzenden zu tragenden Kojten 
find die Koften der gejamten Straßenanlage, einjchließlich der auf die 
Straßenfreuzungen fallenden, zufammen zu rechnen und den Eigentümern 
nad) Verhältnis der Länge ihrer — die Straßenfluht berührenden 
Grenze — und zwar fir nur an einer Straßenfeite angrenzenden Befit 
nur die Hälfte der Straßenbreite und bei einer Straßenbreite von mehr 
als 12,5 m nur eine jolche von 6,25 m zur Laft zu legen. 

8 


Die Beſitzer folcher Srundftücte, welche von zwei Straßen begrenzt 
werden, find verpflichtet zur Tragung der auf beiden Seiten vorhandenen 
betreffenden Straßen den Angrenzern durch gegenwärtiges Drtsbauftatut 


— anjerlegten Laſten; ingbejondere wird hiernach bejtimmt, daß die Erd- 


d etwa notwendig werdendes Wegfahren von Grund, für 


— 
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Herstellung der Bürgerfteige längs der derzeitigen Eiſenbahnzufuhrſtraße 
nicht von der Gemeinde, fondern von den angrenzenden Beligern zu 
tragen find. 

Zu Art. 21 letzter Abſatz der allgemeinen Bauordnung: 


9. 

Bor Erteilung der Bauerlaubnis find von den Bauenden, wer 
die Straße bereit3 bergeftellt ift, die in $ 7 erwähnten Kojten an Die 
SGemeindefafje Sprendlingen bar zu erjeßen, oder es iſt, wenn die Her- 
jtellung der betreffenden Straße noch nicht ftattgefunden Hat, zur Siche— 
rung der Zahlung der in $ 7 feitgefegten Leiftungen von den Bauenden 
bezw. Beligern eine nad) dem Ermeſſen des Gemeinderats genügende 
Bürgihaft zu ftellen. Zur Beftimmung der Höhe der Kaution rev. 
Bürgſchaft wird ein Voranſchlag über die Koften der ganzen Straßen: 
ſtrecke aufgeftellt, Hiernach die Koften für den laufenden Meter der bei- 
tragspflichtigen Frontlänge berechnet und hiernach die zu leiltende Bürg: 
ſchaft für die einzelnen Eigentümer nad) Länge ihrer die Straße be- 
rührenden Grenze berechnet. 


Zu Art. 21 Abjag 4 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 10. 
Die Koften der Unterhaltung der Bürgerfteige trägt die Gemeinde. 
Die Koften einer Neuanlage von Bürgerjteigen in bereit3 be- 
jtehenden Straßen werden zur Hälfte von den Anliegern zurüderhoben : 
a) wenn feit der erften zu Laften der Anlieger erfolgten Heritellung 
der Anlage mindeſtens 25 Jahre vergangen find; 
b) wenn Bürgerfteige in einer Straße angelegt werden, wo jolche 
jeither noch nicht vorhanden waren; 
e) wenn Bürgerſteige, die feither nur mit Kies Hinterfüllt waren, 
afphaltiert, gepflaftert oder in anderer Weije hergejtellt werden. 


Zu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung und $ 37 
der Ausführungsverordnung. 
8 11. 

Die auf Grund des gegenwärtigen Ort3bauftatut3 oder auch der 
allgemeinen Bauordnung zu erfüllenden Verpflichtungen haben die Natur 
öffentlicher Laften und Abgaben und unterliegen deshalb aud) demjelben 
Zwangsverfahren, welches bei der Beitreibung öffentlicher Laften und 
Abgaben jtattfindet. 

Dieje Verpflichtungen gehen deshalb auch ohne weitere8 auf jeden 
Nachbefiger der betreffenden Grundjtüde und Gebäude über. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
8 12. 

Solange die Verpflichtung der Gemeinde zur Herjtellung einer 
neuen Straße nah) Mafgabe des Art. 20 der allgemeinen Bauordnung 
noch nicht eingetreten ift, jo haben die, welche an diefelbe bauen wollen, 
auf ihre Koften für die richtige Ableitung des Waſſers und für Die 
Beihaffung einer Zufahrt jelbjt zu jorgen. 
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Kommt die Zufahrt nicht in den Zug der projeftierten und ge- 
nehmigten neuen Straße zu liegen, jo bedarf die Baugenehmigung der 
Buftimmung des Gemeinderats umd dieje ift auch dann erforderlich, wenn 
das in der noch nicht eröffneten Straße zu errichtende Gebäude mehr 
al3 50 m von vorhandenen Gebäuden entfernt zu ftehen fommt. 

$ 13. 

Sobald der größere Teil der Straße, bis zur nächſten Querjtraße 
gerechnet, al3 bebaut anzujehen ift, und die Gemeinde das Straßen- 
gelände in Eigentum hat, joll die Straße eröffnet und fahrbar gemacht, 
jowie die Pflafterung der Gojjen bewirkt werden. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
8 14. 

Abtritte, Jauchebehälter, Dunggruben und Piſſoirs dürfen nur fo 
angelegt werden, daß fie gegen die Straße verdedt erjcheinen. Dung- 
gruben, welche an einer Straße neu angelegt werden, find von derjelben 
durch eine mindejtens 1,8 m hohe Mauer zu trennen. 


Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 15. 

Jedes bebaute Grundſtück joll mindeſtens einen Abort haben, der 
tunlichft an einer Außenwand liegen joll, jedenfalls aber eine ins Freie 
führende, mindeſtens 0,36 qm große Fenjteröffnung beſitzen muß. 

Jede neu angelegt werdende Abtrittsgrube joll ventiliert fein. 
Zur Bentilation fann das Abfallrohr dienen, wenn deſſen untere Deff- 
nung niemal® durch Grubeninhalt verjchlofjen wird. Dieſes — oder 
ein bejonderes Bentilationsrohr von mindejtens der Weite des Abfall- 
rohre® muß über Dad gehen. Die Abtrittögrube ift zu überwölben 
und hat eine 40—50 cm weite NReinigungsöffnung zu erhalten, die mit 
einem gut jchließenden Dedel zu verjehen ift. Die Grube ijt an Boden 
und Umfafjungswänden in Zementmörtel zu mauern und mit einem 
2 em Starken Zementverpuß zu verjehen; die Wände jind glatt herzu- 
jtellen, die Eden abzurunden und der Boden muldenfürmig nach einem 
unter der Reinigungsöffnung befindlichen Punkte fallend zu geftalten. 

Düngerftätten, Lagerpläge für Abfälle, Jauchebehälter und Pfuhl- 
gruben müfjen von der Nachbargrenze mindeſtens ] m und von Brunnen 
mindejtens 5 m entfernt angelegt werden. Der Abſchluß von Dünger: 
ftätten und Lagerplägen für Abfälle darf das Austreten von Nauche oder 
Abwäfjern nicht gejtatten; der Boden ift gut mit Letten zu dichten und 
zu pflaftern; Pfuhlgruben und Sauchebehälter müſſen in ihrer Anlage 
den Abtrittsgruben entjprechen. Die Aufjtellung von Abtritten auf Miſt— 
oder Düngerjtätten ıft nur dann gejtattet, wenn dieſe nach den Vor— 
Ichriften für Abtrittsgruben ausgeführt find. 

$ 16. 

Beitehende Abtritte, Jauchebehälter, Dunggruben, Zagerpläge für 
Abfälle zc. und Piſſoirs, welche von einer Straße aus mihftändig er- 
Iheinen, find auf Anfordern der Drtspolizeibehörde den Beitimmungen 
der 88 14 und 15 entjprechend zu ändern oder zu entfernen. 
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Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
> 17. 

Die Abgänge von Viehjtällen find in den oben gegebenen Normen 
entiprechende Pfuhlgruben zu leiten, was ebenfo auch bezüglich der Ab— 
gänge von Piſſoirs Gültigkeit hat. 

Zu 847 der YAusführungsverord nung. 
18 


In den Trottoirs, jowie in den gepflajterten Floßrinnen dürfen 
Gerüftftangen, Sprießen, Bauzäune, ſowie zur Ortsſchmückung bei Feſt— 
lichkeiten bejtimmte Bäume nicht eingegraben und aufgeftellt werden, t 
fei denn, daß hierzu die ortspolizeilihe Erlaubnis eingeholt worden üt 

Bu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
g 19. 

Die Fußbodenhöhe des Erdgeſchoſſes muß bei Wohngebäuden 
mindejteng 0,50 m über dem Terrain liegen. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 

Auf dem, dem vorliegenden Ortsbauplan in jüngjter Zeit einver- 
leibten Bauterrain hinter der Kirche (Ktirchengewann) und der Bahnhof: 
itraße müfjen alle Gebäude für Wohnungen mindeſtens 1eftödig aus 
geführt werden und eine vechtwinfelige Stellung zur Straßenbaufludt- 
linie einnehmen. 


Zu Art. 30 Ab. 2 der allgemeinen Bauordnung. 


8 21. 
Das Zurückſtellen der Gebäude Hinter die Baufluchtlinie kann ge 
ftattet werden: 

a) wenn die durch das Zurückweichen hinter die Baufluchtlinie von 
der Straße aus fichtbaren Grenzmauern der Nachbargebäude auf 
Koſten des Beſitzers des zurüczulegenden Haufes mit Genehmigung 
des Nachbars glatt verpußt oder angejtrihen und nad) Angabe 
der Gemeindebehörde unterhalten werden; 
wenn das zwijchen der Front des zurückgeſtellten Gebäudes be- 
findliche Land mit Gartenanlagen und gegen die Straße mit einer 
1,3 m hoben Einfriedigung verjehen wird, welche aus einem 60 
bis 80 em hohen majliven Mauerjodel und Eijengitter beſteht; 
wenn die Zurücklegung der Baufluchtlinie — wo jolche ausgeführt 
wird — im einheitlicher Weife, nämlich in einer Entfernung von 
3 m erfolgt und parallel zur Straßenlinie ftattfindet. 

Wenn hiernad) in einer Straße zwei oder mehrere Gebäude hinter 
die genehmigte Baufluchtlinie zu Stehen fommen jollen, jo muß die Zu: 

rüdjtellung in einheitlicher Weiſe gejchehen. 

Zu Art. 69 der allgemeinen Bauordnung. 
8 22. 

Kit die Einteilung der Grundjtücde eines durch den Ortsbauplan 
fetgeftellten Baublods oder eines Teiles desjelben im geeignete Bau- 
welche nicht wenigjtens den in $ 3 dieſes "tuts jejtgejegten 


— 
— 
— 


— 
ber 
— 
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Vorſchriften entjprechen, durch Verftändigung der Beteiligten auf güt- 
lichem Wege nicht herzujtellen, jo fünnen auf Antrag eines Dderjelben 
die betreffenden Grundjtüde auf dem Enteignungswege von der Gemeinde 
erworben und nach vorher erfolgter Einteilung in zwedmäßige Baupläße 
wieder verfteigert werden. 

Zu Art. 29 Abſ. 2 der allgemeinen Bauordnung. 

g 23. 

Fabrifen und folche gewerbliche Anlagen, welche mit einer Be: 
fäftigung der Anwohner verbunden find, dürfen nur in dem ein für 
allemal hierfür beftimmten, nächſt des Ortes gelegenen Gemarfungsteil 
(jogenannten Schimmert) errichtet werden. 

Zu Art. 31 der allgemeinen Bauordnung. 

8 24. 

Die Höhe der Häufer joll, wo tunlich, der Straßenbreite gleich) 
fein und darf feinenfalls bei einer Straßenbreite bis zu 6 m mehr als 9 
— bei einer folchen bis zu 10 m mehr als 12 — und bei einer folchen 
biß zu 14 m mehr ald 15 m betragen. 

Die geringfte zuläffige Höhe für einen meu zu errichtenden Wohn- 
raum darf nicht unter 2,50 m betragen. 

Bu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
25 


g 25. 
Ein Bauplag darf nur zu ?is feines Flächeninhalts bebaut werden. 
Der Reit ift al3 Hof oder Garten anzulegen. Häuſer, welche an zwei 
Straßen liegen, find dieſer Beſtimmung nicht unterworfen. 
Zu Art. 61 und 44 Ziff. 4 der allgemeinen Bauordnung. 
8 26. 
Alle Wohnräume müfjen unterfellert werden; das Anlegen von 
Wohnräumen im Kellergefhoß oder in Gebäuden mit einer geringeren 
Sodelhöhe, al3 die vorgejchriebene von 50 cm, ijt unterjagt. 


Bu Urt. 37 Ziff. 2 der allgemeinen Bauordnung. 


8 27. 

Jedes meu zu bebauende Gtundſtück ift ordnungsmäßig zu ent- 
wäfjern. Hierbei it die Anlage von Senfgruben (Sidergruben) nur 
da und für jo lange geftattet, al3 die betreffende Straße eine ausreichende 
Entwäfjerungsanlage nicht befigt. 

Eine Senfgrube darf nur in einer Entfernung von mehr ala 10 m 
von einem Brunnen angelegt werden. 


Zu Art. 37 Ziff. 2 der ——— Bauordnung. 


Bei der Neuanlage von — ſind die nötigen Vorkehrungen 
zu treffen, um die Möglichkeit der Verunreinigung des Waſſers auszu— 
ſchließen. Pumpbrunnen insbeſondere müſſen mindeſtens 1 m von der 
Nachbargrenze — 5 m von Abortgruben, Goſſen oder Miſtſtätten und 


0 m von Senkgruben entfernt angelegt werden. Ihr Schacht iſt big 
Let Erdoberfläche zu zementieren und mit einem Dicht 
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ſchließenden eifernen oder jteinernen Dedel zu verwahren. Der Abfluß— 
trihter (Wafjerjtein) ift jo anzuordnen, daß bereit3 gepumptes Waſſer 
nicht wieder in den Brunnenſchacht einſinken fan. 

Die Neuanlage von Zieh- oder Schöpfbrumnen ift verboten. 

Alzey, den 17. YAuguft 1896. 

Großherzogliches Kreisamt Alzey. 
Dr. v. Wedekind. 

Baupolizei:Orpnung für die Gemeinde Wöllftein. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung und der 
ss 3, 4, 6, 8 und 9 der Ausführungsverordnung Hierzu wird nad) 
Bernehmung des Gemeinderats und des Bürgermeifters mit Zuftimmung 
de3 Kreisausfchufjes und Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern 
zu Nr. M. d. 3. 21118 vom 18. Juli 1902 die folgende Baupofizei- 
verordnung für die Gemeinde Wölljtein erlafjen. 

Zu Art. 28 der allgemeinen Bauordnung. 


u], 

In Goffen und auf den Bürgerfteigen dürfen Gerüftitangen, 
Sprießen, Bauzäune, jowie zur Drtsihmüdung bei Feſtlichkeiten be: 
jtimmte Bäume nur mit ortSpolizeilicher Genehmigung eingegraben werden. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 


8 2. 

Aushängefchilder, Waren und Blumenfaften uſw., welche in die 
Straßenfluchtline vorjpringen, dürfen in einer Höhe unter 2,30 Meter 
nicht angebracht werden. Die nad) der Straße aufgehenden Fenſter 
und Läden find jo einzurichten, daß fie beim DOffnen bis an die Mauer- 
flucht zurüdgejchlagen und befejtigt werden können. 

Zu Urt. 32 der allgemeinen Bauordnung. 
3 


Die an den Straßenjeiten von Gebäuden befindlichen oder anzu- 
fegenden bezw. ausmündenden Dacdrinnen find mit bis zum Boden 
reihenden Ablaufröhren zu verjehen, unter deren Ausmündung jand- 
jteinerne Kandeljteine von mindejtens 0,60 Meter Länge in gleicher 
Höhe mit dem Pflaſter anzubringen find. 

Bu Urt. 36 der allgemeinen Bauordnung. 
S 4. 

Bei Anlagen von Aborten, Sentgruben, Dunggruben ꝛc. in Neu- 
bauten iſt beſonders darauf zu achten, daß die Herftellung jo ausgeführt 
wird, daß etwa im der Nähe ſich befindliche Wafjerbrunnen oder Waſſer— 
leitungen micht durch geiundheitsihädliche und übelriechende Flüſſig— 
feiten verdorben werden. 

Aborte, Dung- und Senkgruben, die an üffentlihen Straßen und 
Plätzen bereit3 bejtehen, jind mit einem diejelben verdedenden Abſchluß 
gegen die Straße zu verjehen. 

Zu Art. 35 der allgemeinen Bauordnung. 
8 5. 
Die Anlage eines Reuls zwijchen benachbarten Gebäuden iſt 
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we 


unterjagt. Eine Ausnahme kann nur dann gejtattet werden, wenn die 
Bildung eines Reuls in feiner Weile vermieden werden fann. 

Weder vorhandene noc) neuangelegte Neule dürfen nad) der Straßen- 
jeite zu offen bleiben, jondern es find diejelben abzujchliegen und zwar 
entweder durch eine Mauer oder durch ein verjchliegbares® Tor von 
mindejteng 2 Meter Höhe. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
6 


S 6. 

Ein Bauplag darf nur zu *a jeines FFlächeninhalts bebaut werden. 
Baupläge, welche an zwei Straßen liegen, find diejer Beltimmung ‚nicht 
unterworfen. 

87. 

Bei der Neuanlage von Brunnen find die nötigen Borfehrungen 
zu — um die Möglichkeit der Verunreinigung des Waſſers auszu— 
ſchließen. 

Pumpbrunnen insbeſondere müſſen mindeſtens 1 m von der Nach— 
bargrenze, 5 m von Aborten, Goſſen oder Miſtſtätten und 10 m von 
Senfgruben entfernt angelegt werden. Der Schacht derjelben ift bis auf 
3 m ıumter der Erdoberfläche möglichjt an der Außenjeite der Umfafjungs- 
mauer zu zementieren und mit eimem dichtichließenden eijernen Dedel zu 
verwahren. Der Abflußtrichter (Wafjerftein) ift jo anzubringen, daß 
bereits gepumptes Wafjer nicht wieder in den Brunnenſchacht ein- 
lifern fann. 

Die Neuanlage von Zieh- und Schöpfbrunnen darf nur mit be- 
jonderer Genehmigung des Ortsvorſtandes gejchehen. 

Segrabene Brunnen müſſen mindejtens 1 m von der Nachbargrenze 
entfernt bleiben. Durch Vereinbarung der Nachbarn kann von diejer 
Beltimmung jedoch abgejehen werden, wenn janitäre Gründe nicht im 
Wege jtehen. 

Zu Urt. 32 und 37 der allgemeinen Bauordnung. 
88. 

Jedes zu bebauende Grundſtück iſt ordnungsmäßig zu entwäſſern. 
Hierbei iſt die Anlage von Senkgruben nur da und für ſo lange ge— 
ſtattet, als die betreffende Straße eine ausreichende Entwäſſerungsanlage 
noch nicht beſitzt. 

Zu Art. 39 der allgemeinen Bauordnung. 
9. 

Unüberbaute Grundftüde oder unüberbaute Teile Dderjelben an 
Drtöftraßen und öffentlichen Plätzen müſſen mit einer mindejtens 1'/e m 
hohen ordnungsmäßigen Einfriedigung verjehen jein. 

Zu Art. 61 der allgemeinen Bauordnung. 
S 10. 

Ale Wohn: und Schlafräume follen, wenn möglich, unterfellert 
werden. 

Unterbleibt die Unterfellerung, jo it der Fußboden durch einen 
15 bis 20 cm hohen Lehmjchlag vder im jonjtiger zuverläffiger Weile 
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vom Erdboden zu tjolieren. Das Anlegen von Wohn- oder Schlar- 
räumen im Kellergeihoß iſt unterjagt. 

Die geringjte zuläjfige Höhe für einen meu zu errichtenden Wohn— 
oder Schlafraum beträgt 2,50 m, jeder Raum mu mindeftens durch 
ein Fenſter direfte Belihtung erhalten. 

Zu Art. 65 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 11. 

Die Genehmigung des Kreisamts ift auch zur Heritellung oder 
wejentlihen Veränderung von baulichen Anlagen der im Art. 134 d. P. 
R. ©. B. bezeichneten Art, jowie zu den im Art. 23 d. A. B. O. weiter 
aufgeführten Bauten, jofern jie an öffentliche Strafen zu liegen kommen, 
zu erwirfen. 

& 12. 

Diejes Lofalpolizeireglement joll mit dem Tage in Kraft treten, 
an welchem das Ortsbauftatut für die Gemeinde Wölljtein in Kraft tritt. 

Alzey, am 25. Juli 1902. 

Großherzogliches Kreisamt Alzey. 
Süffert. 


Ortsbauftatut für Die Gemeinde Wöllitein. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung, der SS 3—5, 
7 und 9 der Ausführungsverordnung dazu vom 1. Februar 1882, des 
Urt. 8 der Landgemeindeordnung vom 15. Juni 1874 und Der 
Art. 48 VI 3 der Kreis- und Provinzialordnung wird auf Beihluß des 
Drtsvorjtandes von Wöllitein nad) Begutachtung jeitens des Kreisaus- 
ihufjes und mit Genehmigung Großh. Miniiteriums des Innern zu 
Kr. M. d. 3. 21118 vom 18. Juli 1902 folgendes Ortsbaujtatut für 
die Gemeinde Wöllftein errichtet. 

Zu Art. 4 u. 30 Abi. 2 der allgemeinen Bauordnung. 

1. 

Bei Anlage von Gebäuden oder projektierten Bauplägen an Urts- 
ftraßen iſt für deren Baufluchtlinie nur der genehmigte Ortsbauplan 
maßgebend. 

E3 kann aber auch ein Zurücjtellen der Gebäude hinter die Bau: 
fluchtlinte gejtattet werden und zwar: 

a) wenn bei geichlojiener Bauweiſe die durch das Zurüdweichen der 
Neubauten auf die zurücdgelegte Froutlinie verurſachte jichtbare 
‚sreiitellung der Nachbargebäude durch den Zurücdbauenden auf 
jeine Kosten verpußt, angejtrichen und nach Maßgabe der von der 
Gemeindebehörde zu trertenden Anordnungen unterhalten wird, jo 
daß der von der Straße aus ſichtbar werdende Teil eines jolchen 
Nachbargebäudes jtets in einem in Bezug auf Verpuß und An: 
jtrich guten und entiprecheuden Zuſtande ſich befindet ; 

b) wenn Das zwiſchen der Front des zurücgeitellten Gebändes gelegene 
Land „ziergärtneriich“ und an der vordern Baulinie mit eimer 
1,30 m hoben Ginfriedigung angelegt wird, welche aus einem 
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60—80 cm hohen Mauerjodel und einem auf diefe Höhe pafjenden 
Eijengitter bejtehen muß, 
ec) wenn die zurüdgelegte front 3 m von der vorderen zurüdtritt. 
Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 
9 


8 2. 

Ergibt fich für die Gemeinde in Gemäßheit des Art. 17 der all- 
gemeinen Bauordnung und des 8 30 der Ausführungsverordnung die 
Notwendigkeit zur Schließung eines Gemeindeweges, ein von öffentlichen 
Wegen abgejchnittenes Grundſtück zu erwerben, jo ift bezüglich der event. 
Abtretung des Grundſtückes an die angrenzenden Grundbeſitzer folgender- 
maßen zu verfahren. 

Ehe zur Erwerbung des betreffenden Grundſtücks gejchritten wird, 
hat die Gemeinde jämtliche angrenzenden Grundbejiger aufzufordern, 
binnen 14 Tagen zu erklären, ob jie unter ausdrüclicher VBerzichtleiftung 
auf die fernere Benutzung des bisher öffentlichen, nunmehr zu ſchließenden 
Weges unter vorheriger Stellung einer der Gemeinde genügend er- 
jcheinenden Kaution oder Bürgichaft damit einverftanden find, daß jenes 
Grundſtück für fie und auf ihre Koſten eventuell auf dem Enteignungs- 
wege erworben wird. Wiinjchen mehrere Angrenzer die Erwerbung des 
Grundſtücks auf ihre Kojten unter Berzichtleiftung auf die Benußung 
des alten Weges, jo iſt das von der Gemeinde erworbene Grundſtück 
unter den Bewerbern zu verjteigern und der etwaige Mehrerlös dem 
früheren Eigentümer zu überweijen. 


Zu Urt. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


8 3. 

Kauft die Gemeinde infolge gejeglicher Beitimmungen bei der Neu- 
anlage, Verlängerung oder Berbreiterung einer Straße ein Grundftücd 
ganz und verbleibt daun eine Rejtparzelle, welche nicht mehr als Bau- 
plat verwendet werden kann, dann joll die betreffende Nejtparzelle von 
der Gemeindeverwaltung zunächſt den angrenzenden Grundbefigern zum 
Selbjtkojtenpreis angeboten werden. Dieje haben ich dann innerhalb 
einer zu beſtimmenden Friſt zu erklären, ob fie die betreffenden Gelände- 
teile erwerben wollen. Im Berneinungsfalle, oder falls nach Ablauf 
der bejtimmten Friſt feine Erklärung abgegeben worden ift, kann die 
Gemeinde anderweit über die Geländeparzelle verfügen. 

S4. 

Zur Benußung einer Grundfläche als Bauplag ift diejelbe nicht 
mehr geeignet, wenn ſie fleiner iſt als 100 qm SFlächeninhalt und wenn 
auf ihr fein Gebäude mit einer Front von 5 m Länge, abgejehen von 
dem Zugang zum Hofraum, dejfen Mindejtbreite 1,50 m jein muß, er- 
richtet werden kann. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
8 5. 

Außerhalb des Bereich! des Drtsbauplanes dürfen Gebäude in 
der Regel nicht errichtet werden. Ausnahmen hiervon fünnen im Einzel- 
falle, mit Rückſicht auf die Bejtimmung, örtliche Lage oder ſonſtige Ber: 
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bältnifje der beabfichtigten Bauten nach Anhörung des Gemeindevoritandes 
von dem Großh. Minijterium gejtattet werden. 
Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
8 6. 

In noch nicht eröffneten Straßen fol das Bebauen mit Gebäuden, 
weiche nach diejen Straßen ihren Ausgang haben, in der Negel nur an 
den Enden, welche auf jchon eröffnete Straßen jtoßen, gejtattet werden. 
Adgejehen von diejem Falle kann die Aufführung von Gebäuden an den 
noch nicht eröffneten Straßen nad) Zuftimmung des Gemeinderats auch 
dann geftattet werden, wenn der Bauluftige 

a) das VBorhandenjein eines fahrbaren Weges zu dem Bauplatz nad) 
weilt oder einen jolchen auf jeine eigene Koften jofort herſtellt, 

b) für den Ablauf des Waſſers durch Anlage von waijerdichten 
Gruben oder Gofjen jorgt, deren Beichaffenheit im Baubeſcheid 
vorzujchreiben iſt, 

ce) dartut, daß durch dem betreffenden Bau die zwecdmäßigjte Ein- 
teilung der in Frage fommenden Baufigur in Baupläge nicht 
gehindert wird. 

Zu Art. 20 und 21 der allgemeinen Bauordnung. 

87. 

Ueber die Eröffnung einer neuen Straße innerhalb des Ortsbau— 
planes bejchließt der Gemeinderat. 

Bei Anlegung einer neuen oder bei Verlängerung einer jchon be- 
jtehenden Straße, wie bei dem Anbau an jchon vorhandenen, bisher 
unbebauten Straßen und Straßenteilen, ind von den Grundbeligern, 
jobald auf ihren betreffenden Grundſtücken neue oder ältere Gebäude an 
die neue Baufluchtlinie zu jtehen kommen oder einen Ausgang nad) der 
neuen Straße erhalten, nad) Maßgabe der VBorjchriften des Art. 21 der 
allgemeinen Bauordnung aufzubringen: 

a) die Kojten des Erwerbes des zur Heritellung der Straße erforder: 
lichen Geländes mit Ausjchluß der Koſten für Erwerbung etwa 
in den Straßenzug fallender Gelände; 

b) die Kojten zur Herſtellung des Straßenförpers einichlieglich der 
Chauſſierung der Fahrbahn, Herjtellung des Gofjenpflaiters und 
der Bürgerfteige zur Hälfte. 

Dagegen übernimmt die Gemeinde außer der andern Hälfte dieſer 
Koſten die ganzen Koſten der durch Ab- und Aufträge an Strafen 
förpern (Fahrbahn und Bürgerjteige) vorfommenden Erdarbeiten umd 
Fuhrleiſtungen. 

Bei Berechnung der von den Angrenzenden zu tragenden Koſten 
ſind die Koſten der geſamten Straßenanlagen zuſammen zu rechnen und 
den Eigentümern nach Verhältnis der Länge ihrer die Straßenflucht 
berührenden Grenzen und zwar für nur an einer Seite angrenzenden 
Beſitz nur die Hälfte der Straßenbreite und bei einer Straßenbreite 
von mehr als 10 m nur für eine ſolche von 5 m zur Yajt zu legen 
Semeindewege, welche durch Eröffnung neuer Straßen ın Wegfall 
fommen, werden von der Gemeinde zugunjten der neuen Straße um 
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entgeltlid) verwendet. Die Anlieger haben der Gemeinde und für dag 
von ihr erworbene Gelände die Koften nad Maßgabe der vorjtehenden 
Beitimmungen zu vergüten. 

Die Befiger jolcher Grundjtücde, welche von zwei Straßen begrenzt 
werden, find verpflichtet zur Tragung der an beiden Straßen den An- 
grenzern durch gegenwärtiges Ortsbauftatut auferlegten Laſten. 

Bu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8 8. 

Die Art der Heritellung von Gojjenpflafter und Bürgerjteigen 
wird in jedem einzelnen Falle durch den Ortsvorſtand bejtimmt. 

Falls zur Entwäfjerung von Straßen Kanaliſierungen erforderlich 
werden, hat die Gemeinde die hierdurch entjtehenden Koſten zu tragen. 

Ebenjo trägt die Gemeinde die jämtlichen durch Straßenfreuzungen 
entjtehenden Kojten einjchließlich der Geländeerwerbskoſten. 


Bor Erteilung der Bauerlaubnis find von den Bauenden, wenn 
die Straße bereit3 hergejtellt ıjt, die in den vorhergehenden Paragraphen 
erwähnten Koften an die Gemeindefajje bar zu bezahlen. 

Hat die Herjtellung einer Straße noch nicht jtattgefunden, jo Hat 
der Bauende bezw. Geländeeigentümer zur Sicherheit für die Zahlung 
der Kojten eine durch den Gemeinderat feitzujegende Bürgjchaft zu leijten. 


8 10. 

Die durd) Neuherjtellung von Bürgerfteigen in bereits bejtehenden 
Straßen entjtehenden Koften trägt die Gemeinde zur einen Hälfte und 
die Angrenzer im Verhältnis ihrer die Straßenflucht berührenden Grenzen 
zur anderen Hälfte. 

s II. 

Die nad) Maßgabe des gegenwärtigen Ortsbauftatut3 oder nad) 
der allgemeinen Bauordnung zu erfüllenden Pflichten haben die Natur 
öffentlicher Laften und Abgaben. Ste werden deshalb auch nach den 
Regeln des für die Beitreibung öffentlicher Laften und Abgaben vorge- 
ichriebenen Zwangsverfahrens behandelt. Die hierin niedergelegten Ber: 
pflichtungen gehen ohne weiteres auch auf Nachbefiger von Grundjtüden 
oder Gebäuden über. 

Zu Art. 29, 40 und 59 der allgemeinen Bauordnung. 
g 12. 

Bei allen Neubauten, jowie bei Vornahme wejentliher Reparaturen 
an Gebäuden und Einfriedigungen nach der Straßenjeite ift auf eine 
gefällige Ausführung zu achten. Alle an der Straße jtehenden Gebäude, 
Mauern und jonjtigen Einfriedigungen find ſtets in jolchem Zuſtande 
zu erhalten, daß fie ein gutes Ausjehen der Straßen befördern. 

Zu Art. 29 Abſ. 2 der allgemeinen Bauordnung. 

$ 13. 

Unlagen der im $ 16 der Gewerbeordnung bezeichneten Art dürfen 
nur in dem öſtlich vom Ort gelegenen Gemarfungsteil „an der Gumbs- 
heimer Chaufjee“ errichtet werden. 
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Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
8 14. 


Jedes bebaute Grundſtück joll mindejtens einen Abort haben, der, 
wenn irgend möglih, an einer Außenwand liegen, jedenfalls aber eine 
ins Freie führende 0,30 qm große Feniteröffnung haben joll und, von 
der Straße aus gejehen, nicht in mißitändiger Weile in Erjcheinung 
fommen darf, der Abjchluß von Düngerjtätten und Lagerpläßen für 
Abfälle darf das Austreten von Jauche oder Abwafjer nicht geftatten. 
Abortgruben und Pfuhlbehälter müfjen vom Boden aus mindejtens drei 
Schichten flach gelegter Baditeine, wovon wenigitens eine in Zement 
zu legen ijt, beftehen und an den Wänden mit 50 cm ftarfen Bruchſtein— 
oder 25 cm Badjteinmauerwerf hergeitellt und mit Zementverpuß ver: 
jehen werden. Wenn eine Miftitätte gleichzeitig als Abortgrube oder 
Pruhlbehälter dienen jol, jo muß fie den Vorichriften über Aborten bezw. 
Pfuhlgruben entiprehen. Die Aufftellung von Abtritten auf Meiftitätten 
iſt nur dann geftattet, wenn leßtere nad) den VBorjchriften für Abtritts: 
gruben ausgeführt find. 

Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
8 15. 

Bei Wohngebäuden muß die Fußbodenhöhe des Erdgejchoiies 

mindejtens 0,50 m über dem Terrain liegen. 
8 16. 

Vorjtehendes DOrtsbauftatut tritt mit dem Tage der Berfündigung 
im Streisblatt in Kraft. 

Wöllſtein, den 26. Juli 1902. 

SGroßherzogliche Bürgermeifterei Wöllitein. 
Hofmann. 


Ortsbaunftatut für die Stadt Bingen. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der SS 3—9 der Verordnung über Ausführung derjelben 
vom 1. Februar 1882 wird auf Beichlun der Stadtverordneten-Verjamm- 
lung vom 2. Auguſt 1897 mit Genehmigung Großh. Minifteriums des 
Innern vom 31. März 1898 zu Nr. M. 3. 5003 unter Aufhebung älterer 
entgegenjtehender Vorſchriften das folgende Ortsſtatut erlajien: 

1. Bon dem Ortsbauplan und der Anlage von Straben. 
Zu Art. 8 der allgemeinen Bauordnung. 
81. 

Die für einzelne Stadtteile feſtgeſtellten Pläne über Anlage von 
Straßen und Feitjepung von Straßen- und Baufluchtlinten, jowie der 
demnächſt aufzuftellende DOrtsbauplan und die Pläne über Feitiegung 
von Fluchtlinien fur einzelne Stadtteile — Ergänzungen des Ortsbau— 
plane3 — bilden einen Beitandteil des Statuts, inſoweit nicht bei Feſt— 
jtellung des letzteren anderweite jtatutarische Beſtimmungen getroffen 
werden. 
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Zu Art. 10 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 2. 

Ob und im wie weit Straßen nur an einer Seite gebaut werden 
dürfen, oder ob im einzelnen Straßen vor den Häufern Vorgärten in 
beftimmter Tiefe angelegt werden miüljen oder dürfen, wird durch Die 
in $ 1 bezeichneten Pläne beſtimmt. 

Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 

8 8. 
Zur Benugung als Bauplaß ift eine Fläche nicht mehr geeignet: 
a) wenn fie weniger als 100 qm enthält, oder 
h wenn auf ihr fein Gebäude von 8 m Front und 10 Meter Tiefe 
mit zweijeitiger Beleuchtung unter Wahrung der bejtehenden 
gejeglichen jtatutarischen und polizeilichen Vorſchriften errichtet 
werden kann. 

Borjtehende Beltimmung findet in Fällen der Erneuerung gegen= 
wärtig vorhandener Gebäude feine Anwendung. 

Bor Errichtung einer Hofreite in einem noch unbebauten, von 
Straßen umſchloſſenen Abjchnitte des vom Drt3bauplane umfaßten Ge— 
markungsteiles iſt von den betreffenden Bauunternehmern die Einteilung 
dieſes Abjchnittes in Baupläge vorzulegen und muß dieſe Einteilung 
von der Stadtverwaltung genehmigt jein. Hierzu wird auf die Be: 
ftimmung des Art. 69 der allgemeinen Bauordnung und des $ 65 dieſes 
Statuts aufmerfjam gemacht. 

Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 
4 


Ergibt fi für die Stadt unter den Vorausſetzungen des Art. 17 
der allgemeinen Bauordnung und des $ 30 der Ausführungs-Verord- 
nung die Notwendigkeit der Erwerbung eines durch die erforderlich ge- 
wordene Schließung eines Gemeindeweges von öffentlichen Wegen ab- 
gejchnittenen Grundſtückes, jo ift bezüglich der ev. Abtretung Diejes 
Srundjtüdes an die angrenzenden Grumdbejiger folgendes Verfahren 
einzuhalten: 

Bevor die Stadt zur Erwerbung des betr. Grundſtückes ſchreitet, 
hat fie die Beſitzer jämtlicher angrenzenden Grundftüde aufzufordern, 
binnen 14 Tagen zu erklären, ob einer von ihnen jenes Grundjtüd unter 
ausdrüclicher Verzichtleiftung auf die fernere Benußung des öffentlichen 
Weges und unter vorheriger Stellung einer der Stadt genügend er: 
Icheinenden Kaution auf jeine Kojten, evtl. auf dem Enteignungswege 
erworben wiſſen will. 

Erfolgt binnen 14 Tagen zuftimmende Erklärung eines oder 
mehrerer Angrenzer, jo hat die Erwerbung auf deren Koften und bei 
mehreren Bewerbern unter deren Samthaft durch die Stadt zu erfolgen. 
Bei fi) ergebender Möglichkeit freihändigen Erwerbs ift vorher anzu— 
fragen, ob die Bewerber mit dem geforderten Preiſe einverjtanden jind. 
Erfolgt hiernach oder auf dem Wege der Enteignung die Erwerbung für 
mehrerer Angrenzer, jo iſt das Grundſtück unter diefen zu 
men hierbei etwa erzielten Mehrerlös erhält, der frühere 
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Beſitzer des Grundſtückes. Für den zur Abtretung gelangenden Ge: 
meindeweg hat die Stadt den gleichen Preis zu erheben, wie er für den 
Quadratmeter des angrenzenden Geländes im Enteignungs: Verfahren 
reftgejtellt oder beim freihändigen Erwerb vereinbart wurde. 
Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
S 5. 

Außerhalb der bereits söifineiie bebauten Stadtteile und außerhalb 
de3 Bereichs des DOrtsbauplanes dürfen Gebäude in der Gemarkung 
Bingen nicht errichtet werden, ſofern es jich nicht um gewerbliche An- 
lagen handelt, deren Betrieb für die Nachbarichaft Nachteile oder Be: 
läftigungen herbeizuführen geeignet ift. Ausnahmen hiervon können im 
Einzelfalle mit Rücdjicht auf die Bejtimmung, örtliche Yage oder jonitig: 
Berhältniffe der beabjichtigten Bauten nad. Anhörung der Stadtver 
ordneten-Berfammlung vom Großh. Minifterium des Innern geitatter 
werden. 

2. Eröffnung und Serftellung der Strafen. 
Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
8 6. 

Die Herjtellung und Eröffnung der in dem Stadtbauplan vor: 
gejehenen Straßen erfolgt durdy die Stadt nad) Mafgabe der nad) 
jtehenden Beitimmungen. Eine in dein Stadtbauplane vorgejehene nod 
wicht eröffnete und hergeftellte Straße muß eröffnet und hergeftellt ı werden: 

1. wenn in derjelben zu beiden Seiten oder wo nur eine Straken 
jeite zu bebauen bejtimmt ift, an dieſer Seite fih Häuſer von be: 
jtehenden Straßen in der Weife anreihen, daß mehr wie die Hälfte 
der Straßenfront bis zur nächiten Querjtraße bebaut erjcheint; 

2. wenn die Herftellung einer jolchen Gebäudereihe gefichert erjcheint. 

Zur Sicherung einer projeftierten Herjtellung ift die Stadt be 
rechtigt, von dem oder den Bauunternehmern eine Kaution zu verlangen, 
die gleich iſt dem Betrage, welcher nach) 8 12 diejes Drtsbauftatuts von 
den Eigentümern der Baupläße zur Herftellung der Straße gezahlt 
werden muß. 

= 2, 

In Straßen oder Sträßenteilen. welche noch nicht den baupolizei— 
lichen Beſtimmungen gemäß für den öffentlichen Verkehr und den Anbau 
bergejtellt find, dürfen Gebäude, die nad) diejer Straße ihren Ausgany 
erhalten jollen, in der Negel nur an den Enden, welche auf jchen er 
öffnete Straßen aufitogen, errichtet werden. Hierbei iſt unter Straßen 
teil immer Die zwilchen zwei Straßenfreuzungen liegende Strede einer 
Straße zu verjtehen. 

88. 

sm Falle des S 7 Hat — Bauende das zur neuen Straße er 
forderliche Gelände im dem durch S 12 dieſes Statuts beſtimmten Um— 
fange an die Stadt koſtenlos litten und die Heritellungsfoiten für 
den Ausbau diejes Straßenteiles zu hinterlegen. 

89. 
Soll ein Gebäude, welches nicht Edhaus einer ſchon eröffneten 
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Straße iſt und ſich nicht an Schon erbaute Häuſer in der neu eröffneten 
Straße unmittelbar anreiht, in eimer noch nicht eröffneten Straße er— 
richtet werden, jo kann Diejes gejtattet werden, wenn der Stadt nicht 
nur das Straßengelände in dem in 8 12 feftgejegten Umfange, jondern 
auch das ganze Straßengelände von dem projeftierten Baue an bis zur 
nächjten eröffneten Querſtraße fojten- und laftenfrei in Eigentum ab- 
getreten wird. 
S 10. 


Solange die Eröffnung einer Straße durch die Stadt noch nicht 
erfolgt ift, find alle diejenigen Vorkehrungen, welche durch die Polizei— 
behörde in Bezug auf Wafjerab- und - Zuführung, Fahrbarmachung, 
Beleuchtung 2c. gefordert werden, und zwar bis zur nächſten hierzu ge— 
eigneten Querjtraße, von dem betr. Eigentümer und wenn es mehrere 
ind, von dieſen unter gegenjeitiger jolidariicher Haftbarfeit auf eigene 
Koſten und Gefahr zu bewirken. Entitehen der Stadt aus einer etwaigen 
Verſäumnis Koften, jo iſt diejelbe jederzeit befugt, den Zugang über ihr 
Eigentum zu verbieten und zu verhindern. Solange die Straße nid)t 
volljtändiges Eigentum der Stadt und nicht eröffnet ift, fan weder auf 
Herjtellung der Straße noch auf Anlage von Kanälen, Einführung der 
Wafjerleitung oder Beleuchtung Anspruch gemacht werden. 

s 11. 

Die Herftellung der Straßenfanäle kann erſt beanfprucht werden, 
wenn die bezüglichen Haupt- und Sammelfanäle des fraglichen Bau— 
quartiers vollendet find. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8 12. 

Bei Anlegung einer neuen, bei Verlängerung einer bejtehenden 
Straße, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandene, bisher unbebaute 
Straßen und Straßenteile jind von den an die Straße angrenzenden 
Grundbeſitzern, jobald auf ihren betreffenden Grundſtücken neue oder 
ältere Gebäude an die Baufluchtlinie zu ſtehen kommen oder die Grund: 
jtücfe einen Ausgang nad) der neuen Straße erhalten, nah Maßgabe 
der Borjchriften des Art. 21 der allgemeinen Bauordnung aufzubringen: 

a) Die Koften des Erwerbes des zur Heritellung der Straßen er: 
forderlichen Geländes einjchlieglich der Kojten für die auf Die 
Straßenfreuzungen entfallenden Flächen, mit Ausſchluß der Ktojten 
für Erwerbung etwa in den Straßenzug fallender Gebäude; 
die Koften der durch Auf- und Abtrag am Straßenkörper (Fahr: 
bahır und Bürgeriteig) vorfommenden Erdarbeiten und Fuhr— 
leiftungen ; 

e) die Koſten für SHeritellung des Straßenförpers, einjchl. der 
Chauſſierung der Fahrbahn und Heritellung des Goſſenpflaſters; 
die Koſten fir Herftellung von Bürgerſteigen. Die Art der 
Ausführung der Fußſteige wird durd) Beichluß der Stadtverordneten- 
Berjammlung für die einzelnen Straßen bejonders bejtimmt ; 

e) die Koften für die Abführung der Niederichlags- und Wirtjchafts- 


b 


— 
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Abwäſſer, laut Kanalftatut der Stadt Bingen, in unterirdiich an- 

zubringende Kanäle. 

Soll eine Straße alsbald bei der Anlage gepflaftert werden, jo 
wird der Anlieger nad) vorjtehender pos. e nur zu den Koſten, die 
durch Chauſſierung erwachjen wiirden, herangezogen. Die Mehrfojten 
der Pflaſterung dagegen trägt die Stadt. 

Bei Berechnung der von den Angrenzenden zu tragenden Kojten 
ind die Kojten der gejamten Straßenanlage einjchl der auf die Straßen: 
freuzungen fallenden, zufammenzurechnen und den Eigentümern nad) 
Verhältnis der Länge ihrer die Straße berührenden Grenze — und zwar 
für nur an einer Straßenfeite angrenzenden Beſitz nur die Hälfte der 
Straßenbreite und bei einer Straßenbreite von mehr al3 16 m nur für 
eine jolhe von 8 m — zur Laft zu legen. In dieſe Berechnung it 
jedoch eine Bergütung für das Gelände der in die neu anzulegende 
Straße fallenden der Stadt bereits gehörigen Wege und Straßen nicht 
aufzunehmen, jolches vielmehr von der Stadt unentgeltlich) zur Straßen: 
anlage zu verwenden. 

Die Großh. Bürgermeifterei beftimmt im jedem einzelnen Falle, 
imvierveit das Gelände nah Maßgabe der feitgejegten Baufluchtlinie an 
die Stadt abzutreten ift. Die Stadtverordneten-Berjammlung wird jo 
daun den Wert des zur Straße fallenden Geländes abjchägen. Auf 
Grund diefer Abſchätzung ftellt die Stadtverwaltung die Berechnung auf 
und teilt diefelbe dem Eigentümer mit. 

$ 13. 

Bor Erteilung der Bauerlaubnis find von dem Eigentümer, wenn 
die Straße bereits hergeftellt it, Diele often der Stadt Bingen bar zu 
erjegen. Wenn die Heritellung der Straße noch nicht ftattgefunden hat, 
jo iſt zur Sicherung der in $ 12 feſtgeſetzten Leiftungen von den Be— 
jigern eine Kaution zu ftellen. Zur Beitimmung der Kaution wird 
durch das Stadtbauamt ein Voranjchlag über die Koften der ganzen 
Straßenftrede aufgejtellt, hiernach die Koften für den laufenden Meter 
der beitragspflichtigen FFrontlänge berechnet und ſodann die Kaution für 
den einzelmen Eigentümer nad) Länge feiner die Straße berührenden 
Grenze berechnet. Für den betreffenden Voranjchlag find durch die 
Stadtverordnneten-Berfammlung fejte Einheitspreife zu Grunde zu legen, 
die jo lange in Kraft bleiben, als fie nicht generell unter Zuſtimmung 
der Stadtverordneten-VBerjammlung abgeändert werden. Die Stellung 
der Kaution faun im bar, durch Hinterlegung von Wertpapieren oder 
durch Beitellung einer Hypothek use 


Die Koſten der Anlagen von Bücgerfteigen in bereits beitehenden 
Straßen find von den Beſigern der an die Straße grenzenden Grund 
ſtücke nach Verhältnis der Länge ihrer die Straße berührenden Grenze 
bis zur Breite von 3,25 m einschließlich der Randſteine aufzubringen. 
Zu den darnach von den Anliegern zu tragenden Koſten find auch die- 
jenigen zu rechnen, die entjtehen, wenn PBürgerfteige, die nur mit Kies 
hinterfüllt waren, ajphaltiert, gepflaftert oder in anderer Weife befeitigt 
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werden. Eine wiederholte Anlage von Bürgerfteigen kann nur dann zu 
Lajten der Anlieger erfolgen, wenn jeit der vorangegangenen, zu Laſten 
der Anlieger ausgeführten Anlage mindeſtens 20 Jahre vergangen find. 
Die Kojten der Unterhaltung der Bürgerfteige trägt die Stadt. Die 
Heritellung der Bürgerſteige in den jchon jegt beftehenden Straßen, fo: 
weit ſie bereits mit Wohnhäufern und zugehörigen Hofreiten bejegt find, 
die ihren Hauptausgang nad) diefen Straßen haben, erfolgt bis zur 
vollftändigen Durchführung der erjtmaligen Herjtellung diefer Straßen 
auf Kojten der Stadt. 
8 15. 

In jedem Falle der Neuherjtellung von Bürgerfteigen wird von 
den Anliegern nur Erſatz für die wirklich von der Stadt geleisteten Auf: 
wendungen verlangt. Der Wert des bei der Neuanlage von Bürger- 
jteigen nicht zur Verwendung kommenden Materials der alten Anlage 
wird bei Berechnung der Herjtellungsfojten nicht in Anſatz gebracht. 

16. 


Die Grundbeſitzer find zu den ihnen für die Serftellung des 
Straßenförpers und der Bürgerfteige obliegenden Leiftungen nur mittelft 
Geldbeiträgen zuzulafjen. Die Geldbeiträge find binnen 6 Wochen nad) 
der Anforderung an die Stadtkafje zu bezahlen und nad) Ablauf diejer 
Friſt mit 5% zu verzinfen. 

$ 17. 

Die auf Grund der Bauordnung oder diejes Bauftatuts zu er- 
füllenden Verpflichtungen haben die Natur öffentlicher LXaften und Ab- 
gaben und unterliegen deshalb auch demjelben Zwangsverfahren, welches 
bei der Beitreibung öffentlicher Laſten und Abgaben ftattfindet. Dieſe 
Berpflichtungen gehen deshalb auch ohne weiteres auf jeden Nachbefiger 
der betreffenden Grundſtücke und Gebäude über. 

Zu Urt. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 18. 

Schenern, Stallungen und Nebengebäude dürfen nicht an öffent- 
lichen Straßen und Plätzen errichtet werden, injofern ihr Neußeres miß: 
jtändig erſcheint. An der Mainzerftrage, am Rheinkai und au allen 
neu anzulegenden Straßen dürfen Häufer nur dann mit der Giebeljeite 
an die Straße geftellt werden, wenn dies zufolge eines bejtimmten Baus 
ſtiles angezeigt erjcheint. 

S 19. 

Auf der dem Rheine zugefehrten Seite der Mainzerftraße und der 
neu anzulegenden Straßen dürfen feinerlei Gebäude, aljo weder Vorder— 
noch Hintergebäude errichtet werden, welche gegen den Rhein hin ein 
mißſtändiges Ausjehen zeigen. Den Gefuchen um Genehmigung zur 
Errihtung von Gebäuden in diejen Straßenteilen find auch Anfichten 
von den dem Rheine zugefehrten Seiten der Gebäude beizufügen. 

20. 

Räume, in denen mit erheblich beläftigendem und andauernden 
Geräufche verbundene Gewerbe betrieben werden, oder in denen be- 

fäjtigender Rauch, Dampf oder übelriechende Luft erzeugt wird, dürfen 
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feine Deffnungen nad) der Straße zu Haben. Liegen jolche Räume 

hinter der Baufluchtlinie, jo ınuß die Entfernung der Deffnungen von 

derjelben mindeſtens 5 m betragen. 
$ 21. 

Die Errihtung gewerblicher Anlagen, welche nad) Art. 16 u. 25 
der Gewerbeordnung der Genehmigung bedürfen, mit Ausnahme von 
Schlächtereien, ift innerhalb der Stadt verboten. Derartige Anlagen 
dürfen nur in dem tiefer gelegenen Teilen der Fluren Il und VII der 
SHemarfung errichtet werden. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
8 22. 

Das Zurücdjegen von Gebäuden hinter die Baufluchtlinie ijt für 
die innere Stadt unzuläffig, jofern nicht im Einzelfalle eine entſprechende 
Feſtſetzung der Baufluchtlinie erfolgt. Im Uebrigen fann es unter 

— folgenden Bedingungen gejtattet werden: 

— ) Die zurüdverlegte Baufluchtlinie muß mit der Straßenfluchtlinie 
parallel faufen und mindeftens 4 m von leßterer entfernt fein. 
Das zwiichen der Straßen- und der Baufluchtlinie liegende Ge— 
lände darf nur als Vorgarten benußt und feinerlei mißftändige 
Anlagen erhalten. 

Das vorgedachte Vorgartenland ift mit einem Geländer ein: 

zufriedigen, deſſen Bejchaffenheit nad) den Beitimmungen des $ 57 

Ziff. 4 dieſes Statuts jich richtet. 

d) Die infolge der Zurüdjegung des Gebäudes von der Strafe aus 
jihtbaren Seitenwände der Nachbarhäufer und Grenzmauern der 
Nachbarhofreiten find auf Koſten des Beligers des zurückgeſtellten 
Haufes oder dejjen Rechtsnachfolger architektonisch auszugeftalten 
und mindeitens glatt zu verpußgen und anzuftreichen. 

e) Die Eigentümer der angrenzenden Grundſtücke müſſen für fich und 

ihre Rechtsnachfolger die architektonische Ausgeftaltung der an der 

Grenze bereits errichteten oder noch zu errichtenden Brandmauern 

auf Koften des Antragitellers geitatten und der leßtere außerdem 

für ſich und jeine Nechtsnachfolger die Berpflichtung zu deren 
ordnungsmäßigen Inſtandhaltung eingehen. 

Sollen mehrere Gebäude hinter der feitgejegten Baufluchtlinie zu— 

rüdjtehen, jo iſt eine einheitliche Baufluchtlinie anzunehmen. Beim 

Zurüdrücden der Obergejchofje gelten die unter a und e vorjtehend 

gegebenen VBorichriften. 


b 


— 
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— 
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Sofern ein hinter die Straßenfluchtlinie zurüdgerüdtes Gebäude 
jreizuftehen kommt, muß dasjelbe mindeitens 3 m von der Nachbargrenze 
entfernt bleiben. 

Die in vorjtehendem Abjag und in $ 22 angegebenen Bejchränf: 
ungen jinden feine Amvendung, wenn das Zurückſetzen der Faſſade ledig: 
lich zu dem Zwecke jtattfindet, um die vortretenden Architefturteile der: 
jelben im jtärferen Maße auszubilden, Sofern die Baufluchtlinie im 
Anſchluſſe an die Nachbargebäude oder die Grenze wieder eingehalten wird 
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Die Borjchriften über das Berhältnis der Gebändehöhe zur 
Straßenbreite werden durch ein Zurücdjeßen des Gebäudes nicht berührt. 
24. 


Scheidemauern und nicht dDurchbrochene Wände im Vorgartengelände 
dürfen vom höchſten Punkte des von denſelben bededten Geländes aus 
gemefjen, die Höhe von 1,50 m nicht überjteigen. 

Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
3; 25. 

Jedes neu zu bebauende Grundſtück mu mindejtens einen bezw. 
für jede Wohnung einen Abtritt erhalten. Jedenfalls muß diejenige 
Zahl von Abtritten in jedem Gebäude jein, welche der Einteilung und 
Beitimmung der einzelnen Räume und Zahl der Bewohner derjelben 
oder der darin verfehrenden Perjonen entipricht. Jedes bewohnbare 
Stockwerk, ebenjo jeder zu Wohn: und Schlafräumen benußte Dad)» oder 
Manſardenſtock muß mit einem Abtritt verjehen werden. Für Wirt- 
ichaften und Arbeitsräume können bejondere Abtritte und Piſſoire ver- 
langt werden. Wo Berjonen beiderlei Geſchlechts in größerer Zahl ver- 
fehren, find getrennte Abtritte mit bejonderen Zugängen herzuitellen. 

8 26. 

Für die Anlegung von Abtritten und Piſſoirs gelten folgende 
Beltimmungen: 

a) Jeder Abtritt und jedes Biljoir muß mit einem mindejtens 0,40 qm 
großen Fenſter verjehen fein, das direft in's Freie führt. Ueber 
diejen Fenſtern dürfen ſich jolche zu Wohnräumen oder Speije: 
fammern nicht befinden. 

An einer gegen Straßen und öffentliche Plätze gerichteten Seite 
des Haufes dürfen bei Neubauten Abtritte und Biljoirs nur dann 
angelegt werden, wenn eine anderweitige Unterbringung Ddiejer 
Räume nad) Anficht der Bürgermeifterei nicht möglich iſt. Die 
Anlegung von Abtritten auf Mift- oder Dungjtätten, die nicht nad) 
den für Abtrittsgruben bejtehenden oder zu erlaljenden Vorjchriften 
ausgeführt find, ift unterjagt. 

In öffentlichen Lokalen dürfen Abtritte und Piſſoirs, welche dem 
Publikum zur Verfügung gejtellt werden jollen, nur direft vom 
Flur, Hof oder Garten zugänglich jein und müſſen deren Türen 
mit Selbſtſchluß verjehen werden. Die Piſſoirs find außerdem 
mit Wajjerfpülung einzurichten und zu unterhalten, injoweit die 
Straße, in welcher die Lofale liegen, mit der jtädt. Wafjerleitung 
ausgeftattet ift, oder mit gleichartiger Spülung zu verjehen. Vor— 
bandene Piſſoiranlagen müſſen längitens binnen Jahresfriſt nach 
Veröffentlichung dieſes Ortsſtatuts umgeändert werden, ſobald 
Waſſerleitung eingeführt werden kann. 

27. 

Die Abfallröhren der Abtritte und Piſſoirs ſind aus Eiſen oder 
glaſierten Steingutröhren herzuſtellen. Die Röhren müſſen möglichſt 
ſteil angelegt, direkt in die Gruben geführt werden und bis nahe an 
die Grubenſohle gehen. Die Verbindung der Abfallröhren mit der 


b 
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Grube durch Rutſchen iſt verboten, jofern leßtere nicht gemauert oder 
derart angelegt werden, daß jie leicht zugänglich find. Die Abfall- 
röhren find nur im Innern der Gebäude anzulegen, dürfen dabei nicht 
eingemauert, ſondern müſſen ſo angebracht werden, daß Ausbeſſerungen 
leicht vorgenommen werden können. Mindeſtens muß die lichte Weite 
von Abfallröhren betragen: 

a) bei Abtritten ohne Wafjerjpülung 18 cm 

b) bei Abtritten mit AUFHIEO NN IE; 

c) bei Piſſodirs . . Bb „ 

8 28. 

Feder Abort muß mit einem vom Scheitel der Grube ausgehenden 
Dunſtrohr aus Metall, Steingut oder glafierten Tonröhren in einer 
lichten Weite von mindejten® 15 cm verjehen werden. Dieje Röhren 
ind über Dach zu führen und zwar mindeftens 1 m höher als die 
Fenſterſturzkante der näher als 5 m im Umkreiſe gelegenen höchiten 
Fenſter und hier mit einer den Zug befürdernden Vorrichtung (Venti— 
(ationshut) oder einem Scußdedel gegen Stoßwinde zu verjehen. 

8 29. 

Auf jedem Grundjtüd in der Stadt und Gemarfung Bingen, auf 
welchem Wohnungen oder überhaupt Räume zum dauernden Aufenthalt von 
Menschen vorhanden find, müſſen Abtritte nad) Vorjchrift der SS 25—23 
und eine Abtrittsgrube gemäß Vorschrift des folgenden Paragraphen her- 
gejtellt werden, in welche allein die Auswurfitoffe aufgenommen werden 
dDirfen. An Stelle der Gruben fünnen mit Genehmigung der Großh. 
Bürgermeijterei auch fahrbare, hermetisch verſchließbare Tonnen treten. 

Inſoweit dermalen Häujer noch feine ummanerten Abtrittägruben 
haben, müſſen jolche binnen einer Friit von 6 Monaten, vom Tage der 
Verkündigung diejer Verordnung an, nach den nachjtehenden Vorſchriften 
hergeftellt werden, falls nicht der Fall des $ 32 vorliegt. 

8 30. 

Sollen Abtrittsgruben errichtet, verändert oder erneuert werden, 
jo darf dies nur auf Grund einer von der Bürgermeijterei erteilten Er- 
laubnis gejchehen, zu deren Erwirkung die erforderlichen Pläne vorzu— 
legen jind, nämlich: 

a) Ein Lageplan mit Einzeichnung der im Umkreiſe von 5 m von der 
Hrube etwa vorhandenen Brunnen in 1: 250 der natürlichen Größe: 
Grundriß und Durhichnitt der Grube in 1: 100 der natürlichen 
Größe mit eingejchriebenen Zahlen Für Länge, Breite, Höhe, 
Wand-, Dede: und Bodenjtärfen. 

Dabei wird als Regel beſtimmt: 

l. Die Grube muß von Boden bis Dede einen Rauminhalt von 
mindejteng 0,80 cbm pro angeichlofjenen Abort und im ganzen 
mindejteng 4 cbm haben, ſowie eine mit einem gut fchließenden 
haltbaren Dedel verjehene, leicht zugängliche freiliegende Einſteig— 
öffnung von mindeitens 55 cm im Quadrat erhalten. 

2. Die Grubenwände find minde en 25 em Stark aus ssuführen und 
in Zementmörtel zu mauern. Die Decke muß mindeſtens 25 cm 
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ſtark in BZementmörtel gewöltt oder in 15 cm ftarfem bejtem 
Bementbeton, je nach der Breite der Grube eben oder gewölbt, 
hergejtellt werden. 

3. Die Sohle muß entweder in mindeitens 15 cm jtarfem Zement— 
beton oder mitteljt zweier in den Fugen fich überdedenden in 
Zementmörtel verlegten Badjteinjchichten hergeftellt werden und 
nad) dem direkt unter dem Einfteigichachte anzuordnenden 60x60 cm 
großen, 15 cm tiefen Senkloche ein Gefälle von 10 cm pro Meter 
erhalten. 

4. Jede Grube muß, zwijchen Fußboden und Dedenanfang gemefjen, 
mindejtend 1,60 m hoc) jein. Die Grubenjohle darf nicht tiefer 
als 5 m unter planmäßigem Straßenniveau liegen. 

5. Grubenausführungen ganz in Beton, Eifen, Monierſyſtem und 
dergleichen können ausnahmsweiſe unter den von der Bürger: 
meifteret in jedem einzelnen Falle zu ftellenden Bedingungen zu— 
gelafjen werden. Dem Baugejuche ift alsdann eine ausführliche 
Beichreibung der beabfichtigten Konjtruftion und der dabei anzu— 
wendenden Materialien beizufügen. 

6. Abtrittsgruben dürfen in feinem Falle unmittelbar unter Wohn: 
oder Schlafräumen angelegt werden. Bon der Nachbargrenze 
müfjen fie lm, Brunnen 10 m, von der Baufluchtlinie 5 m ent- 
jernt bleiben. Dieſe Mindeſtmaße find vom Innern der Gruben- 
wand zu nehmen. 

Die Mauern der Grube müſſen jelbftändig für fich errichtet 
und in einem Abjtande von mindejtens 10 cm von anderen Bauten 
aufgeführt werden. 

7. St die Einhaltung diefer Abmefjungen wegen bejchränfter Raum: 
verhältnifje unmöglich, jo ift die Bürgermeifterei ermächtigt, andere 
geeignete Anordnungen zu treffen. 

8. Boden-, Wand- und Dedenflächen aller gemauerten oder betonierten 
Sruben- und Einfteigihächte find mit bejtem Zementmörtel glatt 
zu verpußen, abzuglätten und wajjerdicht de 

31. 


Für die Unterjuchung der Abtrittögruben werden folgende Vor— 
Schriften erteilt: 

a) Nah Heritellung einer neuen oder nach Reparatur einer vor— 
handenen Grube iſt vor deren Gebrauch eine Unterfuhung auf 
ihre Dichtigkeit vorzunehmen. Gleiche Unterfuchung hat auf polizei- 
liche Anorduung auch für andere Gruben einzutreten, wenn jich An— 
zeichen ergeben, die deren Undichtigfeit vermuten fafjen oder wenn 
ſolches im öffentlichen Intereſſe erforderlich ericheint. In diejem 
alle wird die Grube auf Koſten des Eigentümers bodenrein 
gemacht. 

b) Die Unterfuchung erfolgt derart, daß die Abtritttgrube bis zum 
Schachtdeckel mindeftens 12 Stunden mit Wafjer gefüllt bleibt. 
Ein Sinfen des Wafjerjpiegels während diejer Zeit wird als ein 
Zeichen der Undichtigfeit der Grube angefehen. 
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Bei neuhergerichteten Gruben fann die Unterfuhung erjt nad 

gehöriger Erhärtung des inneren Zementverpußes jtattfinden. 
Die Füllung der Gruben mit Wafjer und deren Entleerung fünnen 
die Eigentümer jelbit unter Aufjicht eines Bau- Polizeibeamten 
vornehmen. Kommen fie dem nicht binnen der von feßterem be- 
ſtimmten Friſt nach, jo erfolgt beides durch die Stadt. Eine zur 
Prüfung mit Wajjer gefüllte Grube darf während der Dauer der 
Prüfung nicht benugt werden. Die Kojten der Füllung, Prüfung 
und Entleerung müjjen durch den Eigentümer bei der Unterſuchung 
einer neuen oder reparierten Grube immer, bei der Unterfuchung 
einer älteren nicht reparierten Grube aber nur dann erjegt werden, 
wenn leßtere nicht dicht befunden worden it. 
Die Kojten für Wajjer-, Fuhr- und Taglohn werden zu den 
Selbjtkoftenpreifen berechnet und find von dem Eigentümer der 
Grube auf erjte Anforderung an die Stadtkajje zu bezahlen, 
widrigenfalls die Beitreibung auf dem für die Erhebung der Um— 
lagen vorgejchriebenen Wege erfolgt. 

Für den Fall des Widerjpruchs gegen die Zwangsvollitredung 
gelten die Beitimmungen des Art. 3 des Gejeges vom 30. Sept. 1893. 
) Die Entfernung des zur Prüfung verwendeten Waſſers erfolgt 

nad) den von Fall zu Fall zu treffenden Anordnungen der Bürger: 
meiſterei. 
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$ 32. 

Wenn bejchränfte Naumverhältniffe die Herſtellung vorſchrifts— 
mäßiger Gruben unmöglich machen, ift der Hauseigentümer verpflichtet, 
bewegliche Abtrittsgefäße aufzuftellen; diejelben find nach Vorſchrift der 
Polizeibehörde zu fonftruieren und regelmäßig abzufahren. 

8 33. 

Beitehende Abtritt3- und Grubenanlagen, die den vorjtehenden Be 
dingungen nicht entiprechen, müſſen bei ihrer nächſten Ausbeijerung vder 
Umänderung oder jobald das Gebäude, zu denen jie gehören, einem 
Umbau unterzogen werden joll, vorichriftsmäßtg bergeftellt werden. 
Innerhalb ſechs Monaten nach dem Inkrafttreten der gegemmärtigen 
Verordnung ſind Folgende Berbejlerungen vorzunehmen: 

a) Alle durchläſſigen Abfallrohre find zu bejeitigen, mit Lüftung über 
Dad zu verjehen und durch vorjchriitsmäßige Rohre (88 27 umd 
28 d. 3.) zu erjegen. 

Die Abtrittsräume ſind mit einer ins Freie führenden Licht- umd 

Luftzuführung herſtellen zu lajjen, inſoweit dies ausführbar it. 
S 34. 

Gruben, die zur Aufnahme von Hausabfällen oder übelricchenden 

Fabrikrückſtänden dienen, müſſen eine dichte Abdeckung mittelit Bohlen— 

belag oder dergl. erhalten. 

Die Entfernung joll von Straßen mindeitens 10 m und von 
Brunnen 5 m betragen ; wo anders eingerichtete Gruben bejtehen, find 
jie bei vorzunehmenden Neparaturen entiprechend herzujtellen. Die An- 
legung jolcher Gruben im Innern der Hänſer iſt verboten. Beſtehende 
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Gruben dieſer Art müjjen binnen 6 Monaten nad) Infrafttreten dieſes 
Neglements bejeitigt werden. Gruben, welche zur Aufnahme von Mift- 
jauche bejtimmt find, müſſen wie AbtrittSgruben errichtet werden; diejen 
Borjchriften nicht entjprechende Gruben jind binnen gleicher Friſt vor- 
ſchriftsmäßig Herzuftellen. 

Die BZuleitung von Jauche muß unterirdiich durch Nohrleitung 
erfolgen. 

8 35. 

Beitehende Düngerjtätten, Sauchenbehälter, Gruben für Fabrif- 
abwäljer u. dergl., welche an Straßen und öffentlichen Plätzen liegen, 
jind binnen 6 Wonaten nad) Inkrafttreten diefer Verordnung mit einem 
bededenden Abſchluß und mit einer entjprechenden gejchlojfenen Ein: 
friedigung von mindeſtens 2 m Höhe in der von der Bürgermeifterei 
vorgejchriebenen Weije zu verjehen. Werden diefelben reparaturbedürftig, 
jo jind fie zu entfernen und, injoweit dies ausführbar, in die Höhe zu 
verlegen. Hinjichtlih der Bejchaffenheit folcher Anlagen, jowie der von 
der nachbarlihen Grenze und von Baufluchten und Brunnen ein- 
zuhaltenden Entfernungen und der Prüfung auf ihre Dichtigfeit Tind 
die Beitimmungen in 88 31 und 34 maßgebend. 

$ 36. 

Jede Abtrittsgrube muß mindejtens einmal im Jahre, jedenfalls 
aber, wenn jie zu %s gefüllt ift, vollftändig entleert werden. Außerdem 
fann die jofortige Entleerung oder Desinfizierung der Abtrittsgruben 
aus baulichen oder Gejundheitgrüdfichten auf Kojten der Hausbefiger 
von der Polizeibehörde jederzeit verlangt werden. Der Grubeninhalt 
iſt mittelſt dichtgejchlofjener Latrinenfäfjer jofort auf das Feld zu ver- 
bringen. Unmittelbar nad) der Entleerung iſt die Grube wieder zu 
ſchließen. Gleichzeitig find etwaige Verunreinigungen der Hofräume, 
Straßen ujw. jorgfältig zu bejeitigen. 

Bu Urt. 37 der allgemeinen Bauordnung. 


S 37. 

Ein als Bauplat zu benußendes Grundjtüd darf nur zu *s der 
Grundfläche überbaut werden; "s der legteren muß zujammenhängend, 
in möglichjt regelmäpiger Form als Hof oder Garten verbleiben. 

Die Aufführung von Hinterbauten von mehr als 5 m Höhe, von 
der mittleren Hofflächenhöhe bis zur Trauffante gemefjen, auf Bau- 
parzellen, deren vorhandene VBordergebäude nicht mit mindejteng 1,30 m 
breiten und 2,60 m hohen Zugängen und Torfahrten verjehen find, 
darf nur dann erfolgen, wenn die Vordergebäude vorher entiprechend 
umgebaut find. 

S 38. 

Die Höhe eines Hintergebäudes bis zur Trauffante und bezw. bei 
Manjardendächern bis zur halben Dachhöhe darf weder das Maß der 
Entfernung zwijchen diefem Hintergebäude und dem ihm zumächit auf 
demjelben Grundſtücke gegenüberliegenden Gebäude zuzüglich) 1,50 m, 
noch auc) darf fie die Höhe des Vorderhaujes überschreiten. Ausnahmen 
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von diefen Beitimmungen fünnen für die Altjtadt mit Genehmigung der 
Stadtverordneten-Berjanmlung zugelafjen werden. 
8 39. 

Seitengebäude dürfen nicht früher erbaut werden als die Vorder: 
gebäude; auch müfjen die Fluchten derjelben in der Regel rechtwintelia 
oder parallel mit denen der Vordergebäude und in regelmäßiger Form 
angelegt jein. Das Letztere gilt auch von Hintergebäuden, die früher 
errichtet werden, al3 die VBordergebäude. Diejelben müſſen im dieſem 
alle eine architektonische Ausgejtaltung der nach der Straße zugefehrten 
Anſicht erhalten. 

$ 40. 

Wenn auf einem Grundſtück Seiten oder Hintergebäude vor- 
handen find und das Grundſtück in einer Tiefe von mehr als 20 m, 
von der FFrontlinie des VBordergebäudes ab gerechnet, bebaut ijt oder 
bebaut werden joll, jo it in dem vorhandenen Wordergebäude eine 
Durchfahrt von mindeitens 2,50 m Breite und 2,60 m Höhe einzurichten, 
jobald dasjelbe umgebaut wird. 


$ 41. 

Hat ein Grundſtück mehrere Höfe, jo muß zu jedem derjelben, 
welcher den einzigen Zugang zu bewohnten oder zu mehr als ein Ge 
ſchoß hohen Hintergebäuden bildet, eine ſolche Durchfahrt vorhanden fein. 

8 42. 


Haben aneinanderftoßende Höfe zufammen eine Breite von mindeftens 
8 m, jo können Seitenbauten an denjelben ebenjo hoch gebaut werden, 
al3 wenn jeder Hof 6 m breit wäre; desgleichen fünnen die Hinter 
häuſer aneinanderftoßender Srundftiide eine ebenjo bemefjene größere 
Höhe erhalten, ald in $ 38 oben vorgejchrieben ijt, wenn die aneinander: 
jtoßenden Höfe Hinter diejen Hinterhäujern zuſammen eine Tiefe von 
mindejtens 8 Meter haben. 

Dieje Erleichterungen find nur dann zuläjlig, wenn: 

a) Die trennende Hofmauer nicht höher als 3,20 m, vom höchſt— 
gelegenen Hofniveau gemeſſen, ausgeführt wird; 

b) ın diejen Hofflächen feinerlei andere Bauten errichtet werden; 

c) von den beteiligten Grundbeligern für fich und ihre Rechtsnach— 
folger durch Notariatsakt, von welchem eine beglaubigte Abjchrift 
auf der Bürgermeijterei zu Hinterlegen ift, die Verpflichtung ein— 
gegangen wird, daß jolange diejes Ortsbauftatut und die Pau: 
polizeiordnung zu Necht beitehen, irgend welche Einbauten in die 
freizulafjenden Hofflächen nicht vorgenommen werden. 


Zu Art. 38 der allgemeinen Bauordnung. 
8 43. 

Wohngebäude dürfen unterhalb des ‚Friedhofes in geringerer Ent- 
fernung als 50 m, oberhalb und jeitlich desielben im geringerer Ent 
jernung al® 15 m vom Friedhofe nicht errichtet, Brunnen im geringerer 
Entfernung nicht gegraben werden. 
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Bu Urt. 40 und 41 der allgemeinen Bauordnung. 
8 44. 

Für alle Gebäude bezw. Gebäubdeteile, in welchen gewerbliche 
Betriebswertitätten eingerichtet werden jollen, die ungewöhnlich jtarfe 
Feuerung erfordern oder in denen Verarbeitung oder Lagerung leicht 
brennbarer Materialien ftattfinden foll, aljo beijpielsweije: 

a) Betriebswerfftätten für Glüh- und Schmelzöfen aller Art, Tiegel- 
gießereien, Seifen- und Firnis-Siedereien, Teer- und Delkochereien, 
Badöfen, Räucherfammern, Trodenöfen, Darren aller Art und 
Keſſelhäuſer; 

b) für Holzbearbeitungswerkſtätten, Schreiner-, Glaſer-, Dreher-, 
Wagnerwerkſtätten, ſowie Tapezierwerkſtätten, Druckereien, Gutta— 
percha-, Licht-⸗, Kautichud-, Wachstuch-, Dachpappen- und Dachfilz— 
fabriken, Aſphaltkochereien; 

c) für alle Räume, in welchen beſtimmungsgemäß größere Mengen 
brennbarer Stoffe aufbewahrt werden (Speicher, Lagerräume, 
Magazine); 

d) für alle Räume, die zum Aufbewahren von Mineralölen dienen 
und für welche die Verordnung vom 23. Dezember 1882 und 
17. Sanuar 1883 Anwendung findet; 

e) für gewerbsmäßig unterhaltene Stallungen, jowie alle fonftigen 
el: über denen ji) Räume zum längeren Aufenthalt von 
Menjchen befinden; 

f) für alle Räume, welche bejtimmungsgemäß eine größere Anzahl 
von Menjchen vereinigen, wie Theater, Berfammlungsfäle, Gajt- 
bäufer, Schulen, Klublofale, Krankenhäuſer, Fabriken; 

g) für alle Gebäude, die im unteren Zeile zu Lagerräumen oder 
Kaufläden und darüber zum dauernden Aufenthalt von Menfchen 
benugt werden, 

find zur Sicherung der etwa dabei vorfommenden Eifenfonftruftionen 
gegen TFeuersgefahr folgende Vorjchriften einzuhalten : 

1. Kappengewölbträger dürfen ohne feuerfichere Umhüllung des Unter: 
zuges nicht auf den oberen Flanſchen desjelben, jondern müſſen 
jo angeordnet werden, daß die unteren Flanjchen beider Träger 
in eine Ebene fallen. Das Gleiche gilt von den I-Trägern ebener 
oder gewölbter Betondeden, jowie von anderen ebenen majfiven 
Bwifchendede-Konjtruftionen. 

2. Die am Schildboden der Kappe freibleibende Fläche des Unter- 
zugs iſt durch Anwölbung einer Stichfappe zu deden. 

3. Die unteren Flanſchen der Dedenträger und die Flanjchen und 
Stege der Unterzüge, joweit jolche im Raume frei liegen, ſowie 
alle Guß- und Schmiedeeijen-Säulen und -Stüßen find an der 
ganzen Außenfläche mit einem Mantel von anerkannt glutficheren 
Stoffen, wie z. B. Drahtgefleht von Monier'ſchem oder Rabitz'ſchem 
Syitem, Korkiteine, Xylelith oder Formfteine aus Schamotte zu 


| ſchützen. Diejes Nioliermateral muß aber an unverbrennlichen 
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Konftruftionsteilen unter Iſolierung von jeglihem Holzwerk be- 

fejtigt werden; 

. Walzträger dürfen nur über der Mitte einer Stüge gejtoßen werden: 
. Gebäude von mehr al& zwei Gejchoffen dürfen nicht ausſchließlich 
auf Metalltonjtruftionen aufgebaut werden, es müſſen vielmehr die 

Endpfeiler aller Tragmauern, jowie die Pfeiler zu beiden 

Seiten des Hauseinganges, ſofern nach $ 37 oder 40 ein feuer: 

fiherer Durchgang erforderlich wird, maſſiv aus Steinquadern 

oder gemanert hergeitellt werden. Bon der Anordnung fteinerner 
oder ijolierter eichener Zwijchenjtügen fann abgejehen werden, wenn 
die Fafjaden und Tragmauern in jedem einzelnen Stodwerf für 
ſich tragfähig durch Walz- oder Blechträger unterftügt werden, die 
an den Endpunkten auf jteinernen Pfeilern gelagert find. 

8 45. 

Räume der in $ 44 erwähnten Art einerjeit3 und darüberliegende 
MWohngejchofje oder Verſammlungsräume, jowie die zu diefen führenden 
Treppen und Zugänge andererfeitS find durch feuerjichere Deden und 
Wände zu trennen. QTüröffnungen in jolhen Wänden müſſen durd 
hölzerne mindejtens 5 em jtarfe allerjeit3 mit Schwarzblech bejchlagene 
in einen 5 cm tiefen Stein- oder Eijenfalz einjchlagende Türen mit 
jelbjttätiger Zuwerf-Vorrichtung verjehen werden. 

8 46. 

Eijerne Tragfonftruftionen dürfen niemals auf Holz aufgelagert 
werden, jondern ſtets nur auf Quaderfteine oder Metallplatten über 
maſſivem Mauerwerk oder auf eijerne Stüßen, jofern es die Beftimmungen 
in $ 44 zulafjen. 

Merden verjchiedene Baumaterialien neben einander in tragenden 
Konftruftionsteilen verwandt, 3. B. aus Eijen und Stein, jo muß 
wenigjtens die Konftruftion in einem dieſer Materialien für ſich alle 
genigende Tragfähigkeit bejigen. 

$ 47. 

Die Scheidung der Stocdwerfe in Gebäuden mit FFeuerjtätten muß 
entweder in majliver Weile oder durch entiprechend ſtarke Balfenlagen 
geichehen, an deren unterer Seite ein Mörtelverpug anzubringen ift und 
deren Zwiſchenfüllung aus reinem trodenem und unverbrennlichem 
Material zu beitehen hat und im diefem Zuſtand erhalten werden muß. 
Organische Stoffe, Bauschutt, Kehricht, unreine Schladen und unreine 
Aſche dürfen nicht als Fiillmaterial verwendet werden. Holzdecken find 
nur zuläflig, wenn Ddiejelben vom Gebälf durch feuerficheres Material 
getrennt oder die Zwiſchendecke bis Unterflächen der Balfen mit feuer: 
jicherem Material ausgefüllt it. Die Dachbalfenlage der Wohngebäude, 
d. i. die Zwiſchendecke zwtichen dem oberjten geraden Geihoß und dem 
Dachgeſchoß, muß bis zur Oberfläche der Balfen mit jeuerficherem Material 
ausgefüllt werden. 

Die Heritellung der Deden oder Fußböden durch Balken mit ein 
facher Dielung iſt nur bei ein» und zweigeichojligen Bauten, die Wohn- 
oder Verſammlungsräume nicht enthalten, und bei Schuppen, Fabriken, 
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MWerfftätten, Magazinen und Lagerhäufern, in denen weder größere 
Mengen leicht brennbarer Materialien verarbeitet noch gelagert werden, 
zuläflig. 

8 48. 

Wo Holzbalfen oder Wechſel ohne Mauerabjag darunter und 
ohne Maueranfer direkt eingemauert werden, müfjen fie über dem Auf: 
lager entjprechend abgeichrägt oder dergeftalt übermauert werden, daß 
fie bei einem Brande aus der Mauer herausfallen fünnen, ohne leitere 
zum Umfippen zu bringen. Jeder ganz eingemauerte Balfenkopf ift gegen 
Einwirkung der Näfle des Mauerwerks jachgemäß zu jchügen. Die 
Balfenföpfe find bis nach der Rohbauabnahme für die Kontrolle frei: 
zubalten. 

8 49. 


Die Beitimmungen der 88 44 big 48 finden nur bei Neubauten 
und Umbauten Anwendung. 

Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
8 50. 

Zu allen äußeren Mauern der Bauten dürfen nur natürliche oder 
gebrannte Steine (Baditeine) oder Zementbeton, welche nur aus Zement 
und vorgenannten Materialien hergeftellt ijt, verwendet werden. 

Der Mörtel muß aus Kalt oder Zement bereitet jein. Lehmſteine 

und Lehmmörtel find jomwohl zu maſſiven Mauern, jowie zum Aus: 
— von Fachwänden oder zum Auslegen von Zwiſchengebälk un— 
uläſſig. 
Schwemmſteine, Tuffſteine oder ähnliches Material mit verhältnis— 
mäßig geringer Drudfeftigfeit dürfen nur bei Innenwänden, welche 
außer dem Eigengewicht weiter nicht belaftet jind, zum Auslegen von 
Zwijchengebälfen verwendet werden; auch fünnen ſolche Scheidewände 
nah Rabitz- oder Monier'ſcher Art mit Gypsbrettern oder Spreutafeln, 
mit Kork- oder Zementjteinen u. dgl. Materialien hergeftellt werden. 

Die Verwendung Jonftiger in der Technik bewährter Baumaterialien 
fanı mit Genehmigung der Großherzoglichen Bürgermeiſterei zugelafjen 
werden. 

8 51. 


Die Umfangsmauern der Gebäude find aus Stein oder jonjtigem 
unverbrennlihem Material herzuitellen. Das Gleihe gilt von Umbauten, 
injomweit der alte Bau dies gejtattet. 

Bei Gebäuden, die außer dem Erdgeichofie noch ein oder mehrere 
Stodwerfe haben, müfjen die Umfangsmauern im oberften Stod bezw. 
Kniejtod eine Stärfe von mindejtens 45 cm bei Bruchiteinen und von 
25 cm bei Badjteinen haben. Bei Bruchjteinmauern muß die Stärfe 
nad) unten von Stodwerf zu Stodwerf um mindejtens je 10 cm, bei 
Baditeinen für je 2 Stodwerfe um mindeitens 13 cm zunehmen. Bei 
diefen Dimenfionen find Stocdwerkshöhen nicht über 4 m im Lichten 
und Bimmertiefen nicht über 7 m angenommen; werden dieje Dimen- 
fionen überjchritten, jo find auch die Mauerftärfen entiprechend zu ver- 
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größern. Die Außenmauern von Treppenhäufern bedürfen der Ber: 
jtärfung nad) unten nicht, wenn fie 45 cm aus Bruchjtein oder 39 cm 
aus Baditeinen jtark bei nicht mehr al8 12 m Höhe geplant find. 

Bon inneren Wänden müfjen bei Gebäuden mit Umfaffungsmauern 
der eingangs erwähnten Art ganz in Stein errichtet werden: 

a) Die zur Balfenunterftüßung erforderliche Mittelwand und zwar 
wenigjten® 25 cm ftarf in den unteren Stodwerfen. In den 
zwei oberjten Stodwerfen fann jedoch die Mittelwand in Fachwert 
aufgeführt werden, wobei das Dachgeſchoß, wenn dasſelbe einen 
Knieftod mit einer Balfenlage hat und zu Wohnzmweden ganz oder 
zum Teil ausgebaut ift, als oberſtes Stocdwerf gerechnet wird. 
Sind mehr ald drei Stodwerfe vorhanden, jo muß die Mittel- 
mauer für die nach unten gelegenen Stodwerfe um mindejtens 
13 cm verftärft werden. 

b) Kellermauern aus Bruchjteinen find mindeitens je 20 cm ſtärker 
als die auffigenden Wände des Erdgejchofjes, in feinem Falle aber 
unter 60 cm ftark, auszuführen; Kellermauern aus Baditeinen 
müſſen mindeftens 13 cm ftärfer werden als die daraufjigenden 
Erdgeſchoßmauern. 


Das Aufſetzen von Stockwerken auf beſtehende Gebäude iſt nur 
dann zuläſſig, wenn die für Umfaſſungsmauern feſtgeſetzten Stärken ohne 
Anblendung von Steinen an die bejtehenden Mauern noch einzuhalten 
ſind. Ausnahmsweiſe kann indeſſen bei Aufſtellung eines einzigen Stod- 
werkes auf ein beſtehendes Gebäude die Ausführung in Holzfachwert 
geftattet werden, jofern die Beichaffenheit des bejtehenden Mauerwerts 
vollftändige Gewähr für die Feſtigkeit und Dauerhaftigfeit des Gejamt: 
baue3 bietet, worüber der für die Ausführung allein verantwortlide 
Bautechnifer nach angeftellten Unterfuchungen eine vechtsverbindliche Er: 
Härung bei Einreichung des Baugejuches abzugeben Hat, doc müfjen in 
diefem Falle die äußeren Fachwände an der Außenſeite ihrer Aus- 
mauerung noch eine mindeſtens 13 cm ſtarke Badjteinverfleidung er 
halten, welche in die Ausmanerung der Fachwerkswand einzubinden it. 

Iſt das vorhandene oberite Stockwerk bereitS in Fachwerk aut: 
geführt und erjcheint das Aufjegen eines weiteren Stodwerfes nad) 
ſtatiſchen Regeln zuläffig, jo fann diejes Stodwerf mit einfach aus 
gemauerten Fachwerfswänden ausgeführt werden, doch müſſen aladann 
die Außenwände aller zu dauerndem Aufenthalt von Menjchen dienender 
Räume durch ſachgemäß angebrachte Iſolierungen gegen allzuftarfe Ab- 
fühlung geihüßt, die Außenflächen mit einem Verputz gemäß 8 65 al. 3 
der Ausführungs-VBerordnung zur allgemeinen Bauordnung verjehen und 
die Fenfterumrahmungen mit fewerficherem Material befleidet oder mit 
feuerlicherndem Anſtrich verjehen werden. 

5 52. 

An Stelle der in $ 51 vorgefchriebenen maſſiven Ausführungs: 
weifen können leichtere Bauweisen in folgenden Fällen zur Anwendung 
fommen: 
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a) bei freiftehenden Gebäuden mit nicht mehr als zwei geraden Ge— 
Ihofien, fofern der Abſtand von den zunächit gelegenen Gebäuden 
oder der Eigentumsgrenze mindeſtens 3 m beträgt; 

b) bei Gebäuden, welche nicht mit Feuerflätten verjehen find, jofern 
fie nicht zur Aufbewahrung leicht entzündlicher oder jchwer zu 
föjchender Materialien dienen; 

e) bei einzeln ftehenden kleineren Gebäuden, wie Gartenhäufer, Wirt- 
Ihaftshallen, Defonomie-Gebäuden, Remifen u. dergl.; 

d) bei Gebäuden, welche nur vorübergehend benußt und ipäter wieder 
bejeitigt werden jollen und deren Errichtung nur unter dem Vor— 
behalte jederzeitigen Widerrufs gejtattet worden ift; 

e) bei baulichen Anlagen zu Wirtjchafts- oder induftriellen Zweden, 
fofern diejelben nicht mit Heizungsanlagen verjehen find und nur 
einftödig oder ohne trennende Balfendeden ausgeführt werden, 
3. B. Kegelbahnen, Trodenanftalten, Schuppen u. dergl.; 

f) bei Gebäuden, bei welchen zur Charafterijierung eines bejtimmten 
Bauſtiles das oberjte Stodwerf oder der Knieftod oder Giebel und 
dergl. in fichtbarem Holzfachwerk ausgeführt werden jollen, wenn 
dieſes Holzfachwerk mindeftend noch eine 13 cm ftarfe Hinter: 
mauerung von Baditeinen erhält und die unteren Stodwerfe die 
in 8 51 vorgejchriebenen Wandjtärfen erhalten, jowie die Be— 
ftimmungen in Art. 45 und 48 der allgemeinen Bauordnung und 
in $ 75 der Ausführungs-Verordnung berüdfichtigt find. 

8 53. 

Bei mehrgeichofligen Wohngebäuden iſt es unzuläffig, Faſſaden 
ganz in Eijenfachwerf herzustellen, dagegen fann bei eingejchofligen Wohn: 
häufern Eijenfachwerf Verwendung finden, wenn dasjelbe durch ſachgemäß 
angebrachte Iſolierungen gegen allzuftarfe Abkühlung geihügt wird. 
Die Umfaffungswände von Lichthöfen, Aborten, Speifefammern u. dergl. 
kleinerer, nicht zum dauernden Aufenthalt von Menjchen dienender Räume, 
jowie die von Vorpläßen und Gängen fünnen in ganzer Gebäudehöhe in 
Eijenfachtwerf hergejtellt werden, wenn fie nicht mehr als 5 m lang find, 
das Fachwerk gehörig verfteift, in den Kinotenpunften beiteng vermietet und 
eine kräftige Veranferung in jedem Stodwerf mit majjiven Mauern aus- 
geführt wird und die Beitimmungen in Art. 45 und 48 der allgemeinen 
Bauordnung jolhen Anlagen nicht entgegen jtehen. 

8 54. 

Das Sodelmauerwerf jowie der Fußboden von Wohn- und Schlaf: 
räumen im Erdgeichoffe müſſen mindejten® 75 cm über den den betr. 
Raum umgebenden Erdboden (Straße, Hof, Garten) gelegt werden. 


8 55. 

An allen Straßen, welche unter der Höhe von + 6 m über dem 
Nullpunkt des Binger Pegels liegen, dürfen Neubauten nur jo angelegt 
werden, daß fie einer ſpäteren Erhöhung der Straße von +6 m und 
höher nicht Hinderlich find. Hiernach ergibt fi) ala Fußbodenhöhe für 
Wohn- und Schlafräume im Erdgejchoß die Höhe von + 6,755 m B. 8. 
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Dieje Vorſchriften finden auch für jolche Umbauten, die emem 


Neubau gleichzuachten find und für Veränderungen des Erdgeſchoſſes 
oder größerer Teile desjelben Anwendung, jofern hierbei noch das gr 
jegliche Mindeſtmaß für die lichte Sodelhöhe verbleibt. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung und $ 78 der 


Ausführungs-Verordnung. 
$ 56. 
Nach der Straße gehende Kellerfenjterläden müſſen jo angeichlagen 


werden, daß fie fich nach Innen öffnen. 


IS 


S 57. 
Bezüglich der Außenſeite der Gebäude tft zu beachten: 


. Alle an den Straßen de3 Stadtbauplanes errichtet werdenden Ge- 


bäude müſſen bei bis zu 10 m breiter Straße mindeitens 6 m 
und bei über 10 m breiter Straße 10 m lang jein. Bei Cd: 
baupläßen darf feine der beiden Hausfajjaden Fürzer fein als vor- 
ftehend angegeben. Alle Gebäude müſſen mindejtens zweiſtöckig fein. 


. Die Höhe der Stocwerfe jolcher Gebäude muß mindeitens 3,25 m 


im Lichten betragen. 


. Neue Gebäude, welche an der Straße errichtet werden, müſſen 


längitens im dritten Jahre nach ihrer FFertigftellung mit Kalf oder 
gleichwertigem Mörtel verpugt oder angeftrichen werden. Eine 
Miichung von Farbe unter den Verpugmörtel gilt als Anstrich 
Bei Fafjaden, die aus wetterfejten und gleichfarbigen Formback— 
jteinen mit funjtgerechtem Verband hergeftellt werden, ſowie bei 
Haufteinfafjaden gilt das Werftreichen der Fugen als Verputz 
Dasjelbe gilt bei Erneuerung des Verpuges oder des Anſtrichs 
an bejtehenden Gebäuden. Der Mörtel zum äußeren Verputz darf 
feinen Zuſatz von Lehm enthalten. 

Die innerhalb des Drtsbauplans liegenden Höfe und Gärten 
müſſen gegen die Straße mit einer mindeitens 1,7 m hohen ge: 
fälligen Einfriedigung verjehen werden. Zur Einfriedigung der 
vor den Baufluchtlinien gelegenen Borgärten find eiſerne Stafeten 
auf 0,3 bis 0,5 m hohen mit Haufteinen oder wetterbejtändigen 
Formſteinen abgedecdtem Sodelmauerwerf zu verwenden. Die in 
der Baufluchtlinie herzuftellenden Einfriedigungen der Höfe umd 
Härten können jowohl gleich denjenigen der —5*— als auch 
ganz aus Mauerwerk mit Hauſteinabdeckung ausgeführt] werden. 
Die Verwendung von Tuff oder Lehmfteinen zu Einfriedigungen 
iſt nicht geftattet. 


. Zur Anlehnung eines Stalles, eines Salzmagazins, überhaupt 


eines Gebäudes, welches zur Aufbewahrung von Gegenständen be: 
ſtimmt ift, deren Zerjeßung oder Ausdünftung dem Mauerwerk 
nachteilig fein fann, an eine gemeinschaftliche oder dem Nachbar 
ausschließlich gehörende Mauer ift die fchriftliche Einwilligung des 
Eigentiimers der lebteren erforderlih. Ohne diefe Einwilligung 
muß der Stall, das Salzmagazin ꝛc. durch eine befondere Mauer 
son der benachbarten getrennt und außerdem derjenige Zwiſcheu— 


AR 
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raum zwijchen beiden Mauern gelaffen werden, welche die Bau: 
polizeibehörde in den einzelnen Fällen für nötig erachtet. 
8 58. 

Das Aeußere der Gebäude ift jo anzuordnen, daß fie im einzelnen 
vie in ihrer Gejamtgruppierung an der betreffenden Stelle nicht zur 
Unzierde gereihen. Es iſt deshalb bei allen Neubauten und Haupt— 
änderungen an der Straßenjeite, jowohl bei Gebäuden wie an Ein 
friedigungen auf eine gefällige architeftonische Ausführung Rückſicht zu 
nehmen. 


8 59. 

Bei Neu- und Umbauten darf die Neigung aller Bult- und Sattel: 
dachflächen nicht fteiler als 45° zur Horizontalen, die für Manjarden- 
dachflächen nicht über 70° (alte Winfelteilung) fein. Bei fteileren Dad): 
flächen wird derjenige Teil ihrer Höhe, welcher die Neigung eines Daches 
von 45° überjteigt, der Gebäudehühe zugerechnet. 

Ueber der zuläffigen Fronthöhe darf die Gejamtlänge der über Die 
Dadjflächen: vortretenden Auf: und Ausbauten wie Giebel, Dachfeniter 
und dergl., in halber Höhe diefer Bauteile gemeſſen, die halbe Länge 
der betreffenden Hausfajjaden micht überjchreiten. 

Das Dad) eines Gebäudes, deſſen Faſſade die zuläſſige Höhe nicht 
erreicht, fann mit bejonderer Genehmigung Großh. Bürgermeiſterei die 
vorgejchriebene Steigungslinie überjchreiten, jedoch niemals diejenige 
Höhe, die für ein Gebäude von vorjchriftsmäßiger Höhe maßgebend 
jein wiirde. 

$ 60. 

Mehrere Häuſer, welche, unter einem Dache liegend, ſich wie ein 
Gebäude darjtellen, find auch Hinfichtlich ihrer architeftonischen äußeren 
Erjheinung wie ein Gebäude zu behandeln. 

Bilden mehrere Häufer ein Gebäude, jo ift auch der Anftrich ganz 
gleich) zu Halten. Im Falle das Gebäude mehreren Beligern gehört 
und eine Einigung Dderjelben über die äußere Heritellung und deren 
Bedürfnis nicht zu Stande kommt, jo enticheidet die Großh. Bürger- 
meiiterei, weiche befugt ijt, den Anftrich nötigenfalls auf Koſten der 
Hausbeliger unter Leitung des Stadtbanamts ausführen zu lafjen. 

8 61. 

Alle an der Straße stehenden Gebäude, Mauern und jonftigen 
Einfriedigungen jind jtets in ſolchem Zuſtande des Verputzes und An— 
ſtrichs zu erhalten, daß fie für das Ausſehen der Straße nicht miß— 
tändig werden. 

Der Großh. Bürgermeiſterei jteht das Necht zu, bei Vernach— 
läſſigung der Vorderhäuſer in Putz und Anjtrich die alsbaldige Er- 
neuerung Dderjelben jelbjt bei allen alten Anlagen nach Inkrafttreten 
diejes Ortsbauſtatuts zu verlangen und nötigenfalls bei Nichtbefolgung 
binnen Jahresfriſt diefe Erneuerung auf Koſten der Beliger unter Leitung 
de3 Stadthanamtes ſelbſt auszuführen. 

s 62. 


Für den Anjtrich dürfen nicht Farben verwendet werden, welche 
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blenden oder der Gejundheit ſchädlich oder welche mißſtändig für die 
Straße jind. Weiße Farbe darf, Fenſterrahmen ausgenommen, über: 
haupt nicht verwendet werden. 

8 63. 

Wird ein Gebäude nicht unmittelbar an die Nachbargrenze ge: 
jtellt, jondern in einer jolchen Entfernung von derjelben, daß nach den 
Beitimmungen der allgemeinen Bauordnung eine Brandmauer zu er 
richten iſt, jo iſt die leßtere, jofern und foweit jie von der Straße au: 
jichtbar bleibt, architeftonisc auszubilden und binnen dreier Jahre nad 
ihrer Vollendung zu verpugen und anzuftreichen. 

Diefe Beſtimmung gilt auch für Hoffaſſaden, joweit dieje nad 
Erridtung des Vorderhaujes von der Straße aus fichtbar bleiben. 

$ 64. 

Als Regel für die Straßenfaffaden der Stadt Bingen gilt das 
geichlojjene Bauſyſtem. Es kann indeß geftattet werden, daß ein Vorder: 
haus 3 und mehr Meter von der Grenze des Nahbargrundftüces entfernt 
bleibt, wenn der Eigentümer des nach offenem Bauſyſtem bebauten 
Grundjtüds fih und jeine Nechtsnachfolger verpflichtet, die an der 
Grenze des Nachbargrundftüds errichtete oder noch zu errichtende 
Brandmauer bezw. Grenzmauer, wie in $ 63 bejtimmt, auf jeine Koſten 
auszubilden und diefe Ausbildung in gutem Zuftande zu erhalten. 


Zu Art. 69 der allgemeinen Bauordnung. 
8 65. 

It die Einteilung der Grundftücde eines durch den Ortsbauplan 
feftgeftellten Baublods oder eines Teiles desjelben in geeignete Bau 
pläße, welche nicht wenigftens den im & 3 dieſes Statut3 fejtgejepten 
Vorſchriften entjprechen, durch VBerftändigung der Beteiligten auf gütlichem 
Wege nicht herzuitellen, jo können auf Antrag eines derjelben die betr. 
Srundftüde auf dem Enteignungswege von der Stadt erworben und 
nach vorheriger Einteilung in zwedmäßige Bauplätze wieder verjteigert 
werden, nachdem vorher von der Stadtverordneten-Berfammlung be 
ſchloſſen worden ift, ob die Befugnis, bei der öffentlichen Verſteigerung 
mitzubieten, auf die enteigneten Grundeigentümer zu bejchränfen it 
oder nicht. 

8 66. 


Diefe Lofalbauordnung tritt mit deren Bekanntmachung in Wirk— 
ſamkeit und iſt von dem betreffenden Zeitpunfte an die Bauordnung 
für die Stadt Bingen vom 15. Juli 1850 aufgehoben. 

Bingen, am 30. April 1898. 

Großh. Bürgermeifterei Bingen. 
Neff. 


Abänderung der Baupolizei-Ordnung für Die Gemeinden 
des Kreiſes Bingen (vom 1. Mat 1894). 

Mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 16. Jun 

1599, zu Nr. M.d. J. 17499, unter Zuftimmung des Kreisausſchuſſes 
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wird $ 25 I. Abſatz 1, Ziffer 4 und Abjab 2 der Baupolizeiordnung 
für die Gemeinden des Kreijes Bingen vom I. Mai 1894 wie folgt 
abgeändert: 

8 25. 


Auffihtsgebühren. 

I. Für Befichtigung von Gebäuden, einſchließlich der in denjelben 
befindlichen Feuerungsanlagen, von Umänderungen, von Gebäuden und 
von Sellern: 

I. bei einem Bauwerte bis zu 1500 Mi. . . . 2... 3 ME 

2. bei einem Baumerte von über 1500 bis 5000 Mt... 5 
3. bei einem Bauwerte von über 5000 bis 10000 Mt 7 
4. bei einem Bauwerte von über 10000 ME. fürje5000ME. 2 

mehr, jedoch höchſtens . . 30 

Für Befichtigung mehrerer zu derfelben Hofreite gehöriger Ge— 
bäude und ſonſtiger genehmigungspflichtiger Bauten desſelben Beſitzers 
jedoch zuſammen höchſtens 30 Mk. 

Bingen, 21. Juni 1899. 

Großh. Kreisamt Bingen. 
Spamer. 


" 
" 


” 


Der $ 57, Biffer 2, des Drtsbauftatuts für die Stadt Bingen 
vom 30. April 1898 erhält auf Grund Beſchluſſes der Stadt: 
verordneten-VBerfammlung vom 16. Dftober 1899 und mit Genehmigung 
Großherzoglichen Miniſteriums des Innern vom 10. Nov. 1899 zu 
Kr. M. d. J. 31506 folgende Faljung: 

„Die Stodwerfshöhe der Hauptgeichoffe in Vordergebäuden an 
über 8 m breiten Straßen muß mindeftens 3,23 m, der Hauptgeſchoſſe 
in Bordergebäuden an Straßen bis zu 8 ın Breite 2,80 m und im 
übrigen für bewohnte und Arbeitsräume 2,50 m im Lichten betragen.“ 

Bingen, den 22. November 1899. 

Großh. Bürgermeifteret Bingen. 
Neff. | 





Nachtrag zum Ortsbauftatut für die Stadt Bingen 
vom 30. April 1898. 

Auf Beſchluß der Stadtverordneten:Berjemmlung vom 8. Februar 
1901 wird mit Genehmigung des Großherzoglichen Minifteriums des 
Innern vom 26. Augujt 1. 38. zu Nr. M. d. J. 15558 in dag Ortsbau— 
jtatut vom 30. April 1898 als $ 13a der nachjtehende Nachtrag eingefügt: 

$ 19a. 

1. In Gemäßheit der Beltimmungen der 88 12 und 13 des 
Drt3bauftatuts find nur diejenigen Straßenherftellungsfoften zurückzu— 
erheben, die jeit Inkrafttreten des Ortsbauftatut3 von der Stadt auf: 
gewendet worden ind. 

2. Straßenherjtellungsfoften find zu erheben, bezw. Sicherheits- 
leitung ift zu verlangen, jobald in den nachjtehend verzeichneten Straßen 


— 
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und Straßenteilen auf einem feither unbebauten Grundſtücke oder Grund— 
jtüdöteile ein neues Gebäude errichtet wird, und zwar in dem dabaı 
bezeichneten Umfange: 

A. Für die Strede der Mainzerjtrage von der Nochusitrage ab 
bis zur öftlichen Grenze der Ejpenjchied’schen Hofreite, Flur V Ar. 5 
und 4 und bezw. der evangeliichen Stirche die Kojten ir 

a) die durch Auf und Abtrag an dem Bürgerjteig vorfommendea 
Erdarbeiten und Fuhrleiftungen, 
b) Herftellung der Bürgeriteige. 

B. Für die daran anschließende Strede der Mainzerjtraße bis ju 
der wejtlihen Grenze des Grumdftüdes von Meß, Flur V Nr. 50 
und 56°1o: 

die oben unter A a und b bezeichneten, ſowie die Koften für die 

Anlage des Gojjenpflafters und die Entwäfjerungsanlagen aus 

ichlieglich derjenigen für deu Einbau des Hauptfanals. 

C. Für die zwischen dem Meß'ſchen Beſitztume und der Gemarkung 
Nempten gelegene Strede der Mainzerjtraße: 

die oben unter A a und b aufgeführten Koften, ſowie die Koſten 

des Hauptfanals. 

Das für die Strede A der Mainzerftraße Gejagte foll auch An— 
wendung finden für die Bahnhofſtraße. 

D. ‚Für die Hafenjtraße bis zu dem 1. Üebergange weftlich von 
Bahnhofs- — — 

die geſamten in $ 12 des Ortsbauſtatuts aufgeführten Koſten. 

BE. Für den Teil der Oberen Vorſtadt zwiſchen Bahnhof und 
Hotel Viktoria: 

die Koſten nach) $ 12 des Ortsbauſtatuts, Po}. a, b und d. 

F. Für das Rheinkai: 

die Koſten nach $ 12 des Ortsbauſtatuts, Poſ. b, ce und d. 

G. Für Die Bingerbrüder Straße (Weg nad) der Eijenbahnbrüde): 

die often nach $ 12, Bol. b, d, e des DOrtsbauftatuts. 

H. Für das Nahekai bis zur Einmündung der Naheſtraße: 

die Koften nach $ 12, Bo). b und d des Drtsbauftatuts. 

I. Für das Nahefai von da bis zur Drufusbrüde : 

Die Stoften nad) $S 12, Poſ. b, d, e, fowie des Goffenpflajters. 

K. ‚Für die Sunesheimer Landſtraße: 

die Koſten nach $ 12, Poſ. a des Ortsbauſtatuts. 

L. ‚Für die Nabeftraße: 

die Koſten nad) $ 12, Poſ. d des Drtsbauftatuts. 

M. Für die Drujusitraße (bis jegt hergeftellter Teil): 

die Koſten nach $ 12, Poſ. a, b, c, d des Ortsbauftatuts, jedoch 

ohne Goſſenpflaſter. 

N. ‚Für den Bienengarten von Flur I Nr. 867 "io ab: 

die Nojten nah S 12, Poſ. a, b, e, d, e des Ortsbauftatuts. 
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0. Für die Sahne. 

bie Koſten nach S 12, Poſ. a bis e, ausschließlich der Kojten sub 

F 12c, auf die Breite des vorhandenen Feldwegs. 

P. Für die Schloßbergitraße von der Eifeljtraße bis zur Ru— 
pertusjtraße: 

die Koften nah $ 12, Poſ. a, b, c, d und e des Drtsbauftatuts. 

Q. Für die Mariahilfitraße zwiſchen Schloßbergftraße und Eingang 
zur Burg Klopp: 

die Kojten nach $ 12, Poſ. a, b, c, joweit die vorhandene Straße 

nicht gepflajtert war, jind Bo). d. 

R. Für die Mariahilfitraße vom Eingang zur Burg Klopp bis 
zur Rochusſtraße: 

die Koften nah $ 12, Poſ. d des Ortsbauftatuts. 

S. Für die NRupertusjtraße bis zur Einmündung der Scloß- 
bergitraße: 

die Kojten nach $ 12, Poſ. a, b, c, d des Ortsbauſtatuts. 

T. Für die Martinjtraße: 

die Kojten nach $ 12, Poſ. d des Ortsbauftatuts. 

U. Für die Friedhofitraße bis zum FFriedhoftor : 

die Koften nach $ 12, Poſ. a, b, c, d, e, joweit die Straßenver- 

breiterung neue Kojten erforderlich macht. 

V. Für die Rochus-Allee bis zum Friedhoftor: 

die Koften nah 8 12, Poſ. a, b, e, d, e des Ortsbauftatuts. 

W. In allen übrigen Fällen bei dem Anbau an neue Straßen 
und Straßenteile: 

die Koſten nach $ 12, Poſ. a, b, c, d, e des Ortsbauſtatuts. 

Bingen, am 10. September 1903. 

Sroßherzoglihe Bürgermeifterei Bingen. 
Ne 1 


Nachtrag zu dem Ortöbauftatut Der Gemeinde Büdesheim 
vom 25. Auguſt 1893. 

Mit Genehmigung Großh. Minijteriums des Innern vom 
17. Februar 1905, zu Nr. M. d. 3. 3505, werden auf Bejchluß des 
Gemeinderats von Büdesheim jowie nach Anhörung der Großh. Bürger: 
meifterei Büdesheim und nad) Begutachtung jeitens des Kreis-Ausſchuſſes 
des Kreiſes Bingen zu dem Ortsbaujtatut der Gemeinde Büdesheim 
vom 25. Auguft 1893 folgende Nachtragsbeitimmungen erlafjen : 


Zu Urt. 29 und 59 der NN Bauordnung. 


Sl 
Auf dem jüdlich der Kreisſttaße Bingen —Büdesheim nad) Bingen 
zu gelegenen Gelände, deſſen Einteilung laut genehmigtem Bebauungs- 
plan bereits jtattgefunden hat, dürfen Gebäude nur tm Billenjtil und 
weder Ardeiterwohnungen noch ?Fabrifen errichtet werden. 
— 


— 


a, 


> 
[5 
[5 
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Zu $ 18 der Ausführungsverordnung zur allgemeinen 
Bauordnung. 


8 2. 

In allen Straßen, in welchen durch den genehmigten Bebauungs- 
plan Vorgärten vorgejehen find, dürfen dieſe VBorgärten in der Regel 
nur als Biergärten angelegt und müfjen jedenfall® immer in gefälligem 
Ausjehen unterhalten werden. 

Zu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8 3. 

Bei der Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer 
ſchon bejtehenden Straße jowie bei dem Anbau an jchon vorhandenen 
bisher unbebauten Straßen und Straßenteilen ift von den am die 
Straße angrenzenden Grundbefigern ein Beitrag zu den Kojten der 
Chauſſierung der Fahrbahn zu leijten, jobald auf ihren betreffenden 
Grundftüden neue Gebäude an die meue Baufluchtlinie zu ftehen 
fommen. 

Diejer Beitrag ift, bevor die Genehmigung zur Errichtung der 
Gebäude erteilt wird, an die Gemeindekaſſe abzuführen oder durch eine 
von dem Gemeindevorjtand zu bejtimmende Kaution ficher zu ftellen. 

Der Beitrag beträgt unbejchadei der Beitimmung in Artifel 21, 
Abi. 1 Sat 2 der allgemeinen Bauordnung: 

a) Bei Bauten in dem neu zu errichtenden Willenviertel an der 
Kreis- bezw. Bingerjtraße pro Ifd. Meter TFrontlänge 15 ME, 
wobei den Bauenden gleichzeitig die Pflicht auferlegt wird, die 
neu zu erridtende Straße duch Zufuhr von Erde ꝛc. auf das zu 
bejtimmende Niveau zu erhöhen. 

b) Bei Neubauten au allen übrigen Hauptitraßen, injoweit dieje noch 
unbebaut jind, deren Niveau aber bereits fejtgejtellt ift, ebenfalls 
15 Mt. pro fd. Meter Frontlänge. 

ec) Bei Errihtung von Bauten an neu angelegten und an bisher 
noch unbebauten beitehenden Seitenftraßen 10 ME. pro Lfd. Meter 
Frontlänge unter der gleichen Berpflichtung wie am Schlufje zu a. 

Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
4 


84. 

In dem Villenviertel hat der Bauende eine Sockelhöhe von 1,50 m, 
bei Neubauten in den übrigen Zeilen der Gemeinde eine jolche von 
mindeftens 1 m über dem höchſten PBunfte der Straßenfahrbahn inne 
zu halten. 

Biüdesheim, den 24. Februar 1905. 

Großh. Bürgermeistereı Büdesheim 
Braden. 


Drtsbauftatut für Die Gemeinde Dromersheim. 

Mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 1. Aprıl 
1899 zu Nr. M. d. 3. 9199 iſt durch Beichluß des Gemeinderats der 
Gemeinde Dromersheim vom 28. Januar 1899 auf Grund des Art. 2 
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der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 1881 und der 88 3—9 
der Verordnung über Ausführung derjelben vom 1. Februar 1882 
nachſtehendes Ortsbauſtatut errichtet worden. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 


ge 
Bei Anlegung neuer oder bei der Verlängerung jchon beftehender, 
jowie bei dem Unbau an vorhandene, jedod) bisher unbebaute Straßen 
und Straßenteile haben die Angrenzer den Koftenaufiwand für die Er- 
werbung des zur Straße nötigen Geländes der Gemeinde zu erjegen, 
Jobald auf ihren angrenzenden Grundjtücden neue oder ältere Gebäude 
an die neue Baufluchtlinie zu ftehen fommen oder ihren Ausgang nad) 

der neuen oder verlängerten Straße erhalten. 
2 


Zu dieſer Verpflichtung fünnen die an einer Straßenjeite an 
grenzenden Eigentümer nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite, 
und wenn dieſe Breite mehr al3 16 m beträgt, nicht für mehr als 
8 m Breite herangezogen werden. 


3. 

Bei Berechnung der Koſten ſind die Koſten der geſamten Straßen— 
anlage, einſchließlich der auf die Straßenkreuzungen fallenden, zuſammen 
zu rechnen und den Eigentümern nach Verhältnis der Länge ihrer die 
Straße berührenden Grenze zur Laſt zu legen. In dieſe Berechnung 
iſt jedoch eine Vergütung für das Gelände der in die neu anzulegende 
Straße fallenden, der Gemeinde gehörigen Wege und Straßen nicht 
aufzunehmen, ſolches vielmehr von der Gemeinde unentgeltlich zur 
Straßenanlage zu verwenden. 

84. 

Bei Neuanlegung von Straßen haben die Angrenzer auf die 
Länge ihres Beſitztums Goſſen nebſt Fußſteigen in der Breite von 
2 m zu pflaſtern. Die Goſſenrinne iſt mit gerichteten Steinen zu pflaſtern. 

Bingen, 1. April 1899. 

Großh. Kreisamt Bingen. 
Spamer. 


Ortsbauftatut für Die Gemeinde Gau: Algesheim. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der SS 3—5, 7 und 9 der Ausführungs-Verordnung zu 
verjelben vom 1. Februar 1882 ift durch Beichluß des Gemeinderats 
zu Gau-Algesheim nach Anhörung des Kreis-Ausichuffes des Kreijes 
Bingen und mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 
23. Dftober 1901 zu Nr. M. d. 3. 31093 für die Gemeinde Gau- 
Algesheim nachſtehendes DOrtsbauftatut errichtet worden. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 


Bei der Anlegung einer neuen, oder der Verlängerung einer fchon 
bejtehenden Straße, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandene bisher 
unbebauten Straßen und Straßenteile haben die an die Straße an- 
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grenzenden Eigentümer im Berhältniß der Länge ihrer die Strafe be- 
rührenden Grenze bis zur Hälfte der Straßenbreite (bei einer Straßen: 
breite von mehr als 16 m nur für 8 m Breite) die Mehrkoſten der 
Erwerbung von Straßengelände über den Preis von Mf. 6 pro Quadrat: 
Klafter zu tragen bezw. an die Gemeinde zurücdzuvergüten. 

Die Zahlung Hat zu geichehen, jobald auf den betreffenden Grund- 
ftücen neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu jtehen 
fommmen oder ihren Ausgang nad) der neuen Straße erhalten. 

Die Erhebung und Beitreibung der zu zahlenden SKoften, deren 
Berechnung gemäß Art. 21 Abi. 2 der allgemeinen Bauordnung Itatt- 
zufinden hat, erfolgt auf dem für die Erhebung und Beitreibung der 
Gemeindeeinkünfte vorgejchriebenen Wege. 

$ 2. 

Die Kojten der Chauffterung oder Bflafterung von neuen Straßen 
und der dabei anzulegenden Goſſen trägt die Gemeinde. Dieielbe bat 
das jich ergebende Negenwafjer abzunehmen. Die Biürgeriteige werden 
bei Herftellung der Straße nach einer einheitlihen VBorjchrift von der 
Gemeinde auf Koften der anliegenden Befiger errichtet. . Die Bürger: 
jteige jollen auf 10 Meter breiten Straßen auf beiden Seiten der Straße 
je eine Breite von 1,50 m erhalten. 

S 3. 

Bei Pflajterung bisher macadamijierter Straßen, jowie Erbreiterung 
und Neuregulierung ſchon vorhandener Straßen werden die Bürger: 
jteige auf Koften der Anwohner hergeitellt. Das bei der Erbreiterung 
von Straßen in den Straßenfürper fallende Gelände wird den Eigen 
tümern vergütet. Ueber die Höhe der Vergütung entjcheidet von ;yall 
zu Fall der Gemeinderat. Die Kojten der Um: oder Neupflafterung 
ſchon bejtehender gepflaiterter Straßen infl. der Bürgerſteige trägt die 
Gemeinde. 

Zu Art. 29 Ab. 1 der allgemeinen Bauordnung. 

84. 

Beim Anbau an neue Straßenanlagen ſowie bei Neuregulierung 
ſchon beſtehender Straßen ſoll in der Regel das zu erbauende Wohn— 
haus mit der Trauf- oder Giebelſeite in die Baufluchtlinie geſtellt 
werden. Jedoch ſteht es dem Gemeinderate frei, nach Maßgabe des 
Bauplatzes eine andere Anordnung der Lage des Gebäudes zu ge 
nehmigen. 

Zu Art. 29 Abi. 1 der allgemeinen Bauordnung. 

Defonomie- und jonjtige Nebengebäude, wie Stallungen, Scheunen, 
Remiſen, Waſchküchen, Abtritte 2c. tollen in der Negel nicht an die 
öffentlihen Straßen und Plätze geitellt werden. Ausnahmen hiervon 
find nur bei äußeriter Naumbeichränfung und unter der Bedingung zu 
zulafjen, daß derartige Nebengebäude Ausgänge nad) der Straße nıdı 
erhalten und das Anſehen der Straße micht beeinträchtigen. Die Aus 
nahmen bedürfen der Zuſtimmung des Gemeinderats. 
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Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
S 6. 

An die Hauptitraßen, nämlich nad Frei-Weinheim und Appenheim 
zu, jollen in der Regel nur zweiftödige Gebäude errichtet werden; mit 
ihnen gleichwertig zu erachten find Gebäude mit ausgebauter Manjarde 
oder jog. holländiichen Dad. 

Bingen, den 26. Dftober 1901. 

Großh. Kreisamt Bingen. 
S 


Mit Genehmigung des Großh. Miniſteriums des Innern vom 
16. Oktober 1901 zu Nr. M. d. J. 29473 wird auf Antrag des Ge— 
meinderat3 von Kempten nad) Anhörung des Kreisausſchuſſes dem Orts— 
ſtatut zum Ort3bauplan für die Gemeinde Kempten vom 17. Sept. 1890 
folgende Beſtimmung angefügt: 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung, $ 78 der 
Ausführungsverordnung hierzu. 
84. 

Für neue Straßen von geringerer Breite als 8 m ijt die Er- 

rihtung nur 1 bis 1'/8 ſtöckiger Häuſer gejtattet. 





Mit Genehmigung Großherzoglihen Minifteriums des Innern 
vom 16. Oftober 1901 zu Nr. M.d. 3. 29473 und nad) Zuftimmung 
des Kreisausjchufjes, jowie nad) Anhörung der Gemeindevertretung und 
der Drtöpolizeibehörde von Kempten erhält das Lofalpolizeireglement 
für die Gemeinde Kempten vom 17. September 1890 folgenden Zuſatz: 


Zu Art. 31 der allgemeinen Bauordnung. 


8 8. 

Die größte zuläfjige Höhe der Privatgebäude an beiderjeit3 an- 
gebauten oder anzubauenden Ortsſtraßen von einer Breite von 8 m oder 
darunter darf, von der Straßenoberfläche bis zur Dachtraufe gemefjen, 
nicht mehr al3 10 m betragen. 

Bingen, 13. März 1902. 

Großherzogliches Kreisamt Bingen. 
Spamer. 


DOrtsbauftaiut für Die Gemeinde Nieder Ingelheim. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881, jowie der 88 3—9 der Verordnung über Ausführung derjelben 
vom 1. Februar 1882 wird auf Beichluß des Ortsvorjtandes zu Nieder- 
Ingelheim nach VBernehmung des Kreisausfchuffes und mit Genehmigung 
Großherzoglichen Minifteriums des Innern und der Juſtiz vom 14. April 
1900 zu Nr. M.d. 3. 11037 folgendes Ortsbauftatut für die Gemeinde 
Nieder- Ingelheim errichtet: 
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81. 

Der Bauende Hat das zur neuen Straße erforderliche Gelände, 
joweit fein Befigtum reicht, bis zur Hälfte der Straßenbreite unentgelt- 
ih an die Gemeinde abzutreten. Gemeindewege, die durch Eröffnung 
neuer Straßen in Wegfall fommen, werden von der Gemeinde zu Guniten 
der neuen Straßen verwendet; d. 5. das Weggelände, welches durd) ver: 
änderten Straßenzug in Wegfall fommt und etiva an die Angrenzer der 
einen Seite abgetreten wird, wird als in der Mitte der neuen Straße 
liegend gedacht und haben demnach die Angrenzer der beiden Straßen: 
jeiten zu gleichen Zeilen zum Straßengelände beizutragen. 

In gleicher Weiſe ift zu verfahren, wenn die neuen Straßenlinien 
auf der einen Seite mehr und auf der anderen Seite weniger uber die 
Grenzen der jeitherigen Gemeinderwege abjchneiden; auch dann ſoll das 
Straßengelände von beiden Seiten zu gleichen Teilen der Gemeinde zur 
Verfügung geftellt werden. 

Im Falle die Gemeinde gendtigt war, zum Zwecke der Eröffnung 
einer Straße das Straßengelände zu erwerben, fo jind die Koſten der 
Erwerbung dieje3 Geländes von den Angrenzern, jobald fie ihre am die 
Straße grenzenden Grundjtüde bebauen, vor Beginn des Baues zurüd- 
zuvergüten. 


8 2, 

Solange die Berpflihtung der Gemeinde zur Herftellung einer 
Straße nad) Maßgabe des Art. 20 der allgemeinen Bauordnung nod 
nicht eingetreten ift, haben diejenigen, welche an derjelben bauen wollen, 
auf ihre Koften für die richtige Ableitung des Waſſers, jowie für die 
Gang: und Fahrbarmadjung der Straße zu jorgen. 

3 


Alle neu zu errichtenden Gebäude müſſen mit der XTrauf- oder 
Giebeljeite an die Straße zu jtehen kommen. 

Ausnahmen von diejer Bejtimmung find nur mit Genehmigung 
des Gemeindevorjtandes geitattet. 

84. 

Zur Sicherung der in $ 1 letzter Abſatz und 82 genannten Ver— 
pflihtungen fann von dem Grundeigentümer die Hinterlegung einer 
Kaution, deren Art und Höhe der Gemeindevorstand zu beftimmen hat, 
verlangt werden, bevor die Genehmigung zur Gebaude-Erridytung erteilt 
wird. Die Kaution ift bei dem Grofberzoglichen Bürgermeiſter zu 
hinterlegen, welcher für gehörige Aufbewahrung und demnächſtige Rüd- 
gabe derjelben Sorge zu tragen hat. 

Bingen, den 21. April 1900. 

Sroßherzogliches Kreisamt Bingen. 
Spamer. 


DOrtsbauftatut für Die Gemeinde Budenheim. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 

1881 und der SS 3 bis 5, 7 und 9 der Ausführungsverordnung hierzu 
vom 1. Februar 1882 wird zufolge Beſchluſſes des Gemeinderats nad) 
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zuftimmender Begutachtung durch den Kreisausſchuß mit Genehmigung 
des Großh. Minifteriums des Innern vom 19. November 1903 zu Nr. 
MM. d. J. 31094 für die Gemeinde Budenheim nachjtehendes Drtsbau- 
ftatut erlafien. 

Zu Art. 10 der allgemeinen Bauordnung. 


8 1. 
Die im ‚Drtöbauplan mit den Buchjtaben G. O. N. bezeichnete 
Straße nördlich der unteren Heidesheimerjtraße darf nur an der Sübdjeite 
mit Gebäuden bejegt werden. 
Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


8 2. 
Zur Benugung als Bauplatz ift eine Fläche nicht mehr geeignet: 

a) wenn fie weniger als 80 qm enthält, 

b) wenn auf ihr fein Gebäude von mindestens 6,50 m Front und 
7,00 m Tiefe mit zweijeitiger Beleuchtung unter Wahrung der 
Borjchriften der Artifel 37 und 38 der allgemeinen Bauordnung 
errichtet werden fann. 

Zu Urt. 17 der allgemeinen Bauordnung. 


8 3. 

Sind zum Zwede der Schließung eines Gemeindewegs Grund- 
jtüicfe jeitens der Gemeinde erworben worden, jo werden bdiejelben auf 
Berlangen der unmittelbar angrenzenden Grundbefiger an dieje in Eigentum 
abgetreten unter folgenden Bedingungen : 

a) Das Verlangen muß innerhalb einer Friſt von ſechs Monaten 
nad) erfolgter Erwerbung diejer Grundſtücke jchriftlih bei Großh. 
Bürgermeifterei fundgegeben werden. 

b)3Die Anlieger müfjen fich bereit erklären, für das am fie abzu- 
tretende Gelände der Gemeinde die vollen Koften der Erwerbung 
der Grundftücde zurüdzuzahlen. Aus dem Preife des Geländes 
und den Unfoften bei der Erwerbung berechnet fich mit Rüdjicht 
anf die Größe der Fläche der Einheitspreis, welcher pro Quadrat- 
meter von den Anliegern zu zahlen ıft. 

Der zur Abtretung kommende Gemeindeweg iſt mit gleichem 
Preife pro Quadratmeter der Gemeinde zu vergüten wie Die 
Grundſtücke. 

War der Preis bei der Erwerbung mehrerer Grundſtücke in 
der neuen Straße verſchieden, jo wird ein Mittelpreis für den 
Berfauf aus den Gejamtkojten der Erwerbung feitgeftellt. 

Den Gejamtfojten der Erwerbung werden auch Zinjen zu 4°/o 
des Erwerbspreijes von der Zeit des Erwerbs durch die Gemeinde 
zugeichlagen, im Falle fich die Erwerbung ſeitens der Anlieger 
durch ihre Schuld über acht Monate, von der Zeit der Erwerbung 
an gerechnet, verzögert. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 

4 


Außerhalb des Bereiches des Ortsbauplanes dürfen neue Gebäude 
nicht errichtet werden, ſofern es fich nicht um Fabriken umd ſonſtige 
32* 
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Anlagen handelt, welche in bebauten Quartieren für die Beliger oder 
Bewohner der benachbarten Grundftüde und bezw. Gebäude erheblic: 
Nachteile oder Beläjtigungen herbeiführen fünnten. 

Zu Urt. 20 der allgemeinen Bauordnung. 


8 5. 

Die Eröffnung der im Drtsbauplan vorgejehenen Ortsſtraßen er 
folgt nad) dem jeweiligen Bedürfniffe durch) Beſchluß des Gemeinderat:. 
Borher wird die Gemeinde das in die zu eröffnende Straße fallende 
Gelände erwerben und die Straße für den Öffentlichen Verfehr und den 
Anbau fertigitellen Taffen. 

8 6. 

Die Herftellung und Eröffnung einer Straße muß aber, abgejeheı 
von dem in Art. 20 Abſ. 1 der allgemeinen Bauordnung vorgejehenen 
alle, jedenfall dann erfolgen, wenn die Befiger der an die Straße 
angrenzenden Baupläge entiprechenden Antrag jtellen und wenn diejelben 
mindestens zwei Drittel der Gejamtlänge beider Straßenfronten inne 
haben und ſich gleichzeitig zur fofortigen Hinterlegung einer Kaution 
erbieten, auf welche die Bejtimmungen des $ 15 dieſes Statut: An 
wendung finden. 

S 7. 

In noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, welche nad 
diejen Straßen ihren Ausgang haben follen, nur dann errichtet werden, 
wenn fie fi) an jchun erbaute Häufer unmittelbar anreihen. 

$ 8. 

Abgeſehen von dem in $ 7 gedachten Falle kann die Ausführung 
von Gebäuden an den im Ortsbauplan vorgejehenen, aber noch nicht 
eröffneten Straßen dann gejtattet werden, wenn der Baulujtige 

a) das Vorhandenjein eines fahrbaren Weges zu dem Bauplage nadı 
weiſt oder einen jolchen ſofort auf eigene Koften herſtellt; 

b) für Bejeitigung des Abwaſſers durch Anlage einer wajjerdichten 
Grube oder einer Gofje jorgt, deren Beichaffenheit im Baubejcheide 
vorzufschreiben iſt; 

e) dartut, Daß durch den betreffenden Bau die zwedmäßige Einteilung | 
des in Frage fommenden Bauquartiers in Baupläge nicht ge 
hindert wird. 

Zu Art 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8.9, 

Bei Anlegung einer neuen, bei Verlängerung einer bejtehenden 
Straße ſowie bei dem Anbau an jchon vorhandenen, bisher unbebauten 
Straßen und Straßenteilen haben die an die Straßen angrenzenden 
Grundbeiiger den Aufwand für die Erwerbung des zur Straße nötigen 
Geländes zu tragen oder zu erjeßen, jobald auf ihren betreffenden Grund: 
ſtücken neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu jtehen 
fommen oder ihren Ausgang nach der neuen Straße erhalten. Zu 
dieſer Verpflichtung können die an eimer Straßenjeite angrenzenden 
E:- "mer micht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite, und wenn 


— 
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diefe Breite mehr als 16 m beträgt, nicht für mehr als 8 m heran: 
gezogen werden. 


g 10. 

Bei Berechnung der Geländefojten find die Koften des gefamten 
Geländes einjchlieglih der Koften für die auf die Straßenfreuzung 
fallenden Flächen zujammen zu rechnen und den Eigentümern nad) Ver— 
hältnis der Länge ihrer die Straße berührenden Hofreitegrenzen zur 
Lat zu legen. 

In dieje Berechnung ift jedoc, eine Vergütung für das Gelände 
der in die neuanzulegende Straße fallenden, der Gemeinde bereit3 ge- 
hörigen Wege und Straßen nicht aufzunehmen; jolches iſt von der Ge- 
meinde unentgeltlich zur Straße zu verwenden. 

1] 


Der Gemeinderat bejchließt im jedem einzelnen Falle, immwieweit 
das Gelände nad) Maßgabe der fejtgejegten Baufluchtlinie an die Ge: 
meinde abzutreten ilt. Derjelbe wird den Wert des zur Straße fallenden 
Geländes abjhägen. Auf Grund diefer Abſchätzung ftellt die Bürger— 
meijterei die Berechnung auf und teilt diejelbe dem Eigentümer mit. 

12. 

Wenn eine gütliche Einigung über die nad) $ 11 ftattfindende 
Feitiegung mit den Eigentümern nicht zu erzielen ift, fo fommen die 
Borjchriften des Gejeges über die Enteignung von Grundeigentum zur 
Anwendung. 

g 13. 

In den in $ 9 genannten Fällen haben die Grundbefiger außer- 
dem noch die Hälfte der Kojten zu übernehmen, welche durd) Herrich- 
tung der Öffentlichen Fußwege (Fußiteige) mit Pflafter und Kantfteinen 
aus Melaphyr oder anderem gleichwertigem Material entjtehen, jedoch 
nicht über eine Breite von 2 m. Dieje Koften werden nach Verhältnis 
der Länge der die Straße berührenden Grenze berechnet, unter Mit- 
einrechnung der Kojten der auf Straßenfreuzungen fallenden Fußweg— 
flähen. Es dürfen den Grundbefigern jedoch) nur die Koften des 
Materials, jowie der Arbeitslohn, welcher bei Pflafterung der Fußwege 
und dem Seßen der Kantſteine erforderlich ift, angerechnet werden. 
Ueber die Breite der Fußwege, jowie die Zeit und Art ihrer Herftellung 
bejchließt der Gemeinderat. Die Koftenberechnung wird durch Großher: 
zogliche Bürgermeijterei aufgeſtellt und den Beteiligten mitgeteilt. 

14 


Hinfichtlicd) der in $ 13 genannten Fußwege tritt die Verpflichtung 
der Anlieger zur Uebernahme der Heritellungsfojten ſchon gleich bei Er- 
Öffnung der neuen Straße und nicht erjt an dem Zeitpunfte ein, wo 
das betreffende Grundſtück bebaut wird. 

g 15. Ä 

Zur Sicherung der in 88 9 und 13 genannten Verpflichtungen kann 
von dem Grundeigentümer die Hinterlegung einer Kaution, deren Höhe 
der Gemeinderat zu bejtimmen hat, verlangt werden, bevor die Genehmi- 
gung zur Gebäude-Errichtung erteilt wird. 
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Die Kaution ift bei dem Großh. Bürgermeister zu binterlegen, 
welcher für die gehörige Aufbewahrung und demnächitige Rückgabe der: 
jelben Sorge trägt. 


8 16. 

Die Erhebung und Beitreibung der auf Grund der in SS 9 und 13 
enthaltenen Verpflichtungen zu zahlenden Koften erfolgt auf dem für die 
Erhebung und Beitreibung der Gemeinde- Einkünfte vorgejchriebenen Wege. 

$ 17. 

Die Koften einer Umlegung oder Neuanlage von Fußwegen in 

bereits bejtehenden Straßen find von den Anliegern nad) 8 13 zu tragen: 

a) wenn ſeit der erjten zu Laften der Anlieger erfolgten Heritellung 

der Anlage mindestens 25 Jahre vergangen find; 
b) wenn Fußwege erneuert werden müſſen, deren Anlage feinerzeit 
nicht zu LZaften der Anlieger erfolgte; 

c) wenn Fußwege in einer Straße angelegt werden, wo jolche jeither 
noch nicht vorhanden waren; 
wenn Fußwege, die feither nur mit Kies hinterfüllt waren, ge 
pflaftert werden jollen. Wird das Aufreißen und Wiederheritellen 
von Fußwegen durch die Anlieger veranlaßt, jo werden die er- 
forderlichen Arbeiten auf Koften derjelben ebenfall3 durch die Ge— 
meinde vorgenommen. Die Notwendigkeit der Umlegung oder 
Neuherftellung eines Fußweges unterliegt der Beſchlußfaſſung des 
Gemeinderats und fommt e3 hierbei nicht darauf an, ob fich die Fuß— 
wege vor dem einen oder anderen Haufe in einem Zuftande befinden, 
welcher die Erneuerung nicht unbedingt notwendig erjcheinen läft. 

$ 18. 

Die Koften werden bei diefen Fußwegherftellungen von den An- 
liegern innerhalb jechs Monaten nach der Ausführung erhoben und 
erforderlichen Falles nad) den Vorſchriften des 8 16 beigetrieben. Tie 
Borlage an die Bauhandwerfer leiftet die Gemeinde. 

Detaillierte Berechnungen über den Beitrag werden für die Be 
teiligten auf der Bürgermeifterei zur Einficht offen gelegt. 

$ 19. 

Der Wert des alten Material® wird den Anliegern nicht zugute 
gerechnet. Die Gemeinde, welche die Unterhaltung bis zur nächſten Neu: 
heritellung übernimmt, verwendet oder veräußert das Material zu 
eigenem Nutzen. 


d 


— 


8 20. 

In jedem Falle der Neuherſtellung oder Umlegung eines Fuß— 
weges wird von den Anliegern nur Erſatz für die wirklich von der 
Gemeinde geleisteten Auslagen nah 8 13 verlangt. 

Zu Urt. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
& 21. 

Stallungen, Scheunen, Speicher, Remiſen, Waſchküchen, Abtritte 
und ähnliche Anlagen dürfen in der Negel nicht an öffentliche Straßen 
und Plätze geftellt werden. 

Ausnahmen hiervon fünnen bejonderer Verhältnijje wegen unter 
der Bedingung zugelafien werden, daß derartige Nebengebäude mit dem 
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Hauptgebäude in gefällige architeftonijche Verbindung gebracht werden 
und für ji) das Ausſehen eines Wohnhaufes erhalten. 
Zu Urt. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
22. 
Das Zurückſetzen von Gebäuden hinter die Straßenfludhtlinie kann 
unter folgenden Bedingungen geitattet werden: 

a) Die zuriidverlegte Baufluchtlinie muß mit der Straßenfluchtlinie 
in der Regel parallel laufen und mindeftens 3,00 m von [eßterer 
entfernt jein. 

Das zwiſchen der Straßen und der Baufluchtlinie liegende Gelände 

darf nur mit Gartenanlagen oder ſonſt nicht mißftändigen Anlagen 

verjehen werden. 

Das vorgedachte Gelände iſt alddann mit bis zur Straßenflucdt- 

linie vorzurüdendem, maſſivem Sodel von nicht über 0,75 m 

Höhe und darauffigendem, gefälligen, eilernen oder hölzernen 

Stafetengeländer einzufriedigen. Auch andere Materialien fünnen 

in gefälliger form Anwendung finden. Die Gejamthöhe der Ein: 

friedigung muß 1,60 bi3 1,80 m betragen. 

d) Die infolge des Zurücdjegens der Gebäude von der Strafe aus 
fihtbaren Seitenwände der Nachbarhäufer und Grenzmauern 
der Nachbarhofreiten find auf Koſten des Beſitzers des zurück— 
jtehenden Haufes entiprechend zu deforieren oder mindeſtens glatt 
zu verpußen und anzuftreichen. 


b 


— 


C 


— 


23. 

In denjenigen Straßen, wo im Ortsbauplan Vorgärten vorgeſehen 
ſind, dürfen letztere in der Regel nur als Ziergärten angelegt und 
müſſen jedenfalls immer in gefälligem Ausſehen unterhalten werden. 

Scheidemauern und Wände im Vorgartenland dürfen die Höhe 
von 1,80 m nicht überſteigen. 

Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
24 


Die Umfangswände aller Wohnhäuſer müſſen in der Regel maſſiv 
in Mauerwerk ausgeführt werden. Dasfelbe gilt für alle mehrſtöckige 
und alle Gebäude mit Feuerungsanlagen, welche im Bereiche des Orts— 
bauplanes aufgeführt werden jollen. 

Wird bei Gebäuden beabfichtigt, einzelne Teile der Umfangswände 
an Knieſtöcken, Giebeln, Zwerghäufern ꝛc. zur Charakterifierung eines 
beitimmten Bauftil3 in Fachwerk auszuführen, jo fann dies unter be- 
jonderen im Baubejcheid vorzuschreibenden Bedinqungen gejtattet werden. 

Bei allen Wohn- und Fabrikgebäuden, die im Hochwafjergebiet 
des Rheins errichtet werden, muß der Fußboden im Erdgeſchoß min 
deiten® 6,25 m über dem Nullpunkt des Mainzer Pegels relativ liegen. 
Die Höhe des Sodels darf bei majliven Gebäuden nicht unter 30 cm 
betragen. 

Zu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
25. 
Die Fafjade jedes an einer Öffentlihen Straße oder an einem 


EN 2 
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Plage zu errichtenden Gebäudes muß mindejtens 6,50 m lang jein. 
Ausnahmen hiervon find nur zuläjlig, wenn: 
3) der Neubau als Teil eines fchon bejtehenden, dem Baulujtigen 
gehörigen Gebäudes angejehen werden fann; 
b) die örtlichen Verhältnifje dazu zwingen, unter jenes Maß herunter 
zu gehen. Bei Edhäujern muß die eine Faſſadenlänge wenigitens 
7,50 m betragen. 
g 26. 

Die geringite zuläflige Höhe eines jeden Stockwerks beträgt 2,80 m 
im Lichten. SKnieftöde und Manfardendäher mit Zwerghäufern find 
hierbei nicht als bejondere Stodwerfe anzujehen, müſſen jedoch im Lichten 
mindeſtens 2,40 m Hoch jein. Die geringjte Höhe eines an einer öffent 
fihen Straße oder an einem Plate zu errichtenden Gebäudes muß jo: 
nad), von Oberfante Sodel bis zum Dachgeſims gemejjen, 4 m betragen. 

$ 27. 

Bei allen Neubauten und Hauptveränderungen von Gebäuden an 
der Straßenfeite ift auf eine gefällige architektoniſche Ausführung Rüc— 
fiht zu nehmen. Dasſelbe gilt für Einfriedigungen und jonjtige Bauten, 
welche an der Straßenjeite neu hergeftellt oder wejentlid) verändert 
werden jollen. 

8 28. 

Borjtehendes Statut tritt mit dem Tage jeiner Bekanntmachung 
in Kraft. 

Budenheim, am 5. Dezember 1903. 

Großherzogliche Bürgermeifterei. 
Unfelbhäußer. 
Drtsftatut für Die Gemeinde Efienheim. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der 88 3—9 der Ausführungs-VBerordnung zu derjelben,vom 
l. Februar 1882 wird auf Beichluß des Gemeinderat? zu Eſſenheim, 
nach Anhörung der Großherzoglichen Bürgermeifterei dajelbft und Begut— 
ahtung durch den Kreisausſchuß des Kreiſes Mainz, mit Genehmigung 
des Großherzoglichen Meinifteriums des Innern vom 18. Juni 1897 zu 
Kr. M. d. J. 13953 für die Gemeinde Efjenheim nachjtehendes Orts: 
ſtatut errichtet. 

81. 

Die Bebauung der Straßen hat nad) den für die einzelnen Straßen 
und Baugquartiere fejtgejtellten und vom Großherzoglichen Minifterium 
des Innern genehmigten Ortsbauplan zu erfolgen. 

8 2. 

In den noch nicht eröffneten, in dem Bauquartier der Käferbein 
projeftierten Straßen joll das Bebauen in der Regel nur an den Enden, 
welche auf eine eröffnete Straße angrenzen, gejtattet werden. 

Mit dem Bebauen der in dem Ortsbauplan mit A—B und G—L 
bezeichneten Straßen joll zunächjt der Anfang gemacht werden. Die 
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Eröffnung weiterer Straßen hängt von dem jeweiligen Bejchluffe des 
Ortsvorſtandes ab. 


8 3. 

Der von der Käferbeinsgafje jüidlich führende Weg foll bis zum 
Schnitt mit der erjten von Südweſten nach Nordojten ziehenden Quer— 
ſtraße (die Strede ift im Ortsbauplan mit Y—Z bezeichnet) als Feld— 
weg erhalten bleiben, und iſt deſſen Bejegung mit Gebäuden ausgeſchloſſen. 

Das Gebiet des im Jahre 1857 gejchlojjenen Friedhofs bleibt 
von der Bebauung ausgejchlojien. 


4. 

Der Bauende hat das zu einer neuen Straße erforderliche Gelände, 
joweit fein Beſitztum reicht, an die Gemeinde abzutreten und zwar frei 
von Lajten. Zur Zahlung des Kaufpreifes ift die Gemeinde erjt dann 
verpflichtet, wenn der größte Teil der nenen Straße, bis zur nächjten 
Duerjtraße gerechnet, als bebaut anzujehen ift oder auch wenn in der 
neuen Straße, die von feiner Querſtraße durchjchnitten wird, fich fünf 
Hofreiten unmittelbar an einander anreihen. 

Bi zu diefem Zeitpunkt bleibt e3 den Belikern unbenommen, das 
vor ihren Hofreiten liegende Gelände einzufriedigen, jedoch in der Weife, 
Daß zum ungehinderten VBerfehr ein Weg von 3,75 m Breite offen bleibt. 

5 


Für die im $ 2 bezeichneten Straßen, welche zuerjt bebaut 
werden jollen, beträgt der Kaufpreis pro Quadratmeter Straßengelände 
eine Mark — Bfennig. 

Fit das Gelände mit Bäumen bepflanzt, fo werden diejelben durch 
den Gemeinderat tariert und wird durch die Gemeinde Erſatz für 
diejelben geleiftet. 


8 6. 

Wenn eine gütliche Einigung über die nach SS 4 und 5 jtatt- 
findenden Feſtſetzungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen ift, jo 
fommen die Borjchriften des Gejeßes über die Enteignung von Grund: 
eigentum zur Anwendung. 

8 7. 

So lange in der neuen Straße nicht mindeftens fünf Hofreiten 
fih unmittelbar ameinanderreihen, und zwar bei einfeitig bebauten 
Straßen auf der einen Seite, bei zweijeitig bebauten Straßen auf beiden 
Seiten zufammengenommen, fann weder auf Chauffierung, noch Pflafterung 
der Goſſen, noch auf Kanäle, Wajjerleitung oder Beleuchtung Anjprud) 
gemacht werden. 

8 8. 

Bei der Anlage einer neuen oder Verlängerung einer jchon be- 
jtehenden Straße hat die Gemeinde das erforderliche Gelände hierzu zu 
erwerben, mit dem Vorbehalt des Rechts, von den angrenzenden Grund- 
befigern, jobald auf ihren betreffenden Grundftüden neue oder ältere 
Gebäude au die neue Baufluchtlinie zu stehen kommen, oder ihren 
Ausgang nad) der neuen Straße erhalten, die Hälfte des Erwerbs: 
preiſes zurückzuerheben. 


Br * 
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Zu diejer Verpflichtung fünnen die an eine Straßenjeite angrenzenden 
Eigentümer nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite berange- 
zogen werden. 

In diefe Berechnung ift jedoch eine Vergütung für das Gelände 
der in die neu anzulegende Straße fallenden, der Gemeinde bereits ge— 
hörigen Wege und Straßen, nicht aufzunehmen, ſolches ift vielmehr von 
der Gemeinde unentgeltlic zur Straßenanlage zu verwenden. 


8 9. - 
Die Laſten, welche die Anlieger bei den Straßenanlagen zu tragen 
haben, beftehen, wenn diejelben das anliegende Straßenterrain bereits 
bejigen, in der unentgeltlichen, foften- und lajtenfreien Abtretung von 
einem Bierteile de3 zur Straße notwendigen Geländes längs der ganzen 
Hofreite an die Gemeinde. 
Dieje Beitimmung findet erjt Anwendung, jobald das in Betracht 
fommende Grundftüd bebaut wird. 
$ 10. 
Vorſtehendes Ortsſtatut tritt mit dem Tage jeiner Bekannt— 
mahung in Kraft. 
Ejjenheim, den 8. März 1899. 
Sroßherzogliche Bürgermeifterei Efjenheim. 
echent. 


Ortöbauftatut für Die Gemeinde Gonfjenheim. 

Auf Grund des Artikels 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der 83 3—9 der Ausführungs: 
Verordnung zu derjelben vom 1. Februar 1882 wird auf Beichluf des 
Semeinderat3 der Gemeinde Gonjenheim vom 14. Dftober 1898 mit 
Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 21. Dezember 1898 
für die Gemeinde Gonjenheim nachitehendes Ortsbauſtatut errichtet: 


Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
E:1, 

Bei Anlegung einer neuen, bei Verlängerung einer bejtehenden 
Straße, jowie bei dem Anbau an Schon vorhandene, bisher unbebaute 
Straßen und Straßenteile haben die an die Straße angrenzenden Grund: 
bejiger den Aufwand für die Erwerbung des zur Straße nötigen Ge— 
ländes zu tragen und bezw. zu erjegen, jobald auf ihren betreffenden 
Srundjtüden neue oder ältere Gebäude an die Baufluchtlinie zu fteben 
fommen, oder ihren Ausgang nach der neuen Straße erhalten. Zu 
dieſer Verpflichtung fünnen die an eine Straßenfeite angrenzenden 
Eigentümer nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite heran: 
gezogen werden. 

8 2. 


Bei Berehnung der Geländekoſten find die Koſten des gejamten 
Geländes, einschlieklich der Koſten für die auf die Straßenfreuzungen 
fallenden Flächen, zujammenzurechnen und den Eigentümern nad Ber: 
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hältnis der Länge ihrer die Straße berührenden Grenze zur Laſt zu 
legen. In diefe Berechnung ift jedoch eine Vergütung für das Gelände 
der im die neu anzulegende Straße fallenden, der Gemeinde bereit3 ge- 
hörigen Wege und Straßen nicht aufzunehmen, ſolches vielmehr von 
der Gemeinde unentgeltlich zur Straßenanlage zu verwenden. 

S 3. 

Die Großherzogliche Bürgermeifterei beftimmt im jedem einzelnen 
Falle, inwieweit das Gelände nad) Maßgabe der feſtgeſetzten Bauflucht- 
(inien an die Gemeinde abzutreten ift. Der Gemeinderat wird jodann 
den Wert des zur Straße fallenden Geländes abſchätzen. Auf Grund 
diejer Abſchätzung Stellt die Bürgermeifterei die Berechnung auf und 
teilt diejelbe dem Eigentümer mit. 


8 4. 

Wenn eine gütliche Einigung über die nad) 8 3 ftattfindenden Feſt— 
ſetzungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen ift, jo fommen Die 
Borichriften des Gefeges über die Enteignung von Grundeigentum zur 
Anwendung. 

855. 


Die Erhebung und Beitreibung der auf Grund der in den vor— 
bemerkten Paragraphen enthaltenen Verpflichtungen zu zahlenden Koſten 
erfolgt auf dem für die Erhebung und Beitreibung der Gemeinde-Ein- 
fünfte vorgejchriebenen Wege. 

86. 


Zur Sicherung der in 8 1 genannten Verpflichtungen kann von 
dem Grundeigentümer die Hinterlegung einer Kaution, deren Höhe der 
Gemeindevorftand zu bejtimmen hat, verlangt werden, bevor die Ge— 
nehmigung zur Gebäudeerrichtung erteilt wird. Die Kaution iſt bei 
der Großherzoglichen Bürgermeifterei zu Hinterlegen, welche für ge— 
hörige Aufbewahrung und demnächjtige Rückgabe derjelben Sorge trägt. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 


87. 
Das Zurücjegen der Gebäude Hinter die Straßenfludht kann nur 
unter folgenden Bedingungen vorgenommen werden: 

a) Das zwijchen der Straßen: und Baufluchtlinie liegende Gelände 
darf nur als Vorgarten benußt und nicht mit irgendwie miß— 
ftändigen Anlagen verjehen werden. 

b) Die Vorgärten find alsdann mit bis zur Straßenfluchtlinie vor- 
zurücendem majlivem Sodel und gefälligem eifernen Stafeten- 
geländer einzufriedigen. Die vorerwähnten Sodel find in jauber 
ausgefugtem Mauerwerk von gut gebrannten Badjteinen herzu— 
ftellen, jowie mit einer in Zementipeis ausgeführten Baditein- 
vollung, in welche Haufteine für die Stafetenpoften eingelegt find, 
zu verfehen. Statt der Baditeinrollung können auch Dedplatten 
aus Hauftein angewendet werden. Die Ausführung des Sodels 
ganz aus Haufteinen iſt gleichfalls zuläflig. 
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Die Höhe des Sodels darf höchſtens 0,75 m umd nicht unter 
0,50 m betragen. 
Die Scheidemanern an den Seiten der Einfriedigungen find ın 
gleicher Weiſe herzuſtellen. 
Mainz, den 30. Dezember 1898. 
Großherzogliches Kreisamt Mainz. 
v. Gagern. 


Nachtrag zum Ortsbauftatut für Die Gemeinde Gonſenheim. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der 88 3—9 der Verordnung vom 1. Februar 1882, die 
Ausführung der allgemeinen Bauordnung betreffend, wird durch Be— 
ichluß des Gemeinderats vom 21. Februar 1900 nad Anhörung dei 
Kreisausschuffes und mit Genehmigung Großherzoglichen Minifterium: 
des Innern vom 12. Juni 1900 zu Nr. M. d. %. 15894 das folgende 
Ortsbauſtatut errichtet: 

81. 


Die an der alten Heidesheimerjtraße zwiſchen Budenheimerjtraßke 
und der Heidesheimerjtraße, ſowie die an der Budenheimerjtraße von 
der alten Heidesheimerjtrage nach der Kapelle Hin zu errichtenden Ge: 
bäude müſſen mindejtens 6'2 m von der Straßenfludtlinie zurüdbleiben. 


S 2. 

Auf den im $ 1 bezeichneten Straßenftreden dürfen nur frei- 
jtehende, villenartig aufgeführte Wohnhäufer in Minimalabjtänden 
von 4 m von der jeitfihen Nachbargrenze errichtet werden. Bei Ed- 
plägen müſſen die beiden Straßenfronten in gefälligen architektoniſchen 
Formen ausgebildet werden. 

83. 


Die Einfriedigungen in den Straßenfluchtlinien müfjen in ge: 
fälliger Ausführung mittelft durchbrochenen Latten- oder Eiſengitters 
erfolgen. Bretterwände oder gejchloffene Mauern von mehr als I m 
Höhe find unzuläſſig. 

84. 

Die Abfall- und Tagwaſſer dürfen nicht nach der Straße ab— 

geleitet werden. 
8 5. 

In der Budenheimerſtraße von der alten Heidesheimerſtraße nach 
der Kapelle zu, und zwar auf beiden Seiten der Straße, iſt die Be— 
nutzung eines Grundſtücks als Bauplatz nur geſtattet, wenn die Minimal— 
front der Hofreite 20 m beträgt. 

S 6. 

Sofern die Gemeinde die Herjtellung der Budenheimerjtraße be- 
Ihließt, haben Die Eigentümer der überbauten angrenzenden Grund- 
ſte Goſten der Herjtellung des Trottoir® vor ihren Anmwejen 
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zu tragen. Die Gemeinde fann vor Behändigung des Baubejcheids 
Kautionzstellung verlangen. 


Gonjenheim, den 18. Juni 1900. 
Großherzogliche Bürgermeijterei Gonfenheim. 
Beder. 


Nachtrag zum Ortsbauftatut für Die Gemeinde Gonfenheim. 
Auf Grund des Gemeinderatsbeichlufjeg vom 29. Dftober 1903 
wird mit Genehmigung des Großherzoglichen Minijteriums des Innern 
vom 12. Januar 1904 zu Nr. M.d. J. 35140 folgender Nachtrag zum 
Drtsbauftatut für die Gemeinde Gonfenheim vom 30. Dezember 1898 
erlafjen. 
L 
Un Stelle der SS 1, 2 und 7 treten folgende Beſtimmungen: 
Bu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8 1. 

Bei Anlegung einer neuen, bei Verlängerung einer bejtehenden 
Straße, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandene, bisher unbebaute 
Straßen und Straßenteile haben die an die Straße angrenzenden 
Grundbejiger den Aufwand für die Erwerbung des zur Straße nötigen 
Geländes, fowie die -Koften der Erdarbeiten zur Einebnung der Straßen 
und Straßenfreuzungen, einjhl. Stellung des etwa nötig werdenden 
Auffüllmaterials, nebjt den Koften der Gofjen zu tragen und bezw. zu 
erjegen, jobald auf ihren betreffenden Grundſtücken neue oder ältere 
Gebäude an die Baufluchtlinie zu ftehen fommen, oder ihren Ausgang 
nach der neuen Straße erhalten. Zu dieſer Verpflichtung fünnen Die 
an eine Straßenfeite angrenzenden Eigentümer nicht für mehr als die 
Hälfte der Straßenbreite herangezogen werden. 


82. 

Bei Berechnung der Koſten ſind die Koſten der geſamten Straßen— 
anlage, joweit fie nad) 8 1 erjegt werden müſſen, einſchl. der Koſten 
für die auf die Straßenkreuzungen fallenden Flächen, zufammenzurechnen 
und den Eigentümern nach Verhältnis der Länge ihrer die Straße 
berührenden Grenze zur Laſt zu legen. In dieſe Berechnung ift jedoch 
eine Vergütung für das Gelände der in die neu anzulegende Straße 
fallenden, der Gemeinde bereit3 gehörigen Wege und Straßen nicht 
aufzunehmen, jolches vielmehr von der Gemeinde unentgeltlich zur 
Straßenanlage zu verwenden. 

8 2a. 

Außer den vorjtehenden Verpflichtungen haben die Beſitzer zu den 
an neu anzulegenden Straßen angrenzenden Grundftüden auch die Koften 
der erjten Herjtellung der vor ihren Grundjtüden Hinziehenden öffentlichen 
Fußwege nach Verhältnis ihrer die Straßen berührenden Grenzen zu 
tragen rejp. zu erjegen. Die Art der Befeftigung der Fußiteige wird 
durch Gemeinderatsbejchluß beitimmt. 
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Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
87. 
Das Zurüdjegen der Gebäude Hinter die Straßenflucht fann nur 
unter folgenden Bedingungen vorgenommen werden: 

a) Das zwilchen der Straßen- und der Baufluchtlinie liegende Ge- 
fände darf nur als Vorgarten benutzt und nicht mit irgendiwie 
mißftändigen Anlagen verjehen werden. Die zurüdverlegte Bau- 
fluchtlinie joll mit der Straßenfluchtlinie tunlichjt parallel Laufen, 
jofern nicht in einer Entfernung von mindeften® 10 m von leßterer 
das Gebäude errichtet wird. Wo im Ortsbauplan eine von der 
Straßenfluht verichiedene Baufluchtlinie fejtgefegt worden ift, 
darf nur an dieſer gebaut werden. 

b) Die Borgärten find alsdann mit bis zur Straßenfluchtlinie vor: 
zurücdendem majfivem Sodel und gefälligem eifernen oder hölzernen 
Stafetengeländer einzufriedigen. 

Die Höhe des Sockels darf höchſtens 0,75 m und nicht unter 
0,50 m betragen. 
Die Sceidemauern an den Seiten der Einfriedigungen find in 
gleicher Weije herzuitellen. 
II. 
Mit Inkrafttreten der vorftehenden Beſtimmungen verlieren die 
jeitherigen 88 1, 2 und 7 des Drtsbauftatuts ihre Giltigfeit. 
IH. 


Borjtehender Nachtrag tritt mit dem Tage feiner Verkündigung 
im Kreisblatt in Kraft. 
Gonſenheim, den 21. Februar 1904. 
Sroßherzogliche Bürgermeifterei Gonfenheim. 
Beder. 


Baupolizei-Ordnung für Die Gemeinde Koftheim. 

Auf Grund des Art.2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der 88 3, 4, 6, 8 und 9 der hierzu erlaffenen Ausführungs: 
verordnung vom 1. ‚Februar 1882, wird nad) VBernehmung des Ge 
meinderat3 und der Drt3polizeibehörde mit Zuftimmung des Kreisaus— 
Ichuffes und mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 
5. April 1905 zu Nr. M. d. J. 9205 nachjtehende Baupolizeiordnnung 
erlaljen. 

j Mbleitung Des Negen: und Abiallwailers. 
Zu Urt. 32 und 33 der allgemeinen Bauordnung und $ 52 
der Ausführungs-VBerordnung. 
81. 

Die unmittelbar an der Strafe gelegenen Gebäude müfjen zur 
Ableitung des Regen- und Abfallwafjers mit Dachfandeln und bis auf 
den Boden gehenden Abfallröhren verjehen fein. Wo dies noch nicht der 
Fall it, muß innerhalb jechs Monaten nach Jufrafttreten diefer Bau— 
polizeiordnung bezw. nach ‚zertigitellung des Straßenfanald auf An- 
ordnung Großh. Bürgermeifterei diefe Einrichtung getroffen werden. 
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Bei Neubauten und Umbauten von bejtehenden Gebäuden, jowie 
bei Umänderung des Fußſteigs ift die Dachabwäfjerung in genügender 
Tiefe unter dem Boden bis in die bejtehenden Kanäle und, wo ſolche 
noch nicht beftehen, bis zu deren Erbauung in die Gojjen zu leiten. 

Die jonjtige Abwäſſerung vorhandener Hofreiten hat, infofern ein 
Straßenfanal vorhanden ijt oder demnächſt hergejtellt wird, innerhalb 
der Frift von 6 Monaten nad Inkrafttreten diefer Baupolizei Ordnung, 
auf Anordnung Großh. Bürgermeifterei durch unterirdiſche Seitenfanäle 
zu gejchehen. 

Bei allen diefen Abführungen von Waſſer oder anderen Flüſſig— 
feiten aus den Hofreiten in die Straßenfanäle find die von Großh. 
Bürgermeifterei jeweilig gegebenen Vorſchriften zu befolgen. 


Bu Art. 61 der allgemeinen Bauordnung. 
8 2. 

Räume, die fi) zum Teil unter der Erdoberfläche befinden 
(Souterrains), dürfen unbejchadet der Beltimmungen des S 20 der 
Baupolizeiordnung für die Landgemeinden des Kreiſes Mainz vom 
28. März 1899 nur dann zu Wohn- oder Schlaträumen, zu Werf- 
jtätten oder Arbeitsräumen benußt werden, wenn die lichte Höhe min- 
dejtens 2,50 m beträgt und der Fußboden nicht tiefer als 1 m unter 
dem Straßenpflajter Liegt. 

Die Umfafjungsmauern der benügten Räume find gegen Eindringen 
von Erdjeuchtigfeit zu tjolieren. 

Die evenfieröffnungen müffen ein lichte Maß von mindeſtens io 
der Bodenfläcdhe desjenigen Raumes haben, den fie beleuchten jollen. 


Zu Urt. 77 der allgemeinen Bauordnung und 8 101 der 
Ausführumgsverordnung. 


8 3. 

Mit den Verpubarbeiten in Wohngebäuden dar während der Zeit 
vom 1. April bis 30. September erjt einen Monat und während der 
Zeit vom 1. Dftober bis 31. März erft zwei Monate nad) der Rohbau— 
Abnahme begonnen werden. Die Rohbau-Abnahme kann erit jtattfinden, 
wenn das Dach fertig eingededt und die Ausfüllung des Zwiſchen— 
gebälfes vorgenommen ift. 

Wohnungen in neuen Häufern dürfen nicht früher als 3 Monate 
nad) der Rohbau:Abnahme bezogen werden. 


Zu Urt. 80 der allgemeinen Bauorodnung. 


84. 

Berfehlungen gegen die VBorjchriften gegenmwärtiger Baupolizei- 
Ordnung, ſowie des Ortsbauftatuts vom 17. Dftober 1899 und Nach— 
tragd vom 9. März 1900 werden, joweit nicht die einjchlägigen Bor: 
ſchriften des Neichsitrafgejeßbuches und des Bolizeiftrafgejeges Platz 
greifen, nad) den Beftimmungen des Art. 80 der allgemeinen Bau— 
ordnung beitraft. 
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8 5. 
Borjtehende Baupolizei-Drdnung tritt mit dem Tage ihrer Ber: 
öffentlihung im Sreisblatt in Kraft. | 
Mainz, den 1. Mai 1905. | 
—— Kreisamt | 
v. Öagern. 


DOrtsbauftatut für die Gemeinde Zaubenheim. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der SS 3—5, 7 und 9 der Ausführungsverordnung Hierzu 
vom 1. Februar 1382 wird zufolge Beſchluſſes des Gemeinderats nad) 
zuftimmender Begutachtung durch den Kreisausſchuß mit Genehmigung 
des Großherzoglichen Minifteriums des Innern vom 30. Juni zu Nr. 
M. d. 3. 13794 für die Gemeinde Laubenheim nachitehendes Orts— 
bauftatut erlafjen. 

Zu Urt. 10 der allgemeinen Bauordnung. 
l 


8 1. 
Die Bebauung der Straßen hat nad dem für die Gemeinde 
Laubenheim fejtgeitellten Bebauungsplan zu erfolgen. Der Ortsbauplan 
liegt auf der Großh. Bürgermeifterei Yaubenheim zur Einficht offen. 
Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


8 2. 

Zur Benutzung als Bauplag ift eine Fläche nicht mehr geeignet: 

a) wenn fie weniger al3 100 qm enthält und 
b) wenn fie nicht wenigftens eine Front von 8 m und eine Tiefe 

von 7,50 m befißt. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 

8 38. 

Außerhalb des Bereichd des Drtsbauplanes dürfen neue Gebäude, 
mit Ausnahme von Fabriken, die eine Beläftigung im Gefolge haben 
können, in der Regel nicht errichtet werden. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
84. 

1. Ueber die Eröffnung und Herſtellung einer neuen Straße inner— 
halb des Ortsbauplans beſchließt der Gemeinde-Vorſtand. Die 
Gemeinde iſt jedoch zur Herſtellung der im Ortsbauplan vorge— 
geſehenen Straßen verpflichtet, wenn an ſolchen zu beiden Seiten 
oder, wo nur eine Straßenſeite zum Bebauen beſtimmt iſt, an 
dieſer Seite neue oder ältere Gebäude an beſtehende Straßen ſich 
in ſolcher Weije anreihen, daß der größere Teil der neuen Straße, 
bi8 zur mächjten Querſtraße gerechnet, als bebaut anzujehen tt. 

Iſt die alsbaldiae Ausführung einer jolchen Gebändereihe gelichert, 
jo hat die Gemeinde die Straßenfläche injoweit zu erwerben und 
zu ebnen, als erforderlich ift, um eine Zufahrt zu jener zu er 
öffnen und hat weiter die für den Ablauf des Waſſers erforder: 
(ihen vorläufigen Einrichtungen zu treffen. 


IS 
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3. In den noch nicht eröffneten Straßen foll das Bebauen nur an den 
Enden, welche auf ſchon eröffnete Straßen aufftoßen, geftattet werden. 
4. Soll außer dem im Abſatz 3 vorgejehenen Falle ein Gebäude in 
einer noch nicht eröffneten Straße errichtet werden, jo fann dies 
nur nah Anhörung und mit Zuftimmung des Gemeinderat3 und 
unter der Vorausſetzung geichehen, daß der Bauende das zur 
neuen Straße erforderliche Gelände, foweit fein Beſitztum reicht, 
volljtändig frei von allen Laften umentgeltlid) der Gemeinde vor— 
erjt in Eigentum überjchreiben läßt. Jedoch foll die endgültige 
Beitragspflicht des Bauenden für die Gelände- und Straßenkojten 
bei der demnächjtigen Anlage der Straße gemäß $ 5 geregelt werden. 
Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
5 


Bei der Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer 
ſchon bejtehenden Straße ift der Aufwand für die Erwerbung des zur 
Straße nötigen Geländes und für die Erdarbeiten zur Herftellung des 
Straßentörpers nad) dem zum Ortsbauplan gehörigen Nivellement, jowie 
für die Pflaſterung der Gofjen von den an die Straßen angrenzenden 
Grundbefigern zu tragen, jobald auf ihren betreffenden Grundftüden 
neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu ftehen kommen 
oder ihren Ausgang nach der neuen Straße erhalten. Zu diefer Ver: 
pflichtung. fünnen die an einer Straßenjeite angrenzenden Eigentümer 
nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite, und wenn dieje Breite 
mehr als 16 m beträgt, nicht für mehr als 8 m herangezogen werden. 

Bei Berechnung der Geländefoften find die Koften de3 gefamten 
Geländes, einjchließlich der Koften für die auf die Straßenfreuzungen 
fallenden Flächen, zufammenzurechnen und den Eigentümern nad) Ver— 
hältnis der Länge ihrer die Straße berührenden Grenze zur Laft zu 
legen. Ebenjo haben die anliegenden Grundbefiger bei Anlegung einer 
neuen oder Verlängerung jchon beitehender Straßen die Kojten der Her- 
jtellung der Fußjteige vor ihren Grundſtücken nad) dem Verhältnis der 
Frontlänge zu tragen, bezw. zu erſetzen. 

Zu Urt. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
6 


Räume, in denen Rauch, Dampf oder übelriechende Quft erzeugt 
wird, dürfen Deffnungen nach der Straße nicht haben. 
Liegen dieje Räume Hinter der Baufluchtlinie, jo muß die Ent- 
fernung der Deffnung von derjelben mindeſtens 5 m betragen. 
Zu Art. 38 der allgemeinen Bauordnung. 
7 


7 
Auf der nördlichen und öftlichen Seite des Friedhofes dürfen neue 
Wohngebäude und neue Brunnen in einer geringeren Entfernung ala 
100 m nicht angelegt werden. 
Zu Urt. 44 der allgemeinen Bauordnung. 


8 8. 
Der Gebäudefodel und die Fußbodenhöhe des Erdgefchofjes muß 
bei Wohngebäuden mindeftens 50 cm über der Straßentrone Liegen. 


83 


514 III. Ortöbauftatuten und Lofal-Baupolizei-Orbnnungen. 


Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 9. 
Die geringjte zuläjlige Höhe eines Stodwerf3 joll 2,80 m im 
Lichten betragen. Kniejtöde und Manjarden-Dächer mit Zwerchhäuiern 
gelten nicht als Stodwerf, müſſen jedoch im Lichten mindejtens 2,40 m 


hoch jein. 
10. 


Bei allen Neubauten und Hauptveränderungen von Gebäuden an 
der Straßenjeite iſt auf eine gefälige architektoniſche Ausführung Rüdjicht 
zu nehmen. Dasſelbe gilt für Einfriedigungen und jonjtige Bauten, 
welhe an der Straßenjeite neu hergejtellt oder weſentlich verändert 
werben follen. 


s 11. 
Diefes Statut tritt mit dem Tage jeiner Veröffentlihung in Kraft. 
Laubenheim, den 28. September 1903. 
Sroßherzogliche Bürgermeifterei Laubenheim. 
Günther. 


Auszug aus dem Ortsbauftatut und Der Baupoligeiordnung 
für die Stadt Mainz. 
Ortsbauſtatut. 
847. 

Gegenwärtiges Statut tritt, ſofern in 8 48 nichts anderes be— 
ſtimmt iſt, zwei Monate nach feiner erſten Verkündigung *) in Kraft. 
Bon diefem Zeitpunkt an treten außer Kraft: 

a) die Vollzugs- und ortsftatutarischen Vorjchriften vom 12. April 
1887 zu den Gejegen, betr. die Ausführung des Bebauungsplanes 
für die Erweiterung der Provinzialhauptitadt Mainz vom 23. Jun 
1875 und 28. Dezember 1876; 

b) das Statut vom 2. September 1887, betr. die Bebauung des 
Baugeländes innerhalb des Stadtgebietes zwiſchen der Rheinſtraße 
bezw. der Nheinallee und dem Feitungsabjchluß ; 

c) die Lofalpolizei-Verordnung vom 24. Dezember 1895, betr. die 
Zugänglichkeit der Gebäude; 

d) alle früheren, dem gegenwärtigen Statut widerfprechenden Be 
jtimmungen. 

$ 48. 

Baupläne, welche vor dem Inkrafttreten diefes Statuts die bau- 
polizeiliche Genehmigung erhalten haben, fünnen auf Grund der früheren 
Beitimmungen ausgeführt werden, wenn auch mit der Ausführung zur 
Zeit der erjten Verkündigung noch nicht begonnen iſt. Die Verlängerung 
der Genehmigungsfrift eines folchen Baubeicheides gemäß Art. 74 der 
allgemeinen Bauordnung fann jedoch nicht mehr erteilt werden. 

Baugejuche, welche nad) dem Tage der eriten Berfündigung ein 
gereicht werden, unterliegen den neuen Beftimmungen. Dasjelbe gilt 


®) Die erfte Verkündigung fand am 30. Auguſt 1898 ftatt. 
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für den Fall, daß eine nad) den neuen Beftimmungen genehmigungs- 
pflichtige Bauausführung ohne Genehmigung begonnen ift. 


Baupolizeiordnung. 


8 91. 

Die Beamten der Baupolizei haben das Recht, jederzeit die Bau- 
ftelle, die Anlagen und Einrichtungen zu befichtigen und Zumiderhand- 
lungen gegen die Bauvorjchriften entgegenzutreten. Die Bürgermeijterei 
fann im Falle von Zumiderhandlungen die Weiterführung des Baues 
unterjagen. 

Erweiſt jih zur Vornahme einer Unterfuchung eine YAufräumung 
und dergl. auf der Bauftelle für notwendig, jo ift der Bauherr ver- 
ee fie auf Verlangen des befichtigenden Beamten vornehmen zu 
aſſen. 

So lange die Treppen im Hauſe fehlen, iſt Vorſorge zu treffen, 
daß das Gebäude bis zur Dachfirſt ſtets ohne Gefahr mit Leitern be— 
ſtiegen werden kann. 

8 92. 

Berfehlungen gegen die Vorſchriften gegenmwärtiger Baupolizei- 
ordnung, jowie des Drt3bauftatut3 vom gleichen Tage, ziehen für die 
Bauherren, Baumeijter und Bauhandwerker, welche jich derjelben jchuldig 
gemacht Haben, foweit nicht die Beltimmungen des Reichsſtrafgeſetz— 
buchs oder des Heifiichen Polizeiftrafgejegbuchs Anwendung finden, Geld- 
ftrafe bi8 zu 150 Mark oder Haft nach id. 

Die Bürgermeifterei kann überdies die erforderlichen Zwangsmaß— 
regeln behufs vorjchriftgmäßiger Umänderung, und in bejonders erheb- 
Lihen Fällen auf Grund des Artikels 56 der Städte-Ordnung die Ab— 
reißung der ohne Erlaubnis oder vorjchriftswidrig errichteten Bauten 
oder Anlagen auf Koften des Schuldigen anordnen (Art. 80 Abſatz 2 
der allgemeinen Bauordnung). 

93 


Auf die Beitreibung der von der Stadt Mainz in Gemäßheit des 
vorhergehenden Baragraphen betätigten Auslagen findet dag Gejeh vom 
30. September 1893, das Verfahren der Zwangsvollitredung im Ver— 
waltungswege betreffend, entjprechende Anwendung. 

$ 94. 

Gegenwärtige Verordnung tritt, jofern in $ 95 nicht? anderes be- 
ſtimmt ift, zwei Monate nad) ihrer erjten Verfündigung*) in Kraft. 
Bon dieſem Zeitpunfte ab treten außer Kraft: 

1. die Verordnung, betreffend die Entwäſſerung der Privatgrundftüde 

in der Stadt Mainz, vom 6. März 1882; 

2. da3 Reglement, betreffend die Beichaffenheit der Abtrittsgruben 

und deren Ausführung in der Stadt Mainz, vom 2. Januar 1866; 

3. daS Reglement, betreffend die Unterfuchung der Beichaffenheit der 

Abtrittsgruben in der Stadt Mainz, vom 20. Januar 1882; 


*) Die erite Verkündigung fand am 30. Auguft 1898 ftatt. 
 _ 33* 
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4. das Regulativ, das Bauweſen der Stadt Mainz betreffend, vom 
7. September 1843; 
5. das Negulativ, die Errichtung von Brandmauern in Mainz be: 
treffend, vom 27. Auguſt 1836; 
6. alle jonftigen, der gegenwärtigen Verordnung widerjprechenden Be 
ftimmungen. 
8 95. 


Baupläne, welche vor dem Inkrafttreten diefer Baupofizeiordnung 
die baupolizeiliche Genehmigung erhalten haben, Fünnen auf Grund der 
früheren Bejtimmungen ausgeführt werden, wenn auch mit der Aus 
führung 3. 3. der erjten Verfündigung noch nicht begonnen ift. Die 
Berlängerung der Genehmigungsfrift eines ſolchen Baubeſcheides gemäß 
Urt. 74 der allgemeinen Bauordnung fann jedoch nicht mehr erteilt werden. 

Baugefuche, welche nad) dem Tage der erjten Verkündigung ein— 
gereicht werden, unterliegen den neuen Beltimmungen. Dasſelbe gilt 
für den Fall, daß eine nach den neuen Bejtimmungen genehmigung®: 
pflihtige Bauausführung ohne eingeholte Genehmigung begonnen: ift. 

Mainz, den 1. YAuguft 1898. 

Großherzogliche Bürgermeifterei Mainz. 
Dr. Gaßner. 


Baupolizei-Ordnung 
für Die Landgemeinden des Kreiſes Mainz 
vom 28. März 1899. 

Auf Grund des Gejeges vom 30. April 1881, die allgemeine 
Bauordnung betreffend, jowie der Ausführungs-Verordnung vom 1. Febr. 
1882, wird mit Zuftimmung des Kreis-Ausſchuſſes des Kreiſes Main; 
und mit Genehmigung des Großherzoglihden Minifteriums des Innern 
vom 8. März 1899 zu Nr. M. d. 3. 5991 für die Landgemeinden 
des Kreijes Mainz verordnet wie folgt: 


Baugerüjfte. 
Zu Urt. 23 der allgemeinen Bauordnung und $ 47 der 
Ausführungs-Verordnung. 
81. 

Bau- und Tünchergerüſte find feſt, ſicher und jo aufzuführen, daß 
Unglücksfälle möglichſt verhütet und öffentliche Einrichtungen, wie Brunnen, 
Kanäle, Rinnſteine, Laternen u. ſ. w. gehörig geſchützt werden. 

Das Pflaſter der Fahrbahnen und die Fußſteigbefeſtigungen dürfen 
durch die Gerüſte nicht beſchädigt werden. Das Eingraben der Gerüſt— 
ſtangen in das Straßenpflaſter iſt nur mit Genehmigung der Lolal— 
polizeibehörde erlaubt; wird die Genehmigung verſagt, ſo müſſen die 
Stangen auf Schwellen geſtellt werden, welche nicht mehr als 20 cm 
über die äußeren Stangen nad der Straße hin vorragen dürfen. Wird 
das Eingraben zugeitanden, jo gejchieht die nötige Wiederherjtellung 
des Pflafter8 auf Koſten des Hauseigentümers durch die Gemeinde. 
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Hervortreten einzelner Gebäudeteile vor die Baus und Straßenflucht. 
Zu Urt. 30 Ab. 1 und 5 der allgemeinen Bauordnung 
und den 88 409 und 50 der — Verordnung. 


Bei Errichtung von Bauten Straßen und öffentlichen Plätzen 
wird ein Vorjpringen vor die Straßenfludhtlinie geftattet: 

a) bei Fundamentmauern in der Erde bis zu 0,25 m und bei Sodel 
bis zu 0,15 m; 

b) bei Boffenguadern bis zu 0,15 m; 

ce) bei Fenſter⸗ und Türgewänden bis zu 0,15 m; 

d) bei Verdachungen und Stodgurten bis zu 0,40 m; 

e) bei Dachgefimjen in Straßen bis zu 11 m Breite bis zu 0,75 m, 
in breiteren Straßen bis zu 1,20 m; 

f) bei Balkonen, . Wetterdächern und Erfern — welde in Straßen 
unter 11 m Breite ganz verboten find — in Straßen von 
größerer Breite, jowie unter der Vorausſetzung, daß ihr niedrigfter 
Punkt mindejtend 4 m über dem Trottoir liegt und fie von der 
Nahbargrenze um das doppelte Maß ihrer Ausladung entfernt 
bleiben, bis zu 1,30 m. 

Eine Unterjtüßung durch Pfeiler, Säulen ober dergleichen iſt 
hierbei unſtatthaft, kann dagegen in Konjolen und bei Erfern 
durch Auskragung gejchehen. 


Ein Hervortreten vor die Straßenfluchtlinie ift weiter geftattet 
Bezüglich: 

a) Waren: und Aushängefaften und dergl. bis zu einer Ausladung 
von höchſtens 0,20 m, fofern der Fußſteig mindejten® 1 m breit it; 

b) Marquiſen, Rollvorhängen und dergl.,, wenn die Ausladung 
mindeſtens 0,50 m weniger als die Fußſteigbreite, höchjtens jedoch 
2,50 m beträgt und die tiefiten Punkte derjelben mindejtens 
2,10 m, die horizontalen Eijenftangen mindejtens 2,30 m über 
der Ebene des Fußſteigs liegen; 

o Schilder, Gewerbezeichen und dergl. bis zu einer Ausladung von 
höchſtens 0,25 m, ſofern diejelben mit ihrer unteren Sante 
mindestens 2,30 m über der Ebene des Fußſteigs angebracht find. 

Offenftehende Fenſter und Läden find durch entjprechende Bor: 
rihtungen an der ——— zu befeſtigen. 
Der öffentliche Verkehr, die freie Ausſicht für die benachbarten 

Gebiete und die Straßenbeleuchtung darf niemals beeinträchtigt 

werden. 

84. 

Vorhandene Anlagen der in dem $ 3 a—c angeführten Art, welche 
diefen VBorjchriften widerjprechen, ebenfo Treppen, Tore und Türen, 
ſowie SKellereingänge mit Falltüren, welche fi) nad) der Straße zu 
öffnen, oder über die Straßenfluchtlinie vorjpringen, müſſen, wenn Der 
Gebrauch der Straßen und öffentlihen Plätze hierdurch beeinträchtigt 
wird und die Ausführung nicht mit unverhältnismäßigen Koſten ver- 
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bunden ift, innerhalb eines Jahres, von erfolgter Anordnung des Kreis— 
amt3 an gerechnet, wenn nicht aus bejonderen Gründen eine fürzere 
Friſt vorgejchrieben wird, entfernt bezw. vorjchriftsmäßig umgeändert 
werden. 

8 5. 


Lichtöffnungen, Kohlenſchächte und ähnliche Vorrichtungen dürfen 
nur bei einer Fußfteigbreite von mindeftens 1,10 m (über die Straßen- 
fluchtlinie Hinausragend) angebracht werden. Sie müſſen aledann in 
gleicher Höhe mit der Fußſteigbefeſtigung durch eiſerne, tiefgeriefelte 
Platten oder Gitter oder mit ſtarkem Rohglas oder Drahtglas auf ge— 
nügender Unterſtützung bedeckt werden. 

Die Breite dieſer Deffnungen darf betragen: 

bei einer Fußjteigbreite von mehr al3 1,10 m 15 cm, 
" n " " " " 2,00 " 20 „ 
„ 2,50 „ 30 
Größere durchbrechungen in ‚en Fußſteigen werden nicht geftattet. 


Borfpringende, jenfrechte oder ſHrage Vergitterungen auf den Fuß— 
ſteigen ſind verboten. 

Die Verwendung von Stacheldraht zu Einfriedigungen an öffent— 
lichen Straßen und Plätzen iſt bis zu einer Höhe von 2 m vom Boden 
aus verboten. 

Höhe der Gebäude in engen Straßen, 
Bu Art. 31 der allgemeinen Bauordnung und $ 51 der 
Ausführungs-VBerordnung. 
8 7. 
In Straßen bis zu 5 m Breite dürfen neue Wohngebäude nur 
in der Höhe von höchſtens 2 Stodwerfen aufgeführt werden. 
Ableitung des Negen- und Abfallwaſſers. 
Zu Urt. 32 und 33 der allgemeinen Bauordnung und des 
S 52 der Ausführungs:-Verordnung. 
88. 

Alle Neubauten, welche ihre Traufe nach der Straßenſeite haben, 
müſſen zur Ableitung des Waſſers von Dächern, Schutzdächern und 
dergleichen mit Dachrinnen (Kandeln) und Abfallrohren verſehen ſein, 
welche ſtets in gutem Zuſtande zu erhalten find. Die Abfallrohre 
müſſen bis an die Oberfläche des Fußſteigs oder der Straße herab— 
reichen. 

89. 


Die Ueberdedungen von Rinnen und Straßengofjen, falls folche von 
der Lofalpolizeibehörde auf Antrag, unter dem Vorbehalt jederzeitigen 
Widerrufs, genehmigt werden, müſſen im Niveau der Straße bezw. der 
Fußfteige liegen. Die Ueberdedungen und Ueberbrüdungen find von 
dem Anlieger auf eigene Koften nad) näherer Angabe Herzuftellen und 
jederzeit gut zu unterhalten. Auch find die Unlieger verpflichtet, dafür 
Sorge zu tragen, daß der Flutraum der überdedten Rinne ftet3 rein ıft. 
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Einrichtungen, welche vorstehenden Beftimmungen nicht entiprechen, 
find auf Anordnung des Kreisamts binnen einer von demfelben zu 
ftellenden Frift zu bejeitigen bezw. vorſchriftsmäßig umzuändern. 

10 


Für die Ableitung des Abfall- und Regenwafjer® von WPrivat- 
grundftüden find auf Koften de3 Eigentümers die erforderlichen Ein- 
richtungen zu treffen. Das Waller muß einen richtigen Abflug haben 
und darf daran durch feinerlei Vorkehrungen gehindert werden. Feſte 
Stoffe, wie Küchenabfälle, Kehricht, Schutt, Schlamm, Aſche u. dergl., 
ſowie menjchliche und tierische Abgangsſtoffe dürfen nicht in die Straßen 
rinnen und Straßenfanäle geleitet oder gekehrt noch fonftwie dahin 
gebracht werden. 

S II. 

Wo zurzeit Ausgüſſe aus Küchen, Brennereien u. ſ. w. an der 
gegen Straßen und öffentliche Plätze gerichteten Seite von Gebäuden 
angebracht ſind, ſind dieſelben auf Anordnung des Kreisamts innerhalb 
Jahresfriſt zu beſeitigen, falls dieſe im öffentlichen Intereſſe als not— 
wendig anerkannt wird. 

Anlage von Abtritten, Abtrittsgruben, Düngerftätten und Piſſoirs, 
ſowie von Brunnen. 
Zu Art. 34, 36 und 37 der allgemeinen Bauordnung und 
853 der Ausführungs-Verordnung. 
12 


Jedes mit einem Wohnhaus bebaute Grundſtück muß mindeſtens 
einen Abtritt beſitzen, der, wenn er in einem Gebäude angebracht iſt, 
eine in's Freie führende, mindeſtens 0,5 qm große Fenſteröffnung haben 
muß und gegen die Straße nicht mißftändig in die Erjcheinung treten darf. 

Alle Abtritte müſſen an eine den Vorjchriften des $ 13 entiprechende 
Grube angejchlofjen werden. i 

8 13. 

Neu anzulegende Dingerftätten, Jauchenbehälter, Pfuhlgruben, 
Zagerpläße für Abfälle u. dergl. müfjen von der Baufluchtlinie mindeſtens 
5 m, von der Nachbargrenze mindejtens 2,50 m und von Brummen 
mindeften® 5 m entfernt fein. 

Ausnahmen fünnen nur bei bejchränften Raumverhältnifjen und 
auch dann nur in bejonderen berüclichtigungswerten Fällen vom Kreisamt 
zugelafjen werden. 

Vorhandene, an Straßen oder Öffentlichen Plägen gelegene Jauchen- 
behälter, Pfuhlgruben, Lagerpläge für Abfälle u. dergl. find zu verdeden 
und ebenfo wie Diüngerftätten nad) der Straße mit einer mindeftens 
2 m hohen Mauer oder einer Bretterwand in entjprechender Weile ab- 
zufchließen, wenn das Kreisamt jolches anordnet. 

Abtritte und Pifjoirs, die von der Straße aus fichtbar find, müfjen 
mit Türen gejchloffen werden. 


14. 
Abtritts- und Pfuhlgruben u. dergl. müfjen jo dicht hergeftellt 
werden, daß ein Durchdringen von Flüffigkeit aus denjelben ausgeſchloſſen 


« 
u 
Bm 
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ift. Bu diefem Zmede find diejelben zu zementieren und der Boden ift 

in Form einer Mulde, deren tiefiter Punkt unter der Reinigungsöffnung 

fiegt, Herzujtellen. Die Reinigungsöffnung ift mit einem gut jchließenden 

Dedel zu verjehen und muß mindejten® 60 cm im Quadrat groß fein. 
8 15. 

Die Böden von Ställen für Rindvieh und Schweine müſſen gegen 
das unterliegende Erdreich wafjerdicht hergeftellt werden; auch dürfen 
die Abwaſſer folher Ställe nur in Gruben, welche der Vorſchrift des 
$ 13 entſprechen, geleitet werden. 

16. 

Gegrabene Brunnen müfjen in ihrem Lichten mindestens 2,50 m 
von der Nachbargrenze entfernt bleiben. Mit Zujtimmung der Nachbarn 
fann von diejer Beftimmung abgejehen werden, wenn janitäre Gründe 
nicht die Einhaltung des bezeichneten Abftandes erfordern. 

Serftellung und Neinhaltung der Neule. 
Zu Urt. 35 der allgemeinen Bauordnung und $ 54 der 
Ausführungs- —— 


Winkel und Reule müſſen auf * Straßenſeite abgeſchloſſen werden 
und zwar: 

a) wenn der Zugang nur von der Straße möglich iſt, durch eine 
Türe, die verſchloſſen zu halten iſt; 

b) andernfalls durch eine maſſive, mindeſtens 2 m hohe Mauer oder 
eine Bretterwand, die jo auszuführen iſt, daß fie nicht mißſtändig 
für die Straße wird, oder durch eine Stafetenwand. 

8 18. 

Wo dermalen der Inhalt von Abtritten und Pifjoirs, ſowie alles 
Abwaffer mit Ausnahme des Schnee» und Regenwafjers in Winkel (Reule) 
oder Sidergruben geleitet wird, ift diejer Zujtand binnen jechs Monaten 
zu bejeitigen, wenn das Kreisamt jolches anordnet. 

Einfriedigung unüberbauter Grundftüde und Borgärten. 

Zu Art. 39 der allgemeinen Bauordnung und $ 62 der 
Ausführungs-VBerordnung. 
19. 


Unüberbaute Grundſtücke oder unüberbaute Teile derjelben an er: 
öffneten und größtenteil® ausgebauten Straßen und öffentlichen Pläßen 
müſſen, injoweit diefe Grundftüde nicht landwirtichaftlichen Zweden 
dienen, mit einer dauerhaften nicht mißjtändigen Einfriedigung in der 
Straßenfluchtlinie verjehen werden. 

Souterraind, 
Zu Urt. 61 der allgemeinen Bauordnung. 
S 20. 

Die Benutzung zum Teil unter der Erde befindlicher Räume 
(Souterrains) zu Wohnungen, namentlid) zu Sclafjtellen, fann vom 
Kreisamt verboten werden, wenn die Gefundheit der Bewohner gefährdet 


erſcheint. 
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Erweiterung der Genehmigungsfrift. 
Zu Art. 65 der allgemeinen Bauordnung und $ 84 der 
Ausführungs-VBerordnung. 
8 21. 

Außer den im Yrtifel 64 der allgemeinen Bauordnung aufgeführten 
Fällen tjt die baupolizeiliche Genehmigung des Kreisamtes zu erwirfen, 
bevor mit der Ausführung des Baues begonnen werden darf: 

1. zur Errichtung bezw. Umänderung von Gebäuden jeder Art, Stellern, 
Brunnen, Brunnenjchahten, Zifternen, unterirdischen Wegen und 
Kanälen zur Zur und Ableitung des Waſſers und anderen 
Flüffigfeiten von Gebäuden, Grundſtücken und Ortsftragen, 

2. zur Anlage von Düngerftätten, Abtritts-, Jauche- und ähnlicher 
Gruben, insbejondere auch ſolcher für technische Etabliſſements, 

3. zu Einfriedigungen aus Mauerwerk, Holz, Metall oder anderem 
Material, jofern die unter Ord.-Nr. 1—3 genannten Bauten an 
öffentliche Straßen oder Plätze zu liegen fommen, alles dies ohne 
Unterjchied, ob es fich um einen Neubau, Anbau auf einer neuen 
oder einer zu baulichen Anlagen bereit3 benußten Stelle oder 
um einen Umbau, Auf oder Höherbau oder neue Einrichtungen 
handelt. 

Baupolizeiliches Verfahren bei genehmigungspflichtigen Bauten. 

Zu Urt. 66 der allgemeinen Bauordnung, jowie $ 85 der 
MANN anna 


5.2 

Die baupolizeiliche ——— wird durch ſchriftlichen Bau— 
beſcheid des Kreisamts erteilt. 

Die dem $ 85 der Ausführungs-Verordnung zur allgemeinen 
Bauordnung vom 1. Februar 1882 in der durch die Verordnung vom 
18. Juli 1887 bejtimmten Faſſung entiprechenden Pläne find zu 
diejem Behufe, für jedes Gebäude getrennt, einzureichen. Diejelben 
müſſen bejondere Zeichnungen über das Kellergeſchoß, jedes einzelne 
Stodwerf, einjchließlich einer weiteren Knie- oder Dachſtocksanlage, ſowie 
über die Dachkonftruftion enthalten, aus dauerhaftem Papiermaterial 
in Aftenformat — 33 cm Höhe und 21 cm Breite —, injoweit e3 
unter Einhaltung des vorgeichriebenen Maßſtabes der Pläne möglid) tft, 
bejtehen umd find im doppelter Ausfertigung bei der Lofalpolizeibehörde 
einzureihen. Pläne auf gewöhnlichen Bauspapier find unzuläffig. 
Handelt es ſich um Bauten, welche in Gemäßheit der Vorfchriften der 
Neichsgewerbeordnung bejonderer gewerbepolizeilicher Genehmigung be- 
dürfen, jowie um Bauten, welche außer der baupolizeilichen Genehmigung 
noch nach Maßgabe des Neichsgejepes, betreffend die Beichränfungen 
des Grundeigentums in der Nähe von Feſtungen vom 21. Dezember 1871 
der Genehmigung der Feitungsbehörde unterliegen, jo find fämtliche 
Pläne und Zeichnungen in dreifacher Ausfertigung beizufügen. Soweit 
tunlich, iſt für jede Zeichnung ein befonderes Blatt zu verwenden, jeden- 
falls darf letzteres nur einmal und zwar in Aftenformat zufammen: . 
gelegt jein. 


u 
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Jeder Lageplan muß Flur- und Barzellennummer des Baugrund- 
ftüd8 und der benachbarten Grundftüde, jowie die Namen der Eigen- 
tümer derjelben und die Richtung der Straßen: und Hausentwäfjerung 
und zwar diefe in blauer ‘Farbe enthalten. 

Bei den oben im 8 21 bezeichneten Bauten genügt in der Regel 
die Vorlage eine? Handriffes in doppelter Ausfertigung. Bei vor: 
fommenden Eifenfonftruftionen fann eine revifionsfähige Feſtigkeits— 
berehnung in doppelter Ausfertigung verlangt werden. 

23. 

Alle Baugefuche werden auf dem Bureau der Lofalpolizeibehörde 
drei Tage lang unter Anzeige an die Nachbarn zu deren Einficht und 
zur Erhebung etwaiger Einwendungen offen gelegt und müſſen etwaige 
Einwendungen binnen diejer Zeit bei der Rofalpolizeibehörde zu Protokoll 
erklärt werden. 

Etwaige Vereinbarungen der Beteiligten find ebendajelbit jchrift- 
lich niederzulegen. Im denjenigen Fällen, in welchen die Zuftimmung 
de3 Eigentümers des unüberbauten Nachbargrundftüds zur Nichterrichtung 
einer Brandmauer erteilt wird, find die Beteiligten ausdrüdlich auf die 
Borichriften des Art. 46 und 48 der allgemeinen Bauordnung ſowie 
der hierzu erlaffenen Gejegesergänzung vom 5. Oftober 1886 (Reg. 
Blatt S. 129) zu verweilen. Der mit entiprechendem Beglaubigungs- 
vermerf verjehene Revers muß auch in doppelter Ausfertigung vor: 
gelegt werden. 

Nach Ablauf der dreitägigen Friſt find die Baupläne mit Bericht 
auf vorgejchriebenem Formular unverzüglich dem Kreisamt einzujenden. 
8 24. 

Die vom Kreisamt über die Baugenehmigung auszufertigende 
Urkunde nebſt zugehörigen Plänen muß auf der Bauftelle aufbewahrt 
und während der Arbeitsjtunden den mit der Bauaufficht betrauten 
Organen auf Verlangen vorgezeigt werden. Diejelben haben das 
Recht, jederzeit die Bauftelle, die Anlagen und Einrichtungen zu be 
fihtigen und find verpflichtet, Zumwiderhandlungen gegen die Bauvor- 
fchriften oder die Baugenehmigung zur Anzeige zu bringen und, wenn 
Gefahr im Verzuge tft, ſelbſt die weitere Ausführung des Baues zu 
filtieren. Im leßteren Fall hat die Fortjegung der Bauarbeiten bis 
nach Erlaß der unverzüglich einzuholenden Entjcheidung des Kreisamts 
zu unterbleiben. Ericheint bei den Nevifionen eine Aufräumung der 
Bauftelle oder dergl. notwendig, fo ift der Bauherr und in deſſen Ab- 
wejenheit der Baumeifter oder Bauleiter verpflichtet, ſolche auf Verlangen 
alsbald vornehmen zu lajjen. 

Bei jedem Neubau ift, wenn der Neubau an einer Straße oder 
an einem öffentlichen Plage liegt, die TFluchtlinie durch einen Geometer 
auf Koften des Bauherrn abzufteken, und, daß dies gefchehen ift, auf 
dem der Baugenehmigung beigehefteten Lageplane durd den Geometer 
zu bejcheinigen. Bevor dies gejchehen ift, darf feinesfall® mit den Erd- 
arbeiten begonnen werden. 
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Die Ueberwachung der plan- und vorjchriftsmäßigen Ausführungen 
der Bauten liegt dem Grofherzoglichen Kreisbauinjpeftor und den 
Kreisftraßenmeiftern ob. 

Die nach Art. 64 der allgemeinen Bauordnung genehmigungs- 
pflichtigen Bauten find von den genannten Beamten zu revidieren 

1. nach Fertigftellung des Sodelmauerwerfg, 

2. nad) Beendigung des Rauhbaueg, 

3. nach volljtändiger Fertigſtellung des Baues, ſofern eine folche 
bei Befichtigung des Rohbaues ausdrüdlich vorbehalten ift. 

Die nad) $ 20 diefer Verordnung genehmigungspflichtigen Bauten 
find lediglich nad ihrer TFertigitellung zu revidieren. 

Zum Behufe diefer Revifion ift dem Kreisamt rechtzeitig Anzeige 
zu erjtatten. 

Die Revifion wird alsbald nach erfolgter Anzeigeerftattung über 
den revifionsfähigen Zuftand des Baues vorgenommen werden. 

Die Tätigkeit der Polizeiorgane wird jelbjtverftändlich durch vor- 
ſtehende Vorjchriften nicht berührt. 

26. 

Die erfolgte Revifion nach Fertigſtellung des Sodelmauerwerks 
wird durch einen entiprechenden Vermerk auf dem Plan bejcheinigt. 
Bor Erteilung diefer Beicheinigung dürfen die Bauarbeiten nicht fort- 
gejeßt werden. Ergeben ſich bei der demnächlt folgenden Revifion des 
Rauhbaues und eventuell des fertigen Gebäudes Anftände, jo find die— 
felben binnen einer von dem revidierenden Beamten zu jtellenden Friſt 
zu bejeitigen. Nach fruchtlofem Ablauf derjelben ijt dem Kreisamt zwecks 
weiterer Veranlaffung Vorlage zu machen. Werden die Anftände hier: 
nach befeitigt, oder haben fich jolche bei der Revifion überhaupt nicht 
ergeben, jo wird die plan- und vorjchriftsmäßige Ausführung durd) 
einen entiprechenden Vermerk auf den Bauplänen jeiteng des revidierenden 
Beamten bejcheinigt. Die Kontrollpläne werden alsdann durch Ber: 
mittelung des Großh. Kreisbau-Inſpektors dem Kreisamt zurücdgereicht. 

Wird eine Reviſion durch den Mangel der Zugänglichkeit der 
Bauftelle oder aus einem anderen in der Verjchuldung des Bauherrn 
oder des Bauunternehmers 2c. liegenden Grunde verhindert, jo wird 
neuer Termin auf Koften des Bauherrn anberaumt. 

Auflichtögebühren. 
Zu Urt. 78 der allgemeinen Bauordnung und $ 102 der 
Ausführungs- — 


82 
Für die polizeiliche Aufſicht Aber die Bauausführungen find von 
dem Bauherrn Gebühren in nachfolgenden Sätzen von dem Gemeinde: 
mad zu erheben und an die Kreisfafje abzuliefern: 
. für je 500 cbm Rauminhalt eines genehmigungspflichtigen Neu— 
baues ohne Schornfteinanlage 2 ME. ; 
2. für je 500 cbm Rauminhalt eines Neubaues mit einer _Schornftein- 
anlage 4 Mi. Scornfteine mit 2 oder mehreren nebeneinander- 
"un Haggtben Röhren zählen auch ala ein Schornftein. 


a 
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Für jede weitere in demjelben Gebäude befichtigte Schornitem 
anlage 1 Mk.; 

3. für andere genehmigungspflichtige Bauten (vergl. oben 8 20) jomie 
für genehmigungspflichtige bauliche Aenderungen je 2 ME., joter 
diejelben nicht im Anſchluß an einen genehmigungspflichtigen Reu⸗ 
bau hergeſtellt werden; 

4. für eine neue oder weſentlich veränderte Schornſteinanlage in einem 
beitehenden Gebäude 2 ME., für jede etwaige weitere im demſelben 
Gebäude je 1 Mk.; 

5. für Die Nachrevifion behufs Feititellung der Befeitigung der ba 
der früheren Nevifion vorgefundenen Anjtände bei jedem Bauweſen 
ohne Unterjchied 1 ME. 

Hierbei wird der der Gebührenberechnung zu Grunde liegende 
Rauminhalt durch Multiplikation der überbauten Grundfläche mit 
der Firſthöhe über Terrain ermittelt. 

Seder Ueberihuß über je 500 cbm wird für volle 500 cbm 

Anſatz gebracht. | 

Strafbeitimmungen. 
8 28. 

Zuwiderhandlungen gegen dieje Polizeis-Verordnung werden, imo 
weit nicht die einschlägigen Vorſchriften des Reichs- und des hejliichen 
Bolizeiftrafgefegbuchs Amwendung finden, nach den Bejtimmungen des 
Art. 80 der allgemeinen Bauordnung bejtraft. 

8 29. 

Auf die in Gemäßheit der allgemeinen Bauordnung und Diejer 
Baupolizei-Ordnung behufs zwangsweiler Herbeiführung der dieſen Vor— 
Schriften entiprechenden Zujtände betätigten Auslagen findet Das Gefes 
vom 30. September 1893, das Verfahren der Zwangsvollitredung im 
Berwaltungswege betreffend, entjprechende Anwendung. 

Nebergangsbeftimmungen. 
8 30. 

Alle mit den vorjtehenden J—— in Widerſpruch ſtehenden. 
für „die Landgemeinden des Kreiſes man bejtehenden Vorſchriften 
werden hierdurch aufgehoben. 


ir 


— 


8 31. 
Dieſe Polizei-Verordnung tritt mit dem 1. Mai 1899 in Kraft. 
Mainz, den 28. März 1809. 
Großherzogliches Kreisamt Mainz. 
von Gagern. 


Borihriften für die Bebauung des neuen Stadtteils am 

ehemaligen Kurfürſtlichen Schlofje (Schloßfreiheitsgelände) 
in Mainz. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 

1881 und der $$ 3 —9 der Ausführungsverordnung dazu vom 1. Februar 

1882, jowie der Art. 9 u. 56 der Städteordnung für das Großherzog— 
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tum Heflen, wird nad Anhörung und mit Zuftimmung der Stadtver- 
ordneten-Berfammlung jowie des Kreisausjchuffes und mit Genehmigung 
Großherzoglihen Minifteriums des Innern vom 27. Februar 1902 zu 
Nr. M. d. 3. 3873 für den von der Kaijerftraße, der Nheinallee, der 
Großen Bleihe und der Straße am Schloßplatz umgrenzten neuen 
Stadtteil verordnet, was. folgt: 
1. Statutariihe Vorſchriften. 
Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 


81 
In ſämtlichen Baublöcken des neuen Stadtteils ſind gewerbliche 
Niederlaſſungen der in $ 16 der Reichsgewerbeordnung bezeichneten 
Art unterjagt.: 
Zu Art. 37 Abſ. 2 und 59 * allgemeinen Bauordnung, 
ſowie $ 78 der —— Verordnung. 


Der Anbau in der Rheinallee a in gejchlojjener Bauweije er- 
folgen. Im Baublock V dürfen die Hintergebäude außer dem Erd» 
geſchoſſe nur einen ausgebauten Dachſtock erhalten. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung und $ 78 der 
Ausführungs— ———————— 


Die Faſſadenlänge der —* an der Rheinallee nnd an ber 
Kaiferftraße joll im Mittel etwa 15 m betragen; eine Vermehrung oder 
Verminderung diejes Maßes um höchſtens 3 m fann von der Bürger: 

meifterei zugelajjen werden. 

Bwei Baupläße von je 15 m Länge und mehr dürfen zur Er- 
richtung von 3 Gebäuden verwendet werden, jobald diejelben zu gleicher 
Zeit unter einheitlicher Faljadengeftaltung und bei Verwendung gleid)- 
artiger und gleichfarbiger Materialien bei gleicher Höhe oder, bei un- 
gleicher Höhe, in architeftonischer Gruppierung, jo daß im Aeußeren der 
Eindruck eines Gebäudes erzielt wird, errichtet werden. 

2. Polizeiliche Vorſchriften. 
Bu Urt. 31 der allgemeinen Bauordnung. 
4 


Die Höhe der Häufer in der Aheinallee darf vom Fußſteig bie 
zur Oberfante des Hauptgefimjes nicht unter 10 m und nicht über 
17 m, vom Fußſteig bis zur Firſt nicht unter 15 m und nicht über 
ie m betragen. Edbauten müfjen die größten zuläffigen Höhen er: 
alten. | 
Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
S 9. 


Erfer RR Altane dürfen bis zu 2,50 m Tiefe vor die Bauflucht 
in da3 VBorgartengelände in der Rheinallee hineingebaut werden. 
3. Schlußbeitimmungen. 
N 


Auf den neuen Stadtteil am Kurfürftlichen, Schloſſe finden die 
Beitimmungen des Ortsbauſtatuts und der Baupolizei-Ordnung für die 
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Provinzialhauptitadt Mainz vom 1. Auguft 1898, joweit ſich nicht aus 
Borjtehendem ein Anderes ergibt, Anwendung. 


8 7. 
Die gegenwärtigen Vorjchriften treten mit dem Tage ihrer erjten 
Verkündigung in Kraft. 
Mainz, den 20. März 1902. 
Großherzogliche Bürgermeifterei 
r. Öaßner, 
Dberbürgermeifter. 








Bolizeiverordnung für die Stadt Mainz 
betr. das Bewohnen von Dachräumen. 


Nah Anhörung der Stadtverordneten-Berjammlung und mit Ge- 
nehmigung des Großh. Minifteriums des Innern vom 3. Dezember 1902 
u Nr. M. d. J. 33216 wird hiermit auf Grund des Art. 56 der 
Städte-Ordnung, jowie der Art. 2 und 80 der allgemeinen Bauordnung 
Folgendes bejtimmt: 

81. 

Mehr als fünf Gejchofje, einſchließlich Erdgeſchoß, Zwiſchengeſchoß 
und Souterrain, jofern dejjen Fußboden weniger als ein Meter unter 
der Erde liegt, dürfen als jelbftändige Wohnungen oder Mieträume 
zum längeren oder dauernden Aufenthalte von Menjchen (5 82 B.P.O.) 
nicht benußt werden. 

Die Benugung von heizbaren und bewohnbaren Kammern als 
Zubehör zu den unteren Wohnungen, insbejondere als Wohn- und Schlaf- 
räume für das Dienjtperjonal der das Haus bemwohnenden Partien, 
ift im ſechſten Geſchoß geitattet, wenn leteres direkt iiber dem oberften 
geraden maſſiven Geſchoß und nicht über dem Kehlgebälk Liegt und 
außerdem den Forderungen des $ 2 genügt. 


S 2. 

Die Zugangdtreppe zu den in Abj. 2 des $ 1 genannten Räumen 
muß in der Fortjegung des Stiegenhaujes gelegen, feuerjicher hergeftellt 
und mindeftens 1,10 m breit jein. 

Das Stiegenhaus muß gegen den Dachraum durch feuerjichere 
Wände und verpugte Deden abgeſchloſſen jein. 

Die bewohnbaren Räume miüffen den Zugang zur Treppe durch 
einen befonderen, gegen den Speicherraum abgejchlofjenen Gang erhalten. 

Feder bewohnbare Raum muß mindeitens ein aufrecht jtehendes, 
zum Deffnen eingerichtetes, direkt ing ‘Freie führendes Fenſter von einer 
lihten Größe von mindeitens 60 cm im Quadrat erhalten. Die Licht: 
fläche muß mindeftens "ıs der Fußbodenfläche betragen. Die Fenſter— 
banf darf mit der DOberfante nicht weniger als 0,70 m und nicht mehr 
al3 1,30 m über dem Fußboden liegen. 

Die Baltenlage über den bewohnbaren Räumen muß in ganzer 
Höhe der Balken mit feuerficherem Material ausgefüllt fein. 
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Die Gangwände und alle Zwijchenwände müfjen in ausgemauertem 
Fachwerk, in Rabikart oder aus Gypsplatten hergeſtellt fein. Deden 
und Fachwerkswände müjjen, leßtere auf beiden Seiten, verpußt jein. 
Die Außenwände müfjen durch Ausrollung oder Lehmwidelung zwijchen 
den Sparren gegen die Einflüffe der Außentemperatur ijoliert fein. 

Dieje bemohnbaren Räume im Dachgeſchoß müſſen mindefteng für 
die Hälfte der Fußbodenflähe eine geringfte lichte Höhe von 2,50 m 
erhalten. Die Dachwinkel find auf wenigſtens 0,70 m Höhe abzujchließen. 

In Schlafräumen muß der Rauminhalt per Kopf mindejteng 
15 cbm betragen. 


8 3. 
Ueber dem Kehlgebälf dürfen Abteilungswände nur in Form von 
Lattenverjchlägen hergeftellt werden. 


4. 
Dieje Verordnung tritt vom Tage der Verkündigung an in Kraft. 
Auf Gebäude, welche vor Inkrafttreten diefer Verordnung errichtet 
worden find, finden die VBorjchriften derjelben feine Anwendung. Wenn 
in folchen Gebäuden Räume im jechiten Geſchoſſe oder oberhalb des 
Manjarden- oder Kniejtodes zu Wohn: oder Schlafzweden benußt werden, 
jo fann ihre fernere Benußung polizeilich unterjagt werden, wenn durd) 
die Benugung Gefahr für Leben und Gejundheit von Menfchen aus der 
Lage oder baulichen Einrichtung zu befürchten ift. 
5 


Verfehlungen gegen vorſtehende Vorſchriften ziehen für die Be— 
teiligten Geldſtrafe bis zu 150 Mark nach ſich. Neben der Strafe 
kann die Bürgermeiſterei die erforderlichen Zwangsmaßregeln behufs 
Räumung unvorſchriftsmäßiger Gelaſſe auf Koſten der Schuldigen an— 
ordnen. 

Mainz, den 5. Januar 1903. 

Großherzogliche Bürgermeifterei Mainz 
Dr. Gaßner. 


Abänderung Des 8 73 Abf. 2 der Baupolizeiordnung 
für die Stadt Mainz 
vom 1. Auguſt 1898. 

Nah Anhörung der Stadtverordneten - Verfammlung, mit Zu- 
ftimmung des Kreisausjhufjes und mit Genehmigung des Großherzog- 
lihen Miniſteriums des Innern vom 11. Februar 1903 zu Nr. 
M. d. J. 1262 wird der $ 78 der Baupolizeiordnung für die Provinzial: 
hauptjtadt Mainz vom 1. Auguſt 1898 wie folgt geändert: 

In Abſatz 2 des 8 78 tritt an die Stelle des Sabes: 

„Bei Verwendung von Eichenholz müfjen die Wangen mindejteng 

6,50 cm, die Stufen mindeſtens 5 cm ftarf fein und bei leßteren 
die Unterflächen verpußgt werden‘ 
folgender neue Saß: 
„Bei Verwendung von Eichenholz müſſen die Lichtwangen mindeſtens 
6,50 cm, die Wandiwangen und die Stufen mindeftens 5 cm ftarf 


— 


Ei. 


1*⁊œ 


a 
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jein und bei legteren die Unterflächen mit einem feuerficheren Ber 
überzogen werden.‘ 
Diefe Aenderung tritt jofort in Kraft. 
Mainz, den 12. März 1903. 
Großherzogliche Bürgermeifterei : 
Dr. Gaßner. 


Nachtrag zum —— > die Provinzialhauptftadt 
ainz 


vom 1. Auguſt 1898. 


Mit Zuftimmung der Stadtverordnetenverfammlung und mit Ge— 
nehmigung Großh. Miniſteriums des Innern vom 15. Dezember 1905 
zu Nr. M. d. 3. 33913 wird das Ortöbauftatut vom 1. Auguſt 139: 
wie folgt geändert. 

Der bisherige $ 5 wird aufgehoben und durch nachjtehende Vor— 
ſchrift erſetzt: 

„Außerhalb der durch die Stadtbaupläne feſtgeſtellten Bau— 
quartiere dürfen Gebäude nicht errichtet werden. Ausnahmen ſind 
nach Artikel 18 der allgemeinen Bauordnung zu behandeln.“ 

Die Aenderung tritt ſofort in Kraft. 

Mainz, den 6. Januar 1904. 

Großherzogliche Bürgermeiſterei. 
Kuhn, 
Beigeordneter. 





Beſtimmungen für die Bebauung des Geländes im 
Induſtriegebiet der Stadt Mainz. 

Auf Grund des Artikels 2 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 und der SS 3—9 der Ausführungsverordnung dazı 
vom 1. Februar 1882, jowie der Artikel 9 und 56 der Städteordnung 
für das Großherzogtum Heſſen wird nad) Anhörung und mit Zu— 
jtimmung der Stadtverordneten-Verfammlung, jowie des Kreisausjchufies 
und mit Genehmigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern vom 
14. November 1904 zu Nr. M. d. 3. 35133 für das Induſtriegebiet 
der Stadt Mainz verordnet was folgt. 

I. Allgemeine — 


Se 

Das nduftriegebiet wird nad) Maßgabe des hierfür genehmigten 
Bebauungsplanes begrenzt durch: den Querdamm von dem rheinjeitigen 
Ufer der Ingelheimer Aue bis an die verlängerte Rheinallee, die ver- 
längerte Rheinallee von diefem Querdamm bis zum Eifenbahndamm der 
Umgehungsbahn, den Eijenbahndamm der Linie Mombah— Rheinbrüde 
bis zur Zwerchallee, die Ziwerchallee vom Bahndamm Bis zur ver: 
längerten Rheinallee, jodann die verlängerte Nheinallee, das Tandjeitige 
Floßhafenufer, die Einfahrt zum Floßhafen und das rheinfeitige Ufer 
de Ingelheimer Aue. 
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82. 

Für die Bebauung des Induftriegebietes fommen die Beftimmungen 
des Drtsbaufjtatut3 und der Baupolizeiordnung für die Brovinzialhaupt- 
ftadt Mainz vom 1. Auguſt 1898, ſoweit fi) nicht aus nachjtehendem 
ein anderes ergibt, zur Anwendung, unbejchadet der Vorjchriften der 
SS 120a ff. der Gewerbe-Ordnung und der 88 109 ff. der Ausführungs- 
Anweilung dazu vom 10. Dezember 1900. 


II. Statutarifche Beſtimmungen. 
Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 


8 3. 

Das Induftriegebiet ift vorzugsweiſe zu Induftrieanlagen, ins- 
bejondere auch der in $ 16 der Gewerbeordnung erwähnten Art beftimmt, 
jedoch werden auf ihm auch die für die Familien der Beſitzer und deren 
Perſonal erforderlichen Wohnhäufer, dagegen jelbjtändige Wohngebäude 
und Gebäude für den Betrieb einer Schanf- und Gaftwirtichaft, Die 
nicht mit einer Induftrieanlage verbunden find, nur auf dem Baugelände 
an der zwilchen Wiesbadener- und Mitteljtraße gelegenen Teilftrede der 
Biebricherftraße (gegemüber dem jtädtischen Eleftrizitätswerf) zugelafjen. 
Die ausnahmsweiſe Zulafjung an anderen Straßen bedarf der Zu— 
ftimmung der Stadtverordneten-Berfammlung. 


Zu Art. 42, 43 und 44 der allgemeinen Bauordnung und 
8 66 der Augführungsverordnung. 
84. 
Ueber die Zulafjung von Gebäude-Umfangswänden aus Fachwerk 
wird für das Indujtriegebiet folgendes bejtimmt: 

a) Gut verbundenes, verjteifte8 und verriegeltes Eiſenfachwerk mit 
feuerficherer Ausfüllung oder feuerficherer Bekleidung der Wand- 
flächen ift zuläffig für die Außenwände aller Gebäude mit Aus— 
nahme der Wohngebäude, jofern fie nicht mehr als drei gerade 
Geſchoſſe erhalten und infoweit nicht die Beitimmungen der Art. 45 
bis 48 der allgemeinen Bauordnung entgegenjtehen. Die Zwiſchen— 
deden derartiger Gebäude müfjen aus unverbrennlichen Stoffen 
hergeftellt, die Dedenträger und Unterzüge mit den Außenmwänden . 
fejt verbunden jein. Bei Gebäuden aus Eiſenfachwerk mit nicht 
mehr als zwei Geſchoſſen ift die vorgenannte Verbindung der 
Dedenträger und Unterzüge mit den Außenmauern, jowie die Her- 
ftellung der Zwiſchendecken aus unverbrennlihem Stoff nicht er— 
forderlich. 

b) Holzfachwerf mit mindejtens 12 cm jtarfer Ausmauerung aus 
Baditeinen ift für die Außenmauern aller Gebäude mit Ausnahme 
der Wohngebäude zuläflig, ſofern fie nicht mehr als drei gerade 
Geſchoſſe erhalten und inſoweit nicht die Beſtimmungen der Art. 45 
bi8 48 der allgemeinen Bauordnung entgegenftehen, und zwar bei 
eingejchojjigen Gebäuden ganz allgemein, bei zwei» und Drei- 
geichojligen Gebäuden unter folgenden VBorausjegungen: 
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1. bei allen Magazin- und Lagergebäuden, wenn fie feine Feuerungs— 
anlagen erhalten, 

2. bei Werkſtätten und anderen zum längeren oder dauernden Aufent: 
halt von Menſchen bejtimmten Räumen, wenn die Gebäude, in 
denen fich dieje Räume befinden, mitteljt einer Niederdruddampf- 
heizung, einer Warmwafjerheizung oder einer gleich wenig feuer: 
gefährlichen Zentralheizungsanlage ausgejtattet und die Zwiſchen— 
deden mit Streifboden und Lehmverſtrich, oder mit mindeſtens 
5 cm jtarfen Gipsdielen, oder mit Spreutafeln, oder mit ähn- 
lichen unverbreunlichen Stoffen ausgelegt, dabei bis zur Ober- 
fläche der Balfen mit unverbrennlichen Stoffen ausgefüllt find. 
Befinden fich über der oberjten Zwijchendede nur Räume, die 
nicht zu längerem oder dauerndem Aufenthalt von Menjchen 
beftimmt find, fo ift die Herftellung diefer Dede aus Balken 
mit einfacher Dielung zuläflig. 

c) Bei Wohngebäuden darf das oberjte gerade Geſchoß und, jofern ein 
Knieſtock zuläffig ift, auch diefer in der in $ 35 f des Ortsbauſtatuts 
vom 1. Auguſt 1898 näher bejchriebenen Ausführungsweije her- 
gejtellt werden, ohne daß die Charafterifierung eines beftimmten 
Bauſtils erforderlich ift. 

$ 5. 

Die Beitimmungen der 88 22 Abi. I—4, 26 Ziff. 4, 27, 34 
Abj. 2a, 39, 40, 41, 42, 43 des Ortsbauftatut3 vom 1. Auguft 1898 
werden für die ganze Ausdehnung des Induſtriegebietes aufgehoben. 

Die Beitimmungen des $ 20 des DOrtsbauftatut3 gelten nur für die 
an der Grenze de3 nduftriegebietes hinziehenden Straßen: Querdamm, 
Wiesbadener Straße und verlängerte Rheinalle. Für alle übrigen 
Straßen und die Hafenufer werden die Beltimmungen des 8 20 des 
Drtsbauftatuts aufgehoben. 

Die Beitimmungen der 88 33, 34 Abſ. 1, 2b, 3 und 4, 35 des 
Drtsbauftatut3 vom 1. Auguft 1898 werden, injoweit fie mit den An— 
ordnungen diejes Ortsftatuts nicht im Einklang ftehen, für das Induſtrie— 
gebiet aufgehoben. 

III. Baupolizeiliche Beitimmungen. 
Bu Art. 61 der allgemeinen Bauordnung und 79 der 
Ausführungsverordnung. 
6 


Die Bürgermeifterei ift ermächtigt, für Arbeitsräume, Werfftätten 
und alle übrigen zum längeren Aufenthalt von Menjchen dienenden 
Räume zwedentiprechende Anordnungen zu treffen, um diefen Räumen 
in ausreichender Weiſe Licht und Luft zuzuführen und fie gehörig zu 
entlüften. Dieje Anordnungen dürfen das Maß der in $ 82 Abi. 1 
der Baupolizeiordnung vom 1. Auguft 1898 enthaltenen Beftimmungen 
feinesfalls überjchreiten und fünnen von der Bürgermeifterei nur nach 
Anhörung der Großh. Gewerbe-Inſpektion Mainz, des ftädtiichen Bau— 
polizeiamts und des ftädtiihen Bauausſchuſſes von Fall zu Fall er- 
lajjen werden. 
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Zu Art. 40 und 41 der allgemeinen Bauordnung. 


8 7. 

Bei drei und mehrjtödigen Gebäuden fünnen von der Bürger- 
meijterei zur Sicherung der vorfommenden Eijenkonjtruftionen gegen 
Feuersgefahr in bejonderen Fällen angemefjene Vorfchriften erlafjen werden. 

8 


Die Beitimmungen der 88 26 Abſ. 1, 65, 67 Ziff. 3 und 4, 68 
der Baupolizeiordnung vom 1. Auguſt 1888 werden für die ganze Aus— 
dehnung des Induſtriegebietes aufgehoben. 

Die Beitimmungen des $ 52 Ziff. 7 der Baupolizeiordnung gelten 
nur für die an der Grenze des Induftriegebietes Hinziehenden Straßen: 
Duerdamm, Wiesbadener Straße und verlängerte Aheinallee, jedoch mit 
der Uenderung, daß die Entfernung für Abtrittsgruben von der Bau— 
flucdhtlinie anftatt 10 m nur 5 m zu betragen braucht. Für alle übrigen 
Straßen und die Hafenufer werden die Beitimmungen des 52 Ziff. 7 
der Baupolizeiordnung aufgehoben. 

Die Beitimmungen des $ 82 Abſ. 1 der Baupolizeiordnung vom 
1. Auguft 1898 gelten innerhalb des Induftriegebietes nur für eigent- 
fiche Wohnräume, Schlafräume und Küchenräume und werden für alle 
jonjtigen Räume aufgehoben. 

89. 

Die gegenwärtigen Beltimmungen treten mit .erfolgter Feſtſtellung 
de3 für das im & 1 bezeichnete Gebiet aufgeftellten Ortsbauplans in Kraft. 

Mainz, den 1. Dezember 1904. 

Großherzogliche Bürgermeifterei. 
3. B.: Kuhn. 


Ortsbanftatut für Die Gemeinde Nieder-Dlm. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 und der 88 3 bis 5, 7 und 9 der Ausführungs- 
verordnung hierzu vom 1. Februar 1882 wird zufolge Beſchluſſes des 
Gemeinderat3 nad) zuftimmender Begutachtung durch den Kreisausſchuß 
mit Genehmigung des Großherzoglichen Minifteriums des Innern vom 
22. Mai 1902 zu Nr. M. d. 3. 11057 für die Gemeinde Nieder-Olm 
nachjtehendes Ortsbauſtatut erlafjen. 


Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


81. 
Zur Benugung als Bauplatz ijt eine Fläche nicht mehr geeignet: 

a) wenn fie weniger als 100 qm enthält, 

b) wenn auf ihr fein Gebäude von mindejtens 7,00 m Front und 
7,5 m Tiefe mit zweijeitiger Beleuchtung unter Wahrung der 
Borjchriften des Art. 37 und 38 der allgemeinen Bauordnung 
errichtet werden kann. 


Zu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 


8 2. 
Sind zum Zwecke der Schließung eine? Gemeindewegd Grund- 
34° 
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ftüce jeitend der Gemeinde erworben worden, fo werden Ddiejelben auf 
Berlangen der unmittelbar angrenzenden Grundbejiger an dieſe in 
Eigentum abgetreten unter folgenden Bedingungen: 

a) das Verlangen muß innerhalb einer Friſt von 6 Monaten nad) 
erfolgter Erwerbung diefer Grundſtücke jchriftlich bei Großherzog- 
(iher Bürgermeifterei fund gegeben werden; 

b) die Anlieger müfjen fich bereit erklären, für das an fie abzutretende 
Gelände der Gemeinde die vollen Koften der Erwerbung der 
Grundjtüde zurüdzuzahlen. 

Aus dem Preije des Geländes und den Unfoften bei der Erwerbung 
berechnet fi mit Ridjicht auf die Größe der Fläche der Einheitspreis, 
welcher pro Quadratmeter von den Anliegern zu zahlen ift. 

Der zur Abtretung kommende Gemeindeweg ift mit gleichem 
Preiſe pro Quadratmeter der Gemeinde zu vergüten, wie die Grundftüde. 

War der Preis bei der Erwerbung mehrerer Grundjtüde an der 
neuen Straße verjchieden, jo wird ein Mittelpreis für den Verkauf aus 
den Geſamtunkoſten der Erwerbung feitgeftellt. 

Den Gejamtkoften der Erwerbung werden auch Zinjen zu 4° des 
Erwerbspreijeg von der Zeit des Erwerbs durd) die Gemeinde zu— 
geichlagen, im Falle fich die Ermwerbung feitens der Anlieger durch ihre 
Schuld über 8 Monate, von der Zeit der Erwerbung au gerechnet, 
verzögert. 

(Art. 17 der allgemeinen Bauordnung, $ 30 der Ausführungsverordnung.) 
Bu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
S 3. 

Außerhalb des Bereiches des Ortsbauplanes dürfen neue Gebäude 
nicht errichtet werden, fofern es ſich nicht um Fabriken und jonitige 
Anlagen handelt, welche in bebauten Quartieren für die Befiger oder 
Bewohner der benachbarten Grundjtüde und bezw. Gebäude erhebliche 
Nachteile oder Beläftigungen herbeiführen fünnten. 

Zu Urt. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
8.4. 

Die Eröffnung der im Drtsbauplan vorgejehenen Ortsitraßen 
erfolgt nach dem jeweiligen Bedürfniffe durch Beichluß des Gemeinderats. 
Vorher wird die Gemeinde das in die zu eröffnende Straße fallende 
Gelände erwerben und die Straße für den öffentlichen Verkehr und den 
Anbau fertig jtellen. 


85. 
In noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, welche nad) 
diefen Straßen ihren Ausgang haben jollen, nur dann errichtet werden, 
wenn fie jich an ſchon erbaute Häuſer unmittelbar anreihen. 
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Abgeſehen von dem in $ 5 gedachten Falle fann die Ausführung 
von Gebäuden an den im Drtsbauplane vorgejehenen, aber noch nicht 
eröffneten Straßen dann geitattet werden, wenn der Bauluftige: 

a) das Vorhandenjein eines fahrbaren Weges zu dem Bauplape 
nachweift, oder einen jolchen jofort auf eigene Koften Herjtellt; 
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b) für Bejeitigung des Abwaſſers durch Anlage einer wafjerdichten 
Grube oder einer Goſſe jorgt, deren Bejchaffenheit im Baubejcheide 
vorzujchreiben ift ; 

ce) dartut, daß durch den betreffenden Bau die zwedmäßige Einteilung 
de3 in Frage kommenden Bauquartierd in Baupläße nicht ge= 
hindert wird. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
7 


Bei Anleguug einer neuen, bei Verlängerung einer bejtehenden 
Straße, jowie bei dem Anbau an ſchon vorhandenen, bisher unbebauten 
Straßen und Straßenteilen haben die an die Straßen angrenzenden Grund- 
befiger den Aufwand für die Erwerbung des zur Straße nötigen 
Geländes zu tragen bezw. zu erjegen, jobald auf ihren betreffenden 
Grundjtüden neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu 
jtehen fommen oder ihren Ausgang nad der neuen Straße erhalten. 
Zu diejer Verpflichtung können die an eine Straßenjeite angrenzenden 
Eigentümer nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite und wenn 
dieje Breite mehr als 16 m beträgt, nicht für mehr als 8 m heran- 
gezogen werden. 

Ebenſo hat jeder Anlieger im Verhältnis der Länge der Straßen- 
flucht ſeines Grundſtücks die Hälfte der Koften zu tragen, welche durch 
Anlage der Kanäle (Regenwafjer- und Schmutzwaſſerkanäle) entjtehen. 
Dasjelbe gilt für die Neuherftellung jolcher unterirdifcher Kanäle, welche 
in bereit3 beftehenden Straßen angelegt werden .oder bei Erlaß diejes 
Statut in Ausführung begriffen find. Wird eine Straße nur einfeitig 
bebaut, jo haben die Anlieger die gejamten Koften der Entwäſſerungs— 
anlage zu tragen. 


88. 

Bei Berechnung der Geländekoften find die Koften des gefamten 
Geländes einjchließlich der Kosten für die auf die Straßenfreuzung 
fallenden Flächen, zufammenzurechnen und den Eigentümern nad) Ber- 
N der Länge ihrer die Straßen berührenden Hofreite zur Laſt 
zu legen. 

In dieſe Berechnung ijt jedoch eine Vergütung fir das Gelände 
der in die neu anzulegende Straße fallenden, der Gemeinde bereits 
gehörigen Wege und Straßen nicht aufzunehmen; folches ift von der 
Gemeinde unentgeltlich zur Straße zu verwenden. 

9 


Der Gemeinderat beſchließt in jedem einzelnen Falle, inwieweit 
das Gelände nach Maßgabe der feſtgeſetzten Baufluchtlinie an die 
Gemeinde abzutreten iſt. Derſelbe wird ſodann den Wert des zur 
Straße fallenden Geländes abſchätzen. Auf Grund dieſer Abſchätzung 
ſtellt die Bürgermeiſterei die Berechnung auf und teilt dieſelbe dem 
Eigentümer mit. 


8 10. 
Wenn eine gütliche Einigung über die nad) 89 ſtattfindende gt 
jegung mit den Eigentümern nicht zu erzielen ift, jo fommen die Vor- 


Bu 
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Ichriften des Gejeßes über die Enteignung von Grundeigentum zur An— 
wendung. 


81 
Die Erhebung und Beitreibung auf Grund der 8 7 enthaltenen 
Verpflichtungen zu zahlenden Koften erfolgt auf dem für die Erhebung 
und Beitreibung der ID le vorgejchriebenen Wege. 


Bur Sicherung der in $ 7 — Verpflichtungen kann von 
dem Grundeigentümer die Hinterlegung einer Kaution, deren Höhe der 
Gemeindevorſtand zu beſtimmen hat, verlangt werden, bevor die Ge— 
nehmigung zur Gebäudeerrichtung erteilt wird. Die Kaution iſt bei 
dem Großh. Bürgermeiſter zu hinterlegen, welcher für gehörige Auf— 
bewahrung und demnächſtige Rückgabe derſelben Sorge trägt. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
13. 

Das Zurüdjegen von Gebäuden Hinter die Straßenfluchtlinie fann 
unter folgenden Bedingungen geftattet werden: 

a) die zurückverlegte Baufluchtlinie muß mit der Straßenfludhtlinie 
parallel laufen und mindejten® 3 m von leßterer entfernt fein; 

b) das zwiſchen der Straßen: und Baufluchtlinie liegende Gelände 
darf nur al8 Vorgarten benugt und nicht mit irgendwie miß- 
ftändigen Anlagen verjehen werden; 

ce) das Vorgartenland ift in der Straßenflucht einzufriedigen ; 

d) die infolge der Zurüdjegung des Gebäudes von der Straße aus 
fihtbaren Seitenwände der Nachbarhäujer und Grenzmauern der 
Nachbarhofreiten find auf Koſten des Beſitzers des zurückgeſtellten 
Haufes entiprechend zu deforieren, oder mindeſtens glatt zu ver- 
pugen und anzuftreichen. — 

14. 

Scheidemauern und nicht durchbrochene Wände in Vorgartengelände 
dürfen, vom höchſten Punkte des von demjelben bededten Geländes aus 
gemefjen, die Höhe von 1,80 m nicht überfteigen. 

u Art. 38 der allgemeinen Bauordnung. 


Wohngebäude dürfen in geringerer Entfernung als 50 m vom 
Friedhofe nicht errichtet, Brunnen in geringerer Entfernung nicht ge: 
graben werben. 

Bu Urt. 44 der allgemeinen Bauordnung. 


g 16. 

Die Umfangswände aller Wohnhäufer müſſen in der Regel maſſiv 
in Mauerwerk ausgeführt werden. Dasjelbe gilt für alle mehrjtödigen 
und alle Gebäude mit Feuerungsanlagen, welche im Bereiche des Orts— 
bauplanes aufgeführt werden jollen. 

u Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 17. 

Die Faffade jedes an einer Straße zu errichtenden Gebäudes muß 

mindeftens 7,00 m lang fein; Ausnahmen hiervon find nur zuläflig, wenn: 


I) 
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a) der Neubau als Teil eines ſchon bejtehenden, dem Bauluftigen 
gehörigen Gebäudes angejehen werden kann; 
b) die örtlichen Verhältnifje dazu zwingen, unter jenes Maß herunter 


zu gehen. 

—5 Gebäuden beabſichtigt, einzelne Teile der Umfangswände 
an Knieſtöcken, Giebeln ꝛc. zur Charakteriſierung eines beſtimmten Bau— 
ſtils in Fachwerk auszuführen, ſo ſoll dies jedoch mit Berückſichtigung 
der Vorſchriften der Artikel 45 und 48 der allgemeinen Bauordnung 
bei Gebäuden mit TFeuerungsanlagen nur dann geftattet werden, wenn 
Die Fachwerkswände im oberften Stodwerf eine Hintermauerung von 
mindeſtens Y» Stein Stärfe = 13 cm erhalten. 

18. 


8 

Die geringſte zuläſſige Höhe eines jeden Stockwerks beträgt 2,75 m 
im Lichten. Knieftöde und Manfarden, Dächer mit Zwerchhanfern ſind 
hierbei nicht als beſondere Stockwerke anzuſehen, müſſen jedoch im Lichten 
mindeſtens 2,40 m hoch fein. Die geringſte zuläſſige Höhe eines an 
einer öffentlichen Straße oder einem Plate zu errichtenden Gebäudes 
beträgt hiernah vom Sodel bis zum Dachgeſims gemefjen 4 m. 

19. 


Bei allen Neubauten und Hauptveränderungen von Gebäuden an 
der Straßenfeite ift auf eine gefällige ardhiteftonische Ausführung Rüd- 
ficht zu nehmen. Dasſelbe gilt für Einfriedigungen und jonftige Bauten, _ 
welche an der Straßenjeite neu hergeftellt oder wejentlic; verändert 
werden follen. 

Für den Anjtrich dürfen — Farben nicht verwendet werden. 


Vorſtehendes Statut tritt a: en Tage feiner Bekanntmachung 
Kraft. 
Nieder-Dlm, den 21. Juli 1902. 
Grofherzoglich SERIE 
Sieben. 


Orts bauftatut für die Gemeinde Stadeden. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der S$ 3 bis 5, 7 und 9 der Ausführungsverordnung hierzu 
vom 1. Februar 1882 wird zufolge Beſchluſſes des Gemeinderats nad) 
zuftimmender Begutachtung durch den Kreisausihuß mit Genehmigung 
des Großherzoglichen Minijteriums des Innern vom 17. Dezember 1903 
zu Nr. M. d. J. 31842 für die Gemeinde Stadeden nachſtehendes 
Drtsbauftatut erlaſſen: 

u Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


1; 
Zur Benutzung als Bauplatz iſt eine Fläche nicht mehr geeignet, 
wenn jie weniger al3 100 Quadratmeter enthält. 
Bu Art. 17 der allgemeinen Bauordnung. 


82. 






Sind zum Zwede ber eines Gemeindewegs Grundftüde 
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jeitens der Gemeinde erworben worden, jo werden diejelben auf Ver- 
langen der unmittelbar angrenzenden Grundbefiger an dieje in Eigentum 
abgetreten unter folgenden Bedingungen: 

a) Das Verlangen muß innerhalb einer Frift von ſechs Monaten 
nad erfolgter Erwerbung diefer Grundftüde jchriftlih bei Groß— 
berzoglicher Bürgermeifterei fundgegeben werden. 

b) Die Anlieger müfjen fich bereit erflären, für das an fie abzu- 
tretende Gelände der Gemeinde die vollen Koften der Erwerbung 
der Grundftüde zurüdzuzahlen. 

Aus dem Preiſe des Geländes und den Unfoften bei der Er- 
werbung berechnet ſich mit Rückſicht auf die Größe der Fläche der Ein- 
heit3prei3, welcher pro Duadratmeter von den Anliegern zu zahlen ift. 
Der zur Abtretung fommende Gemeindeweg ift mit gleichem Preiſe pro 
Quadratmeter der Gemeinde zu vergüten, wie die Grundjtüde. 

War der Preis bei der Ermwerbung mehrerer Grundjtüde an der 
neuen Straße verjchieden, jo wird ein Meittelpreis für den Verfauf aus 
den Gejamtunfoften der Erwerbung feitgeitellt. 

Den Geſamtkoſten der Erwerbung werden auch Zinjen zu 4 Pro- 
zent de3 Erwerbspreijes von der Zeit des Erwerb3 durch die Gemeinde 
zugefchlagen, im Falle fich die Erwerbung jeitens der Anlieger durch 
ihre Schuld über 8 Monate, von der Zeit der Erwerbung an gerechnet, 
verzögert. 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 


8 3. 

Außerhalb des Bereiches des Drtsbauplanes dürfen neue Ge- 
bäude nicht errichtet werden, fofern es ſich nicht um Fabriken und 
lonftige Anlagen handelt, welche in bebauten Duartieren für die Beſitzer 
oder Bewohner der benachbarten Grundjtüde und bezw. Gebäude er- 
hebliche Nachteile oder Beläftigungen herbeiführen fünnten. 


Bu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 


84. 

Die Eröffnung der im Drtsbauplan vorgejehenen Ortsſtraßen 
erfolgt nach dem jeweiligen Bedürfnis durch Beichluß des Gemeinderats. 
Vorher wird die Gemeinde das in die zu eröffnende Straße fallende 
Gelände erwerben und die Straße für den öffentlichen Verkehr und den 
Anbau fertig ftellen. Die durch Art. 20, Abſ. 2 der allgemeinen Bau- 
ordnung der Gemeinde auferlegte Verpflichtung wird hierdurch nicht 
berührt. 

8 5. 


In noch nicht eröffneten Straßen dirfen Gebäude, welche nach 
diefen Straßen ihren Ausgang haben follen, nur dann errichtet werden, 
wenn fie ſich an jchon erbaute Häufer unmittelbar anreihen. 

S 6. 

Abgejehen von dem in 8 5 gedachten Falle fann die Ausführung 
von Gebäuden an den im Ortsbauplan vorgejehenen, aber noch nicht 
eröffneten Straßen dann geftattet werden, wenn der Bauluftige: 
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a) Das Vorhandenjein eines fahrbaren Weges zu dem Bauplatze 
nachweilt oder einen jolchen ſofort auf eigene Koften herſtellt. 

b) Für Befeitigung des Abwaſſers durch Anlage einer wafjerdichten 
Grube oder einer Gofje jorgt, deren Beichaffenheit im Baus 
bejcheide vorzuſchreiben ift. 

c) Dartut, daß durch den betreffenden Bau die zwedmäßige Ein- 
teilung de3 in Frage kommenden Bauquartier im Bauplage nicht 
gehindert wird. 

Bu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
7. 

Bei Anlegung einer neuen, bei Verlängerung einer beftehenden 
Straße, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandenen, bisher unbebauten 
Straßen und Straßenteilen haben die an die Straßen angrenzenden 
Grundbefiger den Aufwand für die Erwerbung des zur Straße nötigen 
Geländes zu tragen bezw. zu erjegen, ſobald auf ihren betreffenden 
Grundſtücken neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu 
jtehen fommen oder ihren Ausgang nad) der neuen Straße erhalten. 
Zu dieſer Verpflichtung fünnen die an eine Straßenjeite angrenzenden 
Eigentümer nicht für mehr ala die Hälfte der Straßenbreite und, wenn 
diefe Breite mehr ald 16 Meter beträgt, nicht für mehr als 8 Meter 
herangezogen werden. Ebenjo Hat jeder Anlieger im Verhältnis der 
Länge der Straßenflucht feines Grundjtüds die Koften zu tragen, welche 
durch Herrichtung eines Goſſenpflaſters entjtehen. 

ird eine Straße nur einfeitig bebaut, aber mit doppeljeitiger 
Goſſenanlage verjehen, jo haben die Anlieger die Koften der Gofjen- 
anlage nur zur Hälfte zu tragen. 


88. 

Bei Berechnung der Geländefoften find die Koften des gejamten 
Geländes, einschließlich der Kojten für die auf die Straßenfreuzung 
fallenden Flächen, zujammenzurechnen und den Eigentümern nad) Ver— 
hältni® der Länge ihrer die Straßen berührenden Grenze zur Laft zu 
legen. 

In diefe Berechnung ijt jedoch eine Vergütung für das Gelände 
der in die neu anzılegende Straße fallenden, der Gemeinde bereits 
gehörenden Wege und Straßen nicht aufzunehmen; ſolches ift von der 
Gemeinde unentgeltlich zur Straße zu verwenden. 

89. 

Der Gemeinderat beſchließt in jedem einzelnen Falle, inwieweit 
das Gelände nach Maßgabe der feſtgeſetzten Baufluchtlinie an Die 
Gemeinde abzutreten iſt. Derſelbe wird ſodann den Wert des zur 
Straße fallenden Geländes abſchätzen. Auf Grund dieſer Abſchätzung 
ſtellt die Bürgermeiſterei die Berechnung auf und teilt dieſelbe den 
Eigentümern mit. 

8 10. 

Wenn eine gütliche Einigung über die nach 89 ſtattfindende Feſt— 

ſetzung mit den Eigentümern nicht zu erzielen iſt, ſo kommen die Vor— 


Ken. . 
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ichriften des Gejeges über die Enteignung von Grundeigentum zur 
Anwendung. 
8 ı1l. 

Die Erhebung und Beitreibung der auf Grund der in $ 7 ent: 
haltenen Verpflichtungen zu zahlenden Koften erfolgt auf dem für die 
Erhebung und Beitreibung der Gemeinde-Einfünfte vorgejchriebenen Wege. 

8 12. 

Zur Sicherung der in $ 7 genannten Verpflichtungen fann von 
dem Örundeigentümer die Hinterlegung einer Kaution, deren Höhe der 
Gemeindevorstand zu beftimmen hat, verlangt werden, bevor die Ge- 
nehmigung zur Gebäudeerrichtung erteilt wird. Die Kaution ift bei dem 
Großh. Bürgermeifter zu hinterlegen, welcher für gehörige Aufbewahrung 
und demnächſtige Rückgabe derjelben Sorge trägt. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
8 18. 

Das Zurüdiegen von Gebäuden Hinter die genehmigte Baufludt- 
linie fann unter folgenden Bedingungen geftattet werden: 

a) Die zurüdverlegte Gebäudefluht muß mit der Baufluchtlinie in 
der Regel parallel laufen und mindejten® 3 m von leterer ent: 
fernt fein. 

b) Das zwifchen der genehmigten Baufluchtlinie und der zurüd: 
liegenden Gebäudeflucht liegende Gelände darf nur als Vorgarten 
benußt und micht mit irgendwie mißjtändigen Anlagen verjehen 
werden. 

c) Das Vorgartenland ift in der Baufluchtlinie einzufriedigen. 

d) Die infolge der Zurüdjegung des Gebäudes von der Straße aus 
Jihtbaren Seitenwände der Nachbarhäujer und Grenzmauern der 
Nahbarhofreiten dürfen nicht mißſtändig in die Erjcheinung treten 
und find daher erforderlichen Falls auf Koſten des Beſitzers des 
zurüdgeftellten Hauſes entjprechend zu deforieren oder mindeftens 
glatt zu verpugen und anzuftreichen. 

8 14. 

Sceidemauern und nicht durchbrochene Wände in Worgarten- 
geländen dürfen, vom höchiten Punkte des von demfelben bededten Ge 
ländes aus gemefjen, die Höhe von 1,80 m nicht überfteigen. 

Zu Art. 38 der allgemeinen Bauordnung. 
8 15. 

Wohngebäude dürfen in geringerer Entfernung als 30 m vom 
Friedhofe nicht errichtet, Brunnen in geringerer Entfernung nicht ge 
graben werden. 

Zu Art. 39 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 16. 

Die geringste zuläffige Höhe eines jeden Stockwerks beträgt 2,75 m 
im Lichten. Knieſtöcke und Manfarden, Dächer mit Zwerchhäufern find 
hierbei nicht al3 beſondere Stockwerke anzufehen, müffen jedoch im Lichten 
mindeftens 2,40 m hoc jein. Die geringfte zuläffige Höhe eines am 
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einer öffentlichen Straße oder einem Plate zu errichtenden Gebäudes 
beträgt hiernach, von Sodeloberfante biß zum Dachgeſims gemefjen, 4 m. 
17. 


Bei allen Neubauten und Hauptveränderungen von Gebäuden an 
der Straßenjeite ift auf eine gefällige ardjiteftonische Ausführung Rück— 
ficht zu nehmen. Dasjelbe gilt für Einfriedigungen und jonftige Bauten, 
welche an der Straßenjeite neu hergeftellt oder wejentlich verändert 
werden follen. Für den Anſtrich dürfen blendende Farben nicht ver- 
wendet werben. 


8 18. 
Borjtehendes Statut tritt mit dem Tage feiner Bekanntmachung 
in Kraft. 
Stadeden, den 16. Januar 1904. 
Großherzogliche Bürgermeifterei. 
Holt. 


Ortsbauftatut für Die Gemeinde Weiſenau. 

Erlafjen auf Grund des Artifeld 2 der allgemeinen Bauordnung 
vom 30. April 1881 und der SS 3—5, 7 und 9 der Ausführungs- 
verordnung zu derjelben vom 1. Februar. 1882. 

Nach Anhörung der Großh. Bürgermeifterei zu Weijenau wird 
zufolge Beſchluſſes des Gemeinderat? daſelbſt und der Begutachtung 
durch den Kreisausſchuß mit Genehmigung Großh. Minifteriums des 
Innern vom 28. September 1903 zu Nr. M. d. 3. 25237 für Die 
Gemeinde Weilenau an Stelle des außer Kraft tretenden Ortsbauftatut3 
vom 19. Oftober 1892 das Folgende ftatutarisch feſtgeſetzt. 

Zu Art! 4 der allgemeinen Bauordnung und $ 11 der 
Ausführungsverordnung. 
l 


Der für die Gemeinde Weiſenau gültige Ortsbauplan und die an 
denjelben ſich anjchliegende Erweiterung des Ortes find durch Entſchließung 
Großh. Ministeriums des Innern vom 28. September 1903 zu Nr. M. 
d. J. 25237 fejtgelegt. 

Zu Art. 13 der B—— Bauordnung. 


82 
Zur Benutzung als Bauplatz ift eine Fläche, welche weniger als 
100 Quadratmeter enthält, nicht mehr geeignet. Jede zu bebauende 
Flähe muß eine Front von mindeftens 8 m und eine Tiefe von wenigftens 
7,5 m haben. 
Bu Urt. 17 der allgemeinen Bauordnung. 


N . 

Die bei der Schließung eines Gemeindeweges von der Gemeinde 
ervorbenen Grundftüde jind den Eigentümern der angrenzenden Grund 
jtücfe auf deren Verlangen unter folgenden Bedingungen abzutreten: 

a) Die Anlieger müfjen binnen ſechs Monaten nad) der Ueber- 
jchreibung vorgedacdhter Grundftüde im Grundbuche jchriftlich ent- 

Iprechenden Antrag ftellen und zugleich 
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b) fich bereit erflären, für das an fie abzutretende Gelände der Ge— 
meinde die Erwerbungsfoften nad) Verhältnis der Größe der von 
ihnen beanipruchten Teile der gedachten Grundftüde zu vergüten. 
Die Erwerbungsfoften find hierbei in der Weife zu berechnen, daß 
der Summe der Kaufichillinge für die von der Gemeinde er 
worbenen Liegenjchaften: 1. die jämtlichen durd die Erwerbung 
erwachjenen Unfojten und 2. Binfen zu fünf Prozent der vor: 
— Kaufpreiſe vom Tage des Erwerbes an hinzugeſchlagen 
werden. 

Für den zur Abtretung gelangenden Gemeindeweg iſt der Gemeinde 
pro Quadratmeter der gleiche Preis zu entrichten, wie für die abzu— 
tretenden nebenliegenden Grundſtücke. 


Zu Urt. 18 der allgemeinen Bauordnung. 


84. 

Außerhalb des Bereichs des Ortsbauplanes dürfen neue Gebäude 
nicht errichtet werden, ſofern es ſich nicht um Fabriken und ſonſtige 
Anlagen handelt, welche in bebauten Quartieren für die Beſitzer oder 
Bewohner der benachbarten Grundftüde und bezw. Gelände erhebliche 
Nachteile oder Beläftigungen herbeiführen könnten. 


Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 


5. 

Die Eröffnung der im ER vorgefehenen Bauquartiere 
und Ortsſtraßen erfolgt nad) dem jeweiligen Bedürfnifje durch Beſchluß 
des Gemeinderates. Vorher wird die Gemeinde das im die zu eröffnende 
Straße fallende Gelände erwerben und die Straße für den öffentlichen 
Verkehr und den Anbau fertigftellen. 

8 6. 

Die Herftellung und Eröffnung einer Straße muß aber, abgejchen 
von dem in Art. 20, Abſ. I, Sat 2, der allgemeinen Bauordnung vor: 
gejehenen Falle, jedenfalls dann erfolgen, wenn die Beſitzer der an die 
Straße angrenzenden Baupläße entjprechenden Antrag ftellen und wenn 
diefelben mindeſtens zwei Drittel der Gejamtlänge beider Straßenfronten 
inne haben und jich gleichzeitig zur fofortigen Hinterlegung einer Kaution 
nah Maßgabe der Beitimmungen des $ 14 diejes Ortsſtatuts erbieten. 

7 


87. 
In noch nicht eröffneten und fertig hergeſtellten Straßen dürfen 
Gebäude, welche nach dieſen Straßen ihren Ausgang haben ſollen, nut 
dann errichtet werden, wenn ſie ſich an ſchon erbaute Häuſer unmittelbat 
anreihen. 


> 8. 

Abgejehen von dem im $ — Falle kann die Aufführung 
von Gebäuden an den im Ortsbauplane vorgejehenen, aber nod) nicht 
eröffneten und fertig hergejtellten Straßen dann geftattet werden, went 
der Baulujtige 

a) das Vorhandenfein eines fahrbaren Weges zu dem Bauplatz nad) 
weit, oder einen folchen jofort auf eigene Koſten herjtellt; 
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b) für den Ablauf des Waſſers durch Anlage einer wafjerdichten 
Grube oder einer Goſſe jorgt, deren Beichaffenheit im Baubeſcheide 
vorzufchreiben it; 

c) dartut, daß durch den betreffenden Pau die zweckmäßige Einteilung 
der in Frage fommenden Baufigur in Bauplätze nicht gehindert 
wird. 

Zu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
89. 

Bei Anlegung einer neuen, bei Verlängerung einer bejtehenden 
Straße, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandenen, bisher unbebauten 
Straßen und Straßenteilen Haben die an die Straße angrenzenden 
Grundbefiger den Aufwand für die Erwerbung des zur Straße nötigen 
Geländes zu tragen bezw. zu erjegen, jobald auf ihren betreffenden 
Grundjtüden neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu 
jtehen kommen, oder ihren Ausgang nad der neuen Straße erhalten. 
Zu diefer Verpflichtung fünnen die an eine Straßenjeite angrenzenden 
Eigentümer nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite heran- 
gezogen werben. 

8 10. 


Bei Berechnung der Geländekoften find die Koften des gejamten 
Geländes, einjchließlih der Koften für die auf die Straßenfreuzungen 
fallenden Flächen zufammenzurechnen und den Eigentümern nach Ver— 
hältni3 der Länge ihrer die Straße berührenden Grenze zur Laft zu legen. 

In diefe Berechnung ift jedoh eine Vergütung für das Gelände 
der in die neu anzulegende Straße fallenden, der Gemeinde bereit3 ge- 
hörigen Wege und Straßen nicht aufzunehmen, folches vielmehr von der 
Gemeinde unentgeltlih zur Straßenanlage zu verwenden. 

8 11. 

Die Großherzogliche Bürgermeifterei beftimmt in jedem einzelnen 
Falle, inwieweit das Gelände nad) Maßgabe der feftgefegten Bauflucht- 
linien an die Gemeinde abzutreten if. Der Gemeinderat wird ſodann 
den Wert des zur Straße fallenden Geländes abjhäten. Auf Grund 
diefer Abſchätzung ftellt die Bürgermeijterei die Berechnung auf und teilt 
diejelbe dem Eigentümer mit. 

8 12. 

Wenn eine gütliche Einigung über die nach) $ 10 ftattfindenden 
Feitfegungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen ift, jo kommen die 
Vorjchriften des Gejeges über die Enteignung von Grundeigentum zur 
Anwendung. 6 

13. 


Sn den im $ 8 genannten Fällen tritt mit der Verpflichtung 
zur Beftreitung der Koften für das Straßengelände gleichzeitig die Ver— 
pflichtung der Grundbeſitzer ein, die Koften für: 

1. die Erdarbeiten, welche und inſoweit folche erforderlich find, 2 
den Straßenförper auf die im Ortöbauplan vorgejehene Höhen 

(age zu bringen; 
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2. für die den Bedürfniffen des Verkehrs entiprechende erite Cr 
rihtung der Straße mitteljt Chaufjierung der Fahrbahn uw 
Pflafterung der Goſſen; 
3. für die Herjtellung der Fußſteige; 
4. für die Herftellung der zur Aufnahme des Regens und Abfol 
waſſers in der Straße anzulegenden Kanäle 
zu übernehmen. 

Die Verpflichtung der Grumdbefiger Hinfichtlih der vor ihre 
Grundftüden Herziehenden Abzugsfanäle tritt auch für die meue Hr 
ftellung von Kanälen in bereit3 bejteheuden Straßen ein. SKanalpren:: 


und Materialien für Herjtellung der Fahrſtraßen und Fußſteige werde: 
von dem Gemeindevorjtand beftimmt. Die Kojten werden gemäß Art. 21, 
Abi. 2 der allgemeinen Bauordnung nad) dem Verhältnis der Yänz: 


der die Straße berührenden Grenze berechnet. 


Die Koftenberechnung wird durch die Großh. Bürgermeifterei auf 


gejtellt und den Beteiligten mitgeteilt. 
14 


Die Erhebung und Beitreibung der auf Grund der im dem vor: 
bemerften Baragraphen enthaltenen Verpflichtungen zu zahlenden Koſter 
erfolgt auf dem für die Erhebung und Beitreibung der Gemeinde-Ein- 
fünfte vorgefchriebenen Wege. 

8 15. 

Zur Sicherung der in 88 Su. 12 genannten Verpflichtungen fanr. 
von dem Grundeigentümer die Hinterlegung einer Kaution, deren Höhbe 
der Gemeindevorstand zu beſtimmen Hat, verlangt werden, bevor die Ge 
nehmigung zur Gebäudeerrichtung erteilt wird. Die Kaution iſt bei dem 
Großh. Bürgermeifter zu hinterlegen, welcher für gehörige Aufbewahrung 
und demnächjtige Rückgabe derjelben Sorge trägt. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
8 16. 

Stallungen, Scheunen, Speicher, Nemijen, Waſchküchen, Abtritte 
und ähnliche Anlagen dürfen in der Regel nicht an öffentlihe Straßen 
und Plätze geftellt werden. Ausnahmen hiervon fünnen bejonderer Wer 
hältniffe wegen unter der Bedingung zugelajfen werden, daß derartig: 
Nebengebäude mit dem Hauptgebäude in eine gefällige ardhiteftoniic: 
Verbindung gebracht werden und für fich das Ausjehen eines Wohn: 
hauſes erhalten. 


8 17. 
Anlagen der in 8 16 der Neichsgewerbeordnung erwähnten Art 
— Schlächtereien ausgenommen — dürfen im Bereiche des Ortsbau 
planes nicht errichtet werden. 
Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 


8 18. 
Das Zurücjegen von Gebäuden hinter die Straßenfluchtlinie kann 
unter folgenden Bedingungen geftattet werden: 
a) die zurücverfegte Baufluchtlinie muß mit der Straßenfluchtlinte 
varallel laufen und mindejtens 4 m von legterer entfernt fein; 
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b) das zwiſchen der Straßen- und der Baufluchtlinie liegende Gelände 
darf nur als Vorgarten benugt und nicht mit irgendwie miß- 
ftändigen Anlagen verjehen werden ; 

c) das vorgedadhte Vorgartenland ift in Gemäßheit der Vorſchrift 
des 8 4 der Ortöpolizeiordnung vom heutigen Tage einzufriedigen ; 

d) die infolge der Zurüdjegung des Gebändes von der Straße aus 
fihtbaren Seitenwände der Nachbarhäufer und Grenzmauern der 
Nachbarhofreiten find auf Koften des Befigers des zurüdgeftellten 
Haufes entjprechend zu dekorieren oder mindejten® glatt zu ver- 
pugen und anzuftreichen. 

19. 


Scheidemauern und nicht durchbrochene Wände im VBorgartengelände 
dürfen vom höchſten Punkte des von denjelben bededten Geländes aus 
gemefjen, die Höhe von 1,80 m nicht überfteigen. 

Bu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
2 


0. 

Jede Abtrittsgrube muß mindeitens einmal im Jahre vollftändig 
entleert werden. Außerdem fann die fofortige Entleerung oder Des— 
infizierung der Abtrittsgruben aus baulichen oder Gejundheitsrüdfichten 
von der Polizeibehörde jederzeit verlangt werden. Der Grubeninhalt ift 
mittelft dicht gejchloffener Latrinenfäljer jofort auf das Feld zu ver- 
bringen. Unmittelbar nach der Entleerung ift die Grube wieder zu 
ichließen. Gleichzeitig find etwaige Verunreinigungen der Hofräume, 
Straßen uſw. jorgfältig zn bejeitigen. 

Bu Urt. 38 der allgemeinen Bauordnung. 
8 21. 

Wohngebäude dürfen in geringerer Entfernung als 50 m vom 
Friedhofe nicht errichtet, Brunnen in geringerer Entfernung nicht ge- 
graben werden. 

Bu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
22 


Die Umfangswände aller Wohnhäufer müſſen maffiv in Mauer- 
werf ausgeführt werden. Dasjelbe gilt für alle mehrftödigen und alle 
Gebäude mit Feuerungsanlagen, welche im Bereiche des DOrtsbauplanes 
aufgeführt werden fjollen. 


Zu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
23 


Die Faſſade jedes an einer Straße zu errichtenden Gebäudes muß 
mindeſtens 8 m lang fein. Ausnahmen hiervon find nur zuläffig, wenn: 
a) der Neubau als Teil eines jchon beftehenden, den Bauluftigen 
gehörigen Gebäudes angejehen werden kann; 
b) Die — Verhältniſſe dazu zwingen, unter jenes Maß herunter 
zu gehen. 


8 24. 
Bilden die Baufluchtlinien einen ſpitzen Winkel, ſo iſt die Ecke 
ſtets abzuſchrägen. 
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8 25. 

Die geringfte zuläffige Höhe eines jeden Stodwerfes beträgt 
2,75 m im Lichten. Kniejtöde und Manjardendächer mit Zmwerchhäujern 
find hierbei nicht al3 bejondere Stodwerfe anzufehen, müſſen jedoch im 
Lichten mindeſtens 2,40 m hoch jein. Die geringjte zuläffige Höhe eines 
an einer öffentlichen Straße oder einem Plate zu errichtenden Gebäudes 
beträgt ſonach, vom Sodel bis zum Dachgefimje gemefjen, 3,75 m. 

8 26. 


Bei allen Neubauten und Hauptänderungen von Gebäuden an der 
Straßenfeite ift auf eine gefällige architektoniſche Ausführung Rückficht 
zu nehmen. Dasjelbe gilt für Einfriedigungen und ſonſtige Bauten, 
welhe an der Straßenfeite neu hergeitellt oder weſentlich verändert 
werden jollen. 

8 27. 

Alle an einer Straße ftehenden Gebäude, Mauern, Einfriedigungen 
und jonftige Bauten müſſen ſtets in einem jolchen Zujtande gehalten 
werden, daß fie für das Ausjehen der Straßen nicht mißitändig er- 
icheinen. Für den Anftrich dürfen blendende Farben nicht verwendet 
werden. 

Shlußbejtimmung. 
28. 


Borftehendes Ort3bauftatut tritt mit dem Tage feiner Verkündigung 
im Kreisblatte in Kraft. 
MWeifenau, den 23. November 1903. 
Großherzogliche Bürgermeifterei Weijenau. 
Werner. 


Baupolizei-Orpnung für Die Gemeinde Weiſenau. 

Erlafjen auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 und der 88 3, 4, 6, 8 und 9 der Ausführungs- 
verordnung zu derjelben vom 1. Februar 1882. 

Nach Anhörung der Großh. Bürgermeijterei zu Weiſenau wird 
zufolge Beichluffes des Gemeinderats daſelbſt und der Zuftimmung 
jeitens des Kreisausjchufles mit Genehmigung Großh. Minifterinms des 
Innern vom 28. September 1903 zu Nr. M. d. 3. 25237 für Die 
Gemeinde Weijenau an Stelle der außer Kraft tretenden Baupolizei- 
verordnung vom 19. Oftober 1882 das Folgende bejtimmt: 

Zu Urt. 31 der allgemeinen Bauordnung und $51 der 
Ausführungs-VBerordnung. 
$ 1. 

Die größte zuläjfige Höhe der Brivatgebäude, von der Oberfläche 
der Straße bis zur Dachtraufe gemejien, an beiderjeit3 angebauten oder 
anzubauenden Ortsitraßen beträgt: 

a) wenn die Straße bis zu 8 m breit iſt, 10 m 
b) wenn jie 3 bis 10 m breit iſt, 12 m. 

In Straßen bis zu 5 m Breite dürfen neue Wohngebäude nur 

in der Höhe von höchſtens 8 m aufgeführt werden. 
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8 2. 

Auf Straßen und Plätzen mit unterirdijcher Entwäfjerungsanlage 
darf von den anliegenden Grundftüden feinerlei Flüſſigkeit oberirdijch 
in die Straßenrinne abgeleitet werden. Die Eigentümer der an 
grenzenden Grundftüde find, jobald lettere bebaut werden, zum Anjchluß 
derjelben an das Kanalnetz verpflichtet. 

So lange ein Straßenfanal nicht vorhanden, ift das von den 
Dächern abfliegende Wafjer mittelft Dachrinnen und Ablaufröhren bis 
zur Erde und von da in gepflafterte Rinnen oder bei erhöhten Trottoirs 
(Fußſteigen) durch eijerne überdedte Rinnen in die Straßengojje zu 
leiten. 

Zu Urt. 37 der allgemeinen Bauordnung. 


8 3. 

Ein als Bauplatz zu benugendes Grundſtück darf nur zu vier 
Fünftel der Grundfläche überbaut werden ; ein Fünftel der leßteren muß 
zufammenhängend in möglichjt regelmäßiger Form als Hof oder Garten 
verbleiben. 

84. 


Alle Abdtritts-, Dünger- und Pfuhlgruben müfjen binnen einer 
Friſt von zwei Jahren, vom Erlaſſe dieſer WPolizeiverordnung an 
gerechnet, wajjerdicht hergejtellt werden. 

Neue Abtritte, Pfuhlgruben und dgl. find nad) den Vorſchriften 
des $ 14 der Baupolizeiordnung für die Landgemeinden des Kreijes 
Mainz; vom 28. März 1899 herzuftellen. 

Zu Urt. 39 der allgemeinen Bauordnung. 
5. 

Vorgärten, Hofräume und Gärten in eröffneten Straßen ſind mit 
bis zur Straßenfluchtlinie vorzurückendem, maſſivem Sockel und gefälligem 
Staketengeländer aus Holz oder Eiſen, welches gut in Anſtrich zu er— 
halten iſt, einzufriedigen. 

Die vorerwähnten Sodel find aus Haufteinen oder Mauerwerk 
mit Dedplatten herzujtellen und dirfen höchſtens 0,75 m hoch werden. 
Bei geneigten Straßen bejtimmt fich die höchit zuläjfige Höhe des Sockels 
nach der mittleren Höhe, der an der betreffenden Hofreite herziehenden 
Fußſteigſtrecke. Die Bejtimmungen diejes Paragraphen finden auf jolche 
Hofreiten feine Anwendung, weiche bei Erlaß diejer Polizeiverordnung 
in nicht mißftändiger Weije bereit3 eingefriedigt find. 

Bu Art. 57 der allgemeinen Bauordnung. 


$ 6. 
Alle Gebäude, deren Dachtraufe nach der Straße geht, find: 

a) falls jie mit Schiefer gededt find, allgemein, 

b) falls fie mit Ziegeln gededt find, nur dann, wenn neu erbaut 
worden und das Dach jteiler aufgeführt wird als ein Drittel der 
überdachten Gebäudetiefe 

mit Schneejhugbrettern nad) der Straßenfeite hin zu verfehen. 
35 
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Zu Art. 61 der allgemeinen Bauordnung. 


Souterrain und Kellergejchoffe dürfen, vorbehaltlich der Beftimmung 
de3 $ 20 der Baupolizeiordnung für die Zandgemeinden des Kreiſes 
Mainz vom 28. März 1899, nur dann zu Wohn- oder Schlafräumen, 
zu Werfjtätten oder Arbeitsräumen benußt werden, wenn fie wenigftens 
2,50 m im Lichten hoch find und der Fußboden nicht tiefer al3 1 m 
unter dem Straßenpflafter Tiegt. 


Zu Art. 65 der allgemeinen Bauordnung. 
8 


Bon der Herftellung oder wejentlichen Veränderung baulicher An- 
lagen der in Art. 134 des Polizeiftrafgefegeg und der in Art. 23 der 
allgemeinen Bauordnung erwähnten Art ift, jofern diejelben an einer 
öffentlichen Straße liegen oder an eine folche zu liegen fommen, der 
Großh. Bürgermeifterei Weijenau 8 Tage vor dem Beginn der Aus- 
führung der Bauarbeiten Anzeige zu erjtatten. 

Zu Urt. 77 der allgemeinen Bauordnung und $ 101 der 
Ausführungs-VBerordnung. 
89. 

Bei der Rohbauabnahme müſſen alle in Eifen ausgeführten Baus 
formen, die Balfenanlagen, eingemauerte Köpfe derjelben, ſowie fonitige 
der Revifion unterliegenden außergewöhnlichen Bau-Konjtruftionen der: 
art fichtbar fein, daß fie auf die erforderlichen Dimenfionen geprüft 
werden fünnen. Hierzu gehören auch die mafjiven Treppen. 

Die Arbeiten zum inneren Ausbau dürfen erjt nad) dieſer Revijion 
und bei vorgefundenen Anftänden nach Bejeitigung derjelben fortgeiegt 
werden. Ä 

8 10. 

Mit den VBerpugarbeiten in Wohngebäuden darf erjt einen Monat 
nach der Rohbauabnahme begonnen werden. Die Rohbauabnahme kann 
erſt ftattfinden, wenn das Dachwerk fertig eingededt und die Ausfüllung 
der Zwiſchengebälke (Streifboden oder Ausrollung 2c.) vorgenommen ift. 

Wohnungen in neuen Häufern dürfen nicht früher als 3 Monate 
nad) der Rohbauabnahme bezogen werden. 

s II. 

Die Polizeiorgane haben das Necht, jederzeit die Bauſtelle, die 
Anlagen und Einrichtungen zu befichtigen und Zuwiderhandlungen gegen 
die Bauvorjchriften entgegenzutreten. 

Die Polizeibehörde kann im Falle von Zuwiderhandlungen bie 
Weiterführung des Baues unterjagen. ; 

Es ift Vorforge zu treffen, daß, infolange die Treppen im Haute 
fehlen, das Gebäude bis zur Dachfirft ſtets ohme Gefahr mit Leitern 
beitiegen werden fann. 

$ 12. 

Verfehlungen gegen die Vorjchriften gegenwärtiger Baupolizei— 

ordnung, jowie des Ortsbauftatuts vom gleichen Tage, werden, inſoweit 
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nicht die einschlägigen Vorjchriften des Reichsſtrafgeſetzes und des Polizei— 
ſtrafgeſetzes Plab greifen, nach den Beitimmungen des Art. 80 der all- 
gemeinen Bauordnung beitraft. 


Vorjtehende Baupolizeiordnung tritt mit dem Tage ihrer Ber- 
kündigung im Kreisblatte in Kraft. 

Mainz, am 23. November 1903. 

Großherzogliches Kreisamt Mainz. 
v. Gagern. 
Ortöbauftatut für die Gemeinde Bodenheim. 

Auf Grund des Artifel3 2 der allgemeinen Bauordnung und des 
Artikels 8 der Landgemeinde-Ordnung wird auf Beichluß des Gemeinde- 
rates von Bodenheim, nad) Vernehmung des Kreisausſchuſſes, mit Ge- 
nehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 16. Juli 1898 zu 
Nr. M. d. 3. 16424 das nachftehende Ortsbauftatut für die Gemeinde 
Bodenheim erlafjen. 

81. 


Die Bebauung der Straßen hat Pe dem für die Gemeinde Boden- 
heim fejtgejtellten Bebauungsplane zu erfolgen. Der Ortsbauplan Liegt 
auf der Großherzoglichen Birgermeifteret Bodenheim zur Einficht offen. 


Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


8 2. 
Als Bauplag ift eine Fläche nicht mehr geeignet: 

a) wenn fie weniger als 100 qm enthält: 

b) wenn nicht ein Gebäude von 5 m Front und 7 m Tiefe mit zwei- 
feitiger Beleuchtung unter Freilaffung eines unbebauten Hofraumes 
von mindeitens der Gejamtfläche errichtet werden fann. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung, 8 56 der 

Ausführungs-Berordnung. 
Mijtftätten find hierbei als bebaute Flächen zu rechnen. Die für 
Die Feuerlöſch- und Rettungsanftalten bejtimmten Bufahrten müffen 
mindejtens eine Breite von 2,3 m und eine Höhe von 2,6 m haben. 


Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 


8 3. 
Außerhalb des Bereich! des Ortsbauplans dürfen neue Gebäude 
in der Regel nicht errichtet werden. 


Zu Art. 20, Abſ. 1 und 2 der allgemeinen Bauordnung. 
84. 


Ueber die Eröffnung einer neuen Straße innerhalb des Ortsbau— 
planes beſchließt der Gemeindevorſtand. Die Gemeinde iſt jedod) zum 
Heritellung der im Ortsbauplane vorgejehenen Straßen verpflichtet, we 
an jolhen zu beiden Seiten, oder, wo nur eine Straßenjeite zum — 
bauen beſtimmt it, an diefer Seite neue oder ältere Gebäude a 
jtehenden Straßen ſich in folcher Weife anreihen, daß der größere” 

35% 
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der neuen Straße, bis zur nächiten Querftraße gerechnet, als bebaut 
anzuſehen iſt. 

Iſt die alsbaldige Ausführung einer ſolchen Gebäudereihe geſichert, 
ſo hat die Gemeinde die Straßenfläche inſoweit zu erwerben und zu 
ebnen, als erforderlich iſt, um eine Zufahrt zu jener zu eröffnen und 
hat weiter die für den Ablauf des Waſſers erforderlichen proviſoriſchen 
Einrichtungen zu treffen. 

In den noch nicht eröffneten Straßen ſoll das Bebauen nur an 
den Enden, welche auf ſchon eröffnete Straßen aufſtoßen, geftattet werden. 

Soll außer dem in Abſatz 3 vorgejehenen Fall ein Gebäude in 
einer noch nicht eröffneten Straße errichtet werden, jo fann dies nur 
nah Anhörung und mit Zuftimmung des Gemeinderates und unter der 
Vorausſetzung gejchehen, daß der Bauende das zur neuen Straße er: 
forderliche Gelände, joweit jein Beſitztum reicht, bis zur Straßenmitte 
vollftändig frei von allen Laften und ohme Anfprud auf eine Ent: 
Ihädigung der Gemeinde in Eigentum überjchreiben läßt. 

Bei der Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer 
ſchon bejtehenden Straße ift der Aufwand für die Erwerbung des zur 
Straße nötigen Geländes von den an die Straße angrenzenden Grund- 
befigern nad) Maßgabe des Artikel 21, Abj. 1 und 2 der allgemeinen 
Bauordnung zu tragen bezw. zu erjeßen. 


Sp lange die Straße nicht vollftändiges Eigentum der Gemeinde 
und nicht eröffnet ift, fann weder auf eine regelrechte Chaufjierung, 
Pilafterung der Goſſen, noch auf Kanäle, Wafjerleitung oder Beleuchtung 
Anſpruch gemacht werden. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
8 6. 

In vollftändig neu eröffneten Straßen haben die angrenzenden 
Eigentümer bei der Eröffnung den Straßenförper dem zum Ortöbauplan 
beigegebenen Nivellement entjprechend jo herzurichten, daß ohne weitere 
Abtragungen rejp. Aushebungen und Ausgleichungen die jofortige Ans 
lage von Goſſen und Straßenpflafter vorgenommen werden fann. 

7 


Räume, in denen Rauch, Dampf, übelviehende oder ungejunde 
Luft erzeugt wird, dürfen Deffnungen nad) der Straße nicht haben. 
Liegen dieſe Räume hinter der Baufluchtlinie, jo muß die Ent: 
fernung der Deffnungen von derjelben mindeftens 5 m betragen. 
Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung, $ 49 der 
Ausführungs-VBerordnung. 
8 


Das AZurücdjegen von Gebäuden Hinter die Bauflucht- bezw. 
Straßenfluchtlinie fann unter der Bedingung geitattet werden, daß das 
betreffende Gebäude mit vorerwähnten Fluchtlinien parallel gejtellt und 
der Pla zwiſchen dem Gebäude und der eigentlichen Baufluchtlinie bezw. 
Straßenfludhtlinie in angemefjener Weife angelegt und gegen die Straße 
hin eingefriedigt wird. 
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Die Einfriedigung fann fein: 

a) eine jauber verfugte Werkftein- oder Badfteinmauer; 

b) eine glatt verpußte bezw. mit Sprigbewurf verjehene Mauer; 

c) ein eijerne8 bezw. höfzernes Geländer auf mindejtes 50 cm hohem 
maſſivem Sodel nach vorgejchriebener Art von der Straßenober- 
fante an gerechnet. 

Die fo entjtandenen Vorgärtchen follen eine Mindeftbreite von 
3 m erhalten. 


Bu Art, 43 und 44, Abſ. 4 der allgemeinen Bauordnung. 


59 

'Der Gebäudejodel und die Fußbodenhöhe des Erdgeſchoſſes muß 
bei Wohngebäuden mindejtens 50 cm über dem Erdboden bezw. der 
Straßenfrone liegen. 

Innerhalb des Hochwafjergebietes muß bei allen Wohngebäuden, 
welche neu errichtet oder wejentlich umgebaut werden, alles Sodelwerf 
mindeſtens 1,20 m hoch über Straßenhöhe geführt und bei allen Ge- 
bäuden ſowohl das Sodel- als das übrige Mauerwerk mindeftens 50 cm 
über dem befannten höchiten Waflerftand aus guten Bruchjteinen oder 
aus hart gebrannten guten Badjteinen in Kaltmörtel aufgeführt werden. 

Die Grenzen des Hochwafjergebietes find durd) das Großherzog- 
liche Wajjerbauamt Mainz unter Mitwirkung des Gemeindevorjtandes 
feftzujegen und im Ortsbauplane einzutragen. 

Ebenjo find die mahgebenden Wafjerhöhen durch Nivellement und 
Marken an feften Punkten zu bezeichnen. 

Zweiftödige Wohnhäufer follen eine lichte Stocdwerfhöhe von 
mindejten® 3 m und einftöcige eine jolhe von mindeitens 2,75 m haben. 
8 10. 

Die Bertimmung des $ 9 ift einzuhalten, auch wenn diejelbe im 
Baubeſcheide nicht ausdrücdlich erwähnt ift. 

Auf der ſüdöſtlichen, nordweftlichen und ſüdweſtlichen Seite des 
Friedhofes dürfen neue Wohngebäude und neue Brunnen in einer ge- 
ringeren Entfernung als 100 m nicht angelegt werden. 

Dagegen ift deren Errichtung auf der nordöſtlichen Seite des 
Friedhofes bis zu einer Entfernung von 80 m von der Dit- bezw. 
Nordede des Friedhofes aus gemefjen zuläffig. 

Die im Ort3bauplane ftrihpunftierte rote Linie gibt die Bebauungs— 
grenze an. 

Ss 11. 


Hiermit ift das Statut vom 6. Januar 1893 aufgehoben. 


8 12. 
Diefes Statut tritt mit dem Tage feiner Veröffentlichung im Streis- 
blatte in Kraft. 
Dppenheim, den 1. Auguft 1898. 
N Kreisamt Oppenheim. 
a EIE 








550 II. Ortsbauftatuten und Lolal-Baupolizei-Ordnungen. 


Baupolizei- Ordnung für die Gemeinde Bodenheim. 
Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung umd des 
Art. 78 der Kreisordnung wird mit Zuftimmung des Kreisausſchuſſes 
und nad) Vernehmung des Gemeinderats ſowie der Genehmigung Großh— 
Ministeriums des Innern vom 16. Juli 1898 zu Nr. M. d. J. 16424 
folgende Baupolizei-Ordnung erlafjen. 


81. 

Ale an den Straßen ftehende Gebäude, Mauern und jonjtige 
Einfriedigungen find ftet3 in ſolchem Zuftande zu erhalten, daß fie fur 
dag Ausjehen der Straße nicht mißjtändig werden. 

8 2. 

Für den Anſtrich dürfen Farben nicht verwendet werden, weld: 
blenden oder der Gejundheit fchädlich, oder welche mißſtändig für Die 
Straße find. Weiße Farbe darf, Fenfterrahmen und Gefache ausge: 
nommen, nicht verwendet werden. 

Zu Urt. 35 der allgemeinen Bauordnung. 
8 3. 

Winkel und Reule müfjen abgejchloffen werden und zwar: 

a) wenn der Zugang durch die begrenzenden Gebäude möglich ift, 
durch eine maſſive, mindeſtens 2 m hohe Mauer, die jo auszu— 
führen ift, daß fie nicht mißftändig für die Straße wird, oder 
durch eine Stafetenwand; 

b) wenn der Zugang nur von der Straße möglich ift, durch eine 
Türe, die verichloffen zu halten ift. 

Zu Art. 64 der allgemeinen Bauordnung. 


Werden in Dach- oder fonjtigen Räumen, in denen ſich eine Kamin— 
anlage befindet, Leicht brennbare Stoffe wie Heu, Stroh u. dergl. auf- 
bewahrt, jo müſſen Ddiefe Naminanlagen in der ganzen Höhe der be- 
treffenden Räume durch Mäntel von feuerficherem Material, welche 
mindeitens 8 cm von den Nühren abitehen, ifoliert werden. 

Zu Art. 36 der allgemeinen Bauordnung. 
85. 

Abtritte und Piſſoirs unmittelbar an die Straße anzulegen, iſt 
unterfagt. Abtritts- und Pfuhlgruben find mitteljt Hydrauliihem Mörtel 
wafjerdicht aufzumauern und im Innern mit Zement zu verpußen. 

Abortanlagen ın Wohngebäuden miüfjen überwölbt werden. Die 
Bentilation hat durch mindeftens 12 cm weite Rohre über Dach zu 
erfolgen. 

Die Abfallröhren der Aborte müſſen wetterfeft und undurdläffig fein. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 6, 

Gegrabene Brunnen müfjen, jofern der Nachbar in einen geringeren 
Abſtand nicht einwilli enigj 5 m von der nachbarlichen Grenze 
von der zugelehr | jen, entfernt bleiben. 
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Zu Art. 32 der allgemeinen Bauordnung. 
7 


8.7. 

Bei Neubauten und bei Aenderungen des Dachſtuhles bejtehender 
Gebäude müſſen bei nach der Straße zu fallenden Sattel- bezw. Walm— 
Dächern zur Ableitung des Wafjers an den Dächern gegen die Straßen- 
jeite, Dachrinnen und Abfallrögren, die big zum Boden der Straße 
reichen, angebracht werden. 

Alle Gebäude, die auf oder näher als 1 m an der Nachbargrenze 
jtehen und ein nach diejer Seite abfallendes Dad (Satteldach) haben, 
müſſen zur Ableitung des Regenwaſſers mit einer auf der als Brand- 
mauer ausgebildeten Längenwand aufliegenden metallenen Rinne ver- 
ſehen jein. 

88. 

Ausgüffe aus Küchen, Brennereien 2c. an der gegen Straßen und 
öffentliche Plätze gerichteten Seiten von Gebäuden find verboten und 
müfjen, falls fie in der Nebenjeite von Gebäuden angebracht und von 
der Straße oder von öffentlichen Plätzen aus fichtbar find, mit bis auf 
den Boden gehenden Röhren verjehen werden. 

Diejen Vorjchriften widerjprechende Anlagen find, wenn es das 
öffentliche Interefje erheifcht, binnen einer von dem Kreisamte zu be— 
ftimmenden Frift zu befeitigen, bezw. fachgemäß umzuändern. 

9 


Verfehlungen gegen vorftehende Baupolizei-Ordnung ſowie gegen 
die Vorschriften der 88 6, 7, 8, 9, 10 des Drtsbauftatut3 unterliegen 


den Strafen und Rechtsfolgen der Art. 79 u. 80 der allgemeinen Bau— 
ordnung. 


8 10. | 
Diejes Statut tritt mit dem Tage feiner Veröffentlichung im Kreis— 
blatte in Kraft. 
Oppenheim, den 1. Auguft 1898. 
Sroßherzogliches Kreisamt Oppenheim. 
— er re 


Baupolizei⸗Ordnung für den Kreis Oppenheim. 

Auf Grund des Gefeges vom 30. April 1881, die allgemeine 
Bauordnung betreffend, ſowie die Ausführungs-VBerordnung vom 1. Febr. 
1882, wird mit Zuftimmung des Kreis-Ausjchuffes unter Bezugnahme 
auf Art. 78 und 48, V. 1. der Kreisordnung,. jowie mit Genehmigung 
Großh. Minifteriums des Innern vom 4. April 1898 zu Nr. M.d. J. 7405 
für die Gemeinden des Kreiſes Oppenheim wie folgt verordnet: 

Zu Urt. 65 der allgemeinen Bauordnung. 
1 








Außer den in Artifel 64 der allgemeinen Bauordnung aufgeführten 
Fällen ift Genehmigung des Großh. Kreisamts zu erwirken, bevor mit 


ber Ausführung des Baues begonnen werden darf: 
1. Zur Errichtung bezw. Umänderung von Gebäuden jeder Ark 
Brunnen, Brunnenſchachten, Zifternen, unterirdiichen W 


v 
» 
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2. Ferner zu Düngerjtätten, Abtritt3- und Jauche- und andern ähn: 
lichen Gruben, insbejondere auch folchen für technifche Etablifjements. 
3. Zu Einfriedigungen aus Mauerwerf, Holz, Metall oder aus ver: 
jhiedenem Material, fofern die unter 1, 2 und 3 aenannten 
Bauten an Öffentliche Straßen und Pläße zu liegen fommen, ohne 
Unterjhied ob es fih um einen Neubau oder Anbau auf einer 
neuen oder einer zu baulichen Anlagen bereit3 benußten Stelle 
oder um einen Umbau, Auf- oder Höherbau oder um Reparaturen 
oder neue Einrichtungen handelt. 
Baupolizeiliches Verfahren. 
2 


Die Genehmigung zu neuen Bauten, Anlagen und Veränderungen 
im Sinne der allgemeinen Bauordnung und des $ 1 diejer Polizei: 
Verordnung wird durch fchriftlichen Baubefcheid Großh. Kreisamts erteilt. 

Die dem $ 85 der Ausführungs-Verordnung vom 1. Februar 1882 
in der durch die Verordnung vom 18. Juli 1887 bejtimmten Fafjung 
entiprechenden Pläne find zu dieſem Behufe für jedes Gebäude mit 
künftiger felbjtändiger Nummer getrennt einzureichen. Diejelben müfjen 
bejondere Zeichnungen über das Stellergejchoß, jedes einzelne Stockwerk, 
jowie über die Dachkonſtruktion enthalten, aus dauerhaftem Bapiermaterial 
in Aftenformat — 33 cm Höhe, 21 cm Breite — injoweit es unter 
Einhaltung de3 vorgeschriebenen Maßſtabes der Pläne möglich ift, be- 
ftehen und find mit fchriftlichem Gejuche, welches die jetzige bezw. zu- 
künftige Hausnummer, infoweit dieſe angegeben werden kann, zu enthalten 
hat, auf vorgejchriebenem Formular in doppelter Ausfertigung bei der 
er PBürgermeifterei einzureihen. Much können dajelbit die 

augefuche zu Protokoll gegeben werden. — Soweit tunlich ift für jede 
Zeichnung ein bejonderes Blatt zu verwenden. Jedenfalls darf leßteres 
nur einmal zujammengelegt fein. 

Yeder Situationspları muß Flur und Barzellennummer des Bau: 
grumdftüces und der benachbarten Grundftücde, jowie die Richtung der 
Hausentwäflerung in blauer Farbe enthalten und von dem Werfertiger 
unter Angabe des Datums unterzeichnet jein. Die Baupläne find von 
dem Bauherrn und dem Techniker, von welchem jie herrühren, unter 
Angabe des Datums zu unterzeichnen. Die Antragformulare find auf 
dem betreffenden Bürgermeijtereibureau erhältlich. 

3 


Die Bauenden find verpflichtet, die Genehmigung der genehmigung?: 
pflichtigen Baumefen und Anlagen vor Beginn der Ausführung zu er- 
wirfen, die Fluchtlinien durch einen Geometer auf ihre Koften abjteden 
zu lafjen und für genaue Einhaltung der Fluchtlinien, der allgemeinen 
baupolizeilichen Vorichriften, des genehmigten Bauplan und der bei der 
Genehmigung erteilten bejonderen Vorſchriften durch die Bauhandwerker 
Sorge zu tragen. 

Die dem Bauherrn durch Vermittlung der Großh. Bürgermeiſterei 
zugeftellte fchriftliche Ausfertigung der Baugenehmigung und die revi» 
dierte Bauzeichnung, ſowie die Abnahmefcheine müfjen auf der Bauitelle 
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während der Arbeitsftunden zugänglich jein und find dem revidierenden 
Baupolizeibeamten oder Techniker auf Verlangen vorzuzeigen. Dieſe 
haben das Recht, jederzeit die Bauftelle, Anlagen und Einrichtungen zu 
befichtigen. Die Großh. Bürgermeiſter find verpflichtet, Zuwiderhand- 
lungen gegen die Bauvorjchriften oder den Baubeſcheid entgegenzutreten 
und die weitere Ausführung vorjchriftswidriger Bauten zu fiftieren. 
Hat der Großh. Vürgermeifter dem Bauenden Einhalt geboten, was 
durch Zustellung eines jchriftlichen Beſcheids zu gejchehen Hat, jo Hat 
die Fortjegung des Baues bis zur eingeholten Entſcheidung Großh. 
Kreisamt3 zu unterbleiben. Erjcheint bei den Unterſuchungen eine Auf- 
räumung der Bauftelle notwendig, jo ift der Bauherr verpflichtet, ſolche 
auf Verlangen des Beamten auf jeine Koften vornehmen zu lafjen. 
4 


84. 

Nach Errichtung des Schnurgerüſtes iſt dem zuſtändigen Bau— 
kontrolleur direkt ſchriftliche Anzeige zu erſtatten, behufs Reviſion der 
abgeſteckten Fluchtlinie und darf mit dem Bau nicht eher begonnen 
werden, bis die Richtigkeit der abgeſteckten Baulinie feſtgeſtellt und durch 
Abnahmeſchein, der möglichſt umgehend erteilt wird, beſtätigt iſt. 

Von Beendigung des Rohbaues haben die Bauherren dem Bürger— 
meiſter vor Beginn der Verputzarbeiten behufs Bewirkung der amtlichen 
Reviſion chriftlich Anzeige zu erjtatten und mit Beginn der Verputz— 
arbeiten zu warten, bis die Revifion jtattgefunden hat. Bei derjelben 
müſſen Die Eifentonftruftionen joweit fichtbar fein, daß die Maße 
fontrolliert werden können. Revifionen können übrigens auch in jonft 
geeigneten Fällen von Amtswegen vorgenommen werden. 

Die bei den Nevifionen entdedten Mängel haben die Bauenden 
binnen der ihnen vorgejchriebenen Friſt bejeitigen zu laffen und jofort 
nad) erfolgter Befeitigung der Bürgermeifterei jchriftliche Anzeige zu 
erjtatten, damit die Nachreviſion ftattfinden fann. Die Koften der Nad)- 
revifion trägt ebenfalls der Bauherr. 


85. 

Ueber alle Rauhbaurevifionen, bei welchen der Bauherr oder ein 
Stellvertreter desjelben zugegen jein joll, wird ein Abnahmejchein aus- 
geftellt und darf mit dem MWeiterbau bezw. mit der Ingebrauchnahme 
des vollendeten Baues oder einer Anlage nicht früher begonnen werden, 
als bis mach erfolgter Revifion der polizeiliche Abnahmejchein fich in 
den Händen des Bauherrn oder des Stellvertreters befindet. 

Wird die Nevifion durch den Mangel der Zugänglichkeit der Bau— 
jtelle oder deshalb verhindert, weil der Bau troß der von dem Bauherrn 
angezeigten Beendigung des Nauhbaues in wejentlichen Teilen noch nicht 
fertiggeitellt ift, jo wird ein neuer Termin auf Koften des Bauherrn 


anberaumt. 
MEL) BOFRADTEN. 
Für die polizeiliche Aufficht über die Bauaugsführungen find von 


den Bauherren Gebühren in nachjtehenden Sätzen an die Kreiskaſſe 
zu leiſten: 
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I. Für Befichtigung von Gebäuden einfchließlih der in denſelben 
befindlichen Feuerungsanlagen, von Umänderungen von Gebäuden und 
von Kellern: 
1. bei einem Bauwerte bis zu 1500 Mt. . 
2. bei einem Bauwerte von über 1500—5000 Me. 
3. bei einem Bauwerte von iiber 5000— 10000 ME. 
4. bei einem Bauwerte von über 10000 ME. für je 5000 Mk. 
2 ME. mehr, jedoch höchitens . 30 
Sr Belichtigung mehrerer zu derjelben Sofreite gehöriger 
Gebäude und jonftiger genehmigungspflichtiger Bauten desjelben 


IR. 


N us Zu 
2 


Beligers jedoch zufammen höchſtens . . 30 „ 
Il. Für Befichtigung von Kaminen und sonftigen Feuerungs- 
anlagen . . Ü 


II. Für Befichtigung von Brunnen, Brunnenſchachten, 
Ziſternen, Düngerſtätten, Abtritts-, Jauche- oder ähnlichen 


Gruben, ſowie Einfriedigungen . 2. 
IV. Für die Nachrevifion behufs Feſtftellung der Be- 

jeitigung der bei der früheren Nevifion vorgefundenen Anftände 

in allen Fällen ohne Unterschied des Bauwertes . ... 2 


7% 

Zuwiderhandlungen gegen dieje Bolizeiverordnung werden, inſoweit 
nicht die einjchlägigen Vorfchriften des Reichs- und Polizeiſtrafgeſetzes 
Anwendung finden, nad den Beitimmungen der Art. 79 und SO ber 
allgemeinen Bauordnung bejtraft. 


$ 8. 
Diefe PVolizeiverordnung tritt mit dem 1. Mai 1898 in Kraft. 
Oppenheim, den 30. April 1898. 
Großherzogliches Kreisamt Oppenheim. 
Bichmann. 


Bauſtatut über die Bebauung des Raquetsloch 

zu Oppenheim. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung und des 
Art. 8 der Landgemeinde - Ordnung wird nad) Vernehmung des Ge: 
meindevorftandes zu Oppenheim mit Genehmigung Großh. Minijteriums 
des Innern vom 3. April 1900 zu Nr. M. d. 3. 9457 über die Be— 
bauung des Naquetsloch zu Oppenheim das nachfolgende Bauftatut erlajien. 

5 1. 

Die Bebauung des Naquetsloches hat nad) dem für dieſes Gebiet 
feftgeftellten Bebauungsplan zu erfolgen und es müflen die Sodelhöhen 
bezw. die Fußböden der Gebäude auf mindeſtens + 7,0 m Üppen: 
heimer Pegel gelegt werden. 

892. 

Die Größe der Baupläße it in dem Bebauungsplan angegeben 
und es können Veränderungen namentlih in Bezug auf Verringerung 
in den Abmefjungen nad) den € »icht vorgenommen werden. 


dä Digitizec 
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83. 

Ein jchablonenhaftes Errichten mehrerer Wohngebäude gleichen 
Ausjehens neben einander iſt unftatthaft, es joll vielmehr auf tunlichite 
Abwechslung in dem Aeußern und in der Stellung der Gebäude Bedadht 
genommen werden. 

An der Heinen Hafenftraße follen N mit mehr als 
zwei Stodwerfen nicht errichtet werden. 


5 4 
Die nad) der Straße zu liegenden Wohngebäude dürfen nicht unter 
7,9 m Front haben. 
Zweiſtöckige Gebäude ſollen mindeſtens 3,0 m lichte Stockhöhe 
und einſtöckige eine ſolche von 2,75 m bezw. einen Knieſtock von 1,25 m 
und die nad) der Dammſtraße zu liegenden einjtödigen Wohngebäude 
jedoch eine lichte Stodhöhe von mindeſtens 3,0 m erhalten. 
8 5. 
Das Zurüdjtellen einzelner Wohngebäude hinter die Baufluchtlinie 
wird unter nachftehenden Bedingungen geftattet: 

1. Die zurücgelegte Baulinie muß parallel mit der Straßenfluchtlinie 
ziehen. 

2. Der fo zwifchen Haus- und Bauflucht verbleibende Raum joll 
jedoch nicht unter 3,0 m betragen und darf nur zu gärtneriichen, 
nicht mißftändigen Anlagen verwendet werden. Der Abſchluß nad) 
der Straße hat nad) vorzulegenden Plänen, die durd) Großh. 
Kreisamt Oppenheim zu genehmigen find, zu erfolgen. 





8 6. 

Die an der Straße liegenden Wohngebäude dürfen nicht unmittel- 
bar auf die Grenze geftellt werden, es foll vielmehr auf der einen Geite 
nad der Nachbargrenze zu jo viel Raum verbleiben, daß ein Ueber— 
hängen des Dachgeſimſes möglich ift, auf der anderen Seite iſt eine 
freie Einfahrt von mindeftens 3,0 m Breite, von der Grenze Der zu— 
gefehrten Nachbarhofreite aus gerechnet, offen zu laſſen, jo daß unnötige 
Brandmauern erjpart bleiben und der feuerfichere Abſtand von 3,0 m 
gewahrt wird. 

Beim Zujammenlegen zweier Baupläße behufs Errichtung von 
Zwillingsgebäuden ift beiderfeitö der vorerwähnte 3,0 m breite unüber— 
baute Raum zu wahren. 

Hintergebäude fünnen unter Berüdjichtigung der Art. 45 —50 der 
allgemeinen Bauordnung auf die Grenze gejtellt werden. 


8.7. 
Bei Wohnhäufern, deren ZTraufleiten nad) der Nachbarhofreite 
bezw. nad) der Straße gehen, find Negenrinnen aus Zink mit bis auf 
den Boden hinabführenden Abfallrohren anzulegen. 
S 8. 
Zur Ausführung der Gebäude darf nur anerfannt gutes Materi 
verwendet werden, bejonder® müfjen Abort-, Pfuhl- und Dun 
überhaupt alle derartigen Anlagen, welche einen nachteiligen Ei 
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die Brunnen haben fünnen, wafjerdiht aus Zement und hydrauliſchem 
Kaltmörtel jolid und dauerhaft ausgeführt werden. 

Die Umfangs- und Scheidewände, jowie die nicht unterfellerten 
Teile des Erdgejchofjes find unter Sodelhöhe mit Ajphalt- oder Zement- 
guß, mit Ajphaltpappe oder anderen geeigneten Mitteln gegen auf 
jteigende Bodenfeuchtigfeit zu — 


Die Umfangswände der Wohnräume find mindeftens 1%. Stein 
in Badjteinen oder mindeſtens 50 cm ſtark in Bruchfteinen zu halten. 
Tuffiteine fönnen nur zu Scheidewänden und überhaupt nur im 
Innern des Gebäudes Verwendung finden. 
8 10. 
Landwirtichaftliche jowie Nebengebäude jeglicher Art, Dunggruben 
und Aborte dürfen mur Hinter den ea a errichtet werden. 


Die Herjtellung der Straßen w nad) bejonderem Nivellement jo 
zu erfolgen, daß diefe an feiner Stelle unter + 6,0 m Dppenheimer 
Begel liegen dürfen. 

Zur Herjtellung der Straßen ift die Gemeinde dann verpflichtet, 
wenn eine Straße von einem Ende zum anderen zur Hälfte als bebaut. 
betrachtet werden kann. (Urt. 20 der allgemeinen Bauordnung.) 

12. 


Sniolange die in 8 11 fejtgejegte Verpflichtung zur Herjtelung 
der Straße nicht eingetreten ift, Haben die Bauenden die für die Er: 
bauung und Benußung ihrer Gebäude unentbehrliche Zufahrt und die 
für den Ablauf des Wafjers erforderlichen Einrichtungen auf eigene 
Koſten herzuftellen. (Art. 20 der allgemeinen Bauordnung.) 

13 


Der Aufwand für die Herftellung der zur Aufnahme des Regen: 
und Abfallwaliers in der Straße anzulegenden Kanäle, für die Erd- 
arbeiten zur Heritellung des Straßenförpers und für die den Bebürf: 
nifjen des Verkehrs entiprechende erjte Einrichtung der Straße mittelft 
Chaufjierung oder Pflafterung der Fahrbahn, Pilafterung der Goflen, 
jowie für die Einrichtung etwaiger erhöhter Fußſteige joll von den an 
die Straße grenzenden Hofreitebefigern auf die ganze in der Straßen- 
flucht gemeſſene Länge ihres Beſitzes und auf die halbe Straßenbreite 
zur Hälfte nad) Maßgabe des Art. 21 der allgemeinen Bauordnung 
getragen werden. 

Dieje Beſtimmung findet auc auf die ſechs auf der 
nördlichen Seite der Dammftraße Anwendung. 

14. 


Nah Trertigitellung einer Straßenanlage find die Koften für 
diefelbe, einjchlieglih für die Flächen an Straßenfreuzungspuntten zu- 
jammen zu rechnen und den Hauseigentiümern nad) Verhältnis der Länge 
ihrer die Straße berührenden Grenze der Hofreite zur Laſt zu legen. 

Die Kojtenberechnung wird von der Großh. Bürgermeifterei Oppen- 
heim aufgeftellt und den Betreffenden mitgeteilt. Die Erhebung und 
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Beitreibung erfolgt auf dem für die Erhebung der Gemeindeeinfünfte 
vorgejchriebenen Weg. 


15. 
Diefes Statut tritt mit dem Tage jeiner Veröffentlichung im 
Kreisblatt in Kraft. 
Dppenheim, den 17. April 1900. 
Großherzogliches Kreisamt Oppenheim. 
Bichmann. 


Baupolizei⸗Ordnung für die Stadt Oppenheim. 

Auf Grund des Artikel 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Banordnung betreffend, und der 88 3, 4, 6, 8 und 9 der 
Ausführungsverordnung vom 1. Februar 1882 wird durch Beichluß des 
Gemeinderates vom 1. April 1901, unter Zuftimmung des Kreisaus— 
ichuffes und mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 
16. Januar 1902 zu Nr. M. d. 3. 545 die nachfolgende Baupolizei— 
Drdnung für die Stadt Oppenheim erlaffen: 

Zu Art. 28 und $ 47 der allgemeinen Bauordnung. 
1 


Bau- und Tünchergerüfte find feft, ficher und jo aufzuführen, daß 
Unglüdsfälle möglichjt verhütet und öffentliche Einrichtungen, wie Brunnen, 
Kanäle, Rinnfteine, Laternen ufw. gehörig geſchützt werden. 

Das Pflafter der Fahrbahnen und die Fußfteigbefeitigungen dürfen 
durch die Gerüfte nicht beichädigt werden. Das Eingraben der Gerüjt- 
ftangen in das Straßenpflafter ijt nur mit Genehmigung Großherzog: 
licher Bürgermeijterei zuläffig; wird die Genehmigung verjagt, jo müfjen 
die Stangen auf Schwellen gejtellt werden, die nicht mehr als 20 cm 
über die äußeren Stangen nad) der Straße hin vorragen dürfen. Wird 
das Eingraben zugeftanden, jo geichieht die nötige Wiederherjtellung des 
Pflaſters auf Koften des Hauseigentümers durch die Stadt. 

Zu Art. 32 der I Bauordnung. 


8 2. 

“ Alle Gebäude, welche ihre Zraufjeite nach der Straße haben, 
müſſen zur Ableitung des Waſſers von Dächern, Balkonen, Schub- 
dächern u. j.w. mit Dachrinnen (Kandeln) und Ablaufröhren, welche bis 
zum Boden der Straße reichen müffen, verjehen fein. Das abfließende 
Waller it von da in gepfläfterten Rinnen in die Straßengofje zu führen. 
Alle dieje Teile find auf Koften der Gebäudeeigentümer herzuftellen, von 
diejen ftet3 in gutem Zuftande zu erhalten und erfolgt ihre Anlage nad) 
bejonderen von Großh. Bürgermeifterei zu erlafjenden Beftimmungen. 

8 38. 
Ueberbrüdungen von Straßengofjen, jowie überdeckte Straßenrinnen ⸗ 
müſſen in der Straßen- bezw. Fußſteigebene liegen, können nur unter 
dem Borbehalt jederzeitigen Widerrufs von der Großh. Bürgermeijterei 
genehmigt werden und find von dem Anleger auf eigene Koften R 
mäherer Ungabe Herzuftellen und jederzeit gut zu unterhalten, 


3 
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84. 

Für die Ableitung des Abfall- und Regenwafjerd von den Häufern 
und Hofreiten, deren nicht ſchon in $ 2 erwähnt, find auf Koſten des 
Betrerfenden ſolche Einrichtungen zu treffen, daß das Waſſer feinen 
richtigen Abzug findet. Die Einführung in die Straßengoffen gejchieht 
nad den Beitimmungen des $ ; 

| 5. 

Feſte Stoffe, wie Küchenabfälle, Kehricht, Schutt, Schlamm, Sand, 
Aſche u. dergl. m., ferner menſchliche und tierische Abgangsſtoffe dürfen 
in die Straßenrinnen und Straßenfanäle nicht abgeführt oder verbradt 
werden. Die Abführung oder VBerbringung unreiner Abwajjer aller 
Art in die Straßenrinnen und Straßenfanäle kann polizeilich verboten 
werden. 

8 6. 


Es ift verboten, Abfallwäſſer in Senkgruben zu leiten, deren Kon- 
ftruftion den Austritt de Grubeninhalt® ın das umliegende Erdreid) 


gewährt. 
8.7. 


Sollten für die Folge zur Entwäfjerung einzelner Straßen und 
Baugquartiere durch die Stadt bejondere Straßenfanäle angelegt werden, 
jo fünnen die angrenzenden Haus- und Eigentumsbefiger angehalten 
werden, Küchenausgüſſe, Regen: und Haushaltungsabwäljer aus ihren 
Hofreiten auf eigene Rechnung nad) näherer Weifung und Genehmigung 
in dieſe Kanäle einzuleiten. 

Zu Art. 34, 36 und 37 der allgemeinen Bauordnung. 


88. 

Jedes mit einem Wohnhaus neu zu bebauende Grundſtück muß 
mindeftens einen Abort bejigen, der, wenn er in einem Gebäude an- 
gebracht ift, fall® irgend möglich an einer Außenwand liegen, jedenfalls 
aber eine ins Freie führende mindeitens 0,3 qm große Fenjteröffnung 
haben und von der Straße aus gejehen, in nicht mißjtändiger Weiſe 
zur Erſcheinung fommen darf. 


9. 

Die Abortgruben müfjen bei jeder neuen Anlage oder wejentfichen 
Veränderung mit der Innenfante mindeitens 0,75 m im Lichten von 
der nachbarlichen Grenze entfernt angelegt und waſſerdicht hergeitellt 
werden. 

Sämtliche Innenwände und die Sohle find mit Zement zu ver 
pugen und abzuglätten; der Boden muß nach dem Punkte, wo die Ent- 
leerung ftattfindet, geneigt jein. 

Die Grube muß überwölbt und mit einem dichtjchließenden min- 
deitens 50:50 cm großen Entleerungsdedel verjehen fein. Die Gruben 
Dürfen nur im Freien, d. h. außerhalb der Gebäude angelegt werden. 
Ausnahmsweiſe, wenn es gar nicht ander möglich ift, kann die An- 
legung einer Abtrittsgrube unter dem Fußboden der Keller oder anderen 
mit der äußeren Zuft in Berührung jtehenden Räumen gejtattet werden. 
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Keinesfall3 darf bei Neuanlage von Abtrittsgruben da3 Mauer: 
werf derjelben mit demjenigen von Gebäudefundamenten zufammenhängen ; 
dieje jollen entweder durch Aſphalt-Iſolierſchicht oder mit Letten aus— 
gejtampftem Zwijchenraum von mindeften® 10 cm Breite ijoliert auf- 
gemauert werden. 

Die Abtrittsgruben jollen ventiliert jein. Es fann Hierzu das 
Abtrittsrohr, wenn deffen untere Deffnung niemals durch den Gruben- 
inhalt verjchlojfen wird, benugt werden; dieſes oder ein bejonderes 
Bentilationsrohr von 15 cm lichte Weite muß über Dach gehen. 

Borhandene Abortgruben müſſen innerhalb einer Friſt von zwei 
Sahren, fofern dies nicht bereit gejchehen, in allen Teilen zementiert 
und wafjerdicht hergejtellt werden, bei völlig durchjauchtem Mauerwerk 
ift eine Verkleidung von Ys Stein ftarfer Badjteinwand zu errichten 
und hierauf der waſſerdichte Zementverpug aufzutragen. In befunderen 
Fällen fann die Polizeibehörde die jofortige Umänderung verlangen. 

10. 

Neuanzulegende oder wejentliche Aenderung erfahrende Dinger- 
jtätten, SJauchebehälter, Pfuhlgruben und Lagerpläße für Abfälle müfjen 
‚in den Umfangsmauern und Boden nad) der Borjchrift für Abtritts- 
gruben (S ‚9 diejer B-P.-V.) ausgeführt werden. 

Auf ſolchen Düngerftätten find freiftehende, in nicht mißjtändiger 
Weiſe angebrachte Abtritte gejtättet. 

B 71: 

Beitehende, an Straßen gelegene Düngerftätten, Jauchebehälter, 
Pfuhlgruben, Lagerpläge für Abfälle, Kehricht u. dgl. find nach der 
Straßenfeite zu mit einer nicht unter 2 m hohen, in der Erfcheinung, 
nit mißftändigen Mauer abzujchließen. 


8 12. 

Ställe müfjen gegen das unterliegende Erdreich dicht hergeftellt 
werden. Die Abwäfjer derjelben dürfen nur in Gruben nach Vorſchrift 
des $ 10 geleitet werden. 

& 18: 


Berfehlungen gegen vorstehende Baupolizei-Drdnung unterliegen 
den Strafen und Rechtsfolgen der Art. 79 und 80 der allgemeinen 
Bauordnung. | 

Vorſtehende Baupolizei-Drdnung tritt am 1. Februar 1902 in Kraft. 

Oppenheim, den 22. Januar 1902. 

Großherzogliches Kreisamt Oppenheim. 
v. Hahn. 


Zeil-Orisbauftatut für Die Stadt Oppenheim. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung von 30. April 
1881, jowie der SS 3—9 der Ausführungs-VBerordnung zu derjelben 
vom 1. Februar 1882, ift durch Beichluß des Gemeinderates nach Au— 
börung des Bürgermeiſters, nach Begutachtung durch den Sreisn 
und mit Genehmigung Großherzoglichen Ministeriums des Inn 
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23. er 1903 zu Nr. M.d. J. 5579 nachitehendes Baujtatut errichtet 
worden: 
Zu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
—1 


8 1. 

Wenn Fußfteige (Trottoird) und Gofjenpflajter neu angelegt, wenn 
jeither nur gepflajterte Fußwege in erhöhte Fußſteige umgelegt werden, 
oder wenn bejtehende erhöhte Fußwege, die bisher nur mit Kies verfüllt 
waren, mit Pflafter, Aſphalt, Zementierung u. f. w. neu hergeſtellt 
werden, jo find die Koften wie folgt zu tragen: 

1. Bon den Gefamtfoften der Anlage (einſchließlich Lieferung und 
Verjegung der Fußfteigwandfteine) trägt drei Fünftel die Stadt, 
die anderen zwei Fünftel tragen die Anlieger, Hinfichtlich der 
Fußſteige einerlei ob die Grundjtüde bebaut oder nicht bebaut 
find, Hinfichtlich der Gofjenpflafter aber ſobald auf ihren betreffenden 
Grundſtücken neue oder ältere Gebäude an die neue Straße zu 
jtehen kommen oder ihren Ausgang nad) der neuen Straße erhalten, 
und zwar im Verhältnis der Länge ihrer die Straße berührenden 
Grenze; wenn einjeitiger Fußfteig angelegt wird, jo hat der der 
Fußſteigſeite gegenüberliegende Befiger ein Drittel der vorftehend 
genannten Koften der Anlieger zu tragen. Bei bereits hergeftellten 
und eröffneten Straßen hat (laut Art. 21 der allgemeinen Bau- 
ordnung) die Gemeinde die Neuheritelung oder Umlegung von 
Gofjenpflafter allein zu tragen. 

2. Ob und inwieweit Gojjen und VBürgerfteige in den Straßen neu: 
hergejtellt oder umgelegt werden, jowie die Urt der Heritellung 
derjelben wird durch den Gemeinderat für Die einzelnen Straßen 
bejonders bejtimmt. 

3. Die Herftellung gejchieht jeitens der Stadt ; die Unterhaltung der 
Fußfteige übernimmt die Stadt. 

4. Der Wert des alten Materiald wird bei Umlegung der Fußiteige 
den Anliegern nicht zu Gute gerechnet; die Stadt verwendet das: 
jelbe vielmehr zu eigenem Nutzen. 

5. Die Koftenberechnung wird von der Bürgermeiſterei aufgeitellt 
und den Betreffenden mitgeteilt. Die Erhebung und Beitreibung 
erfolgt auf dem für die Erhebung der Gemeindeeinfünfte vorge 
Ichriebenen Weg. 

6. Vorſtehender Paragraph tritt bei Straßen- und Bauvierteln, über 
die ein bejonderes Baujtatut beteht, nicht in Anwendung. 

82 


Vorſtehendes Bauſtatut tritt am 25. Mai 1903 in Kraft. 
Oppenheim, den 1. Mai 1903. 
Großherzogliche Bürgermeifterei Oppenheim. 
Schmidt. 


Ortsbauftatut für Die Gemeinde Abenheim. 
Auf Grund des Artifel® 2 der allgemeinen Bauordnung vom 


30. April 1881 und der SS 3—9 der Ausführungsverordnung zu der- 
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jelben vom 1. Februar 1882 wird auf Beichluß des Gemeinderats zu 
Abenheim, nad) Anhörung der Großh. Bürgermeifterei dajelbjt und 
Begutachtung durch den Kreisausſchuß mit Genehmigung des Großh. 
Miniſteriums des Innern und der Juſtiz vom 5. Dezember 1900 zu 
Nr. M. d. 3. 33382 nachftehendes Ortsbauſtatut erlajjen: 
Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
1 


S 1, 

. Die Eröffnung neuer Ortsftraßen erfolgt nach) dem jeweiligen Be- 
dürfniffe durch) Bejchluß des Gemeinderats. Die Gemeinde wird das in 
die zu eröffnende Straße fallende Gelände erwerben und die Straße für 
den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig jtellen. 

9 


Die Herftellung und Eröffnung einer Straße muß aber — ab- 
gejehen von dem in Art. 20, Abj. 1 der allgemeinen Bauordnung vor— 
gejehenen Falle — jedenfalls dann erfolgen, wenn die Beliger der an 
die Straße angrenzenden Baupläße entjprechenden Antrag jtellen und 
wenn diejelben mindefteng zwei Drittel der Gejamtlänge beider Straßen- 
fronten inne haben und ic) gleichzeitig zur Jofortigen Hinterlegung einer 
Kaution erbieten, auf welche die Beitimmungen des 8 11 diejes Orts— 
bauftatut3 Anwendung finden. : 


8 38. 
In noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, welche nad) 
dDiejen Straßen ihren Ausgang haben jollen, nur dann errichtet werden, 
wenn fie ji) an jchon erbaute Häujer unmittelbar anreihen. 


84. 

Abgeſehen von dem in $ 3 gedachten Falle kann die Aufführung 
von Gebäuden an noch nicht eröffneten Straßen dann gejtattet werden, 
wenn der Bauluftige 

a) die Erijtenz eines fahrbaren Weges zu dem Bauplag nachweift, 
oder einen jolchen jofort auf eigene Koſten herjtellt ; 

b) für den Ablauf des Wafjers durch Anlage von wajjerdichten 
Gruben oder einer Gofje jorgt, deren Bejchaffenheit im Baubejcheide 
vorzujchreiben tft. 

Zu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8 5. 

Bei Anlegung einer neuen, bei Verlängerung einer bejtehenden 
Straße, ſowie bei dem Anbau an jchon vorhandenen bisher unbebauten 
Straßen oder Straßenteilen haben die an die Straße angrenzenden Grund 
befiger den Aufwand für die Erwerbung des zur Straße nötigen Ge— 
ländes zu tragen bezw. zu erjeßen, jobald auf ihren betreffenden Grund- 
jtücfen neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinte zu ſtehen 
kommen oder ihren Ausgang nad) der neuen Straße erhalten. Zu Diejer 
Berpflihtung können die an eine Straßenfeite angrenzenden Eigentümer 
nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite und wenn Dieje Breite 
mehr al3 16 m beträgt, nicht für mehr als 8 m herangezog 

56 
Bei Berechnung der Geländekoſten ſind die Koſten D 
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Geländes ausschlieglid; der Koften für die auf die Straßenfreuzungen 
fallenden Flächen, welche die Gemeinde allein zu tragen hat, zujammen 
zu rechnen und den Eigentümern nach Verhältnis der Länge ihrer dir 
Straße berührenden Grenzen zur Lajt zu legen. In diefe Berechnung 
it jedody eine Vergütung für das Gelände der in die neu anzulegende 
Straße fallenden, der Gemeinde gehörigen Wege und Straßen nicht auf 
zunehmen, folches vielmehr von der Gemeinde unentgeltlich zur Straßer- 
anlage zu verwenden. 
87. 


Die Großherzoglihe Bürgermeifterei bejtimmt in jedem einzelnen 
alle, inwieweit das Gelände nad) Maßgabe der feitgejegten Bar- 
fluchtlinien an die Gemeinde abzutreten ift. Der Gemeinderat wird jo 
dann den Wert des zur Straße fallenden Geländes abjchägen. Au 
Grund dieſer Abſchätzung ftellt die Bürgermeifterei die Berechnung au) 
und teilt diejelbe den Eigentümern mit. 


8 8. 

Wenn eine gütlihe Einigung über die nach $ 7 ftattfindenden 
Feſtſetzungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen ift, jo kommen di: 
Borjchriften über die Enteignung von Grundeigentum gemäß Art. 11 
bi8 15 der allgemeinen Bauordnung zur Anwendung. 

8%, 

In den in $ 5 genannten Fällen tritt mit der Verpflichtung zur 
Beitreitung der Koften für das Straßengelände gleichzeitig die Ber- 
pilichtung der Grumdbefiger ein: 

. die Koften der Erdarbeiten, welche, und inſoweit ſolche erforder 

fih find, um den Straßenförper auf das im Ortsbauplan vor- 

gejehene Niveau zu bringen; 

2. die Koften für Herjtellung gepflafterter Goſſen, oberirdiicher Ab- 
— und der befeſtigten Fußſteige zu übernehmen bezw. ji 
erſetzen 
Die vorerwähnten Koſten werden nach dem Verhältnis der Länge 

der die Straße berührenden Grenze berechnet. Die Koſtenrechnung wird 
durch die Großherzogliche Bürgermeiſterei aufgeſtellt und den Beteiligten 
mitgeteilt. 

8 10. 


Die Erhebung und Beitreibung der (für die in den vorerwähnter 

Paragraphen enthaltenen Verpflichtungen) zu zahlenden Kojten erfolg: 
auf dem für die Erhebung und Beitreibung der Gemeindeeinfünfte vor 
gejchriebenen Wege. 
8 II. 
Zur Sicherung der in 88 5 und 9 genannten Berpflichtungen i 
von den Grundeigentümern eine Kaution, deren Höhe der Gemeinde— 
vorjtand zu beitimmen hat, bei dem Gemeindeeinnehmer zu Hinterlegen. 
bevor Die Genehmigung. der Gebäudeerrichtung erteilt wırd. Der & 
meimdeeinnehmer hat Tv a: zehörige Aufbewahrung der Kaution und dem 
nächſtige Rüdgabe derſelben Sorge zagen. 
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Zu Art. 26 und 30 Abi. 2 der allgemeinen Bauordnung. 
12. 

Alle Gebäude, welche an eine Straße zu jtehen fommen, müſſen 
tunlichſt rechtwinfelig zur Baufluchtlinie geftellt werden. 

Wird die Zurüditellung eines Gebäudes Hinter die Baufluchtlinie 
geftattet, dann muß die Stellung desjelben in der Regel parallel zur 
Baufluchtlinie genommen werden. Der Zwiſchenraum zwifchen dem 
Gebäude und der Straßenfludht ift ald Vorgarten ordnungsmäßig ein- 
zufriedigen, anzulegen und zu unterhalten. Mißſtändige Anlagen dürfen 
in den Vorgärten nicht angebracht werden. 

Zu Art. 40, 44 und 58 der allgemeinen Bauordnung. 
8 13 


Die Umfafjungdmauern, jowie die inneren Tragmauern der Ge— 
bäude müfjen aus guten Bruchjteinen oder hartgebrannten Badjteinen 
in Kalkmörtel aufgeführt werden. 

8 14. 

Die Fußbodenhöhe im Erdgejhoß muß mindeſtens 50 cm über 
dem Straßenterrain liegen. Das Mauerwerk des Wohngebäudes muß 
durch geeignete Iſolierung gegen die Bodenfeuchtigfeit geſchützt werden. 

Die mindeft erforderliche Stodwertshöhe für bewohnbare Räume 
muß 2,50 m im Lichten betragen. 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 


8 15. 
Alle an der Straße ftehenden Gebäude ꝛc. müffen ftet3 in gutem 
Zuſtande des Ausjehens erhalten werden. 


Zu Art. 29 und 34 der allgemeinen Bauordnung. 
8 16. 


Abtritte, Piſſoirs dürfen “a unmittelbar an der Straße angelegt 
werden, fondern find von der leßteren mindeſtens durch eine diejelbe 
vollftändig dedende Einfriedigung zu trennen. 


8 17. 

Diejes Statut tritt mit dem Tage feiner Veröffentlichung in der 
„Wormfer Zeitung“ in Kraft. 

Abenheim, 11. Januar 1901. 

Großherzogliche Bürgermeifterei Abenheim. 
ge. Schreiber. 

Baupolizei:-Ordnung für Die Gemeinde Abenheim. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung, des $ 8 der 
Ausführungsverordnung hierzu, jowie des Art. 78 der Frei: sorbnund 
wird hierinit nach Bernehmung des Gemeinderats und der Großherzog: Fa 
lihen Bürgermeifterei unter Zuftimmung des Kreisansichuffes 3 und mit 
Genehmigung des On Dranalicien Minifteriums des Innern vom 


26. April 1901 zu Nr. M. d. %. 11285 für die Gemeinde ’ 
das Folgende verordnet: | 
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Zu Art. 31 der allgemeinen Bauordnung. 
s 1. 

In den in dem Drtsbauplan vorgejehenen Straßen mit einer 
Breite von 8 m darf die Höhe der Privatgebäude von der Straßen: 
oberfläche bi8 zur Dachtraufe gemefjen, nicht mehr als 10 m betragaı. 

In Straßen von geringerer Breite als 8 m, welche beiderjeits 
mit Gebäuden bejegt werden follen, darf die Höhe der Neubauten bie 
zur Dachtraufe gemefjen das Maß der Straßenbreite nicht überjchreiten. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 

2 


In jeder Hofreite muß eine Fläche von mindeitens 40 qm als 

Hofraum oder Garten umüberbaut bleiben. 
S 3. 

Die vorjtehenden Beitimmungen treten mit dem Tage der Ber: 
öffentlihung in der „Wormjer Zeitung“ in Kraft. 

Worms, 8 Mai 1901. 

Großherzogliches Kreisamt Worms. 
Dr. Kayſer. 


Nadıtrag zum Ortsbauftatut für die Gemeinde Abenheim 
betreffend Abänderung des $ 9 des Ortsbaujtatut3 der Gemeinde Abenheim. 
Genehmigt durch Verfügung Großh. Minifteriums des Innern 
vom 14. November 1902 zu Nr. M. d. J. 33075 bezw, Verfügung 
Großh. Kreisamts Worms vom 24. November 1902. 
Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
89. 

In den in $ 5 genannten Fällen tritt mit der Verpflichtung zur 
Beltreitung der Kojten für Straßengelände gleichzeitig die Verpflichtung 
der Grundbefiger zur Uebernahme beziehungsweife zum Erſatz nad) 
jtehender Koſten ein: 

l. Die Koften der Erdarbeiten, weldje erjorderlich find, um den 
Straßenktörper auf das in dem Bebauungsplan vorgejehene Niveau 
zu bringen. 

. Der Koften für Herftellung gepflafterter Gaſſen und befeftigter 
Bantette. 

3. Der Noften für Heritellung der zur Aufnahme des Negen- umd 

Abfallwaſſers anzulegenden Kanäle jeder Art. 

Die erwähnten Koften werden nad) Berhältnis der Länge der die 
Straße berührenden Grenze berechnet und bei den unter pos. 3 anf 
geführten Kanälen proportional auf die ſämtlichen Grundbefiger an den 
jenigen nenen Straßen verteilt, welche in die neuen Kanäle entwählern. 


IS 


Drtsbauftatut für Die Gemeinde Alsheim. 
Auf Grund des Artikels 2 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 und der SS 3, 5, 7 und 9 der Ausführungsverordnung 
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zu derjelben vom 1. Februar 1882 wird auf Beichluß des Gemeinde: 
rats zu Alsheim, nach Anhörung der Großh. Bürgermeifterei dajelbit 
und Begutachtung durch den Kreisausſchuß mit Genehmigung des Groß. 
Miniſterinms des Junern vom 13. Januar 1904 nachjtehendes Orts— 
bauftatut erlafjen. 
Zu Art. 10 der allgemeinen Bauordnung. 
51: 

Die längs des Bahngebiets projektierten Straßen jollen nur ein— 

jeitig bebaut werden. 


Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
8 2. 

Außerhalb der durch den Ortsbauplan fejtgeftellten Baugquartiere 
jollen in der Regel neue Gebäude nicht aufgeführt werden, injofern es 
jich nicht um Fabriken oder jonjtige Anlagen Handelt, welche in bebauten 
Duartieren für die Befiter benachbarter Grumdftüce oder die Bervohner 
benachbarter Gebäude erhebliche Nachteile oder Beläftigungen herbei: 
fiihren fönnten. 


Zu Art. 20 der allgemeinen Banordnung. 
8 3. 

Die Eröffnung der im Bebauungsplan vorgejehenen Ortsſtraßen 
erfolgt nach dem jeweiligen Bedürfnifje, nach Beichluß des Gemeinderats. 
Vorher wird die Gemeinde das in die zu eröffnende Straße fallende 
Gelände erwerben und die Straße für den öffentlichen Verkehr fertig 
itellen. 

84. 


Die Eröffnung und Herſtellung einer Straße muß aber, abgeſehen 
von dem in Artikel 20, Abſatz 1 der allgemeinen Bauordnung vorge— 
ſehenen Falle, jedenfalls dann erfolgen, wenn die Beſitzer der an dieſe 
Straße angrenzenden Bauplätze einen entſprechenden Antrag ſtellen und 
wenn dieſelben mindeſtens zwei Drittel der Geſamtlänge beider Straßen— 
fronten inne haben und ſich gleichzeitig zur ſofortigen Hinterlegung einer 
Kaution erbieten, auf welche die Beſtimmungen des 8 11 dieſes Statuts 
Anwendung finden. 

$ 5. 


Die Erridtung von Gebäuden an den im Bebauungsplane vor: 
gejehenen, aber noch nicht eröffneten Straßen fann gejtattet werden, 
wenn der Bauherr folgende Bedingungen erfüllt: 

a) das Borhandenjein eines fahrbaren Weges zu dem Bauplabe 
nachweiſt oder einen folchen jofort auf feine Koſten in einer Breite 
von mindeitens 5 m heritellt; 

b) für den Ablauf des Waſſers durch Anlage einer waſſerdichten 
Grube oder einer Goſſe jorgt, deren Beſchaffenheit im Baubejcheide 
vorzujchreiben iſt; 

ce) den Nachweis erbringt, daß durch den betreffenden Bau Die zweck— 
mäßige Einteilung des in Frage kommenden Bauviertels in Die 
einzelnen Bauplätze nicht beeinträchtigt wird. 


u 
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Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8 6. 

Bei Anlegung einer neuen, bei Verlängerung einer beftehenden 
Straße, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandene bisher unbebaute 
Straßen oder Straßenteile haben die an die Straße angrenzenden 
Grundbefiger den Aufwand für die Erwerbung de3 zur Straße nötigen 
Geländes und für die Erdarbeiten zur Heritellung des Straßenförpers 
zu tragen bezw. zu erjegen, jobald auf ihren betreffenden Grundjtüden 
neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu ftehen kommen 
oder ihren Ausgang nach der neuen Straße erhalten. Zu dieſer Ber- 
pflihtung fünnen die an einer Straßenfeite angrenzenden Eigentümer 
nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite und wenn dieje Breite 
mehr als 16 m beträgt, nicht für mehr als 8 m herangezogen werden. 

7 


Bei Berechnung der Geländefoften find die Koſten des gejamten 
Geländes ausjchließlih der Koften für die auf die Straßenfreuzungen 
fallenden Flächen, welche die Gemeinde allein zu tragen hat, zuſammen 
zu rechnen umd den Eigentümern nad) Verhältnis der Länge ihrer die 
Straße berührenden Grenzen zur Laft zu legen. In diefe Berechnung 
ift jedoch eine Vergütung für das Gelände der in die neu anzulegende 
Straße fallenden, der Gemeinde gehörigen Wege und Straßen nicht 
aufzunehmen, jolches vielmehr von der Gemeinde unentgeltlich zur 
Straßenanlage zu verwenden. 

88. 

Die Großh. Bürgermeifterei bejtimmt im jedem einzelnen alle, 
inwieweit das Gelände nach Maßgabe der feitgejehten Baufluchtlinien 
an die Gemeinden abzutreten ift. Der Gemeinderat wird jodann den 
Wert des zur Straße fallenden Geländes abſchätzen. Auf Grund diejer 
Abſchätzung ftellt die Großh. Bürgermeifterei die Berechnung auf und 
teilt diejelbe den Eigentümern mit. 

8 9. 

Wenn eine gütliche Einigung über die nah $ 8 ftattfindenden 
Feſtſetzungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen ijt, jo kommen die 
VBorjchriften über Enteignung von Grundeigentum gemäß Art. 11—15 
der allgemeinen Bauordnung zur Anwendung. 

; 10. 

Die Erhebung und Beitreibung der nach $ 6 jeitens der an- 
grenzenden Grundbeſitzer zu tragenden Koften erfolgt auf dem für die 
Erhebung und Beitreibung der Gemeindeeinfünfte vorgejchriebenen Wege. 

| & 1; 

Zur Sicherung der in den SS 4 und 6 genannten Verpflichtungen 
it von den Grundeigentümern eine Kaution, deren Höhe der Gemeinde- 
vorjtand zu beitimmen hat, bei dem Gemeinde-Einnehmer zu hinterlegen, 
bevor die Genehmigung der Gebäudeerrichtung erteilt wird. Der Ge: 
meinde-Einncehmer hat für gehörige Aufbewahrung der Staution und 
demnächſtige Rückgabe derjelben nach diesbezüglichen Auftrag ſeitens der 
Großh. Bürgermeifterei Sorge zu tragen. 
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8 12. 

Wird die Zurüdjtellung eines Gebäudes Hinter die Baufluchtlinie 
geftattet, dann muß die Stellung desjelben in der Negel parallel zur 
Baufluchtlinie genommen werden. Der Zwifchenraum zwijchen dem Ge- 
bäude und der Straßenflucht ijt als Vorgarten ordnungsmäßig einzu: 
friedigen, anzulegen und zu unterhalten. Mißſtändige Anlagen dürfen 
in den Vorgärten nicht angebracht werden. 


Zu Art. 29 und 34 der allgemeinen Bauordnung. 


8 13. 
Abtritte und Piſſoirs dürfen nicht unmittelbar an der Straße an- 
gebracht werden, jondern find von der leßteren mindeftens durch eine 
diejelben volljtändig dedende Einfriedigung zu trennen. 


Zu Art. 37 Abſatz 2 der allgemeinen Bauordnung. 


$ 14. 

Hintergebäude dürfen in der Regel nicht früher als die zugehörigen 
Vordergebäude errichtet werden. 

Zu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 15. 

Zwiſchen den an der Straßenfront zu errichtenden Gebäuden muß 
eine Durchfahrt von mindeſtens 3 m Breite liegen bleiben. Die Bildung 
neuer Reule an den neuen Straßenfluchten ift unzuläflig. 

8 16. 

Alle an der Straße ftehenden Bauten im Sinne des Art. 23 der 
allgemeinen Bauordnung müfjen ſtets in gut ausjehendem Zuftande er- 
halten werden. 

Die längs des Bahngebiet3 zu erbauenden MWohnhäufer müſſen 
mindeftend zwei volle Stodwerfe hoch jein; für die übrigen Straßen 
genügt als zweiter Stod ein jogen. Knieftod mit Manfarde, die an der 
Straßenfront aufgeführt werden muß. 

8 17. 

Diefes Statut tritt mit dem Tage feiner Veröffentlichung in der 
„Wormfer Zeitung“ in Kraft. 

Alsheim, 15. Februar 1904. 

Großherzogliche Bürgermeijterei Alsheim. 
raun. 


Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung und ber 
88 3, 4, 6, 8 und 9 der Ausführung2verordnung dazu jowie des rt, 78 
der Kreisordnung wird nad) Vernehmung des Gemeinderats ſowie der 
2ofalpolizeibehörde mit Zuftimmung des Kreisausſchuſſes und mit Ge— 
nehmigung des Großh. Ministeriums des Innern vom 13. Januar 1904 
zu Nr. M. d, 3. 35852 für die Gemeinde Alsheim Nachſtehendes 
verordnet, 
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Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
—5 
In jeder Hofreite muß eine zuſammenhängende Fläche von mindeſtens 
40 qm als Hofraum oder Garten unüberbaut bleiben. 


82. 
Die vorſtehende Beſtimmung tritt mit dem Tage der Veröffent— 
lichung in der „Wormſer Zeitung“ in Kraft. 
Worms, 15. Februar 1904. 
Großherzogliches Kreisamt Worms. 
Dr. Kayſer. 


Ortsbauftatut für Die Gemeinde Dittelsheim. 
Auf Grund des Artikels 2 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 und der 88 3—19 der Ausführungsverordnung zu der- 
jelben vom 1. Februar 1882 wird auf Beichluß des Gemeinderats zu 
Dittelsheim und Begutachtung durch den Kreisausſchuß mit Genehmigung 
des Großherzoglihen Minijteriums des Innern vom 29. Dftober 1900 
zu Nr. M. d. J. 19911 nachjtehendes Ortsbauftatut erlafjen: 


Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 


81. 
Außerhalb des DOrtsbauplanes jollen in der Regel feine neuen 
Gebäude aufgeführt werden. 


Zu Urt. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 2. 

Die Eröffnung neuer Ortsjtraßen erfolgt nad) dem jeweiligen Be- 
dürfniffe durch Beichluß des Gemeinderats. Die Gemeinde wırd das 
in die zu eröffnende Straße fallende Gelände erwerben und die Strafe 
für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig jtellen. 

8 3. 

Die Herftellung und Eröffnung einer Straße muß aber jedenfalls 
dann erfolgen, wenn die Beſitzer der an die Straße angrenzenden Ban 
pläge entiprechenden Antrag jtellen und wenn diejelben mindejtens die 
Hälfte der Gejamtlänge beider Straßenfronten inne haben und fid 
gleichzeitig zur jofortigen Hinterlegung einer Kaution erbieten, auf welche 
die Beitimmungen des $ 12 diejes Ort3bauftatut3 Anwendung finden. 

S 4. 

In noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, welche nad) 
diejen Straßen ihren Ausgang haben jollen, nur dann errichtet werden, 
wenn fie fi) an Schon erbaute Häufer unmittelbar anreihen. 


- 


8 5. 
Abgejehen von dem in 8 4 gedachten Falle kann die Aufführung 
von Gebäuden an noch nicht eröffneten Straßen dann gejtattet werden, 
wenn der Bauluſtige: 
a) die Eriftenz eines fahrbaren Weges zu dem Bauplatz nachweiſt, 
oder einen jolchen jofort auf eigene Koften herjtellt; 
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b) für den Ablauf des Waſſers durch zwedentjprechende Anlagen 
jorgt, deren Bejchaffenheit im Baubejcheide vorzujchreiben tft. 
Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
S 6. 

Bei Anlegung einer neuen, bei Verlängerung einer bejtehenden 
Straße jowie bei dem Anban an jchon vorhandenen bisher unbebauten 
Straßen oder Straßenteilen haben die an Die Straße angrenzenden 
Srundbeiiger den Aufwand für die Erwerbung des zur Straße nötigen 
Heländes zu tragen bezw. zu erjegen, ſobald auf ihren betreffenden 
Grundſtücken neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu 
jtehen fommen oder ihren Ausgang nach der neuen Straße erhalten. 
Zu Ddiejer Verpflichtung fünnen die an einer Straßeuſeite angrenzenden 
Cigentiimer nicht jür mehr al3 die Hälfte der Straßenbreite heran 
gezogen werden. 

7. 

Bei Berechnung der Geländefojten find die Kojten des gejamten 
Geländes ausſchließlich der Koften für die auf die Straßenfreuzungen 
fallenden Flächen, welche die Gemeinde allein zu tragen hat, zuſammen 
zu rechnen und den Eigentümern nach Verhältnis der Länge ihrer die 
Straße berührenden Grenzen zur Laſt zu legen. In diefe Berechnung 
ift jedod) eine Vergütung für das Gelände der in die neu anzulegende 
Straße fallenden, der Gemeinde bereit3 gehörigen Wege und Straßen 
nicht aufzunehmen, joldhes vielmehr von der Gemeinde unentgeltlich zur 
Straßenanlage zu verwenden. 

88. 


Die Großh. Bürgermeifterei bejtimmt im jedem einzelnen Falle, 
in wie weit das Gelände nad) Maßgabe der feitgejegten Baufluchtlinien 
an die Gemeinde abzutreten ift. Der Gemeinderat wird ſodaun den 
Wert des zur Straße fallenden Geländes abſchätzen. Auf Grund diejer 
Abſchätzung ftellt die Bürgermeifterei die Berechnung auf und teilt die— 
jelbe den Eigentümern mit. 

89. 

Wenn eine gütlihe Einigung über die nad) S 8 ftattfindenden 
Feſtſetzungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen ift, jo kommen Die 
Borjchriften über die Enteignung von Grundeigentum gemäß Art. 11—15 
der allgememen Bauordnung zur Anwendung. 

8S 10. 

In den in $ 6 genannten Fällen tritt mit der Verpflichtung zur 
Beltreitung der Koften für das Straßengelände gleichzeitig Die Ver— 
pflihtung der Grundbeſitzer ein: 

1. die Koften der Erdarbeiten, welche, und infoweit joldye erforder- 
lich find, um den Straßenfürper auf das im Ortsbauplan vorge: 
jehene Niveau zu bringen; 

2. die Kojten für Herjtellung gepflafterter Goſſen, oberirdiſche 
zug3fanäle und der befejtigten Fußfteige zu überuchmen be 
erjeßen. 


Mi 
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Die vorerwähnten Koften werden nach dem Verhältnis der die 
Straße berührenden Grenze berechnet. Die Koſtenrechnung wird durd) 
die Großherzogliche Bürgermeijterei aufgejtellt und den Beteiligten mit: 
geteilt. 

8 II. 


Die Erhebung und Beitreibung der (für die in den vorerwähnten 
Baragraphen enthaltenen Verpflichtungen) zu zahlenden Koften erfolgt 
auf dem für die Erhebung und Beitreibung der Gemeindeeinfünfte vor- 
geichriebenen Wege. 

$ 12. 

Bur Sicherung der in $$ 6 und 10 genannten Verpflichtungen 
muß von den Grundeigentümern eine Kaution hinterlegt werden, deren 
Höhe der Gemeindevorjtand beftimmt, bevor die Genehmigung der Ge— 
bäudeerrichtung erteilt wird. Die Kaution iſt bei der Gemeindekaſſe zu 
hinterlegen, welche für gehörige Aufbewahrung und demnächftige Rüd- 
gabe Sorge trägt. 

Zu Art. 26 und 30 Abjag 2 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 13. 

Alle Gebäude, welche an einer Straße zu ftehen fommen, müfjen 
tunlichſt rechtwinkelig zur Baufluchtlinie geſtellt werden. 

Wird die Zurüdjtellung eines Gebäudes Hinter die Baufluchtlinie 
gejtattet, dann muß die Stellung desjelben parallel zur Baufluchtlinte 
genommen werden. Der Zwijchenraum zwijchen dem Gebäude und der 
Straßenfluht iſt als Vorgarten ordnungsmäßig einzufriedigen, anzulegen 
und zu unterhalten. Mißjtändige Anlagen dürfen in den Vorgärten 
nicht angebracht werden. 

Zu Art. 41 und 44 der allgemeinen Bauordnung. 

8 14. 

Die Fußbodenhöhe im Erdgeſchoß muß mindeften® 50 cm über 
dem Straßenterrain liegen. Bei fteigenden Straßen ift das Maß von 
50 cm an der höchitgelegenen Hausede zu mejjen. Das Mauerwert 
muß durch geeignete Iſolierung gegen die Bodenfeuchtigfeit geſchützt 
werden. 

Die mindeſt erforderliche Stodwerfshöhe für bemohnbare Räume 
muß 2,50 m im Lichten betragen. 


Zu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 15. 

An der Kreisftraße Dittelsheim— Heßloch (Gemarkung Dittelsheim) 
dürfen einftöcdige Gebäude nicht errichtet werden. 

In Straßen von geringerer Breite als 8 m, welche beiderjeitz 
mit Gebäuden bejett werden jollen, dürfen nur einjtöcige oder 1\/ajtödige 
Gebäude errichtet werden. 

& 16. 

Alle an der Straße ftehenden Gebäude ꝛc. müfjen ſtets in gutem 

Zuſtande des Ausjehens erhalten werden. 
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Zu Art. 29 und 34 der as Bauordnung. 


sl 

Abtritte, Piſſoirs dürfen nicht hihi an der Straße angelegt 
werden, fondern ind von der leßteren mindeſtens durd) eine diejelbe 
völlig dedende Einfriedigung zu trennen. 

Dittelsheim, 31. Auguſt 1900. 

Gloßherzogliche — era, Dittelsheim. 
ges. © Schi (ling. 
Ortsbaupolizeiordnung für Die Gemeinde Dittelöheim. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung und des $ 8 
der Ausführungsverordnung zu derjelben wird hiermit nach Anhörung 
der Großherzoglichen Birgermeifterei und des Gemeinderats mit Ge— 
nehmigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern unter Zuftimmung 
de3 Kreisausjchufjes vom 14. Mai 1901 zu Ar. M. d. 3. 13381 für 
die Gemeinde Dittelöheim das Folgende verordnet. 

Zu Art. 31 der allgemeinen Bauordnung. 

1. Die Straßen von 8 m Breite und darunter darf die Gebäude- 
höhe von der Straßenoberfläche bis zur Dachtraufe gemefjen nicht 10 m 
überjteigen. 

2. Diefe Berordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in Der 
„Wormjer Zeitung” in Kraft. 

Worms, 20. Mai 1901. 

Großherzogliches Kreisamt Worms. 
Dr. Kay] er. 
Ortsbauftatut für die Gemeinde Eid). 

Auf Grund des Artikels 2 der allgemeinen Bauordnung von 
30. April 1881 und der SS 3,5, 7 und 9 der Ausführungsverordnung 
zu derjelben vom 1. Februar 1882 wird auf Beichluß des Gemeinderats 
zu Eich nad) Anhörung der Großh. Bürgermeifterei daſelbſt und Begut- 
achtung durch den Kreisausichuß mit Genehmigung Großh. Minifteriums 
des Innern vom 7. November 1904, zu Nr. M. d. J. 33889 nad)- 
ſtehendes Drtsbauftatut erlafjen: 


Zu Urt. 4 und 9 der um Bauordnung. 





Se 
Für die Straßen- und Baufluchtlinien, jowie für die Ausdehnung 
der Bebauung find die beftehenden oder noch aufzuftellenden Ortsbau— 
pläne maßgebend. 
Zu Art. 13 der GLIGEmEIHEN Bauordnung. 


5 2 
Zur Benutzung als Bauplatz ift eine Fläche nicht mehr geeignet: 
a) wenn fie weniger al3 130 qm enthält oder 
b) wenn auf ihr fein Gebäude von 6,5 m Front und 8,00 m® 
mit zweijeitiger Beleuchtung unter Wahrung der Vorichriff 
Artikel 37 und 38 der allgemeinen Bauordnung errichtet werd 
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Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung 
838. 

Außerhalb der durch den DOrtsbauplan feitgeftellten Bauquartiere 
jollen in der Negel neue Gebäude nicht aufgeführt werden, injofern e: 
lich nicht um Fabriken oder jonftige Anlagen handelt, welche in bebauten 
Quartieren für die Beliker der benachbarten Grundftüde oder die Be: 
wohner benachbarter Gebäude erhebliche Nachteile oder Beläjtigungen 
herbeiführen fünnten. 

Jede Ausnahme von dem Verbote des Bauens außerhalb de: 
Ortsbauplans bedarf der Genehmigung Großherzoglichen Mintjteriums 
des Innern. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 


S 4. 

Die Eröffnung und Heritellung der im Ortsbauplane vorgejebenen 
Ortsftraßen erfolgt nad) den jeweiligen Bedürfniffen nach Beichluß des 
Hemeinderats. Vorher wird die Gemeinde das in die zu eröffnenden 
Straßen fallende Gelände erwerben und die Straßen für den öffentlichen 
Berfehr und den Anbau fertig jtellen. 


5 9 

Die Eröffnung und Heritellung einer Straße muß aber, abgejehen 
von dem in Artikel 20, Abſatz 1 der allgemeinen Bauordnung vorge 
jehenen Falle, jedenfall® dann erfolgen, wenn die Befiger der an Diele 
Straße angrenzenden Baupläße entiprecheuden Antrag jtellen und wenn 
jene mindejtens die Hälfte der Geſamtlänge beider Straßenfeiten inne 
haben und ſich gleichzeitg zur jofortigen Hinterlegung einer Sicherheit 
erbieten, auf welche die Beſtimmungen des 8 12 diejes Statut? ange- 
wendet werden. 

S 6. 

In noch nicht eröffneten und fertig bergejtellten Straßen dürfen 
Gebäude, welche nad) diefen Straßen ihren Ausgang haben jollen, nur 
dann errichtet werden, wenn fie ſich an jchon erbaute Häufer unmittelbar 
anreihen. 

8 7. 


Abgeiehen von dem im & 6 gedachten Falle kann die Errichtung 
von Gebäuden an den im Ortsbauplan vorgejehenen, aber noch nicht 
eröffneten und fertig Hergeitellten Straken dann gejtattet werden, wenn 
der Bauluſtige: 

a) das Bejtehen eines fahrbaren Weges zu dem Bauplage nachweiſt 
oder einen jolchen jofort auf eigene Kojten herſtellt; 

b) fir den Ablauf des Wafjers durch Anlage einer wafjerdichten 
Grube, eines zwecentjprechenden Kanales, einer Goſſe oder eines 
Graben: jorgt, deren Beichaffenheit im WBaubefcheide vorzu— 
ichreiben iſt; 

e) nachweiit, daß durch den betreffenden Bau die zwedmäßige Ein— 


teilung des Barvientiggr Age nicht gehindert wird. 


Digiti 
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Zu Urt. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 8. 

Bei der Anlegung einer neuen, bei der Verlängerung einer jchon 
beitehenden oder beim Anbau an zwar vorhandenen, bisher aber unbe- 
bauten Straßen und Straßenteilen haben die Grundbejiger den Auf— 
wand für Erwerb des erforderlichen Straßengeländes aufzubringen bezw. 
zu erjegen, jobald auf ihren angrenzenden Grundjtüden neue oder ältere 
Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu jtehen fommen oder die Grund: 
jtüde ihren Ausgang nad einer jolchen Straße erhalten. Maßgebend 
hierfür find die VBorjchriften des Artifeld 21 der allgemeinen Bauordnung. 

8 9. 

Bei Berechnung der Koften find die Koften der gejamten Straßen- 
anlage ausjchließlich der auf die Straßenfreuzungen fallenden, zujammen 
zu rechnen und den Eigentümern nad) Verhältnis der Länge ihrer die 
Straßen berührenden Grenze zur Lajt zu legen. Die Kojten für die 
auf die Straßenfreuzungen fallenden Flächen trägt die Gemeinde. 

$ 10. 

Die Großh. Bürgermeifterei bejtimmt in jedem einzelnen Falle, 
inwieweit das Gelände mit Rüdficht auf die feitgejegten Baufluchtlinien 
an die Gemeinde abzutreten it. Der Gemeinderat wird jodann den 
Wert de3 zur Straße fallenden Geländes abſchätzen. Auf Grund diefer 
Abſchätzung jtellt die Großh. Bürgermeilterei die Berechnung auf und 
teilt fie den Eigentümern mit. 

$ 11. 

Wenn eine gütliche Einigung über die nach $ 10 jtattfindenden 
Feſtſetzungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen ift, jo fommen die 
Borjehriften über die Enteignung von Grundeigentum gemäß Art. 11—15 
der allgemeinen Bauordnung zur Anwendung. 

8 12. 

Zur Sicherung der im $ 5 genannten Verpflichtungen Fann von 
dem Grundeigentümer die Hinterlegung einer Sicherheit, deren Höhe 
der Gemeinderat bejtimmt, verlangt werden, bevor die Genehmigung zur 
SGebäudeerrihtung erfolgt. Die Sicherheit iſt bei dem Gemeinde- 
einnehmer zu hinterlegen, der für deren gehörige Aufbewahrung und 
demnächjtige Rückgabe nad) diesbezüglihem Auftrag jeitens der Großh. 
Bürgermeifterei Sorge trägt. 

Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung. 
8 13. 

Die Bildung neuer Reule an den Straßenfluchtlinien iſt unzuläilig ; 

darum ſind Nacbargebäude, die unmittelbar an der Eigentumsgrenze 


errichtet werden jollen, mit dev Giebeljeite gegen einander, mit Der Trauf 


jeite nach der Straße zu stellen. 
Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. m. 
5 14. i 


14 
Wird die Zurücditellung eines Gebäudes Hinter die Bau 
gejtattet, dann muß dasjelbe in der Kegel parallel diejer Bau 
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gejtellt werden. Der Raum zwiſchen Baufluchtlinie und Gebäude iſt 
ald Vorgarten ordnungsmäßig anzulegen und zu unterhalten. Miß— 
ftändige Anlagen dürfen in den Vorgärten nicht angebracht werden. 
Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
15 


Ö. 

Abtritte und Piſſoirs dürfen nicht in mißftändiger Weife an 
der Straße angelegt werden, jondern find von dieſer mindejtens durd 
eine völlig dedende Einfriedigung zu trennen. 

Zu Urt. 37 der allgemeinen Bauordnung. 


$ 16. 

Hintergebäude dürfen in der Regel nicht früher erbaut werden, 
al8 die zugehörigen Vordergebäude; zu Abweichungen hiervon ijt die 
Genehmigung des Großh. Kreisamt3 nah Anhörung des Gemeinderats 
erforderlih. Auch müfjen die Fluchten der Hintergebäude möglichſt 
rechtwintelig oder gleichlaufend mit denen der Vordergebäude angelegt 
werden. 

Bu Art. 40 bis 44 der ES meen Bauordnung. 


Die Umfaffungs- und inneren eier der Gebäude jind bis 
zur Höhe des eriten Stodwerfes aus guten Bruch: oder hartgebrannten 
Badijteinen in Kalfmörtel aufzuführen. Innere balfentragende Wände 
fünnen auch) aus Holzfachwerf a jein. 


a) Die Sodel der im —— des Rheines gelegenen 
Wohnhäuſer find mindeſtens 1 m hoch über dem höchſten Punkt 
der Straßenfrone aufzuführen. 

b) Bei allen Gebäuden ohne Unterjchied ift ſowohl das Sodelmauerwert 
ala auch das übrige Mauerwerk mindeftens 50 cm hoch über dem 
befannten höchiten Stand des Hochwaſſers im Jahre 1882/83 aus 
natürlichen oder hartgebrannten Steinen in Kalkmörtel herzujtellen. 

c) Die Grenzen des Ueberſchwemmungsgebietes werden durch das 
Großh. Waflerbauamt Worms unter Mitwirkung des Urtsvor- 
Itandes auf Antrag des Großh. Kreisamts feitgejegt und in den 
Drtsbauplan eingetragen. Die maßgebenden Wafjerhöhen werden 
durch Nivellement ermittelt und durch Feſtpunkte an geeigneten 
Stellen bezeichnet. 

d) 2 Beſtimmungen jind einzuhalten, aud wenn diejelben im 

Baubeſcheide nicht ausdrücklich erwähnt find. 
Der Bolzen am Rathaus liegt 89,41 m über Normal-Null und 
1,37 m tiefer als der bis jeht befannte Höchſtſtand des Rheins vom 
Jahre 1882. 
Zu Urt. 59 der DILGEEINEN Bauordnung. 

$ 19. 

Affe an der Straße etebenben Gebäude ꝛc. müſſen ftet3 im gut 
ausjehendem Zuſtande erhalten werden. 
Ss 20. 

Die kleinſte Frontlänge der Gebäude ſoll 6,50 m betragen. Bei 


PU — 





C. Brov. Rheinheffen, 115) Eich, Polizeiordnung; 116) Epvpelsheim, D.-B.-St. 575 


Edhäujern muß die Ede, wenn fie einen ſpitzen Winfel bildet, auf 
wenigftens 2 m abgejchrägt werden. 
21 


Die geringjte Stodwerfshöhe für bewohnte Räume muß 2,50 m 
im Lichten betragen. Die Gebäude Ben mindejteng anderthalbftöcig ſein. 


Die Beſtimmungen der 88 2, 20 und 21 Ddiejes Statut3 jollen in 
der Regel auch bei Umbauten und größeren Veränderungen beftehender 
Anlagen angewendet werden. Ausnahmen fünnen nur durch Großh. 
Kreisamt nad) Zuftimmung des Gemeindevoritandes gejtattet werden. 

Eich, 10. November 1904. 

Großherzogliche Bürgermeifterei Eich. 
Menger. 


Polizeiordnung für die Gemeinde Eid. 
Auf Grund des Artifel3 2 der allgemeinen Bauordnung, der 
88 3, 4, 6, 8 und 9 der Ausführungsverordnung Hierzu, ſowie des 
Artikels 78 der Kreisordnung wird hiermit nach Vernehmung des Ge- 
meinderat3 und der Großh. Bürgermeifterei unter Zuftimmung des 
Kreisausschuffes und mit Genehmigung des Großh. Minifteriums des 
Innern vom 7. November 1904 zu Nr. M. d. J. 33889 für die Ge- 
meinde Eich das Folgende verordnet: 
Zu Art. 31 der allgemeinen Bauordnung. 
1 


Bei Straßen von nicht normalmäßiger Breite (unter 10 m) darf 
die Gebäudehöhe, von der Straßenoberfläche big zur Dachtraufe gemefien, 
die Straßenbreite um nicht mehr als 2,00 m überjchreiten. 

Bu Urt. 35 der allgemeinen Bauordnung. 


8 2. 
Winfel und Reule, die auf die Straße münden, find durh Mauern 
oder Türen von 1,50 m Höhe abzujchließen. 
Zu Art. 37 der — Bauordnung. 


5 3 
In jeder Hofreite muß eine Fläche von wenigſtens 40 qm als 
Hofraum oder Garten unüberbaut bleiben. Für gewerbliche mit be- 
jonderer Feuerögefahr verbundene Anlagen und Gebäude, in denen feuer- 
gefährliche Stoffe lagern, fann ein geferer Hofraum vorgeſchrieben werden. 


Die vorſtehenden —— treten am 20. Nov. 1904 in Kraft. 
Worms, 10. November 1904. 
Großherzogliches Kreisamt Worms. 
Nahſer. 








Ortsbauſtatut für die Gemeinde Eppels 

Auf Grund des Artikels 2 der allgemeinen Bauot 

30. April 1881 und der SS 3—9 der Ausführungsperordnung 
1. Februar 1882 ift durch Beichluß des Gemeinderats nad 
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des Kreisausschuffes und mit Genehmigung des Großh. Minifterrums 
des Junern vom 12. Auguft 1901 folgendes Ortsbauftatut für die Ge 
meinde Eppelsheim erlajjen worden. 

Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


sl. 
Zur Benugung als Bauplag iſt eine Fläche nicht mehr geeignet: 
a) wenn jie weniger ala 100 qm enthält und wenn außerdem 
b) auf ihr fein Gebäude von 6,5 m Front und 8 m Tiefe mit ‚mei: 
jeitiger Beleuchtung unter Wahrung der Vorfchriften der Art. 37 
und 33 der allgemeinen Bauordnung errichtet werden fann. 
Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
8 2. 

Außerhalb der durch den DOrtsbauplan fejtgejtellten Bauquartiere 
jollen in der Negel feine neuen Gebäude aufgeführt werden, injofern es 
ſich nicht um Fabriken und jonjtige Anlagen handelt, welche in bebauten 
Uuartieren für die Bejiger oder Bewohner der benachbarten Grundjtüde 
und Gebäude erhebliche Nachteile oder Beläftigungen herbeiführen könnten. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 3. 

Die Eröffnung neuer Ortsftraßen erfolgt nach dem jeweiligen 
Bedürfniſſe durch Beſchluß des Gemeinderatd. Die Gemeinde wird das 
in die zu eröffnende Straße fallende Gelände erwerben und die Straße 
für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig jtellen. 

S 4. 

Die Heritellung und Eröffnung einer Straße muß aber jedenfalla 
dann erfolgen, wenn die Beliger der an die Straße angrenzenden Bau- 
pläte entiprechenden Antrag Stellen und wenn diefelben mindejtens die 
Hälfte der Gejamtlänge beider Straßenfronten inne haben und ſich 
gleichzeitig zur jofortigen Su ae einer Kaution erbieten, auf welche 
die Beſtimmungen des 8 12 dies DOrtsbauftatutes Anwendung finden. 

85. 

In noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, welche nach 
dieſen Straßen ihren Ausgang haben ſollen, nur dann errichtet werden, 
wenn ſie ſich an ſchon erbaute Häuſer unmittelbar anreihen. 

8 6. 

Abgeſehen von dem in 8 5 gedachten Falle kann die Aufführung 
von Gebäuden an noch nicht eröffneten Straßen dann gejtattet werden, 
wenn der Bauluſtige: 

a) die Exiſtenz eines fahrbaren Weges zu dem Bauplatz nachweiſt 
oder einen ſolchen auf eigene Koſten ſofort herſtellt; 

b) fir den Ablauf des Waſſers durch zweckentſprechende Anlagen 
jorgt, deren Bejcharfenheit tm Baubejcheide vorzufchreiben it: 

e) dartut, daß durch den betreftenden Bau die zwecdmäßige Einteilung 
des im Frage kommenden Banviertel3 in Baupläße nicht ge: 
hindert wird. 
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Bu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8 7. 

Bei Anlegung einer neuen, bei Verlängerung einer bejtehenden 
Straße, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandene bisher unbebaute 
Straßen und Straßenteile haben die an die Straßen angrenzenden 
Srundbefiger den Aufwand für die Erwerbung des zur Straße nötigen 
Geländes zu tragen bezw. zu erjegen, ſobald auf ihren Grundſtücken 
neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu jtehen fommen 
oder ihren Ausgang nad) der neuen Straße erhalten. Zu dieſer Ber: 
pflihtung fünnen die an einer Straßenjeite angrenzenden Eigentümer 
nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite und wenn dieje Breite 
mehr als 10 m beträgt, für nicht ar al3 5 m herangezogen werden. 


3 8 

Bei Berechnung der Seländetoften find die Koften des gejamten 
Geländes einschl. der Koſten für die auf die Straßenfreuzungen fallenden 
Flächen zujammen zu vechnen und den Eigentümern nad) Verhältnis 
der Länge ihrer die Straße berührenden Grenzen zur Laft zu legen. 
In dieje Berechnung ift jedoch eine Vergütung für das Gelände der in 
die neu anzulegende Straße fallenden, der Gemeinde bereits gehörigen 
Wege und Straßen nicht aufzunehmen, jolches vielmehr von der Ge- 
meinde unentgeltlich zu Straßenanlagen zu verwenden. 

9 


Die Großh. Bürgermeifterei bejtimmt in jedem einzelnen alle, 
inwieweit das Gelände nad) Maßgabe der feitgejegten Baufluchtlinien 
an die Gemeinde abzutreten it. Der Gemeinderat wird ſodann den 
Wert des zur Straße fallenden Geländes abjchägen. Auf Grund diejer 
Abſchätzung jtellt die Bürgermeijterei die Berechnung auf und teilt die— 
jelbe den Eigentümern mit. 

8 10. 

Wenn eine gütlihe Einigung über die nah) $ 9 ftattfindenden 
Feſtſetzungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen ift, jo kommen die 
Borjchriften über die Enteignung von Grundeigentum, Art. 11 —15 der 
allgemeinen Bauordnung, in Anwendung. 


Die Erhebung und Beitreibung der für die in den vorerwähnten 
Paragraphen enthaltenen Berpflichtungen zu zahlenden Koften erfolgt 
auf dem für die Erhebung und Beitreibung der Gemeindeeinfünite vor- 
gejchriebenen Wege. 

$ 12. 

Zur Sicherung der in S 8 genannten Verpflichtungen muß von 
den Grundeigentümern eine Kaution hinterlegt werden, deren Höhe der 
Gemeindevorstand bejtimmt. Die Kaution it bei der Gemeindefafje zu 
hinterlegen, welche für gehörige Aufbewahrung und demnächſtige Rück— 
gabe Sorge trägt. 

Zu Urt. 22 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 13. 
Die Anlage von PBrivatjtraßen innerhalb des von dem Gemeindes 
37 


ui 
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vorstand aufgeftellten Ortsbauplans, jowie als Abzweigung von Orts: 
ſtraßen, ift nur mit ausdrüdlicher Zuſtimmung des Gemeindevorftandes 
gejtattet. Diejelben müfjen mindeitens eine Breite von 8 m erhalten, 
mit den nötigen Vorrichtungen für Ableitung des Waſſers (Gofjen und 
Kanäle u. ſ. w.) verjehen jein und auf Kojten des Privatunternehmerd 
nach technischer Vorſchrift angelegt und ftet8 in gutem Zuftande erhalten 
werden. Bei Nichterfüllung diefer Verpflichtungen tit die Großh. Bürger: 
meifterei berechtigt, dag Erforderliche auf Koften des Privatunternehmers 
anzuordnen und nötigenfalls die Kojten beitreiben zu laſſen. 


Zu Art. 26 und 30 der allgemeinen Bauordnung. 
S 14. 

Alle neuen Gebäude, welche an eine Straße zu jtehen kommen, 
müſſen tunlichjt vechtwinfelig zur Baufluchtlinie gejtellt werden. 

Wird die Zurüdjtellung eines Gebäudes Hinter die Baufluchtlinie 
gejtattet, dann muß die Stellung desjelben parallel zur Baufluchtlinie 
genommen werden. Der Zwilchenraum zwijchen dem Gebäude und der 
Straßenflucht ift al3 Vorgarten ordnungsmäßig einzufriedigen, anzulegen 
und zu unterhalten. Mipjtändige Anlagen dürfen in den Borgärten 
nicht angebracht werden. 

Zu Art. 29 und 34 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 15. 

Abtritte und Piſſoirs dürfen nicht unmittelbar an der Straße 
angelegt werden, jondern jind von der lebteren mindeſtens durch eine 
diejelbe volljtändig dedende Einfriedigung zu trennen. 

8 16. 

Die Umfangsmauern ſowie die inneren Tragmauern der Gebäude 
müflen in der erforderlichen Stärke aus hartgebrannten Badfteinen oder 
guten Bruchiteinen in Kaltmörtel ausgeführt werden. Die inneren 
balfentragenden Wände dürfen auch aus Holzfachwerk hergeftellt werden. 

8 17. 

Die Fupbodenhöhe im Erdgeihoß muß mindeſtens 50 cm über 
dem Straßenterrain liegen. Bei fteigenden Straßen ift das Map von 
50 em an der höchitgelegenen Hausede zu mejjen. Das Mlauerwert 
muß durch geeignete Iſolierung gegen die Bodenfeuchtigkeit geſchützt 
werden. Die mindeiterforderliche Stodwertgöhe für bewohnbare Räume 
muß 2,50 m im Lidyten betragen. 

8 18. 

Alle an der Straße ftehenden Gebäude u. ſ. w. müſſen jtets im 

guten Zustand des Ausjehens erhalten werden. 
8 19. 

Diejes Statut tritt mit dem Tage feiner Veröffentlichung in der 
„Wormjer Zeitung“ in Kraft. 

Eppelsheim, den 20. Auguft 1901. 

Großherzogliche Bürgermeifterei Eppelsheim. 
Web. 
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ir Ordnung für die Gemeinde Eppelsheim. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der SS 3—9 der Ausführungsverordnung Hierzu vom 
1. Februar 1882 wird nad Bernehmung des Gemeinderats und Der 
Großh. Bürgermeifterei zu Eppelsheim unter Zuftimmung des Kreis- 
ausjchuffes und mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 
12. Auguft 1901, zu Nr. M.d. J. 23621: das Folgende verordnet. 

Zu Art. 31 der allgemeinen Bauordnung. 


$ 1. 

In neu anzulegenden, beiderfeit3 anzubauenden Straßen von 8 m 
Breite oder darunter darf die Gebäudehöhe, von der Straßenoberfläche 
bis zur Dachtraufe gemejien, das Maß der Straßenbreite nicht über: 
jchreiten. 

8 2. Ä 

In den alten Ortsteilen mit Straßen von 8 m Breite und darunter 
joll die Gebäudehöhe bei Neu- und Umbauten die Straßenbreite um 
nicht mehr als 1 m überjchreiten. 

Bu Art. 37 der allgemeinen Bauorduung. 
3. 


In jeder Hofreite muß eine Fläche von mindeſtens 40 qm als 
Hofraum oder Garten unbebaut bleiben. 


84 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung in 
rt „Wormfer Zeitung“ in Kraft. 
Worms, den 20. YAugujt 1901. 
Großherzogliches Kreisamt Worms. 
Dr. Kayfer. 


Drtsbauftatut für Die Gemeinde Gimbsheim. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der SS 3—9 der Ausführungsverordnnng zu derjelben vom 
1. Februar 1882 wird auf Beichluß des Gemeinderates zu Gimbsheim 
nah Anhörung der Großh. VBürgermeifterei dafelbft und Begutachtung 
durch den Kreisausſchuß mit Genehmigung Großh. Minifteriums des 
Innern und der Juftiz vom 5. April 1895 zu Nr. M. d. 3. 8379 für 
die Gemeinde Gimbsheim nachjtehendes DOrtsbauftatut errichtet. 

Zu Urt. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
& RK; 

Außerhalb der durch den Drtsbauplan feitgeitellten Baugquartiere 
jollen in der Regel feine nennen Gebäude aufgeführt werden, injofern es 
ſich nicht um Fabriken und jonftige Anlagen handelt, welche in bebauten 
Duartieren für die Befiker oder Bewohner der benachbarten Grundjtüd 
und Gebäude erhebliche Nachteile oder Beläftigungen herbeiführen könn 

Bu Art. 20 der allgemeinen Bauordnunge 










52 
Die Eröffnung der im Ortsbauplane vorgejehenen Or 
folgt nach dem jeweiligen Bedürfniffe durch Beſchluß des & 
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Vorher wird die Gemeinde das in die zu eröffnende Straße fallende 
Gelände erwerben. 
8 3. 

Die Herjtellung und Eröffnung einer Straße muß aber, abgeiehen 
von dem in Art. 20 Abj. 1 der allgemeinen Bauordnung vorgejehenen 
Falle, jedenfall3 dann erfolgen, wenn die Beſitzer der an die Strafe 
angrenzenden Baupläge entiprechenden Antrag jtellen und wenu diejelben 
mindejtens zwei Drittel der Gejamtlänge beider Straßenfronten inne haben 
und jich gleichzeitig zur fofortigen Hinterlegung einer Kaution erbieten, 
auf welche die Beitimmungen des 8 11 diejes Ortsbauftatut3 Anwendung 
finden. 

84. 

In noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, welche nach 
dieſen Straßen ihren Ausgang haben ſollen, nur dann errichtet werden, 
wenn ſie ſich an ſchon erbaute Häuſer unmittelbar anreihen. 


85. 

Abgeſehen von dem im 8 4 gedachten Falle kann die Aufführung 
von Gebäuden an den im Drtsbauplane vorgejehenen, aber noch nicht 
eröffneten Straßen dann gejtattet werden, wenn der Bauluftige: 

a) die Eriftenz eines fahrbaren Weges zu dem Bauplag nachweiſt, 
oder einen jolchen jofort auf eigene Koſten herſtellt; 

b) für den Ablauf des Waſſers durch Anlage einer wajjerdichten 
Grube oder einer Gofje jorgt, deren Beichaffenheit im Baubejcheide 
vorzujchreiben iſt; 

e) dartut, daß durch den betreffenden Bau die zweckmäßige Ein- 
teilung der in Frage fommenden Baufigur in Baupläge nicht ge- 
hindert wird; 

d) feine weiteren Anjprüche an die Gemeinde jtellt. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 6. 

Bei Anlegung einer neuen, bei Verlängerung einer beftehenden 
Straße, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandenen, bisher unbebauten 
Straßen und Straßenteilen haben die an die Straße angrenzenden 
Grumdbejiger den Aufwand für die Erwerbung des zur Straße mötigen 
Heländes zu tragen bezw. zu eriegen, jobald auf ihren betreffenden 
Grundſtücken neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu 
jtehen fommen, oder ihren Ausgang nad) der neuen Straße erhalten. 
Zu diejer Verpflichtung können die an eine Straßenjeite angrenzenden 
Eigentümer nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite heran— 
gezogen werden. 

S 4. 

Bei Berehnung der Geländefoiten find die Koſten des gejamten 
Seländes, einschlieglich der Koſten für die auf die Strafenfreuzungen 
tallenden Flächen zufammen zu rechnen und den Eigentümern nad Ber: 
hältnis der Länge ıhrer die Straße berührenden Grenze zur Laſt zu legen 

In dieſe Verechnung it jedoch eine Vergütung für das Gelände 
der in die neu anzulegende Straße fallenden, der Gemeinde bereits ge 
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hörigen Wege und Straßen nicht aufzunehmen, folches vielmehr von 
der Gemeinde umentgeltlid zur Straßenanlage zu verwenden. 
S 8. 

Die Großh. Bürgermeifterei bejtimmt in jedem einzelnen Falle, 
impieweit dag Gelände nad) Maßgabe der fejtgejegten Banfluchtlinien 
an die Gemeinde abzutreten if. Der Gemeinderat wird jodamı den 
Wert des zur Straße fallenden Geländes abjchägen. Auf Grund Ddiejer 
Abſchätzung jtellt die Bürgermeifterei die Berechnung auf und teilt die— 
jelbe dem Eigentümer mit. 

8 9. 


Wenn eine gütlihe Einigung über die nach $ 8 ftattfindenden 
Feſtſetzungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen iſt, jo fommen die 
Borjchriften des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigentum zur 
Anwendung. 

8 10. 

Die Erhebung und Beitreibung der auf Grund der in den vor- 
bemerften Paragraphen enthaltenen Berpflichtungen zu zahlenden Koſten 
erfolgt auf dem für die Erhebung und Beitreibung der Gemeinde-Ein- 
fünfte vorgejchriebenen Wege. 

S II. 

Zur Sicherung der in $ 6 genannten Verpflichtungen kann von 
dem Grundeigentümer die Hinterlegung einer Kaution, deren Höhe der 
Semeindevorjtand zu beſtimmen hat, verlangt werden, bevor die Ge— 
nehmigung zur Gebändeerrichtung erteilt wird. Die Kaution iſt bei dem 
Großh. Bürgermeiſter zu hinterlegen, welcher für gehörige Aufbewahrung 
und denmächjtige Rückgabe derjelben Sorge trägt. 

Zu Urt. 13 der allgemeinen Bauordnung. 
8 12. 

Zur Benugung als Bauplag ijt eine Fläche nicht mehr geeignet, 
wenn auf ihr fein Gebäude von 9 m Front und 10 m Tiefe mit zwei: 
feitiger Beleuchtung unter Wahrung der Vorfchriften des Art. 37 der 
allgemeinen Bauordnung errichtet werden kann. 

Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
& 13. 

Abtritte und Piſſoirs dürfen nicht unmittelbar an der Straße an— 
gelegt werden, jondern find von der leßteren mindeſtens durch eine die— 
jelbe volljtändig dedende Einfriedigung zu trennen. 

Auch dürfen an der Straßenjeite feine fogenannte Neule offen 
bleiben und find diejelben, wenn nicht mit Mauer, jo doch durch ein 
verjchliegbares Türchen abzujchließen. 

Zu Urt. 44 der allgemeinen Bauordnung. 
8 14. 

Die Sodelhöhen und bezw. die Parterrefußböden der neu anzu— 
legenden Gebäude müfjen wenigjtens 30 cm über dem höchſten Waſſ 
ſtande von 1882/83, alſo auf 5,30 m D. D. St. P. und mindeß 
60 cm über Straßenhöhe gelegt werben. 


Ale. 
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Maßgebend für Diele Dean find die innerhalb des 
Ortes durch das Großh. Wafjerbauamt Worms angebrachten amtlıcır 
Hochwaſſermarken. 

Die in der Hofreite angelegten Scheuern, Ställe sc. müſſen ſe 
hoch angelegt werden, daß die Scheuertorjchwellen, Stallböden zc. min 
deftend 25 cm höher wie die Straße zu liegen kommen. 

Alle Mauern bis zur Sodelhöhe, fowie die Gewölbe müſſen aus 
guten Bruchjteinen oder hartgebrannten Badjteinen hergejtellt werden 
zur Vermeidung von Nachteilen durch allenfallfige Hochwaſſer; aus dem: 
ſelben Grunde ift über den Gewölben ein Ueberguß von hydrauliſchem 
Mörtel oder Zementmörtel zu fertigen. 

Holzbalkenkeller find nicht zuläjlig. Die Gewölbe jollen erjt nad 
der bewirften Ueberdachung des Baues ausgeführt werden. 

Die Umfangsmauern der Gebäude, jowie die inneren Tragmauern 
find über den Sodel aus hartgebraunten Badfteinen oder guten Bruch— 
jteinen mit gutem Kalfmörtel zu fertigen. 

Bu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
s 15. 

Sämtliche Bauten jollen in der Regel an die Baufluchtlinie ge- 
jtellt werden. Ausnahmen fünnen nur unter der Bedingung geitattet 
werden, daß das zwilchen der Baufluchtlinie und der Front des zurüd 
gejtellten Gebäudes liegende Land entjprechend gärtnerijch angelegt und 
abgejchlofjen wird; im der Negel muß die zurüdverlegte Baufluchtlinie 
parallel mit der Straßenflucht liegen. 

Zu Art. 38 der allgemeinen Bauordnung. 


In der Nähe des FFriedhofes dürfen Wohnhäufer und Brunnen 
auf 100 m Entfernung nicht angelegt werden. Ausnahmen jind nur 
mit bejonderer Genehmigung Großh. Minijteriums des Innern und der 
Juſtiz gejtattet, 

Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 17. 

Rei allen Neubauten und Hauptreparaturen von Gebäuden um) 
Einfriedigungen an der Straßenfeite iſt auf eine gefällige Ausführung 
Nücjicht zu nehmen. Alle an der Straße ftehenden Gebäude, Mauern 
und jonjtigen Einfriedigungen find ſtets in jolhem Zuftand zu erhalten, 
daß Ste für das Ausjehen der Straße nicht mißſtändig werben. 

Das Mindeitmaß für Stodwerfe, in welchen Menſchen wohnen 
oder arbeiten, beträgt 2,60 m lichte Höhe. 

Zu Art. 69 der allgemeinen Bauordnung. 
S 18. 

Iſt die Einteilung der Grundſtücke eines durch den Ortsbauplan 
feſtgeſtellten Baublocks oder eines Teiles desjelben in geeignete Bauplätze, 
welche nicht wenigiteng den in diefem Statut feſtgeſetzten VBorfchriften 
iiber die Minimalmaße der Faſſaden und die Tiefe und Grundfläde 
der Raupläße (vergl. $ 12) entiprechen, durch BVerftändigung der Be- 
teiligten auf gütlidiem W licht “*ellen, jo können auf Antrag 
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eines ver Beteiligten die betr. Grundjtücde auf dem Enteignungsweg von 
der Gemeinde erworben und nach vorheriger Einteilung in zweckmäßige 
PBaupläße wieder verjteigert werden, nachdem vorher von dem Gemeinde- 
vorstand bejchlofjen worden iſt, ob die Befugnis bei der öffentlichen 
Verjteigerung mitzubieten auf die enteigueten Grumdeigentimer zu be— 
Ichränfen iſt oder nicht. 
$ 19. 

VBorftehendes Statut tritt mit dem Tage feiner Verlundianns 

in Kraft. 
Großherzogliche —— Gimbsheim. 


Nachtrag zu den Ortsbauſtatuten von Gimbsheim. 

Auf Grund eines Gemeinderatsbeſchluſſes vom 9. September 1901 
und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern und der Juſtiz 
wird zu den Ortsbauſtatuten von Gimbsheim 8 154 neu eingeſchaltet. 

Zu Art. 37 Abſ. 2 der allgemeinen Bauordnung. 

S 15a. 

Bon dem freien Plab vor dem Stationsgebäude dürfen längs der 
nen feitgejegten Baufluchtlinie a—b—c—d feine Einfahrten zu dem 
Hofraum bezw. den Hintergebäuden angebracht werden. 

Großherzogliche Bürgermeijterei Gimb3heim. 
Dswald. 


Ortsbauftatut für die Gemeinde Gundheim. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der $$ 3—9 der Ausführungsverordnung zu derjelben vom 
1. Februar 1882 wird auf Beichluß des Gemeinderat3 zu Gundheim 
nad) Anhörung der Großh. Bürgermeijterei dafelbit und Begutachtung 
durch den Kreisausſchuß mit Genehmigung Großh. Minifteriung des 
Innern vom 25. Juni 1901 zu Nr. M. d. %. 17649 nachſtehendes 
Drtsbauftatut für die Gemeinde Gundheim erlafjeı. 

Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 
gi 

Die Eröffnung neuer Ortsjtraßen erfolgt nach dem jeweiligen Be- 
dürfniffe auf Beſchluß des Gemeinderats. Die Gemeinde wird das in 
die zu eröffnende Straße fallende Gelände erwerben und die Straße für 
den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig jtellen. 


8 2. 

Die Heritellung und Eröffnung einer Straße muß aber, abgejeh 
von den in Art. 20 Abj. 1 der allgemeinen Bauordnung vorgejche 
Fällen, jedenfall3 dann erfolgen, wenn die Beſitzer der au Die S 
angrenzenden Baupläge entjprechenden Antrag ftellen und wenn dieſe 
mindejtens zwei Drittel der Gejamtlänge beider Straßenfronten " 
haben und ſich gleichzeitig zur fofortigen Hinterlegung einer 
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erbieten, auf welche die Beitimmungen des 8 11 diejes Ortsbauftatuts 
Anwendung finden. 


8 3. 
In noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, welche nad 
diejen Straßen ihren Ausgang haben follen, nur dann errichtet werden, 
wenn fie jih an jchon erbaute Häufer unmittelbar anreihen. 


4. 

Abgejehen von dem in $ 3 gedachten Falle, fann die Ausführung 
von Gebäuden an noch nicht eröffneten Straßen dann gejtattet werden, 
wenn der Bauluftige 

a) die Eriftenz eines fahrbaren Weges zu dem Bauplatz nachweijt, 
oder einen jolchen jofort auf eigene Kosten herftellt; 

b) für den Ablauf des Waſſers durch Anlage von wafjerdichten 
Gruben oder einer Goſſe jorgt, deren Beichaffenheit im Baubeſcheid 
vorzujchreiben ift. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8 5. 

Bei Anlegung einer neuen, bei Verlängerung einer jchon bejtehenden 
Straße, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandenen bisher unbebauten 
Straßen und Straßenteilen, haben die an die Straßen angrenzenden 
Grundbefiger den Aufwand für die Erwerbung des zur Straße nötigen 
Geländes zu tragen bezw. zu erjegen, fobald auf ihren betreffenden 
Grundſtücken neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu 
jtehen fommen, oder ihren Ausgang nach der neuen Straße erhalten. 
Zu diefer Verpflichtung fünnen die an eine Straßenfeite angrenzenden 
Eigentümer nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite, und wenn 
diefe Breite mehr als 16 m beträgt, micht für mehr als 8 m heran: 
gezogen werden. 


8 6. 

Bei Berehnung der Geländekoften find die Koften des gejamten 
Geländes einjchließlich der Koften für die auf die Straßenkreuzungen 
fallenden Flächen, welche die Gemeinde allein zu tragen hat, zuſammen— 
zurechnen und den Eigentümern nad) Verhältnis der Länge ihrer die 
Straße berührenden Grenzen zur Laſt zu legen. Im diefe Berechnung 
it jedody eine Vergütung für das Gelände der in die neu anzulegende 
Straße fallenden, der Gemeinde gehörigen Wege und Straßen nicht auf: 
zunehmen, jolches vielmehr von der Gemeinde unentgeltlich zur Straßen: 
anlage zu verwenden. 

87. 

Die Großh. Bürgermeifterei bejtimmt in jedem einzelnen ‘Falle, 
imvierweit das Gelände nah Maßgabe der feſtgeſetzten Baufluchtlinien 
an die Gemeinde abzutreten ift. Der Gemeinderat wird ſodann den 
Wert des zur Straße fallenden Geländes abjchägen. Auf Grund diejer 
Abſchätzung jtellt die Bürgermeijterei die Berechnung auf und teilt die— 
jelbe den Eigentümern mit. 

S 8. 
Wenn eine gütliche Einigung über die nah) $ 7 ftattfindenden 
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Feſtſetzungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen ift, jo kommen die 
Borjchriften iiber die Enteignung von Grundeigentum gemäß Art. 11—15 
der allgemeinen Bauordnung zur Anwendung. 

89. 

In den in $ 5 genannten Fällen tritt mit der Verpflichtung zur 
Beitreitung der Koften für das Straßengelände gleichzeitig die Ber: 
le, der Grundbeſitzer ein: 

. die Koften der Erdarbeiten, welche, und infoweit folche erforderlid) 

find, um den Straßenförper auf das im Ortsbauplan vorgeſehene 

Niveau zu bringen; 

2. die Koſten für Herſtellung gepflaſterter Goſſen, oberirdiſcher Ab— 
zugskanäle und der befeſtigten Fußſteige zu übernehmen bezw. zu 
erſetzen; die vorerwähnten Koſten werden nach dem Verhältnis der 
Länge der die Straße berührenden Grenze berechnet. Die Koſten— 
berechnung wird durch die Großh. Bürgermeiſterei aufgeſtellt und 
den Beteiligten mitgeteilt. 

10. 


Die Erhebung und Beitreibung der (für die in den vorerwähnten 
Paragraphen enthaltenen Verpflichtungen) zu zahlenden Koſten erfolgt 
auf dem für die Erhebung und Beitreibung der Gemeindeeinkünfte vor: 
gejchriebenen Wege. 

$ 11. 

Zur Sicherung der in SS 5 und 9 genannten Verpflichtungen iſt 
von den Grumdeigentümern eine Kaution, deren Höhe der Gemeinde— 
vorjtand zu bejtimmen Hat, bei dem &emeindeeinnehmer zu hinterlegen, 
bevor die Genehmigung der Gebäudeerrichtung erteilt wird. Der Ge- 
meindeeinnehmer hat für gehörige Aufbewahrung der Kaution umd 
demnächftige Rückgabe derjelben Sorge zu tragen. 

Zu Art. 26 und 30 Abj. 2 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 12. 

Alle Gebäude, welche an eine Straße zu ftehen fommen, müſſen 
tunlichſt vechtwinfelig zur Baufluchtlinie gejtellt werden. Wird Die 
Zurüditellung eines Gebäudes hinter die Baufluchtlinie geitattet, dann 
muß die Stellung desjelben in der Regel parallel zur Baufluchtlinie 
genommen werden. Der Zwilchenraun zwiichen dem Gebäude und der 
Straßenflucht iſt als Vorgarten ordnungsmäßig einzufriedigen, anzulegen 
und zu unterhalten. Mipftändige Anlagen dürfen in den Vorgärten 
nicht angebracht werden. 

Zu Art. 29 und 34 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 13. 

Abtritte und Piſſoirs dürfen nicht unmittelbar an der Straße 
angelegt werden, jondern find von legterer mindejtens durch eine diejelbe 
volljtändig deckende Einfriedigung zu trennen. 

Zu Art. 40, 44 und 59 der allgemeinen Bauordnung. 
14. 
Die Umfaffungsmauern, Sowie die inneren Tragmanern der Gebäude 
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müſſen aus guten Bruchjteinen oder hartgebrannten Badjteinen in Kalt: 
mörtel aufgeführt werden. 
$ 15. 

Die Fupbodenhöhe im Erdgeſchoß muß mindeftens 50 cm über 
dem Straßenterrain liegen. Das Mauerwert des Wohngebäudes muß 
durch geeignete Iſolierung gegen die Bodenfeuchtigkeit gejchügt werden. 
Die mindejterforderlihe Stodwertshöhe für bewohnbare Räume muß 
2,50 m im Lichten betragen. 

Zu Urt. 59 der allgemeinen Bauordnung. 


Alle an der Straße jtehenden Gebäude u. ſ. mw. müſſen jtet3 in 
gutem Zujtaude des Anjehens erhalten werden. Alle neu zu errichtenden 
m umzubauenden Wohngebäude an der Hauptitraße müſſen mindejtens 

1". ſtöckig (alſo mit Knieſtock un errichtet werden. 


Diejes Statut tritt mit dem Tage jeiner Veröffentlichung in der 
„Wormjer Zeitung“ in Kraft. 
Gundheim, 18. Juli 1901. 
Sroßherzogliche Bürgermeifterei Gundheim. 
Michel. 


Baupolizeiordnung für Die Gemeinde Gundheim. 

Yuf Grund des Artikel 2 der allgemeinen Bauordnung, des $ 8 
der Ausführungsverordnung hierzu, jowie des Art 78 der Kreisordnung 
wird hiermit nad) Vernehmung des Gemeinderat3 und der Großh. 
Bürgermeiſterei unter Zuftimmung des Kreisausſchuſſes und mit Ge: 
nehmigung Großh. Minijteriums des Innern vom 25. Juni 1901 zu 
Nr. M. d. 3 17649 für die Gemeinde Gundheim das Folgende ver- 
ordnet: 

Zu Art. 31 der allgemeinen Bauordnung. 
Ss 1 


In den in dem Ortsbauplan vorgejehenen Straßen mit einer 
Breite von 8 m darf die Höhe der Privatgebäude von der Straßen: 
oberfläche bis zur Dachtraufe gemejjen nicht mehr als 10 m betragen. 

In Straßen von geringerer Breite al® 8 m, welche beiderjeits 
mit Gebäuden bejeßt werden jollen, darf die Höhe der Neubauten bis 
zur Dachtraufe gemejjen das Maß der Straßenbreite nicht überjchreiten. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
82. 

In jeder Hofreite muß eine Fläche von mindeſtens 40 qm als 
Hofraum oder Garten unüberbaut bleiben. 

Die voritehenden Beltimmungen treten mit dem Tage der Ber: 
öffentlichung in gr „Wormfer Zeitung“ in Kraft. 

Worms, 18. Juli 1901. 

——— Kreisamt Worms. 
J. V.: 25 
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Ortsbaunftatut für die Gemeinde Herrnsheim. 
Auf Grund des Art. 2 der allgeneinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der 88 3-9 der Ausführungsverordnung zu Dderjelben von 
I. Februar 1882 wird auf Beichluß des Gemeinderats zu Herrnsheim 
und Begutachtung durch den Kreisausſchuß mit Genehmigung des 
Großh. Miniftertums des Innern vom 20. Auguſt 1898 zu Nr. 19731 
nachftehendes Ortsbauſtatut erlafjen. 
A 
Die Eröffnung neuer Ortsftraßen erfolgt nad) dem jeweiligen 
Bedürfniſſe durch Beichluß - des Gemeinderates. Die Gemeinde wird 
das in die zu eröffnende Straße fallende Gelände erwerben und die 
Straße für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertigftellen. 
2 


Die Herftellung und Eröffnung einer Straße muß aber jedenfalls 
dann erfolgen, wenn die Beliger der an die Straße angrenzenden Bau— 
pläge entiprechenden Antrag jtellen und wenn diejelben mindejtens Die 
Hälfte der Gejamtlänge beider Straßenfronten i inne haben und fic) gleich: 
zeitig zur jofortigen Hinterlegung einer Kaution erbieten, auf welche die 
Beitimmungen des $ 11 diejes —— Anwendung finden. 


3 3 
In noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, welche nad 
diefen Straßen ihren Ausgang haben jollen, nur dann errichtet werden, 
wenn jte ſich an jchon erbaute Häufer unmittelbar anreihen. 
4 


Ahgejehen von dem im $ 3 gedachten Falle, fann die Aufführung 
von Gebäuden an noc) nicht eröffneten Straßen dann gejtattet werden, 
wenn der Bauluſtige 

a) die Erijtenz eines fahrbaren Weges zu dem Bauplatz nachweiſt 
oder einen folchen jofort auf eigene Kojten herjtellt ; 
b) für dem Ablauf des Waſſers durch ziveclentfprechende Anlagen 
ſorgt, deren Bejchaffenheit im Baubejcheide vorzuſchreiben it; 
c) dartut, daß durch den betreffenden Bau die zweckmäßige Einteilung des 
in Frage fommenden Bauviertels in Bauplätze nicht gehindert wird. 
85. 

Dei Anlegung einer neuen, bei Verlängerung einer beitehenden 
Straße, jowie bei dem Anbau von jchon vorhandenen bisher unbebauten 
Straßen und Straßenteilen haben die an die Straßen angrenzenden 
Grundbefiger den Aufwand für die Erwerbung des zur Straße notigen 
Geländes zu tragen bezw. zu erjegen, jobald auf ihre betreffenden Grund: 
ftücfe neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu stehen 
kommen oder ihren Ausgang nad) der neuen Strafe erhalten. Zu die 
Berpflichtung fünnen die an eine Straßenfeite angrenzenden Eigentik 
nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite und wenn Dieje " 


mehr als 16 m beträgt nicht für mehr als 8 m herangezogen 
6 








Bei Berechnung der Geländetoflen ſind die Koſten des 
Geländes, einſchließlich der Koſten für die auf die Straßenkre 
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fallenden Flächen zujammenzurechnen und den Eigentümern nach Ber: 
hältnis der Länge ihrer die Straße berührenden Grenzen zur Laſt zu 
legen. In dieje Berechnung ift jedoch eine Vergütung für das Gelände 
der in die neu anzulegende Straße fallenden, dev Gemeinde bereits ge: 
hörigen Wege und Straßen nicht aufzunehmen, jolches vielmehr von der 
Gemeinde unentgeltlih zur Straßenanlage zu verwenden. 


87. 

Die Großh. Bürgermeiſterei beſtimmt in jedem einzelnen Falle, 
inwieweit das Gelände nach Maßgabe der feſtgeſetzten Baufluchtlinien 
an die Gemeinde abzutreten iſt. Der Gemeinderat wird ſodann den 
Wert des zur Straße fallenden Geländes abſchätzen. Auf Grund dieſer 
Abſchätzung ſtellt die Bürgermeiſterei die Berechnung auf und teilt die— 
ſelbe den Eigentümern mit. 

S 8. 


Wenn eine gütliche Einigung über die nah 8 7 jtattfindenden 
Feſtſetzungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen ift, jo fommen die 
Borjchriften über Enteignung von Grundeigentum zur Anwendung. 


Ss 9. 

In den in $ 5 genannten Fällen tritt mit der Berpflichtung zur 
Beitreitung der Koften für das Straßengelände gleichzeitig die Ver— 
pflicytung der Grundbeſitzer ein: 

1. die Koſten der Erdarbeiten, welche, und injoweit jolche erforderlich 
ind, um den Straßentörper auf das im Ortsbauplan vorgejehene 
Niveau zu bringen; 

2. die Kojten für Herftellung gepflafterter Goſſen, oberirdijcher Ab- 
zugsfanäle und Fußſteige zu übernehmen bezw. zu erjeßen. 

Die vorerwähnten Kojten werden nad) dem Verhältnis der Länge 
der die Straßen berührenden Grenze berechnet. Die Koftenberechnung 
wird durch die Großh. Bürgermeijterei aufgeftellt und den Beteiligten 
mitgeteilt. 

S 10. 

Die Erhebung und Beitreibung der (für die in den vorerwähnten 
Baragraphen enthaltenen Berpflichtungen) zu zahlenden Koften erfolgt 
auf dem für die Erhebung und Beitreibung der Gemeindeeinfünfte vor: 
geichriebenen Wege. 

sl. 

Zur Sicherung der in SS 5 und 9 genannten Verpflichtungen 
muß von den Grumdeigentümern eine Kaution Hinterlegt werden, deren 
Höhe der Gemeindevorstand beitimmt, bevor die Genehmigung der Ge: 
bäudeerrichtung erteilt wird. Die Kaution ıjt bei der Gemeindekaſſe zu 
hinterlegen, welche für gehörige Aufbewahrung und demnächitige Rüd: 
gabe Sorge trägt. 

8 12. 

Alle Gebäude müfjen rechtwinkelig zur Baufluchtlinie gejtellt 

werden. 
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Wird die Zurüditellung eines Gebäudes hinter die Baufluchtlinie 
geftattet, dann muß die Stellung dezjelben parallel zur Baufluchtlinie 
genommen werden. Der Zwijchenraum zwijchen dem Gebäude und der 
Straßenflucht iſt al8 Vorgarten ordnungsmäßig einzufriedigen, anzulegen 
und zu unterhalten. Mipftändige Anlagen und VBerrichtungen dürfen im 
den VBorgärten nicht angebracht werden. 


8 13. 


Die Umfafjungsmauern, jowie die inneren Tragmauern der Ge— 
bäude müſſen in der erforderlichen Stärfe aus hHartgebrannten Bad- 
jteinen oder guten Bruchiteinen in Kaltmörtel ausgeführt werden. Die 
inneren balfentragenden Wände dürfen auch aus Holzfachwerk hergeitellt 
werden. 

S 14. 

Die Fußbodenhöhe im Erdgejhoß muß mindejtend 50 cm über 
dem Straßenterrain liegen. Bei jteigenden Straßen it dad Maß 50 cm 
an der höchjtgelegenen Haugede zu mejjen. Das Mauerwerk muß durd) 
geeignete Iſolierung gegen die Bodenfeuchtigfeit geſchützt werden. 

Die mindelterforderliche Stockwerkhöhe für bewohnbare Räume 
muß 2,50 m im Licdhten betrageır. 

$ 15. 


Alle an der Straße ftehenden Gebäude u. ſ. w. müſſen jtets im 
guten Zuſtande des Ausſehens erhalten werden. 
8 16. 
‚Abtritte, Piſſoirs dürfen nicht unmittelbar an der Straße angelegt 
werden, jondern find von der legteren mindeſtens durch eine dieſelbe 
vollftändig dedende Einfriedigung zu trennen. 


$ 17. 

Alle Wohngebäude müſſen mindeitens eine Grundfläche von 56 qm 
haben. — In jeder Hofreite muß eine Fläche von mindeitens 40 qm 
als Hofraum oder Garten unüberbaut bleiben. 

$ 18. 

Die Anlage von Privatjtraßen innerhalb des von dem Gemeinde— 
vorstand aufgeftellten Drtsbauplans, ſowie als Abzweigung von Orts 
ftraßen iſt nur mit ausdrüclicher Zuftimmung des Gemeindevoritandes 
geitattet. Diejelben müſſen mindejtens eine Breite von 8 m erhalten, 
mit den mötigen Vorrichtungen für Ableitung des Waſſers Goſſen, 
Kanäle u. ſ. w.) verjehen jein und auf Kojten des Privatunternehmers 
nach techniicher Borjchrift angelegt und jtets in gutem Zuſtande erhalten 
werden. Bei Nichterfüllung dieſer Verpflichtungen tft die Grob. Bürger— 
meifterei berechtigt, das Erforderliche auf Kojten des Privatunternehmers 
anzuordnen und nötigenfalls die Koſten beitreiben zu laſſen 

5 1% 

Hinter- und Seitengebäude dürfen in der Negel nicht früher ex 
baut werden als die Bordergebäude; zu einer Abweichung bier“ 
die Genehmigung des Gemeindevorjtandes erforderlich. And m 
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Fluchten derjelben nad) Möglichkeit rechtwinfelig oder gleichlaufend mit 
denen der Vordergebäude angelegt Tein. 

Herrnsheim, 30. September 1898. 

Großherzogliche Bürgermeifterei Herrnsheim. 
Mahler. 
Ortsbauftatut für Die Gemeinde Horchheim. 

Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. Aprıl 
1881 und der 88 3—9 der Ausführungsverordnung zu derjelben vom 
1. Februar 1882 wird auf Beſchluß des Gemeinderates zu Hochheim 
nah Anhörung der Großh. Bürgermeijterei daſelbſt und Begutachtung 
durch den Kreisausſchuß mit Genehmigung Großh. Minijteriums des 
Innern vom 21. Dftober 1897 zu Nr. M. d. 3. 23476 nachitehendes 
Ortsbauftatut erlafjen. 


81. | 
Die Eröffnung neuer Ortzftraßen erfolgt nad) dem jeweiligen Be- 
dürfnifje durch Beſchluß des Gemeinderats. Vorher wird die Gemeinde 
das in die zu eröffnende Straße fallende Gelände erwerben und die 
Straße für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig ftellen. 
2 


82 . 

Die Herftellung und Eröffnung einer Straße muß aber, abgejehen 
von dem im Art. 20, Abj. 1 der allgemeinen Bauordnung vorgejehenen 
alle, jedenfall3 dann erfolgen, wenn die Befiger der an die Straße 
angrenzenden Baupläße entiprechenden Antrag. jtellen und wenn diejelben 
mindeitens zwei Drittel der Gejamtlänge beider Straßenfronten. inne 
haben und fich gleichzeitig zur jofortigen Hinterlegung einer Kaution 
erbieten, auf welche die Beitinmungen des $ 11 dieſes Ortsbauſtatuts 
Anwendungen finden. 

8 8. 

In noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, welche nad 
diejen Straßen ihren Ausgang haben jollen, nur dann errichtet werden, 
wenn jte ſich an jchon erbaute Häufer unmittelbar anreihen. 

S 4. 

Abgejehen von dem in $ 3 gedachten Falle, kann die Aufführung 
von Gebäuden an noch nicht eröffneten Straßen dann gejtattet werden, 
wenn der Bauluftige: 

a) die Eriftenz eines fahrbaren Weges zu dem Bauplatz nachweitt 
oder einen jolchen jofort auf eigene Koſten heritellt ; 

b) fiir den Ablauf des Waſſers durch Anlage von wafjerdichten Gruben 
oder einer Goſſe jorgt, deren Beichaffenheit im Baubeſcheid vor- 
zujchreiben ift; 

e) dartut, daß durch den betreffenden Bau die zweckmäßige Ein 
teilung der in Frage fommenden Baufigur in Baupläge rt 
gehindert wird. 
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Bei Anlegung einer meuen, bei Verlängerung einer beftehenden | 


Straße, jorwie bei dem Anbau an jchon vorhandenen, bisher unbebauten 
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Straßen und Straßenteilen haben die au die Straße angrenzenden 
Grundbeiiger den Aufwand für die Erwerbung des zur Straße nötigen 
Geländes zu tragen, bezw. zu erjegen, ſobald auf ihren betreffenden 
Grundſtücken neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu 
jtehen kommen oder ihren Ausgang nad der neuen Straße erhalten. 
Zu diejer Verpflichtung fünnen die an einer Straßenjeite angrenzenden 
Eigentümer nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite und wenn 
dieſe Breite mehr als 16 m beträgt, nicht für mehr al8 8 m heran- 
gezogen werden. 


8 6. 

Bei Berechnung der Geländekoſten find die Koften des gefamten 
Geländes, einjchlieglich der Kojten für die auf die Straßenfreuzungen 
fallenden Flächen zujfammenzurechnen und den Eigentümern nad) Ver— 
hältnis der Länge ihrer die Straße berührenden Grenzen zur Laft zu 
fegen. In diejer Berechnung iſt jedoch eine Vergütung für das Gelände 
der in die neu anzulegende Straße fallenden, der Gemeinde gehörigen 
Wege und Straßen nicht aufzunehmen, jolches vielmehr von der Ge- 
meinde unentgeltlich zur SIR DENAULOBE zu verwenden. 


Die Großh. Bügermeifterei — in jedem einzelnen Falle, 
inwieweit das Gelände nach Maßgabe der feſtgeſetzten Baufluchtlinien an 
die Gemeinde abzutreten iſt. Der Gemeinderat wird ſodann den Wert 
des zur Straße fallenden Geländes abſchätzen. Auf Grund dieſer Ab— 
ſchätzung ſtellt die Bürgermeiſterei die Berechnung auf und teilt dieſelbe 
den Eigentümern mit. 

88. 

Wenn eine gütliche Einigung über die nach $ 7 ſtattfindenden 
Feſtſetzungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen iſt, ſo kommen die 
Vorſchriften über die Enteignung von Grundeigentum zur Anwendung. 

89. 


In den in 8 5 genannten allen tritt mit der Verpflichtung zur 
Beitreitung der Kojten für das Straßengelände gleichzeitig die Ver— 
pflichtung, der Grundbefiger ein: 

. die Koſten der Erdarbeiten, welche und infoweit ſolche erforderlic) 

find, um den Straßentorper auf das in dem Ortsbauplan vor— 

geſehene Niveau zu bringen; 

2. die Koſten für Herſtellung gepflaſterter Goſſen, oberirdiſcher Ab— 
zugskanäle und gepflaſterter Fußſteige zu übernehmen bezw. zu 
erſetzen. Die vorerwähnten Koſten werden nach dem Verhältnis 
der Länge der die Straße berührenden Grenze berechnet. Die 
Koſtenrechnung wird durch die Großh. Bürgermeiſterei aufgeſtellt 
und den Beteiligten mitgeteilt. 

10. 

Die Erhebung und Beitreibung der (für die in den vorermä 
Paragraphen enthaltenen Verpflichtungen) zu zahlenden Stojten € 
auf dem für die Erhebung und Beitreibung der Gemeindeeinkün* 
gejchriebenen Wege. 
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S 11. 

Zur Sicherung der in SS 5 und 9 genannten Verpflichtungen kann 
von den Grumdeigentiimern die Hinterlegung einer Kaution, deren Höhe 
der Gemeindevorjtand zu bejtimmen hat, verlangt werden, bevor die 
Genehmigung der Gebäudeerrichtung erteilt wird. Die Kaution ijt bei 
der Großh. Bürgermeifterei zu Hinterlegen, welche für gehörige Aufbe— 
wahrung und demnächitige a? a trägt. 


Ulle Gebäude müſſen in der Hegel rechtwinklig zur Baufluchtlinie 
gejtellt werden. Wird die Zurüdjtellung eines Gebäudes hinter die 
Baufluchtlinie geftattet, dann muß die Stellung desjelben in der Regel 
parallel zur Baufluchtlinie genommen werden. Der BZwijchenraum 
zwiichen dem Gebäude und der Straßenflucht ift al3 Vorgarten ordnungs— 
mäßig einzufriedigen, anzulegen und zu unterhalten. Mipftändige An: 
lagen und Vorrichtungen dürfen in den Vorgärten nicht vorgenommen 
werden. 

8 13. 

Die Umfangsmauern, jowie die inneren Tragmauern der Gebäude 
müffen aus guten Bruchjteinen oder hartgebrannten Badijteinen in Kalf- 
mörtel aufgeführt werden. 

8 14. 

Die Fußbodenhöhe im Erdgefhoß muß mindeſtens 50 cm über 
dem Straßenterrain liegen. Bei jteigenden Straßen iſt das Maß 0,50 m 
an der hödjitgelegenen Hausede zu mejjen. Das Mauerwerk muß durch 
geeignete Iſolierung gegen die Bodenfeuchtigfeit geſchützt werden. 

Die mindefterforderlihe Stodwerfhöhe für bewohnbare Räume 
muß 2,50 m im Lichten betragen. 

8 


$ 15. 
Alle an der Straße jtehenden Gebäude ꝛc. müfjen ſtets im guten 
Zuſtand des Ausjehens erhalten werden. 
16. 
Abtritte, Piſſoirs dürfen nicht unmittelbar an der Straße angelegt 
werden, jondern jind von der letzteren mindejtens durch eine Ddiejelbe 
volljtändig deckende Einfriedigung zu trennen. 


Ale Wohngebäude müſſen mindeftens eine Grundfläche von 
56 qm haben. 
In jeder Hofreite muß eine Fläche von mindeltens 40 qm als 
Hofraum oder Garten umüberbaut bleiben. 
Horhheim, den 27. Dftober 1897. 
Großh. Bürgermeifterei Horchheim. 
Hahn. 


Ortsbauftatut für die Gemeinde Leijelheim. 
Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1851 und der 88 3—9 der Ausfihrungsverordnung zu derjelben vom 
1. Februar 1882 wird auf Beichlug des Gemeinderates zu Leiſelheim 


— 
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nach) Anhörung der Großh. Bürgermeijterei daſelbſt und Begutachtung 
durch den Kreisausſchuß mit Genehmigung Großh. Ministeriums des 
Innern vom 21. Oftober 1897 zu Nr. M. d. 3. 23467 nachitehendes 
Ortsbauftatut erlaſſen. 

81. 

Die Eröffnung neuer Ortsſtraßen erfolgt nach dem jeweiligen Be— 
dürfniſſe durch Beſchluß des Gemeinderats. Vorher wird die Gemeinde 
das in die zu eröffnende Straße fallende Gelände erwerben und die 
Straße für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertigſtellen. 


82. 

Die Herſtellung und Eröffnung einer Straße muß aber, abgeſehen 
von dem in Art. 20, Abſ. l der allgemeinen Bauordnung vorgeſehenen 
Falle, jedenfalls dann erfolgen, wenn die Beſitzer der an die Straße 
angrenzenden Bauplätze entſprechenden Antrag ſtellen und wenn die— 
ſelben mindeſtens zwei Drittel der Geſamtlänge beider Straßenfronten 
inne haben und ſich gleichzeitig zur ſofortigen Hinterlegung einer Kaution 
erbieten, auf welche die Beſtimmungen des 8 II dieſes Ortsbauſtatuts 
Anwendung finden. 

— 

In noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, welche nach 
dieſen Straßen ihren Ausgang haben ſollen, nur dann errichtet werden, 
wenn ſie ſich an ſchon erbaute Häuſer unmittelbar anreihen. 


84. 

Abgeſehen von dem im 8 3 gedachten Falle kann die Aufführung 
von Gebäuden an noch nicht eröffneten Straßen dann gejtattet werden, 
wenn der Bauluftige 

a) die Erijtenz eines fahrbaren Weges zu dem Bauplatz nachweift, 
oder einen jolchen jofort auf eigene Koſten herftellt; 

b) für den Ablauf des Wafjers durch Anlage von wafjerdichten 
Gruben oder einer Goſſe jorgt, deren Beichaffenheit im Bau— 
bejcheid vorzuichreiben it; 

e) dartut, daß durch den betreffenden Bau die zwedmäßige Ein- 
teilung der in Frage fommenden Baufigur in Baupläße nicht 
gehindert wird. 

8 5. 

Bei Anlegung einer neuen, bei Berlängerung einer bejtehenden 
Straße, jowie bei dem Anbau an ſchon vorhandenen, bisher unbebauten 
Straßen und Straßenteilen haben die an die Straße angrenzenden 
Srundbefiger den Aufwand für die Erwerbung des zur Straße. ndti 
Geländes zu tragen, bezw. zu erjegen, jobald auf ihren betreffenden @ 
ftücfen neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu ſtehen 
oder ihren Ausgang nach der neuen Straße erhalten. Zur Die 
pflichtung können die an eine Straßenjeite angrenzenden Eigent 
für mehr als die Hälfte der Straßenbreite, und wenn diefe B 
als 16 m beträgt, nicht für mehr als S m herangezogen. weı 
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8 6. 

Bei Berechnung der Geländekoften find die Koften des geiamten 
Geländes, einjchlieglid der Koften für die auf die Straßenfreuzungen 
fallenden Flächen zujammenzurechnen und den Eigentümern nad) Ber- 
hältnis der Länge ihrer die Straße berührenden Grenzen zur Laſt zu 
legen. In diefer Berechnung ift jedoch eine Vergütung für das Gelände 
der in die neu anzulegende Straße fallenden, der Gemeinde gehörigen 
Wege und Straßen nicht aufzunehmen, jolches vielmehr von der Ge— 
meinde unentgeltlich) zur Straßenanlage zu verwenden. 

7 


Die Großh. Bürgermeijterei bejtimmt in jedem einzelnen Falle, 
inwieweit das Gelände nad) Maßgabe der feitgejegten Baufluchtlinien 
an die Gemeinde abzutreten ift. Der Gemeinderat wird ſodann den 
Wert des zur Straße fallenden Geländes abjchägen. Auf Grund diejer 
Abſchätzung ftellt die Bürgermeifterei die Berechnung auf und teilt die- 
jelbe den Eigentümern mit. 


88. 

Wenn eine gütliche Einigung über die nad) $ 7 ftattfindenden Feſt— 
jeßungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen ift, jo fommen die Vor- 
Ichriften über die Enteignung von Grundeigentum zur Anwendung. 

9 


In den in $ 5 genannten Fällen tritt mit der Verpflichtung zur 
Beltreitung der Koften für das Straßengelände gleichzeitig die Ber: 
pflihtung der Grumdbefiger ein: 

1. die Koften der Erdarbeiten, welche und injoweit ſolche erforderlich 
find, um den Straßenftörper auf das in dem Ort3bauplan vor- 
gejehene Niveau zu bringen; 

2. die Koften für Herftellung gepflafterter Goſſen, oberirdiicher Ab- 
zugsfanäle und gepflajterter Fußjteige zu übernehmen bezw. zu 
erjegen. Die vorerwähnten Kojten werden nad) dem Verhältnis 
der Länge der die Straße berührenden Grenze berechnet. Die 
Koftenrehnung wird durch die Großh. Bürgermeiſterei aufgeftellt 
und den Beteiligten mitgeteilt. 


S 10. 

Die Erhebung und Beitreibung der (für die in den vorermwähnten 
Paragraphen enthaltenen Berpflichtungen) zu zahlenden Koften erfolgt 
auf dem für die Erhebung und Beitreibung der Gemeindeeinfünfte vor: 
gejchriebenen Wege. 

sl. 

Zur Sicherung der in SS 5 und 9 genannten Verpflichtungen 
fann von den Grundeigentümern die Hinterlegung einer Kaution, deren 
Höhe der Gemeindevoritand zu beitimmen hat, verlangt werden, bevor 
die Genehmigung der Gebäudeerrihtung erteilt wird. Die Kaution ift 
bei der Großh. Bürgermeijterei zu hinterlegen, welche für gehörige Auf 
bewahrung und demnächitige a Sorge trägt. 


Alle Gebäude müſſen in der Hegel rechtwinklig zur Baufluchtlime 
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geitellt werden. Wird die Zurüdjtellung eines Gebäudes Hinter die 
Baufluchtlinie geftattet, dann muß die Stellung desjelben in der Regel 
parallel zur Baufluchtlinie genommen werden. Der Zwiſchenraum 
zwijchen dem Gebäude und der Straßenflucht iſt als Vorgarten ord- 
nungsmäßig einzufriedigen, anzulegen und zu unterhalten. Mißjtändige 
Anlagen und Vorrichtungen dürfen in den VBorgärten nicht vorgenommen 
werden. 
8 18. 

Die Umfangsmauern, jowie die inneren Tragmauern der Gebäude 
müfjen aus guten Bruchjteinen oder hartgebrannten Badjteinen in Kalf: 
mörtel aufgeführt werden. 

8 14. 

Die Fußbodenhöhe im Erdgeihoß muß ‚mindeften® 50 em über 
dem Straßenterrain liegen. Bei jteigenden Straßen ift dad Maß 0,50 m 
an der höchſtgelegenen Hausecke zu meſſen. Das Mauerwerk muß durch 
geeignete Sjolierung gegen die Bodenfeuchtigfeit gejchügt werden. 

Die mindejterforderlihe Stockwerkhöhe für bewohnbare Räume 
muß 2,50 m im Lichten betragen. 

15. 

Ale an der Straße ftehenden Gebäude 2c. müfjen ftet3 im guten 

Zuftand des Ausſehens erhalten werden. 
g 16. 

Abtritte, Piſſoirs dürfen nicht unmittelbar an der Straße angelegt 
werden, jondern find von der leßteren mindeftens durch eine diejelbe 
volljtändig dedende Einfriedigung zu trennen. 

IE, 

Ale Wohngebäude müſſen mindeftens eine Grundfläche von 
56 qm haben. 

In jeder Hofreite muß eine Fläche von mindejtens 40 qm als 
Hofraum oder Garten unüberbaut bleiben. 

Leifelheim, den 27. Oftober 1897. 

Großherzogliche Bürgermeifterei Leifelheim. 
Schwahn. 


Ortöbauftatut für die Gemeinde Monsheim. 

Auf Grund des Artifeld 2 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 und der 88 3—9 der Ausführungsverordnung zu der- 
jelben vom 1. Februar 1882 wird auf Beichluß des Gemeinderates zu 
Monsheim nad Anhörung der Großherzoglichen Bürgermeifterei dajelbft 
und Begutachtung durch den Kreisausſchuß mit Genehmigung Großh. 
Miniteriums des Innern vom 14. April 1900 zu Nr. WM. d. J. 9308 
für die Gemeinde Monsheim nachitehendes Ortsbauftatut errichtet. 

Zu Urt. 18 der allgemeinen Bauordnung. 
81. 

Außerhalb der durch den Ortsbauplan fejtgeftellten Baugquartiere 
und des geichloffen bebauten Teils von Monsheim jollen in der Negel 
feine neuen Gebäude aufgeführt werden, injofern es ji) nicht um 

38* 
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Fabriken und ſonſtige Anlagen handelt, welche in bebauten Quartieren 
für die Befiger oder Bewohner der benachbarten Grundjtüde und Ge: 
bäude erhebliche Nachteile oder Beläftigungen herbeiführen können. 


Zu Art. 20 der allgemeinen Bauordnung. 


8 2. 

Die Eröffnung der im Ortsbauplan vorgejehenen Ortsſtraßen er: 
folgt nach dem jeweiligen Bedürfniffe durch Beichluß des Gemeinderats. 
Vorher wird die Gemeinde das in die zu eröffnende Straße fallende 
Gelände erwerben. 

3. 


In noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, welche nad) 
diefen Straßen ihren Ausgang haben jollen, nur dann errichtet werden, 
wenn fie fi) an jchon erbaute Häufer unmittelbar anreihen. 

84. 

Abgeſehen von dem im $ 3 gedachten Falle kann die Aufführung 
von Gebäuden an den im Drtöbauplane vorgejehenen, aber noch nid! 
eröffneten Straßen dann gejtattet werden, wenn der Baulujtige: 

a) die Eriftenz eines fahrbaren Weges zu dem Bauplatz nachweilt, 
oder einen jolchen jofort auf eigene Koften heritellt ; 

b) für den Ablauf des Waſſers durch Anlage einer wafjerdichten 
Grube oder einer Goſſe jorgt, deren Bejchaffenheit im Baubejcheide 
vorzujchreiben iſt; 

ce) dartut, daß durch den betreffenden Bau die zwedmäßige Ein- 
teilung der in Frage fommenden Baufigur in Baupläge nicht ge- 
hindert wird; 

d) feine weiteren Anjprüche an die Gemeinde jtellt. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
8 5. 

Die Grundbeſitzer, welche an die neu anzulegenden Straßen an— 
grenzen, haben der Gemeindekaſſe die Koſten für das zur Straße nötige 
Gelände nach Verhältnis der Länge ihrer die Straße berührenden 
Grenze zu erſetzen, ſobald auf ihren Grundſtücken neue Gebäude an die 
neue Baufluchtlinie zu ſtehen kommen, oder wenn die beſtehenden Hof— 
reiten einen neuen Ausgang nach der neuen Straße erhalten. Umbauten 
ind hierbei als Neubauten zu betrachten. 

Bei Berechnung der Koſten find die Koſten der gefamten Straßen: 
anlage für jede einzelne Straße einjchlieglih der auf die Straßen- 
freuzungen fallenden zufammenzurechnen und den Eigentümern nad) Ver: 
hältnis der Länge ihrer die Straße berührenden Grenze zur Laft zu 
legen. In dieje Berechnung ift jedoch eine Vergütung für das Gelände 
der in die neu anzulegenden Straßen fallenden Wege und Straßen nicht 
aufzunehmen, jolches vielmehr von der Gemeinde unentgeltlich zur 
Straßenanlage zu verwenden. Zu den vorjtehend genannten Verpflich— 
tungen fönnen die an einer Straßenjeite angrenzenden Eigentümer nicht 
für mehr al& die Hälfte der Straßenbreite herangezogen werden. 


— 


DL 
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8 6. 

Die Koften für die Erdarbeiten zur Herjtellung des Straßenförpers, 
die Einrichtung der Straßen mittelft Chaufjierung der Fahrbahn, 
Bflajterung der Rinnen übernimmt die Gemeinde ohne Anfpruch auf 
Erjaß jeitens der Grundbeſitzer. 


87 

Der nah) $ 5 von den Grundbefipern zu leiftende Erſatz hat zu 
erfolgen, bevor der Baubejcheid erteilt wird. Steht die Höhe des zu 
leitenden Erjages bei Beginn eines Bauweſens noch nicht feit, jo hat 
der Bauende auf Verlangen vor Erteilung der Bauerlaubnis eine der 
mutmaßlichen Höhe des zu erjegenden Aufwandes entiprechende Kaution 
der Gemeinde zu jtellen. 

Die Höhe der zu leiltenden Kaution wird ebenjo wie die Höhe 
des zu erjegenden Aufwandes von dem Gemeinderat und im Falle des 
Widerjpruches von dem Kreisamt feſtgeſebt. 


Die in 88 5 und 7 —— Verpflichtungen gehen auf jeden 
neuen Erwerber der betreffenden Grundſtücke über, inſoweit dieſelben 
von ſeinem Rechtsvorgänger noch N erfüllt jind. 


Die Ableitung des Waflers in den Straßen durg Waſſergoſſen 
hat in folgender Weiſe zu geſchehen: 

1. Für die Straße A B jo, daß das Waſſer von B big zur Kreuzung 
der Straße C D in der Richtung nad) D geleitet wird und das— 
jenige von der Kreuzung abwärts nad) A. 

2. In der Straße C D iſt das Waller der einen nach dem Dorf 
gelegenen (nördlichen) Seite big zur Kreuzung und von da nad) A, 
das Waller der nach der Bahn gelegenen (jüdlichen) Seite big 
zur Kreuzung und von da mit dem Wafjer der Straße von der 
Kreuzung bis D nad) D zu leiten. 

3. Das Wafjer der Straße G H wird uad) E geleitet, jämtliches 
Wafjer der Straße D F des Bebauungsplanes, das heißt der dem 
Bahnhof zugefehrten Seite der Straße D F wird nad) E geleitet. 

Die Gewäjfer, welche von der nach Worms zu liegenden Seite 
der Straße D F hHerrühren, werden bei Ea in den Gemeindeweg 
und von da in den Graben der Kreisſtraße nad) Worms geleitet. 

Das Waller von dem Punfte Ea wird nad) E geleitet. 

4. Sobald das öjtlid) der Straße D F gelegene Gelände in das 

Bebauungsgebiet einbegriffen wird, Soll bezüglich der Waſſer— 
ableitung bejondere Beichlußfaffung erfolgen. 
. Das Waſſer der Straße G C wird nad) C geleitet. 
. Sollte die Straße C D von C bis zur Kreuzung der Straße 
früher angelegt werden, als die Straße A B, fo hat die Ablei 
Jämtlichen Wafjers der ganzen Straße C D in der Nichtung na 


zu erfolgen. Die oben unter Boj. 2 feftgejeßte sur Suppe 






N 






Waſſerlaufes genannter Straße kommt erſt dann zur Aus 
wenn die Straße A B angelegt ift. 


% 
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Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
g 10. 

Abtritte und Piſſoirs dürfen nicht unmittelbar an der Straße an- 
gelegt werden, jondern ſind von der legteren mindeſtens durch eine die— 
jelbe vollitändig dedende Einfriedigung zu trennen. 

Auch dürfen an der Straßenjeite feine jogenannte Reule offen 
bleiben und find diejelben, wenn nicht mit Mauer, jo doch durch ein 
verjchließbares Türchen auf die Höhe von 2 m abzuichliegen. 

Die Bildung neuer Reule an den neuen Straßenfluchten it 
unzuläſſig. 

Zur Vermeidung der Reule find die Nachbargebäude, welche un— 
mittelbar an der Eigentumsgrenze errichtet werden jollen, mit der Giebel: 
jeite aneinander, mit der Traufjeite nad) der Straße zu jtellen und 
durch eine Brandmauer zu trennen. 

Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
11. 

Sämtlihe Bauten jollen in der Regel an die Baufluchtlinie ge 
jtellt werden. Ausnahmen fönnen nur unter der Bedingung geitattet 
werden, daß das zwiichen der Baufluchtlinie und der Front des zurüd- 
gejtellten Gebäudes liegende Land entjprechend gärtneriſch angelegt und 
an der Straßenjeite durch eine Einfriedigungsmauer oder durch eilerne 
Stadeten auf Steinjodeln abgejchlofien wird. Die zurüdverlegte Bau- 
fluchtlinie muß mit der Straßenfluchtlinie parallel jein. 

12 


Alle neuen Gebäude, welche an eine Straße zu jtehen kommen, 
müffen, ſoweit nur immer tunlich, rechtwinklig zur Baufluchtlinie gejtellt 
werden, auch jollen die einzelnen Baupläße und neuen SHofreiten eine 
möglichjt geradlinige Abteilung erhalten. 

Iſt die Einteilung der Grundftüde eines durch den Ortsbauplan 
feſtgeſtellten Baublocks oder eines Teils desjelben in geeignete Baupläge 
durch Verftändigung der ‚Beteiligten auf gütlihem Wege nicht herzu- 
itellen, jo fünnen auf Antrag eins derjelben die betreffenden Grundjtüde 
auf dem Enteignungswege von der Gemeinde erworben und nad) vor» 
heriger Einteilung in zwedmäßige Baupläße wieder verjteigert werden, 
nachdem vorher von dem Gemeinderat bejchlojjen worden ijt, ob die 
Befugnis, bei der öffentlichen Verſteigerung mitzubieten, auf die ent- 
eigneten Grundeigentümer zu bejchränfen iſt oder nicht. 

Bu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
8 18. 

Bei allen Neubauten und Hauptreparaturen von Gebäuden und 
Einfriedigungen an der Straßenjeite ift auf eine gefällige Ausführung 
Nücficht zu nehmen. Alle an der Straße jtehenden Gebäude, Mauern 
und fonftigen Einfriedigungen find ftet3 in ſolchem Zuftande zu erhalten, 
daß fie für das Ausjehen der Straße nicht mißjtändig werden. 

8 14. 

Die an den neuen Straßen zu erbauenden Wohnhäufer müſſen 

wenigftens 2 Stodwerte hoch fein. Als zweites Stodwerf genügt jedod 
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ein jogenannter Knieſtock mit Manſarde, welch lettere an der Straßen 
front aufgeführt werden muß. 

Werden die Häujer mit der Giebeljeite an die Straße gejtellt, fo 
müfjen diejelben wenigſtens 2 Stodwerfe hoch jein. 

Bu Art. 61 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 15. 

Das Mindeſtmaß für Stodwerfe, in welchen Menfchen wohnen 

oder arbeiten, beträgt 2,60 m lichte Höhe. 


16. 

Das DOrtsbauftatut vom 14. Auguft 1882 wird hiermit aufgehoben. 

Borjtehendes Ort3bauftatut Hat von Montag, den 30. April 1900 
bis 16. Mai 1900 zu jedermanns Einjicht auf Großh. Bürgermeijterei 
— offen gelegen. Einwendungen dagegen ſind nicht vorgebracht 
worden. 

Monsheim, 16. Mai 1900. 

Großherzogliche Bürgermeiſterei Monsheim. 
Weber. 


Ortsbauſfſtatut für Die Gemeinde Offftein. 

Auf Grund des Artifel® 2 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 und der SS 3—9 der Ausführungsverordnung hierzu vom 
1. Februar 1882 ijt durch Beichluß des Gemeinderats, nad) Anhörung 
des Kreisausschuffes und mit Genehmigung Großh. Minifteriums des 
Innern vom 22. Februar 1899 zu Nr. M. d. 3. 5192 folgendes 
DOrtsbauftatut für die Gemeinde Offſtein erlaffen worden. 

Zu Art. 10 der allgemeinen Bauordnung. 
8 3; 

Für die Straßen und Baufluchtlinten, ſowie für die Ausdehnung 
der Bebauung find die bejtehenden oder noch aufzuftellenden Orts— 
baupläne maßgebend. 

Bu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung. 


8 2. 
Zur Benugung als Bauplatz ift eine Fläche nicht mehr geeignet : 
a) wenn fie weniger als 130 qm enthält, und wenn außerdem 
b) auf ıhr fein Gebäude von 6,5 m Front und 8 m Tiefe mit 
zweijeitiger Beleuchtung unter Wahrung der Borjchriften des Art. 
37 und 38 der allgemeinen Bauordnung errichtet werden kann. 


Zu Urt. 18 der allgemeinen Bauordnung. 


8 8. 

Außerhalb der durch den DOrtsbauplan feitgeitellten Bauquartiere 

jollen in der Regel Feine neuen Gebäude aufgeführt werden, injofern 

e3 ſich nicht um Fabriken und jonftige Anlagen Handelt, welche in be- 

bauten Uuartieren für die Befiger oder Bewohner der benachbarten 

Grundftüde und Gebäude erhebliche Nachteile oder Beläftigungen her— 
beiführen könnten. 
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84. 

Die Eröffnung der im Ortsbauplan vorgeſehenen Ortsſtraßen 

erfolgt nach den jeweiligen Bedürfnifjen durch Beſchluß des Gemeinde: 

rats. Vorher wird die Gemeinde das in die zu eröffnenden Straßen 

fallende Gelände erwerben und die Straße für den Öffentlichen Verkehr 
und den Anbau fertig ftellen. 


9. 

Die Herjtellung und Eröffnung einer Straße muß aber, abgejehen 
von dem in Artikel 20, Abjag 1 der allgemeinen Bauordnung vorge: 
jehenen Falle, jedenfall dann erfolgen, wenn der Bejiger der an die 
Straße angrenzenden Baupläge entiprechenden Antrag ftellen und wenn 
Diejelben mindejtens die Hälfte der Gejamtlänge beider Straßenfronten 
inne haben und Sich gleichzeitig zur fofortigen Hinterlegung einer 
Kaution erbieten, auf welche die Bejtimmungen des $ 17 diejes Orts: 
bauftatut3 Anwendung finden. 

8 6. 

In noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, welche nad) 
diejen Straßen ihren Ausgang haben jollen, nur dann errichtet werden, 
wenn ſie fi) an jchon erbaute Häufer unmittelbar anreihen. 


7. 

Abgeſehen von dem in 8 6 gedachten Falle kann die Aufführung 
von Gebäuden an den im Ortsbauplan vorgejehenen, aber noch nicht 
eröffneten Straßen dann gejtattet werden, wenn der Bauluftige: 

a) das Beitehen eines fahrbaren Weges zu dem Bauplat nachweiſt, 
oder einen jolchen jofort auf eigene Koſten heritellt ; 

b) für den Ablauf des Wafjers durch Anlage einer wajjerdichten 
Grube, eines zwedentiprechenden Kanals, einer Goſſe oder eines 
Graben? jorgt (die Beichaffenheit diefer Anlage ift im Baubeſcheid 
vorzujchreiben) ; 

e) nachweilt, daß durch den betreffenden Bau die zwedmäßige Ein: 
teilung des im ‚Frage fommenden Bauviertel® in Baupläße nicht 
gehindert wird. 

Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung. 
88. 

Ber der Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer 
Ihon bejtehenden Straße, wie bei dem Anbau an ſchon vorhandene 
bisher umbebaute Straßen und Straßenteile find von den Grundbeligern, 
jobald auf ihren betreffenden Grundftücen neue oder ältere Gebäude an 
die neue Baufluchtlinie zu ftehen fommen oder die Grundftüde einen Ausgang 
nad; der neuen Straße erhalten, nah Maßgabe der Vorjchriften des 
Artifel3 21 der allgemeinen Bauordnung aufzubringen bezw. zu erjegen: 

a) die Koſten de3 Erwerbs des zur Heritellung der Straße erforder: 
lichen Geländes mit Ausſchluß der Koften für Erwerbung etwa 
in den Straßenzug fallender Gebäude; 

b) die Koſten für Herſtellung des Straßenförpers einjchließlich der 
Erdarbeiten, der Ehauffierung der Fahrbahn und Herjtellung des 
Soffenpflaiters ; 


ra 
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ce) die Koſten für die Herjtellung der Öffentlichen Fußwege (Trottoirs) ; 
d) die Koſten für die Herjtellung etwa nötig werdender ober- oder 
unterirdiicher Abzugsfanale. 


Die Koſten der Neuanlage von Kanälen i in bereits beſtehenden Straßen 
fallen ebenfalls den Beſitzern der —— Grundſtücke zur Laſt. 


Bei Herſtellung von — Fußwegen (Trottoirs), d. h. des 
Straßenteils zwiſchen den Straßenfluchten und der Goſſenmitte, oder 
bei erhöhten Bürgerſteigen zwiſchen der Bauflucht und der Randſtein— 
vorderkante, einerlei, ob in neu anzulegenden oder in ſchon beſtehenden 
Straßen, haben die Anlieger der Straße, ohne Unterſchied, ob deren 
Gebiete bebaut ſind, oder nicht, die Koſten der Anlage zu tragen. Die 
Unterhaltung der Fußwege erfolgt auf Koſten der Gemeinde. 

Eine wiederholte Erneuerung der Anlage auf Koſten der Anlieger 
darf erſt nach Ablauf von 25 Jahren erfolgen. Ueber die Art und Weiſe 
der Herſtellung der Fußwege wie * Anlage überhaupt beſchließt der 
Gemeinderat. 

Die Koſten des —— — die Straßenherſtellungskoſten 
ſind den Eigentümern nad) Verhältnis der Länge ihrer die Straßen 
berührenden Grenze zur Zaft zu legen. Die auf die Straßenfreuzungen 
fallenden Kojten trägt die Gemeinde. 

Das der Gemeinde gehörige Gelände wird ebenfall3 nicht in Rechnung 
gejeßt; dieſes ijt vielmehr unentgeltlich zur Straßenanlage zu verwenden. 

Zu den vorerwähnten Verpflichtungen fünnen die an einer Seite 
angrenzenden Eigentümer nicht für mehr als die Hälfte der Straßen: 
breite, und wenn die Straßenbreite mehr als 14 m beträgt nicht für 
mehr als 7 m Breite herangezogen werden. 

12 


Die Großh. Bürgermeifterei beftimmt im jedem einzelnen Falle, 
imvieweit das Gelände nad) Maßgabe der feitgejegten Baufluchtlinten 
an die Gemeinde abzutreten ift. Der Gemeinderat wird jodann den 
Wert des zur Straße fallenden Geländes abſchätzen. Auf Grund diejer 
Abſchätzung ftellt Die Bürgermeifterei die Berechnung auf und teilt die— 
jelbe den Eigentümern mit. 

8 13. 

Wenn eine gütliche Einigung über die nad) S 12 jtattfindenden 
Feſtſetzungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen ift, jo kommen die 
Vorſchriften über die Enteignung von Grundeigentum zur Anwendung. 

14. 


Soll eine Straße bei der Anlage alsbald gepflaftert werden, jo 
wird der Anlieger nach pos. ce des $ 8 nur zu den Koften, die dur 


die Chauffierung entftehen würden, herangezogen. Die Mehrkoſten 2 
Pflafterung dagegen trägt die Gemeinde. 






15. 


5 
Die Grundbeſitzer find zu den ihmen nad den SS 8—l4 a 
derpflichtungen für Herftellung der Straßen ad Kanält 
dbeiträgen heranzuziehen. 
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Die Verpflichtung zur Zahlung diefer Beiträge tritt ein: 

1. Bezüglich der Straßenherftellungsfoften: für die bereitö bebauten 
und nicht bebauungsfähigen Grundftüde und bezüglich der Her: 
jtellung der Shubwege (Trottoir) auch für die unbebauten Grund- 
jtüde: drei Monate nad erfolgter Fertigitellung der Straßenbau- 
arbeiten bezw. Abrechnung und Anforderung der Beitragsfojten; 
für die unbebauten Grundftüfe im übrigen vor Erteilung der 
Bauerlaubnid. Nah Ablauf der vorstehend feitgejegten Friſten 
find 4 vom Hundert VBerzugszinjen im Jahre an die Gemeinde: 
fajje zu bezahlen. 

2. Bezüglich der Kanalherſtellungskoſten für alle Grundbejiger drei 
Monate nach erfolgter Fertigitellung des Kanals bezw. nach Ab— 
rechnung und Anforderung der Beitragskoften. 

16 


Die Erhebung und Beitreibung der zu zahlenden Koften erfolgt 
auf dem für die Erhebung und Beitreibung der Gemeindeeinfünfte vor: 
gejchriebenen Wege. 

817. 

Zur Sicherung der in den 88 8, 9 und 10 genannten Ver— 
pflichtungen kann von dem Grundeigentümer die Hinterlegung einer 
Kaution, deren Höhe der Gemeinderat beſtimmt, verlangt werden, bevor 
die Genehmigung zur Gebäudeerrichtung erteilt wird. Die Kaution iſt 
bei dem Gemeindeeinnehmer zu hinterlegen, welcher für gehörige Auf— 
bewahrung und demnächſtige Rückgabe derſelben Sorge trägt. 

Zu Art. 22 der allgemeinen Bauordnung. 


S 18. 

Die Heritellung von Privatſtraßen mit allem Zubehör und die 
Unterhaltung derjelben liegt dem Privatunternehmer ob und ijt nur mit 
Zuſtimmung des — und Genehmigung des Großh. 
Kreisamtes geftattet. 

Die geringfte Breite der Privatitraßen muß 8 m betragen. Die: 
jelben find nad) Vorjchrift des Großh. Kreisamt3 und unter Aufficht 
des technischen Perſonals des Kreifes ordnungsmäßig mit Chaujfierung 
oder Pflafterung und mit zwedentjprechenden Anlagen zur Wajier- 
ableitung zu verjehen. 

Zu Art. 264, Urt. 60 der allgemeinen Bauordnung. 
8 19. 

Alle neuen Gebäude, welche an eine Straße zu ftehen kommen, 
müfjen rechtwinklig zur Baufluchtlinie geftellt werden, auch jollen die 
einzelnen Baupläge und neuen Hofreiten eine möglichjt gradlinige Ab- 
teilung erhalten. 

Iſt die Einteilung der Grundjtüde eines durch den Ortsbauplan 
feitgeftellten Baublods, oder eines Teiles desjelben in geeignete Ban- 
pläte, welche nicht wenigjtens den in $ 2 des Statuts feſtgeſetzten Vor— 
Ichriften entiprechen, durch Verftändigung der Beteiligten auf gütlichem 
Wege nicht herzustellen, jo können auf Antrag eines derjelben die be 
treffenden Grundftüde auf dem Enteignungswege von der Gemeinde 
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erworben und nad) vorheriger Einteilung in zwedmäßige Baupläße 

wieder verjteigert werden, nachdem vorher von dem Gemeinderat be- 

ſchloſſen worden ift, ob die Befugnis, bei der öffentlichen Verfteigerung mit— 

zubieten, auf die enteigneten Grundeigentümer zu bejchränfen ift oder nicht. 
Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 


8 20. 

Wird die Zurüdjtellung eines Gebäudes hinter die Baufluchtlinie 
geitattet, dann muß die Stellung desjelben parallel zur Baufluchtlinie 
genommen werden. 

Der Zwifchenraum zwijchen dem Gebäude und der Straßenflucht 
it als Vorgarten ordnungsmäßig einzufriedigen, anzulegen und zu unter: 
halten. Mißſtändige Anlagen dürfen in den Vorgärten nicht angebracht 
werden. 


Zu Urt. 34 der allgemeinen Bauordnung. 
21 


Abtritte und Pifjoirs dürfen nicht unmittelbar an der Straße an— 
gelegt werden, jondern find von der letzteren mindeſtens Durch eine Die- 
jelbe völlig dedende Einfriedigung zu trennen. 

Die Abtrittsgruben müſſen bei jeder neuen Anlage, wejentlichen 
Beränderung oder erheblichen Ausbefferung mit der Innenkante mindeſtens 
1 m im Lichten von der nachbarlichen Grenze entfernt angelegt und 
wafjerdicht hergejtellt werden. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung. 
8 22. 

In jeder Hofreite muß eine Fläche von mindeften® 40 qm als 
Hofraum oder Garten unüberbaut bleiben. Für gewerbliche, nament- 
ih mit fFeuersgefahr verbundene Anlagen, bezw. für Gebäude, in welchen 
feuergefährlihe Stoffe lagern, fann ein größerer Hofraum vorge— 
ſchrieben werden. 

Zu Art. 40 und 44 der allgemeinen Bauordnung. 

23 


Die Umfangsmauern, jowie die inneren Tragmauern der Gebäude 
müfjen in der erforderlichen Stärke aus guten Bruchfteinen oder hart- 
gebrannten Badjteinen in Kalfmörtel aufgeführt werden. Die inneren 
balfentragenden Wände dürfen auch aus Holzfachwerk Hergeftellt werden. 

24 


Die Fußbodenhöhe im Erdgeſchoß muß mindeſtens 50 em über 
dem Straßenterrain liegen. Bei ſteigenden Straßen iſt das Maß von 
0,50 m an der höchſtgelegenen Hausecke zu meſſen. Das Mauerwerk muß 
durch geeignete Iſolierung gegen die Bodenfeuchtigfeit geichüßt werden. 
Die mindefterforderliche Stodwerthöhe für bewohnbare Räu 
muß 2,50 m im Lichten betragen. — 
Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung. 
826 
Alle an der Straße ſtehenden Gebäude ꝛc. müſſen tes 
Zuftand des Ausſehens erhalten werden. 


= 
4 9 
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g 26. 

Die fleinfte Frontlänge, welhe an Straßen bebaut werden dur, 
beträgt 6,5 m. Ber Edhäuiern muß die Ede, wenn fie einen ſpitzer 
Winfel bildet, auf mindejtens 2 m abgejchrägt werden. 

Ber recht: und jtumpfwinffigen Eden können diejelben voll bebaut 
werden. 

8 27. 

Die Beitimmungen der 88 2 u. 19 bis 26 des vorjtehenden Orts 
ſtatuts jollen in der Regel auch bei Umbauten und größeren Ber 
änderungen bejtehender Anlagen und Bauten Anwendung finden. 

Ausnahmen können nur mit Genehmigung des Großh. Streisamı: 
nad) Zuftimmung des Semeindevorjtandes gejtattet werden. 

Dffftein, 4. März 1899. 

Sroßherzogliche Bürgermeilterei Offitein. 
eder. 


Drisftatut für die Gemeinde Ofthofen. 

Dit Genehmigung Großh. Minifteriumd de3 Innern und der 
Sujtiz vom 9. Februar 1837 zu Nr. M.d. 3. 3479 wird auf Beichlui 
des Gemeinderates zur Ausführung der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 für die Gemeinde Dithofen das folgende Ortsitatu: 
erlaſſen. 

A. Bon dem Ortsbaublau und der Anlage bon Straßen. 
8: T; 

Die dermalen für einzelme Ortsteile feitgejtellten Baupläne ſowie 
die jpäter noch fejtzuitellenden Pläne für andere einzelne Teile oder den 
ganzen Ort bilden einen Beltandteil diefes Statuts, injoweit nicht be 
Feſtſtellung der legteren anderweitige ſtatutariſche Beltimmungen ge 
troffen werden. 

Außerhalb der bereits bebauten Ortsteile und außerhalb des 
Bereichs der fejtgejegten Baupläne dürfen Gebäude in der Gemarkung 
Oſthofen nicht errichtet werden. Ausnahmen hiervon fünnen im Einzel 
falle mit Rückſicht auf die Beitimmung, örtlihe Lage oder jonjtige Ver: 
hältniſſe der beabfichtigten Bauten nah) Anhörung des Ortsvorſtandes 
von Großh. Miniſterium des Innern gejtattet werden. 

8 2. 

Ob und wie weit Straßen nur an einer Zeite bebaut werden 
dürfen, oder ob in einzelnen Straßen vor den Häuſern Vorgärten in 
beitimmter Tiefe angelegt werden müſſen oder dürfen, wird Durch die 
Ortsbaupläne bejtimmt. 








Nicht bebaute, aber bisher zur an geeignete Grundjtüde 
(Art. 12, Ab). 2 der allgemeinen Bauorditung), welche von einem neuen 


Straßenzuge teilweiſe in Auſpruch geur "ge werden, müſſen auf Ver— 
langen Des Eigentümers bh in der ‘he nicht in den Straßen: 
zug fallen, von der Gemeinde erw “ropruert werden, wenn 


« NT 
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diefe Teile nicht einen zufammenhängenden Flächeninhalt von mindeſtens 
100 qm haben. 


S 4. 

Eraibt fih für die Gemeinde unter den Borausjegungen des 
Art. 17 der allgemeinen Bauordnung und des 8 30 der Ausführungs- 
Berordnung die Notwendigkeit der Erwerbung eines durc) die erforderlic) 
gewordene Schließung eine® Gemeindeweges von Öffentlichen Wegen 
abgejchnittenen Grundjtüces, jo iſt bezüglich der event. Abtretung dieſes 
Grundjtüdes an die angrenzenden Grundbeſitzer folgendes Verfahren 
einzuhalten. 

Bevor die Gemeinde zur Erwerbung des betr. Grundſtückes fchreitet, 
hat jie jämtliche angrenzende Grundbefiger aufzufordern, binnen 14 Tagen 
zu erklären, ob einer von ihnen jenes Grundſtück unter ausdrüdlicher 
Berzichtleiftung auf die fernere Benutzung des öffentlichen Weges und 
unter vorheriger Stellung einer der Gemeinde genügend erjicheinenden 
Kaution auf jeine Kojten ev. auf dem Grpropriationswege erworben 
willen will. 

Erfolgt binnen 14 Tagen zuftimmende Erklärung eines oder 
mehrerer Angrenzer, jo hat die Erwerbung auf deren Koften, bei 
mehreren Nefleftanten unter deren jolidarischer Haftbarfeit, durch die 
Gemeinde zu erfolgen. Ber fi ergebender Möglichkeit freihändigen 
Erwerbes ift vorher anzufragen, ob die Nefleftanten mit dem geforderten 
Preife einverjtanden find. Erfolgt hiernach oder auf dem Wege der 
Erpropriation die Erwerbung für Rechnung mehrerer Nugrenzer, jo tt 
das Grundſtück zwijchen dieſen zu verjteigern. Einen hierbei etwa er- 
zielten Mehrerlös erhält der frühere Beſitzer des Grundſtückes. 

B. Serftellung und — der Straßen. 


5 9 
Die Herjtellung und Eröffnung der in dem Bauplane vorgejehenen 
Straßen erfolgt durch die Gemeinde nach) Maßgabe der nachjtehenden 
Beitimmungen: 
I. Eine in dem Bauplane vorgejehene, noch nicht eröffnete Straße 
muß eröffnet und hergeitellt werden: 
1. Wenn in derjelben ſich Häufer von beftehenden Straßen ab in 
der Weije anreihen. daß mehr wie die Hälfte der Straßenfronte 
big zur nächjten Querftraße bebaut ericheint. 
2. Wenn die Herjtellung einer ſolchen Gebäudereihe gefichert erjcheint. 
Zur Sicherung einer projektierten Herjtellung ift die Gemeinde 
berechtigt, von dem oder den Bauenden eine Kaution zu verlangen, die 
gleich ift dem Betrage, welcher nad) $ 6 Abi. 1 und 2 von den Eigen- 
tümern der Baupläße zur Herjtellung der Strafen gezahlt werden muß. 

II. Die Errichtung von Bauten -in nicht eröffneten, in dem Baus 
plane vorgejehenen Straßen darf nur geichehen, wenn: 

1. Das zu errichtende Gebäude höchjtend 50 m entjernt von ei 
bejtehenden bebauten Straße oder von anderen, bereits ind 
nicht eröffneten Straße errichteten Gebäuden aufgen 1] 
joll und 
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2. wenn von Seiten des Bauenden für entjprechenden Zufuhrweg und 
Be Wafjerabfluß in entiprechender Weije Sorge getragen 
wird. 

3. It jedod) die Entfernung von einer bebauten, bereit3 eröffneten 
Straße nicht über 30 m, jo muß die Gemeinde das als Zufuhr: 
weg notwendige Straßengelände vorlagsweije bis zur Bebauung 
des zwijchenliegenden Geländes erwerben. 

Die hier angrenzenden Grundbefiger find jedoch zu den in 86 
Abj. 2 vorgejchriebenen Kojten zur Herjtellung des Trottoirs, Gojjen u.j.w. 
heranzuziehen. Bei Anbauung an die von der Gemeinde erworbenen 
Straßenteile haben die Anbauenden die Hierdurch entitandenen SKoften 
nad) dem Verhältniſſe ihrer Angrenzung an die Gemeindefafje zurüd- 


zubezahlen. 
8 6. 


Bei Heritellung neuer oder bei Verlängerung jchon bejtehender 
Straßen find von den Grundbefigern nad) Verhältnis der Länge ihrer 
die Straße berührenden Grenze und zwar für nur an einer Straßen- 
jeite angrenzenden Bei nur für die Hälfte der Straßenbreite, und bei 
einer Straßenbreite von mehr als 16 m nur für eine jolche von 8 m 
nad) Maßgabe der Borjchriften des Art. 21 der allgemeinen Bauordnung 
aufzubringen : 

1. die Koften des Erwerbes des zur Herjtellung der Straße erforder: 
lichen Geländes mit Ausſchluß der Kojten für die Erwerbuug etwa 
in den Straßenzug fallender Gebäude; 

2. für die Koften zur Herjtellung des Trottoirs, Gofjen u. |. w. ein 
Beitrag von 6 ME. pro laufenden Meter der angrenzenden Front. 
Die Mehrfoften werden von A Gemeindekaſſe getragen. 


Bor Erteilung des Baubefcheides ift von dem Bauenden im Falle 
des 8 5 II. 2 nachzuweisen, in welcher Weiſe für entjprechenden Zu— 
fuhrweg und proviforischen Wafjerabfluß gejorgt iſt; im Falle $ 6 aber 
der denjelben nach pos. 1 u. 2 dajelbit belaftende Anteil an den Koften 
der Straße entweder bar zur Gemeindefaffe einzuzahlen, oder, falls Er- 
werb und Herjtellung der Straße noch nicht ftattgefunden hat, für dem- 
nächjtige Zahlung diejer Beträge entjprechende Sicherheit zu leiten. 

C. Bon den Gebäuden, 


88. 

Die Umfangswände von an der Straße zu errichtenden Gebäuden 
jollen in der Regel nur in Mauerwerk oder Eiſen ausgeführt werden. 
Fenfter- und Türrahmen nach der Straße gehend, find nur mit Hau- 
jteinen oder Preßziegelſteinen aufzuführen. 

Abweihungen von diejer Vorjchrift fünnen nad Anhörung des 
Ortsvorjtandes gemäß Artifel 72 der allgemeinen Bauordnung durd 
Großh. Minifterium des Innern und der Juſtiz geftattet werden. 

Bei Umbauten an beftehenden Gebäuden iſt dem ebenfalls nadı- 
zufommen. 
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Der Sodel nicht von Stein oder Eifen aufgeführter Gebäude muß 
in Haufteinen oder Mauerwerk hergeftellt werden und eine Höhe von 
mindeſtens 0,75 m erhalten. 

In der Altbachjtraße und überhaupt an den Etellen, wo das 
Flutwaſſer gewöhnlich feinen Durchgang nimmt, muß jämtliches Mauer- 
werf mindeſtens 2 m über der Sohle der Altbachſtraße aus Brud)- 
oder hartgebrannten Badjteinen hergejtellt werden. 

Bei Neubauten oder Umbauten von Häufern in dem zu Oſthofen 
gehörenden Teile vom Rheindürfheimer-Fahrt muß das Sodelmauerwerf 
beziehunggweife der Fußboden des PBarterrejtodes mindeitend 5,90 m 
über dem Nullpunkt des nächſt der Fahrt befindlichen Pegeld an der 
Grailsbach (entiprehend 6,50 m über dem Nullpunft des Wormfer 
Pegels) errichtet werden. 


89. 

Sowohl bei Neubauten, wie bei Umbauten muß das Sodel- 
mauerwerf bezw. der Fußboden des Parterreſtockes mindeſtens 0,50 m 
über der angrenzenden Straße errichtet werden. 

Die Höhe der einzelnen Stodwerfe in den Wohnhäufern muß 
mindejten® 2,75 m betragen. 


10. 

Bezüglich des Aeußeren der Gebäude wird beftimmt: 

1. Alle an der Straße zu errichtenden Gebäude müſſen mindeftens 
1'/s jtödig fein; Ausnahmen können in kleinen Nebenftraßen durch 
— Miniſterium nach Anhörung des Ortsvorſtandes geſtattet 
werden. 

2. Vorgärten, wo ſolche in den Bauplänen vorgeſehen ſind, dürfen 
nur mit eiſernen Staketen eingefriedigt werden, welche in einem 
Sockel eingelaſſen ſind. 

Der Sockel kann aus Hauſteinen oder aus Mauerwerk mit 

Dedplatten hergeſtellt ſein. 

Die Höhe des Sockelmauerwerks wird für jede Straße von 
dem Ortsvorſtande beſtimmt. 

Gegen das Nachbargebiet können die Vorgärten auch durch 
Zwiſchenmauern, welche höchſtens die Höhe der Fenſterbrüſtungen der 
Parterre-Stockwerke erreichen dürfen, eingefriedigt werden. 

11 


Dieſes Statut tritt mit dem Tage der Publikation in Kraft. 
Zur Beurkundung vom Gemeinderat nad) Vorlefung unterjchrieben. 
Der Großherzogliche Bürgermeilter: 
Schill. 


Ortsbauſtatut für die Gemeinde Pfeddersheim. 
Auf Grundlage des Artikels 2 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 und der 88 3—9 der Ausführungsverordnung DONE 
1. Februar 1882 wird auf Beichluß des Gemeinderates, nad) U 
börung der Großh. Bürgermeijterei und Beautachtung durd; den Streit 
ausſchuß mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Snmern ‘ 
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20. Dezember 1897 zu Nr. M. d. 3. 27764 nachjtehendes Ortébau 
ſtatut errichtet. 
8:1: 


Außerhalb der durch den Ortsbauplan jejtgeitellten Bauquartie: 


jollen in der Negel feine neuen Gebäude aufgeführt werden, inioterr 
es ich nicht um Fabriken und fonftige Anlagen handelt, welche ın br 
bauten Quartieren für die Beliger oder Bewohner der benachbarter 
Srumdjtüde und Gebäude erhebliche Nachteile oder Beläjftigunge 
herbeiführen könnten. 

S 2. 


Die projeftierte Straße längs des Bahngebiete® wird mur ein 
jeitig bebaut; jämtliche anderen Straßen des Bebauungsplanes werden 
auf beiden Seiten bebaut. Die längs des Eiſenbahnweges zu erbanenden 
Wohnhäuſer müſſen mindeſtens zwei volle Stodwerfe hoch jein und mit 
der Frontſeite nad) der Straße jtehen. Für die übrigen Stragen ge 
nügt als zweiter Stod ein jogenannter Knieſtock mit Manjarde, weld 
(eßtere an der Straßenfront aufgeführt werden muß. 

838. 

Zur Benußung als Bauplatz iſt eine Fläche nicht mehr ge 

eignet, wenn 
a) auf derjelben fein Wohnhaus von 7 m Front und 10 m Tiere 
mit zweijeitiger Beleuchtung unter Wahrung der Vorſchriften de: 

Artikel 37 der allgemeinen Bauordnung errichtet werden kann, 

b) die Fläche weniger als 150 qm enthält. 
S 4. 

Die Eröffnung der im Bebauungsplan vorgejehenen Ortsſtraßen 
erfolgt nach dem jeweiligen Bedürfniſſe durch Beſchluß des Gemeinde 
vat3. Vorher wird die Gemeinde das im die zu eröffnende Strafe 
fallende Gelände erwerben und die Straße für den Öffentlichen Verkeht 
fertigftellen. 

85. 


Die Herjtellung und Eröffnung einer Straße muß aber, abge— 
jehen von dem in Artikel 20 Abſatz 1 der allgemeinen Bauordnung 
vorgejehenen Falle, jedenfalls dann erfolgen, wenn die Beſitzer der an 
die Straßen angrenzenden Baupläge einen entiprechenden Antrag jtellen 
und wenn Diejelben mindeltens zwei Drittel der Gejamtlänge beider 
Straßenfronten inne haben und fich gleichzeitig zur jofortigen Hinter: 
legung einer Kaution erbieten, auf welche die Beſtimmungen der SS 11 


und 12 dieſes Statuts Anwendung Finden. 
S ER 
Tie Aufführung von Gebäuden an den im Bebauungsplan vor: 
geſehenen— aber noch nicht eröffneten Straßen kann geitattet werden, 
wenn der Bauunternehmer folgende Bedingungen erfüllt: 


zu dem Bauplag nachweiſt, 
Mojten herjtellt in einer Breite 


a) die Exiſtenz eime® ‚Jabrba 22 
oder einen ſoſch 
von mindejtek 







x 
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b) für den Ablauf des Waſſers durch Anlage einer wafjerdichten 
Grube oder einer Gofje jorgt, deren Bejchaffenheit im Baubejcheid 
vorzuichreiben iſt; 

ce) den Nachweis erbringt, daß durch den betreffenden Bau Die zwed- 
mäßige Einteilung des in Frage fommenden Bebauungsplanes in 
die einzelnen Baupläge nicht beeinträchtigt wird. 


87. 

Bei Anlegung einer neuen, bei Verlängerung einer bejtehenden 
Straße, jowie” bei dem Anbau an jchon vorhandene, bisher unbebaute 
Straßen und Straßenteile, haben die an die Straße angrenzenden Grund- 
bejiger den Aufwand für die Erwerbung des zur Straße nötigen Ge- 
Ländes zu tragen oder zu erjegen, jobald auf ihren Grundftüden neue 
oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu jtehen fommen oder 
ihren Ausgang nach der neuen Straße erhalten. Zu diefer Verpflichtung 
fönnen die an. einer Straßenjeite angrenzenden Eigentümer nicht für 
mehr als die Hälfte der Straßenbreite herangezogen werben. 

8 8. 

Bei Berechnung der Geländefoften find die Kojten des gejamten 
Geländes, einjchließlidh derjenigen Für die auf die Straßenfreuzungen 
fallenden Flächen zufammenzurechnen und den Eigentümern nach Ber: 
hältnis der Länge ihrer die Straße berührenden Grenzen zur Laft zu 
legen. Im diejer Berechnung iſt jedoch eine Vergütung für das Gelände 
der in die neu anzulegende Straße fallenden, der Gemeinde bereits ge- 
hörigen Wege und Straßen nicht aufzunehmen, jolches vielmehr von der 
Gemeinde unentgeltlich zur Straßenanlage zu verwenden. 

S 9. 

Die Großh. Birgermeifterer bejtimmt in jedem einzelnen ‘Falle, 
welches Gelände nach Maßgabe der feitgejegten Baufluchtlinien an die 
Gemeinde abzutreten ift. Der Gemeinderat wird ſodann den Wert des 
zur Straße fallenden Geländes abjchägen. Auf Grundlage dieſer Ab— 
ſchätzung jtellt die Bürgermeijterei die Berechnung auf und teilt Diejelbe 
dem Eigentümer mit. 

8 10. | 

Wenn eine gütliche Einigung über die nah $ 9 ftattfindenden 
Feſtſetzungen mit den Eigentümern nicht zu erzielen ift, jo fommen die 
VBorichriften des Gejehes über die Enteignung von Grundeigentum zur 
Anwendung. 

s 1. | 

In den in $ 7 genannten Füllen tritt mit der Verpflichtung zur 
Bertreitung. der Koſten für dag Straßengelände gleichzeitig die Ver— 
pflichtung der Grundbefiger ein: 

1. die Koften der Erdarbeiten, welche und inſoweit ſolche erforderlich 
find, um den Straßenförper auf das im Bebauungsplan vor- 
gejehene Niveau zu bringen und 

2. die Koften für Herjtellung gepflafterter Gofjen zu übernehmen. 

39 
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Die vorerwähnten Koften werden nad) dem Verhältnis der Länge 
der die Straße berührenden Grenze berechnet. Die Koftenberechnung 
wird durch die Großh. Bürgermeifterei aufgejtellt. 

8 12. 

Zur Sicherung der in $ 7 und 11 genannten Verpflichtungen 
fan von dem Grumdeigentümer die Hinterlegung einer Kaution, deren 
Höhe der Gemeinderat zu bejtimmen hat, verlangt werden, bevor die Ge- 
nehmigung zur Gebäudeerrichtung erteilt wird. Die Kaution ıjt bei dem 
Gemeinderechner gegen beglaubigte Empfangsbeicheinigung zu Deponieren. 


Das für die Grabenftraße erlafjene Statut vom 17. Dezember 1884 
bleibt aufrecht erhalten. 
VBreddersheim, 13. Januar 1898. 
Großherzogliche Bürgermeifteret Pfeddersheim. 
Willenbücder. 


Ortsitatut für Die Gemeinde Pfeddersheim. 

Auf Grund des Art. 2 des Gejeges vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der SS 4, 5 und 7 der Verord- 
nung vom 1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen Bau— 
ordnung betreffend, ſowie der Artikel S und 83 der Landgemeindeordnung 
für das Großherzogtum Heſſen vom 15. Juni 1874 wird auf Beichluß 
des Gemeinderats zu feddersheım mit Genehmigung des Groß— 
berzoglichen Weiniftertums des Innern vom 31. Januar 1899 zu 
Kr. M.d. J. 1492 für die Gemeinde Preddersheim folgendes bejtimmt : 

Für die Benußung des von dem Kreiſe Worms zur Aufnahme 
des Regen: und Abfallwaljers in der Ortsdurchfahrt Pfeddersheim jüdlich 
der Pfrimm erbauten Kanals wird von den Beligern der anliegenden 
Privatgrundftücde eine jährliche Gebühr, zahlbar zur Kreiskaſſe, erhoben. 

Dieje Benußungsgebühr beträgt für das Duadratmeter Hofreite 
5 Pig; mindeſtens aber für die Hofreite 15 Me. 

Pfeddersheim, den 14. Februar 1899. 

Sroßherzogliche Bürgermeifterei. 
Willenbücder. 


Baupolizei-Ordnung für die Gemeinde Pfeddersheim. 
Auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 30. April 1881, die 
allgemeine Bauordnung betreffend, und der SS 4, 6 und 8 der Ber: 
ordnung vom 1. Februar 1882, die Ausführung der allgemeinen Bau- 
ordnung betreffend, wird nach Anhörung des Gemeinderat? und der 
Sroßherzoglichen Bürgermeiſterei unter Zuftimmung des Kreisausſchuſſes 
und mit Genehmigung Großberzoglichen Miniſteriums des Innern vom 
31. Januar 1890 zu Nr. M. d. 3. 1492 für die Gemeinde Pfedvers- 
heim folgendes beſtimmt. 
sı. 
Alle Hofreiten, welche jüdlich der Eifenbahn an der Straße nad 
Groß-Niedesheim und an der Straße nad) Worms, jowie alle diejenigen, 
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welche nördlich der Eijenbahn zwiſchen diejer und der Pfrimmbrücke 
neu errichtet werden, müſſen mit ihren Entwäfjerungseinrichtungen be- 
züglic) des Regen-, Schnee- und Abfallwafjer8 an die von dem Kreis 
Worms ausgeführte neue Kanalanlage angejchlofjen werden. 

82. 

Die Entwäfjerungsanlage der Hofreiten ift jo einzurichten, dab 
alle genannte Waſſer dem Sinkkaſten (Kanaleınlauf) zufliegen muß, 
ſolches aljo weder verjidern, noch dem Nachbargebiet oder der Straße 
oder jonjtigen öffentlichen Anlagen, Plätzen, Reulen, Wafjerläufen ujw. 
zufließen kann. 


83. 

Die Herjtellung des Kanalanſchluſſes muß ſtets vor Bezug des 
Gebäudes und nach Vorſchrift und unter Aufficht eines Baubeamten 
des Kreiſes erfolgen. Bleiben die unterirdiichen Entwäfjerungsanlagen 
in der vorgejchriebenen Zeit nad) Aufforderung jeitens des Großh. Kreis— 
amtes unausgeführt, jo erfolgt die Ausführung auf Koften des Befigers 
und auf Anordnung Großh. Kreisamtes. 

S 4. 

Gemeinjchaftliche Leitungen zur Entwäſſerung mehrerer Privat: 

gebiete find nicht jtatthaft. 


S 8. 
seite Stoffe, wie menjchlihe und tierische Abgänge, Küchenabfälle, 
Schutt, Sand, Schlamm, Ajche und dergleichen dürfen durch die Haus- 
ableitungsröhren nicht abgeführt, auch nicht in die Straßenfinffaften ge- 
jchüttet werden. 
S 6. 


Der Eigentümer einer Entwäfjerungsanlage ift verpflichtet, diejelbe 
ftet3 in gutem Zuftande zu erhalten; er hat jederzeit Die zur Inſtand— 
haltung angeordnete Unterfuchung zu dulden. Etwa hierbei vorgefundene 
Schäden hat der Haugeigentümer auf eigene Koften zu bejeitigen, andern- 
fall3 die Wiederherjtellungsarbeiten durch Großh. Kreisamt auf Koften 
des Eigentümers bewerfitelligt werden. 

87. 

Der Eigentiimer einer Entwäljerungsanlage hat diejelbe regelmäßig 
zu reinigen, ingbejondere Sinffaften und Wafjerbehältniffe mindejtens 
alle 14 Tage einmal entleeren und ausjpülen zu laſſen. 

88. 

Die Ausführung der Entwäſſerungsanſchlüſſe erfolgt auf alleinige 
Koſten de3 Eigentümers der Hofreiten nad) der von Großh. Kreisamt 
durch einen Baubeamten des Kreiſes gegebenen Vorſchrift. 

Pfeddersheim, den 14. Februar 1899. 

Sroßherzogliche Bürgermeijterei. 
Willenbücder. 
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Polizei-Berordnung für die Landgemeinden Des KHreiles 
Worms. 

Auf Grund der Art. 2, 23 und 65 der allgemeinen Bauordnung 
vom 30. April 1881 und des 8 84 der Ausführungsverordnung vom 
1. Februar 1882 wird mit Zuftimmung des Kreisausfchuffes und mit 
Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 19. Februar 1904 
zu Nr. M. d. 3. 5070 für die Landgemeinden des Kreiſes Worms 
bejtimmt : 

1. Zur Erridtung neuer und zur Verſetzung vorhandener Ein— 
friedigungen aus Mauern, Holzwerk, Metall oder aus verjchiedenen 
Materialien an öffentlichen Plätzen, Kreis- und Drtöjtraßen ijt Die 
Genehmigung des Kreisamtes zu erwirfen. 

2. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Bejtimmungen unterliegen der 
Beltrafung nah Maßgabe des Art. SO der allgemeinen Bauordnung. 

3. Dieje Bolizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer VBerfündigung 
im Kreisblatt in Kraft. 

Worms, den 23. Februar 1904. 

Großherzogliches Kreisamt Worms. 
Dr. Kayſer. 


Ortsbauſtatut für Die Gemeinde Weinsheim. 

Auf Grund des Artikel 2 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. April 1881 und der SS 3—9 der Ausführungsverordnung zu der: 
jelben vom I. Februar 1882 wird auf Beichluß des Gemeinderates zu 
Weinsheim nad) Anhörung der Großh. Bürgermeifterei daſelbſt und 
Begutachtung durch den Kreisausſchuß mit Genehmigung Großherzog— 
lihen Ministeriums des Innern vom 2. DOftober 1897 zu Nr. M. d. F. 
23476 nachjtehendes Ortsbauſtatut erlafjen. 

8 1. 

Die Eröffnung neuer Ortsftraßen erfolgt nad) dem jeweiligen Be- 
dürfniffe durch Beichluß des Gemeinderats. Vorher wird die Gemeinde 
das in die zu eröffnende Straße fallende Gelände erwerben und die 
Straße für den Öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig ftellen. 

> 

Die Herftellung und Eröffnung einer Straße muß aber, abgejehen 
von dem in Art. 20, Abj. 1 der allgemeinen Bauordnung vorgejehenen 
‚alle, jedenfalls dann erfolgen, wenn die Beſitzer der an die Straße 
angrenzenden Baupläge entjprechenden Antrag jtellen und wenn die- 
jelben mindeftens zwei Drittel der Gejamtlänge beider Straßenfronten 
inne haben und ſich gleichzeitig zur fofortigen Hinterlegung einer Kaution 
erbieten, auf welche die Beitimmungen des 8 11 diejes Ortsbauftatuts 
Anwendung finden. 

8 8. 

In noch nicht eröffneten Straßen dürfen Gebäude, welche nadı 
dDiejen Straßen ihren Ausgang haben jollen, nur dann errichtet werden, 
wenn fie ſich an jchon erbaute Häuſer unmittelbar anreihen. 
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84. 

Abgeſehen von dem im 8 3 gedachten Falle kann die Aufführung 
von Gebäuden an noch nicht eröffneten Straßen dann geſtattet werden, 
wenn der Baulujtige 

a) die Eriftenz eines jahrbaren Weges zu dem Bauplatz nachweiſt, 
oder einen jolchen jofort auf eigene Koſten hHerjtellt; 

b) für den Ablauf des Waſſers durch Anlage von wafferdichten 
Gruben oder einer Gofje jorgt, deren Beichaffenheit im Baubejcheid 
vorzufchreiben ift; 

ce) dartut, daß durch den betreffenden Bau die zweckmäßige Ein- 
teilung der in Frage fommenden Baufigur in Baupläße nicht ge— 
hindert wird. 

85. 

Bei Anlegung einer neuen, bei Verlängerung einer beftehenden 
Straße, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandenen bisher unbebauten 
Straßen und Straßenteilen haben die an die Straße angrenzenden Grund: 
befiger den Aufwand für die Erwerbung des zur Straße nötigen Ge— 
ländes zu tragen bezw. zu erjegen, jobald auf ihren betreffenden Grund 
jtüden neue oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu ftehen 
fommen oder ihren Ausgang nad) der neuen Straße erhalten. Zu diejer 
Verpflichtung fünnen die an eine Straßenjeite angrenzenden Eigentümer 
nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite und wenn dieſe Breite 
mehr al3 16 m beträgt, nicht für * als 8 m herangezogen werden. 


Bei Berechnung der Seländetoften ind die Koften des gejamten 
Geländes, einjchlieglih der Koften für die auf die Straßenfreuzungen 
fallenden Flächen zujammenzuvrechnen und den Eigentümern nach Ber- 
hältni3 der Länge ihrer die Straße berührenden Grenzen zur Laft zu 
fegen. In diejer Berechnung iſt jedoch eine Vergütung für das Gelände der 
in die neu anzılegende Straße fallenden, der Gemeinde gehörigen Wege 
und Straßen nicht aufzunehmen, jolches vielmehr von der Genteinde 
unentgeltlich) zur Straßenanlage zu verwenden. 

7 


Die Großh. Bürgermeifterei beitimmt in jedem einzelnen Falle, 
inwieweit das Gelände nad) Mahgabe der fejtgejegten Baufluchtlinten 
an die Gemeinde abzutreten ift. Der Gemeinderat wird jodanı den 
Wert des zur Straße fallenden Geländes abichägen. Auf Grund diejer 
Abſchätzung jtellt die Großh. Bürgermeilterei die Berechnung auf und 
teilt diejelbe den Eigentümern mit. 


Wenn eine gütlihe Einigung über die nah 8 7 jtattfindenden 
Feſtſetzungen mit den Eigentümern micht zu erzielen iſt, ſo kommen Die 
Vorſchriften über die Enteignung von Grundeigentum zur Anwendung 

8 
82. 

In den in $ 5 genannten Fällen tritt mit der Verpflicht 

Beitreitung der Koften für das Straßengelände gleichzeitig Die} 





tung der Grumdbejiger ein: 
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1. die Koften der Erdarbeiten, welche und injoweit ſolche erforderlich 
find, um den Straßenfürper auf das in dem Ortsbauplan vor: 
gejehene Niveau zu bringen; 

. die Koften für Herftellung gepflafterter Gofjen, oberirdiicher Ab» 
zugsfanäle und gepflafterter Fußfteige zu übernehmen bezw. zu 
erjegen. 

Die vorerwähnten Kojten werden nad) dem Verhältnis der 
Länge der die Straße berührenden Grenze berechnet. Die Koftenrechnung 
wird durch die Großh. Bürgermeifterei aufgeltellt und den Beteiligten 
mitgeteilt. 


0 


S 10. 

Die Erhebung und Beitreibung der (für die in den vorerwähnten 
Paragraphen enthaltenen Berpflichtungen) zu zahlenden Koften erfolgt 
auf dem für die Erhebung und Beitreibung‘ der Gemeindeeinfünfte vor- 
geichriebenen Wege. 

S LI. 

Zur Sicherung der in 88 5 und 9 genannten Verpflichtungen 
kann von den Grundeigentümern die Hinterlegung einer Kaution, deren 
Höhe der Gemeindevorſtand zu beſtimmen hat, verlangt werden, bevor 
die Genehmigung der Gebäudeerrichtung erteilt wird. Die Kaution iſt 
bei der Großh. Bürgermeiſterei zu hinterlegen, welche für gehörige Auf— 
bewahrung und demnächſtige Rückgabe Sorge trägt. 


g 12. 


Alle Gebäude müſſen in der Regel rechtwinklig zur Baufluchtlinie 
geſtellt werden. Wird die Zurückſtellung eines Gebäudes hinter die 
Baufluchtlinie geſtattet, dann muß die Stellung desjelben in der Regel 
parallel dieſer Baufluchtlinie genommen werden. Der Zwiſchenraum 
zwijchen dem Gebäude und der Straßenflucht iſt als Vorgarten ordnungs- 
mäßig einzufriedigen, anzulegen und zu unterhalten. Mißſtändige An- 
lagen und Borrichtungen dürfen in den VBorgärten nicht vorgenommen 
werden. 

8 183. 

Die Umfangsmanern, jowie die inneren Tragmanern der Gebäude 
müſſen aus guten Bruchiteinen oder hartgebrannten Baditeinen in Kalk— 
mörtel aufgeführt werden. 

Ss 14. 

Die Fuhbodenhöhe im Erdgeſchoß muß mindeſtens 50 cm über 
dem Straßenterrain liegen. Bei jteigenden Straßen ift das Maß 0,50 m 
an der höchitgelegenen Hausede zu meſſen. Das Mauerwerk muß durch 
geeignete Iſolierung gegen die Bodenfeuchtigkeit geſchützt werden. 

Die mindeiterforderlihe Stodwerfhöhe für bewohnbare Räume 
muß 2,50 m im XLıchten betragen. 

S 15. 

Alle an der Straße ftehenden Gebäude 2c. müfjen ſtets im guten 

Zuftand des Ausjehens erhalten werden. 
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8 16. 
Abtritte, Pifjoirs dürfen nicht unmittelbar an der Straße angelegt 
werden, fondern find von der leßteren mindeftens durch eine diejelbe 
volljtändig dedende Einfriedigung zu trennen. 
8 17. 
Alle Wohngebäude müfjen mindejtens eine Grundfläche von 56 qm 
haben. 
In jeder Hofreite muß eine Fläche von mindeſtens 40 qm als 
Hofraum oder Garten umüberbaut bleiben. 
Weinsheim, den 27. Oftober 1897. 


Großherzogliche Bürgermeijterei Weinsheim. 
Minrath. 


Nachtrag. 


Drisbaw- Satungen für die Stadt KHaftel mit Umöneburg. 
Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der SS 3, 5, 7 und 9 der Verordnung über Ausführung 
derjelben vom 1. Februar 1882 werden zufolge Bejchlufjes des Gemeinde- 
rat3 vom 21. und 28. Dftober 1904 und 17. Januar 1906 nad) Be- 
gutachtung durch den Kreisausſchuß und mit Genehmigung Großh. 
Minifteriums des Innern vom 7. Auguft 1905 zu Nr. M. d. J. 19710 
nachjtehende Ortsbaufagungen erlafjen. 
Ortsbaupläne. 
Zu Art. 4 der allgemeinen Bauordnung, SS 11 u. 12 der 
ie I PLDENUNN 


Die Grenzen der Bebauung Sind durch die genehmigten Bebauungs— 
pläne und die zugehörigen Ergänzungspläne gegeben. 

In diejen Plänen find die Straßen und Pläße in nachjtehender 
Weiſe eingetragen: 

a) ausgebaute Straßen der Altjtadt und Amöneburg ohne bejondere 
Farbe mit Begrenzung durch die grau angelegten Gebäude; 

b) eröffnete Straßen gelb; 

e) noch nicht eröffnete Straßen ohne bejondere Farbe mit Begrenzung 
durch die farminrot angelegten Baublöde; 

d) bei Straßen mit Borgärten find legtere hellgrün angelegt ; 

e) bei Straßen, die nur auf einer Seite bebaut werden dürfen, 
die nicht zu bebauende Seite ebenfalls durch eine hellgrün am 
legte Fläche bezeichnet. Der zumächit zur Auflaſſung kommen 
Zeil des Feſtungsgeländes ift grün umzogen, während die 
lafjung des zwiſchen der inneren grünen und der äußerer 
Umzeichnung gelegenen Teiles jpäterer Zeit vorbehalte: 


it 
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($ 1 des Vertrags-Entwurfs über die Auflaffung von Feſtungs— 

gelände.) 

Für die Feſtſetzung neuer Fluchtlinien oder die Abänderung be- 
jtehender Fluchtlinien in der Altſtadt find die Beſtimmungen der all- 
gemeinen Bauordnung und der Ausführungsverordnung dazu maßgebend. 

Bebauung der Strafen nur auf einer Seite. 
Zu Urt. 10 der allgemeinen Bauordnung, 88 19 u. 20 der 
Ausführungsperordnung. 
2 


Als Straßen, weldye nur auf einer Seite mit Gebäuden bejeßt 
werden, find vorerjt beftimmt: 


a) Neujtadt. 
. Rhein-Kai 


1 
2. Straße Nr. II 
3. Straße I von der Ringftraße au 
4. Ringſtraße 
5. Straße VIII 
6. Straße XV von Straße XXI an bis Ringftraße 
7. Straße IV. 
b) Amöneburg. 

l. Zandgrabenweg 

2. Taunusjtraße 

3. Mojelitraße. 
Zu Urt. 5, 10 und 11 der allgemeinen Bauordnung, 88 15 

und 19—23 der Ausführungsverordnung. 
8 3. 

MWegen der Abtretung von militärfisfaliichem Gelände zur Anlage 
von Straßen und Plätzen iſt zwijchen dem Deutjchen Neich, vertreten 
durch die Reichskommiſſion für die Mainz-Safteler Feitungsgrundftüde, 
und Großh. Bürgermeiſterei Kaftel ein bejonderer Bertrag abgejchlofien 
und vom Neihsihakamt unterm 5. Februar 1906 genehmigt. Aende— 
rungen an dem bejtehenden Bebauungsplane, joweit ſich Dderjelbe auf 
das zur Auflafjung bejtimmte Feitungsgelände bezieht, find nur unter 
Zuftimmung des Neichs herbeizuführen oder vorzunehmen. 

Geitalt und Größe der Baupläße. 
Zu Art. 13 der allgemeinen Bauordnung, $ 26 der 
Ausführungsverordnung. 
S4. 
Zur Benutzung als Bauplatz iſt eine Fläche nicht mehr geeignet: 
a) wenn fie weniger als 100 qm enthält, oder 
b) wenn auf ihr fein Gebäude von 8 m Front und 10 m Tiefe mit 

zweifeitiger Beleuchtung unter Wahrung der Borjchriften des Art. 37 

der allgemeinen Bauordnung Abi. 1 und 3 errichtet werden fann. 

Soll ein Srundjtid von 100 qm und mehr bebaut werden, auf 

welchem jedoch fein Gebäude von 8,00 m Front errichtet werden 

kann, jo iſt Bauerlaubmis nur dann zu erteilen, wenn auch auf 
dem Wege der Zujammenlegung eine günjtigere Geſtaltung Des 


— 
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Grundſtücks nicht zu ermöglichen war und der Gemeinderat die 
Zuftimmung erteilt hat. 
Auf Baupläge von fleineren Abmefjungen, welche in der Altjtadt bereits 
vorhanden find, Huben die vorjtehenden Beitimmungen feine Anwendung. 
Schliefung eines beitehenden Weges. 
Zu Urt. 17 der allgemeinen Bauordnung und $ 30 der 
le en 


Die Wahl des Zeitpunftes für hi völlige oder teilweile Schließung 
eines Gemeindeweges, welcher in eine planmäßige Straße oder im einen 
Baublod Fällt, fteht dem Gemeinderat zu. Die Schliefung kann auf 
Beihluß des Gemeinderat? oder auf Verlangen der unmittelbar be- 
teiligten Grundbeſitzer erfolgen. 

Werden durch die Schließung eines Weges oder Wegteiles provi- 
jorijche Anlagen für die Zugänglichkeit der an demjelben liegenden 
Grundſtücke erforderlih, jo find die daraus entjtehenden Koſten von 
demjenigen zu tragen, welcher die Schließung beanſprucht. 

Die Angrenzer haben feinerlei Anfprüche auf Entjhädigung, fofern 
deren Grundſtücke mitteljt eines a Weges zugängig bleiben. 


Sind zum Zwede der Schuching eines Gemeindeweges Grund— 
ſtücke ſeitens der Stadt erworben worden, ſo werden dieſelben auf Ver— 
langen der unmittelbar angrenzenden Grundbefiher an dieſe in Eigentum 
abgetreten unter folgenden Beſtimmungen: 

a) das Verlangen muß innerhalb einer Friſt von 6 Monaten nach 
erfolgter Erwerbung dieſer Grundſtücke ſchriftlich bei Großh. 
Bürgermeiſterei kundgegeben werden; 

b) die Anlieger müſſen ſich bereit erklären, für das an ſie abzutretende 
Gelände der Stadt die vollen Koſten der Erwerbung der Grundſtücke 
zurückzuzahlen. 

Aus dem Preiſe des Geländes und den Unkoſten bei der Er— 
werbung berechnet ſich mit Rückſicht auf die Größe der Fläche der Ein— 
heitspreis per Quadratmeter, welcher von den Anliegern zu zahlen iſt. 
Zu den Geſamtkoſten der Erwerbung werden auch Zinſen zu 4”/o des 
Erwerbspreiſes von der Zeit des Erwerbs durch die Stadt zugeſchlagen, 
im Falle ſich die Erwerbung jeitens der Anlieger durch ihre Schuld 
über 8 Monate, von der Zeit der Erwerbung an gerechnet, verzögert. 

Der zur Abtretung fommende Gemeindeweg ijt der Stadt von 
den Anliegern mit dem gleichen Einheitspreije zu vergüten wie die 
Grundjtüde War der Preis bei der Erwerbung mehrerer Grundſtücke 
an der neuen Straße verjchieden, jo wird ein Durchichnittspreis für 
den Verkauf aus den Geſamtkoſten der Erwerbung feitgeitellt. 

Berbot des Bauens außerhalb des gen. — —— 

Zu Art. 18 der allgemeinen Bauordnung und Yusjührungss 


verordnung. 
8 7. 
Außerhalb der durch den Bebauungsplan a 
gejtellten Bauquartiere jollen in der Regel feine neuen Gebäude 
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werden, jofern e3 jich nicht um Fabriken oder fonftige Anlagen Handelt, 
die in bebauten Quartieren für die Bejiger oder Bewohner der benach— 
barten Anmwejen und Grundſtücke erhebliche Nachteile oder Beläjtigungen 
herbeiführen fünnten. 

Werden Bauten außerhalb des Bebauungsplans errichtet, jo hat 
der Gemeinderat iiber die Einteilung des Geländes in Baupläße, jowie 
über Baufluchtlinien und Straßenanlagen zu bejchließen, ſoweit ſolches 
erforderlich erjcheint.. Die Genehmigung des Kreisamts und des 
Minifteriums des Innern iſt hierbei erforderlich. Wegen der etwa nötig 
werdenden Zufuhritraßen, Ableitung des Waſſers 2c. bejtimmt Art. 20 
der allgemeinen Bauordnung Abj. 3. 

Vorausſetzung für die Eröfinung ꝛc. der Strafen. 
Zu Urt. 20 der allgemeinen Bauordnung und $S 35 u. 36 
der Ausführunggsverordnung. 


$ 8. 

Die Eröffnung, das iſt die Freigabe zum Anbaue der im Drts- 
bauplan vorgejehenen Straßen oder Straßenteile, erfolgt je nach Be- 
dürfnis durch Beichluß des Gemeinderats. 

In dem zwijchen der Stadt und dem Reiche abgejchlojjenen Ber: 
trage über die Auflafjung von Feitungsgelände find in Bezug auf Er- 
öffnung (Freigabe zum Anbaue) und Herftellung von Straßen auf dieſem 
Gelände Bereinbarungen getroffen. 


In den im Bebauungsplan feitgeftellten Bauquartieren joll das 
Bebauen an noch nicht eröffneten Straßen, das iſt an noch nicht 
zum Anbaue freigegebenen Straßen, nur mit Zuftimmung des Gemeinde: 
rats und nur im Anſchluß an jchon eröffnete Straßen unter folgenden 
Vorausjegungen erfolgen: 

1. die Lage und Form der Grundſtücke muß eine zwedmäßige Be: 
bauung zulafjen oder es muß durch Verftändigung der beteiligten 
Eigentümer eine Negulierung und Einteilung der Grunditüde in 
angemejjene Baupläße erfolgt jein; 

. die noch nicht zum Anbaue freigegebene Straße, an welche gebaut 
werden joll, muß von der Stadt für den Anbau vorläufig ber: 
geitellt jein. Unter diejer vorläufigen Herftellung iſt veritanden: 
a) die Bildung des Straßenförpers in der für die demmächitige 

endgültige Heritellung der Straße gebotenen Höhenlage, ſei es 

durch einfache Ebnung oder durch Auf und Abträge; 

b) die Abgrenzung des Straßentörpers in Fahrbahn und Fußſteig 

mitteljt geeigneter Vorrichtungen ; 

c) die für den Ablauf des Negenwafjers der Straße erforderliche 

provijorische Einrichtung. 


ID 


8 10. 

Sobald der größere Teil auf jeder Seite einer vorläufig ber: 
geftellten Straße als bebaut anzuſehen it, joll die Straße zum Anbau 
freigegeben und befejtigt, jowie die Heritellung der MWafjerleitung und 
die Beleuchtung bewirkt werden. 


—— 
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Die Herſtellung der Straßenfanäle kann nicht eher beanjprucht 
werden, al3 die bezüylichen Haupt: und Sammelfanäle des fraglichen 
Bauquartiers vollendet find. 

YAnliegerbeiträge. 
Zu Art. 21 der allgemeinen Bauordnung, 88 37 und 38 
Ä der Ausführungsverordnung. 


S 11. 

Bei der Anlegung einer neuen Straße, bei der Verlängerung einer 
ihon bejtehenden Straße, jowie bei dem Anbau an jchon vorhandenen, 
bisher unbebauten Straßen und Straßenteilen, wie jolche in dem ge- 
nehmigten Erweiterungsplane von Kaftel und dem Bebauungsplane von 
Amdneburg eingezeichnet find, haben die Eigentümer der an die Straße 
angrenzenden Grundſtücke, jobald auf denjelben neue Gebäude errichtet 
werden oder ältere Gebäude an die neue Baufluchtlinie zu jtehen fommen 
oder ihren Ausgang nach der neuen Straße, erhalten, folgende Laſten 
zu tragen und zwar im Verhältnis zur Faſſadenlänge ihrer Grundjtüde: 

J. die Koſten des Erwerbes des zur Herftellung der planmäßigen 
Straßen, einschließlich der Straßenfreuzungen, erforderlichen Ge— 
ländes, mit Ausihluß der Koſten für Erwerbung etwa in Die 
Straßenfreuzung fallender Gebäude; 

2. die Kojten der Erdarbeiten zur Herjtellung des Straßenförpers 
einjchl. der Straßenfreuzungen nach dem genehmigten Nivellierungs- 
plan zu tragen bezw. an die Stadt zu erjeßen; 

3. die Heritellungstoften der in den neuen Straßen anzulegenden 
Schmutz- und Negenwajjerfanäfe zu tragen und an Straßen, in 
welchen ein Sammelfanal gelegt wird, einen Beitrag hierzu an die 
Stadt zu leiſten, welcher derjenigen Summe entjpricht, die für 
Herjtellung der Schmuß: und Regenwajjerfanäle zu zahlen wäre, 
wenn die betreffende Straße feinen Sammelfanal erhalten wiirde; 

4. die Koften der Chauffierung der Straßen und Pflafterung der 
Rinnen zu tragen; 

5. die Koften für die Herjtellung der Fußfteige mit Kantjteinen und 
Pflafter, worunter auch Aiphalt- oder Zementboden zu verjtehen 
ist, zu tragen. 

Soll eine Straße bei der Anlage gepflaftert werden, jo werden 
die Anlieger nur zu den Koſten, die durch Chauffierung erwachſen würden, 
herangezogen. Die Mehrkojten der Bflafterung dagegen trägt die Stadt. 

Die Bürgermeifterei bejtimmt im jedem einzelnen ‘alle, in wie 
weit da3 Selände für die planmäßige Straße abzutreten beziehungsweise 
zu erwerben it. 

Der Gemeinderat wird jodann den Wert des Geländes abichäten. 
Auf Grund diefer Abſchätzung erfolgt die Berechnung, welche dem Eigen 4 
tiimer mitzuteilen: ift. 

8 


8 12. 
Die Koſten der Erwerbung des Geländes für Straßenkreuzn | 
die SHerftellungskojten für die in die Straßenfreuzungen zu le 
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Kanalſtücke, die Kojten der Erdarbeiten, der Chauffierung und Pflajterung 
von Straßenfreuzungen find nicht von den Beligern der Edbaupläge 
allein zu tragen, jondern per Meter Faſſadenlänge der innerhalb zweier 
Straßenfreuzungen liegenden Baufiguren auszufchlagen und von den 
Befigern der verjchiedenen Baupläge im Verhältnis der Fafjadenlänge 
ihrer Baupläße zu erjegen. 

Die Faljadenlänge einer Straße wird begrenzt von der Mitte der 
die betreffende Straße zunächjt dDurchfreuzenden oder aufftopenden beiden 
Duerftraßen. 

$ 13. 

Zu den im $ 11 Ziffer I—4 und 8 12 aufgeftellten Werpflich 
tungen fünnen die an einer Straßenjeite angrenzenden Eigentümer nicht 
für mehr als die Hälfte der Straßenbreite herangezogen werden. 

a) Sit die Straße breiter als 16 m, jo fanı der angrenzende Eigen: 

tümer nicht für mehr als S m Breite herangezogen werden. 

b) Bei einjeitig bebauten Straßen, jowie bei Plaßjtraßen, d. h. Straßen, 
welche einen freien Pla umgeben, können die angrenzenden Eigen- 
tümer ebenfall® nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite 
und höchſtens bis zu 8 m Breite herangezogen werden. 

ALS Straßenbreite gilt bei diejen Straßen die Breite der Fahr: 

bahn zuzüglid) der Breite des an der Straßenfluchtlinie Herziehenden 
Fußſteigs und der Breite eines diefer Fußfteigbreite gleichen Ge: 
ländeftreifens auf der anderen Seite der Fahrbahn. 
Die Koften zur Erwerbung des eigentlichen Platz-Geländes, ſoweit 
jolhe nicht den Anliegern zur Laſt fallen, jorwie die Koften der 
Nivellierung und Anlage des eigentlichen Platzes find von der 
Stadt allein zu tragen. 


Ir) 
m 


14. 

Die Verpflichtung der Stadt zur Erwerbung des eigentlichen Platz— 
Geländes tritt ein, jobald der Antrag auf Freigabe zum Anbaue der 
den Platz umgebenden Straßen von den betreffenden Grundbelikern ge: 
jtellt worden iſt. Die Eröffnung der Platzſtraßen ſelbſt findet jtatt wie 
die Eröffnung der übrigen Straßen (ſ. $ 10). 

* 





Ss 10. i 

Zur Sicherung der pünftlichen Einhaltung der in SS 11 m 12 
erwähnten Verpflichtungen haben die angrenzenden Grundbejiger, Ber 
jte die Genehmigung zur Errichtung von Gebäuden an der neu a 
zulegenden Straße oder an der Verlängerung einer bejtehenden Strafe 
erhalten, eine vom Gemeinderat im einzelnen Falle zu beitimmende 
Sicherheit zu ftellen. 

Sit die Straße bereits fertiggeitellt und zum Anbau freigegeben, 
jo find die fälligen Koſten vor Erteilung des Baubeſcheids zu bezahlen. 

Zur Beitimmung der Sicherheit wird eine Berehnung über die 
Koſten der ganzen Straßenjtrede aufgeſtellt, Hiernach die Kojten für den 
(fd. Meter der beitragpflichtigen ?Frontlänge berechnet und ſodann di 
Sicherheit für den einzelnen angrenzenden Eigentümer nach Länge feine 
die Straße berührenden Grenze berechnet. 
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$ 16. 

Wird die Abtretung des zur Eröffnung und Herjtellung der plan- 
näßigen Straßen und Plätze erforderlichen Geländes von den Grumd- 
hefißern verweigert, jo iſt das erforderliche Gelände, injoweit eine güt- 
(ihe Einigung nicht erreicht werden fonnte, von der Stadt auf dem 
Wege der Enteignung zu erwerben. 


Die auf Grund der allgemeinen Bauordnung und der hierzu er- 
(afjenen Ausführungsverordnung und dieſes Statuts zu erfüllenden Ver— 
pflihtungen haben die Natur öffentlicher Lajten und Abgaben und unter- 
liegen deshalb auch demjelben Zwangsverfahren, welches bei der Bei- 
treibung öffentlicher aa und Abgaben ftattfindet. Laften und Ab— 
gaben, die auf dem Grundftüde ruhen, gehen auch ohne weiteres auf 
jeden Nachbejiger der betreffenden Grundjtüde und Gebäude über. 

8 18. 

Bei der Anlage eines Fußſteiges in beftehenden Straßen der Alt- 
jtadt und Amdneburg find die Eigentümer der angrenzenden Grundſtücke 
verpflichtet, der Stadt diejenigen Koften zu erjegen, welche derfelben 
durch die Einfaffung des vor ihrem Beſitztum liegenden Fußſteigs mittelft 
Randſteinen erwachjen. 

8 19. 

Die Unterhaltung der Geftehenben feiten Fußſteige in der Altjtadt, 
Neuftadt und Amöneburg übernimmt die Stadt; die Umlegung und Neu- 
herjtellung geichtehbt dagegen auf Kojten der Anlieger durd) die Stadt. 

Wird das Aufreißen und MWiederheritellen von Fußjteigen durch 
die Anlieger verantaßt, jo werden die erforderlichen Arbeiten auf Koſten 
derjelben ebenfalls durch die Stadt vorgenommen. 

Die Notwendigkeit der Umlegung oder Neuherjtellung eines Fuß— 
jteiges unterliegt der Beichlußfaffung des Gemeinderats, ebenfo die Art 
und Weije, wie die Fußſteige in den einzelnen Straßen und Straßen- 
teilen ausgeführt werden jollen. 

Der Wert der alten Materialien wird den Anliegern nicht ver— 
gütet, da die Stadt die m des Fußſteiges übernimmt. 


52 
Für Baupläße in denjenigen Baublöden, welche ji) auf dem zur 
Auflafiung fommenden Teile des Fejtungsgebietes befinden, ſind feine 
Anliegerbeiträge zu entrichten. 

Den Nüderjab der von der Stadt aufgewendeten Kojten für 
traßenherſtellung, Kanalijation und Fußſteig bejtimmt der zwiſchen dem 
teiche und der Stadt abgejchlofjene Vertrag. 

An Strafen und öflentlihen Plätzen zuläfiige Gebäude. 
Zu Art. 29 der allgemeinen Bauordnung und S 48 der 
Ausführungsverordnung. 


g 21. 
Stallungen, Scheunen, Nemijen, Waſchküchen, Wertitätten, Abtei 
‚ und ähnliche Anlagen dürfen nicht an Straßen und öffentliche 


L. 
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geftellt werden. Ausnahmen hiervon find nur zuläffig, wenn dieje Ge- 
bäude im Aeußeren architektonisch jo ausgebildet werden, daß fie das 
Ausjehen der Straßen und Pläbe nicht beeinträchtigen. 

Für Abtritte ift eine Ausnahme unter Erfüllung vorftehender Be: 

dingungen nur bei äußerfter Raumbeſchränkung zuläſſig. 
8 22. 

Räume, in denen mit lautem Geräuſch verbundene Gewerbe be- 
trieben werden, oder in denen Rauch, Dampf, übelriechende oder un- 
gejunde Luft erzeugt wird, dürfen in der Negel Oeffnungen nad) der 
Straße nicht haben. 

Liegen diefe Räume Hinter der Baufluchtlinie, jo muß die Ent- 
fernung der Deffnungen von derjelben mindejten® 5 m betragen. 

8 23. 

In den nachgenannten Stadtteilen ijt die Erridhtung von An— 
lagen, welche jeweilig in $ 16 der Gewerbe-Ordnung bezeichnet find, 
unterjagt: 

a) auf dem Gelände, welches durch die Niederlegung der — 
zum Bebauen freigegeben und die Baublöde I-XXV, 5 und 7 
umfaßt ; 

b) auf den Baublöcken an der Wiesbadener Chaufjee und zwar 
Blod 1, 2, 3, 4, 6, 8, 9, 10, I1 und 12. 


Einhaltung der Banfluchtlinien. 


Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung und 88 49 und 50 
der BREINDEURGSNTEDENEENG: 
8 24. 
Das Zurüdlegen der Gebäude hinter die Baufluchtlinie kann unter 
folgenden Bedingungen gejtattet werden: 

a) die durch das Zurückweichen hinter die Baufluchtlinie von der 
Straße aus fichtbaren Grenzmauern der Nachbarhäuſer, einerlei 
ob diejelben ſchon beftehen oder noch zu errichten find, müſſen auf 
Koften des Beſitzers des zurücliegenden Haufes mit Genehmigung 
des Nachbars entiprechend architektonisch ausgebildet werden. Der 
Beliger hat außerdem für ſich und feine Rechtsnachfolger die Ver— 
pflichtung einzugehen, dieſe fichtbaren Grenzmauern ordnungsmähig 
im Stande zu halten; 

b) das Hinter die Fluchtlinie zurüctretende Gebäude muß parallel zu 
derjelben und mindeitens 5 m hinter ihr ftehen; 

ec) das zwiichen der Baufluchtlinie und der Front des zurüdgelegten 
Gebäudes befindliche Terrain muß als Vorgarten angelegt umd 
auch al3 jolcher gegen die Straße und das Nachbargrundſtück ab- 
geichlofjjen werden ; 

d) beim Zurücdrücden der Obergejchofje find die unter a genannten 
Bedingungen einzuhalten. 

Die Vorjchriften über das Verhältnis der Gebäudehöhe zur Straßen- 
breite werden durch ein Zurüciegen des Gebäudes nicht berührt. 
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Anlage von Abtritten und Abtrittsgruben. 
Zu Art. 34 der allgemeinen Bauordnung, $ 53 der 
Ausführungsverordnung. 
8 25. ! 

Jedes bebaute Grundftük muß mindeltens einen Abtritt haben, 
der, wenn irgend möglich, vollftändig und unmittelbar an einer Außen— 
wand liegen, eine ins Freie führende, mindejtend 0,5 qm große Fenſter— 
öffnung haben muß und von der Straße aus gejehen nicht in miß— 
ftändiger Weile zur Ericheinung kommen darf. 

Für Wirtichaften, Werkitätten und Arbeitsräume kann die Anlage 
bejonderer Abtritte und PBifjoirs verlangt werden. Wo Berjonen beiderlei 
Geſchlechts in größerer Zahl verkehren, find getrennte Abtritte mit be- 
jonderen Zugängen herzuftellen. Die Piſſoirs jind außerdem mit Wafjer- 
ſpülung einzurichten und zu unterhalten. 

Jede Abortgrube muß mit einem vom Scheitel der Grube aus- 
gehenden Dunjtrohr aus Metall, Steingut 2c. verjehen jein. Dieſe 
Nöhren find über Dach zu führen. 

Alle Abtritte müſſen an eine vorjchriftsmäßig angelegte Grube an— 
geſchloſſen werden. 

Abtrittsgruben und dergl. müfjen mindejtens 25 cm jtarf über- 
wölbt und jo dicht hergejtellt werden, daß ein Durchdringen von Flüjlig- 
feit aus Ddenjelben ausgejchlofien ift. Zu dieſem Zwecke find diejelben 
gut zu zementieren, die Wände jind ohne vorjpringende Teile in ge: 
höriger Stärke zu fonftruieren, die Eden abzurunden und der Boden ijt 
mindejtens 15 cm jtarf als Beton oder Badjteinplatten in Form einer 
Mulde, deren tieffter Punkt unter der Einjteigöffnung Liegt, herzuftellen. 
Die Einfteigöffnung it mit einem gut jchliegenden Dedel zu verjehen 
und muß imindejtens 60 em im Quadrat groß jein. Die Mauern der 
Gruben müſſen jelbitändig für fich errichtet und mindeiten® 10 cm von 
anderen Bauten entfernt aufgeführt werden. Der Zwilchenraum ijt mit 
Letten auszujtampfen. Grubenausführungen ganz in Beton, Eifen oder 
Monierſyſtem bedürfen bejonderer Genehmigung. 

Die Abtrittögruben müſſen im Lichten mindejteng 1,70 m Hoch fein, 
einen Rauminhalt von mindeftens 0,80 cbm pro augejchlojjenen Abort 
und im ganzen mindeftens 2,00 cbm Haben und dürfen nicht unmittel— 
bar unter Wohn: oder Schlafräumen angelegt werden. 

8 26. 

Beitehende Abtritts- und Grubenanlagen, die den vorjtehenden 
Beltimmungen nicht entiprechen, müſſen bei ihrer nächiten größeren Aus- 
befferung oder Umänderung oder jobald die Gebäude, zu denen jie 
gehören, einem Umbau unterzogen werden, vorjchriftsmäßig hergeftellt 
werden. 

Der Hauseigentiimer hat die Ausleerung der Abtritts- und Jauchen- 
gruben nad) Maßgabe der für die Stadt Kaſtel erlajjenen Polizei— 
beftimmungen vornehmen zu laffen. (Bol.-Neglem. vom 18. Oktober 1881.) 
Außerdem kann die jofortige Entleerung oder Desinfizterung einer 
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Abtritt3: und Jauchegrube aus baulichen oder Gejundheitsrücdichten m 
der Polizeibehörde jederzeit verlangt werden. 

Zugänglichkeit der Gebäude für Feuerlöfch: ıc. Anftalten. 

Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung und S 56 de 
Ausführungsverordnung. 
& 27. 

Die Erridtung von Gebäuden Hinter der Baufluchtlinie (Hinter 
gebäude, Gebäude in der Mitte größerer Baugrundftüde) fann nur © 
jtattet werden, wenn das zu bebauende Grunditüf mit einem an > 
Straßenfront gelegenen Grundjtüde oder Grundjtüdsteile zu einer | 
jonderen grundbuchsmäßigen Parzelle vereinigt wird. 

Dieſe Parzelle bildet einen unteilbaren Bauplag. Der an de 
Straße gelegene Teil desjelben muß die Errichtung eines WBorderhaur: 
in der durch 8 4 des Ortsjtatut3 fejtgejtellten Minımalausdehnung me: 
lich laſſen. 

Die Untrennbarfeit der Barzelle ift in das Grundbuch einzutrager 

Der Bauherr ift verpflichtet, jobald die Straße zum Anbaue tr: 
gegeben wird, die Koften des Erwerbes des auf diefe Barzelle entfallendır 
Straßengeländes und die auf die Parzelle entfallenden Herſtellungskoſte 
der Straße zu entrichten. 

Für die pünftliche Einhaltung der vorjtehenden Berpflichtung:r 
durch ihn oder jeine Rechtsnachfolger hat der Bauherr entiprechend $ 1) 
dieſes Statut3 eine Sicherheit zu jtellen. Bor Erfüllung aller vor 
ftehend angeführten Verpflichtungen kann ein Baubejcheid nicht erteil 
werden. 

8 28. 

Die Höhe eines Hintergebäudes bis zur Trauffante oder be 
Manjardendähern bis zur halben Dachhöhe darf weder das Maß du 
Entfernung zwiſchen diejem Hintergebäude und dem ihm auf demielber 
Grundſtück gegemüberliegenden nächiten Gebäude um mehr als 2 m über 
ichreiten, noc) darf fie größer fein als die zuläjfige Höhe des Border 
hauſes. 

Seitengebäude dürfen die gleiche Höhe des Vorderhauſes erhalten, 
jobald vor dem Seitenbau auf ganze Länge der Fenſterſeite eine Hr 
fläche von mindeitens 6 m Breite vorhanden tft. 

Iſt die Preite geringer, jo darf die Höhe des Seitenbaues mit 
2 m mehr betragen als die Horbreite. 

Soweit Hintergebäude oder Seitenbauten von der Straße bei 
vom Nhein aus fichtbar bleiben, find ihre Umfaſſungswände architektonid 
auszubilden, wie dies von Vorderhäuſern vorgeichrieben tft. 

$ 29. 

Iſt ein Grundſtück in einer Tiefe von mehr al® 20 m von 
der Straßenfront ab gerechnet bebaut, jo muß eine der Baupolizet- 
ordnung $ 25 entiprechende Torfahrt eimacrichtet werden, fobald auf 
dem Grundſtücke mehrgeihoilige Seiten oder Dintergebäude vorhanden 
find oder errichtet werden, welche mur nach dem Dofe Ihrem 
haben. 


J 
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Hat ein Grundſtück mehrere Höfe, jo muß zu jedem derjelben, 
welcher den einzigen Zugang zu bewohnten, oder mehr al3 ein Geſchoß 
hohen Hintergebäuden bildet, eine jolche Durchfahrt vorhanden fein. 

Die Aufführung von mehrgejchojjigen Seiten- oder Hintergebäuden 
auf Bauparzellen (auch in der Altjtadt), deren bejtehende Vordergebäude 
nicht mit Zugängen oder Torfahrten verjehen find, welche der Orts— 
baupolizei-Berordnung $ 25 entiprechen, darf erjt erfolgen, wenn die 
Vordergebäude vorher dieſer gejeglichen Beſtimmung entjprechend um— 
gebaut worden find. 

Bei Gebäuden im der Altjtadt, im denen 3. Zt. jolche Ausgänge 
im Borderhaus nicht beitehen, fünnen jolche bei Umbauten angeordnet 
werden, jofern. die Falladenlänge mehr als 7 m beträgt. 


Entiernung vom Friedhof. 


Zu Art. 38 der allgemeinen Bauordnung und $ 58 der 
Ausführungsverordnung. 
$ 30. 

Wohnhänfer oder Brunnen zum Bezug von Koch- oder Trinf- 
wafjer dürfen in der Umgebung des Friedhofs nicht näher al$ 25 m 
errichtet werden. 

Seneriichere Herftellung der Bauten. 
Zu Art. 40 und 41 der allgemeinen Bauordnung und $ 63 
der Ausführungsverordnung. 
s 31. 

a) Ale Räume, tm welchen gewerbliche Betriebsjtätten oder Holz— 
bearbeitungswerfjtätten errichtet werden jollen, die ungewöhnlich 
ſtarke Feuerung erfordern, oder in welchen die Verarbeitung oder 
Lagerung leicht brennbarer Materialien jtattfinden joll, 

b) alle Räume, in welchen bejtinmmungsgemäß größere Mengen brenn- 
barer Stöffe aufbewahrt werden (Lagerräume, Magazine) und 

c) Stallungen 

jind von den darüberliegenden Wohngejchoffen oder Berfammlungs- 
räumen, jowie von den zu Dielen. führenden Treppen und BZugängen 
durch feuerfichere Deden und Wäude zu trennen. QTüröffnungen in 
jolhen Wänden müſſen entweder durch bejtens verjteifte eijerne oder aus 
einem anderen al3 feuerficher anerfaunten Material beftehende oder durch 
hölzerne, mindeftens 5 cm ſtarken, allerjeits mit Schwarzblech bejchlagenen, 
in einen 5 cm tiefen Stein- oder Eijenfalz einjchlagende Türen geichlofjen 
werden, und müfjen die Türen in der Richtung nach der Treppenanlage 
8 32. 


aufjchlagen. 
3 


Gebäude von mehr als zwei Geſchoſſen dürfen nicht ausſchli 
auf Metallfonftruftion aufgebaut werden, es müſſen vielmehr min 
die Endpfeiler der Faſſadenmauern, jorwie die Pfeiler zu beiden 
des Hauseingangs und die zu beiden Seiten der gebrochenen Ha 


eines Eckhauſes maſſiv aus Steinguadern oder gemauert hergejtellt w 
40 
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Beträgt die Länge der lediglic) auf Metallträgern ruhenden Fafiaden- 
teile noch mehr als 12 m, jo bleibt e& der Baupolizei vorbehalten, die 
Anordnung weiterer Steinftügen zu verlangen. 

Die in den 88 31 und 32 enthaltenen Beitimmungen finden nur 
bei Neubauten oder Umbauten Anwendung. 

Beiondere Bellimmungen über Material, Stärfe der Umfangswände 
und Mittelmauern. 
Zu Art. 44 der allgemeinen Bauordnung und $ 66 der 
Ausführungsverordnung. 
38. 

Die Umfafjungsmauern aller Wohngebäude und aller jonjtigen 
Gebäude, die außer dem Erdgeſchoß noch ein oder mehrere Stodwerfe 
mit oder ohne Feuerungseinrichtungen haben, müfjen maſſiv aus natür- 
lihen oder gebrannten Steinen oder aus Zementbeton hergejtellt werden. 
Lehm-, Tuff und ähnliche Steine dürfen nur zur Ausmauerung innerer 
Fachwände benußt werden. Hierbei ift Lehmmörtel gejtattet. 

Dieje Beitimmungen gelten bei Neubauten und, injoweit e3 mit 
Rückſicht auf die beizubehaltenden Teile des alten Baues möglich ift, 
auch für Umbauten. 

S 34. 

Bei den in $ 33 erwähnten Gebäuden müſſen die Umfangsmauern 
im oberjten Stod bezw. Stiniejtod eine Stärfe von mindeftens 25 cm 
bei Badjteinen und 45 cm bei Bruchjteinen haben. Bei Bruchjtein- 
mauern muß die Stärfe nad) unten von Stodwert zu Stodwert 
mindejtens je 10 cm, bei Badjteinen für je zwei Stochwerfe mindeſtens 
um 13 cm zunehmen. Bei diejen Dimenfionen find Stockwerkshöhen 
nicht über 4 m im Lichten und Zimmertiefen nicht über 7 m vorgejehen; 
werden diefe Dimenſionen überjchritten, jo find auch die Mauerftärfen 
entjprechend zu vergrößern. 

Die Außenmauern der Treppenhäujer bedürfen der Verſtärkung 
nach) unten nicht, wenn fie 39 cm aus Badjteinen oder 45 cm aus 
Bruchſteinen jtark bei nicht mehr al& 15 m Höhe geplant find. 

Stodwertsauffegungen auf bejtehende Gebäude find nur dann zu- 
läffig, wenn diefe Minimalmaße noc ohne Anblendung an beitehende 
Mauern eingehalten werden fünnen. 

8 35. 

Bon den inneren Wänden müſſen bei den Gebäuden mit taſſiven 
Umfaſſungswänden ganz in Stein errichtet werden: 

a) je nach der Größe der Gebäude mindeſtens eine der zur Bi 
unterjtüßung erforderlichen Mittelwand. 

In den unteren Stodwerfen muß diefe Wand wenigiteng 25 c 
jtarf jein, im den zwei oberjten Stodwerfen fann jedoch Die Dlittet 
wand in Baditein- Fachwerk aufgeführt werden, wobei das 
geſchoß, wenn dasſelbe einen Knieſtock mit einer Kehlbaltenfa ge * 
und zu Wohnzwecken ganz oder zum Teil ausgebaut iſt, als ee 
Stodwerf berechnet wird. Iſt diefe Mittelmand in mehr atg \ 


* 
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Stockwerken mafjiv in Stein errichtet, jo muß fie in den tiefer 

gelegenen Stodwerfen um mindeſtens 13 cm verftärft werden. 

b) Kellermauern. Sind Diejelben aus Bruchfteinen, jo müſſen fie 
mindeſtens 20 cm jtärfer jein als die auffigenden Wände des 
Erdgeſchoſſes; in feinem Falle dürfen fie unter 25 em ſtark fein. 
Kellermauern aus Badjtein müjjen mindejtens 13 cm ftärfer werden 
als die daraufjigenden Erdgejchogmauern. 

$ 36. 

An Stelle der in 88 33 und 34 vorgejchriebenen maffiven Aus- 
führungsweijen können leichtere Bauweijen und Fachwerk zur Anwendung 
fommen: 

a) Bei freiftehenden Gebäuden mit nicht mehr als 2 Geſchoſſen 
(Garten- und Landhäufer) und bei Anlagen zu nur vorübergehender 
Benugung. Dieje .Gebäude miüfjen von anderen Gebäuden und 
der Grenze mindeſtens 3 m entfernt fein; 

b) bei Gebäuden, welche nicht mit Feuerjtätten verjehen find, fofern 
fie nicht zur Aufbewahrung leicht entzündlicher oder ſchwer zu 
löfchender Materialien dienen ; 

e) bei einzeln jtehenden kleineren Bebäuden, wie Gartenhäufern, Wirt- 
Ihaftshallen, Defonomiegebäuden, Remiſen und dergl.; 

d) bei Gebäuden, bei welchen zur Charafterifierung eines beftimmten 
Bauftil3 das oberjte Stocdwerf, der Knieftod oder Giebel und 
dergleichen in jichtbarem Fachwerk ausgeführt werden jollen, wenn 
dieſes Holzfachwerk mindestens noch eine 13 cm jtarfe Hinter: 
mauerung von Badjteinen oder 4 cm jtarfe Rabitzverſchließung 
erhält und die unteren Stockwerke die in 8 34 vorgeſchriebene 
Wandſtärke erhalten. 

Durch die Beſtimmungen dieſes Paragraphen werden die Vor— 
ſchriften in Art. 45 und 48 der allgemeinen Bauordnung und 8 75 der 
Ausführungsverordnung nicht berührt. 

Fußbodenhöhe = Erdgeichofles. 
N 


Die Fußbodenhöhe des Erdgejchofjes muß bei Wohngebäuden min- 
deitens 75 cm über das umgebende Gelände (Straße, Hof, Garten) 
gelegt "werden. Das Sodelmauerwerf ift auf gleiche Höhe zu führen. 

Bei Häufern mit Zadenanlagen oder Wirtjchaften im Erdgeſchoſſe 
kann für den Fußboden des Erdgeſchoſſes eine geringere Höhe als 75 cm 
zugelafjen werden, vorausgeſetzt, — = Erdgeſchoß ganz unterfellert ift. 








An allen Straßen, welche unter 2 3 m Mainzer Pegel= +86,43 NN. 
Liegen, dürfen Neubauten nur jo angelegt werden, daß fie einer fpäteren 
höhung der Straße auf mindeiteng + 6 m nicht hinderlich find. 


EM Hiernach ergibt fi) als Sodel- bezw. Fußbodenhöhe bei Wohn 
DT r äuden die Höhe von mindeitens 6,75 m Mainzer Pegel = 87,20 NN. 
.* patfei Häufern mit Ladenanlagen oder Wirtichaften im Erdgeichoffe fan 
lag e Höhe weniger als 6,75 m Mainzer Pegel betragen, wenn das 


rdgeſchoß unterfellert iſt. 
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Beitimmungen über daS Aeußere der Gebäude. 
Zu Art. 59 der allgemeinen Bauordnung, $ 78 der 
Ausführungsverordnung. 


j 8 39. 

AUS Negel für die Straßenfajfaden der Stadt Kaftel mit Amöne- 
burg gilt das gejchlofjene Baufyften. Ausgenommen hiervon find die 
nachjtehend zur ausſchließlich villenartigen Bebauung (offene Bebauung) 
beitimmten Zeile: Baublöde 1, 2, 3, ferner XVIIL XXIII, XXIV 
und XXV. 

Es fann indes gejtattet werden, daß ein VBorderhaus 3 und mehr 
Meter von der Grenze des Nahbargrundftüds entfernt errichtet wird, 
wenn der Bauherr fi) und feine Nechtsnachfolger verpflichtet, die an 
der Grenze des Nachbargrundjtüces errichtete oder noch zu errichtende 
Mauer (Brandmauer) auf jeine Koften architektonisch) auszubilden und 
dieſe Ausbildung in gutem Zuftande zu unterhalten. Der Bauherr bat 
bei Einreihung des Baugeſuches die Zeichnung über die beabjichtigte 
Ausbildung zur Begutachtung vorzulegen und den fchriftlichen Nachweis 
zu erbringen, daß der Nachbar ihm gejtattet, dieſe Mauer in der be- 
zeichneten Weije auszubilden. 

$ 40. 

In den Baublöden, welche von der Straße IV, VIa und dem 
Plate I begrenzt werden, dürfen feinerlei Gebäude, aljo weder Border: 
noch Hintergebäude errichtet werden, welche gegen den Rhein Hin ein 
mipftändiges Ausjehen zeigen. Den Gejuchen um Genehmigung zur 
Errichtung von Gebäuden in dieſen Baublöden find auch Anfichten von 
den dem Rheine zugefehrten Seiten der Gebäude beizufügen. 


Auf eine künſtleriſch befriedigende Geftaltung der Straßenanfichten 
ijt bei den innerhalb des genehmigten Erweiterungsplanes von Kajtel zu 
errichtenden Gebäuden Rüdficht zu nehmen. 

Bei offener Bauweiſe find auch die von der Straße aus fihtbaren 
Seitenanfichten der Gebäude entjprechend auszubilden. 

$ 42. 

Hinfihtlih der zur ausjchlieglichen Erbauung von Arbeiter» 
wohnungen bejtimmten Baublöde wird vorläufig bejtimmt, daß die Ge: 
bäude einzelm jtehen oder zu je 2 vereinigt werden fünnen, wenn damit 
eine befriedigende Gejamtwirfung erzielt wird. Der Abjtand der Einzel: 
gebäude oder der Gruppen von der Nachbargrenze muß mindeſtens 3 m 
betragen. Ueber die zuläffige Höhe hat in den einzelnen Fällen der 
Gemeinderat zu bejtimmen. 

8 48. 

Alle Fafladen, Giebel und Giebelteile, welche nicht in ſauberem 
Rohbau (aus Hau- oder Formſteinen, bearbeiteten Schichtiteinen, Biend- 
ziegeln 20.) hergejtellt find, müfjen, joweit fie an öffentlichen Straßen 
nnd Plätzen liegen, oder von denjelben aus fichtbar bleiben, binnen 
3 Nahren nad) ihrer Vollendung mit einem Mörtelpuß verjehen und 
joweit diejer allein mißſtändig im Einzelfalle ausjieht, auch angeftrichen 
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werden. Faljaden aus wetterbeftändigen Badjteinen find, jofern fie 
nicht verpugt werden, mit Mörtel jauber auszufugen. 

Ale an Straßen und Plätzen jtehenden oder von denjelben aus 
jihtbar bleibenden Gebäude, Mauern und Einfriedigungen find ſtets in 
gutem Zuftande des Verputzes und Anftriches zu erhalten. Die Baus 
polizei hat das Recht, bei VBernachläffigung die Erneuerung von Verpuß 
und Anſtrich jowohl bei neuen wie bei alten Anlagen zu erzwingen. 

. 8 44. 

Die TFaljadenlänge der Bauten in der Neujtadt und Amöneburg 
muß an Straßen bis 16 m Breite (zwifchen den Baufluchten) mindeitens 
8 m, an Straßen über 16 m Breite und an Platzſtraßen mindeftens 
10 m betragen. Bei Edbauplägen darf feine der beiden Hausfaljaden 
fürzer al3 7,50 m jein. 

Werden auf mehreren nebeneinander liegenden Baupläßen zu 
gleicher Zeit unter einheitlicher Falladengeftaltung und bei Verwendung 
gleichartiger Materialien Bauten in ſymmetriſcher und arditeftonischer 
Gruppierung errichtet, jo daß im Meußeren der Eindrud eines Ge- 
bäudes erzielt wird, jo fünnen mit Genehmigung des Gemeinderats Ab- 
mefjungen für die Faſſaden der einzelnen Häufer auf 6 m bezw. 8 m 
ermäßigt werden. 

j Bei einer Gruppenbildung dürfen nicht mehr al3 fünf Häufer und 
nur bis zu einer Gejamtfrontlänge von höchjtens 40 m vereinigt werden. 
Die zu einer Gruppe gehörenden Häufer müſſen in einem beftimmten 
Beitraum errichtet fein. 

$ 45. 

Ohne bejondere Zuftimmung des Gemeinderats jollen innerhalb 
de3 Bebauungsplanes feine Gebäude al3 Vordergebäude errichtet werden, 
welche weniger ald 2 Stodwerfe über Sodel oder eine diejen entiprechende 
Höhe von 7 m über Sodel haben. Manjardendächer, ſowie Knieſtöcke 
von Zwerghäujern werden dabei nicht als bejondere Stocdwerfe gerechnet. 
Auf Arbeiterwohnungen, welche in den zur ausschließlichen Erbauung 
von Arbeiterwohnungen bejtimmten Baublöden errichtet werden, finden 
diefe Beftimmungen feine Anwendung. 

Ebenſo fünnen villenartige Gebäude, welche nicht in gejchloffener 
Straßenfluht und gegen Teßtere zurückſtehen, einftöcig erbaut werden, 
wenn fie im Aeußeren nicht mißſtändig erjcheinen und vom Sodel an 
bis Dachgefims mindejtens 6 m Hoch find. 

Billenartige Bebauung. 
8 46. 

Für die in $ 39 dieſes Statut3 genannten Baublöcke wird Die 
offene Bauweiſe (villenartig) vorgejchrieben : 

a) Die in diefen Baublöden zu errichtenden Gebäude önnen einzeln 
ftehen oder in Gruppen vereinigt werden. Ber Gruppenbildung 
dürfen nicht mehr als höchitens 3 Häufer vereinigt werden und 
muß bei den beteiligten Grundbeſitzern eine Einigung über den 


gemeinjamen Faſſadenplan vorhanden jein. . 











630 III. Ortsbauftatuten und Lokal-Baupolizei-Ordnungen. 


b) Der Abjtand der Einzelgebäude beziehungsweije der Abſchlußgebäude 
der Gruppen von der Nachbargrenze muß mindejten® 4 m be- 
tragen. Einzelne gejchlofjene Gebäubdeteile, wie 3. B. gededte 
Veranden, Treppenhäufer, Erfer ꝛc. dürfen in dieſen Zwiſchen— 
räumen bis zu 3 m von der Nahbargrenze vorjpringen. 

Leichte Schußdächer über ſonſt offenen Eingängen und Ein- 
fahrten, Windfänge, Freitteppen und umbededte Terrajjen, deren 
Fußböden bis höchſtens zum Erdgejchoßfußboden reichen, offene 
Beranden oder Balkone dürfen bis zu 2 m an die Grenze heran- 
rüden. 

ec) Die Gebäude dürfen außer dem Erdgejchoß nicht mehr als zwei 
Obergeſchoſſe erhalten. 

Ein ganz oder teilweile ausgebauter Dachſtock wird einem be- 
jonderen Dbergejhoß gleich gerechnet und jchließt Daher das zweite 
Obergeſchoß aus. 

Einzelne bewohnbare Räume in Türmen oder Giebeln werden 
jedoch nicht als bejonderes Obergeſchoß gerechnet. 

d) Die Errichtung von Seiten und Hintergebäuden ift nur mit Zu- 
ftimmung des Gemeinderatd und bejonderer Genehmigung der 
Baupolizei zuläflig. 

e) Alle von den Straßen aus fichtbaren Außenfeiten der Border, 
Hinter: und Seitengebäude müſſen eine gefällige ardjiteftonijche 
Ausbildung erhalten. 

f) Die Ausführung von Dachgeſimſen, Altanen, Galerien, Gängen 
und Treppen in Holz, jowie Bretter und Schindelverfleidung zur 
Ausihmüdung der Gebäude an der Außenjeite ift nah) Maß— 
gabe der Beſtimmungen der Artikel 54 und 55 der allgemeinen 
Bauordnung und $ 75 der Ausführungsverordnung geftattet. 

Gebäudehöhe. 
8 47. 

Mehr als 5 bewohnbare Stodwerfe darf, jofern die Straßenbreite 
diefe Zahl überhaupt zuläßt, ein Gebäude nicht enthalten. Es werden 
dabei Knieſtöcke, Manſardenſtöcke, Zwiſchengeſchoß al3 wirkliche Stod- 
werfe betrachtet. | 

Die Mindefthöhenmaße für Stockwerke, in welchen Menjchen 
wohnen oder arbeiten, find im Lichten nicht unter 2,50 m für Seller, 
Dad) und Zwiichengejchoffe und nicht unter 3,00 m für Hauptſtockwerke 
zu nehmen. 

Dachneigung und Dachausbanten. 
8 48. 

Ueber der zuläfligen Fronthöhe dürfen die Dächer nicht ſteiler als 
15° jein. Bei jteileren Dachflächen wird derjenige Teil ihrer Höhe, welcher 
die Neigung eines Daches von 45° überfteigt, der Gebäudehöhe zu: 
gerechnet. Manfardendachflächen dürfen hierbei feine fteilere Neigung 
als 70° haben. Giebelfeniter, durchbrochene Balluitraden, Dach- und 
Manfardenfenfter oder ähnliche Anlagen über der zuläffigen Fronthöhe, 
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jowie alle turmartigen Aufbauten bedürfen der baupolizeilichen Ge— 
nehmigung. 

Die gefamte Frontfläche aller über dem Hauptgefims vor die Dad): 
fläche tretenden Auf» und Ausbauten, wie Giebel, Dacjfenfter, Erfer- 
aufbauten und dergl. darf höchſtens Yyo der zuläffigen Faſſadenfläche 
betragen. Die hiernach zuläſſigen Dachausbauten dürfen nicht in einer 
geſchloſſenen Fläche, auch nicht in einem Giebelaufbau, deſſen Baſis 
mehr als die Hälfte der Faſſadenlänge einnimmt, angeordnet werden. 

49 


Vorſtehende Ortsbau-Satzungen treten mit dem Tage der Ver— 
öffentlihung im Kreisblatt in Kraft. 
Kaſtel, den 15. Februar 1906. 
Großherzogliche Bürgermeifterei Kaftel. 
Löffelholz. 


Baupolizei⸗Ordnung für die Stadt Kafſtel mit Amöneburg. 
Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 30. April 
1881 und der 88 3, 4, 6, 8 und 9 der Verordnung über Ausführung 
derjelben vom 1. Februar 1882 ijt nach Bernehmung des Gemeinderats 
vom 21. und 28. Oftober 1904, mit Zuftimmung des Kreis-Ausjchuffes 
des Kreiſes Mainz und mit Genehmigung des Großh. Ministeriums des 
Innern vom 7. Auguft 1905 zu Nr. M. d. 3. 19719 nachitehende 
Baupolizei-Ordnung errichtet worden. 
Bauhätten. 
Zu Art. 24 der allgemeinen Bauordnung, $ 41 der 
Ausführungsverordnung. 
> 1 





S 1. 
Bor Beginn von Bauausführungen, bei welchen zur Unterkunft 
für die dabei bejchäftigten Arbeiter feine Räume vorhanden find, die den 
nachfolgenden Beftimmungen eutjprechen, müſſen Bauhütten errichtet werden. 
Die Bauhütten müfjen im Weittel mindeitens 2,20 m im Lichten 
hoch, mit Wänden umſchloſſen und mit dichtem Dach verjehen jein. Die 
Größe der Grundfläche muß der Anzahl der bei dem Bau bejchäftigten 
Arbeiter entjprechen, die Bauhütte muß einen Holzboden, eine verſchließ— 
bare Türe und mindeſtens ein Fenſter haben. 
Stehen die Bauhütten in geringerer Entfernung als 5 m von dem 
zu errichtenden Bau, jo müſſen diefelben mit 5 cm ftarfen Dielen ab- 
gededt werden. 


5 2 

Bei jeder Bauausführung muß mindeftens 1 Abort für die Bau: 
arbeiter vorhanden jein. 

Provijoriiche Aborte müſſen jo bejchaffen fein, u man nicht 
hineinbliden fann. Können die Aborte nicht an eine Grube angeichlojien 
werden, jo find dichte Tonnen aufzustellen, welche nad) \ dar! um— 
gewechſelt werden müſſen. 

Die Aborte ſind möglichſt weit entfernt von bewohnten Gebäuden 
oder von Bauhütten aufzuſtellen, müſſen ſtets reinlich gehalten und die 
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Tonnen nach jedesmaliger Entleerung mit frijch bereiteter Kalkmilch oder 
Chlorfalf desinfiziert werden. 
Bauzäune. 
Zu Art. 28 der allgemeinen Bauordnung, R 47 der 
Ausführungsverordnung. 
3 


83. 

Bei jeder Bauausführung oder beim Abbruch von Bauten und 
Bauteilen an öffentlichen Straßen und Plätzen iſt zum Schutze des 
Publikums, nach eingeholter Genehmigung der Baupolizei ein Bauzaun 
aufzuſtellen. 

Die Bauzäune müſſen dauerhaft errichtet werden, mindeſtens 2 m 
hoch jein und jollen in der Pegel nur jo weit vor die Straßenflucht 
treten, daß noch mindestens ein I m breiter Streifen des Fußiteigs frei 
bleibt. Die an Bauzäunen angebrachten Türen und Tore dürfen nur 
nach der Bauftelle hin aufſchlagen; Gegenstände, welche Borübergehenden 
Schaden zufügen fünnen, dürfen nicht vorjtchen. Zeile des Bauzaung, 
welche entfernt werden können, dürfen nur innerhalb der Umzäunung 
aufgejtellt werden. 

Die Benutzung von öffentlichen Straßen und Pläßen zur Lagerung 
und Bearbeitung von Baumaterialien, jowie zu den für die Ausführung 
des Baues erforderlichen Vorrichtungen, die den Straßenverfehr be- 
Ihränfen, ift nur nad) eingeholter Genehmigung der Baupolizei geitattet. 

Die Zubereitung von Mörtel, Strohlehm und dergl. darf nur in 
dichtjchließenden Pfannen erfolgen; das Ablöjchen von Kalt in Gruben 
auf öffentlihem Gelände ift gänzlich unterjagt. 

Durch Bauzäune, Gerüfte und durd) die Benugung des öffentlichen 
Geländes zur Lagerung 2c. dürfen im Gebraud) öffentlicher Einrichtungen 
wie Straßenbeleuchtung, Brunnen, Wafjerablauf, eleftriiche Leitungen, 
Hydranten, Schachtdedel, keinerlei Erjchwerung eintreten. Alle dieſe 
Einrichtungen müſſen ungerährdet erhalten und zugänglich bleiben oder 
es muß eim entiprechender Erſatz dafür geitellt werden. 

Gerüfte und — — 


54 

Alle Gerüſte ſind nach fachmünniſ chen Grundſätzen, dem jeweiligen 
Zwecke der’ ausführenden Bauarbeiten entſprechend, in ſolider, ſach— 
gemäßer Weiſe ſo herzuſtellen und zu unterhalten, daß die betreffenden 
Bauarbeiten mit Sicherheit ausgeführt werden können. 

Die Gerüſtbretter müſſen beſchnitten ſein und eine ihrer Belaſtung 
entſprechende Stärke beſitzen. 

Die einzelnen Rüſtgänge ſind mit einer ſicheren Bruſtwehr in 1 m 
Entfernung vom ‚Fußboden und mit Ausnahme der Tünchergerüfte, fir 
welche die Anbringung von Fußbrettern nicht vorgeichrieben ıjt, zum 
Schuße gegen herabfallendes Material mit aufrecht jtehenden Fußbrettern 
von mindeſtens 20 em Höhe zu verſehen. 

Um ein Herabfallen oder Fehltreten an den Enden der Gerüſt— 
gänge zu verhindern, ſind dieſe hinter der letzten Unterſtützung abzu— 
ſperren. 
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Menn aus irgend einem Grunde die Gerüfte nicht ganz abgededt 
worden find, jo muß die Oeffnung mit einem ficheren Schußgeländer 
umwehrt jein. 

Merden Bodgerüfte auf Gerüftgängen verwendet, jo müſſen erftere 
auf Querjchwellen oder Brettern jtehen und mit einem ficheren Rüſtgang 
und Fußbrettern verjehen jein. 

Baugerüfte find nach dem jedesmaligen DBerlegen der einzelnen 
Balkenlagen mit denjelben in ficherer Weiſe zu verbinden. 

Bei allen Außengerüften (die Tünchergerüfte ausgenommen) Dürfen 
die Standbäume nicht über 4 m von einander entfernt ftehen. Diejelben 
müſſen im Boden feſt eingegraben und auf einer feiten Grundlage ruhen 
oder auf Holzjchwellen jo verzapit fein, daß fie nach feiner Richtung 
ausweichen fünnen. Ferner müſſen Die Gerüfte gegen Längen- und 
Seitenverjchiebung durch Diagonalverjtrebungen genügend gefichert fein. 
Die Standbäume müſſen bei einer Höhe bis zu 4 m einen mittleren 
Durchmeſſer von 8 em und bei einer Höhe bis zu 8 m einen jolchen 
von 12 cm haben. Bei Zunahme der Höhe um je weitere 4 m müſſen 
die Standbäume um je 2" cm ftärfer fein. 

Werden zu Streichen Kant» oder Rundhölzer verwendet, jo dürfen 
diejelben an feiner Stelle weniger als 10 cm mefjen und müſſen gut 
befejtigt werden. 

Kommen Statt dejjen Bretter (Reihplanfen) zur Verwendung, jo 
müſſen dieſe mindeſtens 25 cm breit und 4 cm ftarf jein und mit 
Nägeln an den Standbäumen befeftigt werden. 

In Abjtänden von höchſtens je 2,50 m find Streichen anzubringen 
und zu belafjen. 

Die Hebel dürfen höchjtens 1,50 m auseinander liegen, müſſen 
an den Streichen befejtigt jein, eine Auflage im Mauerwerk von min: 
deſtens 20 cm haben und an ihrer jchwächiten Stelle noch mindeſtens 
12 cm ftarf jein. 

Hebelgerüfte (jog. fliegende Gerüfte) dürfen mit Baumaterialien 
in größerem Umfange nicht belajtet werden, fie müſſen im Innern der 
Gebäude ſicher befejtigt und an der Außenfeite mit einer mindejtens 
1 m hohen Schukwand verjehen jein. 

An Tünchergerüften dürfen die einzelnen Gerüftgänge nicht mehr 
als 1,90 m übereinander liegen; fie müſſen mit ficherer Rückſtange, 
welche mit Stangenjeilen befejtigt jein muß, jowie Ausgangshebeln ver: 
jehen jein. 

Die für Tiünchergerüfte verwendeten Bretter müfjen mindeftens 
28 cm breit und 3,5 cm jtarf fein. 

Tünchergerüfte jollen auf Fußſteigen nicht eingegraben werden, 
find vielmehr auf geeignete Unterlagen aufzujegen, die jedoch nicht iiber 
die Breite de3 Gerüſtes oder vor die Fußſteigkante vortreten dürfen., 

Geriüfte, die längere Zeit in Benugung ſtehen, müſſen im ange- 
mejjenen Zeitabjchnitten auf ihre Haltbarkeit geprüft werden. Dei jolchen 
Gerüjten, welche im Winter längere Zeit unbenutzt gejtanden haben, it 
diefe Prüfung vor Beginn der Arbeiten im Frühjahr vorzunehmen. | 





634 III. Ortöbauftatuten und Lolal-Baupolizei-Ordnnungen. 


Zur Sicherung der Dacharbeiten muß das vorhandene Baugerüjt 
auf dem oberjten Gerüftgang und zwar joweit als es das vorhandene 
Gerüſt gejtattet, aber nicht tiefer al3 1 m unter dem Hauptgeſims, in 
ganzer Breite mit Dielen dichtichliegend abgededt und an der Außen: 
jeite mit einer mindeftens 1 m hohen Rückwand verſehen fein. 

An der Außenfront eines jeden Gerüftes (auch Tünchergerüſte) it 
ein ſolides und fräftiges 1,50 m breites Schugdad) in Höhe von 3—4 nı 
über dem Boden auf jchräg nach dem Baue anzubringenden Fräftigen 
Hebeln zum Schuge gegen herabfallende Gegenstände Herzuftellen. 

Bei Maurerarbeiten, welche über Hand hergejtellt werden, müſſen 
an dem jeweilig darunter liegenden Geſchoß Schuggerüfte, wie vorjtehend 
angegeben, angebracht werden; derartige Gerüfte dürfen erft abgebrochen 
werden, wenn alle an oder über dem Hauptgejims erforderlichen Arbeiten 
beendet find. 

Bei allen Bauarbeiten, welche die Errichtung bejonderer hoher 
Gerüſte erfordern, bleibt e8 der Baupolizei vorbehalten, von Fall zu 
Fall bejondere Anordnungen zu — 


Sobald der Rohbau vollendet ii find Baugerüfte jowie Bauzaun 
längjtens in 14 Tagen zu bejeitigen und das ſtädtiſche Gelände zu 
räumen. Die ordnungsmäßige Wiederherjtellung des Geländes, Pflajter ꝛc. 
erfolgt auf Koften der ORSEN 


Bei dem Abbruche von Gebäuden und Gebäudeteilen, jowie bei 
Herftellung von Baugruben und Fundamenten ift jo jorgfältig zu ver- 
fahren, daß der anjtogende Straßenkörper nebjt Zubehör (Kanal-, Gas— 
MWafjerleitung) ſowie die angrenzenden Grundftüde gegen Schaden ge: 
jihert bleiben und für das Bubliftum Gefahren und Beläjtigungen nicht 
entjtehen. 

Bei Bau: und Abbrucharbeiten iſt Staub- und Schmußbildung 
tunlichjt zu vermeiden. Baufchutt darf, wenn er nicht in geeigneten 
Gefäßen herabgetragen oder herabgelafjen wird, nur mitteljt gejchlofjener 
Ninnen von den Gerüften 2c. herabbefördert, nie aber herabgeworfen 
werden. Beim Aufladen it trodener, lojer Schutt zu begießen. 

Bauzäune, Gerüfte, ſowie das auf der Straße lagernde Material 
müſſen vor Eintritt der Dunkelheit bis Tagesanbruch hell beleuchtet jein. 

s 7. 

Für die Benutzung des Straßengeländes fann von der Stadt 
eine Gebühr feitgeiegt werden. Ebenjo kann bei Genehmigung zur Auf: 
jtellung eines Bauzauns und Gerüftes als Sicherheit für die ordnungs— 
mäßige Wiederheritellung der Straßen oder ftädtijchen Geländes eine 
Kaution verlangt werden. 

Erachtet die Bürgermeifterei die getroffenen Vorrichtungen als un: 
genügend, jo kann fie, abgeiehen von ihrem Rechte zur Zurüdnahme der 
von ihr erteilten Genehmigung, die fir nötig befundenen Sicherheits— 
maßregeln auf Koſten der VBerpflichteten (Art. 79 der allgemeinen Bau 
ordnung) anordnen und durchführen lafjen, umbejchadet der den Ber: 
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pflichteten verbleibenden Berantwortlichkeit für allen aus ihren Hand» 
ungen oder Unterlafjungen entjtehenden Schaden. 
Geftattete Vorfprünge ꝛc. vor die Bauflucht. 
Zu Art. 30 der allgemeinen Bauordnung. 
8. 


5 

Bei Errichtung von Bauten an öffentlihen Straßen und Plätzen 
ohne Borgärten wird ein VBorjpringen vor die Straßenfluchtlinien geftattet: 

a) bei Fundamentmauern in der Erde bis zu 25 cm und bei Sodel 
bis zu 15 cm; 

b) bei Bofjenquadern bis zu 15 cm; 

c) bei Fenſter- und Türgewänden bis zu 15 cm; 

d) bei Berdahungen und Stodgurten bis zu 40 cm; 

e) bei Dachgelimjen in Straßen bis zu Il m Breite bis zu 75 cm, 
in breiteren Straßen bis zu 1,20 m; 

f) Balkone dürfen nur in Straßen von mehr als 10 m Breite, Erfer 
nur in jolchen von mehr als 12 m Breite angelegt werden. An 
abgejchrägten Hausecken find beide nur zuläffig, wenn die Breite 
der Abjchrägung mindeſtens 2 m beträgt. 

Die Ausladung vor die Bauflucht darf Höchjtens 1,30 m biß zur 
Außenflähe der Brüftung oder des Gitter betragen, der niedrigite 
Punkt muß mindeftens 3,50 m über dem Fußſteig liegen, die Ent: 
fernung von der Grenze des Nachbargebietes muß mindeſtens das ein- 
einhatbfache Maß der Ausladung betragen. 

Eine Unterftüßung im Erdgeſchoß durch vor die Bauflucht vor— 
tretende Pfeiler, Säulen oder dergleichen iſt unftatthaft, kann dagegen 
in Konjolen und bei Erfern durch Ausfragung gejchehen. 

Konfolen und Ausfragungen dürfen nicht unter einer Höhe von 

2,50 m über dem Fußfteig beginnen. Auf Balkone an den Hoffafjaden 
Finden vorjtehende Bejtimmungen feine Anwendung. 

Soll die Schmalfeite eines Balfons an den Hoffafjaden näher ala 
2,50 m an die Nachbargrenze oder näher als 3 m nad) dem nächjten 
Nachbargebäude herantreten, jo iſt dieſe Schmalfeite durch eine unver: 
brenuliche, mindeſtens 2 m ode, a ohne Deffnungen zu jchließen. 


Für Straßen und Plätze Gi Borgärten ijt die Anlage von 
Zerrafien, von bededten Eingängen, Lauben, Gartenhäufern und von 
Anbauten aller Art gejtattet, jofern jolche mit dem Hauptgebäude derart 
verbunden jind, daß die Befeitigung ohne konſtruktive Schwierigkeiten 
erfolgen fann; fie müfjen mindeſtens um das Anderthalbfache ihres Vor— 
fprunges von "der nachbarlichen Grenze entfernt bleiben, jofern nicht S 75 
der Ausführungsverordnung zur allgemeinen Bauordnung größere Ent: 
fernungen vorjchreibt. 

Auch in Straßen mit Vorgärten find Balkone und Erfer nur ge— 
ftattet, wenn fie mindeſtens um das eineinhalbfache des Vorſprunges vor 
die Baufluchtlinie von der Nachbargrenze entfernt bleiben. Diejer Vor- 
ſprung darf bei Erkern, welche von unten aufgebaut find, nicht mehr als 
die Hälfte der Vorgartenbreite und bei größerer Tiefe der Vorgärten 
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al® 5 m nicht über 2,50 m betragen; die Breite der Erfer darf höchitens 
ein Drittel der Faljadenlänge betragen. 

Erfer, welche nicht von unten aufgebaut find, fondern auf Konfolen 
oder Ausfragungen ruhen, jowie Balkone dürfen nur bis zu 1,30 m 
vor die Bauflucht treten. 

8 10. 

Ein Hervortreten vor die Straßenfluchtlinie ift weiter gejtattet 
bezüglich : 

a) Waren- und Ausftellfäften in einer Tiefe von 0,20 m, wenn der 
Fußfteig mindeftens 1 m breit it. Diefelben müſſen abnehmbar 
jein, dürfen feine jcharfen Eden und Kanten haben und dürfen 
den Berfehr nicht ſtören; 

b) Marquiſen und Rollvorhänge und dergleichen, wenn die Ausladung 
mindestens 0,50 m weniger als die, Fußfteigbreite, höchitens jedoch 
2,50 m beträgt und der tiefjte Punkt derjelben mindeitens 2,10 m, 
die horizontale Eifenftange mindejtens 2,30 m über der Ebene des 
Fußſteiges liegt; 

ce) Firmenſchilder und Gewerbezeichen, welche mit der Außenwand 
parallel laufen, bis zu einer Ausladung von höchſtens 0,25 m, 
jofern diejelben mit ihrer unteren Kante mindeftens 2,30 m über 
der Ebene des Fußſteiges angebracht find. 

Das Anbringen von auf die Straßenflucht vorjpringenden Schildern, 
jowie von Hafen und Vorrichtungen zum Aufhängen von Fleiih und 
Jonftiger Waren ijt verboten. Wandlaternen und Lampen müjjen jo an- 
gebracht werden, daß jie nicht mehr ala 0,60 m vor die Straßenflucht 
vorjtehen und ihr tiefiter Punkt mindeftens 2,50 m über dem Fuß— 
jteig liegt. 

Der öffentliche Verkehr, die freie Ausficht für die benachbarten 
Gebiete und die Straßenbeleuchtung, darf niemals beeinträchtigt werden. 


5-11: 

Fußabkratzer dürfen nicht in die Straßenfludht vorjpringen. Sie 
ind vielmehr in die Trittftufen oder in das Mauerwerk des Haus» 
eingangs dergeftalt einzulafen, daß der Verkehr durch ſie nicht be- 
einträchtigt wird. 

S 12. 

Kettenjteine, Ketten, Abweisjteine, voripringende, jenfrechte oder 
ſchräge Bergitterungen dürfen auf Straßengelände nicht angebracht werien. 
Scußvorrichtungen mit Spigen oder jcharfen Kanten auf Schaufenfte: 
bänfen, Sodeln und dergl. find nicht zuläflig. 

Ebenjo dürfen feititehende Schirmdäcjer nicht angebracht werden. 

Im Erdgeſchoß eines Gebäudes dürfen Fenjtergitter, deren Unter— 
fante nicht mindejtens 2,30 m über der Ebene des Fußfteiges liegt, 
nicht über die Sodelausladung in die Straße vorjpringen. Nach der 
Straße aufjchlagende Fenſter und Läden, jowie Blumenkaſten und Blumen 
fenſter ſind jo zu befeitigen, daß fie vom Winde nicht umgejchlagen oder 
herabgeworfen werden fünnen. Eingangstreppen, Keller» und Souterrain- 


{ 
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Eingänge, Falltüren dürfen nicht über die Sodellinie in die Straße vor- 
Ipringen. 

"Tür- und Torſchwellen dürfen nicht Hinter der Bauflucht zurück— 
bleiben. 

Kellerlichtöffnungen find mindejtens 7 cm über der Ebene des 
Fußiteiges anzubringen und mit Fenjtern und Läden zu verjehen, die 
nicht nad) außen aufichlagen. 

Die Anbringung von Kellerlichtöffnungen, Kohlenſchächten und 
ähnlichen Vorrichtungen in der Ebene der Fußſteige oder Straßen ift 
unzuläjfig; fie fünnen nur dann gejtattet werden, wenn fie innerhalb 
der Bauflucht der Häufer liegen und mit jtarfem Rohglas auf Eijen 
oder tiefgeriefelter Eijenplatte abgededt find. 

$ 13. 

Borhandene Anlagen und Vorrichtungen der in 88 10, 11, 12 
aufgeführten Art, welche diefen Borjchriften widerjprechen, müſſen, wenn 
der Gebrauch der Straßen und Öffentlichen Plätze hierdurch beeinträchtigt 
wird und die Ausführung nicht mit unverhältnismäßig hohen Kojten 
verbunden ijt, innerhalb eines Jahres, von erfolgter Aufforderung durch 
die Polizeibehörde an gerechnet, entfernt bezw. vorjchriftsmäßig um- 
geändert werden, wenn nicht aus bejonderen Gründen eine Fürzere Frift 
vorgejchrieben wird. 

Abweisjteine, Treppen und Schwellen, die den Borjchriften nicht 
entjprechen, find zu bejeitigen, wenn eine Veränderung oder Erneuerung 
derjelben stattfinden, eine Umgejtaltung der baulichen Einrichtungen des 
Erdgejchofjes zur Ausführung fommen oder die Anlegung eines neuen 
Fußſteiges erfolgen joll. 

Höhe der Gebäude. 
Zu Art. 31 der allgemeinen Bauordnung, $ 5l der 
Ausführungsverordnung. 
$ 14. 

Die Höhe der Gebäude wird von der Dberfante des Fußſteiges 
bis zur Oberkante der Borderwand gemejjen. 

Bei Manjardenftocdwerfen wird die halbe Höhe zwiichen Haupt- 
geſims und Manſardengeſims bei der zulälligen Höhe mitgerechnet, 
vorausgejeßt, daß die Beitimmungen des Drtsbauftatuts ($ 48 des 
D.-B.:5t.) über die Form umd Steigung der Dächer eingehalten werden. 

Bei anfteigenden Straßen iſt für das Meilen der Höhe des Ge- 
bäudes die durchichnittliche Höhenlage des vor Ddemjelben liegenden 
Straßengeländes maßgebend. 

8 15. 

In Straßen von einer Breite big zu 6 m darf die Vor 
neuer Gebäude nur bis zu S,50 m, in Strafen von mehr als 6 
9 m Preite nur bi zu 11,50 m, in Straßen von 9 m bi8 1 
Breite bis zu 14,50 m und in Straßen von mehr als 12,50 r 
nur 2 m höher al3 die Straßenbreite beträgt, aufgeführt werde 

Die größte zuläjlige Höhe beträgt 18 m. 
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Sit die Straße ungleich breit, jo iſt die mittlere Breite vor der 
Hausfafjade für die Haushöhe maßgebend. 

Für Gebäude, welche an mehreren Straßen von ungleicher Breite 
liegen (Edgebäude), iſt die breitere Straße für die Beſtimmung der 
Marimalhöhe maßgebend, jo zwar, daß die größte zuläjfige Höhe Diele 
Straßenbreite nicht um mehr als 2 m überjteigen darf. 

8 16. 

Die Hinterwände der Vorderhäufer dürfen die vorhandene oder 
zuläffige Höhe der Straßemwände nur infoweit überjchreiten, al3 die 
Tiefe des Hofes die Breite der Straße überjteigt. 

Die Hoftiefe darf aber dann jpäter durd Einbauten von über 
5 m Höhe nicht mehr verringert werden. 

Eine Erhöhung über die Beitimmungen in $ 15 hinaus fann mit 
Eimvilligung des Gemeinderats bei Neubauten oder Stockwerkserhöhungen 
in der Altftadt geftattet werden, wenn die Bauten an eine Strahe zu 
liegen fommen, in der die Gebäude beider Faljadenlinien (zwiſchen zwei 
Duerftraßen) auf mehr als deren halbe Länge bereits eine größere Höhe 
erreichen. 

eh Ausnahme ift indefjen nur zuläjlig, infoweit nicht Rückſichten 
auf die FFeitigfeit und ?Feuerficherheit des Gebäudes entgegenftehen. 
Hbleitung des Regen- und Abfallwafjers. 
Zu Urt. 32 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 17. 

Alle Gebäude, welche ihre Traufe nach der Straßenjeite haben, 
müfjen zur Ableitung des Waſſers von Dächern, Balkonen, Erfern ujw. 
mit Dachrinnen und Abfallröhren verjehen jein, welche jtet3 in qutem 
Buftand zu erhalten find. Dieſe Dachrinnen müfjen bis au den Boden 
der Straße reichen. 

$ 18. 

Da, wo öffentliche Kanäle bejtehen oder angelegt werden, muß die 
Ableitung des Negen- und Schmußwafjers von den an die Straße 
grenzenden Grundftücden in jene Kanäle unterirdisch erfolgen. 

Für die Konftruftion und Bejchaffenheit der Entwäfjerungsanlagen 
und der Kanalanſchlüſſe find die den Ortsbaufagungen für Kajtel bei- 
gegebenen jpeziellen Vorjchriften für die Nanalifation maßgebend. 

Innerhalb der Altjtadt iſt der Anschluß der beftehenden big jegt 
noch nicht angejchlofjenen Hofreiten längftens in ſechs Monaten nad) 
dem Inkrafttreten dieſer Polizeiverordnung zu erwirfen. = 

In der Neuftadt und Amöneburg find, jobald der planmäßige 
Kanal von der Stadt ausgeführt ift, die an der betreffenden Straßen: 
jtredde anliegenden Grundftüce, ſoweit und folange letztere nicht Kultur 
(and bilden, vorjchriftsmäßig mit Entwäfferungsanlagen und Sanal- 
anſchluß zu verjehen. Bleiben die unterirdiichen Entwäfjerungsanlagen 
und die Bejeitigung der oberirdiichen Entwäfjerungsanlagen in der vor- 
geichriebenen Zeit unausgeführt, jo erfolgt die Ausführung derjelben auf 
Koſten des Befigers durch die Birgermeijterei zwangsweiſe. 
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$ 19. 


Nach Herjtellung der unterirdischen Entwäfjerungsanlagen find 
alle vorhandenen Arten oberirdiicher Entwäſſerungen und die dadurch) 
bedingten baulichen Anlagen, joweit diejelben vor der Straßenfluchtlinie 
ftegen, jowie überdedte Rinnen in den Fußſteigen von den Straßen- 
anliegern auf ihre Koſten zu bejeitigen. 

Feſte Stoffe, wie Küchenabfälle, Kehrricht, Schutt, Sand, Schlamm, 
Aſche und dergl. dürfen durch die Hausableitungsröhren nicht abgeleitet, 
auch nicht in die Straßenfinffaften gejchüttet oder gefehrt werden. 

Menſchliche und tieriiche Erfremente, jowie Abwaſſer aller Art 
dürfen nur unter den ortöftatutarishen Bedingungen für die Kanalijation 
der Stadt und nur injoweit ſolches überhaupt zugelaffen wird, durch 
die Hausentwäſſerung abgeleitet werden. 

$ 20. 

Der Eigentümer einer Entwäljerungsanlage ijt verpflichtet, dieſelbe 
jtets in gutem Zuftande zu erhalten und regelmäßig reinigen zu lafjen. 
Er hat jederzeit die zur Kontrolle angeordnete Unterfuchung derjelben 
zu dulden; etwa vorgefundene Schäden hat der Hauseigentümer auf 
eigene Koſten zu bejeitigen. 

Sicdergruben. 
8 21. 

Die Neuanlage von Sidergruben ift verboten. Diejelben find da, 
wo fie beitehen, innerhalb eines Jahres nad) dem Inkrafttreten diejer 
Bolizeiverordnung zu befeitigen. 

Abwäſſer aus gewerblichen Anlagen, insbejondere von Seifen- und 
Fettſiedereien, Brauereien, Brennereien, ſowie SFabrifen, in welchen 
Stoffe verwendet oder verarbeitet werden, welche dem Kanale jchädlic) 
werden fünuen, welche läftige oder jchädliche Ausdünftungen verbreiten 
oder brennbare Gaje erzeugen, dürfen nur unter bejonderen, den ein- 
zelnen Fällen anzupaffenden Bedingungen in das ftädtiiche Kanalnetz 
eingeleitet werden. Hierzu fünnen Anlagen zur Klärung, Kühlung, 
Desinfektion verlangt werden. 

Zeigen fi) bei der Einleitung von Abwäſſern aus gewerblichen 
Anlagen nachträglich Mißſtände für das Kanalnetz, jo ift auf Verlangen 
der Bürgermeijterei jederzeit entiprechende Aenderung vorzunehmen. 

Die Einführung von Dämpfen in die Kanäle ijt gänzlich unterjagt. 

Reule. 
Zu Art. 35 der allgemeinen Bauordnung, 854 der 
Ausführungsverordnung. 
8 23. 

Der Boden der Reule iſt in vorſchriftsmäßiger Weiſe zu entwäfjern. 
Wo Küchen- und jonjtiges Abfallwajjer (auzgenommen Regenwaſſer) in 
Reule geleitet ijt, muß diefer Zuftand binnen ſechs Monaten nach dem 
Inkrafttreten diefer Verordnung bejeitigt werden. 
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Soweit die Reule nicht dem öffentlichen Verkehr dienen, find fie 
gegen die Straße mit einem mindejtens 2 m hohen Abjchluß zu ver: 
jehen, in dem fich feine nad) außen auffchlagenden Türen befinden Dürfen. 

Zu Art. 36 der allgemeinen Bauordnung, $ 55 der 
Ausführungsverordnung. 
24 


Vorhandene Abtrittsanlagen, Piſſoirs, Düngerjtätten, Lagerplätze 
für Aiche und Abfälle, welche an Straßen und öffentlichen Plätzen liegen, 
ſind zu verdeden und nach der Straße mit einer mindejtens 2 m Hohen 
Mauer abzujchliegen und zwar innerhalb eine? Zeitraumes von höchſtens 
6 Monaten nach) Inkrafttreten diejer Polizeiverordnung. 

Zugänglichfeit der Gebäude für Feuerlöfchs und Nettiungdanitalten. 
Zu Art. 37 der allgemeinen Bauordnung, $ 56 der Aus— 
führungsverordnung. 

8 25. 

Die Beltimmungen bezüglich der. geringften Breite von 2,30 m 
und der geringjten Höhe von 2,60 m für Zugänge oder Durchfahrten 
der Gebäude, D.-B.-St. $ 29, find einzuhalten: 

a) bei allen Bauparzellen mit mehrgejchojfigen Seiten: oder Hinter: 
bauten; | 
b) bei allen Bauparzellen, welche zwei oder mehrere durd) Zwiſchen— 
bauten getrennte Höfe erhalten. 
5 26. 

Grundſtücke, die feine mehrgeichojjigen Seiten: oder Hinterbauten 
haben, dürfen ftatt der Durchfahrt einfache Zu- und Durchgänge erhalten, 
die in möglichjt gerader Richtung nad) dem Hofe oder Garten führen 
Die lichte Breite der Haus-, Hof und Zwijchentüren, zwijchen den Ge: 
wänden oder Blindrahmen muß mindejtens 1,10 m betragen. Der 
Durchgang zum Hof oder Garten muß mindeltens 1,30 m Breite 
erhalten, doc darf der Stiegenantritt mit Pfoſten um 20 cm vor Die 
Treppenwange treten. 

Die lichte Höhe aller Durchgangstüren, zwiſchen Schwelle und 
Blindrahmen gemejjen, muß mindejtens 2 m betragen. 

Vorſtehende Bejtimmungen gelten auch für die Eingänge der Bor- 
gärten und der Einfriedigungen der Bauparzellen. 

Werden au Gebäuden, die bei Erlaß diejer Polizeiverordnung 
bereits beitehen und deren Eingänge, Tor-Durchfahrten oder Durch— 
gänge den vorjtehenden Bedingungen nicht entiprechen, größere Bau- 
veränderungen, inZbejondere Umbauten im Erdgeichoß vorgenommen oder 
joll eine Vermehrung oder Erweiterung der Stocdwerfe zur Ausführung 
gebracht werden, jo müſſen die Ein: und Durchgänge, Tor: und Durd)- 
fahrten vorjtehenden Beltimmungen entiprechend gleichzeitig umgeändert 
werden. 

SHoifläche. 
8 27. 

Mindeitens 25%/0 der Geſamtfläche eines jeden innerhalb des Be: 

bauungsplanes liegenden Bauplates muß zufammenhängend, in möglichtt 


Nachtrag. C. Provinz Rheinheſſen, 128) Kaftel, Ortsbau-Sagungen. 641 


regelmäßiger Form als Hof oder Garten verbleiben. Eckgrundſtücke, 
welche einen jpigeren Winkel als 60° haben oder an drei Straßen 
liegen, fünnen bis zu 80% ihrer Grundfläche bebaut werden. 

Vorgärten, Höfe innerhalb der Gebäude (Lichthöfe), ſowie Höfe 
von weniger ald 5 m Breite an der Rüdjeite von Hintergebäuden werden 
hierbei nicht eingerechnet, bei Berechnung des zur erforderlichen Hofgröße 
vorgejchriebenen Prozentjages aber vorher von der Gejamtgrundfläche 
abgezogen. 

Auf bebauten Grundjtüden mit Hofräumen von geringerem Flächen— 
inhalt darf im Falle des Umbaues oder Neubaues die frühere Grüße 
nur dann beibehalten werden, wenn die Zahl der bis dahin vorhandenen 
Stodwerfe nicht vermehrt wird. 

Eine Verkleinerung jolcher Hofräume unter die bisherige Größe ijt 
nicht zuläffig. 

Für gewerbliche, namentlich mit Feuersgefahr verbundene Anlagen, 
jowie für Gebäude, in welchen feuergefährliche Stoffe lagern, kann ein 
größerer Hofraum vorgejchrieben werden. 

Zwiſchen auf demjelben Grundjtüd zu erbauenden, gegenüber- 
jtehenden Gebäuden muß ein freier Abjtand von mindeſtens 5 m liegen. 


Größere Fenerungsanlagen. 
8 28. 


Größere Feuerungsanlagen, wozu auch Kejjelfeuerungen und jolche, 
die das ganze Jahr hindurch in Benübung jtehen, zu rechnen find, 
dürfen nicht an der Grenzwand angelehnt werden, jondern es iſt zwilchen 
der Feuerung und der Grenzwand ein freier, mit der äußeren Luft in 
Verbindung jtehender Raum von mindeftens 10 cm Breite zu belafjen. 

Beilimmungen über gewerbliche Anlagen. 
8 29. 

Gewerbliche Betriebsstätten müfjen derart angelegt und unterhalten 
werden, daß Nachteile, Gefahren oder Beläftigungen für die Bewohner 
benachbarter Grundjtüde durch Ausjtrömung von Ruß, Naud, Dampf 
oder anderen jchädlichen Luftarten, durch Beitanf, Lärm, Erjchütterung 
des Bodens und dergl. möglichſt vermieden werden. 

Dieje Beitimmungen finden auch Anwendung auf Feuerungen und 
Scorniteine, die nicht zum Gewerbebetrieb dienen. Die rundeigen- 
tümer jind verpflichtet, Schornfteine, durch welche die Nachbarn beläjtigt 
werden, auf Aufforderung der WBoltzeibehörde durch Aufmauern oder 
Aufjagrohr zu erhöhen. 

Bei unmittelbar an fremde Nachbargrundjtüce anjtoßenden Fabriken, 
in welden Majchinen aufgeftellt werden, die eine jtarfe Erjchütterung 
hervorbringen, darf je nad) dem Grade der leßteren der an das Nach: 
barhaus anjtogende Teil des Fabrifgebäudes in einer Entfernung von 
2—4 m in der ganzen Höhe desjelben micht zur Aufjtellung oder Be- 
jeftigung der Majchinen, Transmiſſionen 2c. benußt werden. 

Die Gebälfe von Räumen, welche Erjchütterung erzeugende Majchinen 


tragen, oder an denen Transmiſſionen befejtigt find, dürfen nicht auf 
41 
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gemeinschaftlichen oder Ddireft an Nachbarmauern angrenzende, eigene 
Mauern aufgelagert werden, die Fundamente der Mafchinen find von 
der Nachbarmauer oder gemeinfchaftlichen Grenzmauern ſachgemäß zu 
tjolieren. Auf bejtehende Anlagen der Altjtadt und Amöneburg finden 
die in Abi. 3 und 4 enthaltenen Beſtimmungen feine Anwendung. 
Ställe, Piſſoirs und Mbortgruben. 
$ 30. 

Ställe, Piſſoirs und bauliche Anlagen, die zur Aufbewahrung von 
Segenftänden dienen, deren Zerjegung oder Ausdünſtung dem Mauer: 
werf nachteilig fein fann, müſſen von der Grenzmauer, ohne Rüdfict 
auf — Eigentum derjelben, durch bejondere Fjolierungsmauern getrennt 
werden. 

Der Boden ift wafjerdicht Herzuftellen und Abwaſſer, Jauche x 
find mitteljt wafjerdichter Kanäle in ebenfalls wafjerdichte Gruben ab- 
zuleiten. 

Ställe neben oder unter Wohnräumen müſſen von diejen durd 
jenerfichere und undurchläſſige Wände und Deden getrennt fein und bis 
über Dad) durch Röhren entlüftet werden. 

Neu anzulegende Düngerftätten, Jauchenbehälter und Abtritts- 
gruben müfjen von der Baufluchtlinie mindelten® 5 m, von Brunnen 
mindeſtens 5 m und von der Nachbargrenze mindejten® 1 m entfernt 
fein. Das betreffende Maß iſt von der Innenwand der Grube gemejien. 

8 31. 

Brunnenjtänder, Pumpen und Zapfitänder Dürfen ohne Einwilligung 
des Nachbard weder in gemeinjchaftlihen Mauern nod) unmittelbar an 
denjelben angebracht werden. Gegrabene Brunnen müſſen in ihren 
Yichten mindeitens 2,50 m von der Nachbargrenze entfernt bleiben. Gr: 
ringere Entfernungen fünnen bei äußerfter Raumbeichränfung oder mit 
Zuftimmung des Nachbars zugelajien werden, falls feine janitären 
Gründe entgegenstehen. 

Kinfriedigungen der Grundfüde. 
Zu Art. 39 der allgemeinen Bauordnung und $ 62 der 
Ausjührungsverordnung. 
& 32. 

Unüberbaute Grundſtücke oder unüberbaute Teile der Grundſtücke 
an planmäßigen Straßen oder Plätzen, welche dem öffentlichen Verkehr 
übergeben find, müſſen im nicht mißjtändiger Weiſe eingezäunt werden. 
Dabei dürfen in den Einfriedigungen nach außen aufjchlagende Türen 
nicht angebracht werden. 

8 33. 

Scheidewände zwiichen den angrenzenden Vorgartenräumen müſſen 
eine gefällige Ausbildung erhalten und dürfen nicht mehr als 1,75 m 
vom Fußſteig gemejjen hoch ſein. 

Die Vorgärten, Hofräume und Gärten in Straßen, welche zum 
Anbaue freigegeben find, find gegen die Straße oder den freien Plah 
mit einer zu genehmigenden Einfriedigung zu verfehen, welche bis zu I m 
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über Straßenhöhe in mafjiver Mauer beftehen kann. Der übrige Teil 
der Einfriedigung iſt in haltbarem Material und in gefälliger Form, 
al3 Geländer mit und ohne Steinpfeiler oder im licht durchbrochener 
Baluftrade auszuführen, welche die Fußiteighöhe um höchftens 1,75 m 
überfteigen dürfen. 

Für einzelne Einfriedigungsteile fünnen Mauern aus Hau= oder 
Blendjteinen mit Dedplatten zugelaffen werden. 

Die Einfriedigungen müſſen von den Anliegern ſtets ordnungs— 
mäßig unterhalten werden. 

Schußbretter. 
Zu Urt. 57 der allgemeinen Bauordnung. 


8 34. 

Auf allen Gebäuden, bei welchen die Dachtraufe nach der Straße 
geht und die Dächer mehr als 20° Neigung haben, müfjen Schneefang- 
vorrichtungen in geigneter Weile angebracht werden. 

Bei Manjardendächern find die Schugbretter am oberen Dache 
anzubringen. 

Die Schußvorrichtungen fünnen auch durch Eijenfonjtruftion (Blech, 
Gitter u. ſ. w.) erjeßt werden. Die Befeftigungseifen müffen in ge- 
nügender Zahl und Stärke vorhanden fein und müſſen dauernd gegen 
Rojt durch Anſtrich gefichert fein. 

Bei vorhandenen Gebäuden müſſen dieſe Schugvorrichtungen binnen 
Jahresfriſt, vom Inkrafttreten dieſer BaupolizeisOrdnung an gerechnet, 
angebracht werden, 

Sicherheitöborrichtungen. 
Zu Art. 60 der allgemeinen Bauordnung. 
$ 35. 

Jedes bewohnbare Stockwerk eines Haufes muß durch eine min- 
deſtens 1,00 m breite Treppe (mit den Wangen gemejjen) zugänglich) 
fein. In Wohngebäuden von mehr al3 zwei geraden Gejchofjen muß 
die Treppe feuerjicher Hergeftellt werden. 

Die zu diefen Treppen gehörigen Zugänge, Podeſte, Hausgänge 
und Korridore dürfen nicht unter 1,10 m breit und 2,60 m hoc) fein. 

Bon jedem Punkte eines Gejcholies des Gebäudes muß eine Treppe 
auf höchſtens 25 m Entfernung erreichbar jein. 

Mit Ausnahme des Kellerabichluffes find Berjchläge unter Treppen, 
welche nicht von Stein erbaut find, unjtatthaft. 

Alle Treppenöffnungen in den Deden, Kellerſchächte 2c. find mit 
jtarfen, jchütenden Geländern zu umgeben. 

$ 36. 

Alle Treppenhauswände von den Außenmauern bis zur Gang- 
wand müſſen zwijchen Kellergeſchoß und Dachflähe mindeitens 25 cm 
itark in Badjteinmauerwerf ausgeführt werden. ER 

Ale Treppenhausdecken müſſen, wenn fie nicht ganz in feier 
jiherem Material hergeftellt find, nach dem Treppenhaus zu verrohrt 


und verpußgt werden. 
41* 
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Als feuerfiher gilt eine Treppe, wenn deren tragende Zeile, 
Wangen, Trittjtufen und Futterbord entweder aus Stein, Schmiedeilen 
oder ganz aus Eichenholz hergeitellt find. Bei Verwendung von Eicher- 
holz müſſen die Lichtwangen mindeltens 6'"/» cm, die Wandwangen 
mindeitend 5 cm und die Stufen gleichfalls mindeftens 5 cm ftarf jein 
Merden zu ZTrittjtufen und Futterbrettern andere Holzarten al3 Eichen: 
holz verwendet, jo müfjen die Unterflächen verpußt werden. 

Bei Verwendung von Eijen zu tragenden Teilen der Treppen it 
dasjelbe mit entjprechender- feuerficherer Umhüllung zu verjehen. 

Vorſtehende Beltimmungen find nicht nur bei Neubauten, jondern 
auch bei Umbauten, die eine Aenderung der Treppenanlage bedingen und 
ohne verhältnismäßig hohe Koften ausgeführt werden fünnen, maßgebend 

37. 

In Schulen, Kirchen und anderen Gebäuden, welche für die Au— 
nahme einer größeren Meenjchenzahl bejtimmt find, in Gebäuden, i 
welchen feuergefährliche Gewerbe betrieben werden, jowie in Fabriken 
Magazinen, Speichergebäuden wird die Lage, Anzahl und Beicharfer- 
heit der Treppen und Zugänge zu denjelben in jedem einzelnen Fale 
feſtgeſetzt. 

Beſitzer von Fabriken oder anderen größeren Gebäuden ſind ver 
pflichtet, auf Aufforderung der Polizeiverwaltung innerhalb der Hofreiter 
gute Hydranten an den dafür bezeichneten Stellen anzulegen und ſolde 
im gebrauchsfähigen Zuftande zu erhalten. 

SKellerwohnungen. 
Zu Art. 61 der allgemeinen Bauordnung, $ 79 der 
Ausführungsverordnung. 
38 


Souterrain= und Kellergejchoffe dürfen zu Wohn: und Schar 
räumen nicht benußt werden. Ihre Verwendung zu Küchen, Wer! 
jtätten, Berfaufs- und Arbeitslofalen iſt zuläjig, wenn der Fußboder 
höchſtens 1 m unter dem Pflafter und der Fenſterſturz mindeftens 1,50 x 
über dem äußeren Terrain liegt. Die Fenfteröffnungen müjlen mis 
deſtens "ro der Bodenfläche des Raumes, den fie erhellen jollen, betrage: 

Gegen das Eindringen und Auffteigen von Feuchtigkeit find d 
Umfafjungsmauern und Fußböden jolcher Räume ſachgemäß zu ijolierer 

39. 

Sogenannte Entrejol3 über ZToreinfahrten müſſen, wenn jie « 
Wohn-, Schlaf» oder Arbeitsräumen benüßt werden jollen, durch em 
Gebälk oder Gewölbe nad) unten geichügt werden. 

Vorichriften über Baugeſuche, genehmigungspflichtige Bauten x 
u Urt. 65 der allgemeinen Bauordnung. 
8 40. 

Außer den im Art. 64 der allgemeinen Bauordnung aufgeführte 
Fällen ift die baupolizeiliche Genehmigung des Kreisamts zu ermirken 
— mit der Ausführung des Baues begonnen werden darf: 

. Zur Errichtung bezw. Umänderung von Gebäuden jeder Ar 

Kellern, Brunnen, Brunnenſchächten, Zifternen, unterirdifchen Wege 
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und Kanälen zur Zus und Ableitung des Waſſers und anderer 

Flüſſigkeiten von Gebäuden, Grundjtüden und Ortsſtraßen; 

2. zur Anlage von Diingerjtätten, Abtritt®-, Jauchen- und ähnlichen 
Gruben, insbeſondere auch jolhen für technische oder gewerbliche 
Anjtalten ; 

3. zu Einfriedigungen aus Mauerwerf, Holz, Metall oder anderem 
Material, fofern die unter Drdn.-Nr. 1—3 genannten Bauten an 
öffentliche Straßen oder Pläße zu liegen fommen, einerlei ob es 
lid um einen Neubau oder um Reparaturen Handelt. 

g 4l. 

Eine befondere Genehmigung ift ferner zu nachbezeichneten Anlagen 
zu erwirfen: 

1. zur Anlage oder wefentlichen Veränderung von in die Straße 
gehenden Vorſprüngen als Erfern, Balkonen, Säulen, Bilafterı, 
Metterdächern und Gittern; 

. zur Anbringung von Marquijen, Ausftellfaften, Gewerbeabzeichen, 

Firmenſchildern, Laternen (jiehe SS 10, 11, 12); 

3. zur Erridtung von Bauzäunen, Bau= und Tünchergerüften und 

zur Ablagerung von Baumaterial auf Straßengelände (jtehe $$ 3, 4); 

. zur Bornahme von Entwäfjerungsanlagen und Anichlußleitungen 
an die ftädtischen Kanäle (ſiehe Negulativ betr. Anſchluß an die 
Straßenfanäle zc.); 

5. zur Vornahme von Wafjerleitungsarbeiten, einerlei ob Neuanlagen 
oder Umänderungen (fiehe Regulativ betr. Anjchluß der Grundjtüde 
an die ſtädtiſche Wajjerleitung). 

Die Genehmigung für die unter Ziff. 1 erwähnten Anlagen ift 
durh das Kreisamt und für die unter Ziff. 2—5 erwähnten Anlagen 
durh die Großh. Biürgermeifterei im Einverjtändnis mit der Polizei— 
behörde zu erteilen. 


19 


— 


8 42. 

Handelt es ſich um baulich Anlagen innerhalb des Rayons der 
Feſtung oder um genehmigungspflichtige gewerbliche Anlagen, ſo finden 
außer den baupolizeilichen Vorſchriften auch die Beſtimmungen des 
Reichs-Geſetzes vom 21. Dezember 1872 (Rayon-Geſetz) betreffs Be— 
ſchränkung des Grundeigentums oder der Reichs-Gewerbeordnung, An— 
wendung. 

Baugeſuche, Straßenhöhe, Bauflucht und Bauabnahme. 
Zu Art. 66 und 77 der allgemeinen Bauordnung, ſowie 
$ 85 der Ausführungsverordnung. 
8 493. 

Die dem > 85 der Ausführungsverordnung zur allgemeinen Bau— 
ordnung vom 1. Februar 1882 in der durch die Verordnung vom 
18. $uli 1887 beitimmten Faflung entiprechenden Pläne find behufs 
baupolizeiliher Genehmigung, für jedes Gebäude getrennt, einzureichen. 
Diejelben müſſen bejondere Zeichnungen über das Kellergeſchoß, jedes 
einzelne Stodwerf, einjchließlich einer weiteren Knie- oder Dachſtock 
anlage, fowie über die Dachkonſtruktion enthalten, aus dauerhafte: 


mL 


— 
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PBapiermaterial in Aktenformat — 33 cm Höhe und 21 cm Breite —, 
injoweit e8 unter Einhaltung des vorgejchriebenen Maßſtabes der Pläne 
möglich ift, bejtehen und find in doppelter Ausfertigung bei der Großh. 
PVolizei-Verwaltung einzureichen. Pläne auf gewöhnlichem Pauspapier 
find unzuläffig. Handelt es ſich um Bauten, welche außer der bau— 
polizeilichen Genehmigung noch nah Maßgabe des Reichsgeſetzes, be- 
treffend die Beichränfungen des Grundeigentums in der Nähe von 
Feſtungen vom 21. Dezember 1871 der Genehmigung der Feſtungs— 
behörde unterliegen, jo find jämtliche Pläne und Zeichnungen in drei— 
jacher Ausfertigung beizufügen. Soweit tunlich, ift für jede Zeichnung 
ein bejonderes Blatt zu verwenden, jedenfalls darf lepteres nur einmal 
und zwar in Atenformat zufammengelegt fein. 

Jeder Lageplan muß Flur- und Parzellen-Nummer des Bangrımd- 
jtüces und der benachbarten Grundftüce, jowie die Namen der Eigen: 
tümer derjelben und die Richtung der Straßen- und Hausentwällerung, 
und zwar dieje in blauer Farbe, enthalten. 

Bei vorkommenden Eijenkonftruftionen kann eine revifionstähige 
Feſtigkeitsberechnung in doppelter Ausfertigung verlangt werden. Die 
Großh. Polizeiverwaltung Kaftel hat ſämtliche Baugejuche zc. der Großh. 
Bürgermeifterei zur Kenntnisnahme und Aeußerung vorzulegen. Ebenſo 
find jodann die Genehmigung und etwaige Bemerkungen der Großh. 
Bürgermeifterei mitzuteilen. 


8 44. 

Alle Baugefuche werden auf dem Büreau der Großh. Polizei: 
Verwaltung drei Tage lang unter Anzeige an die Nachbarn zu deren 
Einfiht und zur Erhebung etwaiger Einwendungen offen gelegt und 
müffen etwaige Einwendungen binnen diefer Zeit bei der Polizeibehörde 
zu PBrotofoll erklärt werden. Etwaige Vereinbarungen der WBeteiligten 
jind ebendafelbft jchriftlich nmiederzulegen. Im denjenigen Fällen, im 
welchen die Zuftimmung des Eigentiimerd de3 umüberbauten Nachbar: 
grundſtücks zur Nichterrichtung einer Brandmauer erteilt wird, find die 
Beteiligten ausdrüdlih auf die Vorjchriften der Art. 46 und 48 der 
allgemeinen Bauordnung, jowie der hierzu erlajjenen Gejegesergänzung 
vom 5. Oftober 1886 (Reg.Bl. ©. 129) zu verweijen. 

Der mit entiprechendem Beglaubigungsvermerf verſehene Revers 
muß auch in doppelter Ausfertigung vorgelegt werden. 

Nach Ablauf der dreitägigen Frijt find die Baupläne mit Bericht 
auf vorgejchriebenem Formular unverzüglich dem Streisamt bezw. der 
Bürgermeiſterei einzujenden. 

8 45. 

Die von der Baupolizeibehörde über die Baugenehmigung auszu— 
fertigende Urkunde nebſt zugehörigen Plänen muß auf der Bauſtelle 
aufbewahrt und während der Arbeitsjtunden den mit der Banaufjicht 
betrauten Organen auf Verlangen vorgezeigt werden. Diejelben haben 
das Necht, jederzeit die Baujftelle, die Anlagen und Einrichtungen zu 
bejichtigen und find verpflichtet, Zunviderhandlungen gegen die Bau— 
vorschriften oder die Baugenehmigung zur Anzeige zu bringen und, wenn 
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Gefahr im Verzuge ift, jelbjt die weitere Ausführung des Baues zu 
unterfagen. Im leteren Fall Hat die Fortjegung der Bauarbeiten bis 
nad Erlaß der unverzüglich einzuholenden Enticheidung des Kreisamts zu 
unterbfeiben. Erjcheint bei den Reviſionen eine Aufräumung der Bau— 
jtelle oder dergl. notwendig, jo ijt der Bauherr und in deſſen Abwejenheit 
der Baumeifter oder Bauleiter verpflichtet, Jolhe auf Verlangen alsbald 
vornehmen zu lafjen. 
8 46. 

Bei jedem Neubau ift, wenn der Neubau an einer Straße oder 
an einem öffentlichen Plate liegt, die Fluchtlinie durch einen Geometer 
erster Slafje auf Kojten des Bauherrn abzuftefen und, daß dies ge- 
ichehen ift, auf dem der Baugenehmigung beigehefteten Lageplane durd) 
den Geometer zu bejcheinigen. Bevor dies gejchehen ift, darf feinenfalls 
mit den Erdarbeiten begonnen werden. 

Die Ueberwachung der plan= und vorichriftsmäßigen Ausführungen 
der Bauten liegt dem Großh. Kreisbauinipeftor und den Kreisitraßen- 
meiftern, in den Fällen des S 41 Ziff. 2 bis 5 der Großh. Bürger: 
meijterei ob. 

Die nad) Art. 64 der allgemeinen Bauordnung genehmigungs- 
pflichtigen Bauten jind von den genannten Beamten zu revidieren, 

1. nad) Fertigitellung des Sodelmauerwerfs ; 
2. nad) Beendigung des Rauhbaues; 
3. nad) vollftändiger Fertigjtellung des Baues, jofern eine jolche bei 

Velichtigung des Rauhbaues ausdrücklich vorbehalten ift. 

Die nach) SS 40 und 41 diejer Verordnung genehmigungspflichtigen 
Bauten find lediglich) nad) ihrer Fertigitellung zu revidieren. 

Zum Behufe diefer Nevifion ift dem Sreisamt bezw. der Großh. 
Bürgermeifterei rechtzeitig Anzeige zu erftatten. 

Die Revifion wird alsbald nach erfolgter Anzeigeerjtattung über 
den revifionsfähigen Zuftand des Baues vorgenommen werden. 

Die Tätigkeit der PBolizeiorgane wird jelbjtverjtändlich durch vor: 
jtehende Vorjchriften nicht berührt. 

8 47. 

Die erfolgte Reviftion nach Fertigſtellung des Sodelmauerwerfs 
wird Durch einen entiprechenden Vermerk auf dem Plane bejcheinigt. 
Bor Erteilung diefer Belcheinigung dürfen die Bauarbeiten nicht fort- 
gejeßt werden. Ergeben jich bei der demnächſt folgenden Nevilion des 
Rauhbaues und evtl. de3 fertigen Gebäudes Anftände, jo find diejelben 
binnen einer von dem vevidierenden Beamten zu ftellenden Friſt zu be- 
jeitigen. Nach fruchtloſem Ablauf derjelben ift dem Kreisamt zweds 
weiterer Veranlajjung Vorlage zu machen. Werden die Anftände hier: 
nach bejeitigt, oder haben fich folche bei der Nevifion überhaupt nicht 
ergeben, jo wird die plan- und vorjchriftsmäßige Ausführung durch 
einen entiprechenden Vermerk auf den Bauplänen feitens des revidierenden 
Beamten bejcheinigt. Die Kontrollpläne werden al&dann durch Ver- 
mittlung des Großh. Kreis-Bauinipeftors dem Kreisamt zurückgereicht, 
joweit letzteres die Baugenehmigung erteilt hatte. 
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Wird eine Revilion durch den Mangel der Zugänglichkeit der 
Baujtelle oder aus einem anderen in der Verſchuldung des Bauherrn 
oder des Bauunternehmer 2c. liegenden Grunde verhindert, jo wird 
neuer Termin auf Koften des Bauherrn anberaumt. 

Aufſichtsgebühren. 
Zu Art. 78 der allgemeinen Bauordnung und $ 102 der 
Aunsführungsverordnung. 


8 48. 

Für die durch den Großh. Kreisbau-Inſpektor und die Kreisftraßen- 
meister wahrzunehmende polizeiliche Aufficht über die Bauausführungen 
find von dem Bauherrn Gebühren in nachfolgenden Sägen von dem 
Gemeinde-Einnehmer zu erheben und an die Kreiskaſſe abzuliefern: 

1. für je 500 cbm Rauminhalt eines genehmigungspflidhtigen Neu: 
baues ohne Schorufteinanlage 2 ME. ; 

2. für je 500 cbm Nauminhalt eines Neubaues mit einer Schorn: 
fteinanlage 4 ME. Schornfteine mit zwei oder mehreren neben- 
einanderliegenden Röhren zählen auch als ein Schornſtein. 

Für jede weitere in demjelben Gebäude befichtigte Schornftein- 
anlage 1 Me. ; 

3. für andere genehmigungspflichtige Bauten (vergl. $ 40 und 8 41 
Ziff. 1) jowie für genehmigungspflichtige bauliche Aenderungen je 
2 ME., jofern diejelben nicht im Anſchluß an einen genehmigung?- 
pflichtigen Neubau hergejtellt werden; 

4. für eine neue oder weſentlich veränderte Schornfteinanlage in einem 
bejtehenden Gebäude 2 ME, für jede etwaige weitere in demſelben 
Gebäude je 1 ME.; 

. für Die Nachrevifion behufs Feſtſtellung der Bejeitigung der bei 
der früheren Revifion vorgefundenen Anjtände bei jedem Bauweſen 
ohne Unterjchied 1 ME. 

Hierbei wird der der Gebührenberedinung zu Grunde liegende 
Rauminhalt durch Multiplikation der überbauten Grundfläche mit der 
Firſthöhe über Terrain ermittelt. 

Jeder Ueberjhuß über je 500 cbm wird für volle 500 cbm in 
Anſatz gebracht. 


or 


Des: und Entwäflerungsanlagen. 
8 49. 

In Bezug auf die Herftellung oder Umbau von Entwäjjerungs- 
anlagen, Anſchluß an die jtädt. Waſſerleitung, Inftallation von Waljer- 
leitungen, eleftriicher Leitungen gelten die hierfür erlaffenen befonderen 
Beitimmungen. 

Bezugszeit Der Wohnungen. 
Zu Art. 77 der allgemeinen Bauordnung. 
8 50. 

Mit den Berputarbeiten in Wohngebäuden darf erft einen Monat 
nad) der Nohbauabnahme begonnen werden. Die Rohbauabnahme findet 
erjt jtatt, nachdem das Dachwerk fertig eingededt und die Ausfüllung 
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der Zwiſchengebälke (Streifboden, Ausrollung 2c.) vorgenommen find. 

Wohnungen in neuen Häufern oder Stodwerfsaufbauten dürfen nicht 

früher als ſechs Monate nach der Rohbauabnahme bezogen werden; die 

Sommermonate vom 1. April bi3 30. September zählen anderthalbfad). 
—— — 


855 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Bofizei- Verordnung und die Orts— 
bauſatzungen werden, inſoweit nicht die einjchlägigen Borjchriften des 
Reichs- und des heſſiſchen Polizeiftrafgejeßbuches Anwendung finden, 
nach den Beitimmungen des Art. 80 der allgemeinen Bauordnung beftraft. 

52. 

Auf die in Gemäßheit der allgemeinen Bauordnung und Ddiejer 
Baupolizei-Drdnung behufs zwangsweiſer Herbeiführung der diefen Bor: 
Ichriften entjprechenden Zuftände betätigten Auslagen findet das Geſetz 
vom 30. September 1893, das Berfahren der Zwangsvollitrekung im 
Berwaltungswege betreffend, entiprechende Anwendung. 


8 53. 

Die Baupolizei-Drdnung für die Landgemeinden des Kreiſes Mainz 
vom 28. März 1899 findet in der Stadt Kaftel mit Amöneburg feine 
Anwendung. 

8 54. 

Vorjtehende Polizei-Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver— 
öffentlihung im Kreisblatt in Kraft. 

Kajtel, den 15. Februar 1906. | 

Großherzogliches Kreisamt Mainz. 
von Gagern. 


650 Sachregifter. 


Sach⸗Regiſter. 
(Wo nichts anderes bemerkt, bezeichnen die Zahlen die Seiten.) 


A 128 (Langſtadt), 129 (Richen), 143 (Bir 
= ſchofsheim), 148 (Büttelborn), 151 (Dorn- 
Abgänge aus Metzgereien — Abihn.3. berg), 153 (Dornheim), 163 (Groß-Gerau), 
135 (König), 137 (Michelftadt), 141(Stein- | 190 (Birkenau), 197 (Heppenheim), 212 
bad), 308 (Homberg a. D.). (Rimbach), 219 (Viernheim), 230 (Wimp- 
Abnahme von Bauten — Abichn. 3. fen), 242 (Bieber), 252, 263 (Bürgel), 
14 (Bensheim), 546 (Weijenau), = 270 (Dffendah) 315 (Büdingen), 300 





(Oppenheim). (Alsfeld), 331 (Bad Nauheim), 327 (Ajien- 
Hbtritte in Winkeln — Aihn 3.) heim), 343 (Busbach), 350 (Friedberg, 
133 (Erbad)). | 364 (Haichen), 309 (Meibach), 374 (Mieder- 


Abtrittsgruben — Abichn.3. 4 I (Nuer- | Erlenbadh), 380 (Nieder-Florjtadt), 3U 
bad), 35 (Jugenheim), 16 (Bensheim), | (Södel), 334 (Ober-Wölljtadt), 408 (Brün- 


22(Bidenbady), 48(Lindenfels } 52(Roridh), | berg), 415 (Heuchelheim), 417 (Inheiden, 
61, (Smingenberg), (Dieburg), 
130 (Ricdyen), 133 (Erbadh) 158 (Dorn- 8( 
heim), 170 (Gr. -Gerau), 188 (Stoditadt), 
222 (Viernheim), 248 (Bieber), 259 (Bür- 
gel), 308 (Homberg a. D.\, 280 (Offen- heim), 594 (Ejienheim), 512 (Qaubenheim), 
bady), 354 (Friedberg), 412 (Grünberg) 532 (Nieder-Olm), 536 (Stadeden), 50 
424 (Lich), 437 (Schotten), 445 (Gau- bis 542 (Weilenau), 547 (Bodenheim|, 
Odernheim), 478 (Bingen), 461 (Sprend- | 561 (Abenheim), 565 (Alsheim), 568 
lingen), 464 470 (Wöfftein), 519 Mainz) | (Dittelsheim), 572, 576 (Eppelsheim), 579 
543 - 545 (Weijenau), Oppenheim), (Gimbsheim), 612 (Weinsheim), 599 (Of 
623. 642 (Kaſtel). jtein), 608 (Pfeddersheim) 596 (Mont- 

Abtrittsgruben, Berunreinigung der- heim), 593 (Leijelheim), 590 (Horbeim', 
jelben durch Scherten ꝛc. — Abſchn. 3) 587 (Herrndheim), 584 (Gundheim), 618 
ve — Kaſtel). 

Abtritte auf bebauten Grandlücken Anſtrich von Baugruppen — Abihn. 3 
— Abjchn. 3. 3 (Auerbach), 39 (Jugen-| 155 ie, Gi (Groß-Geran) 202 
heim), 22 (Bidenbad), 43 (Lindenfels). (Heppenheim), 223 (Viernheim), 24 
a6 (Seeheim). Bl (Zwingenberg), 124) (impfen), 489 (Bingen). 2 
(Dieburg) 128 (Langftadt), 145 (Biichofs- | _, j J 
heim), 158 (Dornheim) 179 (Gr.⸗Gerau)d, Fan .. a * auch 
192 (Birfenau), 200 (Heppenheim), 221 nr UND vðerpu on ZKauerE!. 
(Viernheim), 334 (Friedberg), 346 Bug.) Aichn. 3. 182 (Guftansburg), 383 (Rieder 
bach, 411 (Grünberg), 437 Schotten), 451 Flörftadt), 378 ‚Nieder-Erienbadı), 34 
(Biaffen-Schwabenheim), 455 (Blanig), | (Söbel), 357 (Friedberg), 414 (Grünberg), 
477 (Bingen), 461 (Sprendlingen), 470| 442 (Schotten), 446 Gau - Odernheim) 48 











(Wöllftein), 19 (Mainz). (Bingen). 
Abnahmeichein — Abichn. 3. 14 (Bens- | Anftrich und Verbutz von Manern ıc 
heim), 647 (Kaftel). - - Abihn. 32 203 (Heppenheim), 224 


Anbau an Straßen, prov. Heritellung. | (Viernheim), 234 (Wimpfen), 257 (Bürgel), 
Abichn. 3 LI (Bensheim), 36 (Jugen- | 273 (Dffenbadh), 330 (Aſſenheim), 9 
heim), 41 (Lindenfels), 53 (Seeheim), 58| (Busbach), 489 (Bingen), 544 (Weilenon:, 
Zwingenberg), 69, Zu n. 74 (Urheilgen), | 550 (Bodenheim), 144 (Biihofsheim), 143 
8 (Elberjtadt), 105 (Mieder-Ramitadt), (Büttelborn), 166 (Groß⸗Gerau), 18 
110: Cber-Ramftadt), 121,125 (Dieburg), | (Guftavsburg), 155 Dornheim. 








Sadj-Regifter. 651 
rbeitertpohnungen — Abihn. 2 72  Dlm), 267 (Mlsheim), 573 (Ditteldheim), 
(Darmitadt). 578 (Eppelheim), 386 (Gundhein), 
rbeitäräume — Abihn. 2 31 ' 580 (Herrnaheim), 592 (Hordheim), 598 
echiteftur — bin. 3. 95 (Darmftadt). (Monsheim), 603 — 614 (Weins⸗ 
uffichtSacebühren — Abſchn.& 1ö(lBens- | heim), 623 (Kaſtel), 124 (Dieburg), 128 


beim), 178/®rof-Gerau), 285 ı Offenbadh), | (Langjtadti, 221 (Viernheim). 
303 (Büdingen), 207 (Aiefeld) 362 Bu Baugenehmigungen, Geichäftsgang bei 


berg), 491 (Bingen), 523 (Mainz). Dia denjelben, unter Anlehnung an den Staat3- 
(Oppenheim), 648 (Kaftel). vertrag zwiichen Heilen und Preußen — 
ufzüge — Abichn. 2. 34. a u — 


ußenſeiten bon Gebäuden — Abſchn. Bangefuce, Erfordernifie berjelben — 


3. 78. 87, 88, 80 (Darmitadt). Abjchn. 3. 174 (Groß-Gerau), 311 (Bil- 
usgüne a ans 8 Küchen, ee dingen), 295 (Alsfeld), 521 (Mainz), 


ufim. Abſchnitt 3. 9 (Auerbach), 38 552 (Oppenheim), 645 (Kaftel). 
‚Jugendeim), 27 (Bidenbadh), 47 (Linden- Vaugeluche Dffenfage Anz FE htm. 
jels), 52 (Lorih), 66 (Biwingenberg), 68 | 13 (Bensheim), 522 (Mainz). 


Nrheilgen), 91 (Eberitadt) 145 Biſchefe⸗ Bauhütten — Abjchn. 3. 631 (Kaftel). 
heim), 149 (Büttelborn), 188 (Stodjtadt), Bauplat, Mindeſtabmeſſungen — Abjchn. 3. 
194 (Birfenau), 226 —— 248 381 (Ober-Wöllftadt), 378 Nieder⸗Flör⸗ 
(Bieber), 322 (Büdingen), 331 — ſtadt 373(Nieder-Erlenbadh) ICH, en⸗ 




















360 (Friedberg), 405 (Grünberg), 519 Buled), (Södel), { 
(Mainz), Böl (Bodenheim). a 403 (Grop-Linden), W 
Grünberg), 424 (Lich), 434 ae 
8 447 Pfaffen⸗ 

z 458 ( gen), ern⸗ 
Abichn. 3. 75 (Darmftadt). heim), . 471 (Bingen), „ 467 (Wölftein), 
Abichn. 2 134 (Erbadh). 40%) (Budenheim), — 

Baubeidheid, Aufbewahrung desſelben — Dil (Bodenheim), 539 (Weijenau), 535 
Abichn. 3. 185 (Guftavaburg) 311 (Bü Stadeden), 531 (Nied.-Olm), 571 (Dittels- 
Dingen), 522 (Mainz), 647 (Ktaftel). heim), 576 (Eppelsheim), 681 (Gimbs- 
Baufluchtlinie, einheitliche — Abichn. 2 Dein), 599 (Dffftein), 608 (Pfeddersheim), 
75 (Darmitadti 200 (Heppenheim). 616 (Kaftel) 69 (Arheilgen), 98 (Eber- 
Banfluchtlinie (Wirkung — — ftadt), 109 (Ober-Ramftadt) 121 (Pic- 
Abichn. 3. 103 (Eberftadt), LOZ (Mieder burg), 128 (Langftadt), 129 (Ridyen), 
Namftadt). 113 (Ober — 138 (Steinbach) 142 (Bifchofshein), 147 
Baufluchtlinien, Feitiegung derielben - ‚Büttelborn), 152 (Tornheim), 162 (Grop- 
Abichn. 2 16, 18, 19. Gerau), 179 (Guftavsburg), 196 (Heppen» 
Banfluchtlinie, Nonfave — Abichn. 3 heim), 218 (Viernheim), 229 (Wimpfen), 
79 (Darmitadt). 313 (Bildingen), a) 331 (Bad- 


Banfluchtlinie, Zurücichen von Gebäuden Nauheim), 299 (Alsfeld). 325 (Afjenheim), 
Bien. 3. 3(Uuerbach), 38 (Qugenheim) 342 (Sriedberg), 18 (Bensheim), 241 
22 (Bicenbach), 43 (Lindenfels), bh (See Bicber), 251 (Bürgel), 270 (Offenbad)). 
ham), 60 (Zwingenberg), 112 17 (Ober Baurepifionen — Ubichn. 3. 177 (Groß— 








Ramitadt), 130 Richen, 139 ( Steinbach, Serau) 193 (Birkenau), 214 (Nimbadh), 
143 (Biichofsheim), 148 | Büttelborn, LD4 312 (Bibingen) 296 en h23 
(Bornheim), 161 (Gernsheim), 166 (Groß a. 546 (Weijenau), 553 (Oppen- 


Geran) 181 (Guftavsburg), Heppen- beim), Kaſtel 
Heim), 231 (Wimpien), 303 (Alsfeld), 317 Hauverbot a ln des Bebauungs— 
Büdingen), 329 (Afienheim:, 377 ıNieden vlanes) — Wbichn. 3. 36 wugeubein), 
lenbach), 387 (Ober -Wöllftade), Ui 54 1 Seeheim), 58 (Zwingenberg), 70 (Nr- 
Bubbadı ), 3831 Friedberg, 371 Melbach:, heilgen), 110, 116 (Ober-Ramftadt), 121 
—5 426 (Lich 437: Schotten), Dieburg), , 26 Habigheim), 128 (Yang: 
(Ga köbernbeim) 455 (lanig), döU Stadt), 138 (Steinbady), 143 (Bilchofs- 
-C 455 (Mlanı heim), 147 (Bältelborn), LO1 'Dornberg), 
dlingen, 152 (Dornheim), 163 (Groß⸗Geram, 
- 07-510  (Stodftadt), 37 (Heppenheim, 
im), Di bad), 262 (Bürgel), 314 | 
4 (Nieder 326 (Affenheim), 336 ( Bruchenbeii 
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Sach⸗Regiſter. 


rer, 350 (Beiedberg), \Dedenkonftruftion — Abichn. 3 48 


343 (Bußbach), 408 (Grünberg), 
(Lich), 434 (Schotten), 443 (Alzen), 444 
ge 458, 459 (Sprend-| 


Bingen). 
Denkmalsſchutz. Verfahren bei Bauge- 
juchen — Wbichn. L 42, 389 (Dekitadt‘ 


fingen), Elanig), 448 (Bfaflen- , Düngerftätten — Abichn. 3. 145 (Bijcort- 
Eh eabeiae) 472 (Bingen), 467 (Wöll- | heim), 150 ern), 18 (Dornbeim), 
ftein), 500 (Budenheim), 512 u. 171 (Großgerau), (Guftavsburg), 
heim), 528 (Mainz), 536 (Stadeden), 547 | 188 (Stodjtadt), 194 (Birkenau), 208 


(Bodenheim), 540 (Weifenau), 532 (Nieder- 
Dim), 565 (Aldheim), 568, 572 (Dittels- 
heim), F (Eppelsheim), 579 Gimbs- 
heim), a a 599 frei) | 
604 (Dfthofen), 608 (Pfeddersheim), 617 
(Kaftel). | 
— Abſchn. 3. 73 (Mrheilgen), 
76, 78, 80, 81, 83, 84, 98 
Barmfobt) 103 (Eberftodt), 167 Möder- 
Ramftadt), 117 (Ober-Ramitadt), 
276 (Offenbadh), me 333 —336 


(Bad Nauheim), rag), 457 | 
(Blanig), 476, 490 (Bingen), 567 (Ule- 
heim). 


Bauzäune — Abichn. 3. ua (Kaftel). 
Beleuchtung — Abichn. 2. 35. 





Betriebe, läftige an Straßen (Tiehe auch 
Gewerbebetrieb) — Abichn. 3. 139 (Stein- 
bach) 


Brandmauern, Ausfertigung von 


Mehbriefen bei gemeinichaftlichen | 


Mauern — Abichn. 2. 24. 

Brandmauern, Behandlung der ſicht⸗ 
— Teile — Abichn. 3. 490 (Bingen), 

90 (Darmitadt). 

— — Erhöhung derſelben — 
Abſchn. 

—— — Abſchn. 3. 146 GBiſchofe— 
beim), 159 (Dornheim), 171(Sroß-Gerau), 
184 (Guftavsburg), 195 (Birkenau), 2049 
(Heppenheim), 217 (Rimbach), 228 (Biern- 
Ban 238 (Wimpfen), 340 (Bugbad), 

— — 361 (Friedberg), 406 
(Grünberg), dt (Blanig), 463 (Sprend- 
lingen), 465 (Wöllftein), 520 (Mainz), 
550 (Bodenheim). 

Brunnen bei Friedhöfen — Abichn. 
3. 130. (Ridhen,, 273 (Offenbad)). 


D. | 


Dacheindeckung — Abichn. 3. 240 (Wim- 
pfen) 281 (Offenbach) 

Dachfirſt, Höhenlage desjelben — Abſchn. 
3. 934 (Darmiftadt). 

Dahaeihoh: Wohnungen — Abihn. 3. 
325 (Büdingen), 526 (Mainz). 

Dahneigung — Abihn. 3. 85 (Darm- 








ftadt), 113 (Ober-Ramftadt), 489 (Bingen), 


530 (Raftel). 


(Heppenheim), 237 (Wimpfen), 361 (Fricd- 
berg), 406 (Grünberg). 479 (Bingen), 
461 (Sprendlingen), 519 (Mainz). 
Düngerftätten an Strafen — An 
n 9 kei), Selbe, le eben 
(Jugenheim), 48(Lindenfeld), 66(Zmingen- 
berg), 131 (Beerfe cerfelden), 132 (Erbadı), 130 
————— 136 (Michelftadt), 140 (Stem- 
bad) 308 (Homberg a. DO) 333 (Bi. 
Dingen), 559 (Oppenheim). 551 (Dorn 
berg), 550 (Bodenheim) 598 (Monsheim). 
Durchfahrt, Erfordernis a... _ 
Abichn. 3. 185 (Guftapaburg), 340 ( — 
bach). 366 (Kaichen), 372 (Melbach), 392 
(Nieder-Flörftadt), 624 (Kaftel), 1 
(Richen), 208 (Heppenheim), 224 (Bieber), 
256 (Bürgel), 482 (Bingen), 640 (faftelı 


@. 


Einfahrten, Abſchluß derielben — Abihn. 
3 162 (Gernsheim), 293 (Sprendlingen). 

ee -— Abichn. 3. 75 (Darm- 
tadt) 

kn ge gr — Abſchn. 3. 73 (Ar 
heilgen), 102 (Eberftadt), 108 (Nieder 
Ramitadt), (Ober-Ramftabt), 132 
(Beerfelden), 135 (König), 137 (Wichel⸗ 
ſtadt), 141 (Steinbadh), 146 (Biichofsheim), 
150 (Büttelborn), 155, 160 (Dornheim), 


—— —— — 166 66, 172 (Groß⸗Geran 

uftadsburg), ), 189 (Stodftabt), 11 

bis —— — 200, 209 Heppenheim), 
217 (Rimbad), 22H ae 


(Bieber), 232 impfen), a 
281 (Dffenbadh), 303 (Wldfeib), 324 
dingen) 354 (Friedberg), 397 (Wieben,, 
411 (Grünberg), 424 u er . 
488 (Bingen), 465 dlftein), 21 

(Mainz), 543—545 (Weifenan) 549 
( (Bobenbeim) 642 (Kaftel), 3 (Uuerbad), 

(Jugenheim), 16 er > 
(Bidenbah), 46 (Lindenfels), 55 ı 
heim), 60 (Zwingenburg). 

Einfeitige Bebaunug — Abidhn. 3, 195 
(Birkenau), 196 (Heppenheim), 342 (Bup- 
badı). 

Einftödige Sebände — Abichn. 3. 
(Jugenheim), 57, 157 (Seeheim), 62 
(Zwingenberg). 


Sady-Regifter. 


rifenfachwerf zur Faſſade — Abſchn. 
3. 487 (Bingen). 

Fifenfonftruftion, Sicherung gegen 
Teuer — Wbichn. 3. 95 (Darmtadt), 483 
(Bingen), 531 (Mainz), 625 (Kaftel). 

Sntleerung von Abtrittägruben — 
Abichn. 3. 206 (Heppenheim), 222 (Biern- 
heim). 

Sntmwäflerungsanlage, Reinigung der» 
jelben — Xbichn. 3. 68 (Arheilgen). 
Entwäflerung von Grundftüden — 

Abichn. 3. 463 (Sprendlingen). 

Erfer — ihn. 3. 525 (Mainz). 

Eröfinung bon Straßen — Abſchn. 3. 
69 (Arheilgen), 98, 29 —— 143 
(Biſchofsheim), 213 (Rimbady), 444 (Gau- 
DOpdernheim), 449 ( ——— 
472 (Bingen), 500 (Budenheim), 606 
(OfthHofen). 

Erwerbv. Straßengelände — Abſchn. 3. 
48 Cork), 54 (Seeheim), 59 (Bwingen- 
Berpl. 71 (AUrheilgen), I (Eberitadt), 

106 (Nieder-Ramftadt), er Ober-Ram- 
ftadt), 122 (Dieburg), 128 (Langftadt), 
139 (Steinbadj), 156 (Bornheim), 180 
(Guſtabsburg), ——— 198 
—— else ws 

r), 264 (Bürgel), 271 (Offenbach), 300 

(Alsfeld), 327 (Affenheim), 332 (Bad 

Nauheim), 380 (Nieder-Flöritadt), F 

(Nieder-Erlenbach), 392 (Södel), 385 

(Ober⸗Wöllſtadt), 408 (Grünberg), 426 

(Lich), 417 (Inheiden), 447, 448 (Pfaffen- 

Een) — (Blanig), 458 

(Sprenblingen), 473 (Bingen), 467, 468 

(Wöllitein), 495 (Dauernheim), 496 96 (Gau- 

Algesheim), 498 en ibeten), DUO 

Budenheim), 505 (Ejjenheim), 506—509 

—— 513 (Laubenheim), 548 

(Bodenheim), 541 (Weilenau), 537 (Sta- 

deden), 533 (Nieder-Dlm), 561 (Aben— 

heim), 566 (Alsheim), 569, 573 (Dittels- 
beim), 576 577 (Eppelsheim), 580 (Gim$- 
heim), DB4 ( Gundheim), 588. Herrnöheim), 

590 (Horheim), 594 (Lerjelheim), 296 

(Monsheim), 600 (Dfitein), 606 (Dit 

bofen), 609 (Ri —— 613 (Weins 

— Maſteſſ, Klein-Linden, 

29, 30 (Bürftadt) Er Hofheim, 

jenheim), 17 (Bensheim), 42 (Linden 

(Auerbadı). 


| 











+) 
37 


Bens 


29 | Mainz 
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— — Abſchn. 24 
(Bickenbach), 43 — ir (See- 
heim), 62 


(Bmwingenberg), 202 (Heppen- 
heim) 


Fafladen:Mindeflabmeiiungen — 
Abſchn. 3. 72 (Mrheilgen), 101 (Eber- 
ftadt), Hr Sber- Rama), 125 (Die- 
burg), 319 (Büdingen), 348 Butzbach 
357 (Friedberg), 414 EN. 439 
(Schotten), 488 (Bingen). 504 (Bubden- 
** 543 (Weiſenau), 574 re 

629 (Ktaftel), 192 (Birfenau), 525 (Mainz), 
214 (Rimbadı), 80, 87, 88 (Darmftadt), 
305 (Alsfeld). 

Tachtwerfäban bei einftödigen Ges 
bäuden — er 3. 161 —— 
356 (Friedbe — (Grünberg), 
se (Kaftel), 5 ——— 

40 (Zugenheim), 24 (Bidenbad)), 57 (See- 
heim), 62 (Zwingenberg). 

Fachwerksbauten, zuläjiige Stodwerfs- 
zahl nn — Abſchn. 3. 304 (Als⸗ 
feld), 347 (Butzbach), 529 an): 

Pamilienwohnung — Abichn. 3. 
(Büdingen). 


Fenfterfläche — Abichn.3. 73 (Arheilgen). 

Fenerlöfcheinrichtungen -Abichn. 2.37. 

Feuerſicherheit — Abichn. 3. 625 (Staftel). 

Fluchtlinien, Revilion deri. — Abſchn. 3. 
160 (Dornheim), 172, 177 (Groß-Gerau), 
186 (Guftavsburg), 311 (Büdingen), 553 
Dppenheim). 

Fußboden, Höhenlage deri. — Abſchn. 3. 
112 ten), 22 (0 125 (Dieburg), 192 
(Birfenau), 202 (Heppenheim), 214 (Rim- 
bad)), 256 (Blrael), a onen) 329 
(Afjenheim), ea ), 356 (Fried⸗ 
berg), 372 (Meibadı), 388 (Ober-Wöll- 
jtein), 413 (Grünberg), 446 (Gau-Odern- 
heim), 450 (Bfaffen-Schwabenheim), 455 
(Blanig), 487 (Bingen), 470 (Wölftein), 
462 (Sprendlingen), 549 (Bodenbeim), 
570 (Dittelsheim), 578 (Eppelsheim), 581 
(Simbsheim), 586 (Gundheim), 589 
Herrusheim, 595 (Leijelheim), 607 (Dft- 


325 


boten, 614 (Weinsheim), 627 (Kaitel). 
G. 
Saftwirtichait, Betrieb deri. — Abichn. & 
118 (Dieburg). 
Gebäude, Art derielben — Abibrn. 2 © 


sl, 82, 53, 3. Z (Darmiftadt). 


Gebäudenbitand über die Stra 
Abichn. 3 25 (Darmitadt). 
SGebäudehöhe — Abidhn.3 
279—285 (Uffenbad)), 


En 








654 Sadı-Regifter. 


322 (Büdingen), 335 (Bad Nauheim), 357 | Geichäfteränme — Abichn. 2 2 


(Friedberg), 398 (Gießen), 447 (Heimers- Geſchloſſene Baumweife — Adicn - 
heim), 481 (Bingen), 497 (Kempten), 518, | 76, 80, BU u. 90, 92 (Darmfladt,. i> 





525 (Mainz), 544 (Weifenan), 564 (Aben- | (Wapenborn), 325 (Mainz). 

heim), 571 (Dittelsheim), 579 (Eppels- ı Gewerbeordnung, Anlage des Ss IH - 

heim), 575 (Dittelsheim), 586 (Gunde| Abſchn. 3. 3 (Auerbach), 38 (Jugenkerr 

heim) ‚624, 630—637 (Kaſtel), 46 (Xinden- | 22 (Bidenbadh), 55 (GSeeheim), KO | Jeu 

fels), 112 (Ober-Ranjtadt). genberg), &1 (Darmjtadt), 124 Diete 
Sebändetiefe — Abihn. 3. 87 (Darm-| 199 (Heppenheim), 221 (Viernheim, 


ftadt). (Bingen), — 4176Büdingt⸗ 
Gebäude-Vorſprung, Zwiſchenräume 334 (Bad Nauherm), 456 (Plamig,, # 


zwiſchen denſ. — Ubichn. 3. 7b (Darm- (Sprendlingen), 225 (Mainz), 641, Kakt: 

ftabt). Gewerbepolizeilihe Worderungen 
Seiache, Erneuerung deri. — Abfchn. 3.| Beachtung derſelben bei Baugeneiz 

29 (Bürftadt). gungen — Abſchn. 2. 9—12. . 
Semeinfchaftliche Mauern, Benutzung Gewerbebetriebe, läftige an Straßen - | 

derielben durch zerjegende Anlagen — | Abi. 3. 3 Auerbach, 38 (Jugende 

Abichn. 3. 9 (AUuerbad), 28 (Birkenbah), | 22 (Videnbad), 43 (indenfels), 53 (== | 

35 (Jugenheim), 48 (Lindenfels), 52 | beim), 60 Zwingenberg, 72 (Wrheilgen | 

(Korih), 66 (Zwingenberg), 159 (Dorn- 101 (Eberitadt), 111 (Ober-Ramitarı, | 

heim), 171 (Groß-Gerau), 209 Heppen- 154 (Bornheim), 165 (Groß-Gerau), 1X 

yeim), 238 (Wimpfen), 361 (Friedberg), (Guftavsburg), 199 (Heppenheim), 2 

406 (Grünberg), 488 (Bingen). (Viernheim), 243 (Bieber), 303 (Alste, 
Semeindeweg, Schliegung desielben — | 317 (Büdingen), 334 (Bad Nanberm, 

Abichn. 3. 1,36 (Jugenheim), 21 (Biden- | 328 (Alenheim), 353 (Friedberg 3% 

bach), 41 (Tindenfels), 53 (Seeheim), 58 | (Nieder-Erlenbad), 387 (Cber- Wölfe, 

(Zwingenberg), 70 (Nrheilgen), 28| 410 (Grünberg), 445 (Gau-Ldernbes, 

(Eberftadt), 105 (Mieder-Ramptadt), 109| 475 (Bingen), 513 (Saubenhetm), SE 

(Ober-Ramftadt), 152 (Dornheim), 163 (Naltel). 

(Sroß-Gerau), 179 (Guftavsburg), 196 | Grunddienftbarkeit, Deitellung dr 

(Heppenheim), 218 (Viernheim), 2230| behufs Anbau an cin: Brandmauer - 

re 241 —— 252 sale Abihn. L L 

314 (Büdingen), 299 (Alsfeld), 326 ( Afjen- ‘st, Gntichädiaunagu 

Ze), 342 (Bußbadh), 350 (Ffriedberg), ee en 

363 (Kaichen), 368 (Melbach), 330 ı Södel), Ani 3% 

me (Wieder & ee dh), 408 (Gruner, — (verſumpft) — Abjchn. 2 

(dh), & teinbadh), 445 Pfaffen- | ae — 4 

Sch ae — 458 — PR ann — ——— 
lingen 467,468 Wöllftein ), I7I (Bingen), DEN), Le 11, 20, 29, — 

( NO: \ Penı (Everftadt), 107 (Wieder-Ramitai 
499 (Budenheim), 239 (Weijenau), 536 115 (Ober-Ramftadt), 525 I 
(Stadeden), 531 (Nieder-Olm), 605 (Dit- (Ober-Ramftadi), 22 Mainz), 
hojen), 617 (Kaitel). 

Genehmigungspfliht, Ausdehnung H. 
auf Bauten — Abſchu.& 174 Groß— 

Gerau), 189 Stockſtadt), 310 (Büdingen), Sausentwällerunn — Abſchn. 2 Au 

294 (Alsfeld), 21 (Mainz), 644 Kaſtel), (Büdingen). 

250 (Bıeber), 551 (Oppenheim), 13 (Bens- | Seizung — Abſchn. 3. 

heim). Seritellung von Strahen Abſen 
Gerüfte an Straßen, Genehmigung der- 3. 127 (Habigheim), 255, 263 ( Bürgel 

jelben — Abſchn. 2° D (Auerbach), 32| 222 (Dffenbadh), 301 ( 21lsjeld), 327 (Affen 

Jugenheim), 24 (Bidenbac)), 44 (Lınden- , Heim), 331 (Bad Nauheim), Sol (Fried 

fels), 49 (Lori), 63 (Zwingenberg), 62 | berg), 370 (Melbadı,, 401  Gr.-Buledı 

(Arheilgen), 69 (Eberftadt), 156 ıDorn- |, 391 (Södel), 385 (Über-Isölljtadt), DEE 

heim), 167 (Groß-Geran), 193 Birfenanı, (Raichen), 380 (Nieder: zlörjtadt) f 

203 (Heppenheim), 215 (Rimbadh,, 224 (Bingen), 468 (Wölljtein), 44 4 

(Viernheim), 250 (Bieber), 286, Offenbah) — Heim), 800 (Budenheim), 215 











320 (Büdingen), 557 (Oppenheim), ” m), 540— 41 (Weijenau), SIE 
(Mainz), 632—634 (Ktaftel). \, 564 (Abenheim), 509 (® Vi 


Digitized by Goo 


601 Ofiſtein), 605 (Ditbofen). 
(Pfeddersheim), 612—614 (Weinsheim, 
519 (Kaſtel), 240 (Kirchhauien) 
(Biernheim), 21 (Arheilgen). 
Sintergebäude, Abitand von einander | 
Abihn. 3. 227 (Biernheim), 259 | 
(Bürgel), 280 (Offenbach). 
Dintergebäude an Strafen ſiehe ee 
Seelen an Straßen) — Abihn. 3 
4 a la 39 (Yugenheim), 16 (Bens- 
beim), 23 (Bidenbady\, 56 (Seeheim), 61 
(Zwingenberg), 772 (Darmitadt). 


Sintergebäude, äußere Geftaltung derj. 
— Abſchn. 3. 19 (Bensheim). 

Hiutergebäude, Beihränfung derielben | 
— Ati. 3. 20 u. 22 (Darmitadt). | 

Sintergebäude, Genehmigung ie 
durch die Baupolizei — Abichn. 3, 78, 
(Darmftadt). 


Sintergebäude, Höhe derielben (liche 
aud) Nebengebäude) — Abichn. 3. 182 
(Suftaosburg), 525 (Mainz). 

Sintergebäude, Berbot deri. — Abſchn. 3. 
85, 88, 89 u. 94 (Darmitadt). 

Sintergebände, Stellung derſelben - 
ubichn. 3, 117 (Dber-Romftadt). 

Hiutergebäude, Zeit der Errichtung — 
Abjchn. 166(Groß⸗Gerau), 181 Guitads- 
burg), 192 (Bırfenau), 201 (Heppenheim), 
214 (Rimbadı) 303 (Alsield), 317 (Bis | 
Dingen), 329 (Affenheim), F (Bad Nau— 
heim), 358 «sriebberg), ; 387 (Ober-Röll- 
ftadt), 371 (Wtelbady), 377 (Nieder-Erlen- 
Dad. 412 (Grünberg), 438 (Schotten), | 

482 (Bingen), 574 (Dittelsheim). 


— Bautweife — Abichn. 2 81, 
92 (DTarmitadt), 239— 240 
306 (Alsfeld). 

Höhe, zuiammenliegende, beren Wirkung 
auf Gebäudehöhe — Abichn. 2 4ER. 
Hochwaſſergebiet, Bauweiſe in demſelben 

— Abſchn. 1(Aſtheim), 162 Gernus⸗ 
heim), 549 (Bodenbeim), — Dittels-⸗ 
heim), 582 Gimbsheim), 29 (Bürftadt). 
Sofraum — Abihn. 3. 86, 34 (Darm- 
ftadt\, 227 (Viernheim), 238 (Wimpfen), 
260 (Bürgel), 281— 283-285 (U nn 
bach), 340 (Butzbach), 360 (Friedberg), 406 
(Grünberg), 456 | Wlanig), JR | (Bingen), 
463 (Sprendlingen), 46h (Wöllftein), Di 











(Wimpfen), | 


| 
| 
| 
| 
| 














Beifenau), äß4 (Abenheim), 568 (Als 
im) 675 (Dittelsheim), 570 (Eppels: 
586 Gunde iD (Herenöheim) 

a— — hemmt), beim), 640 
Ei 184 (Our R(Heppen- | 
336 33 (Bi 
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2BPolzfachwerk — Abſchn. 3. 
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608 Hohlziegeldächer — Abichn. 28— 


jeld), 431 (Rauterbach), 433 (Schotten). 
78, 84, 87 
200 


487 


94 (Darmitadt), 161 (Gernshein, 
(Heppenheim), 319 (Büdingen), 
(Bingen). 


J. 

Innenwände — Ubichn. 3. 202 (Geppen— 
heim), 222 Viernheim), 232 (Wimpfen), 
318 (Büdingen), 347 (Bubbadh), 356 
(Friedberg), 413 (Grünberg), 43% Schot 
ten), 486 (Bingen), 626 (Kaftel). 

ud olierung von Rellerräumen — Abichn. 2. 

330 (Mfjenheim), 348 (Bubbad)), 356 
(Friedberg), 367 (Kaichen), 394 (Södel), 
372 (Melbach\, 378 (Nieder-Erlenbach), 
383 (Nieder ylörftadt), 413 (Grünberg), 
439 (Schotten). 


K. 


Kaminanlage bei Deu: und Stroh— 
lager — bin. 3. 550 (Bodenheim). 
Rau Abichn. 3. 255 (Bürgel), 
270 (Neu-Jienburg). 359 (Friedberg, 
344 (Butbadı), 405 (Grünberg), 425 


(Lid), 436 (Schotten), 545 (Weijenam, 
D58 (Oppenheim), 61 (Pfeddersheim), 


27 (Bidenbach), 198 (Heppenheim), 316 
(Büdingen) 302 (Alsfeld). 

Kanalbeitrag — Abidn. & 254 (Bürgel), 
266 (Hänjenitemm), 274 (Offenbach, Zur 
(Alsfeld). 316 (Büdingen), 328 (Mjjen- 
heim), 352 (Friedberg), 366 (Kaichen‘, 
376 (Nieder. Erlenbach) 392 (Süden), —* 
(Ober-Wölljtadt), RMNieder⸗Flörſtadt, 
410 (Grünberg), 602 (Oftiteim), 610 
Pfeddersheim), 619 Kaſtel). 

Kaution bei Straßeuherſtellung — 
Abichn. 3. 180 (Guftavsburg), 332 (Bad 
er 402 (Großen-Buje), 416 
Heuche FR ), 418 (Inheiden), 428( Stein- 
bach), a] j (Blarfen: 
ce (Bingen), 460 
(Sprendlingen), ien Wöllſtein), DUL 
(Budenheim), 507 (Gonjenheim), Dil 
(Weijenau), 538 Studeden), 534 (Nieder- 
Dlm), 570 (Dittelsheim) 5772 (Eppels- 
heim), 580 (Gimbsheim), 585 (Gund- 
heim), 588 (Herrnäheimi, 592 (Horheim), 
594 (2eijeljeim), 602 (Tffitein), &ld 
(Weinsheim), 620 (Staftel), 419 Lang— 
Goöns). 

Kegelbahnen, Abichn. 2 118 (Dieburg). 

Keller, Höhenlage über Kanal — Abſchn. 
3, 261 (Bürgel), 282 (Offenbadj). 
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8. | N. 


2agerräume ꝛ⁊c. — Abichn. 2 BL 
Yichtöffnungen im Trottoir — Abihn. | ylhichn. 2 2 
a2 164, 165 (Groß⸗ a 333 (Bad | Mechte au einer Grunddienfiberfei: 
Nauheim) ‚337: Bupbadj}, 358 (riedberg), | — Abſchn. L 2% 
371 (Melbad), 26 (Mieder-Erlenbad)), Negeniwaiier, Ableitung buziriken — 
2302 (Södel), 409 (Grünberg), 41 Abſchn. 3. 8 (Auerbadh), 34 (Sugenrbir 


Näucherfammern — diren Serie Ti 





(Schoiten), DIS (Mainz), 6372 (Kaſftel). 26 (Bidenbahi, 46, 47 (Lindeniets > 
Lokale Deitimmungen, Pfſlicht der Geo» | (Norich) 65. Zwingenberg‘ —— u—er 
meter zur Beachtung — bin. & &| 96 (Eberftadt), LOB (M teber-} an en 
113 (Ober-Ranıftadt), 145 (Biich e 





M. 149 (Büttelborn), 169 (Gros; res Bm 

J (Guftavsburg), 8B (Stodfteri . I 

Maichinens und Heizräume — Abihn.| (Birkenau), 205 (Heppenheim), 25 8er 

2 32 heim), 247 (Bicber), 339 Butzbach: 2 

(Büdingen), 404 (Grünberg), Ab: ikor- 

heim), 518 (Mainz) Dal ‚Boden cm) 
557 (Oppenheim), 638 (Kaitel). 

Regulierung von Baniluchtlinien — 

Abichn. 3 218 (Viernheim). 
Nindviehitälle — Abſchn 3. 154 irirar: 


Mafivban — Abichn. 3. 4 (Auerbach), 
34 (Yugenheim), 23 Bickenbach), Ab See- 
heim), GL (Ymwingenberg), 101 (Everftadt), 
L3l (Ricdhen), 2U1 (Heppenheim), 222 
(Biernheim), en 244 (Bieber), 

256 (Birgel), 318 Büdingen), 393(Söbel), 


387 (Ober-Möllitadt), 377 ——— burg). 
bach), 312 (Mielbachı, 367 (Naichen), 355 | Rußbeläſtigung — Abſchn. 122: 
(Friedberg), 412 (Grünberg), 438 (Schot. Gerau). — a 


ten), 48h (Bingen), — Budenheim), 
4 (Nieder-Olm), 606 (Dfthofen), 626 
(waftel). 
ne - Abichn. 2 161 (Gernsheim), 
202 (Heppenheim), 485 ao 


N. 


Nebengebände, Höhe derſelben, fiehe auch 
Hintergebäude — Abſchn. 3 113 (Eber- 
ſtadt). 

Nebengebäude, deren Genehmigungs— 
pflicht — Abſchn. 2 8 Mieder-Ram— 
jtadt), LL5 (Ober-Kamijtadt), 1U2 (Eber- 


Sicdergruben — Ubihn 2 8 (fixe 
bach) 12 (Bensheim), 27 (Biderbos 
66 (Zwingenberg), 153 (Dornbei m, „E" 
(Broß-Geramı,2US8t$ eg 


bad), 446 (Gan-Ddernheim), 8 un 
(Raltel:. 


Siedfeiiel, \ Rerichiedenes über Aufıei 
— Ubſchn 3.395 Wehen, 30% Bidin nei 
Sodelmanerwerk — \bihn I Zr 
heilgen), L22 \Eberftadt), 127 (Habig5. ::' 
Löl (Dornberg), 182 (Sultavsburg!. 











TE —— — —— —— — — — —— ———— ———— — 


jtadt). Scheidemauern im — — 
Abſchnitt 3, 377 (Bingen), 344 
O. Dim), 538 Stadeden. 
Defientlihe Gebäude — Abichn. 2 102 — als Braudmaner — 
Eberſtadt). Abſchu. L L 
Dfiene en — Ubidn. 222 (Ar! Scheidemanern auf en... 
heiligen), 76 81, 82, 83, 86 (Darm. — Abichn. 3. 102 (Everftadtr, 124 181 
ftadt), Erb 117 (Ober-Ranı- | burg), 437 (Schotten). 
itadt), 2UO (Heppenheim). Schladenjteine, Berwendung derjelt" 
Ortsbebanungspläne, Erfordernis der-! Wbichn. 2 1. 
jelben — Abichn. 2 27, 6—8. Schneefang — Mihn. 3. 249 (Bil 
— | 260 Buͤrgel), 282 (Offenbach, 341 Bir 
P. | bad), 324 (Büdingen), 361 EFrieddber 


424 (Lich), 54h (Weiſenau), b4d (naltehı 
Pinſſoir in Wirtichaften — Abichn. 3 Schnurgerüft, Anzeige wegen Autellun: 
IS (Dieburg . | — AUbicyn. 3 14 (Bensheim). 

Pläne für Bangenchmiaungen, Ei- Schornſteine, Ürfordermije bei Geneb⸗ 
jorderniffe derjelben — Abſchn. 2 5, & migung derſelben — Abſchn. 2 2 
 ipatiiraken — Abichn. 3.577 (Eppels: Saquweineſtälle — Abihn. 3 184 (Bu 

-+589 (Derrnsheint). | ſtavsburg). 


I 

od 

i Sah-Regifter. 657 
Stallfußboden — Abichn.3. 52 (Mainz). —— 403 (Grünberg), 422, 423 


Stempelbefreiung von Gingabes Xi), 441 (Schotten), dö4 (MWölltten), 
ftempel, Berechnung — Abjchn. 221,19, 517 (Mainz), 19 (Bensheim) 73 (Nr- 


Stempel für Baugenehmigungen = heilgen), 101 (Eberitadti, 144 ı Biichofs- 
Abichn. 3. 176. ' Heim), 635 | 'Kaftel). | 
— —— — Abſchn. Siraßengoſſen — Abſchu 2° 68 (6Ar— 

62 (Zwingenberg). | __beilgen). 


— Mindeithöhe — Abſchn. 3 Straßenkreuzungen — Abſchn. 2 1is 


72 (Arheilgen). 101, 104 (Eberſtadt) 106 (Büttelborn). 
108 (Nieder-Ramftadt), 113, 3, 1A (Obere | GiEEe er ee dekielben — 


Namitadt), 125 (Dieburg), Tu (Bıichofs- | _ bin. 3 75 (Darmitadt). 
heim), 120 (Büttelborn), 155 (Dornbeim), Stukkgubsdielen zu Näucherfammern 


166 (Groß-Gerau), 182 (Buftavsburg) — Abihn 2, 17 
203 (Heppenheim), 229 (Viernheim), 232 | 
(Wimpfen), 245 ıBieber), 257 (Bürgel), J. 


Effenbac 304 (Alsfeld), 330 (Affen- Teilung eines Gebäudes — Abihn. LA. 
heim), 325 (Büdingen), — 383 lieber. lör- Treppen, Art der Herftellung — Abichn. 3. 
ftadt), 367 (Friedber I (Bugbadı), |" 07 (Mams). 
as — gi ——— er Treppen, notwendige Anzahl — Abichn. 3. 
(Bu enheim), (Rieder-r Im) 185 (Guftavsburg), 249 249 (Bicber). 261 
ee): A u NR (Bürget), 282 (Offenbab), 643 (Kaftel). 
heim), 440 (Schotten) 456 (Rlanig), 450 Trodenfrilien — Abichn. 3. 399 (Gießen), 
— Schwabenheim), 14 Lauben— 511 (Koftheim), 648 (Kaftel). 
eim‘. j 

Stodwerk, Windeftzagl — Abicn. a 2u7 | Tonmenfplem — Abjdn. 3. 437 (Schot- 
—— —— — —— Trottoir, Art der Heritellung — Mbichn. & 

348 (Bußbadh), 357 riedberg), 113 Ober Ramitadt:, 102 \ Eberftabdt). 


(Ober-Wölljtadt), 372 (Melbadı), 629 T } 
rottoir, stolten derjelben — Nbidn. 3 

aan) 40 (Jugenheim) 7 (Seeheim), 2 (9ı ——— Er —— — 
62 (Bmwingenberg), BA —— — heim ABGBickenl ‚ach 42 Vindenfels) 


89, 0. 93 (Darmftadt), 117 Tüber- berg, ZI (Mrheilgen), 107 (Nıeder-Name 
Hamftadt tadt;, 123 ı Tıeburg), 153 (Dornbergn 
Strafen ichtung vd. Stallungen ıc 4 Broß (Herau;, IR Heppenheinh: 
⸗ 315  Bübdıngei 328 (lie , BB 
an denfelben — Anfchn. 3 2 (Mnerbah), ——, .,. gen — Ne — 
37 (Jugenbeim), 21 (Bidenbah), 42° una nz Wıeder-rlenbac), BAG 
Lindenfels), 54 (Seeheim), 59 (Zwingen- "elbo hi. 351 = be 244 (® 
berg), 22 (Urheilgen), 1U0, 101 (Eber- |, * or ri Kb 6 Se 
ftadt}, ILL (Ober-Ramftadt), 124 (Dir 11, ls, did Bınaan, 46U(® en 
burg), 165 (Groß-Gerau), LEO (Sultans: line) 68 — Buben 
303 (isfelb> SIR (Büdingen), 333 (Ba "ZH Monheim) KL —a2ı (Wafikl 
Nauheim), 345 (Bußbach), 353 253 (rie- Tuffſteine au Schorniteinröhren 
berg), 410 (Grünberg), 425 (Lidy), 436 abſchn 2 L 
(Schotten), 542 (Weifenau). 4 
Straßenfluchtlinie, vorjvringende Bau— 
teile — Abſchn. 2 6, 7 Muerbach). Neberlaui aus Aborten Abſchu 
32 (Sugenheim), 24 vBidenbach 45 192 (Birkenau), 214 (NRimbad)). 
(Zindenfels), 49, 50 (Xorih), 83 Imlegungp Grundflüden — Ubi 
(Zwingenberg), „a (Büttelborn), 156 AuE (Gr. Bujed), 46 (Planig), 


(Dornheim), 168 (Groß-Gerau), 182 = prendlingen), 491(Bingen), 582 
(SBuftansburg), 187 (Stoditadt), 193 heim), DUB on 


(Birlenau), 204 (Heppenheim), 215 (Rim- 305 Alsfeld) 

bad), 224 (Biernheim), 246 (Bieber), Unbebaubare Fahrſte 
235 — 258 (Bürgel), 279 bie. Z6 (Darnıftadt). 

383 (Dffenbadh), 320, 321 (Büdinaen), Unterfellerung von 
337 (Bugbadı), 336 (Bad Nauheim), 358° Ubichn. 3, 310 (Bil 


r 
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Odernheim), 456 (Blanig), 463 (Sprend- , Winkel Reule) — Abihn 3 4 Muer- 


lingen), 465 (Wöllftein). bach), 27 (Bidenbadh), 35 (Fugenherm), 

Unterfunftsräume -- Aſchn. 3 291 42 Sindeniet), 2 (Sofa), & 66 Zwingen 

Offenbach). berg), Geerfelden), 145 (Bilchote 

Unterfchrift von Situetionsplänen heim) 150 (Büttelborn), 159 (Bornheim, 

durch Geometer — WAbichn 2 170 (Groß-Gerau), 188 (Stoditadt', 194 

ı (Birkenau), 207 (Heppenheim), 227: Niern- 

2 heim), 236 (Wimpfen), 280 (Offenbadı,, 

: 308 (Homberg a. D.), 333 (Büdingen ‘, 

Verbot gnewerbliher Anlagen — 2340 GButzbach), 360 — 4m) 

Abjchn. 3. 89, 90, 94 (Darmitadt). (Brünberg), 423 (Eich), 464 (MWöllitein, 

Berfaufsräume in den Warenhäufern 520 (Mainz), 550 (Bobdenheim), 57 
Abichn. 2, 29, (Odersheim), 639 (Kaftel). 

Verkehrswege — Nbidn. 2 32 Wirtichaftsfonzefiion — Abıchn. 3. 1% 

Verlängerung einer Brandmaner — (Dieburg). 
Abjichn. L 2% "Wirtichaftötonzeifion, Einleitung des 


Verputz von Gebäuden (liche auch An- , Berfahrens vor der Baugenehmigung — 
rich und Berpug von Mauern) — Abſchn. Abichn. 2 26, 
3 5(Auerbach), 24 (Bidenbah) 41 (Ju- Wirtichaftsränme, Höhe derielben — 
genbeim), 44 (Lindenfels) 57 (Seeheim), » Abichn. 3. 119 (Dieburg). 
63 (Zmingenberg) 240 | impfen). Wohngebäude bei Friedböfen 
PVillenartige Bebauung — Abihn. 3: Mbjchn. 3. 130 (Richen), 317 (Büdingen 
10 (Auerbach), 12 (Bensheim), 40 (Xu-| 3b (Friedberg). 482 (Bingen), AIR 
genheim', 18 (Bensheim), 62 (Zwingen- | (Bodenheim', 543 (Beifenau), 538 Zu 
berg), 22 (Darmitadt), 114 (Ober-Ram- Deden), 534Mieberolm', 582/&imbehzım 
ftadt), 629 (Kaſtel). Wohngebäude, Windeitgrundllähe — 
VBillenartige Gebäude — Abichn. 3. 5 Abichn. 3. 589 ( Herrnaheim), 542 (Sord- 
(Auerbach), 24 (Bıdenbach), 107 (Mieder- , heim), 595 (Leijelheim'. 
Namitadı). Wohnungen — Abihn. 2. 32. 
Borgartenanlage — Abichn. 3. 3 (Auer- :Wohnungsmietränme — Abiche. 3 2. 
bach), 22 (Bidenbach), 398 ı ‚Siehen), 411. (Darmitadt). 


(Grünberg), 494 (Büdesheim.) Wohnungen unter Erde — Ylbidn & 
Vorgarten, Freitegung derjelben— Abichn. ; 261 (Vürgel), 282 (Offenbach), HL1 (toi 
3. 278 (Difenbadh). ‘ beim), 52U (Mainz), 546 (Wenenaun 
| 644 (Kaftel), 185 (Ouftavsburg, Zr 
W. Bvieber. 
Walmdächer -- Abjchn. 3 82 (Darmſtadt). 3 
Warenhäuſer, Bau derſelben — Abſchn. 

2 265—12. Zugang — Abſchn 3. 228 nn 
MWarenhans, Begriff desi. — Abichn. 2. 27, rer 261 (Bürgel), 282 ıC#en- 
Warenhäuier, Betrieb derielben — Ab— bad), 624 (Kaftel), 640 (Staftel). 

ihn. 2 37 


Druckfehler-Berichtigung. 


Seite 115, 8 Z muß beißen: Die tihte Stodhöhe x. 
Seite 124, Abſatz 2: In dem durd die Eüdanlage ꝛc. 
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Ein zuverläjfiger Führer duch ſämtliche noch gültigen 
heifiihen Gejete, VBerorpnungen und Belannt 
mahungen zc. iſt Die 


Geſetz Sammlung 
für das Großherzogtum Heilen 


bearbeitet von Rechtsanwalt und Notar H. Reh, Amts- 
rihter Dr. Heyer und Amtsrichter Gros. 


I. Band enthält die Jahre 1819— 1874 Preis ME. 10.— 
ii: ; — „123875-1898 14.40 
Hi: = = „1899 —1904 = 780 
IV. _ „ das Jahr 1905 2» "250 
Vı ji »„ „1906 (inBearbeitung) ca. Mf.2.50 

Sadıregijter zu Band T bis III Preis ME. 7.20. 


Zu beziehen durch ſämtliche Buchhandlungen vder Direkt 
von dem Verlag J. Diemer in Mainz. 
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